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Die    Souveränetät  (Statshoheit)   und   das 

Statsoberhaupt. 


Erstes  Gapitel. 

Der  Begriff  der  BouTerftnetfit  (Statshoheit). 

Der  Name  und  der  Begriff  der  Souverftnetät  ist  zunftchst 
romanischen  Ursprungs.  Souverftnetät  (supremitas  in  dem 
Latein  des  Mittelalters)  bedeutet  oberste  Statsgewalt, 
höchste  S tat sm acht  (suprema  potestas),  und  Souyer&n 
wird  genannt,  wem  dieselbe  zu  selbständigem  Bechte  zu- 
steht. 

Seitdem  Bodin  diesen  Begriff  zuerst  in  dem  Geiste  des 
französischen  KOnigthums  zu  einem  Orundbegriff  des  Stats- 
rechtes  erhoben  und  wissenschaftlich  ausgebildet  hat,  hat  der- 
selbe einen  sehr  groszen  Einfluss  auf  die  Statslehre  und  die 
Statspraxis  geflbt. 

Von  den  meisten  Publicisten  der  letzten  Jahrhunderte 
wurde  die  Souver&netftt  in  absolutem  Sinne  verstanden,  als 
völlig  unabhängige  und  unbegrenzt  herrschende 
Statsgewalt.  In  dieser  Auffassung  stimmte  Ludwig  XIY.  von 
Frankreich  mit  dem  französischen  Convente  von  1793  völlig 
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demokratie  aber  verliert  der  Satz  groszen  Theils  seine  An- 
wendaDg,  weil  in  der  regelmäszigen  Thfttigkeijk  die  oberste 
Macht  nicht  von  der  Bflrgerschaft  unmittelbar,  sondern  nur 
mittelbar  von  den  Bepräsentanten  derselben  ausgeUbt 
wird.  Ganz  unvereinbar  ist  derselbe  mit  allen  andern  Stats- 
formen,  denen  sie  die  sonderbare  Zumuthung  macht,  dasz  das 
Statshaupt  sich  dem  niedrigsten  Statsbürger  gleich  stelle,  und 
die  Begierenden  sich  als  Minderheit  der  Mehrheit  der  Be- 
gierten unterordnen.  Sie  weist  im  Statskörper  den  Ffiszen 
die  Stellung  des  Kopfes  an  und  diesem  den  Platz  der  Füsze. 

3.  Zuweilen  werden  auch  die  beiden  Meinungen  nicht 
scharf  unterschieden,  sondern  gehen  in  einander  Aber.  Die 
eine  ist  anarchisch,  die  andere  ist  absolut  demokratisch.  Den- 
noch behaupten  ihre  Yertheidiger  gewöhnlich  die  Allgemein- 
gOltigkeit  derselben.  Das  aber  ist  gerade  das  QeAhrliche 
dieser  Theorie,  dasz  ihre  Anerkennung  den  vollständigen  Um- 
sturz aller  andern  Statsformen,  mit  einziger  Ausnahme  der 
unmittelbaren  Demokratie,  und  die  Umwandlung  jener  in  diese 
im  Princip  voraussetzt  und  fordert. 

Dieselbe  ist  daher  wohl  schon  von  ganz  entgegenge- 
setzten Parteien'  verfochten  worden,  aber  immer  nur  von 
solchen,  wenn  anders  mit  Bewusztsein,  welche  mit  der  be- 

*  Wir  eriDnern  hier  rorans  an  die  Theorie  des  Jesuiten generals 
Lainez  nnd  der  Jesniten  Bellarmin  und  Mariana,  welche,  in  der 
Absicht  die  Oberherrlichkeit  der  Kirche  Aber  den  Btat  sn  begründen, 
und  anch  die  Könige  dem  Papste,  der  allein  von  Gott  seine  Gewalt  em- 
pfange, nicht  wie  jene  von  der  Menge  des  Volkes,  zu  unterwerfen,  die 
YolkssouTcrftnetftt  in  Schatz  nahmen.  Vgl.  darüber  L.  Bankers  bist, 
polit*  Zeitschr.  ü,  8.  606  if.  Einflaszreioher  aber  war  in  neuerer  Zeit 
die  Ansfabmng  dieser  Lehre  durch  Rousseau.  Br  nennt  das  ans  allen 
Einzelnen  gebildete  Volk  den  SouTcrftn.  Nach  ihm  ist  jedes  Indin- 
duum  zugleich  ein  Theilhaber  der  Sourerftnetät  und  hinwieder  ein  unter- 
than  des  Bourerftus,  nnd  da  er  die  SouTerilnetSt  für  den  allgemeinen 
Willen  nnd  diesen  fllr  uuTeriuszerlich  erklArt,  so  kommt  er  consequent  m 
dem  Satze,  dasz  die  Mehrheit  jederzeit  berechtigt  sei,  der  bestehenden  Obrig- 
keit den  Gehorsam  aufzukOndtgen ,  diese  zu  entsetzen  und  die  Verfas- 
sung beliebig  zu  indem.   Indem  nie  das  thut,  flbt  sie  nach  Rousseau  nur 
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stehenden  Statsordnong  oder  Statsregierung  unzufrieden  die- 
selbe zu  untergraben  und  zu  stürzen  strebten.  In  der  Hand 
der  französischen  Bevolution  war  dieselbe  daher  auch  eine 
furchtbare  Waffe  der  Zerstörung.  Schon  die  Nationalyersamm- 
lung  in  ihrer  Kriegserklärung  ?om  20.  April  1792  verkündete 
die  Bosseau'sche  Theorie  officiel:  „Ohne  Zweifel  hat  die  fran- 
zösische Nation  laut  erklärt,  dasz  die  Souveränetät  nur  dem 
Yolke  zugehört,  welches  in  der  Ausübung  seines  höchsten 
Willens  durch  die  Rechte  der  folgenden  Geschlechter  be- 
schränkt, keine  unwiderrufliche  Macht  übertragen  kann; 
sie  hat  offen  anerkannt,  dasz  kein  Herkommen,  kein  gesetz- 
licher Ausspruch,  keine  Willenserklärung,  kein  Vertrag  eine 
Gesellschaft  von  Menschen  einer  Autorität  unterwerfen 
kann,  so  dasz  sie  nicht  mehr  das  Becht  hätte,  dieselbe  zu- 
rückzunehmen. Jede  Nation  hat  allein  die  Macht,  sich  ihre 
Gesetze  zu  geben,  und  das  unveräuszerliche  Becht,  dieselben 
zu  ändern.  Dieses  Becht  gebührt  entwedei"  gar  keiner  oder 
allen  mit  vollem  Fuge.''  Der  nachherige  Convent  enthüllte 
die  weitem  Consequenzen  dieses  Princips  nach  der  Zerstörung 
des  Eöuigthums. 

Aber  auch  in  unsem  Tagen  haben  wir  wieder  die  that- 
sächliche  Verkündigung  des  nämlichen  Grundsatzes  auf  dem 
Stadthause  zu  Paris  erlebt.  Durch  einen  solchen  souveränen 
Act  der  aufgeregten  Pariser  Bevölkerung  wurde  im  Februar 
1848  die  constitutionelle  Monarchie  abgeschafft,  die  Republik 
proclamirt  und  die  Dictatur    eines  improvisirten  Begierungs- 

«Acte  ihrer  SouTerftneiftt**  aus,  und  ror  der  leibhaften  Manifestation 
eines  so  geftnszerten  YolkswiUens  Terschwindet  auch  die  abgeleitete 
Antorität  der  Stellrertretung  des  Tolks  in  den  Nationalversamm- 
lungen in  Nichts.  Das  Volk  aber  kann^  wie  Rousseau  meint,  sich  selber 
nicht  binden  weder  durch  Verfassung  noch  durch  Gesetze,  denn  diese 
sind  nur  Aeuszerungen  seines  WiUens,  die  so  lange  gelten  als  dieser 
Wille  selbst  sie  aufrecht  erhalten  will.  —  Dasz  mit  dieser  Lehre  die 
Fortdauer  der  Rechtsordnung  nicht  bestehen  kann,  und  solche  Freiheit 
ohne  Bestand  und  ohne  Treue  ist,  bedarf  keines  weitem  Beweises. 
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ansschnsses  eingesetzt.  In  einer  von  Lamartine  selber  re- 
digirten  officiellen  Knndn^hang  heiszt  es  wörtlich:  ,,Jeder 
Franzose,  der  das  Mannesalter  erreicht  hat,  ist  Statsbürger, 
jeder  Bürger  ist  Wähler.  Jeder  Wähler  ist  Souferän. 
Das  Becht  ist  gleich  and  es  ist  ein  absolutes  für  Alle.  Es 
kann  kein  Bürger  zum  andern  sagen:  Dn  bist  in  höherem 
Masze  Souverän  als  ich.  Erwäget  Eure  Macht,  bereitet  Each 
dieselbe  auszuüben  und  seid  würdig,  in  den  Besitz  Eurer 
Herrschaft  einzutreten.''* 

4.  Zwar  wohlgemeint  aber  unbefriedigend  sind  die  Ver- 
suche einzelner  französischer  Statsmänner,  dem  yerderblichen 
Begriffe  jener  Yolkssouveränetät,  welcher  entweder  aUes  Stats- 
recht  auflöst,  um  die  Statshoheit  zu  begründen,  oder  alle 
Staten  in  Demokratien  verwandelt,  den  einer  Souveränetät  bald 
der  Vernunft  bald  der  Gerechtigkeit  entgegenzusetzen.' 
Durch  Hinweisung  auf  jene  oder  diese  gedachte  man  dem  Misz- 
brauche  zu  begegnen,  welchen  das  Volk  von  der  Souverftnetit 

'  Lamartine^  histoire  de  la  r^Tolution  de  1848,  II,  p.  449. 

>  Z.  B.  Royer-Gollard  in  der  Rede  rom  27.  Hai  1820:  «Es  gibt 
Bwei  Elemente  in  der  QeselUchaft:  das  eine  ein  materielles,  d.  h. 
das  IndiTidnam,  seine  Kraft  und  sein  Wille  (ist  denn  das  IndiTidanm, 
seiDe  Kraft  und  sein  Wille  materiell?  Und  ist  nicht  aneh  hier  wieder 
der  alte  Irrthnm  wahrnehmbar,  dass  rom  Indiridunm  ans  das  8talsreeht 
bestimmt  werde?);  das  andere  ein  moralisohes,  d.  h.  das  Recht, 
welches  ans  den  berechtigten  YerhUtnissen  herrorgeht.  Wollen  Sie  die 
Gesellschaft  aus  dem  materiellen  Elemente  ableiten?  Die  Mehrheit  der 
Individuen,  die  Mehrheit  der  WiUen  soll  der  SouTerftn  sein.  Das  ist  die 
YolkssouTerftnetftt  Wenn  mit  Willen  oder  gegen  ihren  WiUen  diese 
blinde  und  gewaltsame  SouTerAnetflt  in  die  Hand  eines  Einaehsen  oder 
einer  Classe  flbergeht,  ohne  ihren  Charakter  an  Andern,  so  wird  lie  iwar 
in  einer  weiseren  und  gemAssigteren  Maoht,  aber  sie  bleibt  immerhin 
rohe  Kraft,  Das  ist  dieWnrxel  der  absoluten  Macht  und  der  Pririlegiea. 
Wollen  sie  im  Qegentheil  die  Oesellschaft  auf  das  moralische  Element, 
d.  h.  das  Recht  begrilnden?  Dann  ist  die  Gerechtigkeit  der  8o«- 
rerin,  weil  die  Gerechtigkeit  die  Regel  des  Rechts  ist  Die  freien  Ter- 
fassnngen  haben  den  Zweck,  die  rohe  Kraft  zu  entthronen  und  die  Q^ 
rechtigkeit  sur  Herrschaft  sn  erheben/ 
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machen  möchte. '  Allein  diese  Yorstellong  fibersieht,  dasz  das 
Becht  nur  der  Person,  das  statliche  Hoheitsrecht  nur  einer 
statlichen  Persönlichkeit  zukommen  und  von  dieser 
nach  Grondsfttzen  der  Yemnnft  und  Ger^htigkeit  ausgefibt 
werden  kann.  Dem  Irrthnm,  der  in  der  absoluten  Demokratie 
die  alleinige  Grundform  des  States  erkennt,  tritt  hier  der  Irr- 
thnm der  Ideokratie  entgegen,  in  der  wohlgemeinten  Ab- 
sicht, die  Yolksmehrheit  durch  die  Herrschaft  der  Idee  zu 
leiten.  Aber  es  bleibt  dieser  Widerspruch  erfolglos,  weil  die 
Macht  der  Persönlichkeit  stärker  ist  als  alle  Fiktion. 

5.  Eine  andere  Meinung  nennt  die  als  Einheit  gedachte, 
zwar  noch  nicht  oder  nicht  zureichend  organisirte,  aber  der 
Organisation  fähige  Natio  n  mit  ihren  Instincten,  ihrer  Sprache, 
ihren  (Gefühlen,  ihren  socialen  Gegensätzen  das  Volk  und  spricht 
der  Nation  das  Becht  zu,  den  Stat  beliebig  umzubilden. 

Wir  haben  in  der  „Nation^^  die  Anlage  zur  Yolksbild- 
nng,  d.  h.  zum  State  anerkannt  (Buch  IT.  Cap.  2)  und  müssen 
daher  zugestehen,  dasz  damit  mittelbar  auch  die  Anlage  zur 
Ausbildung  der  Statshoheit  anerkannt  ist.  Aber  nicht  mehr 
als  die  ursprüngliche  Kraft,  noch  nicht  ihre  Bethätigung,  die 
leere  Möglichkeit,  noch  nicht  ihre  Yerwirklichung. 

Die  Yolkssouveränetät  in  diesem  Sinne,  oder  wie  sie  nach 
dem  deutschen  Sprachgebrauch  richtiger  genannt  würde  die 
Nationalsouveränetät  ist  demnach  ein  unreifer,  unentwickelter, 
Yorstatlicher  Gedanke,  der  erst  die  Statenbildung  abwarten 
musz,  um  dann  in  statlicher  Gestalt  wirklich  zu  werden. 

6.  Man  kann  aber  und  man  musz  sogar  das  Yolk  in 
statUchem  Sinne  verstehen,  als  die  geordnete  Gesammt- 
heit  in  Haupt  und  Gliedern,  die  wir  als  die  lebendige 
Seele  der  Statspersönlichkeit  anerkennen. 

Inwiefern  der  Stat  alsPerson  erscheint,  insofern  kommt 
ihm  ohne  Zweifel  Unabhängigkeit,  Machtfülle,  höchste  Au- 
torität, Einheit  d.  h.  Souveränetät  zu.    Der  Stat  als  Person 
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ist  souverän.  Deszhalb  nennen  wir  diese Sotivet&netätStats- 
soüveränetät. 

Sie  ist  nicht  vor  dem  State,  noch  auszer  dem  State,  noch 
Ober  dem  State,  ^ie  ist  die  Macht  und  Hoheit  des  States 
selbst  Sie  ist  das  Recht  des  Ganzen  und  so  gewisz  das 
Ganze  mächtiger  ist,  als  irgend  ein  Theil  des  Ganzen,  so  ge- 
wisz  ist  auch  die  Souveränetät  des  ganzen  States  der  Souver- 
änetät  eines  einzelnen  Gliedes  im  State  überlegen. 

Wäre  nicht  die  Sprache  durch  die  Parteikftmpfe  verwirrt; 
so  könnten  wir  diese  Statssouveränetät  schicklicherweise  Yolks- 
souveränetät  heiszen,  indem  wir  unter  Volk  nicht  eine  aufge- 
löste Menge  von  Individuen,  sondern  die  politisch  gegliederte 
Gesammtheit  verstehen,  in  welcher  das  Haupt  die  oberste  und 
jedes  einzelne  Glied  die  seiner  Natur  gemäsze  Stellung  und 
Aufgabe  hat.  In  diesem  Sinne  haben  französische  PubUcisten 
—  nach  dem  entgegengesetzten  Sprachgebrauch  der  Franzosen 
und  der  Deutschen  —  diese  Souveränetät  auch  wohl  „Souver- 
ainete  de  la  nation^^  genannt.'*  Gegenwärtig  aber  wäre  jene 
Bezeichnung  den  heftigsten  Miszverständnissen  ausgesetzt,  und 
daher  haben  wir  den  unverfänglichen  Ausdruck  Statssouveräne- 
tät gewählt. 

Diese  Statssouveränetät  zeigt  sich  nach  Aussen  und  im 
Innern,    dott  als    Selbständigkeit   und   Unabhängigkeit   eines 

*  Stüre,  Sendschreiben  Ton  1848:  „Den  Satz,  dasz  dem  Volke,  der 
Nation:  Souveränetät  zustehen  müsse,  wird  Niemand  bestreiten,  sobald 
man  die  wahre  Qesammtheit  der  Nation  in  ihrer  verfaasungsm&szi- 
gen  Gestaltung,  also  Fürst  und  Volk,  als  das  Subject  der  Soorerä- 
netflt  betrachtet.  Macht  man  aber  den  Ansprach,  dasz  nioht  das  Qanze 
einer  solchen  festgegliederten  Ordnung,  sondern  irgend  ein  einzelner 
Theil,  sei  es  der  Fürst,  der  da  ruft:  Ich  bin  der  Stat,  oder  das  Paria- 
ment,  welches  den  K5nig  entfernt  oder  wohl  gar  die  blosze  Menge  der 
Individuen  im  Lande  das  Volk  ausmachen,  so  ist  der  Begriff  in  sich 
unwahr  und  jede  Folgerung  aus  dem  Unwahren  führt  zum  Verderben.* 
Siamondi^  ^tudes  I,  p.  8S  unterscheidet  ebenso  scharf  zwischen  der 
,,sonyerainete  du  peuple,^  die  er  verwirft,  und  der  „souverainet^  de  la 
Mtion,**  die  er  anerkennt. 
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jeden  Einzelstates  im  Yerhältnisz  zu  den  andern  Einzelstaten, 
beziehungsweise  auch  des  Weltstates  gegenüber  der  Kirche, 
hier  als  gesetzgebende  Macht  des  ganzen  geordneten  Yolks^ 
Mrpers. 

In  diesem  Sinne  pflegen  auch  die  Engländer  ihrem  Par- 
lamente, an  dessen  Spitze  der  König  steht,  und  welches  das 
gesammte  Volk  darstellt,  Souveränetät  zuzuschreiben.^  Es  ist 
das  aber  nicht  etwa  eine  Eigenthümlichkeit  des  englischen 
Statsrechts,  sondern  eine  Qrundansicht  der  modernen  Bepräsen- 
tatiwerfassung  Oberhaupt,  welche  den  Fürsten  zwar  als  Haupt, 
aber  gerade  deszhalb  auch  als  ein  Glied  des  Volkes  be- 
trachtet und  welche  die  höchste,  auch  thatsächliche  Ausübung 
der  Souveränetät,  die  Gesetzgebung  nicht  dem  Haupte  allein 
zugesteht,  sondern  nur  dem  Haupte  in  Verbindung  mit  dem 
repräsentativen  Körper,  d.  h.  nur  dem  ganzen  Statskörper. 
Die  patrimoniale  Statslehi^e,  welche  den  Stat  wie  ein  Eigen- 
thum  des  Fürsten  ansieht  und  daher  nur  den  Fürsten  Souver- 
änetät zuschreibt  und  die  absolutistische  Statslehre ,  welche  den 
Stat  mit  dem  Fürsten  identificirt  und  daher  die  Statssouveräne- 
tät  als  Fürstensouveränetät  faszt,  verkennen  beide,  dasz  alle 
Macht  des  Fürsten  wesentlich  nur  concentrirte  und  zusammen- 
gefaszte  Volksmacht  ist  und  dasz  das  Volk  und  dßr  Stat  als 
Bechtswesen  bleibt,  wenn  gleich  Fürsten  fallen  und  Dy- 
nastien untergehen.^ 

>  Dieser  Gedanke  ist  bereits  in  einer  Rede  des  Königs  Hein- 
rieh  YIII.  von  England  im  Parlament  ausgesprochen:  „Gleicherweise 
vernehmen  wir  Ton  den  Richtern,  dasz  nnsere  königliche  Würde  nie  er- 
habener steht,  als  während  der  Parlamentsversammlungen ,  wo  wir  als 
Hanpt  und  ihr  als  Glieder  dermaszen  zu  einem  politischen  K5rper  rer- 
bnnden  und  rereinigt  sind,  dasz  unserer  eigenen  Person  und  dem  ge- 
sammten  Parlament  für  geschehen  und  angethan  gilt,  was  auch  nur  dem 
geringsten  Hitgliede  des  Hauses  widerfahrt.*^  John  Russell,  Geschichte 
der  englischen  Verfassung  eto.  3. 

*  ZSpfl  (Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Statsrechts  §§  54 — 
56)  rerwirft  nicht  hiosz  für  die  deutschen  Staten  auch  diese  Stats- 
souTeranetftt  und  behauptet,  die  Monarchie  kOnne  Überhaupt  nur  die 
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7.  Aüszer  dieser  dem  ganzen  Stats-  oder  Yolkskörper 
selbst  inwohnenden  Sonreränetät  gibt  es  aber  noch  inner- 
halb des  States  eine  Sonveränetät  des  obersten  Glie- 
des, des  Hanptes,  die  Begenten-  oder,  da  sie  in  der 
Monarchie  am  klarsten  hervortritt,  die  Fürstensonverftne- 
tät.  Im  Yerhältnisz  zn  allen  andern  einzdnen  Gliedern 
des  Statsorganismns  nnd  den  einzelnen  Statsbürgem  kommt 
dem  Oberhanpte  der  Nation  wieder  die  oberste  Macht  und 
Stellnng  zn.  So  wird  anch  in  dem  englischen  Statsrecht  der 
König  in  besonderem  Sinne  der  Sonverftn  genannt,  nnd  so 

FfintensoaTerftaetAt,  wie  die  Bepnblik  nur  die  YoIkisoaTeribietai  aner- 
kennen. Das  rdmische  Statsrecht,  welches  die  majesias  popoli  Bomani 
sowohl  in  der  republikanischen  ali  in  der  kaiserlichen  Periode  procla- 
mirte  und  die  lex  immer  als  roluntas  popnli  Romani  anffasite  und  welches 
hinwieder  zur  Zeit  der  Republik  den  Consuln  ein  reg^um  imperiom  und 
dem  Senate  die  ganze  oberste  Yerwaltungs-  und  Steuerhoheit  (doch  ge- 
wiss ein  Stdck  Regierungssouveränetät)  beilegte,  bleibt  bei  dieser  Annahme 
ebenso  unerklärt,  wie  das  englische  Statsrecht,  welches  die  Sonrerinetilt 
des  Parlaments  nnd  des  englischen  Stats  (Volks)  in  Harmonie  bringt 
mit  der  SouTcränetAt  des  Königs.  Dasz  TÖlkerrechtlich  auch  die 
deutschon  Staten  (ganz  abgesehen  von  den  FürUen)  ah  souveräne 
Personen  gelten,  kann  nicht  bestritten  werden.  Wer  aber  eine  Person  ist 
im  Yerhältnisz  zu  andern  Staten,  wird  auch  eine  Person  sein  im  YerhAlt* 
nisz  zu  den  Indiriduen  im  State  und  zu  den  Wtrdeträgem  des  States. 
Die  Gesetze 'sind  anch  in  Deutschland  Statsgesetze,  und  die  Statssehnlden 
werden  auch  in  Deutschland  Ton  den  fürstlichen  Schulden  unterschieden ; 
d.  h.  auch  das  deutsche  Statsrecht  kann  sich  —  trotz  aller  Reminiseenaen 
an  die  frühere  patrimoniale  oder  absolute  FUrstengewalt  —  vor  der  nun 
so  ziemlich  in  der  ganzen  civilisirten  Welt  durchgedrungenen  Einsicht 
nicht  Terschlieszen,  dasz  das  Yolk  doch  noch  etwas  anderes  und  höheres 
bedeute  als  die  Oesammtheit  der  Gehorchenden  und  dasz  der  Stat  eine 
Existenz,  eine  Hoheit  und  Hacbtffille  habe,  die  nicht  ganz  ron  der  Hoheit 
und  Maoht/Qlle  der  Fflrsten  aufgezehrt  werde.  Ich  gebe  ZÖpfl  zu,  dass 
man  durch  die  ausschlieszliche  Behauptung  der  Fürstensouveränetät  nicht 
logisch  genöthigt  wird,  dieselbe  als  schrankenlos  aufzufassen;  aber  die 
neuere  Geschichte  hat  unwiderleglich  bewiesen,  dasz  die  üeberspannung 
der  forstlichen  Gewalt  und  die  Miszachtung^  der  Yolksrechte  in  den  deut- 
schen Ländern  ebenso  wie  in  den  romanischen  Ländern  in  dem  Princip 
der  ausschlieszliohen  FQrstensouTeränetät  jederzeit  eine  gefährliche  Ua- 
teritätzung  gefunden  hat. 
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in  jedem  monarchischen  State  dem  Monarchen  als  solchen 
hinwieder  Souverftnetät  beigelegt. 

Zwischen  jener  Statssonveränetät  nnd  dieser  Fürstensouve- 
rftnetät  ist  kein  Widerspruch.  Die  Sonver&netät  wird  nicht 
dadurch  gespalten,  dass  etwa  die  eine  Hftlfte  dem  Volke,  die 
andere  dem  Fürsten  zugetheilt  wird.  Das  Yerhältnisz  der- 
selben ist  nicht  das  zweier  eifersüchtiger  Mächte,  die  sich  um 
die  Herrschaft  streiten.  In  beiden  ist  Einheit  und  Fülle  der 
Macht;  aber  es  versteht  sich  von  selbst,  dasz  hinwieder  das 
Oanze,  in  welchem  das  Haupt  selbst  seiner  obersten  Stellung 
im  Körper  gemäsz  inbegriffen  ist,  auch  dem  Haupte  für 
sich  allein  übergeordnet  ist.  Das  ganze  Volk  (der  Stat) 
gibt  das  Gesetz,  aber  innerhalb  dessen  Schranken  bewegt  sich 
das  Haupt  mit  voiler  Freiheit  in  der  Ausübung  der  ihm  zu- 
gehörigen obersten  Macht.  Die  Statssouyerftnetät  ist  vorzüg- 
lich die  des  (Gesetzes ,  die  Fürstensouveränetät  die  der  Begierung. 
Wo  jene  ruht,  da  ist  diese  wirksam.  Ein  wirklicher  Con- 
flict  ist  nicht  leicht,  im  Princip  überall  nicht  möglich,  denn 
er  würde  denConflict  des  Oberhauptes  für  sich  allein  mit  dem 
Oberhaupte  in  Verbindung  mit  den  übrigen  Gliedern  des  States, 
also  einen  Gonflict  der  nämlichen  Person  mit  sich  selber  vor- 
aussetzen. 

Während  somit  zwischen  der  demokratischen  Volkssou- 
veränetät  und  der  Fürstensouveränetät  kein  wahrer  Friede 
denkbar  ist,  sondern  nothwendig  die  eine  die  andere  unter- 
werfen und  aufheben  musz,  so  ist  dagegen  zwischen  der  Stats- 
souveränetät  und  der  Fürstensouveränetät  die  nämliche  Har- 
monie wie  zwischen  dem  ganzen  Menschen  und  seinem  Kopf. 

Anmerkung.  Zuweilen  Tenteht  man  unter  der  Yolkasouyer&net&t 
niobt  die  oberste  Macht  der  Yolksmehrheit ,  sondern  nur  den  Qedanken, 
dasz  eine  Statsform  oder  Begierungsweise,  welche  mit  der  fixistena  und 
Wohlfahrt  der  Mehrheit  des  Volkes  unrertrSglich  sei,  auch  unhalt- 
bar sei,  oder  dasz  die  Statsform  und  Begierung  für  das  Yolk  da  sei. 
Dieser  Oedanke  ist  nicht  zu  bestreiten,  aber  er  ist  in  jener  Bezeichnung 
durchaus  falsch  ausgedrückt. 
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Will  Diftn  ferner  den  Satz,  dasz  alle  Siatsgewalt  nrsprünglioh  tos 
dem  Willen  der  Yolksmehrheit  abgeleitet  sei,  die  YolkssoaTer&net&t 
heiszen,  8o  ist  zwar  zuzugeben,  dasz  viele  Statsverfaasungen ,  wie  inibe- 
sondere die  demokratischen,  aber  auch  einzelne  Monarchien,  z.  B.  das 
römische  und  das  französi sehe  Kaiserthnm,  nach  der  Lehre  des  römischen 
und  des  französischen  Statsreohts  auf  einem  Willensaot  der  Yolksmehr« 
heit  beruhen.  la  dieser  Weise  erklären  mehrere  schweizerische  Ver- 
fassungen, nicht  dasz  das  Volk  souverftn  sei,  wohl  aber,  dasz  „die  8011- 
rerftnet&t  auf  der  Gesammthoit  des  Volkes  beruhe  und  Ton  dem  grossen 
Rathe  ausgeabt  werde.''  Z.  B.  Zürcher  Verfassung  Ton  1831  §.  !• 
Aber  auch  dieser  Satz  hat  keineswegs  für  alle  Staten  Geltung,  und  der 
Ausdruck  Souveränetftt,  der  ein  fortdauerndes  Recht  bedeutet,  kann  nnr 
nneigentlich  auf  solche  geschichtliche  Vorgänge  angewendet  werden. 

Durchaul  yerwerflich  endlich  und  selbst  mit  dem  demokratischen 
Statsrecht  unvereinbar  ist  der  Sinn,  der  oft  schon  practisch  dem  Worte 
VolkgHOuveränetftt  beigelegt  wurde,  dasz  das  Volk  im  Gegensatze  zur 
Regierung  oder  gar  jede  gereizte  und  mächtige  Volksmaise  berechtigt 
sei,  die  Regierung  nach  Willkür  zu  verjagen  und  die  Verfassung  za 
brechen. 


Drittes  Gapitel. 

I.  Inhalt  der  Statssouveränetät. 

1.  Das  statlich  geordnete  Volk,  der  Stat,  hat  vorerst  ein 
Recht  auf  Anerkennung  und  Achtung  seiner  Würde  und 
Hoheit,  oder  wie  die  Kömer  sie  genannt  haben,  seiner  Maje- 
stät. •  Jede  schwere  Verletzung  der  Ehre,  Macht  und  selbst 
der  Ordnung  des  römischen  States  galt  daher  den  BOmem  als 
ein  crimen  laesae  majestatis. 

2.  Die  Unabhängigkeit  des  States  von  fremden  Sta- 

*  Cicero  de  Oratore  II,  39:  «majestas  est  amplitudo  ac  dignitas  ci- 
vitatis. Is  eam  minuit,  qui  exercitum  hostibus  populi  Romani  tradidit.*' 
Partit.  erat.  c.  30  —  „minuit  is,  qui  per  vim  multitudinis  rem  ad  scdi- 
tionem  vocavit.''  Äuctar  ad  Herennium  11,  12  — :  „minuit  quin  ea  tollit 
ex  quibni  civitatis  amplitudo  constat  —  qui  amplitudinem  civitatis  de- 
trimento  adficit."     Vgl.  HeifUccU  Antiquit.  rom.  IV,  18,  3.  46, 
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ten  ist  ferner  eine  nothwendige  Eigenschaft  und  Wirkung  seiner 
Sonyeränetät.  Wenn  ein  Stat  genöthigt  wird  die  statliche 
Ueberordnnng  eines  andern  States  anzuerkennen,  so  verliert  er 
seine  Souveränetät  und  unterwirft  sich  der  Souveränetät  des 
letztern. ' 

Indessen  zerstört  nicht  jede  Unterordnung  eines  States 
die  Souveränetät  desselben  völlig,  da  die  Abhängigkeit, 
welche  mit  derselben  verbunden  wird,  nicht  eine  absolute  ist 
und  in  manchen  Verhältnissen  die  ursprungliche  Unabhängig- 
keit und  Selbständigkeit  wieder  vortritt.  In  zusammenge- 
setzten Staten,  Statenbonden,  Bundesstaten  und  Statenreichen 
haben  die  Einzelstaten,  obwohl  sie  iu  gewissen  Beziehungen 
dem  Ganzen  untergeordnet  sind,  dennoch  als  Staten  noch  eine 
relative,  zwar  nicht  dem  Inhalte  aber  dem  Umfange  nach 
beschränkte  Souveränetät.  So  spricht  man  in  der  Schweiz 
von  der  Oantonalsouveränetät  für  den  Bereich  der  Can- 
tonalangelegenheiten  im  Gegensatze  zu  der  Bundessouver- 
än etat  für  die  Bundessachen.  Aehnlich  ist  in  Nordamerika 
and  im  deutschen  Bunde  zwischen  der  Souveränetät  der  Ein- 
zelstaten und  der  des  Bundeskörpers  zu  unterscheiden. 

Yen  einer  relativen  Souveränetät  des  dem  Gesammtstate 
(Reich  oder  Bund)  untergeordneten  Einzelstates  läszt  sich  in- 
dessen nur  da  noch  reden,  wo  dieser  noch  für  sich  als  Stat 
organisirt  ist,  d.  h.  alle  wesentlichen  Organe  (gesetzgebender 
Körper,  Begierung  u.  s.  f.)  noch  in  sich  und  damit  auch  ein 
ihm  eigenthümliches  Statsleben  hat  und  selbstkräftig  übt,  aber 
nicht  da  mehr,  wo  er  in  das  Yerhältnisz  eines  bloszen 
Theils  —  einer  Provinz  —  ded*  gröszeren  Ganzen  gebracht 
worden  ist.  Wie  in  allen  relativen  Verhältnissen,  so  gibt  es  auch 
hier  einen  kaum  bemerkbaren  Uebergang  von  einem  zum  andern. 

'  Die  Bomer  waren  daber  gewohnt,  in  ihre  Friedenssehlüsse  mit 
unterworfenen  Staten  die  Formel  aufzunehmen:  ,,imperinm  majestatem* 
que  popttli  Romani  conserTato  sine  dolo  malo.*^  Cicero  pro  Balbo.  16. 
Livius  3d.  11. 
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Nach  Anszen  wird  die  Statssoarerinetfli  in  innrer  Zeit 
gewöhnlich  durch  das  Statshaupt  reprftaeutirt,  nicht  dnrdi  den 
gesetzgebenden  Körper,  aber  mehr  ans  Orflnden  der  Zwedc- 
mftszigkeit,  als  ans  Bechtsgrflnden. 

3.  Im  Innern  änszert  sich  die  Sonyeränetftt  Torerst  in 
dem  Rechte  des  Volks,  die  Formen  seines  statlichen 
Daseins  selbständig  zu  bestimmen,  nöthigenfaUs  zn 
Andern.  Man  nennt  diese  Befngnisz  auch  wohl  die  consti- 
tnirende  Gewalt  des  Volkes.'  Was  einem  Theile  des  Volkes, 
der  bloszen  Volksmehrheit  ohne  die  Begiemng  nicht  zuge- 
standen werden  kann,  gebflhrt  dagegen  unzweifelhaft  dem  ge- 
sammten  Volke  in  seiner  statlichen  Ordnung.  Der  einzelne 
ünterthan  darf  sich  den  Anordnungen  des  Volks  nicht  wider- 
setzen, selbst  wenn  seine  politischen  Bechte  durch  dieselben 
rerletzt  wfirden;  denn  der  obersten  Statsmacht  musz  das  Indi- 
riduum  sich  auf  dem  Oebiete  des  Öffentlichen  Rechtes  unter- 
ordnen, soll  der  Stat  seine  Einheit,  Zusammenhang  und  Ord- 
nung bewahren. 

Allerdings  ist  es  f&r  die  sittliche  und  die  rechtUdie  Be- 
urtheilung  nicht  gleichgültig,  ob  die  Aenderung  auf  dem  Wege 
der  Beform  oder  der  Bevolution  rollzogen  werde.  Die 
Beform  setzt  ?oraus:  1)  dasz  die  Aenderung  durch  den  nach 
der  Verfassung  befugten  Organismus,  in  den  Bepräsentativver- 
fassungen  somit  durch  den  Statskörper,  welcher  die  gesammte 
Nation   darstellt,   eingefUhrt    werde,  d.    h.  auch    formell 

*  Washington  Abschiedsrede  Ton  1769:  „Die  Qnmdlage  anBen 
politischen  Bjrstemes  ist  das  anerkannte  Recht  des  Tolkes,  seine  Ver- 
fassung in  oonstitniren  und  so  Andern.  AVer  bis  dass  dieselbe  innge* 
wandelt  oder  abgeAndert  ist  durch  einen  offenbaren  Act  dee  ICational* 
wiUens,  mnsi  die  Yerfatsong  ron  jedem  Bttrger  yerbindlich  und  heilig 
geachtet  werden.  Das  Recht  and  die  Macht  des  Yolkes  eine  Terfassuig 
etnxnführen,  schlieszt  die  Idee  in  sich,  dass  jeder  Einxelne  sich  derjeni- 
gen unterwerfen  mnss,  die  eingeflihrt  ist.  Jede  Opposition  gegen  die 
AotfUhning  der  Gesetze,  jede  Terbindong  die  darauf  ausgeht^  die'HiItig- 
keit  der  bestehenden  Regierung  au  behindern  oder  aufsohalten,  iit  in 
directem  Widerspruch  mit  dem  aufgestellten  Princip.* 
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rechtmftazigsei;  2)  dasz  auch  bei  der  Umgestaltung  des 
Rechts  der  G  e  i  s  t  des  Bechts  geachtet,  somit  das  abzuändernde  und 
aufzuhebende  Becht  nur  msoweit  als  es  wirklich  veraltet  und 
anpassend  geworden  ist,  beseitigt,  das  neue  nur  insofern  es 
reif  und  in  den  neuen  Lebensverhältnissen  begrflndet  erscheint, 
hervorgebracht  werde. 

Wird  entweder  die  Form  der  Verfassung  miszachtet,  oder 
in  dem  Inhalte  der  Aenderung  das  Princip  des  Bechts  verletzt, 
so  ist  ein  solcher  Act  nicht  mehr  Beform,  sondern  Bevolution. 

Das  Becht  der  Beform  ist  eine  nothwendige  Aeuszerung 
der  Lebenskraft  des  Stats.  Dieses  Becht  bestreiten  heiszt  die 
Entwicklung  des  Volks  läugnen  und  die  Bevolution  veranlassen. 

Die  radicale  Statslehre  behauptet  aber  auch  ein  Becht 
des  Volks  zur  Bevolution.  Aber  schon  der  JBegriff  des 
Statsrechts  steht  dieser  Annahme  entgegen,  denn  die  Bevo- 
lution ist  entweder  ein  gewaltsamer  Bruch  der  Stats  Verfassung 
oder  eine  Verletzung  des  Bechtsprincips.  Desshalb  sind  Bevo- 
lutionen  in  der  Begel  keine  Bechtshandlungen ,  wenn  sie  auch 
mächtige  Naturerscheinungen  sind,  die  auch  das  öffentliche 
Becht  ändern.  Wo  die  entfesselten  Naturkräfte,  welche  in  der 
Nation  leidenschaftlich  erregt  sind,  mit  vulkanischer  Gewalt 
die  Bevolution  hervorrufen  und  bestimmen,  da  ist  die  regel- 
mäszige  Wirksamkeit  des  Statsrechts  gestört.  Diesen  Ereig- 
nissen gegendber  ist  das  Statsrecht  ohnmächtig.  Es  ist  nicht 
im  Stande,  die  Bevolution  in  den  Bereich  seiner  Normen  und 
Gesetze  zu  ziehen.  Es  ist  wohl  eine  grosze  Aufgabe  der  Po- 
litik, die  ausgebrochene  Bevolution  so  bald  als  möglich  wieder 
in  die  geregelten  Bahnen  der  Beform  und  der  Statsordnung 
flberzuleiten.  War  das  Becht  zu  schwach,  sie  zu  hindern  oder 
die  Beform  zu  träge,  ihr  zuvorzukonmien,  so  vermögen  beide 
jetzt  nicht  mehr  sie  zu  regeln. 

Von  einem  Bechte  der  Bevolution  kann  daher  nur  ganz 
ausnahmsweise  und  nur  in  dem  Sinne  gesprochen  werden, 
wie  von  einem  Nothrechte  des  Volks,  seine  Existenz  zu 
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retten  oder  seine  nothwendige  Entwicklung  zu  YerwirUichoi, 
wenn  die  Wege  der  Seform  yerschlossen  sind.  Die  Verfassung 
ist  doch  nur  die  äuszere  Organisation  des  Volks.  Wird  durch 
sie  der  Stat  selbst  in  die  Gefahr  des  Untergangs  versetzt  und 
das  Leben  des  Volks  gelähmt  oder  werden  die  vitalen  Interessen 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  bedroht,  dann  wird  dasNothrecht 
einer  lebensfähigen  und  lebenskräftigen  Natur  begründet,  sich 
Luft  zu  machen  und  die  nothwendig  gewordene  Wandlung  zu 
vollziehen:  „Die  Noth  kennt  kein  Gebof  ^ 

4.  Ebenso  liegt  in  der  Statssouveränetät  die  Befugnisz, 
die  erforderlichen  Gesetze  zu  geben.  Die  gesetzgebende  Ge- 
walt im  engern  Sinne,  wie  die  constituirende  ist  ein  Ausflusz 
der  Statssouveränetät  und  zugleich  ihreregelmäszige  Offen- 
barung. 

5.  Auszerdem  aber  beruht  im  Princip  auch  alle  an.dere 
Statsgewalt  auf  ihr,  weszhalb  denn  auch  die  Verfassung 
und  die  Gesetzgebung  alle  andern  Aeuszerungen  der  Statshoheit 
und  Macht  begränzen  und  ordnen.  Aber  während  sie  in  der 
Constituirung  und  Gesetzgebung  activ  erscheint,  verhält  sie 
sich  hier  in  der  Begel  ruhend.  In  der  Monarchie  insbeson- 
dere finden  wir  vielmehr  die  dem  täglichen  und  veränderlichen 
Bedürfnisz  des  States  gewidmete  Thätigkeit  der  übrigen  Stats- 
ge walten  in  der  Souveränetät  des  Monarchen  concentrirt 
Das  Volk  in  seiner  Gesammtheit  ruht,  sein  Haupt  handelt 
hier,   sei   es  unmittelbar,   sei   es  durch  die  Vermittlung  der 

*  Niebuhr,  ein  Stotsmann,  dessen  Neigungen  so  entschieden  con- 
serratiT  waren,  dasz  der  Ausbruch  der  französischen  Julircvolution  ron 
1830  ihm  das  Herz  gebrochen,  äussert  fiber  diese  Frage  (Qesch.  des  Zeit- 
alters der  ReToI.  I.  S.  211):  «Wer  den  Satz  ,Noth  kennt  kein  Oebot* 
rerkennt,  redet  dem  abscheulichsten  das  Wort.  Wenn  ein  Volk  mit 
Fflszen  getreten  wird  und  aufs  Blut  gemiszhandelt  ohne  Hoffnung  auf 
Besserung,  wie  die  Griechen  unter  den  Türken,  wo  kein  Weib  ihrer  Ehre 
sicher  war,  wo  keine  Spur  ron  Recht  bei  den  Tyrannen  zu  erlangen  ist ; 
da  ist  die  höchste  Koth  und  da  ist  Empörung  gegen  die  Unterdrücker 
so  rechtmftszig  wie  irgend  etwas.  Wer  da  die  Rechtmftszigkeit  des  Auf- 
atandes  verkennt,  der  masz  ein  elender  Mensch  sein.'' 
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mannichfaltigeii  Aemter  und  Behörden,   die  von   ihm   abge- 
leitet sind» 

Wenn  aber  das  Organ,  welches  die  regelmäszige  Action 
zu  besorgen  hat,  nn&hig  oder  untauglich  dazu  wird,  wenn 
insbesondere  der  Thron  erledigt  wird  und  für  keine  Nachfolge 
durch  die  YerfiEissung  gesorgt  ist,  so  wird  die  Souveränetät 
des  States  selbst  wieder  wirksam,  um  diesen  Mangel  zu  be- 
seitigen und  den  Thron  neu  zu  besetzen. 

6.  Unverantwortlichkeit.  Vor  einem  hohem  Stand- 
punkte zwar  gibt  es  keine  Unverantwortlichkeit  der  Menschen  für 
ihre  Handlungen  oder  Unterlassungen.  Und  in  der  That  nicht 
blosz  das  ewige  Gericht  Gottes  über  die  Welt  schlieszt  den 
Gedanken  einer  Unverantwortlichkeit  auch  der  Völker  aus.* 
Auch  auf  der  Erde  in  den  Schicksalen  und  Leiden  der  Völker 
wird«  diese  Verantwortlichkeit  nicht  selten  schmerzlich  em- 
pfunden. Aber  es  ist  unmöglich,  innerhalb  eines  States 
ein  Gericht  zu  bestellen,  vor  welchem  die  Gesammtheit  des 
Volkes  selbst,  oder  seine  Stellvertretung  als  Inhaber  der  obersten 
Statsmacht  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann.  Würde 
das  versucht,  so  wäre  insofern  wenigstens  derStat  selbst  dem 
Gerichte  unterthSnig,  und  so  das  Glied  über  den  Körper  ,^  der 
Tbeil  über  das  Ganze  geordnet. 

Würde  aber  ein  Stat  für  die  Ausübung  seiner  Statssou- 
veränetät  einem  andern  State  verantwortlich  sein,  so  wäre 
seine  Souveränetät  eben  deszhalb  eine  beschränkte,  und  der 
Oberhoheit  des  richtenden  Stats  untergeordnete. 

Nur  durch  Ausbildung  des  Völkerrechts,  beziehungs- 

*  Bobespierre  hat  im  Jacobinerolub  (Februar  1793)  das  Gegen- 
theU  Terfochten:  ,Ich  habe  inmitten  der  Verfolgungen  und  ohne  Unter- 
itatznng  behauptet,  dasz  das  Yolk  niemals  unrecht  habe;  ich  habe  diese 
Wahrheit  in  einer  Zeit  su  rerkünden  gewagt,  als  sie  nooh  nicht  aner- 
kannt war;  der  Lauf  der  Berolution  hat  dieselbe  entwickelt  Aber  das 
fraazQsische  Volk  hat  die  schweren  Folgen  seiner  Yerirrungen  mit  groszem 
und  nachhaltigem  Unglück  büszen  müssen,  und  die  Geschichte  hat  über 
dasselbe  ein  ernstes  Strafgericht  gehalten. 

2* 
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weise  einer  höhern  statlichen  Weltordnung,  Tor  weleher 
die  einzelnen  souveränen  Staten  sich  beugen  mfiszten  als 
einem  Gesammtreiche ,  könnte  die  staüiche  Yerantwortlichkeit 
der  Einzelstaten  auch  rechtlich  organisirt  werden.  Yielleicht 
ist  es  der  Zukunft  vorbehalten,  diese  Idee  zu  Terwirklichen . 
In  der  Gegenwart  kann  sie  nur  als  Idee  geahnt,  oder  erkanot 
werden;  aber  zum  realen  Hechte  ist  dieselbe  noch  nicht  geworden. 
7.  Alle  besonderu  Statsgewalten  sind  hinwieder  den  Or- 
ganen der  Statssouveränetät  verantwortlich.  Sie  Iftszt  sich 
von  den  Ministem  und  obersten  Statsbeamten  Rechenschaft 
geben  Ober  die  Verwaltung. 

Anmerkang.  Die  oonstituirenden  Yersammlangen  der 
nenern  Zeit  haben  nach  dem  Vorgänge  der  französischen  Nationalrer« 
Bammlang  ron  1789  gewöhnlich  nicht  das  Princip  der  BtatssonTerfinetit, 
sondern  das  der  YolkssouTerftnetat  im  Roasseaa*8ohen  Sinne  sa-dem 
Grandgedanken  ihrer  Politik  erhoben.  Ronsseau  selber  geht  indessen 
noch  weiter,  indem  er  keiner  repräsentatiren  Yersammlang  die  ToUe 
Soaverftnetfit  beilegt,  sondern  den  Yolksmossen  rerstattet,  in  jedem  Mo- 
ment aach  diese  ihrem  Willen  za  unterwerfen  and  dorch  anmittelbare 
Acte  einzugreifen.  Auch  die  Consequenz  leiner  Dootrin  ist  jedesmal  in 
roher  Gestalt  neben  und  auszer  jenen  oonstituirenden  Yersammlangen« 
dem  rothen  Schweife  der  Kometen  fthnlich,  aus  dem  politischen  Horizonte 
sichtbar  geworden,  oft  zum  Schrecken  jener  ^souTer&nen*^  Körper  selbst, 
welche  die  chaotischen  Massen  um  sie  her  entzündet  hatten. 


Viertes  GapiteL 

II.  Die  FürstensouTerinetit. 

Die  zweite  dem  Statsoberhaupte  für  sich  allein  zukom- 
mende Souveränetät  findet  sich  in  dem  modernen  Statsrechte 
nur  noch  in  der  Monarchie  anerkannt.  Nur  der  Monarch, 
nicht  auch  der  Präsident  der  Bepublik,  obwohl  auch  dieser 
SouYeränetätsrechte  ausfibt,  hat  nach  demselben  einen  per- 
sdnlichen  Anspruch,  als  SouTerän  geachtet  zu  werden. 
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Das  alte  Statsrecht  der  römischen  Republik  ging  wei- 
ter. Auch  den  Consuln,  die  sich  in  die  alte  königliche  Ge- 
walt getheflt  hatten,  und  später  auch  dem  Senate  wurde 
„Majestät'^  zugeschrieben.  Die  neueren  Bepubliken  aber 
sind  eifersüchtiger  auf  die  ausschlieszliche  Volkshoheit,  und 
betrachten  die  republikanischen  Häupter  der  Statsregierung 
lediglich  als  Mandatare  des  souveränen  Volkes,  auf  welche  die 
demselben  innewohnende  Majestät  nicht  zu  selbständigem  Rechte 
fibertragen  sei.^ 

Zuweilen  meint  man,  die  Fürstensouveränetät  finde  sich 
nur  in  der  Erbmonarchie  und  die  Wahlmonarchie 
schliesze  dieselbe  aus.  Diese  Meinung  verwechselt  das  Wesen 
der  forstlichen  Macht,  die  als  solche  eine  souveräne  ist,  mit 
der  Frage,  wie  dieselbe  im  einzelnen  Falle  bestellt  werde. 
Auch  ein  Wahlfürst  hat  die  oberste  Statsmacht  zu  selbstän- 
digem Rechte  nicht  minder  als  der  Erbfürst.  Die  altrömischen 
Kaiser  und  die  deutschen  Kaiser  im  Mittelalter  waren  sicher- 
lich Souveräne,  obwohl  Wahlfürsten :  und  der  englische  König 
Wilhelm  von  Oranien  war  es  nicht  minder,  als  seine  Nach- 
folger, ungeachtet  mit  ihm  eine  neue  Dynastie  auf  den  Thron 
berufen  wurde. 

Dagegen  kann  die  Wissenschaft  eine  ursprüngliche 
(originäre) Furstensouveränetät  von  einer  abgeleiteten  (deri- 
vativen) unterscheiden,  während  eine  solche  Unterscheidung  auf 
die  Statssouveränetät  keine  Anwendung  leidet,  diese  vielmehr 
immer  eine  ursprüngliche  ist.  Die  erstere  ist  die,  welche  dem 
Fürsten  ursprünglich  inwohnt,  kraft  des  seiner  Person  ange- 
bomen  oder  von  ihr  selbständig  ergriffenen  Rechtes.  Von  der 

*  Rousseau  (Gontr.  soo.  II.  2)  begründet  die  Unzulfissigkeit  einer 
RegentenflonTerftneiAt  überdem  damit,  dasz  der  „allgemeine  Wille ^ 
nur  dem  ganzen  Volk  zustehen  könne;  ein  Theil  des  Volkes  dagegen 
könne  nur  einen  besonderen  Willen  ftnszern,  nur  jenes  daher  Oesetze^ 
dieser  höchstens  Decrete  erlassen.  Das  ist  aber  eben  der  Irrthnm,  dasz 
die  höchste  Statsmacht  nur  in  der  Gesetzgebung  und  nicht  auch  in  der 
Regierang  offenbar  werde. 
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Art  ist  die  Souveränetät  des  Erbfürsten,  die  des  Eroberers  und 
die  eines  Fürsten,  der  wie  Earl  der  Orosze  oder  Friedrich 
Wilhelm  I.  von  Prenszen  die  Erone  sich  selber  auf  das  Haupt 
setzt.  Auch  diejenige  der  deutschen  Wahlkaiser,  welche  ihre 
Souveränetftt  nicht  von  den  Eurfdrsten,  sondern  von  Gott  ab- 
leiteten, musz  als  eine  originäre  aufgefaszt  werden. 

Die  letztere  dagegen  wird  als  eine  von  dem  Volke  oder 
den  Wählern  übertragene  und  abgeleitete  betrachtet.  So 
wurde  nach  dem  römischen  Statsrecht  die  kaiserliche  Macht 
selbst  von  dem  römischen  Volke  verliehen.*  Von  der  Art  ist 
auch  die  neuere  Wahlmonarchie  gewöhnlich. 

Den  näheren  Inhalt  der  Fürstensouveränetftt  zu  bestimmen 
ist  die  Aufgabe  der  folgenden  Erörterung  über  die  Rechte  des 
Statsoberhauptes. 


Fünftes  Gapitel. 

Das  Statsoberbaupt. 
I.  Entstehungsformen  in  der  Monarchie. 

Für  die  Bildung  des  Statsoberhauptes  kennt  die  Oescl^chte 
mancherlei  verschiedene  Formen: 

1.  Die  Wahl.  Sie  war  die  Begel  des  römischen 
Statsrechtes ,  im  Mittelalter  für  die  geistlichen  Herrschaf- 
ten, der  Aebte,  Bischöfe  und  selbst  des  Papstes,  in  Ungarn, 
in  Polen,  in  Venedig,  dessen  Doge  ein  lebenslänglicher 
Fürst  war,  im  deutschen  Kaiserreiche. 

2.  Das  Erbrecht.  Dieses  ist  zur  regelmäszigen  Form 
der  neuern  Monarchie  geworden,  wie  es  sich  im  spätem 
Mittelalter  in  den  dynastischen  Familien  der  einzelnen  euro- 
päischen Staten  allmählich  fester  gestaltet  hat. 

»  Oben  Buch  IV.  C.  17  8.  372. 
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* 

8.  Aus  Erbrecht  und  Eur  gemischt  war  das  System 
£ftrthago*s  und  der  altem  germanischen  Völker.'^ 

4.  Die  Einsetzung  des  Nachfolgers  durch  denBegen* 
ten  kam  in  Bom  in  der  Form  einer  statsrechtlichen  Adop- 
tion vor'  und  war  auch  eine  vorübergehende  Institution  Pe- 
ters des  Groszen  in  Buszlaad. 

5.  Für  abhängige  Staten  auch  Bezeichnung  und  Ver- 
leihung durch  den  Oberherm,  wie  unter  den  Karolingern 
und  in  den  ersten  Jahrhunderten  des  deutschen  Beiches  für 
einzelne  Völkerstämme ,  in  unsern  Zeiten  noch  durch  Napo- 
leon und  in  dem  türkischen  Beiche. 

6.  Zuweilen  namentlich  im  Zusammenhang  mit  der  Gründ- 
ang und  Anerkennung  neuer  Staten  ist  auch  durch  Statsver- 
trftge  ein  Oberhaupt  neu  bestellt  worden. 

7.  Eine  nicht  normale,  aber  in  Zeiten  der  Bevolution,  des 
Krieges  oder  überhaupt  groszer  Krisen  und  Gefahren  keines- 
wegs seltene  Form  ist  die  der  Selbsterhebung,''  welche, 
wenn  sie  nicht  zugleich  moralisch  gerechtfertigt '^  erscheint,  als 
Usurpation  bezeichnet  wird. 

8.  Einsetzung  durch  fremde  Uebermacht. 

üeber  den  Werth  dieser  verschiedenen  Formen  und  vor- 
züglich über  die  Vorzüglichkeit  der  Erblichkeit  vor  der  Wahl 
oder  umgekehrt  dieser   vor   jener  haben   die  Ansichten   der 

^  YgL  oben  Buch  lY.  Oap.  15. 

*  Kaiser  Qalba,  als  er  den  Piso  zum  Thronfolger  adopiirte:  ^An- 
gustus  in  domo  snccessorem  quaesivit,  ego  in  republica.  l?eque  enim 
bic  ut  in  oeteris  gentibus,  qoae  regnantnr,  certa  dominorum  domtu,  et 
oetori  serri:  sed  imperatnrns  es  hominibus,  qui  nee  toiam  servitatem 
pati  possont  neo  totam  libertatem.'^  Taäti  Hist.  I.  15,  16.  MaMaveUi 
EU  Jüiv,  I.  bemerkt,  die  Nachkommen  der  rdmisclien  Kaiser  seien  der 
Mehrzahl  nach  schlecht,  die  Adoptivnachf olger  dagegen   gut  ausgefallen. 

*  Ygl.  unten  Cap.  11. 

*  Friedrich  der  Grosze  im  Antimaoh.  6:  ^Es  scheint  mir  im  AU- 
gemeinen,  dasz  ein  PriTatmann  nur  unter  der  Yoraussetzung  ohne  Yer- 
brechen  zum  Königthum  aufsteigen  kann,  wenn  er  entweder  in  einem 
Lande  mit  Wahlfflrsten  geboren  ist,  oder  wenn  er  sein  Yaterland  befreit. 
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Statsmiliiiier  und  die  Meinungen  der  Völker  vielfich  gewechselt 
Zu  Gunsten  der  Wahl  wird  Toraus  geltend  gemacht  dasz  nur 
sie,  nicht  auch  die  Erblichkeit  die  Gewähr  gebe  für  die  in- 
dividuelle Tüchtigkeit  und  Fähigkeit  des  Begenten: 
und  allerdings  kann  nicht  bestritten  werden,  dasz  eine  freie 
Abwägung  und  Würdigung  der  persönlichen  Eigenschaften  des 
Begenten  das  Princip  der  Wahl,  dagegen  nicht  ebenso  Ton 
Einflusz  ist,  wenn  das  yerfassungsmäszige  starre  Erbrecht  die 
Folge  bestimmt,  üeberdem  offenbart  sich  in  der  Wahl  die 
freie  Zuneigung  und  Unterordnung  der  Begierten  im  Verhält- 
nisz  zu  dem  Wahlffirsten.  Die  Alten  sprachen  sich  denn  auch 
eher  für  das  Princip  der  Wahl  aus.^ 

Dagegen  hat  in  der  neuem  Theorie  und  Praxis  das  Prin- 
cip des  Erbrechts  umgekehrt  ziemlich  allgemeine  Aufiiahme 
und  Anerkennung  gefunden/  Gegen  die  Wahlmonarchie  wird 
hauptsächlich  augefuhrt: 

1.  dasz  es  factisch  sehr  zweifelhaft  sei,  ob  die  Wahl 
wirklich  den  Würdigsten  erhebe,  und  zwar  nicht  bloss  des 
Irrthums  wegen,  von  welchem  die  Einsicht  der  Wähler  nicht 
frei  ist  —  dieser  Mangel  könnte  nur  wenig  in  Betracht  kommen, 
da  wir  ohnehin  in  menschlichen  Dingen  nicht  Vollkommenheit 
erwarten  —  sondern  weil  die  Kräfte,  Interessen  und  Leiden- 
schaften der  Mächtigen  und  der  Parteien  im  Lande  in  einem 
Momente,  wo  die  höchste  Statsmacht  als  Preis  winkt,  streitend 
auf  den  Kampfplatz  treten  und  die  Freiheit  der  Wahl  häufig 
henmien,  beschränken  oder  aufheben,  die  Wahl  somit  nur  zum 

*  Oicero  de  Rep.  IL  12  für  die  Wahl:  „Nonu  ille  popnliu  (Roma- 
Ulis)  Tidit  idy  qnod  fugik  Laoedaemoniam  Lyonrgam,  qui  regem  non  do- 
ligendun  dnxit  sed  habendum,  qnalisoanqiie  is  foret,  qui  modo  esset  Her- 
culis  stlrpe  generatus.  Kostri  iUi  etiam  tum  agrestes  riderunt,  rirtutem 
et  sapientiam  rogalem  non  progeniem  quaeri  oportere.*^  Auch  Aristo- 
teles PoL  II.  8  gibt  dem  aus  Wahl  und  erbreohtlicher  Rück- 
sicht gemischten  System  der  Karthager  den  Yorsng  Tor  dem  rein  erb- 
rechtlichen der  Lakedamonier. 

'  Unter  den  neuem  hat  ausnahmsweise  8i9mondi  in  seinen  lindes 
snr  les  Oenstit  die  Torzfige  der  Wahlmonarchie  rerfochten. 
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Sehern  wird,  nnd  die  Macht  den  Ausschlag  gibt.  Die  römische 
Eaisergeechichte  ist  reich  an  Belegen  ffir  dieses  Bedenken. 

2.  Die  Oefahr,  dasz  sogar  zwiespältige  Wahlen  zn 
Stande  kommen  nnd  die  Wohlfahrt  des  Landes  durch  den  Krieg 
zweier  Oegenhäapter  zerstört  werde.  Die  Erinnerung  an  das 
deutsche  Beich  führt  uns  eine  Beihe  solcher  innem  Kämpfe 
Tor  Augen.  Indessen  kann  die  Ausbildung  eines  wohlgeord- 
neten Wahlsystems,  wie  auch  die  Erfahrungen  im  deutschen 
Beiche  gezeigt  haben,  diese  Gefahr  mindern,  und  nicht  ohne 
Grund  macht  Sismondi  auf  die  geschichtliche  Erfahrung  auf- 
merksam, daisz  zwar  in  den  Wahlreichen  die  innem  Kriege 
über  die  Thronfolge  häufiger  seien,  dasz  die  Erbfolgekriege 
aber  in  den  Erbreichen  hartnäckiger  geführt  werden,  länger 
dauern  und  das  Land  mehr  ruiniren.^ 

3.  Dasz  wechselnde  Wahlen  „ein  Beich  mit  Königshäusern, 
zwieträchtigen  und  habsüchtigen,  erfQllen.^^®  Dieser  Nachtheil 
wird  schwer  auf  dem  Frieden  und  der  Buhe  einer  lebensreifen 
oder  gar  einer  yerdorbenen  Nation  lasten,  wie  die  Geschichte 
des  altrömischen  Kiaiserreichs  beweist.  In  einem  jugendlich 
aufetrebenden  Volke  aber  äuszert  sich  der  Widerstreit  solcher 

'  Sismondi  a.  a.  O.  S.  lUff.  Tergleioht  das  dentsohe Reich  seit 
1002  (dem  Aassterben  der  sftchsisohen  Ottone)  bis  1520  (der  entschiede- 
nen Erbherrschaft  Oesterreiohs)  als  Zahlreich  mit  dem  französischen 
Königreich  seit  996  (Folge  des  Sohnes  yon  Hugo  Capet)  bis  ra 
dem  nämlichen  Sohlassmoment  als  Erbreioh  and  berechnet,  dass  in 
Deatschland  TOn  25  Wahlen  11  bestritten  waren  and  BQrgerkriege  zar 
Folge  hatten,  dasz  aber  diese  häufig  von  den  Päpsten  erregten  Kriege 
zusammen  nur  einen  Zeitranm  Ton  43  Jahren  erfüllten,  in  welchem  frei- 
lich das  lange  Zwischenreich  Ton  1256  bis  1273  nicht  mitgezählt  wird, 
weil  sich  die  Gegenkönige  nicht  bekriegten.  Während  dieser  Periode 
hatte  Frankreich  23  Könige,  und  nur  selten  kam  es  über  die  Erbfolge 
zum  Streite.  Dennoch  dauerten  die  mit  den  Engländern  geführten  Erb- 
folgekriege 23  Jahre,  and  es  kamen  noch  26  Kriegs  jähre  für  Frankreich 
im  Interesse  der  Saccessionsansprüche  der  königlichen  Dynastie  in 
Keapel  and  Mailand  hinzu. 

*  Dahlmann,  Politik.  I.  S.  83.  Er  beschränkt  diese  Folge  aaf  in- 
ländische Wahlen.    Sie  passt  aber  auch  auf  ausländische. 
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Ffirstenhänser  eher  als  belebender  Wetteifer  in  FOrdemog  der 
nationalen  Ehre,  Wohlfahrt  und  Freiheit,  wie  ebenso  die  filtere 
römische  Geschichte  in  den  Zeiten  des  Eönigsthums  und  der 
königlichen  Magistraturen  während  der  ersten  Jahrhunderte  der 
Bepublik  bezeugt. 

4.  Der  Schaden  eines  Zwischenreiches,  in  welchem 
der  alte  König  nicht  mehr  da  ist  und  ein  neuer  noch  nicht 
gewählt  ist.  Läszt  sich  auch  dafür  sorgen,  dasz  dasselbe  nur 
kurze  Zeit  dauert  —  die  katholische  Kirche  hat  in  den  Ord- 
nungen des  päpstlichen  Gonclave  einen  Versuch  der  Art  ge- 
macht —  oder  lassen  sich  auch  bei  Erwählung  des  Nachfol- 
gers bei  Lebzeiten  des  Vorgängers  die  Fälle  des  Zwischen- 
reichs Yermindem,  so  läszt  sich  das  Uebel  doch  nicht  ganz 
vermeiden.  Auf  der  andern  Seite  aber  können  die  Oegner  des 
Erbrechts  auf  ein  gröszeres  mit  diesem  Terbundenes  Uebel,  das 
ebensowenig  zu  vermeiden  ist  und  länger  dauert,  auf  die  Zeiten 
der  Begentschaft  hinweisen,  in  welchen  der  unmündige 
Thronfolger  nicht  zur  Herrschaft  gelangt,  und  statt  seiner 
Andere  in  seinem  Namen  aber  nicht  immer  f ar  ihn  regieren.  ^ 

5.  Die  State  Furcht,  dasz  der  WahlfOrst  das  Strebe 
habe,  die  Herrschaft  auch  auf  seine  Familie  zu  vererben  und 
die  beständige  Qefahr,  dasz  die  Verfassung  der  Wahlmonarchie 
durch  den  Monarchen  selbst  in  ihrem  Wesen  bedroht  werde. 
Dieselbe  ist  gewöhnlich  um  so  gröszer,  je  fähiger  der  Wahl- 
ffirst  ist  die  Begierung  zu  leiten,  und  je  energischer  er  die 
oberste  Macht  handhabt.  ^^ 


*  Die  franzdsüohe  Geschichte  ist  sehr  reich  an  derartigen  Erfahr« 
ongen.    Ygl.  auch  Sismondi  a.  a.  0.  S.  218. 

^  Zu  weit  aber  geht  D ah  1  mann,  wenn  er  gegen  die  Wahlmon« 
archie  anführt:  „Eine  Verfassung  könne  nicht  gut  sein,  deren  natür- 
licher Feind  jeder  König  als  FamilienTater  sei.*^  Der  Hang,  das  Er* 
worbene  auch  zu  behaupten  und  auf  seine  Nachkommen  fortzupflanzen 
nnd  so  die  Errungenschaft  in  ein  Erbgut  zu  verwandeln,  wurzelt  aller- 
dings tief  in  der  menschlichen  Natur;  aber  die  Pflichten  und  Sorgen  des 
Vaters  lassen  sich  dennoch  mit  denen  des  Königs  wohl  rereinigen,  ohne 
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Zu  Gunsten  der  Erbmonarchie   Iftszt  sich   anfahren: 

1.  Die  Dynastie  nnd  das  Volk,  das  Haupt  und  der 
Körper  sind  beide  nicht  durch  die  Dauer  eines  Menschenlebens 
beschränkt,  sondern  setzen  ihr  Leben  in  ununterbrochenem  Zu- 
sammenhang durch  Jahrhunderte  fort.  Die  Stätigkeit  und  ge- 
wissermaszen  die  Unsterblichkeit  des  Volks  ist  auch  zur  Ei- 
genschaft ihres  politischen  Gentrums  erhoben,  und  es  gewinnt 
dadurch  hinwieder  der  Stat  an  Dauerhaftigkeit  und  innerer 
Harmonie.  DerErbfürst  erscheint  eher  als  eine  selbständige 
Macht. 

2.  Weil  so  der  Erbfürst  als  höchster  Ausdruck  der  Volks- 
macht sammt  seiner  Familie  verwachsen  ist  mit  dem  Dasein 
des  Volks,  so  sind  die  natürlichen  Interessen  der  Dy- 
nastie zugleich  zu  Volksinteressen  geworden,  und  es 
ist  die  Sicherheit  und  Wohlfahrt  der  Dynastie  unauflöslich 
Terbunden  mit  der  dauernden  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des 
Volks.  Der  Erbfürst  kann,  wenn  er  nicht  an  seinem  eigenen 
Blute  sündigt,  nie  zu  sich  sagen:  „Apres  moi  le  däluge,*'  wo- 
zu sogar  ein  bedeutendes  Individuum,  welches  den  Stat  regiert, 
wenn  sein  Ehrgeiz  oder  seine  Genuszsucht  gereizt  wird,  zum 
Unheil  des  States  sich  eher  verleiten  läszt. 

3.  Zwischen  der  Dynastie  und  dem  Volke  bildet  sich  so 
ein  festes  durch  gemeinsame  Schicksale  und  die  Macht  der 
Geschichte  verstärktes  Pietätsverhältnisz.  Sie  fühlen 
sich  verbunden  wie  das  Haupt  und  die  Glieder  eines  Körpers. 
Das  Volk  ist  stolz  darauf  in  der  Hoheit  und  Ehre  des  &b- 
fürsten  die  Verkörperung  seiner  politischen  Einheit  zu  er- 
kennen. Die  ausdauernde  und  aufopfernde  Kraft  seiner  Treue 
an  das  angestammte  Fürstenhaus  entwickelt  sich,  die  persön- 
liche Liebe  wird  lebendig  und  diese  moralische  Erhebung  der 

daS2s  jener  zar  Feindschaft  gegen  eine  Verfassung  genSthigt  wird, 
welche  auch  dem  Sohne,  wenn  er  würdig  erfanden  wird,  und  diesem 
leichter  als  andern  den  Weg  zur  Krone  öffnet.  Die  Begründung  Dahl- 
manns  würde  auch  auf  die  Erblichkeit  der  Aeroter  passen,  beweist  somit 
zo  Tiel. 
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^  Seele  spannt  und  steigert  die  Anlagen  des  Nationalcharakten 

und  stfthlt  seine  Thatkraft. 

4.  Der  Erbfflrst  wird  eher  Masz  halten  in  seinen  Be- 
gehren und  in  der  ganzen  Begierungsweise.  Nicht  zu  neuem  Er- 
werben ist  er  gereizt,  ihm  liegt  dieErhaltungnäher,  und  solche 
Bficksicht  ermäszigt  die  Leidenschaften  und  fordert  zu  rahiger 
Sorge  auf,  bei  welcher  auch  der  Stat  in  der  Kegel  am  besten 
gedeiht. 

5.  Die  Existenz  des  Erbfursten  hemmt  aber  auch  den 
Ehrgeiz  und  die  Herrschsucht  der  Andern.  Auch  der 
kühnste  Aufschwung  eines  durch  Macht  oder  Verdienst  ausge- 
zeichneten ünterthans  findet  in  der  Dynastie  eine  Schranke, 
die  er  nicht  fiberschreiten  kann.  Auch  die  Leidenschaften  und 
der  Wettstreit  der  Parteiführer  werden  durch  den  ruhig  auf 
dem  Gipfel  des  politischen  Lebens  thronenden  Herrscher  Tor 
dem  Aeuszersten  zurückgehalten,  und  es  gelingt  ihnen  weniger, 
den  Stat  aus  seinen  Fugen  zu  heben. 

Selten  wird  indessen  die  Abwägung  der  Gründe  und  Ge- 
gengründe darüber  entscheiden,  ob  die  Erb-  oder  die  Wahl- 
herrschaft  zum  Statsprincip  erhoben  werde.  Den  Ausschlag 
geben  regelmäszig  die  vorhandenen  historischen  und  die 
Machtverhältnisse,  und  gewisz  musz  dem  bestehen- 
den Rechte  als  solchem  ein  sehr  groszer  Werth  beigelegt 
werden,  welcher  für  sich  schon  die  Wage  zum  Sinken  bringt.** 

Die  Geschichte  zeigt  uns  wenig  Beispiele,  in  welchen  die 
Erbherrschafb  in  eine  Wahlherrschaft  umgewandelt  wurde,  es 
wäre  denn  vorübergehend  durch  Verdrängung  der  alten  und 
Berufung  einer  neuen  Dynastie,  öfter  von  umgekehrter  Richt- 
ung, nach  welcher  es  glücklichen  Wahlfürsten  gelungen,  ihr 
Herrscherrecht  auf  ihre  Nachkommen  fortzupflanzen.  Ebenso 
weisz  die  Geschichte  von  glücklichen  und  von  unglücklichen 

*^  Auch  Sismondi  erkennt  wiederholt  das  an,  ,|denB  jede  Ersohüt- 
temng  der  Statsordnnng,  die  nicht  zur  Noth wendigkeit  geworden,  ist 
ein  forohtbares  üebel.*'    S.  280. 
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Wahl-  and  Erbreichen  zu  erzählen.  Die  Erfolge,  je  nachdem 
in  einer  Nation  auf  das  tüchtige  Individuum  oder  auf  die 
edle  Basse'*  der  Nachdruck  gelegt  wurde,  waren  in  Ter- 
schiedenen  Zeiten  sehr  verschieden.  Wenn  der  Charakter  des 
Volks  entartet  ist,  so  wird  auch  die  Wahl  gerade  die  Schlimmsten 
zur  Herrschafli  erheben  —  die  Geschichte  des  römischen  Kai- 
serreichs zeugt  warnend  dafür  — :  aber  auch  Dynastien  sind 
dem  Gesetze  des  organischen  Lebens  unterworfen,  und  wenn 
sie  im  Alter  ihre  Kräfte  verlieren  wie  die  Merowinger  in  dem 
Frankenreich,  oder  wenn  ihr  Familiengeist  mit  dem  Geiste  des 
Volks  in  dauernd  feindlichen  Widerspruch  geräth  wie  zwischen  den 
Stuarts  und  England,  oder  wenn  eine  tiefe  Spaltung  zwischen  ihnen 
eingerissen  ist,  wie  zwischen  den  altem  Bourbonen  und  Frankreich, 
oder  wenn  die  Fürsten  der  Particularstaten  wie  in  Italien  dem 
Einheitsdrang  der  ganzen  Nation  keine  Befriedigung  gewähren 
and  sich  auf  fremde  Gewalt  stützen,  so  drängen  die  Ereignisse 
mit  unwiderstehlicher  Gewalt  zur  Beseitigung  solcher  Dynastien 
und  zur  Herstellung  eines  harmonischen  Verhältnisses  des  neuen 
Fürsten  mit  dem  Volke. 


Sechstes  GapiteL 

n.  Dm  Erbrecht  insbesondere. 

Das  ausgebildete  moderne  Statsrecht  ist  durch  seine  öffent- 
liche Natur   darauf  hingewiesen  auch  die  erblich   geordnete 

"  Der  Olaube  des  VoUces  an  den  Werth  der  Abstammung  and  an 
die  Üeberliefening  anoh  der  Herrschereigensohaften  durch  die  Yermitt- 
lang  des  Blutes  und  der  königlichen  Erziehung  ist  jedenfalls  ein  Fun- 
dament der  Sicherheit  der  Erbmonarohie.  Dasz  derselbe  sogar  in  Frank- 
reich nicht  erstorben,  beweist  die  Wahl  Ludwig  Napoleons.  Wo  aber 
wie  dort  n^ehrere  Dynastien  in  Betracht  kommen,  scheint  wenn  über- 
haupt noch  Monarchie,  die  Wahl monarchi e  den  Vorzug  zu  verdienen. 
(Ich  lasse  diese  vor  dem  2.  Dec.  1851  geschriebene  Stelle  unTorftndert 
stehen.) 
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Thronfolge  voraas  ans  dem  öffentlichen  Oesichtspnnkt 
zn  betrachten;  und  insofern  unterscheidet  sich  die  stats- 
rechtliche  Folge  durchaus  von  der  privatrechtlichen  Suc- 
cession.  Auf  der  andern  Seite  aber,  da  auch  jene  innerhalb 
einer  bestimmten  Familie  vor  sich  geht,  steht  sie  in  Verbind- 
ung mit  dem  Familienerbrechte  und  erinnert  immerhin  an 
privatrechtliche  Verhältnisse  und  Ordnungen. 

1.  Die  Nothwendigkeit,  die  Erbfolge  zum  voraus  verfass- 
ungsmäszig  zu  regeln,  tritt  hier  in  dem  Lichte  des  Statsin* 
teresses  besonders  klar  hervor.^  Begel  ist  somit,  wie  freilich 
im  deutschen  Privatrechte  auch,  nicht  aber  im  römischen 
Rechte,  die  gesetzliche  Familienerbfolge,  im  Gegen- 
satze zu  einer  auf  veränderlicher  Willensbestimmung  beruhen- 
den. Auch  darin  stimmt  die  Thronfolge  mit  dem  Charakter  der 
deutschen  Stammgutssuccession  überein,  dasz  der  Nachfolger 
sein  Becht  keineswegs  von  dem  unmittelbaren  Vorgänger  ab- 
leitet, noch  lediglich  als  Stellvertreter  und  Fortsetzer  der  Per- 
sönlichkeit des  Erblassers  gilt,  sondern  dasz  er  aus  selb- 
ständigem Rechte  in  das  Eönigthum  eintritt  und  dieses 
fortsetzt.  Die  ganze  Dynastie,  innerhalb  welcher  die  Folge 
genauer  regulirt  ist,  erscheint  so  in  ununterbrochenem  Zusam- 
menhange als  ein  Körper,  aus  welchem  nach  bestimmter  Ord- 
nung das  Statsoberhaupt  immer  wieder  hervorgeht,  so  oft  der 
Tod  den  jetzigen  Monarchen  dahinrafft.  Es  gibt  kein  Zwi- 
schenreich. „Der  König  stirbt  nicht."  Es  bedarf  so- 
mit keiner  Antrittserklärung  und  die  Krone  geht  von 
Rechtswegen  sofort  über.' 

*  In  dem  ft-ahern  Hittelalter  war  das  Erbrecht  keineswegs  so  genau 
bestimmt,  daher  waren  auch  die  Kftmpfe  rerschiedener  Erbprfttendenten 
hJInfiger. 

'  Ebenso  das  französische  Sprichwort:  „le  roi  ne  meurt  jamais«^ 
und  die  Redensari  „le  roi  est  mori,  rire  le  roi.*  Tgl.  Lojsel  Inst. 
Cont  I.  3.  Es  ist  das  ganz  das  nftmliohe  Princip,  welches  im  deutsche n 
Priraterbrecht  durch  das  Sprichwort  bezeichnet  wird:  ,»DerTodte  erbt  den 
Lebendigen,**  „le  mort  saisit  le  rif,**  und  ebenso  den  unmittelbaren 
Uebergang  der  Oewere  (saisine)  zur  Folge  hat. 
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2.  Der  Thronfolger  hat  demnach  ein  bestimmtes  An- 
recht auf  die  Folge,  welches  ihm  nicht  willkürlich  von  dem 
herrschenden  König  entzogen  werden  kann :  ein  Anrecht,  welches 
nicht  erst  mit  dem  Tode  des  letztem  zu  einem  wirklichen 
Rechte  wird,  sondern  schon  vorher  als  ein  festes  Kecht 
der  Anwartschaft  (jns  devolutionis)  einen  Werth  nnd  eine 
reale  Bedentong  nnd  Ansprach  auf  Schatz  und  Anerkenn- 
uog  hat. 

In  Eoropa  hat  zwar  das  Lebenssystem  auf  die  Ausbildung 
dieser  Grundsätze  eingewirkt,  aber  offenbar  folgen  dieselben 
ebenso  bestimmt  aus  dem  öffentlichen  Charakter  der  Thron- 
folge —  d.  h.  aus  dem  Statsinteresse.  Sie  werden  daher  von 
dem  Untergänge  des  Lebenswesens  nicht  mitbetroffen. 

3.  Das  Becht  der  Thronfolge  wird  in  dem  moder- 
nen Statssystem  durch  die  Statsverfassung  bestimmt,  wo- 
von es  einen  wichtigen  Theil  bildet. 

Da  dasselbe  somit  nicht  auf  dem  individuellen  Willen 
des  regierenden  Fürsten  beruht,  so  kann  auch  in  der  reprä- 
sentativen Verfassung  nicht  durch  Testament,  noch  durch 
Ehevertrag,  noch  selbst  durch  Hausgesetz  der  dynasti- 
schen Familie  eine  mit  der  Statsverfassung  im  Widerspruch 
stehende  Aenderung  in  derselben  herbeigeführt  werden. 

Während  des  Mittelalters,  so  lange  noch  die  Landeshoheit 
einem  Privatvermögen  ähnlich  behandelt  und  öffentliches  und 
Privatrecht  vielfach  vermischt  wurden,  galten  darüber  andere 
Ansichten,  die  theil  weise  noch  als  Ueberlieferungen  der  Vor- 
zeit in  das  moderne  Statsrecht  hinüber  ragen,  aber  offenbar 
nun  im  Verschwinden  begriffen  sind.^ 

'  Ausnahm  weise  kam  auch  im  deutachen  Reiche  das  Recht  zu  te- 
jtiren  ror;  so  indem  falschen  Statut  fürOesterreioh  Ton  1156:  ,,Dux 
Aostriae  donandi  et  deputandi  terras  suas  cuicunqoe  Tolnerit  habere 
debet  poiestalem  Hberam,  si  quod  absit,  sine  heredibus  liberis  decederet, 
nee  in  hoc  per  imperiam  debet  aequaliter  impediri.**  Zdpfl,  deutsche 
Recht9geschiohte  1.  8.  148.  In  ausgedehnterem  Masze  kamen  aber  die 
Erbrerirftge  besonders  dieErbrerbraderungen  vor,  durch  welche 
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4.  Dagegen  folgt  aus  der  statsrechtUchen  Bedentniig  des 
Bechtes  zur  Thronfolge,  dasz  nach  dem  entwickelten  Syatem 
des  Beprftsentatiystates  Aenderungen  in  demselben  auf  dem 
nftmlichen  Wege  herbeigeführt  werden  können,  wie  Aend^im- 
gen  in  der  Verfassung,  d.  h.  durch  einen  Act  des  gesammten 
Bepräsentativkörpers.  Die  Zustimmung  der  übrigen  be* 
theiligten  Glieder  der  Dynastie,  ausser  dem  Monarchen,  ist 
dabei  freilich  wünschenswerth,  aber,  wenn  sie  nicht  durch  die 
Verfassung  selber  gefordert  wird,  nicht  mehr  nothwendig,  so 
wenig  als  die  Zustinmiung  anderer  politisch  Berechtigter  zur 
Umgestaltung  ihrer  politischen  Rechte  durch  neue  Gesetze.^ 

ein  Tertragsmäsziges  Thronfolgerecht  auoh  für  eine  fremde  Dynasde.  be- 
gründet wurde.  Für  die  Reichslehen  wurde  indessen  zn  ihrer  Gül- 
tigkeit a)  die  Zustimmung  aller  derer  gefordert,  deren  Anwartschaft  auf 
die  Thronfolge  dadurch  benachtheiligt  werden  könnte;  b)  die  Bestlrigatig 
des  Kaisers  und  c)  auch  da  schon  zuweilen  der  Landstände,  welchei 
letztere  Erfordernisz  den  öffentlichen  Charakter  der  Thronfolge  in  der 
That  zu  wahren  geeignet  war.  Wahlcapitnlation  Leopolds  L  ▼. 
1658,  Art.  VI.  §.  5:  ^Wie  wir  dann  auch  die  Tor  diesem  unter  ihn^ 
(den  Churfürsten)  den  Reiohsconstitutionibus  gemftez  gemachten  uniones 
gleicher  gestalt,  zuvörderst  aber  die  unter  Churffirsten,  Fürsten  and 
Stftnden  aufgerichteten  ErbTerbrüderungen  hiemit  oonfirmiren  nnd  ap- 
probiren.*"  Wahlcapitnlation  Carls  VI.  ron  1711  Art.  I.  §.  9. 
Vgl.  Zaoharia,  deutsches  Stats-  und  Bundesrecht  §.  74.  ZÖpfl  deut- 
sches Statsrecht  §.  211  ff.  Urkunde  für  Braunschweig- Lüneburg 
von  1374:  «Auer  Slote  stede  Lande  md  Lüde  der  Herscop  tn  Bmn- 
ichwig  en  shall  he  nioh  verkopen  noch  verlaten  ane  Willen  vnd  Ynlbofd 
syner  Broderen  md  der  Manscop  ynd  Stade  in  der  Herscop  to  Bnu- 
schwig.*^ 

«  Für  England  sind  das  längst  anerkannte  Sfttze.  Tgl.  Blackstone. 
Comm.  I.  3,  3:  «Es  steht  unzweifelhaft  in  der  Macht tler  gesetzgebenden 
Gewalt  dieses  Königreichs,  des  Königs  und  der  beiden  H&nser  des  Par* 
laments,  ron  dem  erblichen  Rechte  abzugehen,  und  durch  besondere  Ord- 
nungen, Beschrftukungen  und  Vorsorgen  den  unmittelbaren  Thronfolger 
auszuschlieszen  und  die  Folge  auf  eine  andere  Person  überzutragen.* 
Schwedische  Verf.  ron  1809,  Art  1:  «Das  schwedische  Beich  soll  eia 
Erbreich  mit  der  Successionsordnung  für  die  männlichen  NachkommeB 
eines  rerstorbenen  Königs  sein,  welche  die  Stände  des  Reichs  feststellea 
werden.*^  Spanische  Verf.  ron  1837,  Art.  54:  «Die  Personen,  welche 
zu  regieren  unfähig  sind,  oder  etwas  gethan  haben,  weszhalb  sie  Terdienen, 
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Die  Aendernng  kann  sich  auf  die  Thronfolgeordnung 
im  Allgemeinen  beziehen,  und  ein  neues  System  der  Erb- 
folge einfahren.^  Oder  es  kann  ein  einzelnes  Individuum 
Yon  der  Thronfolge  ausgeschlossen  werden  oder  eine 
ganze  Linie  bisher  berechtigter  Personen.^  Oder  es  kann 
ein  Individuum,  oder  ein  Qeschlecht  neu  berufen 
werden.  "* 

5.     In   dem  Bechte  zur  Erbfolge    ist .  ein  Vorzug   des 

männlichen  Oeschlechts  vor  den  Frauen  überall  anerkannt, 

jedoch  in  verschiedenen  Staten  in  verschiedenem  Umfang. 

a)  Nach  dem  französischen  System,   welches  mit  den 

Grundsätzen    des    römischen  Statsrechts    Obereinstimmt 

und  noch   in  Schweden,   Belgien   und  Preuszen 

gilt,   werden   die  Frauen   absolut  von   der  Thronfolge 

ausgeschlossen.  ® 


ibr  Beebt  an  die  Krone  zu  verlieren,  sind  dnrob  ein  Gesetz  Ton  der 
Thronfolge  Miszvseblieszen/*  Zöpfl,  d.  Statsrecbt  S*  215  und  Stahl," 
Reobtspbilosophie,  Bd.  II.  8.  267  Tortreten  hier  noch  die  Altere  priTat- 
rechtliche  Ansicht,  dass  den  Agnaten  ein  jas  qoaesitum  auf  die  Thron- 
folge znstebe. 

*  Yon  der  Art  war  die  pragmatische  Sanction  des  österreichi- 
schen Kaiserhauses  Ton  1724  für  manche  Kronländer,  ebenso  die  Fer- 
dinands YII.  Ton  Spanien  von  1830»  letztere  freilich  ein  einseitiger 
Act  des  Königs. 

*  So  die  Stuarts  in  England,  die  Nachkommen  Gustavs  IT.  in  Schwe- 
den und  die  altere  Linie  der  Bourbonen  in  Frankreich.  Eine  sehr  alte 
gesetzliche  Bestimmung  in  der  lex  Bajuvariorum  II.  10:  Si  quis  filius 
Dncii  tarn  superbus  Tel  stnltus  fuerit,  ut  patrem  snum  dohonestare  to- 
laeiit  per  consilium  malignorum,  Tel  per  fortiam  et  regnnm  ejus  auferre 
ab  eo,  dum  adhno  pater  ejus  potest  judicio  contendere,  in  exeroitu  am- 

bulare,  popnlnm  judioare sciat  se  iUe  filius  contra  legem  fecisse 

et  de  hereditate  patris  sui  se  esse  dejectum.*'^  Landfrieden  Friedrichs  II. 
TOD  1235  c.  11. 

*  In  dieser  Weise  kann  auch  in  unserer  Zeit  die  Form  der  Adop- 
tion den  üebergang  erleichtern ,  wie  das  in  Schweden  zu  Ghinsten 
des  Marschalls  Bernadotte  im  Jahr  1810  geschehen  ist. 

*  I/ex  Salica^  62,  6:  „De  terra  Tero  salica  nulla  portio  hereditatis 
mulieri  Teniat:  sed  ad  Tirilem  sexum  tota  terrae  haereditas  perToniat.^ 

Bluatsehli,  (tllffeneiBet  Statarecht.    IL  3 
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b)  Naeh  dem  in  Deutschland  Yorheiraehenden  Systeme 
werden  die  Frauen  zwar  durch  den  ganzen  Manns- 
stamm  ausgeschlossen.  Wenn  aber  der  Mannsatainni 
erlischt,  so  geht  die  Thronfolge  auch  auf  die  nftchste 
Frau  über,  in  dem  Sinne,  dasz  von  da  an  wieder  der  neue 
Mannsstamm  den  Vorzug  erh&lt.'    Ebenso  in  Holland.*^ 

e)  Das  englische  System,  womach  die  Frauen  nur  von 
den  männlichen  Gliedern  der  nächsten  Parentel  ange- 
schlossen werden,  aber  den  Mftnnem  aus  femer  steh^i- 
den  Parentelen  vorgehen.  Eine  Folge  dieses  Sjstems 
ist  der  öftere  Wechsel  der  Begentenhäuser.  *  ^  Dasselbe 
ist  nun  auch  in  Spanien  und  Portugal  anerkannt'* 

6.  Die  Einheit  des  States  erfordert  die  üntheilbarkeit 
des  Reiches.  Daher  können  nicht  mehrere  Personen  zugleich 
den  Thron  erben.  Wo  das  Reich  wie  eine  gewöhnliche  Erb- 
schaft unter  mehrere  Erben  getheilt  wurde,  wie  das  in  der 
fränkischen  Monarchie  und  in  manchen  Staten  des  Mittelalters 
geschah,  war  das  noch  ein  Ausflusz  privatrechtlicber  Vor- 
stellungen von  der  Statsherrschaft. " 

7.  Das  Erbrecht  auf  die  Thronfolge  setzt  die  Geburt 
aus  einer  wahren  und  echten  Ehe  voraus.  Uneheliche 
Kinder  sind  somit  ausgeschlossen,  ebenso  die  Kinder  aus  einer 
morganatischen  Ehe,  4*  h.  einer  Ehe,  bei  deren  Eingehung 

Dm  unpranglich  für  das  PriTatrecht  aasgesprochene  Prinoip  wurde  aack 
aaf  das  Statsreoht  angewendet.  8  oh  wedisohe  Verf.  ron  1809  Art.  1  vnd 
94.  BelgisoheYerf.  ron  laSO  Art.  60.  Preuszisohe  Ton  1650  Art.  5X 

*  Bayerisohe  Verf.  Ton  1818  II.  $.  4,  5.  Wflrtembergisebe 
Ton  1817  II.  $.9  0.10.  Oest erreich,  pragmatische  Sanotion  Ton  1724, 
in  Folge  welcher  das  Hans  Lothringen  den  Habsbnrgem  saceedirte. 

«  Verf.  Ton  1815  Art  14-19. 

^*  Black 8 tone  I.  3,  2.  8o  ging  die  Thronfolge  innerhalb  der  leti* 
ten  Ewei  Jahrhnnderte  anf  die  Häuser  Oranien,  Brann schweig  nnd 
Hannover  und  geht  nnn  auf  das  Haas  Kobnrg  ttber. 

1'  Spanische  Yerf.  von  1837  Art. 51.  Portugiesische  Ten  1826 
Art.  87. 

«>  Tgl.  oben  Bach  lY.  Cap.  19,  8.  387. 
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verkragsm&szig  bestimmt  wurde,  dasz  die  Kinder  dem  Stande 
des  Vaters  nicht  folgen  sollen J**  Nach  dem  oben  (4)  erör- 
terten Grundsatz  kann  freilich  durch  ein  Statsgrundgeseti 
aach  ein  solches  Kind  ausnahmsweise  für  erbfähig  erklärt 
werden,  nicht  aber  durch  eine  blosze  zunächst  nur  privatrecht- 
lich  wirkende  Legitimation* 

8«  Viele  neuere  Verfassungen  fordern  überdem  die  (Ge- 
burt aus  einer  ebenbürtigen  Ehe.  Als  ebenbürtig  gilt  dann 
nur  die  Ehe  zwischen  Gliedern  souveräner  oder  souverän 
gewesenen  Häuser/'^  denen  nach  deutschem  Statsrecht  auch 
die  Gesdilechter  der  mediatisirten  deutschen  Standesherren 
beigeordnet  werden.  Dagegen  wird  im  Sinne  einzelner  neuen 
Hausgesetze,  die  hier  theilweise  noch  engere  Begriffe  haben 
als  selbst  das  Mittelalter,  die  Ehe  mit  den  Gliedern  anderer 
Geschlechter,  selbst  wenn  diese  nach  der  Landesverfassung  zu 
dem  hohen  oder  Fairsadel  des  Reichs  gehören,  nicht  für  eben- 
bürtig gehalten.  *^ 

Diese  Beschränkung  der  Ehe  ist  vornehmlich  dem  deut- 
sehen Statsrechte '^  eigenthümlich,  welches  aus  dem  Frivat- 


^*  IL  Fend.  29.  Die  Aussohlieszang  der  Kinder  aas  morganatischer 
Ehe  kann  freUioh  eine  beschrftnkte  sein,  lediglich  lu  Gunsten  gewisser 
Personen,  so  das2,  wenn  diese  wegfallen,  auch  jene  wieder  saoceMions- 
fiUiig  werden.  Ein  Beispiel  in  Baden.  Tgl.  Zöpfl,  dentsohes  Statt- 
recht  S.  228. 

*'  Die  Napoleonisehe  Familie  gehört  nicht  minder  zu  diefen,  als  die 
beiden  Boorbonisohen  Linien  ron  Frankreich. 

^*  Bayerische  Terf.  IL  $.  3.  Hannorer  t.  1840  %.  12.  Hau- 
geseti  T.  1836:  «Als  ebenbfirtig  werden  diejenigen  Ehen  betrachtet,  welche 
MitgUeder  des  Hauses  entweder  unter  sich  abschlieszen  oder  mit  Mitglie- 
dern eines  andern  souyeränen  Hauses  oder  aber  mit  ebenbürtigen  Mitgli»» 
dem  solcher  Hftuser,  welche  laut  Art  14  der  Bundesacte  den  Souyeränen 
ebenbfirtig  sind.^ 

^^  Wahleapitulation  Karls  YIL  ron  1742  AH.  22  §.  4  von  Kaiser: 
«noch  anehden  aas  unstreitig  notorischer  Miszheiratheriengtan 
Kindern  eines  Standes  des  Beichs  oder  aus  solchem  Hause  entsprossenen 
Herren  m  Yerkleinerung  des  Haoses,  die  raterlichen  Titel,  Ehren  und 
Wfirden  beilegen  viel  weniger  dieselben  zum  Naohtheil  der  wahren  Erb« 

3* 
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rechte  den  keineswegs  glücklichen  an  die  Gegensätze  der  Kt* 
sten  erinnernden  Begriff  der  Miszheirath  entlehnt  und  in 
engem  Sinne  auf  das  System  der  Thronfolge  übergetragen  hat 
Statsrechtliche  Gründe  für  dieselbe,  die  im  Sinne  der  mo- 
dernen Entwicklung  allein  maszgebend  sein  können,  gibt  es 
nicht.  Sie  ist  daher  eher  als  ein  Best  einer  veralteten 
Anschauungsweise,  nicht  als  eine  nothwendige  Bestimmung  des 
jetzigen  States  zu  betrachten. 

8.  Dagegen  rechtfertigt  es  sich  in  der  That  aus  Grfindoi 
der  Statsehre  und  Wohlfahrt,  wenn  für  eine  Ehe,  durch  welche 
das  Successionsrecht  auf  den  Thron  fortgepflanzt  wird,  die 
Genehmigung  des  Statsoberhauptes  oder  des  Seprä- 
sentativkörpers  gefordert  wird.  Diesen  kommt  es  zn,  die 
WQrde  und  die  Interessen  des  States  in  vollem  Masze  auch 
hier  lu  wahren.  Wenn  aber  das  geschehen  ist,  so  ist  schwer 
10  begreifen,  weszhalb  denn  die  Freiheit  des  fürstlichen  In- 
dividuums noch  durch  herkömmliche  Yorurtheile  über  die  aua- 
schlieszliche  Reinheit  des  Blutes  weiter  beschränkt  werden 
sollte.  Manche  neuere  Verfassungen  enthalten  daher  auch  d^- 
artige  Vorschriften.  ^^ 

lblg«r  und  ohne  deren  besondere  Binwillignng  fftr  ebenbfirtig 
und  snocessionsflUitg  erklftren,  auch  dergleichen  rorhin  bereits  gesohAhen, 
folohet  fflr  nutt  und  niohtig  ansehen  und  achten.''  WgL  Zaoharil,  d. 
St.  u«  B.  R.  $.  6d.  Zöpfl,  St.  R.  S.  225—26.  Schwedische  Throa- 
fmoessionsordnung  Ton  1816.  Vgl.  Schubert  Verf.  II.  8.  389.  Dem 
englischen  Statsrecht  war  dieses firfordernizs  vor  der Thronbestaigoiig 
4m  Hauses  Hannorer  unbekannt 

«•  Für  England  Statut  ron  1782.  Vgl.  Dahlmanns  Politik  L 
8.87.  Bayern  Terf.  II.  §.3:  ^ZurSucoessionsOhigkeit  wird  eine  rechi- 
»issige  Geburt  aus  einer  ebenbartigen  mitBewilligung  des  Königs 
gesehlossenen  Ehe  erfordert*  Spanische  Verf.  t.  1837  Art.  49:  «Beror 
der  König  eine  Vermahlung  eingeht,  wird  er  die  Cortes  dayon  benaeh* 
riehtigen  und  ihrer  Genehmigung  sind  die  Stipulationen  und  Eheeontracte 
«Bterworfen,  die  den  Gegenstand  eines  Gkseties  ausmachen.  Dasselba  ist 
ia  Bang  auf  die  Ehe  dos  unmittelbaren  Thronerben  lu  beobaehten.  Weder 
der  König  nooh  sein  unmittelbarer  Thronfolger  dOrfen  eine  Vermhilng 
mii  Penonon  eingehen,  welohe  das  Gesoti  tou  der  Thtonlolge  aassokliesit. 
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10.  Die  Erbfolge-Ordnung  ist  in  neuerer  Zeit  regel- 
mftszig  auf  die  Grundsätze  der  Frimogeniturordnung 
gebaut,  d.  h.  es  succedirt  der  erstgebome  Sohn  des  verstor- 
benen Monarchen,  oder  wenn  dieser  verstorben  wäre,  der  erst* 
gebome  Enkel  von  demselben,  mit  Ausschlieszung  selbst  des 
zweitgebomen  Sohn's:  und  in  derselben  Weise  gebt  je  die 
erstgeborene  Linie  (Parentel)  allen  andern  Linien  und  in 
jener  das  erstgeborene  Glied  allen  andern  Gliedern  vor; 
diesz  nicht  blosz  in  der  Nachkommenschaft,  sondern  ebenso 
unter  den  Seitenverwandten.  ^^  Die  Verwandtschaft  wird  nach 
dem  Yerhältnisz  zu  dem  letzten  Begenten  gemessen,  un- 
geachtet das  Erbrecht  keineswegs  von  dessen  Willen  abhängig 
ist,  und  nicht  nach  dem  Yerhältnisz  zu  dem  ersten  Inhaber 
des  Thrones,  von  welchem  immerhin  das  Successionsrecht  her- 
geleitet wird.  Der  unterschied  dieser  beiden  Berechnungs- 
weisen wird  da  klar,  wo  der  ganze  Mannsstamm  ausgestorben 
ist  und  die  Succession  nun  auf  die  Gognaten  übergeht.*^ 

Portngiesisehe  Yerf.  ron  1826  Art.  90:  «Die  Yermfthlniig  der  Prin« 
lessin,  Termuthliohen  Thronerbin,  wird  immer  mit  Einwilligung  des  Kö- 
nigs nnd  nie  mit  einem  Fremden  ror  sich  gehen.  Wenn  der  König  — 
schon  aufgehört  hfttte  zu  leben,  so  wird  sie  nicht  ohne  Einwilligung  der 
aUgemeinen  Cortes  ins  Werk  gesetzt  werden  können.  Ihr  Gemahl  wird 
keinen  Theil  an  der  Regierung  nehmen  und  den  Namen  König  erst  dann 
trtgen,  wenn  die  Königin  ihm  einen  Sohn  oder  eine  Tochter  geboren  hat.^ 
Behwedische  Yerf.  Ton  1809 §'. 44 :  i,KeinPrini  des  königlichen  Hauses, 
•r  sei  Kronprinz,  Erbftirst  oder  Fürst,  darf  sich  ohne  Wissen  und  Ein- 
willigung des  Königs  yermihlen.  Geschieht  es  dennoch,  so  hat  er  das 
Erbrecht  zum  Beiche  sowohl  fQr  sich  als  fOr  seine  Kinder  und  Kaoli- 
kommen  rerwirkt.* 


«  Z.  B.: 


•ü  *4o 


Der  Enkel  d 
geht  der  Toch- 
~^      T     ""  ter  a  unddemX^ 
«O  Sohne  c  ror. 


Der  Groszneife  f 
sohlieszt  den  Oheim  g 
und  die  Vettern  h  und 
i  aus,  g  sohlieszt  h 
nndi,  und  h  sohlieszt 
i  aus. 


**  Bekaimteimaszen  war  die  Frage,  ob  die  dem  letzten  Begenten  zv- 
nichst  stehende  Brbtochter   oder  die  Araber  durch  den  Vorzug  des 
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In  Deutschland  wnrcle  das  Recht  der  Erstgeburt  zuerst 
in  den  Eurfarstenthümem  eingeführt.  Dann  ging  es  auch  auf 
andere  deutsche  Länder  Hber.  **  Vordem  erregte  das  zweifel- 
hafte Erbrecht  fast  überall  öftere  und  rerderbliche  Streitig- 
keiten. 

11.  Die  statsrechtliche  Yerlassenschaft  des 
regierenden  Fürsten  ist  nunmehr  genau  zu  sondern  von  seiner 
privatrechtlichen  Erbschaft.  Zu  jener  gehören  voraus 
alle  dem  Statsoberhaupte  als  solchem  zustehenden  öffent- 
lichen Rechte,  dann  aber  auch  alles  Yerroögen,  welches  nach 
der  Verfassung  oder  durch  Hausgesetz  oder  in  Folge  beson- 
derer Stiftung  oder  letztwilliger  Verordnung  der    Staataver- 

MaBOSiUnimB  aasgeschlouene  und  dem  ersten  Begenien  näher  Terwandla 
Begredienterbin  and  deren  Nachkommen  den  Yonog  haben,  bei  Ver- 
anlassung des  Anssterbens  dos  Hab^bnrgischen  Mannsgt.imnu  in  Oester- 
reich  ron  grosser  practischer  Bedeutung.  8ie  wurde  aber  zu  Gunsten  der 
erstern  beantwortet.  Ebenso  Bayerische  Verf.  II.  %,  5.  Auch  in  der 
Cognatensuccession  wird  übrigens  meistens  nicht  nach  dem  rSmischen 
Omndsatz  derOradnähe,  sondern  nachdem  deutschrechtlichen  der 
nUiernParentelen  und  innerhalb  dieser  des  nllchsten  Grades  snc- 
eedirt,  so  dasz  t.  B. 


die  Groflznichte  f,  als  der  Parentel  A  fugehSrig,  der  Tante  g 
in  der  Parentel  B  rorgeht. 


Zweifelhaft  ist  et  aber,  ob,  wenn  Parentel  und  Grad  gleioh  findt  die 
JUtere  Frau  durch  den  jüngeren  Mann  ausgeschlossen,  oder  in  diesem  Fall 
keine  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  genommen  wird.  Die  erttera  Auf- 
fassung gilt  in  England  (Bleckst.  I.  3,  2),  die  letztere  in  manchen  deut- 
schen Staten.  Bayer.  Terf.  IL  5.  Würtemb.  §.  7.  Tgl.  Zacharii, 
D.  ßt..R.  S-  73. 

^  Goldene  Bulle  Ton  13&6  TU.  $.  2.  „Pracsenti  lege  perpetui« 
temporibuf  ralitnra  decernimus,  ut  postquam  iidem  Principes  Electore« 
Menlaret»  et  eorom  qnilibet  esse  desierit,  jus  toz  et  potestas  eleetionis 
IrajaiBodl  ad  ftliaa  sanm  primogenitnm,    legitimua,  laicum»  illo  rera 
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lassenschaft  zugewiesen  worden  ist*'.  Die  Pri?aiyerlassen- 
schaft  wird  ans  dem  reinen  Privatvermögen  des  Fürsien 
gebildet.  Die  erstere  fällt  dem  Regiemngsnachfolger  an  nacb 
den  statsrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Thronfolge.  Die 
Saccession  in  die  letztere  wird  durch  die  Begeln  des  Privat- 
erbrechts  normirt.  Der  Thronfolger  ist  somit  nicht  nothwendig 

non  extante,  ad  ejosdem  primogeniti  filinm  similiter  laicum,  libere,  et 
sine  contradiciione  cujuspiam  deyolyatur.  $.  3. 8i  vero  primogenitas  bujus- 
modi,  absqne  haeredibos  masculis,  legitimia,  laicis  ab  bac  luce  migraMt, 
Tirtnte  praesentb  Imperialis  edicti,  jus  tox  et  potestas  electionis  praediotae 
ad  seniorem  fratrem  laicnm  per  Terum  paternalem  lineam  deäceudentem 
et  deinceps  ad  iUius  primogenitnm  laicnm  deyolTatur.^  In  Bayern  wurde 
die  Primogenitur  durcb  Herzog  Albreobt  den  Weisen  1506  eingefOhrti, 
nacbdem  lange  zuvor  Kaiser  Ludwig  Tergeblicb  sieb  für  die  Untbeilbar» 
keit  und  Einheit  des  Landes  bemüht  hatte.  In  den  altindisohen 
Ffirstenhänsem  war  das  Recht  der  Erstgeburt  ebenfalls  bekannt.  Rama 
(Holtzmann)  ¥.1814:  ,,  La  unserem  Stamme  ha^  von  jeher  der  Älteste 
Sohn  das  Königthum  ererbt. '^ 

"  Ausführliche  Bestimmungen  der  Art  in  der  bayerischen  Verf. 
III.  J.  2:  «Zu  dem  unyeräuszerlichcn  Statsgute,  welches  im  Falle  einer 
Sonderung  des  Statsyermdgens  yon  der  Priyatverlussenschaft  in  das  In- 
ventar der  letztern  nicht  gebracht  werden  darf,  gehören:  1)  Alle  Archive 
und  Registraturen;  2)  alle  uffeutlioben  Anstalten  undGeb&ude  mit  ihrem 
Zugehör;  3)  aUes  Geschütz,  Munition,  alle  Militärmagazine  und  was  zur 
Landeswehr  nöthig  ist;  4)  alle  Einrichtungen  der  Hofcapellen  und  Hof- 
Smter  mit  aUen  Mobilien,  welche  der  Aufsieht  der  Hofstftbe  und  Hofinten* 
danten  anvertraut,  und  lum  Behuf  oder  zum  Glänze  des  Hofes  bestimmt 
sind;  5)  aUes  was  zur  Einrichtung  oder  zur  Zierde  der  Residenzen  und 
LnstschlSsser  dient;  6)  der  Hausschatz,  und  was  von  dem  Erblasser  mi^ 
demselben  bereits  vereinigt  worden  ist;  7)  alle  Sammlungen  für  Künste 
und  Wissenschaften,    als:    Bibliotheken,  physikalische,  Naturalien-  und 
Hünzcabinette,  Antiquitfiten,  Statuen,  Sternwarten  mit  ihren  Instrumentent 
GemUde-  und  Kqpferstichsammlungen  und  sonstige  Gegenstftnde,  die  zum 
öffentlichen  Gebrauche  oder  zur  Beförderung  der  Künste  und  Wissen* 
schalten  bestimmt  sind;  8)  alle  vorhandenen  Yorräthe  an  baarem  Gelde 
nnd  Capitaiien  in  den  Statsoassen  oder  an  Naturalien  bei  den  Aemtem, 
sanunt  allen  Ausständen  an  Statsgefällen;  9)  alles  was  aus  Mitteln  des 
Stats  erworben  wurde.**    Und  nach  §.  2  werden  auch  die  „neuen  Er- 
werbungen aus  Privattiteln  an  unbewegli^en  Gütern  **  zu  dem  Statsver- 
Qügen  gezogen,  «wenn  der  erste  Erwerber  während  seines  Lebens  nioht 
darüber  verfügt  hat.** 
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Privaterbe,   noch  weniger  dieser  anch  Thronfolger,  nnd  die 
Frivatglftubiger  des  Erblassers  haben  anf  die  StatsTerlaBsen- 

Schaft  keinen  Ansprach. 


Siebentes  GapiteL 

Persönliche  Erfordernisse  der  Ffthigkeit  zur  Thronfolge. 

1.  Während  des  Mittelalters  übten  die  Grandsätze  des 
Lehensrechts  in  den  meisten  Staten  anch  anf  die  Snocession 
in  die  Fürstenthümer  einen  Einfluzs  ans.  In  den  weltlichen 
Ffirstenthümern  waren  daher,  wie  nach  dem  Longobardischen 
Lehensrechte  mit  Bezng  anf  die  Lehen,'  Geistliche  und 
Mönche  von  der  Folge  ausgeschlossen.  Die  Abhängigkeit 
des  katholischen  Eleras  von  dem  päpstlichen  Stuhle,  und 
der  specifisch  weltliche  Charakter  des  States  begründen  anch 
fflr  die  moderae  Statsverfassung  die  Hegel,  diasz  zur  Thron- 
folge weltlicher  Stand  erfordert  wird,  Geistliche  somit  nnr 
dann  fthig  zu  derselben  werden,  wenn  sie  den  geistlichen 
Stand  in  einer  von  dem  State  anerkannten  Form  aufgegeben 
haben.*  Es  versteht  sich,  dasz  die  geistlichen  FflrstenthOmer 
hier  eine  Ausnahme  machen. 

Auf  Protestanten  findet  diese  Ausschliesznng  keine 
Anwendung,  da  der  Gegensatz  zwischen  (Geistlichen  und  Laien 
hier  nicht  so  ausgebildet  ist  und  Uebergänge  aus  dem  kirch- 
lichen Berufe  und  Amte  in  die  weltlichen  kein  Hindeniisz 
erleiden. 

^  IL  Fend.  26  $.  6:  «Qu!  clerieiu  effieUor,  aat  Totam  religionii  m- 
lunit,  hoe  ipio  feadum  amittit.*^  Goldene  BuUe  in  der  Cep.  6.  Note  21 
mitgeiheilten  Stelle. 

'  Ob  dM  nach  Kirehenreeht  snllssig  lei,  ist  eine  andere  Frage,  deren 
Beantwortung  indessen  anf  dae  Statsrecht  nioht  nothwendig  mattgebend 
wirkt 
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2.  In  manchen  neuem  Staten  wird  fttr  die.  Thronfolge- 
fthigkeit  ein  bestimmtes  religiöses  Bekenntnisz  er- 
fordert, und  ein  abweichender  Glaube  als  Ausschlieszungsgrund 
betrachtet. 

Im  Mittelalter,  welches  auf  die  Einheit  des  Glaubens 
und  die  gegenseitige  unauflösliche  Verbindung  der  weltlichen 
*  und  der  religiösen  Ordnung  den  entschiedensten  Nachdruck  , 
legte,  verstand  sich  das  von  selbst.  Selbst  der  Kaiser  konnte 
in  den  Kirchenbann  gesetzt  werden  und  in  Folge  davon  das 
Beich  verlieren,  „wenn  er.  an  dem  Glauben  zweifelte/'^  In 
dem  modernen  Stat,  dessen  Ordnung  von  dem  kirchlichen  Ver- 
bände mehr  abgelöst  worden,  und  in  welchem  die  Ausübung 
politischer  Bechte  nicht  ebenso  abhängig  ist  von  dem  indi- 
viduellen Glaubensbekenntnisz ,  ist  dieses  Erfordemisz  nicht 
mehr  als  Begel  anzusehen,  obwohl  es  immerhin  auch  für  den 
Stat  ein  Uebel  ist,  wenn  das  Statsoberhaupt  persönlich  einem 
andern  Glauben  zugethan  ist,  als  den  das  Volk  bekennt,  ^  denn 
theils  wird  die  Pietät  und  das  Vertrauen  des  Volks  zu  dem 
Könige  durch  den  Gegensatz  des  religiösen  Glaubens  erschwert, 
theils  ist  Gefahr  da,  dasz  ein  glaubenseifriger  Fürst  seine 
Macht  miszbraucbe,  um  die  religiösen  Interessen  des  Volkes 
ZQ  stören  und  zu  hemmen  statt  zu  fördern.  Der  jetzigen 
Bechtsentwicklung  in  den  christlichen  Staten  erscheint  es  in- 
dessen noch  immer  gemäsz,  wenn  die  christliche  Keligion 
Ar  das  Statsoberhaupt  vorausgesetzt  wird.*^ 

'  Sachsens p.  III.  57.  $.  1.  ,,Den  Kaiser  ne  mut  de  pares  nooh 
neman  bannen  seder  der  tiet  dat  he  gewiet  is,  ane  ummedresake;  of  he 
aa^ae  geloren  iTifelt,  oder  sin  eehte  wif  let,  oder  gotes  hos  sostoret,* 
UI.  54  $.  4. 

*  Ffir  die  den ts oh en  Staten  ist  es  seit  dem  WestphUisohen  Frieden 
uerikannter  Grundsatz,  dass  die  Verschiedenheit  der  christlichen  Gon* 
fsision  keine  Aussohlieszung  ron  der  Tlironfolge  naoh  sich  lieht 

*  Ansdrüeklioh  fordert  die  Wflrtembergisohe  Yerf.  §.  5:  «daii 
der  König  sich  zu  einer  der  ohristliohen  Kirchen  bekennen^  mftsse,  wo- 
darch  aowohl  offenkvndige  Seotirer  als  Kichtchristen  ansgesohlossen 
den.    y^  R.  Mohl,  WOrt.  Statir.  I.  8.  14a 
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Das  englische  Statsrecht  gebt  weiter,  indem  es  Eng- 
land fdr  ein  i^protestantisches Königreich''  erUArt,  ,,des- 
sen  Wohlfahrt  nicht  bestehen  könne,  wenn  es  von  einem  pipst* 
liehen  Forsten  regiert  werde,'^  und  daher  alle  Personen,  „welche 
die  pftpstliche  Beligion  bekennen  oder  mit  einem  Papisten  Ter- 
heirathet  sind^^  für  unfähig  erkennt,  die  Krone  zu  erhalten«^ 
Kbenso  wird  in  Schweden^  das  „ Angsburgische ''  Bekennt- 
nisz  von  dem  Könige  gefordert.  Auch  die  neue  griechische 
Verfassung  schreibt  vor  (Art.  40)  dasz  der  Thronfolger  die 
Keligion  der  „orthodoxen  christliclien  Kirche  des  Orients*'  be- 
kennen mflsse,  und  inRuszland  gilt  für  die  Glieder  des  Kaiser- 
hauses das  n&mliche  Erfordernisz  der  griechischen  Confessiun. 

8.  Damit  die  Thronfolge  zur  Anwendung  komme,  i^t 
ferner  vorauszusetzen,  dasz  nicht  die  Person  des  Nachfolgers 
an  Mängeln  leide,  welche  dieselbe  zur  Regierung  absolut 
untauglich  machen.  Das  ältere  Statsrecht  legte  darauf  mit 
Recht  einen  Werth,  und  ein  innerer  Grund,  weszhalb  in  un- 
serer Zeit  derartige  Mängel  unberücksichtigt  bleiben  sollen, 
besteht  nicht.  Vielmehr  ist  es  unlogiscli,  wenn  das  moderne 
Statsrecht  das  Successionsrecht  aufhebt,  insofern  solche  Mängel 
vorhanden  sind,  welche  eine  gedeihliche  Regierung  nur  er- 
schweren, aber  fortbestehen  lässt,  wenn  die  Regierung  durch 
das  von  ihnen  behaftete  Individuum  geradezu  unmöglich  ist 
Das  Auskunftsmittel  der  Reichsverwesung  hilft  nicht  aus,  da 
diese  immerhin  für  den  Stat  manche  üebel  und  6e&breD 
nach  sich  zieht  und  ihrer  Natur  nach  nicht  für  dauernde  und 
absolute,  sondern  für  vorübergehende  und  relative  Unfähigkeit 
des  Regenten  die  nöthige  Ergänzung  gewährt.  Wohl  aber 
liegt  es   im   öffentlichen   Interesse,    aUfälligen  Streitigkeiten 

*  Erklärung  der  Rechte  ron  1689  und  Acte  ron  1701.  Die  Acte  aber 
die  Emanoipation  der  Katholiken  ron   1829  inderte  daran  nichts. 

V  Qnuidgeoeti  Ton  1772  Art.  1:  ^Die  Einigkeit  in  der  Religion  ud 
in  dem  rechten  Gottesdienst  ist  die  kraftigste  Onmdmaaer  tn  einem  I5lh 
liehen,  einträchtigen  nnd  wahrhafUn  Regimente.*" 
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darfiber  rechtzeitig  Torznbengen  und  daher  im  einzelneii  Fall 
zum  Yorans  durch  einen  Act  der  gesetzgebenden  Qe- 
walt  solche  offenbar  untaugliche  Personen  von  der  Thronfolge 
anszuschlieszen. 

Als  solche  Mängel  kommen  in  Betracht: 

a)  körperliche.  Der  Sachsenspiegel  schlieszt  Zwitter, 
Zwerge  und  Krüppel  auch  von  dem  Erbe  zu  Landrecht  aus, 
ebenso  den  Aussätzigen:^  noch  viel  eher  daher  von  dem  Für- 
stentbuin.  Die  Krankheit  des  Aussatzes,  als  ein  heilbares 
üebel,  kann  jedenfalls  nicht  mehr  als  Ausschlieszungsgrund 
gelten;  aber  mit  der  Würde  des  States  ist  es  sicher  nicht 
vereinbar,  dasz  die  höchste  Ehre  und  Macht  einem  Menschen 
zustehe,  welcher  an  einem  der  übrigen  genannten  Mängel 
leidet. 

Strenger  noch  waren  die  Bestimmungen  des  Lehensrechtes, 
welches  auch  Stumm-  oder  Taub-  oder  Blindgeborene  von  der 
Lehensfolge  ausschlosz.'  Dasz  dieselben  keine  bindende  Au- 
torität mehr  haben,  seitdem  der  Stat  seines  feudalen  Cha- 
rakters entkleidet  ist,  kann  nicht  bestritten  werden.  Kur  die 
Analogie  der  Verhältnisse  wirkt  noch  fort,  und  ähnliche  Gründe 
können  auch  das  neuere  Yerfassungsrecht  zu  ähnlichen  An- 
ordnungen bestimmen.*^ 

*  Bftchs.  Landr.  L4§.  1:  ^V^e  altrile  unde  nppe  drergne  ne  ir- 
stirft  weder  len  noch  erve  noch  uppe  kroppelkint.  De  meseheke  man  ne 
TBtreit  weder  len  noch  erre,* 

*  Sachs.  Landr.  L  4  §.  1:  ,»Wirt  ok  ein  kint  geboren,  stum  oder 
handeles  oder  Totelos  oder  blint,  dat  is  wo!  erre  to  lanirechte  unte  nicht 
Un  erre.*  KaehLongobard.  Lehenrechte  war  die  Frage  beatritten:  IL 
Pend.  36:  „Mutns  et  sardns  coecus  clandos  yel  aliter  imperfectus,  etiamsi 
tie  natas  fnerit,  totum  fendnm  paternnm  retinebit.  Obertns  et  GerardnS 
et  multi  alii.  Quidam  tarnen  dicunt,  enm  qni  talis  natus  est,  feudott 
Tetinere  non  posse."  Vgl.  darüber  Tabor  in  der  Zeitsohr.  für  deutsches 
Recht  Yon  B eseler  n.  s.  f.  IX.  8.  262,  die  Stelle  der  Goldenen  Bulle 
unten  in  Note  11.  Kurpfillzisohe  Verordnung  Ton  1374 :  „bei  einem 
unserer  Erben,  der  der  eheste  bj  und  by  gutem  Wizen  und  Binnen  sj,  und 
on  natürlicher  Gebresten  seiner  Glider  sy.*' 

^  Das  würtembergische  Hausgesetz  yon  1808  schlosz  unheilbar 
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b)  Geistige  Mängel.  Blödsinn  und  Wafansimi  schlieBieB 
meh  der  goldenen  Bolle  von  1356  ans.  '*  Diese  Beschifinknng 
war  freilich  znnichst  für  die  Koriander  aosgesprodien,  aber 
offfenbar  niobt  in  der  Absicht,  nm  dieser  willen  einen  beson- 
dem  Bechtsgmndsatz  einzuführen,  sondern  vielmdir  ein  her- 
gebrachtes allgemeines  Princip,  welches  ebenso  fOr  andere 
Linder  passte ,  in  seiner  Anwendung  auf  jene  zu  bekrftftigeD. 
Um  indessen  das  Erbrecht  ?or  Erörterung  nnd  Streu  in 
sichern,  ziehen  auch  in  diesem  Falle  einzelne  neuere  Ver- 
fassungen die  Aushülfe  durch  Beichsverwesung  der  Aus- 
schlieszung  ron  der  Thronfolge  vor.  Ob  das  aber  im  Interesse 
der  Monarchie  imd  der  Nation  liege,  darf  billig  bezweifelt 
werden. " 

c)  Moralische  ünwürdigkeit.*^  Damit  diese  die 
Ansschlieszung  bewirke,  wird  aber  im  Sinn  des  neuem  Rechts 
ein  das  Successionsrecht  des  schuldigen  Thronfolgers  aufbe- 
bender Act  der  Gesetzgebung  dem  Anfall  des  Erbrechtes  Yor- 
hergehen  müssen. 

Blinde  aus.   Die  Verfassung  aber  $.11—13  und  das  erneuerte  Haasgesetx 
Ton  1828  nahmen  die  Heschrftnkung  niclit  wieder  auf. 

"  Goldene  Bulle  XXY.  %.  3.  „Primogenitus  filius  succedat,  sibiqut 
soll  jus  et  dominium  competat,  nisi  forsitan  meute  capius,  fatnos,  sei 
alterius  famosi  et  notabilis  defectus  cxistat,  propter  quem  non  deberel 
sen  posset  hommibus  principari.'* 

^'  Der  Ghefahr  Ton  Thronfolgesireitigkeiien  kann  leicht  dnreh  den 
Sntseheid  der  Gesetzgebung  rorgebeugt  werden,  nicht  so  der  gresiem 
Gefahr  einer  ein  roUes  nelleicht  hohes  MeoBchenalter  fortdaneradeii  Ter- 
weaimg.  Dahlmann  Politik  I,  8.  89:  „Eine  AnsscUiesimg  der  Ait 
wfirde  jedenfalls  vom  regierenden  Könige  nach  gehaltenem  Familienrathe 
ii«d  »it  dessen  Znstimmnng  (?)  ausgehen  müsaen,  nad  nnr  in  deaFaUe 
rätreten  dfirfen,  wenn  anszer  dem  Statsministerium  die  Standerei 
Iwig  die  Richtigkeit  der  Thatsaohe  anerkannt  hat*^ 

*>  Lex  Bajfwar.  II.  10  oben  Cap.  6  Note  6^ 
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Achtes  Capitel. 

III.    Entstehungsformen  in  der  Bepablik. 

1.  Die  Begiernng  berufen,  den  täglicb  wechselnden  Be- 
dflrfnissen  des  States  ihre  Sorge  zu  widmen,  und  durch  die 
That  je  nach  Umständen  lebendig  einzugreifen,  bedarf  theils 
der  Einheit  des  Willens  fflr  ihre  Plane  und  Anordnungen, 
theils  fortgesetzter,  nie  ermüdender  Thfttigkeit.  Beides 
ist  weder  durch  Volksversammlungen  noch  durch  repräsentative 
Kammern  irgend  genügend  zu  erreichen.  In  der  neuern  Be- 
pablik ist  daher  die  Begierungsgewalt  gewöhnlich  entweder  in 
einer  nur  wenig  zahlreichen  Behörde,  oder  geradezu  in  einem 
einzigen  Chef  des  Stats  concentrirt.  Das  erstere  System 
ist  —  wenn  auch  nicht  überall  —  in  der  Schweiz,^  das 
letztere  in  Amerika  herkömmlich.'  In  beiden  tritt  ein 
monarchisches  Element  sichtbar  hervor,  ausgebildeter  und 
entschiedener  aber  in  dem  letztem.  Für  grössere  Staten  ist 
dasselbe  unentbehrlich.  Als  Frankreich  1795  einem  Direc- 
torium  von  5  Mitgliedern  die  „vollziehende  Qewalt^^  anver- 
traut hatte,  wurden  die  innem  Gebrechen  einer  derartigen 
Collegialregierung  bald  so  lebhaft;  empftinden,  dasz  die  In- 
dividualherrschaft  des  ersten  Gonsuls  um  jener  Folie  willen 
um  so  ruhmvoller  und  heilsamer  erschien:  und  auch  im  Jahr 
1848  machte  die  neu  erstandene  Bepublik  nur  in  kürzerer 
Zeit  die  nämliche  Erfahrung  wiederum.  Nur  das  Individuum 


y 


*  In  dem  Bunde  der  Bnndesrath,  in  den  Kantonen  die  Regiemngs- 
;ien.  Früher  hatten  aber  die  Landammftnner  in  den  LSndern, 
die  Bürgermeister  nnd  Schnltheiszen  in  den  Stftdten  und  der 
lohweixerisohe  Landammann  nach  der  MediationsTerfassung  im 
Bunde  eine  herrorragende  Stellung  ala  indiriduelle  Standeshfiupter. 
Die  neuere  Oenfer  Yerfassung  nnd  die  Neigung  zu  dem  Directorialsystem, 
die  lieh  in  unsem  Tagen  kundgibt,  sind  Anzeichen  für  eine  neue  indJ- 
TidneUe  Conoentnition  der  Regierungsgewalt.  « 

»  Vgl  darüber  Story,  Gomm.  HI.  36  §   202. 
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vennag  der  Action  die  nöthige  Energie,  dem  Begienmgs- 
system  die  erforderliche  Einheit,  der  Phantasie,  der  Achtong 
und  dem  Vertrauen  des  Volkes  einen  lebendigen  Ausdruck 
und  Anhalt  und  der  politischen  Verantwortlichkeit  einec 
realen  Sinn  zu  verschaffen.  Das  Gollegium  lähmt  und  spal- 
tet die  Begierungsmacht,  schwächt  und  mindert  schon  durtb 
seine  äuszere  Erscheinung  den  Glauben  des  Volkes  an  die 
Obrigkeit  und  die  Verehrung  für  dieselbe  —  und  macht  di« 
Verantwortlichkeit  zu  einer  getheilten  und  illusorischen.  In 
kleineren,  weniger  bewegten  Republiken  werden  diese  Mängel 
nicht  ebenso  fühlbar,  und  da  sträubt  sich  das  republikanische 
Gefühl  lebhafter  gegen  die  individuelle  Auszeichnung  ein«^ 
Begierungshauptes.  Daher  wird  da  wohl  das  System  der 
CoUegialregierung  vorgezogen.  Durchaus  fehlerhaft  aber 
ist  eine  Einrichtung  desselben,  welche  die  Parteispaltungen 
und  Gegensätze,  die  in  dem  repräsentativen  E(^rper  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  ihre  natürliche  Berechtigung  haben,  auch 
in  die  Begierung  versetzt,  und  so  die  nöthige  Harmonie  und 
Einheit  in  dieser  zerstört.^ 

2.  Als  Begel  für  die  Bestellung  der  Begierung  gilt  die 
Wahl.  Musz  das  Volk  darauf  verzichten,  selbst  zu  r^eren, 
so  will  es  durch  die  freie  Ernennung  des  Begenten  einen 
mittelbaren  Einflusz  auf  die  Bichtung  des  Begiments  äuszem 
und  zugleich  seine  Macht  und  sein  Vertrauen  offenbaren. 

Es  ist  schon  oft  bemerkt  worden,  die  Völker  seien  un- 
fähig selber  zu  regieren,   aber  nicht  unfähig  einen  Begenten 

'  Nach  dem  Wahlsystem,  das  in  der  Schweiz  herrscht,  ist  solch.er 
Zwiespalt  in  der  Regierung  schwer  zu  rermeiden.  WQrde  den  PrSsidenten 
der  Collegien  ein  Vorschlags  recht  für  die  Wahlen  der  Mitglieder  oder  ein 
Veto  gegen  disharmonische  Ernennungen  zugestanden,  so  wSre  fUr  eine 
relative  Einheit  auch  da  gesorgt  Ein  innerlich  zwiespaltiges  Regiernngs- 
oollegium  in  der  Republik  ist  noch  weniger  zu  ertragen,  all  ein  ans  feind* 
Hohen  Elementen  zusammengesetztes  Ministerium  in  der  Monarchie,  deaa 
dieses  findet  in  dem  Monarchen  wieder  die  Einheit,  welche  dort  nur  in 
der  Behörde  selbst  gemacht  werden  musi. 
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ZU  wihlen.  Das  Volk  wird  selten  einen  mittelm&szigen,  noch 
seltener  einen  schlechten  Menschen  zu  seinem  obersten  Ma- 
gistrate wählen.  Es  kann  sich  undankbar,  es  kann  sich  anch 
feindselig  erweisen  gegen  hervorragende  politische  M&nner, 
seine  Gunst  ist  nicht  frei  von  Lanhe.  Aber  es  hat  einen  na- 
.tflrlichen  Instinct  filr  persönliche  Grösze  und  ein  offenes  Ange 
fflr  die  Eigenschaften,  die  den  Regenten  auszeichnen  sollen« 
Der  kleinliche  Neid  gegen  eine  ausgezeichnete  Persönlichkeit 
ist  ihm  fremd  und  die  Intrigue  stört  es  nicht.  Es  liebt  den 
Böhm  und  den  Qlanz  und  fuUt  sich  selber  in  seinen  Ersten 
geehrt  Es  ist  hienach  noch  eher  geeignet,  einen  guten  und 
seiner  würdigen  Regenten  zu  w&hlen  als  den  gesetzgebenden 
Körper  richtig  zu  besetzen.^ 

Daher  ist  fflr  die  Republik  die  unmittelbare  Volks-* 
wähl  wie  sie  in  Rom  sich  während  Jahrhunderten  so  vor- 
trefflidi  bew&hrt  hat,  und  in  der  Schweiz  in  den  unmitteU 
baren  Democratien  ebenfalls  zum  Vortheil  und  zur  Ehre  dieser 
Länder  geübt  worden  ist,  durchaus  nicht  zu  verwerfen  und 
der  Wahl  durch  den  gesetzgebenden  Körper,  welche 
nun  in  den  schweizerischen  Repräsentativkantonen  regelmäszig 
und  ebenso  in  dem  Bunde  angeordnet  ist,  eher  vorzuziehen. 
Diese  Verschiedenheit  der  Wahlordnung  steht  übrigens  in  Be- 
Ziehung  zu  der  Frage  der  Individual-  oder  Collegialregierung. 
Eine  besondere  Oeschäftskenntnisz  in  einzelnen  Zweigen,  im 
Finanzwesen  oder  in  der  Verwaltung  weisz  freilich  der  reprä- 
sentative Körper  besser  zu  würdigen  und  die  tauglichsten  Per- 
sonen dafür  eher  zu  finden;. wo  daher  diese  einen  Bestandtheil 
der  CoUegialregierung  bilden,  wie  in  der  Schweiz,  da  läszt 
sich  die  Wahl  derselben  nicht  dem  Volke  selbst  anvertrauen. 
Aber  wo  zunächst  das  ganze  Regierungssystem  in  einem  oder 
zwei  Individuen  als  Statshäuptem  concentrirt  wird,  da  ist  die 
unmittelbare  Volkswahl  vorzüglicher.^ 

«  Sigmondi,  Etodes  I.  §.  271. 

•  Tgl.  auch  oben  Buch  IT.  Cnp.  9  S.  333.  Die  beiderlei  Rackaicbten 
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In  Nordamerika  gelangte  man  für  die  Wahl  des  Prft- 
sidenten  zu  einem  gemischten  System.  Dem  Conrente 
wollte  man  die  Wahl  nicht  flberlassen^  um  den  Intrigaen  in 
demselben  hier  keine  Macht  zn  geben,  den  Präsidenten  nicht 
sn  sehr  von  der  Majorität  desselben  abhängig  zn  machen  mid 
dem  Volke  einen  wirksamen  Einflnsz  anch  anf  das  Begienmg»-. 
System  zn  yerschaffen.  Anf  der  andern  Seite  aber  scheute 
num  die  Qefahr  des  Tnmultes  und  fieberhafter  Anfr^nng 
unter  dem  Volke,  wenn  dieses  unmittelbar  die  Wahl  selbst 
vornehme,  und  erwartete  gröszere  Einsicht  von  Ausschfissen 
des  Volkes,  die  als  Wahlmänner  fdngiren.  Daher  liesz  man 
je  im  einzelnen  Falle  innerhalb  der  Einzelstaten  von  diesen 
besondere  Wahlmänner  bezeichuen,  welche  in  geheimer  Ab- 
stimmung ihre  Stimme  abgeben  sollen,  und  verstattete  dann 
dem  Hause  der  Bepräsentanten  nur  den  Entscheid,  wenn  die- 
ser nicht  schon  durch  die  Hauptwahl  gegeben,  sondern  mehrere 
Personen  als  würdig  neben  einander  gestellt  vraren.  * 

3.  Die  Statsinteressen  machen  eine  stätig  fortwir- 
kende Regierung  wOnschenswerth ,  damit  die  Tradition  der 
Politik  und  der  Geschäfte  erhalten  bleibe,  auch  weitreichende 
Plane  und  dauernde  Unternehmungen  ins  Werk  gesetzt  wer- 
den können,  der  Anker  der  Sicherheit  und  des  Vertrauens  in 
den  Gemflthem  festen  Halt  bekomme.  Aber  ein  auf  Lebens- 
zeit gewählter  Begent  ist  ein  Monarch,  und  der  Fortbestand 
der  Republik  ist  unmöglich  ohne  eine  kurze  Amtsdauer 
der  Statshäupter.  Eine  Vereinigung  der  beiden  entgegenge- 
setzten Anforderungen  läszt  sich  so  finden,  dasz  das  Amt  zwar 


kftDDten  80  geeinigt  werden,  cUss  das  Volk  die  Wahl  der  StandeihSvipter, 
und  auf  deren  Yorsohlag  die  Oro82en*RftUie  die  der  Übrigen  Regiemngt- 
gUeder  erhielten. 

•  Die  anifahrlichen  Bestimmungen  in  der  Yerfassong  ron  1787.  II, 
§.  2  o.  3  and  die  Znsatiartikel  von  1804.  Vgl.  Story,  Comm.  lU.  36. 
§.  206,  207. 
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aaf  kurze  Zeit  yerliehen  wird,  das  gewählte  lodividaum 
aber  wieder  wählbar  ist. ^ 

Diesem  Systeme  huldigen  denn  auch  die  meisten  nenem 
Bepubliken.  Nur  die  französische  Verfassung  von  1848,  Art.  45, 
Terbot  die  Wiederwahl  des  Präsidenten  der  Bepublik  fOr  die 
nächste  Amtsperiode  Ton  4  Jahren.  Es  war  das  aber  ein 
offenbares  Zeichen,  dasz  die  Verfasser  der  neuen  republika* 
nischen  Verfassung  kein  Vertrauen  auf  die  republikanische  Oe- 
sinnnng  der  französischen  Nation  hatten,  und  dieselbe  vor 
dem  Bfickfall  in  die  Monarchie  mit  ängstlicher  Sorge  zu  be- 
wahren suchten,  ohne  Erfolg,  wie  sich  in  Bälde  gezeigt  hat. 

4.  Die  persönlichen  Erfordernisse  für  das  Statshaupt 
oder  die  Mitglieder  der  Begierang  machen  hier  geringere 
Schwierigkeit  als  in  der  Erbmonarchie.  Die  freie  Wahl  gibt 
die  Möglichkeit,  die  individuelle  Fähigkeit  und  Tüchtigkeit 
nach  den  Umständen  zu  würdigen  und  zu  berücksichtigen. 

Gewöhnlich  wird  indessen  verlangt : 

a)  ToUes  Statsbflrgerrecht  der  zu  Wählenden,  zu- 
weilen sogar  angeborenes  Bürgerrecht  derselben,  damit  der 
Denkungsweise  oder  dem  Einflüsse  des  Auslandes  jede  Aus- 
sicht auf  Begierung^  der  Bepublik  verschlossen  werde.  ^ 

b)  Ein  gereiftes  Alter.^ 

*  Waihingion,  Brief  yom  28.  April  1788:  „Ich  kann  in  keiner 
Beiiefaung  ein  Interesse  darin  sehen,  nns  der  Dienste  eines  Mannes  zu 
bennben,  weleher  in  einer  grossen  Krise  rielleicht  ganz  allgemein  als  der 
Fihigste  erkannt  wird,  dem  State  seine  Dienste  zn  leisten/*  Jefferson 
dagegen  fflrohtete,  die  Wiederwfthlbarkeit  werde  practisch  dahin  fahren, 
dass  der  einmal  gewählte  Prftsident  immer  wieder  gewfthlt  werde.  Die 
Erfahnmg  in  Kordamerika  selber  hat  diese  Befürchtung  widerlegt.  Ygl. 
Story  III  36.  §.  204.  Niemals  ist  aber  die  amerikanische  Praxis  über 
eine  einmalige  Wiederwahl  hinausgegangen,  so  dasz  spAtcstens  nach 
8  Jahren  eine  PersonalYerSnderung  stattfand. 

*  Nordamerik.  Verf.  II.  §.  5.    Vgl.  Story  III.  36  §.  20a 

*  In  Kordamerika  für  den  Präsidenten  35  Jahre,  a.  a.  0;  in  der 
Schwell  oft  nur  das  Alter  der  VoIljShrigkeit. 


BlttBttehll,  aUreoMinet  SUttMokt.  ü. 
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Neuntes  Gapitel. 

Uebergang  der  Yerpflichtimg  des  Regenlen  auf  den  Nachfolger. 

Der  Nachfolger  setzt  nicht  die  Person  des  Vorgängers, 
wohl  aber  das  Amt,  die  statliche  Institution  der  Regierung 
fort.  Daraus  folgt  als  leitendes Princip :  Blosz  persönliche 
Verpflichtungen,  die  der  Vorgänger  übernommen,  gehen  nicht 
Ton  Rechtes  wegen  auf  den  Nachfolger  Ober;  wohl  aber  amt- 
lich begründete  Verpflichtungen.  Das  Leben  des  States 
und  des  Statsoberhauptes  dauert  fort,  wenn  schon  das  Indi- 
viduum stirbt.^ 

Im  Einzelnen  folgt  daraus: 

a)  die  Rechtsgflltigkeit  der  von  dem  Regenten  erlassenen 
Verordnungen,  der  von  ihm  ausgegangenen  Anstellungen,  und 
der  von  ihm  amtlich  abgeschlossenen  Verträge  erlischt  nicht 
mit  seinem  Tode,  sondern  dauert  ohne  Unterbrechung  fort.^) 

b)  Ganz  dasselbe  gilt  auch  von  den  Anwartschaften, 
welche  der  Regent  einem  Dritten,  sei  es  in  Bezug  auf  ein 
Lehen,  eine  Pfründe  oder  ein  Amt,  ertheilt  hat,  vorausgesetzt, 
dass  dieselbe  bei  Lebzeiten  des  Regenten  einen  bestimmten, 
wenn  auch  erst  in  der  Zukunft  zu  realisirenden  Rechtsan* 

')  Die  frühere  Theorie  darüber  litt  hauptsächlich  an  der  Y ermeogaiig 
der  poUtisohen  Principien  der  Folge  mit  priTatrechtlichen  Gnindafttsen  4m 
Erbrechts.  Richtig  schon  Baldus  ConsiL  I.  cons.  27.  II  Lib«  Cons.  159: 
„Imperator  mori  non  potest,  sed  ipsa  dignitas,  offieinm  imperaioris  eal 
Immortale ;  quae  faciunt  itaque  reges,  nomine  non  sno  sed  regnl  i.  e.  geatii 
snae,  illa  obligant  gentem  et  principem  ejus  successorem,  nisi  laederent 
facta  ipsum  regnum,  quia  regni  tutela  est  commissa,  non  dilapidatio.** 
Tgl.  ZachariA,  D.  8t.  §.  76. 

'  Schreiben  des  Kaisera  Franz  II.  an  die  Kurfürsten  Ton  1796: 
„Xan  ftberlftszt  hierbei  einem  jeden,  die  weitaussehenden  Folgen  lu  be- 
rechnen, welche  nothwendig  in  ganz  Deutschland  entstehen  wurden,  wenn 
Je  die  Meinung  herrschend  werden  soUte,  dasz  der  Nachfolger  in  derJBe* 
gierung  an  die  Handlungen  seiner  Vorfahren,  die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als 
reglerende  FQrsten  rorgenommen  haben,  der  Begel  nach  nicht  gebunden  sei.** 
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Spruch  gab.  Wenn  dagegen  der  Sinn  nnr  der  war,  dem 
Dritten  eine  Hoffnung  und  eine  wahrscheinliche  Aussicht 
auf  das  Lehen  oder  das  Amt  zu  er(^fihen,  so  kann  eine  der- 
artige Verpflichtung  auf  den  Nachfolger  nicht  übergehen,  weil 
der  Vorgänger  selbst  nicht  juristisch  verpflichtet  war.  Hoff- 
nungen sind  keine  Bechte  und  Aussichten  keine  Forderungen.* 
Wohl  mag  die  Bücksicht  auf  die  Pietftt  gegen  die  Wtlnsche 
des  Vorgängers  und  auf  das  moralische  üebel  einer  von  dem 
Statsoberhaupte  verschuldeten  Täuschung  eines  andern  den 
Nachfolger  bestimmen,  auch  die  so  angeregte  Erwartung  zu 
erfüllen  und  ihn  davon  abhalten,  seinen  eigenen  Wünschen  den 
Vorzug  zu  geben.  Aber  das  ist  nicht  ein  Gebot  des  Stats- 
rechts,  sondern  eine  Maxime  weiser  Politik. 

c)  Leidet  die  Verfügung  des  Vorgängers  aber  an  einer 
formellen  Nichtigkeit,  z.  B.  weil  die  für  Amtshandlun- 
gen nöthige  Contrasignatur  der  Minister  fehlt,  oder  weil  das 
Statshaupt  nach  der  Verfassung  zu  solcherlei  Handlungen 
überall  nicht  befugt  war,^  so  ist  der  Nachfolger  in  keiner 
Weise  zur  Anerkennung  derselben  verpflichtet.  In  diesem 
Falle  ist  schon  bei  Lebzeiten  des  Vorfahren  kein  wirkliches, 
sondern  nur  ein  Scheinrecht  vorhanden,  welches  durch  die 
Macht  der  Person  des  Begenten,  nicht  durch  das  Amt  des- 
selben geschützt  wird. 

Dagegen  können  wir  von  dem  unbefangenen  Standpunkte 
des    allgemeinen  Statsrechts  nicht  zugeben,  dasz  auch  ma- 


*  80  ISszt  sich  der  frühere  Streit  der  Publioisten  leicht  lösen.  Tgl. 
T.  Kampti,  ErSrtemngen  der YerbindJiohkeit  des  weltlichen Reiohafttr- 
iten  aus  den  Handlungen  seines  Vorfahren,  1800.  Ganz  passend  ist  die 
Bestimmung  der  Bayerischen  Verf.  III.  %.  5:  „Anwartschaften  auf 
künftige  der  Krone  heimCAllende  Güter,  Renten  und  Rechte,  können  eben- 
sowenig als  auf  Aemter  und  Würden^  ertheilt  werden/^ 

*  In  der  Altenburger  Verfassung  §.14  ist  der  Satz  ausgesprochen: 
„Die  Regentenhandlungen  des  Yorfahrers  sind  Ton  dem  Landesnachfolger 
anzuerkennen  und  zu  rertreten,  sofern  sie  ohne  Uebersohreitung  der  rer- 
fassungsmäszigen  und  hausgesetslichen  Befugnisz  unternommen  wurden/' 

4* 
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teriell  ungereehte  Handlimgeii  des  Y oiftlireii,  oder  9clkhe^ 
welche  die  Interessen  der  Statswohlfahrt  Yerletzen,  somit 
schftdlich  sind,  ohne  weiteres  Yon  dem  Nachfolger  als  nn- 
Terbindlich  angesehen  werden  dürfen.  Tragen  dieselben  ein- 
mal den  änszeren  Stempel  des  Rechts  an  sich,  nnd  sind  sie 
insofern  als  formelles  Becht  zu  achten,  so  kann  der  Tod  des 
Begenten  ihnen  diesen  Charakter  nicht  nehmen,  denn  jener 
Mangel  wird  dadurch  nicht  grOszer  als  er  zuvor  war. 

d)  Immerhin  liegt  aber  ein  wichtiges  CorrectiT  in  dem 
Gedanken,  dasz  aus  dem  obigen  Princip  keineswegs  die  Un- 
abänderlichkeit der  Bechtsverhaltnisse  folgt,  welche  der 
Vorgänger  begründet  hat.  Der  üebergang  der  Regierung  Ton 
einem  IndiTiduum  auf  das  andere  unterbricht  und  stört  die  be- 
stehende Rechtskraft  nicht.  Aber  zu  einer  Aenderung  ist  der 
Nachfolger  gerade  so  befugt,  wie  der  Vorgänger  selbst,  denn 
der  Stat  und  seine  fortschreitende  Entwicklung  kennen  keine 
sich  ewig  gleich  bleibenden  Rechtsverhältnisse.  Die  Aenderung 
musz  aber  theils  inrechtmässigerForm*  vollzogen  werden, 
theils  müssen  dabei  wohl  erworbene  Rechte^  geschont  nnd 
geachtet  werden. 

e)  Blosze  Privatschulden  gehen  keineswegs  auf  den 
Regierungsnachfolger  als  solchen  über,  sondern  nur  auf  den 
Privaterben  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts.  Das  gilt 
auch  dann,  wenn  dieselben  zwar  mit  Bezug  auf  das  Stamm- 
gut  der  Krone,  aber  nicht  in  der  Eigenschaft  des  Landesherm 
von  diesem  contrahirt  worden  sind.  Nur  wenn  jenes  durch 
die  Verwendung  bereichert  worden  ist,  so  bewirkt,  wie  bei 
Fideicommisz-  oder  Lehengütem,  die  Billigkeit,  welche  nicht 


*  W«nii  lomit  der  Yorfahr  i.  B.  auf  kSnigliclie  Rechte  reriaasaiigi- 
mässtg  Tertichtet  bat,  so  kann  der  Nachfolger  diese  anch  dann  nicht  ein- 
seitig wiederhersteUen ,  wenn  solche  fUr  die  Statswohlfahrt  ersprieszlieh 
sind,  sondern  es  bedarf  dazu  in  der  RepräsentatiTrerfaunng  der  Mitwir- 
kung der  Kammern.    Vgl.  anch  Zöpfl,  D.  St  $.  226. 

•  Vgl  oben  Buch  Y.  16  S.  503  f. 
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zugesteht,  dasz  die  Bereicherang  auf  Unkosten  der  Privaten 
stattfinde!  die  Verpflichtung,  die  Schuld  bis  auf  den  Betrag 
des  vorhandenen  Mehrwerthes  des  ^tammguts  zu  bezahlen. 


Zehntes  Gapitel. 

lY.   Begründung  der  Regentschaft 

1.  Die  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers  hindert  in 
der  Srbmonarchie  den  An&ll  der  Begiemngsrechte  nicht,  aber 
nur  der  Volljährige  kann  dieselben  selbständig  aus- 
üben. Die  Minderjährigkeit  macht  daher  eine  Stellvertretung, 
d.  h.  die  Regentschaft  nOthig. 

Die  üebel,  welche  mit  jeder  Regentschaft  für  den  Stat 
verbunden  sind,  haben  schon  frühzeitig  bewirkt,  dasz  die  Gränzen 
der  Minderjährigkeit,  ungeachtet  die  Regierung  nicht  zu  den 
leicht  und  bald  zu  erwerbenden  Künsten  gehört,  enger  gezogen 
worden  sind,  als  in  dem  Privatrechi  Die  Gefahr,  welche  aus 
der  noch  unentwickelten  Jugend  des  Regenten  f&r  den  Stat  er- 
wächst, erschien  geringer  als  die  einer  fortdauernden,  mit  dem 
monarchischen  Prindp  schwer  zu  vers(^hnenden  Regentschaft. 
Die  goldene  Bulle  hat  so  für  die  deutschen  Kurfürsten  das 
Alter  v(m  18  Jahren*  als  das  Alter  der  statsrechtlichen  Voll- 
jährigkeit der  Fürsten  festgesetzt,  während  in  dem  deutschen 
Privatrechte  dieselbe  erst  mit  21,  oder  nach  römischem  Rechte 
mit  25  Jahren  erlangt  wird.  Auch  in  den  neueren  Staten  darf 
das  Alter  von  18  Jahren  als  Regel  angesehen  werden.  In  den 
deutschen  Staten  ist  dieselbe  nun  mit  seltenen  Ausnahmen 
anerkannt,*  ebenso   in  England,  den   Niederlanden,  in 

*  YIL  $.  4:  «Qoun  (legitinuun  aetatem)  in  principe  electore  decem 
«t  oeio  annos  oompletoi  censeri  rolnrnns  et  statnimos  perpetuo  haben. 
Quam  dorn  attigerii,  jiu  rocem  potestaiem  et  omnia  ab  ipsis  dependentia 
toter  ipse  sibi  totaliter  onm  officio  teneatnr  protinns  assignare.^ 

>  ZacharlA,  D.  St  %.  79. 
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Belgien  u.  s.  f.  Nach  der  schwedischen  Yerfassnng  tod 
1800,  Art.  03,  darf  der  König  von  da  an  nur  dem  Statsrathe. 
dem  höchsten  Tribunal,  den  Hofgerichten  und  Collegien  bei- 
wohnen, aber  noch  nicht  an  Beschlüssen  Theil  nehmen.  Die 
Vormundschaft  hört  erst  auf,  wenn  er  auch  das  Alter  der  pri- 
vatrechtlichen Yollj&hrigkeit  erreicht  hat,  im  Gegensatze  dazu 
hat  die  spanische  Verfassung  von  1837,  Art.  56,  die  Minder- 
jährigkeit sogar  auf  das  Alter  von  14  Jahren  beschränkt.'* 

2.  Das  mittelalterliche  Statsrecht  hatte  die  Neigung,  die 
Stellvertretung  des  minderjährigen  Thronfolgers  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  persönlichen  Vormundschaft  zu  be- 
handeln. Dem  modernen  Statsrecht  aber  ward  die  Aufgabe, 
schärfer  zu  trennen,  und  die  privatrechtliche  Vormundschaft, 
welche  durch  die  Sorge  fflr  das  Individuum  bestimmt  wird, 
von  der  statsrechtlichen  Regentschaft,  welche  in  dem 
Bodflrfnisz  des  Stats  nach  einer  Regierung  ihren  Grund  hat 
vollständig  zu  unterscheiden.'*  Es  ist  daher  zuläszig,  dasz  an- 
dere Personen  Vormflnder  des  minderjährigen  Fürsten,  and 
andere  Ueichsverweser  fflr  denselben  sind;  jenen  kommt  die 
Verwaltung  seines  Privatvermögens,  diesen  die  Ausflbung  der 
Regierung  zu. 

Es  ist  demnach  nicht  zu  billigen,  wenn  auch  gegenwärtig 
noch  behauptet  wird,  die  Regeln  des  Privatrechtes  über  die 
Bestellung  der  Vormimdschaft  (z.  B.  durch  Testament,  oder 
Gesetz,  oder  obrigkeitliche  Anordnung)  kommen  da  jederzeit 
zur  Anwendung,  wo  nicht  das  positive  Statsrecht  etwas  An- 
deres bestimmt  habe.    Die  Uebertragung  der  privatrechtlichen 

'  Dir  Terf(M9UQg  Ton  1812,  §.  185,  forderte  noch  ein  AHer  tod  18 
Jahren.  In  Frankreioli  begrandete  leit  Karl  Y.  (1374)  sohoa  der 
Antritt  dei  Uten  Jahres  die  Yolljfthrigkeit  des  Königs.  Schaffner, 
Onnt^i   K<«chtHgetch.  II.  S.  307. 

^  KrkIRningHannoTers  in  der  Bnudesrersammlnng  ron  1829:  «Die 
tormundichafUiche  Regiernng  über  einen  sonrerinen  Stat  ISsst  sieh 
nieht  mit  der  romiundschaftlichen  Verwaltung  des  Yermögens  eines 
Pritatttann«  auf  f«ine  Linie  steUen.*  Es  ist  daher  aneh  gerathen,  den 
Attidmck  Yomnndschaft  für  jene  in  verseiden. 
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Normen  auf  das  öffenüiche  Gebiet  versteht  sich  nirgends  mehr 
von  selbst  Vielmehr  musz  umgekehrt  gesagt  werden:  Die 
Begentschaft  kann  nur  durch  einen  statsrechtlichen  Act 
begründet  werden,  wenn  nicht  ausnahmsweise  daB  positive  Stats- 
recht  noch  auf  die  privatrechtlichen  Formen  der  Begründung 
verweist. 

Die  neueren  Grundgesetze  enthalten  in  dieser  Beziehung 
oft  genauere  Bestimmungen.  Nach  den  einen  wird  die  Be- 
gentschaft ein  für  allemal  nach  bestimmter  Ordnung  normirt^ 
Nach  den  andern  wird  im  einzelnen  Falle  eine  Kegentschaft 
ernannt.  Dem  Statsrechte  der  constitutionellen  Erbmonarchie 
entspricht  es  dann  am  genauesten,  wenn  die  Ernennung  weder 
dem  Monarchen  für  sich  allein,  noch  den  Kammern  für  sich^ 
überlassen,  sondern  durch  ein  Gesetz  des  gesetzgebenden  Kör- 
pers vollzogen  wird.^  Ist  bei  Lebzeiten  des  regierenden  Mon- 
archen dieses  Gesetz  nicht  erlassen,  so  ist,  wie  das  in  den 
Niederlanden  vorgeschrieben  ist,  den  nächsten  Anverwandten 
des  mindeijfthrigen  Nachfolgers  mindestens  ein  berathendes 
Votum  zu  gestatten. 

*  Kaob  der  bayer.  Yerf.  11.  §.  10  ffkann  der  Monarch  unter  den 
Tolljährigen  Prinzen  des  Hauses  den  Reichsyerweser  für  die  Zeit  der 
Minderjährigkeit  seines  Nachfolgers  wählen.  Hat  er  das  nicht  gethan, 
so  gebahri  die  Reichsrerwesung  dem  ToUjfthrigen  Agnaten,  welcher  nach 
der  Erbfolgernng  der  nftohste  ist."  Nach  der  spanischen  Yerfessnng 
▼on  1837,  Art.  57,  kommt  die  Regentschaft  dem  Yater  oder  der  Mutter, 
oder  dem  Nächstberechtigten  zur  Thronfolge  zck  Die  portugiesische 
▼on  1826,  S*  d^f  bezeichnet  den  nächsten  Verwandten  des  Königs  zum 
Regenten«  und  fordert  für  jenen  ausdrücklich  die  YoUjfthrigkeit  von  25 
Jahren.  In  Prenszen  §.  56  u.  57  gelangt  erst  der  nächste  fähige  Agnat 
zur  Regentschaft;  subsidiär  wählen  die  Kammern. 

*  Nach  der  belgischen  Yerfassnng,  §.  81,  setzen  die  rereinigten 
Kammern  die  Regentschaft  ein.  Aehnlich  ernennen  in  Schweden,  Yert. 
▼OD  1809  Art  93,  die  Reichstände  einen  oder  mehrere  ,, Vormünder.'^ 

'  So  in  England  und  in  den  Niederlanden:  Yerf.  J.  36.  Ebenso 
in  Frankreich.  Ygl.  die  Abhandlung  ron  R.  t.  Mohl,  Statsrecht, 
YOikerr.  und  Politik.  I.  8.  144  und  Pözl,  Art.  Regentschaft  im  D. 
Statswörterbuch. 
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3.  Die  Mlnderj&lirigkeit  ist  aber  Dicht  der  einzige  Gnud. 
welcher  eine  Regentschaft  nfithig  macht.  Wenn  auch  nach 
dem  Regierungsantritt  eine  persönliche  Unfähigkeit  des  Mon- 
archen sich  zeigt,  die  Regierung  anazufiben,  und  dieselbe  nicht 
so  umfassend  und  dauernd  ist,  um  den  Uebergang  der  Thron- 
folge selbst  zu  rechtfertigen,  so  bedarf  es  wieder  der  Begm^ 
Schaft.    Dahin  gehören: 

a)  körperliche  Gebrechen,  z.  B.  Taubheit,  Blind- 
heit, Stnmmheit  nnd  schwere  Krankheit; 

b)  Wahnsinn  und  ähnliche  Geistes-  oder  Gemaths- 
krankheit,   z.  B.  Blödsinn,  ein  hober  Grad  von  Trübsinn; 

c)  lange  Abwesenheit  oder  Gefangenschaft; 

d)  grobe  Verletzung  der  Begentenpflicht,  z.  B. 
Tyrannei,  gewaltsame  Miszachtung  der  Verfassung,  offenbare 
und  gemeiDverderbliche  Miszregieruog; 

e)  Privatverbrechen,  welche  die  moralische  Ehre 
des  Regenten  verdunkeln; 

f)  Unwflrdigkeit  des  Benehmens  und  Lebens,  welche 
dem  Fürsten  die  öffentliche  Achtung  völlig  raabt,  und  ihn 
moralisch  zur  FortfQbrung  der  Regierung  untauglich  macht.  ^ 

Die  Anerkennung  besonders  der  drei  zuletzt  genannten 
moralischen  Gründe  für  Bestellung  einer  Regentschaft  hat 
freilich ,  insofern  nicht  wie  in  den  zusammei^esetzten  Staten 
dnrcir  die  höhere  Ordnung  der  Reichs-  oder  Bundesverfassung 
für  Bewahrung  der  Rechtfiordnang  in  den  £iuzelstaten  gesorgt 
ist,  sowohl  piincipielle  als  factische  Schwierigkeiten;  jenes, 
weil  die  Körperschaft,  welche  darflber  zu  erkennen  hat,  in  ge- 
wissem Sinne  Aber  die  Person  des  Monarchen  zu  Gericht  sitzt, 

*  Eine  Reihe  TOn  Beiipielen  bub  dentsohan  SUten  ««rden  bei  KlB- 
'ber,  Deutiohet  Bundaareoht,  g.  24  Note  b  nngefUirt.  In  dem  kllan  dent- 
■  rlwn  Reich  war  indessen  fDr  die  Beurtbeilvag  foloher  Fllle  bester  ge- 
>ort,-t,  TrOher  durch  die  kmiMrIichen  Reicht-  aod Hofgerichte.  ipUer 
ilurnti  die  Prorang  uad  des  Britenntniti  der  Reich iTeriBOinüajig.  Zweck- 
mlUiiger  i)t  aber  die  gBniliohe  Eotreiunng  all  die  bloHe  Eatmandigang 
der  jnoTftlijali  uDUugllefaen  RegeDten. 
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freilich  nur  in  der  negativen  Weise,  dass  sie  ihm  die  Begier- 
nng  desStats  nicht  länger  zugesteht;^  dieses,  weil  gerade  ein 
schlechter  Fürst  seine  Macht  nicht  leicht  ohne  Kampf  fahren 
lassen,  sondern  eher  benutzen  wird,  seine  politischen  Gegner, 
die  sich  ffir  eine  Regentschaft  erklären  würden,  zu  verfolgen 
und  zu  unterdrucken.  Daher  bestreiten  manche  Publicisten  ^^ 
für  das  neuere  Statsrecht  die  Zuläszigkeit  einer  Begentschafts- 
ernennung  aus  diesen  Gründen,  und  lassen  dieselbe  nur  in  den 
drei  erst  genannten  Fällen  zu,  die  immerhin,  weil  sie  sich  mehr 
an  die  thatsächliche  Erscheinung  halten,  als  eine  moralische 
Beurtheilung  nöthig  machen,  leichter  festzustellen  sind.  Gibt 
es  aber  kein  legitimes  Mittel,  die  letzteren  Fälle  zu  berück- 
sichtigen und  für  Abhülfe  zu  sorgen,  so  wird  der  Stat  der 
noch  schlimmeren  Gefahr  einer  revolutionären  Lösung  der  Frage 
ausgesetzt.  Wir  werden  im  Verfolge,  wenn  von  der  Unver- 
antwortlichkeit  des  Monarchen  die  Bede  sein  wird,  darauf  zu- 
rückkommen. 

4.  In  republikanischen  Staten  ist  das  Bedürfnisz  einer 
Regentschaft  seltener,  indem  der  häufigste  Fall,  die  Minder- 
jährigkeit, überall  nichi  eintritt,  üeberdem  ist,  wenn  sich 
später  eine  Verhinderung  des  Statschefs  ergibt,  regelmäszig 
durch  das  Amt  des  Vicepräsidenten  fQr  die  Foi*tsetzung 
der  Regierung  gesorgt.*'  Dagegen  kann  ähnlich,  wie  in  der 
Wahlmonarchie,  hier  eher,  wenn  der  Präsident  und  Vicepräsi- 
dent  sterben  oder  ihre  Amtsdauer  ausgelaufen,  und  der  Nach- 
folger noch  nicht  gewählt  ist,  das  Bedürfnisz  einer  Zwischen- 
regierung (interregnum)  eintreten. 

'  Bei  Bemthung  des  bttdiiohen  EntwurfB  des  Regentsohaftsgesetzes 
wurde  der  Antrag  gesteUt,  dass  eine  aus  den  Kammern  gewählte  Jury 
einen  einstimmigen  Wuhrspruch  bUde,  welcher  dem  Entscheid  der  Kam» 
nem  su  Grunde  liege. 

^^  Z.  B.  Zacharift,  D:  Statsrecht,  S-  80. 

^*  Nordamerikanisohe  Verfassung  II.  1.  Story  III.  36,  §.  205. 
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Eilftes  GapiteL 

V.  Verlust  der  Herrsclmft. 

1.  Entsagung,  Abdankung.  Sie  beruht  auf  dem 
freien  Willen  des  Regenten,  auf  die  Regierungsrechte  zu  ver- 
zichten, und  die  damit  verbundenen  Pflichten  von  sich  abzu- 
wälzen. Ein  Amtszwang,  welcher  denselben  auch  wider  Willen 
festhielte,  wäre  unnatürlich,  schon  um  der  groszen  moralischen 
Verantwortlichkeit  willen,  welcher  die  Kräfte  eines  Individuums 
nicht  gewachsen  sein  können,  und  verderblich  für  den  St^t 
dem  mit  erzwungener  Regierungsthätigkeit  nichts  geholfen  sein 
kann. ' 

Die  Entsagung  kann  indessen  in  der  Erbmonarchie  eine 
unbedingte  sein,  in  dem  Sinne,  dasz  die  Thronfolge  eben  so 
eintritt  uhd  fortgeht,  wie  wenn  der  Monarch  gestorben  wäre, 
oder  eine  bedingte,  d.  h.  lediglich  zu  Gunsten  des  be- 
stimmten Nachfolgers  wirkende,  so  dasz,  nach  dem  Absterben 
des  letztern,  der  abdankende  Fürst  neuerdings  zur  Thronfolge 
berufen  wird. 

2.  Der  ausdrücklichen  Entsagung  steht  die  stillschwei- 
gende gleich,  welche  aus  den  Verhältnissen  geschlossen  werden 
kann,  ob  schon  die  Herstellung  dieses  Ereignisses  leicht  dem 
Zweifel  und  Streit  ausgesetzt  ist.  Sie  darf  gefolgert  werden, 
wenn  der  Monarch  dauernd  das  Land  verlässt,  das  er  zu  re- 
gieren hat,  oder  sich  dauernd  allen  Regierungspflichten  und 
Geschäften  entzieht.  Dieses  Argument  wurde  in  der  englischen 
Revolution  von  1688  auch  von  der  entschieden  dynastisch  ge- 
sinnten Partei  in  dem  Englischen  Parlamente  anerkannt.  Eben- 
so kann  die  Veräuszerung  des  Statsgebietes  von  Seite  des 
Monarchen  interpretirt  werden,  ganz  abgesehen  von  der  Frage, 
ob  dieselbe  gültig  sei  oder  nicht. 

^  Eine  Ausnahme  kommt  daher  auch  nur  in  kleinen  Republiken,  die 
einer  Gemeindeverwaltung  ähnlich  sind,  vor,  wie  in  einselnen  Bergkan- 
tonen der  Schwell. 
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3.  Der  Eintritt  einer  absoluten  Unfähigkeit,  Begent 
zu  Bein,  nach  den  Bestimmungen  der  Statsverfassung ,  z.  B. 
nach  der  englischen  der  Uebertritt  desselben  in  die  katholische 
Kirche.  Manche  neuere  Verfassungen  begnflgen  sich,  auch  in 
solchen  Fällen,  wie  in  denen  relativer  Unfähigkeit,  die  Be- 
stellung einer  Beichsverwesung  anzuordnen. 

4.  Die  Entsetzung,  in  der  Bepublik  auch  gegen- 
wärtig noch  anerkannt,  nach  dem  Statsrechte  des  Mittelalters 
auch  in  Monarchien  häufig  gefibt,  wird  von  dem  Statsrechte 
der  modernenMonarchie  gew  öhnlich  nicht  mehr  gestattet. ' 

5.  Die  Entthronung,  sei  es  a)  durch  das  Machtge- 
bot eines  Eroberers  oder  eines  übeimächtigen  fremden  States, 
oder  b)  in  Folge  einer  innern  Bevolution,  welche  den 
Monarchen  oder  die  Monarchie  stürzt,  oder  c)  durch  Usur- 
pation eines  Individuums,  welches  sich  der  Statsgewalt  be- 
mächtigt. Die  Geschichte  kennt  eine  grosze  Zahl  von  Bei- 
spielen der  Art  aus  alter  und  neuer  Zeit. 

Zunächst  ergibt  sich  in  allen  diesen  Fällen  nur  eine  fac- 
ti sc  he  Zerstörung  der  bisherigen  Herrschaft,  nichteine  recht- 
liche Erledigung  des  Thrones.  Verzichtet  der  Monarch  nicht 
auf  sein  Becht,  so  wird  der  Zwiespalt  zwischen  seinem  Bechte 
und  den  factischen  Verhältnissen  sichtbar,  und  dem  Könige 
de  jure  steht  ein  König  oder  eine  Regierung  de  facto  feindlich 
entgegen:  eine  Spaltung  des  idealen  Bechts  und  der  realen 
Macht,  welche  jederzeit  für  den  Stat,  dessen  Existenz  die  Ver- 
einigung beider  erfordert,  ein  schweres  Leiden  und  auf  die 
Dauer  unerträglich  ist. 

Der  illegitime  Herrscher  wird,  so  weit  seine  wirk- 
liche Macht  reicht,  von  den  Unterthanen  Gehorsam  fordern; 
und  da  die  Wohlfahrt  und  die  Rechtsordnung  in  dem  State 
ohne  eine  factische  Begierung  nicht  bestehen  können,  so  wird 
er  denselben  auch  finden.  Der  einzelne  Unterthan  kann  den 
Kampf  mit  der  überwiegenden  Statsgewalt  nicht  aufnehmen 

*  Naber  wird  davon  Cap.  13  gehandelt. 
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ond  bestehen  und  die  übrigen  Organe  des  State,  die  Polizei 
das  Heer,  die  Gerichte  werden  jede  Aoflehnnng  der  IndiTidnen 
oder  einzelner  Classen  der  Bevölkerung  unterdrücken  und  be- 
strafen. Der  legitime  Herrscher  aber  hat  die  Macht  nicht 
die  ihm  treuen  Bfirger  zu  schätzen,  und  kann  daher  auch  nicht 
fordern,  dasz  sie  ffir  seine  Bechtsansprfiche,  die  er  selber  nicht 
aufrecht  zu  halten  vermag,  sich  hinopfem.^  Aber  eben  so 
wenig  kann  ihm  zugemuthet  werden,  auf  dieselbe  für  die  Zu- 
kunft zu  verzichten;  und  ihn  dazu  zu  nöthigen,  in  fthnlicher 
Weise  wie  die  üuterthanen,  dazu  fehlt  der  factischen  Begier- 
ung  hinwieder  die  Macht. 

Hier  begegnen  wir  dem  groszen  Einflusz,  welchen  auf 
dem  Gebiete  des  Statsrechts  der  Besitz  auf  die  Bechtsbil- 
dung  äuszert.  Man  darf  zwar  nicht  so  weit  gehen,  schon  dem 
Besitz  an  und  für  sich  die  Bedeutung  des  Bechts  zuzuge- 
stehen, das  hiesze  Zerstörung  des  Rechtsbegriffs,  dem  die  reale 
Unterlage  zwar  nothwendig,  aber  die  sittliche  Eigenschaft  nicht 
minder  unentbehrlich  ist.  Auch  im  Verhältnisz  zu  den  ünter- 
thanen  kann  der  Usurpator  nicht  sofort,  wie  er  die  Macht  er- 
griffen bat,  als  legitimer  Herrscher  angesehen  werden. 
Erst  wenn  die  Repräsentation  des  Volkes  und  die  übrigen  Or- 
gane des  States,  insbesondere  die  Gerichte,  denselben  als  Re- 
genten anerkannt  haben,  dann  ist  für  die  einzelnen 
Statsbürger  die  Unterordnung  unter  den  factischen  Herrscher 
auch  zur  Rechtspflicht  geworden,  und  kann  jener  in  diesem 
Yerhaltnisz  das  Recht  eines  legitimen  Regenten  ansprechen. 

Der  entthronte  Herrscher  aber  verliert  sein  Recht  durch 
Verjährung,   sobald   er   durch   die    Verhältnisse  genöthigt 

*  Unter  Heinrich  VII.  wurde  im  Jahr  1494  eine  englische  Parla- 
mentiMte  erUieen,  durch  welche  ausdrCLcklich  untersagt  wurde,  jemanden 
ferichtlich  wegen  Verrathi  oder  eines  andern  Vergehens  lu  Terfolgea 
und  itt  beitrafen,  weil  er  einem  Könige  de  facto  seine  Dienstpflicht  ge- 
leittet  habe.  Sie  findet  sich  in  dem  Book  of  Rights  ron  Edgar  Tar- 
ier &  136. 
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wird,  den  Kampf  um  die  Herstellnng  der  Herrschaft  aufzu- 
geben, d.  h.  wenn  einerseits  im  eigenen  Lande  jeder  factische 
Widerstand  aufgehört  hat  und  auch  die  Aussicht  denselben 
zu  erneuern  verschwunden  ist,  und  anderseits  die  Möglichkeit, 
von  auszen  her  durch  völkerrechtliche  Einwirkung  oder  Krieg 
die  Wiedereinsetzung  zu  vollziehen,  zerstört  ist.  Ersteres  ist 
geschehen,  wenn  die  ganze  Nation  sich  dem  neuen  Herrscher 
unterworfen  hat;  letzteres  wenn  die  auswärtigen  Mächte  diesen 
ihrerseits  anerkannt  haben,  und  jenen  somit  verhindern,  sein 
Becht  von  ihrem  Gebiet  aus  mit  Eriegsgewalt  zu  erneuem.'* 
6.  Die  Beichsverwesung,  Regentschaft  erlischt, 
wenn  der  Grund,  um  dessen  willen  sie  bestellt  wurde,  aufhört, 
somit  wenn  der  minderjährige  Monarch  stirbt,  und  der  Thron- 
folger zur  Regierung  befthigt  ist,  oder  wenn  jener  volljährig 
wird.  Ist  es  zweifelhaft,  ob  der  Grund  aufgehört  habe,  so  wird 
darüber  in  der  nämlichen  Form  entschieden  werd^  müssen 
welche  verfassungsmäszig  zur  Bestellung  der  Regentschaft  er- 
fordert, wird.* 


*  Yg].  oben  Einleitung  Cap.  9  S.  25  f.  und  Z5pfl,  Statsrecbt  II. 
§.  206.  Er  legt  mit  Recht  auf  die  Anerkennung  der  Groszmftchte  einen 
Werih ;  aber  wenn  einmal  ein  neuer  Herrscher  ron  denselben  anerkannt 
worden  und  Bo  auch  yölkerrechtlich  legitirairt  ist,  lo  läszt  sieb  das  nun 
wirkh'che  Becht  nicht  wieder  durch  spätere  Weigerung  fernerer  Aner- 
kennung illegitim  machen,  wie  Zöpfl  mit  Hinweisung  auf  den  Fall  Na- 
poleon des  Ersten  behauptet.  Diese  spätere  Weigerung  kann  die  Be- 
deutung einer  ySlkerrechtlichen  Entthronung  haben,  und  ist 
dann  neue  Rechtsbildung  nicht  Rückbildung  in  frühere  Zustände.  Man 
kann  die  Qeschichte  nicht  nachträglich  ungeschehen  machen.  Gerade 
die  Napoleonische  Geschichte  macht  das  klar. 
^  Zachariä,  Deutsches  Bundesreoht  %.  8S. 


Q2       Sechstes  Bnch.    Die  BovTerAnetftt  and  das  Btatsoberiwapt. 

Zwölftes  Gapitel. 

VI.  Rechte  des  Statsoberhauptea. 
A.  Majvt&täreohte. 

1.  Der  Monarch  als  Souverän  ist  zugleich  gewiasermaBzen 
die  Personification  der  Hoheit  und  Würde  des  Stats. 
Demgemäsz  hat  er  das  Becht  der  Majestät,  welches  auch 
da  gilt,  wo  der  Titel  „Majestät''  dem  Fürsten  fehlt. 

Der  Titel  Majestät  gebührt  nach  der  neuem  statlichen 
Courtoisie  nur  den  Kaisern  und  den  Königen,  nicht  aber 
andern  Fürsten,  auch  wenn  dieselben  souveräne  Landesherr* 
ren  sind.  Zuerst  hat  die  römische  Statssprache  das  Kaiser- 
thum  damit  beehrt.'  Von  da  ging  der  Sprachgebrauch  auf 
die  fränkische  Monarchie*  über,  und  durch  deren  Vermitt- 
lung auch  auf  die  deutschen  Kaiser.**  Im  spätem  Mittal- 
alter  gaben  auch  die  Könige  dem  Kaiser  diesen  Titel,  erhielten 
denselben  aber  nicht  von  der  kaiserlichen  Kanzlei  zurück.  ^  Erst 

*  Die  Kaiser  wurden  zuweilen  so  angeredet,  brauchten  aber  auch  toq 
sieh  «eiber  den  Ausdruck  «nostra  majefttas.**  Vgl.  c.  17  C.  de  omni  agro 
deserto:  „'ub  ciinonis  solutione,  quem  nostrae  majestatis  auctoritas  per 
unuoj  singulos  solTendum  eise  praescripsit.* 

'Karl  derQrosze  bediente  sich  des  Titel d  schon,  boTor  er  die  KaiMr- 
kröne  auf  sein  Haupt  gesetzt  hatte,  und  noch  früher  sprach  Theodor  ich 
derOrosze  als  Konig  ron  Italien  Ton  seiner  «regia  majestas.*^  Vgl.  Pfef- 
fingen   Vitriarius  lllustr.  I.  IV.  9. 

'  Es  ist  daher  ein  Irrthum,  wenn  Droysen  (Befreiungskriege  I. 
B.  23)  meint,  Karl  V.  habe  sich  zuerst  Majestät  Iieiszen  lassen.  Dieser 
Kaiser  hielt  zwar  strenge  auf  die  Etikette,  und  so  mochte  auch  die«er 
Titel  unter  ihm  zu  regelmäszigerem  Gebrauche  kommen«  Aber  fortwih- 
rend  hatten  auch  die  frühem  Kaiser  den  Titel  der  Majestät  erhalten  iib4 
Ton  sich  gebraucht.  Eine  Reihe  ron  Beispielen  sind  gesammelt  beiPfef- 
finge r  a,  a.  O.,  z.  B.  Friedrich  II.  im  Jahre  1213:  «praesens  priTi- 
leginm  nu^jesiatis  nostrae  aurea  bulla  jussimus  communiri/ 

*  Koch  bei  den  Regensburger  Verhandlungen  erhob  die  kaiterliebe 
Kanzlei  Einsprache  dagegen,  dasz  dem  Könige  ron  Frankreich  der  Titel 
Majestät  Ton  dem  Reiche  beigelegt  werde:  , Hielten  sie  daror,  d*»i  das 
Wort  ^yDignitas*^  oder  ,, Königliche  Würde '^  lu  behalten;  aU  weiln  es 
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seit  dem  westphälischen  Frieden  wurde  es  üblich,  auch  von 
Reichs   wegen  die  Könige  als  Majestäten  zu  beehren,  and 
anch  die  Kurfürsten  fingen  nun  an,  die  nämliche  Auszeich- ^ 
nong  zu  begehren.^ 

Der  Titel  kann  auch  für  sich  allein,  ohne  die  eigentlichen 
Majestätsrechte,  vorkommen.  In  diesem  Sinne  gebührt  derselbe 
regelmäszig  der  Gemahlin  des  Königs,  und  kann  auch  von  dem 
Könige,  welcher  auf  die  Herrschaft  verzichtet,  somit  aufgehört 
hat,  Souverän  zu  sein,  als  Zeichen  der  höchsten  Ehre,  beibe- 
halten werden. 

Unabhängig  von  dem  Titel  ist  das  Kecht  der  Maje- 
stät. Eine  Verletzung  der  höchsten  statlichen  Ehre  des  Mon- 
archen wird  daher  als  ein  eigenthfimliches  Verbrechen,  als 
^.Majestätsbeleidigung'^  (crimen  laesae  majestatis)  behandelt, 
und  mit  schwererer  Strafe  belegt,  als  wenn  irgend  die  Ehre 
eines  andern  Individuums  verletzt  wird.^ 

Das  republikanische  Statsrecht  der  neuern  Zeit  hat  für 
seine  Regiemngshäupter  sowohl  das  Becht  der  Majestät 
aufgegeben,  als  den  Titel  nie  in  Anspruch  genommen.    Das 

also  im  römischen  Reich  herkommen  und  sulclie:}  prftdicat:  Dignitaa  ge- 
braucht würde,  wenn  auch  nur  ein  Fürst  des  Reichs  allein  an  einen 
Kdnig  schriebe,  und  würde  derowegen  hierdurch  eine  Einfährung  und 
sonderlichen  denen  anwesenden  Fürsten  ein  Präjudiz  gemuchet,  so  man 
■iemald  Torhero  hätte  thun,  ja  auch  keines  Koniges  Gesandten  gestatten 
wollen,  seinem  König  das  Prädicat  Majestät  zu  geben,  weiln  sonsten 
niemand  anders  als  dem  Römischen  Kayser  und  dem  Regi  Romanorum 
solch  Prädicatum  Majestatis  gegeben  würde/'  Indessen  liess  sich  damals 
ichon  die  Mehrheit  in  dem  Fürsten rathe  bestimmen,  den  Königen 
Ton  Frankreich  und  von  Spanien  diesen  Titel  zuzugestehen,  die 
Knrffirsten  aber  bezogen  sich  auf  den  Entscheid  des  Kaisers. 

*  Als  der  Kurfürst  von  Brandenburg  1688  in  der  Vollmacht  seiner 
Oesandten  die  Formel:  „mit  unserem  Churffirstlichen  Majestät  InsiegeP* 
brauchte,  machte  das  Kurmainzische  Directorium  erst  Einwendungen, 
lieiz  sich  dann  aber  bestimmen,  dieselbe  anzuerkennen.  Vgl.  Pfeff- 
inger  a.  a.  0. 

*  Die  Oesetze  und  die  Jurisprudenz  der  Römer  haben  diesen  Be- 
griff in  ausgedehntem  Umfang  und  mit  groszer  Härte  in  das  Strafre<Ait 
eingeführt. 
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als  Zeichen  deivGtewalt,  die  das  Becht  schfltzt  nnd  das  unrecht 
straft,"  der  Ring  der  königlichen  Wfirde  und  der  Glaubens- 
trene,^'  der  Scepter,  als  Symbol  der  Gerechtigkeit,  der 
Weisheit  nnd  der  Gnade.  '^  üeberdem  haben  die  einzelnen 
Beiche  anch  ihre  besondern  Insignien.  So  wnrde  dem 
dentschen  Kaiser  ein  goldener  Be ich sap fei  bei  der  ErOnnng 
gereicht,  znm  Zeichen  der  Herrschaft  über  die  Erde,  nnd  der 
zweiköpfige  Adler  konnte  als  Symbol  der  inneren  Gegen- 
s&tze  gedeutet  werden,  welche  in  dem  dentschen  Beiche  zn 
Einem  KOrper  verbunden  waren,  so  waren  die  Lilien  das 
Symbol  der  französischen  Könige,  die  Löwen  das  der  eng- 
lischen. Zuweilen  wählten  die  verschiedenen  Könige  auch  ver- 
schiedene Insignien. 

4.  Der  Glanz  des  Königthums  wird  femer  durch  den 
Hofs  tat,  und  die  Ehrerbietung,  die  dem  Statsoberhaupte  zu- 
kommt, durch  ein  ausgebildetes  Gere moniel  dargestellt.  Auf 

"  Die  Formel  bei  der  Krönung  des  dentsohen  Eaisen:  „Aooipe  glo- 
dium.  Esto  memor,  de  qao  Psalmista  prophetavit,  dioens :  Accingere  gli^ 
dio  tno  super  femur  tuum,  Potentissime  etc.:  ut  in  hoc  rim  aequitatis 
exerceas,  per  eundem  molem  iniqnitatis  potentissime  destruas,  sanotam 
Dei  eodesiam  ojnsque  fldeles  propngnes  atque  protegas,  neque  minus  sub 
fide  &l80i  quam  Gbristiani  nominis  hostes  exteras  atque  dispergas,  riduas 
aique  pnpillos  clementer  adjuTes  atque  defendas,  desolata  restaurata  con- 
•ecres,  ulciscaris  injusta,  conserTOS  bene  disposita;  quatenus  boc  agendo 
Tirtutum  trinmphator  gloriosus,  justitiae  cultor  egregius,  cum  mundi 
salTatore,  cujus  typum  geris,  in  nomine  ejus  sine  fine  regnare  merearis, 
qui  cum  patre  et  spiritu  santo  rivit  et  regnat  Dens,  in  seoula  seoulorum, 
amen.'' 

**  &5nung8formeI  des  deutschen  Kaisers:  „Aooipe  regiae  dignitatls 
mmutum  et  per  hunc  Gatholicae  fidei  cognosce  signaculum  et  hodie  ordi- 
naris  oapul  et  prinoeps  regni  et  popnli  ita  peraeTorabis  antor  et  stabili- 
tor  Gluristianitatis  et  Christianae  fidei  fieri  ut  felix  in  opere  cum  rege 
legnm  glorieris  per  acTum:  Cui  est  bonor  et  gloria,  per  infinita,  seoula 
leenlorum,  amen/* 

^  Die  Formel:  „accipe  Tirgam  Tirtutb  atque  Teritatit,  qua  inteUigis 
mulcere  pios  et  terrere  reprobos,  errantibus  Tiam  pandere,  lapisque  m»- 
mun  porrigere,  disperdasque  süperbes  et  releves  humiles  —  diligas  justi- 
tiam  et  odio  babeas  iniquitatem.** 
BlmatichU,  «Ufea«iMs  Stotanoht,  U.  5 
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die  Ordnung  des  erstem  hat  die  frinldsche  Einrichtung  d^ 
vier  Hofämter,  welche  während  des  Mittelalters  an  allen  Höfen 
der  Fürsten  nachgebildet  worde,  groszen  Einflnsz  geübte  Das 
letztere  ist  theilweise  noch  durch  Formen  nnd  Yorsteliimgco 
bestimmt,  welche  dem  byzantinischen  Kaiserreich  entlehnt 
sind.  Da  aber  in  diesem  das  Princip  der  absoluten  Monarchie 
herrschte  und  in  manchen  Beziehungen  auch  theokratische  An- 
schauungen einwirkten,  wie  sie  dem  Orient  eigen  war^i,  so 
wird  zuweilen  hier  ein  Widerspruch  fühlbar  mit  der  mensdi- 
lichfreieren  Natur  des  modernen  States. 

5.  Die  Würde  der  Monarchie  bedingt  und  erheischt  auch 
den  Glanz  und  Beichthum  des  äuszem  Lebens,  Beschei- 
dener und  anspruchsloser  ist  der  Charakter  des  republikanischen 
Begiments,  aber  auch  in  der  Bepublik  ist  es  weder  würdig 
noch  nützlich,  wenn  die  obersten  Magistrate  Ton  Nahnugs- 
sorgen  gedrückt  und  ein  kärgliches  Leben  zu  führen  genöthigt 
sind,  so  dasz  dieselben  von  reichen  und  selbst  von  wohlhab- 
enden Privatpersonen  verdunkelt  und  überragt  werden.  Wo 
vollends,  wie  in  der  Monarchie  die  äaszere  Ehre  der  Nation 
in  einem  Individuum  und  seiner  Familie  dauernd  concentrirt 
und  in  das  hellste  Licht  gestellt  wird,  da  ist  Beichthnm  des 
Monarchen  ein  nothwendiges  Erfordemisz. 

Dieser  Beichthum  soll  so  grosz  sein,  dasz  der  Monarch 
nicht  nur  den  für  seine  statliche  Mission  noth wendigen  Auf- 
wand betreiben  kann,  sondern  auch  im  Stande  ist,  in  weitem 
Umfange  freie  Wohlthätigkeit  zu  üben  und  die  Blnthen  der 
Wissenschaft,  der  Kunst  und  der  Gewerbe  in  seinem  Lande 
durch  Unterstützung  und  Anerkennung  des  Talentes  m  sehte- 
ster  Entfaltung  zu  fordern.  ,3in  Fürst  gleicht,^*  wie  Friedrich 
der  Grosze^^  sagt,  „gewissermaszen  dem  Himmel,  welcher 
täglich  seinen  Thau  und  seinen  Bogen  ausgieszt  und  inuner 
einen  unerschöpflichen  Schatz  hat  die  Erde  zu  befruchten.'' 
Auch  der  Luxus  der  Fürsten,  wenn  das  rechte  Masz  gehalten 

**  AntimaobiaTel. 
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wird  und  nieht  in  AiMdiweifliiig  und  Qeselimacklosigkeit  aus- 
artet, oder  unedel  wird,  ist  als  eine  Wohlihat  fär  das  Land 
za  betrachten,  nicht  als  ein  üebel.  Der  Beichthnm  des  Königs 
ist,  wie  kein  anderer  Pri?atreichthnni,  wie  er  selber,  Yorans 
den  öffentlichen  Interessen  geweiht.  Sein  Hanshalt  unter- 
scheidet sich  daduroh  im  Prindp  ?on  der  Oekonomie  eines 
Privaten.    Privatspeculationen  zu  machen  ist  unköniglich.  ^^ 

In  dem  römischen  Beiche  wurde  das  Aerar  der  Bepublik 
nach  und  nach  von  der  Begehrlichkeit  des  kaiserlichen  Fis- 
cus  yerschlungen  und  das  StatsTermögen  wie  alles  Statsrecht 
dem  Kaiser  allein  zugeschrieben.  In  den  mittelalterlichen 
Staten  des  romanischen  und  germanischen  £uropa*8  besaszen 
die  Fürsten  weite  Domftnen  und  hatten  feste  Bechte  auf  öffent- 
liche Einkünfte,  zugleich  aber  die  Pflicht,  die  regelmäszigen 
Kostoi  der  Begierung  und  Bechtspflege  aus  ihrem  Vermögen 
zu  bestreiten.  In  der  neuem  Zeit  kamen  sorgfältigere  Unter- 
scheidungen auf: 

a)  das  eigentliche  Stats vermögen,  nicht  mehr  dem 
Monarchen  allein,  sondern  dem  ganzen  State  zugehörig, 
nimmt  alle  öffentlichen  Einkflnfte  in  sich  auf  und  ist 
bestimmt,  ebenso  alle  Ausgaben  und  Verwendungen  des 
States  zu  tragen; 

b)  das  für  den  königlichen  Haushalt  insbesondere 
bestimmte  Vermögen,  die  sogenannte  Civilliste,  deren 
laufende  Einnahmen  der  freien  Verwendung  des  Mon- 
archen anheimfallen; 

^*  Friedrich  der  OroBie,  so  gparsam  er  war,  erkannte  doch 
sehr  wohl  das  Bedürfniss  des  königlichen  Loxos  für  einen  groszen  Stat 
Er  erinnert  dabei  (im  Antimachiavel)  an  Phidias ,  dessen  Btatue  der 
Athene  dem  Volke  nicht  gefiel,  als  sie  noch  an  ebener  Erde  neben  einer 
MdemStatne  derselben  gestellt  war,  dann'ikber  allgemeine  Bewnndemng 
md  den  entschiedenen  Yoraog  erwarb,  aJa  sie  anf  ihren  hohen  Stand- 
punkt erhoben  worden  war,  and  bemerkt  ebenso  wahr  als  sehön,  dass 
es  auch  fttr  den  Stat  eine  „Optik  der  grosien  YerhUtnisse*'  gebe,  die 
beaohtet  werden  mflase. 

6» 
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e)  das  reine  FriTatren^ptM 

Dae  Institiit  der  (Srilliile 
{^effllirtf  Mttbügß  dnrdi  ernzdae 
Udbende  Einrichtoiig,'*  fHOier 
hi^dumliehen  ftffcaitlieheii 
Krone  termiecht,  in  neaaetZät  Tolhttndig  davon 
den.  In  nnierm  Jahrhundert  wnrde  don  dine 
den  meisten  Statoi  mit  eenatttotknidl-iMBaRkiaAcr 
nng  vollzogen.  £0  ist  nicht  za  rerkenncn,  daai  zwar  imnk 
dieaelbe  daa  königliche  Einkommoi  abhii^iger  tob  der  Zn- 
«timmnng  der  Yolksyertretang  geworden  ist  als  sbtcv,  an  iMngt 
noch  Statsvermögen  nndKrongnt  mdir  rermiaelit  waren;  aber 
anf  der  andern  Seite  haben  in  Folge  dieser  ümwandfamg^  aneh 
die  Monarchen  gewonnen  dmch  gröszore  Sicherheit  dei 
mäszigen  Zahlungen,  darch  Befreiung  ron  mandierlei 
ebden  und  nicht  selten  auch  plötzlich  steigenden  Lasten,  dnrck 
klarere  Uebersichtlichkeit  und  Ordnung  des  Hauahaltes,  imd 
das  Volk  durch  erhöhten  Einflusz  auf  die  eigoitliche  Staiai^ko- 
nomie,  Entfernung  der  Qefahren  eines  verschwenderisdien  Hofes 
und  Erschwerung  des  StimmenkanfSf  ausserdem  beide  dxach 
die  erleichterte  Möglichkeit,  die  Grösze  der  CiYiUiste  den  rcr- 
änderten  Bedürfnissen  der  Zeit  anzupassen.'^ 

Unvereinbar  ist  die  Givilliste  freilich  mit  dem  Patrimo* 
nialstat,  welcher  umgekehrt  den  Stat  selbst  wie  ein  Privatgut 
der  fflrstlichen  Dynastie  betrachtet,  aber  keineswegs  mit  einem 
energischen  und  vollmächtigen  Eönigthum,  wie  der  moderne 
Stat  es  kennt  Das  Haupt  empfängt  seine  Nahrung  auch  nm 
den  Organen  des  Leibes;  weszhalb  sollte  es  daher  fflr  das 
Statshaupt,  welches  durch  seine  Herrschaft  dem  ganzen  Körper 

**  Zaent  nach  der  glorreioheii  BeTolaÜoD  toii  1689  bei  der  Thron- 
erhebung  Wilhelms  III.  und  Meriu.  Ygi.  Aber  die  Oeschichle  der  engl. 
OWilliste  Th.  Krsk.  May,  Verf.-Oetoh.  Englands  i.  Cap.  4. 

*f  Sieyea  Werke  II,  203:  >,Ein  Amtigehalt  Ton  90  Minionea  ist 
der  Freiheit  sehr  zuwider  und  nach  meiner  Meinung  sehr  aniimMiardiiach.*' 


dient,  anstOssig  sein,  seine  Ausstattung  und  seinen  Unterhalt 
von  diesem  zu  bekommen? 

Die  Cüvilliste  besteht  gewöhnlich  ans  einer  fixen  jährlichen 
Beute  und  auszerdem  in  dem  Genüsse  der  Paläste,  Schlösser, 
Sammlungen,  Kleinodien  u.  s.  f.,  welche  für  die  Familie  und 
den  Hof  des  Königs  bestimmt  sind.  In  England'^  wird  die 
Grösze  der  Beute  je  bei  dem  Begierungsantritt  des  Königs  fär 
dessen  Begierungsperiode  durch  ein  Parlamentsgesetz  bestimmt : 
ein  System,  welches  zur  Zeit  der  Bestauration  in  Frankreich** 
angenonunen  wurde  und  in  die  Verfassungen  von  Belgien 
§.  43,  der  Niederlande  §.  27  und  andere  fibergegangen 
ist  In  den  deutschen  Staten  wird  dieselbe  entweder  durch 
bleibende  Verfassungsbestimmungen  oder  Gesetze  ein  für  alle- 
mal festgesetzt,  oder  besteht  in  den  Einkünften  der  besondem 
fflr  diesen  Zweck  ausgeschiedenen  Krondomftnen. '^  Die  span- 
ische Verfassung  dagegen  §.  49  und  die  portugiesische 
§.  27  stellea  es  lediglich  dem  Ermessen  der  Cortes  allein  an- 
heim,  die  Civilliste  bei  dem  Begierungsantritte  des  Königs  zu 
bestimmen  und  in  Griechenland  §.  357  kann  je  nach  10 
Jahren  dieselbe  gesetzlich  neu  geordnet  werden.  InNorwegen 
(Verf.  §.  75)  darf  der  Storthing  sogar  jährlich  die  Civilliste 
festsetzen.  **  Der  Wflrde  der  Krone  ist  es  jedenfalls  nicht  zu- 
träglich, wenn  die  Ausstattung  derselben  zum  Gegenstand  öfterer 

*■  BUokitone  Gomm.  I.  8,  9. 

"  Verfassimg  yon  1815  §.  2.3  und  yon  1830  S-  19. 

**  Bayerisches  Verfassangsgesetz  yon  1834.  Prenssisches  Ge- 
Mts  Ton  1820  Yerf.  §,  59.  Die  fraherhin  geltende  YorsteUnng  eines 
priTatreohtliehen  Kammergates  ist  für  die  neuere  Statsentvricklung 
T5Uig  unhaltbar  geworden.  Beachtung  aber  yerdient  bei  der  Ausmittelung 
der  CiTilliste,  dasi  die  deutschen  Forsten  reiche  EammergQter  an  den 
Btat  fibergeben  nnd  schon  desihalb  einen  gerechten  Anspruch  auf  eine 
ehrenvoUe  Dotation  haben.  Ygl.  Zachariä,  deutsches  Statsrecht  §.  210. 
Oesterreiohische  Yerf.  g.  36. 

'*  Dahlmann,  Polit.  I.  S.  95  heiszt  das  nicht  mit  Unrecht  „einen 
lehimpfliehen  Zustand  des  ersten  Hauswesens  im  Bliche,  den  kein  Pri- 
Tatmann  ertragen  wfirde/* 
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YerhandlungBii  der  Eanuner  und  so  zur  Zielsdieibe  der  Fwr- 
teileidenschaft,  des  Neides  und  desünTerstaiides  genuifdi  wird. 

Wo  die  Cinlliste  gehörig  ansgeschieden  ist  tob  dem  Übriger 
StatsvermOgen ,  da  wird  durch  einen  üeberschusK  der  jtiu- 
lichen  Einnahmen  des  StatsvennOgens  Aber  die  Ausgibra  dieses. 
nicht  aber  jene  bereichert.  Der  Vorschusz  dagegen  der  Ein- 
kOnfte  der  Civilliste  über  die  Ausgaben  derselben  yermelirt  das 
Privatvermögen  des  Monarchen,  wenn  nicht  besondere  Orttsde 
im  Wege  stehen. 

Die  Apanagen  der  Prinzen  und  ihrer  Familien  werdn 
besser  getrennt  von  der  Civilliste  als  in  dieselbe  eingeechloeecB. 
Die  Stellung  des  Monarchen  ist  einzig  im  State  und  darf  dabcr 
auch  nicht  abhftngig  gemacht  werden  yon  der  Zahl  imd  des 
Bedürfiiissen  der  Prinzen,  und  es  haben  diese  zuntchst  blos 
einen  Anspruch  auf  standesmftszigen  Unterhalt,  nach  Mesgmbe 
des  StammvermOgens    der   Erone,   welcher  mehr  nadi    den 
Grundsätzen  des  Priyatrechts  als  des  Statsrechts  zu  normizes 
ist,  während  das  Becht  des  Monarchen  selbst  Torherrschend 
von  statsrechtlicher  Natur  ist.     Die  Ehre  der  Dynastie  nad 
die  Würde   des  States  sind  freilich  auch  in  diesem  YeriiiA- 
niese  zu  berflcksichtigen ,  aber  sie  haben  hier  doch  nur  eine 
untergeordnete  Bedeutung.    Das  System  der  Apanagen  ist  in 
Europa  aufgekommen,  seitdem  der  statsrecfatliche  Gesicfaiqfinikt 
der  Einheit  der  Landesregierung  die  üntheilbarkeit  des  Stats- 
gebietes  und  zugleich  mit  diesem  den  Anfall  des  Domisen- 
und  des  Ejongutes  an  den  einen  Nachfolger  in  dem  Ffiisten- 
thum  zur  Folge  hatte.    Die  früheren  mehr  privatrecbtUcheo 
Erbansprflche  der  übrigen  Anverwandten  des  Monarchen  wurden 
daher  zurückgewiesen,  und  diese  muszten  sich  fOr  den  Yerlust 
ihres  Erbrechtes  mit  einer  Abfindung  begnügen,  wie  sie  den 
ökonomischen  Ejäften  des  Eammergutes   und  den  Lebensbe- 
dürfiüssen  der  Apanagirten  gemftsz  schien  und  ziemlich  frei 
von  dem  regierenden  Fürsten  selbst  bestimmt  wurde.**    In 

*■  Goldene  Balle  XXY.  §.  5.  „Qoi (der Erstgeborene)  Urnen  q;iid 
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dem    neueren  Statsrechte  werden    die  Apanagen  regelmftszig 
durch  das  Gesetz  bestimmt. 


Dreizehntes  Capitel. 

B.  Hajestätsrechte.    ünverantwortlichkeit  und  Verantwortlichkeit. 

1.  Die  Frage  der  Verantwortlichkeit  des  Sbtsoberhauptes 
wnrde  zu  verschiedenen  Zeiten  und  unter  verschiedenen  Völkern 
verschieden   beantwortet.     Das   römische    Statsrecht,   auch 
während  der  Bepublik,  huldigte  dem  Princip  der  ünverant- 
wortlichkeit der  obersten  Magistrate,  so  weit  ihr  politischer 
Ämtskreis  reichte.  Die  altem  germanischen  Völker  im  Gegen- 
sätze hielten  den  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  selbst 
ihrer  Könige  für  natürlicher.    In  unserer  Zeit  bekennen  sich 
die  monarchisch  regierten  Staten  durchweg  --  mit  Ausnahme 
der  Napoleonischen  Verfassung  —  zu  dem  ersteren  Princip, 
suchen  aber  &ctisch  die  ünverantwortlichkeit  der  Könige  durch 
die  Verantwortlichkeit  ihrer  Minister  zu  beschränken,  ohne  die 
sie  nicht  zu  handeln  vermögen.    Die  Bepubliken  umgekehrt 
stehen  zu  dem  letzteren  Grundsatze.    Betrachten  wir  die  leit- 
enden Gedanken  und  ihre  Entwicklung  näher. 

2.  Die  Bömer  liebten  eine  energische  Gewalt.  Vor  dem 
Miszbrauche  derselben  suchten  sie  sich  während  der  Bepublik 
theils  durch  kurze  Amtsdauer  und  öftere  Neuwahl,  theils  durch 
Theilung  der  Gewalt  unter  zwei  oder  mehrere  Inhaber  derselben 

alios  fratres  et  sorores  dementem  et  pium  exhibebit  continuo,  juxta  datam 
Bibi  a  Deo  gratiam  et  juxta  säum  bene  placitum  et  ipsius  patrimonii  fa- 
cnltates/'  Der  Ausdruck  apanctgium  erkl&rt  sich  aus  dem  mittelalter- 
lichen Wort  apanare,  d.  h.  panem  et  cibum  porrigere.  Verschieden  da- 
▼on  war  das  sog.  paragium  oder  besser  partagium  (Vgl.  Du  Gange  u. 
d.  W.),  welches  in  einer  Abfindung  in  Hoheitsreohten  und  Liegenschaften 
bestand,  somit  auf  einer  unyoUstftndigen  Durchführung  des  Princips  der 
«nheitliohen  Thronfolge  beruhte. 


,t.».*t- 


Dm  ühwinrfafltM  muk  to  B^aMtmAmapL 

>«^v'".»ft:  AiMT  sie  fürehteteii,  das  die  Kraft  des  Amtes 
.tt£  :tiid  seine  Hoheit  und  Wfirde  Terietzt  werden  könnte, 
»Mut  i^r  Träger  derselben  während  seiner  Amtsperiode   rer- 
K  ^viortlich  gemacht  würde,  nnd  es  schien  ihnen  unnatürlich. 
.;.i>^  der  höchste  Magistrat  der  Jurisdiction  eines  ihm  gleichen 
>>a^r  niedrigeren  Magistrates   unterworfen   werde.    Es   wurde 
sicher  als  ein  Bruch  des  hergebrachten  Rechtes  angesehen,  als 
riberius  Grachns  zuerst  auf  Absetzung  seines  CoUegen  im  Tri- 
bunal des  M.  Dctayius  antrug  und  dieselbe  durchsetzte ,  ^   und 
noch  Cicero  verkfindete  von  den  Consuln  den  Satz:   Nemini 
parento.*    Selbst  wegen  ihrer  ProTincialregiemng  konnten  die 
Magistrate  erst,  nachdem  ihre  Amtsdauer  vollendet  war,   be- 
langt werden.  Die  Unverantwortlichkeit  des  römischen  S^aisers 
aber  deckte  auch  seine  Diener,  wenn  er  sie  nicht  selber  zur  Ver- 
antwortung zog.'^  Der  Kaiser  selbst  hatte  zwar  die  moralische 
Verpflichtung,  Recht  und  Gesetz  zu  achten;^  aber  wenn  er 
ausnahmsweise  über  ihre  Schranken  hinausging,  so  gab  es  kein 
statsrechUiclies  noch  gerichtliches  Mittel,  ihn  zur  Bechoiachaft 
zu  liehen ;  und  insofern  konnte  man  sagen,  der  Kaiser  sei  nicht 
durch  die  Gesetze  gebunden.^ 

3«  Eine  ton  Grund  aus  Terschiedene  Ansicht  findet  sidi 
dagi^gon  in  dem  germanischen  Mittelalter  häufig.  Die  In- 
ttmv^.<oii  der  Kogierungsmacht  und  Hoheit  schienen  den  ger- 
maniv^ien  Völkern  nicht  von  solcher  Bedeutung,   um  flineD 

»  O^«  Bw^li  IT,  c^  i:,  X«l»  <l 

*  Pi^'t9t^  AkmL  IIL  ;>f:  ^^ramf«»  Sorisi  Tafln» 

*  llj^immu^  L.  f.S.  Pl  4#  L«^ta«!i:  JPtwM^ 
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die   Bflcksichten  der  Gerechtigkeit  aufenopfem,^  und  obwohl 
auch  sie  in  der  Begel  nur  dem  höheren  Richter  verstatteteni 

*  G-regor  von  Tours  III.  30TondenGk>tlien:  „Somsenint  Gotbi  hano 

detestabilem  oonsuetudinem   (der  Buofaof  ist  ein  Romane  und  in  den 

Begriffen  des  römischen  Rechts  erxogen),  nt  si  qois  eis  de  regibos  non 

placnisset,  gladio  eum  adpeterent,  et  qui  libuisset  animo,  hnno  sibi  sta- 

tuerent   regem.**    Dem   schwedischen  König  Olof  SohooszkSnig  er- 

Uärte  der  Lagmann  Thorgny  in  dem  öffentlichen  Dinge   zu  Upsala  in 

Gegenwart  des  norwegischen  Gesandten:  „Dieser  König,  der  jetst  da  ist, 

'will  nicht,  dasz  Einer  wage  lu  ihm  zu  reden,   als  was  ihm  selbst  wohl« 

^fällig  zu  hören  ist,  nnd  das  betreibt  er  mit  aller  Hitze.  Seine  Btener- 

länder  aber  Uszt  er  durch  Sorglosigkeit  sich  aas  den  Hflnden  geheni 

und    dennoch  will  er  Korwegen  beherrschen,  was  kein  König  tot  ihm 

begehrte,  daher  Mancher  in  Unmhe  leben  mnsz.    Deszhalb  woUen  wir 

Bauern,  dasz  Du  König  Olof  mit  Norwegens  Könige  Friede  schlieszest 

nnd  ihm  deine  Tochter  Ingegard  zur  Frau  gebest     Willst  Da  die  Ost- 

Iftnder  wieder  gewinnen,  die  Deine  Verwandten  nnd  Voreltern  gehabt 

haben,  so  folgen  wir  Dir  Alle.    Willst  Du  aber  unser  Begehren  nicht 

erfüllen,   so  werden  wir  Dich  überfallen  und  Dich    tödten  und  nicht 

länger  Unfrieden  und  Unrecht  dulden.    Denn  so  haben   es  unsere  Vor* 

eitern  gemacht:  sie  stürzten  fünf  Könige  in  einen  Brunnen  bei  Mulath- 

ing,   die   so  Ton  Hoohmuth   erfüllt   waren,  wie  Du   gegen  uns."    Vgl« 

Wilda,  Strafrecht  der  Germanen  S.  31.    Weitere  Naohweisungen  bei 

C.  Maurer,  Beitr.  zur  Rechtsgeschiohte  des  Nordens  I.  8.  13.    Leges 

Lamecenses  in  Portugal  y.  J.  1153  Art  22:  „Und  der  Procurator  des 

K5nig9  Lorenzo  Venegas  hat  gefragt:   WoUt  ihr,  dasz  der  Herr  König 

zu  den  Gortes  des  Königs  ron  Leon  gehen  und  ihm  oder  irgend  einer 

andern  Person  anszer  dem  Herrn  Papst,  welcher  ihn  zum  König  erhoben 

hat,  Tribut  zahlen  soll?  Und  alle  haben  sich  erhoben  nnd  mit  den  bloszen 

Sehwertem  gegen  den  Himmel  gerichtet  gesprochen:  Wir  sind  frei«  unser 

König  ist  frei,  unsere  H&nde  haben  uns  befreit,  und  der  Herr  König, 

welcher  solche  Dinge  zugestanden  haben  sollte,  soll  sterben,  und  wenn 

er  noch  König  seyn  sollte,  nicht  mehr  über  uns  regieren.  Und  der  Herr 

K5nig  mit  der  Krone  auf  dem  Haupt  erhob  sich  abermals  nnd  sprach 

auf  übnliche  Weise  mit  entblösztem  Schwerte  zu  Allen:  ihr  wiszt,  wie 

Tiel  Schlachten  ich  für  eure  Freiheit  aus  gekftmpft  habe,  ihr  seyd  daron 

Zeugen,  mein  Arm  und  dieses  Schwert  sind  Zeugen,  wenn  Jemand  solche 

Dinge  zugestanden  haben  sollte,  so  soll  er  sterben,  und  wenn  es  mein 

Sohn  und  Enkel  wftre,  so  soll  er  nicht  regieren.  Und  alle  Stünde  haben 

gesprochen:  ein  gutes  Wort,  sie  sollen  sterben,  und  wenn  der  König  ein 

sdeher  gewesen  ist,  dasz  er  zu  einer  fremden  Oberherrschaft  seine  £in- 

willigang  gibt,  so  soll  er  nicht  regieren.  Und  wiederum  sprach  der  König: 

so  soll  es  geschehen.'^  Schubert,  Verf.  II.  S.  133.  Koch  im  Jahr  1641 
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tber  die  ihm  nntergeordiietai  Pemmen  das  Gericht  ra  hegai. 
fo  lieszeo  sie  doch,  wenn  A&  höhere  Richter  selber  das  KecL: 
und  den  Frieden  brach,  ihn  ?or  seinem  StellTertreter  zur  Ter- 
antwortung  ziehen. 

Es  war  eine  Idee  des  Mittelaltjers,  dasz  der  Kaiser* 
berufen  sei,  auch  über  die  Fürsten  Gericht  zu  haltet,  eine 
Idee,  welche  indessen  nnr  innerhalb  des  dentsch -römisdieii 
Reiches  practisch  wurde,  indem  die  übrige  christlichai  Könige 


erkürten  die  drei  Stiiide  Ton  Portogml  bei  der  EriielRiii^  des  Hrnrns« 
BragmiUEe  «if  den  Thron:  „Es  ist  nach  nach  dem  netfirlichen  imd  Benscih 
fiehen  Beehte,  8en>st  wenn  die  Stinde  der  Königreiche  alle  ihre  Avftoritit 
and  Gewalt  den  Königen  fibertragen  nnd  bewilligt  bitten,  am  am  sn  re- 
gieren, dasz  diesz  nichtsdestoweniger  doch  nnr  vnter  der  stiUiclfweigeodfli 
Bedingung  geschehen  sein  wurde,  sie  mit  Gerechtigkeit  m  leiten  imd  n 
behemchen,  nicht  aber  mit  Gewaltthätigkeit.  Daraus  folgt,  dasz 
die  ünterthanen  Ton  ihren  SouTerSnen  tyrannisch  behandelt  worden 
et  auch  in  ihrer  Gewalt  steht,  ihnen  die  Krone  zu  nehmen.**  Schaber  t. 
Yert  IL  8.  139.  Assisen  yon  Jerusalem  R  C.  26:  Biea  sacbie^ 
fitü  n'est  mie  aeignor  de  faire  tort:  ear  se  il  le  faiseit  done  ni  arerett  0 
desoos  Ini  nul  home  qui  droit  deust  faire  ne  dire,  pnisque  le  tire  majme 
ee  fanee  por  faire  torf 

'  Carta  dirisionis  imperii  a.  817  c.  10:  „Bi  autem  —  erenerit«  at 
•liqnis  lUorum  propter  capiditatem  rerum  terrenarum,  quae  est  radix  ob- 
niom  malorum,  aut  dirisor  ant  oppressor  Ecdesiaram  aut  panperam  exti* 
leriti  aut  tjrannidem,  in  qua  omnis  cmdelitas  oonsistit,  exerenerity  primo 
leenndnm  Domini  praeceptum  per  fideles  legatos  semel  bis  et  ter  de  foa 
mnendatione  eonmioneatur;  ut  si  bis  renisuz  foerit^  aroessitns  a  faire  co- 
nun  altero  fratre  patemo  et  fratemo  amore  moneatur  et  caatigetar.  £t 
si  bano  salubrem  admonitionem  penitus  spreTerity  communi  oomiam  sen- 
tentia  quid  de  illo  agendnm  si  deoematur,  ut  quem  salubris  amnoDitio 
a  nefandis  actibns  rerocare  non  potuit,  imp€riaii$  potentia  conmmisqne 
omninm  sententia  ooeroeat.^  Sachsenspiegel  III.  55  $.  1:  nOrer  der 
Torsten  lif  unde  ir  gesnnt  ne  mut  neman  riohtere  sin,  wan  de  Koning** 
Beiehsabscbied  Friedrichs  II.  ron  1235  o.  24:  Wenn  die  Klage  den 
Ffinten  an  ihren  Leib,  ihre  Ehre,  an  ihr  Recht,  an  ihr  Erbe  oder  ihr 
Leben  geht,  so  richtet  der  Kaiser  selbst.  Kaoh  dem  Schwaben  Spiegel 
e.  106  kann  er  indessen,  wenn  er  auszer  Landes  flhrt,  dem  Püalzgrafen 
Tom  Rhein  „den  gewalt  geben,  daz  er  an  siner  stat  riohter  si  Über  der 
fftrsten  llp.**  Die  Beispiele  sind  auch  nicht  selten  in  der  denttohea  Ge» 
schichte,  dasB  die  Retohsaoht  fiber  Fürsten  ausgesprochen  und  ToUiogen 
wurde. 
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und  Fürsten  die  Weltherrschaft  des  Kaisers  nur  im  Titel  und 
Rang,  nicht  in  der  Wirklichkeit  anerkannten.  Wurde  anch 
später  die  Entsetzung  eines  Beichsfürsten  dem  freien  ürtheile 
des  kaiserlichen  Gerichtes  nicht  mehr  überlassen,  sondern  von 
der  Zustimmung  des  Reichstages  abhängig  gemacht,  so  blieb 
doch  die  Zuläszigkeit  derselben  bis  zur  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  anerkannt.® 

Sogar  der  Kaiser,  ungeachtet  seine  hSchste  Macht  von 
Gott  abgeleitet  wurde,  war  nicht  unverantwortlich.  In  gewöhn- 
lichen Klagen,  die  ihm  nicht  an  die  Herrschaft  gehen,  wird 
er  vor  dem  Pfalzgrafen  vom  Rhein  belangt.^  Die  Kurftlrsten 
aber  sind  berechtigt,  ihn  durch  ürtheil  selbst  des  Reiches  zu 
entsetzen.  ^^    Erst  in  den  letzten  Jahrhunderten,  als  die  Grund- 

•  Wahloapitnlation  Karls  VI.  r.  1711  Art.  XX.  „"^r  loHen 
und  wollen  auch  in  Acht  und  Oberaohtsaohen  darauf  halten,  dasi  nie- 
mand ChnrfÜrst,  Fürst  oder  Stand  —  ohne  reohtm&szig  und  genügsame 
Ursaoh  auch  ungehSrt  und  ohne  Yorwissen  Rath  und  Bewilligung  des 
HeiL  Reichs  ChurfÜrsten,  Fflrsten  und  Stände  in  die  Acht  oder  Oberacht 
gethin  werde.'*  —  „Wann  es  dann  (nach  der  geriohtliohen  Verhandlung 
in  Beichshofrath  oder  Eammergericht)  zum  Schluss  der  Sachen  kommti 
10  sollen  die  ergangene  Acta  auf  öffentlichen  Reichstag  gebracht,  durch 
gewisse  hierzu  absonderlich  yereidigte  Stftnd  aus  allen  drei  Reichscollegien 
m  gleicher  Anzahl  der  Religionen  examinirt  und  überlegt,  deren  €hit« 
achten  an  gesambte  GhurfOrsten,  Fürsten  und  Stände  referirt,  yon  denen 
der  endliche  Schlusz  gefaszt  und  das  also  rerglichene  Urtheil,  nachdeme 
es  Yon  Uns  und  unserem  Commissario  gleichfalls  approbirt,  in  Unserem 
Kahmen  publicirt  werden.** 

*  Sachsenspiegel  III.  52  §.  3:  „klaget  man  orer  den  richtere, 
he  sal  antwerden  ror  dem  scultheiten,  wen  die  scultheite  is  richter  siner 
Beult;  als  is  die  palenzgrere  orer  den  keyser,  unde  die  burchgrere  orer 
den  marcgreyen.**    Vgl.  I.  58. 

^  Sachsenspiegel  III.  54  §.  4  „De  koning  sol  hebben  rrenkisoh 
recht  sranne  he  gekoren  is:  ron  srelker  bord  he  ok  si,  wanne  also  de 
▼ranke  sinen  lif  nicht  rerwerken  ne  mach,  he  ne  werde  in  der  hant- 
hziten  dat  geyangen,  oder  ime  ne  si  sin  yrenkisch  recht  yerdelt,  also 
ne  mach  deme  koninge  neman  an  sin  lif  spreken,  ime  ne  si 
dat  rike  yore  mit  ordelen  yerdelt.**  Schwabenspiegel  c.  105 
(Waokemagel) :  „Dem  künige  mac  nieman  an  den  Up  gesprochen,  im 
werde  daz  riohe  6  widerteUet  mit  der  Anten  urteile,  über  des  kfinigei 
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Sätze  des  römischen  Bechts  mehr  in  Anfhahme  gekommen 
waren,  und  die  moderne  Ansicht  von  der  Souveränetät  Ter- 
breitet  wurde,  bestritten  die  Juristen  ein  solches  Entsetznngs- 
recht  der  Fürsten  gegenüber  dem  Beichsoberhaupt 

4.  Für  das  neuere  Recht  ist  zu  unterscheiden  die  pri- 
vatrechtliche,  die  strafrechtliche  und  die  politische 
Verantwortlichkeit  oder  Unverantwortlichkeit  des  Monarchen. 

Auf  dem  Gebiete  desPrivatrech  ts  hat  sogar  das  römische 
Recht,  welches  eine  absolute  Macht  des  Kaisers  proclamirte, 
dennoch  für  Verantwortlichkeit  desselben  gesorgt  Der  Kaiser 
in  Person  freilich  konnte  nicht  gerichtlich  verklagt  werden, 
auch  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Privatschuldner,  aber  in- 
sofern der  Kaiser  auch  Privatperson  war  und  in  privataredit- 
liehen  Vermögensbeziehungen  stand,  wurde  statt  seiner  sein 
Vermögen  als  eine  juristische  Person,  als  Fiscus  den  andern 
Privatpersonen  gleich  behandelt.  In  dieser  Form  konnten  anch 
die  Privatpersonen  den  Schutz  der  Gerichte  ansprechen  nnd 
zwar  sowohl  gegen  den  Fiscus  als  Statsvermögen  als  gegen  das 
Privatvermögen  des  Kaisers,  welches  die  Bechte  und  die  Pflichten 
des  Fiscus  hatte." 

Das  neuere  Statsrecht  hat  keinen  Grund,  die  privatrecht- 
liche Silage  gegen  das  Statsoberhaupt  in  stärkerem  Masse  zu 

lip  unde  über  sin  dre  mao  nieman  urteil  sprechen  waa  die  fürsieii,  mnd« 
krieget  er  mit  iemande  ymbe  guot  oder  umbe  anders  iht  das  des  riehes 
ist,  da  snllen  über  sprechen  fürsten  ande  graren  onde  yrten  unde  das 
riehes  dienstman."  Pfeffinger,  I.  9,  4  führt  eine  Aeusxerung  des  £n- 
bischofs  Ruthard  von  Mainz  an,  als  es  sich  um  die  Entsetzung  Hein* 
riohs  lY.  handelte:  nQuousqne  trepidamus,  o  sooii?  Nonne  offioü  noctri 
est,  Regem  eonsecrareP  Gonsecratum  inyestire?  quod  ergo  prinoipvm 
decreto  impendere  licet,  eorundem  autoritate  tollere  non  licet?  Qaem 
meritum  inTestiyimus,  immeritiun  quare  non  direstiamus?*^  Die  Entsetieag 
K5nig  Wenzels  ist  bekannt. 

^*  L.  6.  §.  1  de  jure  fisoi  ülpianut:  „Quodonnque  pririlegti  fisoo 
eompetit,  hoc  idem  et  Gaesaris  ratio  et  Augnstae  habere  solet*  Auf  der 
einen  Seite  genosz  der  Fiscus  freUich  wichtige  Priyilegien,  auf  der  andern 
aber  wkXIktt  Modestinus  L.  11  de  jure  fisoi:  «Non  puio  delinqnere  euai, 
qui  in  dubüs  quaestionibos  contra  fiscnm  faoile  responderit,* 
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bemmen,  als  das  römische  Recht  es  gethan.  Nur  daran  ist 
festzuhalten,  dasz  es  unschicklich  und  der  Würde  des  Mon- 
archen zuwider  wäre,  würde  derselbe  persönlich  vor  dem 
ihm  untergeordneten  Richter  als  Beklagter  belangt.  In  dieser 
Beziehung  ist  das  Recht  des  Mittelalters  durch  die  Ausbildung 
der  Souveränetät  antiquirt.  Dagegen  kann  die  Civil  liste  des 
Fürsten  oder  seine  Privatcasse  als  juristische  Person 
um  80  unbedenklicher  belangt  werden,  als  auch  gegen  die 
Statscasse,  den  Fiscus  im  neueren  Sinn,  die  Privatklage 
nicht  gehindert  ist.  ^' 

In  dieser  Beziehung  steht  das  englische  Recht  hinter  der 
deutschen  Bechtsentwicklung  zurück,  indem  dasselbe  zwar  auch 
factisch  in  Privatstreitigkeiten  gegen  den  König  den  ünter- 
thanen  Schutz  gewährt ,  aber  in  der  unpassenden  Form  der 
Onade,  nicht  des  Rechts.  *^ 

5.  In  dem  Strafr  echte  verhält  es  sich  anders.  Da  hilft 
der  Ausweg  nicht,  statt  des  Königs  den  Fiscus  oder  die  Gi- 
villiste  zur  Rechenschaft  zu  ziehen;  denn   diese  können  kein 

*'  In  Bayern  wurde  das  richtige  Princip  schon  in  den  Landesfrei- 
heiten Ton  1507  anerkannt  Bndhart,  Gesch.  der  Landstände  II.  8.  21. 
S.  Hohl,  Btatsrecht  ron  Wflrtemberg  L  8.  178.  Prenszisohes  Land- 
recht  IL  13  §.  17:  «Beohtsangelegenheiten,  welche  die  Personen-  nnd 
Familienreohte  des  Landesherrn  nnd  seines  Hanses  betreffen,  werden  nach 
den  Hansrerfassungen  nnd  Verträgen  bestimmt.  §.  18.  Andere  Priyat- 
bandlnngen  nnd  Geschäfte  derselben  sind  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
sn  benrtheilen.*^  Oesterreichisohes  Gesetsbnoh  §.  20:  «Anch  solche 
Keehtagesohäfle,  d|e  das  Oberhaupt  des  8tat8  betreffen,  aber  auf-desion 
Prirateigentham  oder  anf  die  in  dem  bürgerlichen  Rechte  gegründeten 
Erwerbnngsarten  sich  beziehen,  sind  von  den  Gerichtsbehörden  nach  den 
Gesetzen  zu  benrtheilen.* 

*>  Blackstone,  I.  7  S*  1^  ^  Wenn  jemand  in  Eigenthnmssachen  ein 
Beohtsbegehren  gegen  den  König  hat,  so  mnsz  er  bei  dem  Eanzleihof 
sein  Gesnch  anbringen,  wo  ihm  der  Kanzler  Beoht  als  Gnade  gewährt, 
nicht  als  Zwangspfiicht/  Blackstone  beruft  sich  anf  das  rermeintliche' 
Katurrecht,  wie  es  Pufendorf  darstellt,  womach  der  TJnterthan  den 
Sonrerän  nicht  anhalten  könne,  ihm  seine  Schuldigkeit  zu  thnn,  obwohl 
kein  weiser  Fürst  sich  weigern  werde,  eine  eingegangene  Yertragspflicht 
sa  erfüllen.  Der  innere  Widerspruch  dieses  Satzes  springt  in  die  Augen. 
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Yerbrechen  begehen,  und  der  Yerfolgong  des  Stateoberhanpto 
wegen  eines  Verbrechens  selbst  sieht  theils  der  Umstand  im 
Wege,  dasz  die  Gerichte  dem  König  unter-  nicht  fibergeordnet 
sind,  theils  die  Ehre  der  Krone  und  das  Statsinteresse,  welche 
den  Scandal  eines  Criminalprocesses  gegen  den  Monarchen  and 
die  damit  verbundene  Gefahr  ffir  die  öffentliche  Rohe  nicht 
ertragen.  Es  erscheint  als  ein  geringeres  üebel,  woin  ein 
einzelnes  Verbrechen  des  Souveräns  ungeahndet  bleibt,  als  wemi 
durch  das  Strafverfahren  die  Rechtsordnung  und  der  Friede 
des  gesammten  States  erschüttert  würde.  Das  neuere  mon- 
archische Statsrecht  hält  daher  hier  an  dem  Grundsätze  der 
ünverantwortlichkeit  fest.** 

6.  Die  ünverantwortlichkeit  des  Monarchen  in  Be- 
gierungsangelegenheiten ist  ebenso  zu  einem  allgemein 
anerkannten  Princip  des  heutigen  Statsrechts  erhoben  worden,  *^ 
aber  immerhin  mit  anderer  Begründung  und  in  anderer  Form 
als  in  dem  alten  Bömerreiche. 

Vorerst  ist  der  römische  Grundsatz,  dasz  der  Monaich 
nicht  durch  die  Gesetze  gebunden  sei,  entschieden  aufgegeben, 
und  das  entgegengesetzte  Princip,  dasz  der  Monarch  die  Ver- 
fassung und  die  Gesetze  zu  achten  verpflichtet  sei, 
in  der  modernen  nicht  mehr  absoluten  Monarchie  allgemein 
anerkannt.  In  dieser  Beziehung  hat  die  germanische  Vorstell- 
ung, dasz  das  Statsoberhaupt ,  als  an  der  Spitze  der  Rechts- 
ordnung stehend,  von  derselben  gehalten  werde  und  dasz  seine 
Macht  selber  auf  dem  Rechte  beruhe,  daher  auch  das  Recht 
wahren  müsse,**  über  die  römische  der  absoluten  Herrscher- 

^*  Blackstone  Comm«  I.  7  §.  1. 

^*  Siehe  die  oben  Gap.  12  Kote  9  a&gefßhrten  SteUen,  in  denen  ge- 
wöhnlich der  ünTenntwortiiohkeii  dei  Königs  nooh  ansdiUcklich  ge- 
dacht iat 

**  Bracton  bei  Blaokstone  a.  a.0.:  «Bex  debeC  esie  snb  lege,  qnia 
lex  fiaoit  rogem,*^  nnd  «Nihil  enim  aliad  poiest  rex,  ni«i  id  ioIob  qiiod 
de  jnre  potest''  Statut  12  und  13  Will.  UI.  e.  2.  BlaokBtone  I.  & 
Maximilian  I.  ron  Bayern,  Ermahnungen  an  seinen  Sohn  bei  Adls« 
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gewalt  den  Sieg  erlangt«  Diese  Yerpflichtiuig  wird  von  dem 
Monarchen  feierlich  anerkannt  und  gewöhnlich  in  dem  Yer- 
fassnngs-  und  Eönungseid  yor  Grott  und  den  Mensche 
öffentlich  beschworen.*^    Je  weniger  es  rechtliche  Mittel  gibt, 

reiter  UI.  8.  616:  ^ Nihil  Prinotpi  libeat^  nUi  qaod  Iteel.  Ipiias  est 
perpetuo  habere  pro  ooalis  non  soiam  qaantum  sit  oommissum  aed  eÜAin 
qiMtenus  permissum  sit.* 

^*  Aach  dieser  Eid,  dem  das  blosse  fürstliche ,  wenn  auch  weniger 
feierliche  Yersprechen  dem  Wesen  nach*  gleich  sa  achten  ist,  ging  ans 
dem  mittelalterlichen-  Statsleben  in  das  moderne  Aber.    Alter  Erönnngs- 
eid  Eduards  IV.  ron  England:  „Geo  est  le  serement  que  le  toj  jurre 
a  sonn  coronemiint:    ,que   il   gardera   et   maintenera   lez   droits  et  lez 
ftochises  de  seynt  esgliae  —  et  qnil  gardera  tontes  ses  terres,  hononres 
et  dignites   droitnielx  et  firanks  del  ooron  du  roialme  d'Engleterre  en 
tout   maner   dentierte    sanz   null  maner  damenusement,   —    —  et  quil 
graantera  a  tenure  lez  leyes  et  oonstnmez  du  roialme  et  a  sonn  polar  lez 
face  garder  et  affirmer  que  lez  gentez  du  peoble  aront  faitez  et  esttez, 
et  les  malTCTi  leys  et  eoustumes  de  tont  oustera.'^  Neuer  Eid  bei  Black- 
stone: Wollt  ihr  feierlich  rersprechen  und  schwören,  das  Volk  dieses 
Königreichs  England  und  die  dazu  gehörigen  Herrschaften,  gemftsz  den 
in  dem  Parlament,  festgesetzten  Statuten,  und  jiach  den  Gesetzen  und 
Hebungen  dieses  Reiches  zu  regieren?  Ich  rerspreche  es  feierlich,  so  zu 
thun.*^  —  Die  spätere  Eidesformel  fflr  die  deutschen  Kaiser  lautete:  Tis 
Banctam  fidem  catholicam  et  apöstolicam  teuere  et  operibns  justis  ser« 
rare?  Vis  feanctis  ecdesiis  eoclesiarumque  ministris  fidelis  esse  tutor  et 
defensor?  Via  regnum  tibi  a  Deo  commissum,  secundum  justitiam  prae- 
decessorum  tuorum  regere  et  efficaciter  defendere?    Yis  jura  regni  et 
imperü,  bona  ejusdem  injuste  dispersa  recuperare  et  oonsenrare  et  fide« 
liier  in  usus  regni  et  imperü  dispensare?    Tis  pauperum  et  diritum,  yi« 
duarom  et  orphanomm  apertus  ezse  judex  et  pius  defensor?    Yiz  sanc- 
tittimo  in  Christo  patri  ao  domino,  Romano  pontifioi  et  sanctae  eoolesiae 
debitam  fidem  reyerenter  exhibere?*^  Der  Kaiser  beantwortet  alle  Fragen 
mit  Yolo  und  schwört  am'  Schlüsse:  „Omnia  promissa  in  quantum  diyino 
foltus  fiiero  adjutorio  fidellter  adimplebo,  sie  me  DeuB  adjnyet  et  sancta 
Dei  Syaagelia.«'   Bayer.  Vert  X.  §.  1:    «Bei   dem  Regierongsanftritt 
BohwÖrt  der  König  —  folgenden  Eid:  „Ich  schwöre  nach  der  Verfassung 
und  den  Gesetzen  des  Reichs  zu  regieren,    so  wahr  mir  Gott  helfe  und 
sein  heiliges  Eyangelium.«  NiederUndische  $.  53.  Belgische  §.  80. 
Qrieehische  §.  36.0e8terreiohische  §.  13:  „DerS[ai8er  beschwört 
bei  der  Krönung  die  Verfassung/*    Preuszische  $.  54:    „Der  König 
leistet  in  Gegenwart  der  Kaiomeni  das  eidliche  Gelöbnisz,  die  Verfass* 
ug  des  Königreichs  fest  und  unyerbrüchlich  zu  halten  und  in  Ueberein- 
ttimmung  mit  derselben  und  den  Gesetzen  in  regieren.** 
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den  KOnig  zur  Beachtung  des  bestehenden  Rechts  zo 
desto  nöthiger  und  heilsamer  erscheint  diese  Einrichtai^,  weldie 
in  seinem  Oewissen  das  Gefühl  der  Pflicht  durch  eniste  Iblo- 
nng  belebt  und  stftrkt. 

7.  Englische  Pablicisten  haben,  nm  die  Unverantiroiilicb- 
keit  des  Königs  neben  der  Verpflichtung  desselben  auf  Ter- 
&ssung,  Oesetze  und  Uebungen  zu  begründen,  zu  der  Fictioo 
ihre  Zuflucht  genommen:  „Der  König  kann  nicht  Unredit 
thun/'  In  ähnlicher  Weise,  wie  die  katholische  Kirche  dem 
Papste  Unfehlbarkeit  zuschreibt,  legt  die  englische  Statstheorie 
dem  Könige  „Yollkonunenheit'^  bei  Die  Beinheit  des  kdnig* 
liehen  Amtes  und  die  Vollkommenheit  der  monarchischen  Idee 
wird  auf  den  leibhaften  König  übergetragen;  und  das  Parla- 
ment hat  oft  schon  Mitglieder,  welche  die  Beden  oder  Hand- 
lungen des  Königs  selbst  zu  tadeln  wagten,  zur  Strafe  in  dem 
Thurm  geschickt." 

Dieser  ganze  Gedanke  ist  indessen  weit  eher  ideokra- 
tisch  als  monarchisch.  Die  innere  Unwahrheit  desselboi 
kann  durch  keine  Phrase  verdeckt  werden.  Das  Zeugnisz  der 
Geschichte  und  die  Erkenntnisz  der  menschlichen  Natur  er- 
klären sich  allzu  laut  dagegen,  als  dasz  derselbe  irgend  Glauben 
finden  könnte.  Das  Statsrecht  darf  aber  dem  gesunden  Menschen- 
verstand keine  Zumuthung  machen,  welche  derselbe  für  absurd 
hält,  und  nicht  über  solche  Nebelbilder  dauernde  Institutionell 
aufbauen.  Nur  wenn  der  König  überall  nicht  handeln  darf, 
kann  er  auch  nicht  Unrecht  thun.  Wenn  er  selber  willenlos 
und  zum  bloszen  idealen  Symbole  wird,  dessen  sich  andere  be- 
dienen, um  in  seinem  Namen  nach  ihrem  Willen  zu  thun,  wenn 
er  genöthigt  wird,  die  Gefühle  seines  Herzens  und  die  Gedanken 


"  Blaokstone,  Comm.  L  7  $.  1  und  2  geht  so  weit  sa 
„1>er  König  ist  nicht  bioa  unfähig  unreoht  zo  thun,  sondern  sogar 
fiLhig  unrecht  xn  denken/*  Diese  Theorie  .ist  übrigens  in  fingiand  erst 
in  den  letzten  Jahrhunderten  aufgekommen.  Der  alte  „mirror  of  Ja- 
sticet"  noch  sprioht  ron  „Unrecht,  das  der  König  gethan,'* 
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seines  Geistes  zu  verschlieszen,  wenn  es  ihm  versagt  wird,  fttr 
die  Wohlfahrt  seines  Volkes  zu  sorgen,  wenn  er  jeder  mensch- 
lichen Autorität  und  Willensbethätigung  entkleidet  wird,  nur 
dann  ist  er  auch  vor .  Miszgfiffen  und  Fehltritten  gesichert. 
Dann  aber  ist  auch  die  individuelle  Macht  des  Eönigthums 
vernichtet.  So  wenig  ist  daher  jenes  Prindp  monarchisch,  dasz 
gerade  die  consequente  Durchführung  desselben  das  Wesen  der 
monarchischen  Statsform,  die  «Individualregierung'^  zer- 
stören  müszte.*^  Die  Wahrheit  ist:  »Der  König  soll  kein 
Unrecht  thun:''  aber  eine  unwahre  und  sowohl  des  Königs  als 
des  Volkes  unwürdige  und  schädliche  Fiction  ist  es  zu  be- 
haupten: «Der  König  kann  nicht  Unrecht  thun.^ 

8.  Die  wahren  Gründe  der  Unverantwortlichkeit  des  Kö- 
nigs können  nicht  in  der  Unfehlbarkeit  desselben,  sondern  nur 
einmal  darin  gesucht  werden,  dasz  es  in  der  Ordnung  des  mo- 
dernen States  kein  Gericht  gibt,  welches  über  dem  Monarchen 
steht,  und  fürs  zweite  darin,  dasz  die  Sicherheit  und  dieSuhe 
des  States  durch  einen  Procesz  gegen  den  König  gefährlicher 
erschüttert  würde  als  durch  einzelne  unrechtmäszige  und  po- 
litisch schädliche  Handlungen  desselben.  Gäbe  es  ein  hohes 
völkerrechtliches  Gericht,  welches,  über  dem  Einzelstate 
stehend,  die  Principien  der  Gerechtigkeit  auch  in  den  höchsten 
Regionen  menschlicher  Macht  zu  schützen  vermöchte,  .ohne  den 
Stat  in  die  Anarchie  und  die  gewaltsamen  Parteikämpfe  zu 
Sturzen,  so  könnte,  wie  das  in  dem  römisch  deutschen  Beiche 
des  Mittelalters  vorbildlich  geschehen  ist,  der  Grundsatz  der 
unverantwortlichkeit  ohne  Gefahr  und  Schaden  aufgegeben 
werden;  und  es  wäre  das  allerdings  ein  Fortschritt  in  der 
menschlichen  Bechtsentwicklung ,  welcher  zugleich  die  indivi- 
duelle Macht  der  Monarchie  stärken  würde;  denn  es  ist  in  der 
Natur  jeder  Verantwortlichkeit,  zwar  den  Miszbrauch  der  per- 

^  BtahL    Das  monarobisohe  Prinoip  S.  9:   Die  „Erhabenheit,  die 
dem  König  hier  eingerftmnt  wird,  ist  nnr  die  Erhabenheit  des  Knopfes 
am  Kirohthurme,  um  den  kein  Mensch  sich  kflmmert.*i 
Bl«Bttehll,  «UgwMinwStaltfeoht.    H.  Q 
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sönlicben  Kräfte  zu  bedrohen,  aber  zugleich  die  freie  und 
selbständige  Entfaltung  derselben  anzuregen.  Der  unreraDV 
wortliche  König  von  England  läszt  sich  regelmäszig  darch  di^ 
Mehrheit  der  Yolksyertreter  im  Parlament  zu  der  Wahl  seiner 
Minister  bestimmen.  Der  verantwortliche  Präsident  von  Nord- 
amerika wählt  dieselben  ohne  Rücksicht  auf  das  Repräsentan- 
tenhaus nach  freiem  Ermessen;  und  selbst  in  Frankreich  bat 
der  verantwortliche  Präsident  manches  wagen  dfirfen  nnd  ge- 
wagt, wovor  der  unverantwortliche  König  sich  gescheut  hätte.* 
Die  ünverantwortlichkeit  des  Monarchen  ist  somit  nicht 
ein  ideales  Erfordernisz  des  monarchischen  Princips  — 
vor  Gott  und  vor  der  Weltgeschichte  gibt  es  keine 
ünverantwortlichkeit*'  so  wenig  des  Königs  als  dtrr 
Völker  und  Staten  —  sondern  nur  ein  geringeres  Uebel 
als  eine  Verantwortlichkeit,  welche  bei  unseren  zur  Zeit  noch 
höchst  mangelhaften  völkerrechtlichen  Zuständen  nicht  richtig 
organisirt  und  practisch  geübt  werden  könnte.  Sie  ist  über> 
dem  keine  absolute,  denn  die  offenbare  Tyrannei  berech- 
tigt zum  Widerstand  und  in  der  Revolution  liegt  auch  ein  Ge- 
richt der  Volksgeschichte. 

*®  Sehr  bestimmt  hat  sich  auch  Louis  Napoleon  in  der  Proeia- 
mation  rom  14.  Jan.  1852  gegen  das  Prinoip  der  UnTerantwortlichkeic 
des  Statshäuptes  erklärt:  ^£orire  en  tSte  d^ane  oharte^que  ce  chef  est 
irresponsable,  c^est  mentir  an  sentiment  publiqno,  o'est  rouloir  etablir 
une  fiction  qui  s'est  trois  fois  ^yanouie  au  bruit  des  r^TOlntions.*  Aber 
das  entgegengesetzte  Prinoip  hat  doch  auch  in  Frankreich  noch  keioe 
organische  Gestalt  gewonnen. 

**  Sogar  dem  Zerrbilde  der  historischen  Verantwortlichkeit,  der  oft 
kurzsichtigen  und  anmaazlichen  Censur  der  Tagesmeinung,  die  Shake- 
speare so  unübertrefflich  durch  König  Heinrich   Y.   (Act  IT,  Sc.    1) 
schildern  läszt,  entgehen  die  Mächtigsten  der  Erde  nicht: 
*  D^ur  auf  den  König!  Legen  wir  dem  König 

Leib,  Seele,  Schulden,  bange  Weiber,  Kinder 
und  S finden  auf,  —  wir  müssen  alles  tragen. 
O  harter  Stand  I  Der  Grösse  Zwillingsbruder, 
Dem  Odem  jedes  Narren  untorthaa, 
De$z  Sinn  nichts  weiter  fdhlt  als  eigne  Pein.** 
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9.  Dem  Grundsatz  der  ünverantwortliclikeit  der  Könige 
hat  das  moderne  Statsrecht  ganz  im  Gegensatz  zu  dem  rö- 
mischen Statsrecht  den  der  Verantwortlichkeit  seiner 
Käthe  und  Minister  beschränkend  zur  Seite  gestellt. 

Wirkliche  Begiemngshandlungen  kann  der  constitutionelle 
Regent  —  in  der  Regel  wenigstens   —  nur  mit  Hülfe  eines 
Ministers   ausüben.    Daher  wird  dieser  für  die  Verfassungs- 
und Gesetzmäszigkeit  des  Regierungsactes  yerantwortlich  er- 
klärt, und  so  mittelbar .  auch  der  König  verhindert  Unrecht  zu 
thun,  weil  es  ihm  schwer  fallen  wird,  einen  Minister  zu  finden, 
der  geneigt  ist,  die  Vei'antwortlichkeit  solchen  Unrechtes  auf 
seinen  eigenen  Schultern  zu  tragen.    In  der  That  eine  merk- 
würdige Erfindung  des   neuem  Rechtes,  welche  eben  in  der 
Zeit  Beifall  fand,  als  das  ältere  germanische  Princip  der  Ver- 
antwortlichkeit der  Könige  vor  dem  aufsteigenden  Glänze  der 
SouTeränetätsidee  erblich.    Durch  dieselbe  wird  eine  wichtige, 
'  obwohl  nicht  für  alle  Fälle  ausreichende  Garantie  dafür  ge- 
leistet, dasz  die  königliche  Macht  nicht  schrankenlos  üb^  die 
königliche  Pflicht  wegschreite.     In  gewöhnlichen  Fällen  und 
Zeiten  wird  schon  der  Gedanke  an  diese  VerantwortHchkeit  der 
Minister  auch  den  Fürsten  und  die  Hofpartei  vor  widerrecht^ 
liehen  Zumuthungen  und  Versuchen .  zurückhalten,  und  die  Mi- 
nister zur  Vorsicht  und  zur  Schonung  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse mahnen.     Die  moralische  Kraft  dieses   Grundsatzes 
hat  daher  eine  weit  gröszere  Anwendung,  als  die  immerhin 
seltnen  und  schwierigen  Verantwortungsprocesse    vermuthen 
lassen.  Auf  der  andern  Seite  aber  darf  nicht  übersehen  werden, 
theOs  dasz  diese  mittelbare  Beschränkung  des  Monarchen  nicht 
in  allen  Fällen,  namentlich  dann  nicht  hilft,  wenn  der  König 
dennoch  ohne  die  verantwortlichen  Minister  handelt  und  seine 
Handlungen  Anerkennung  finden,^  theils  dasz  durch  dieselbe 

**  Sehr  interessant  sind  die  Verhandlungen  des  französischen  Gon- 
▼ents  über  die  Verantwortlichkeit  oder  UnTerantwortÜchkeit  des  Königs, 
nach  den  Ereignissen  rom  10.  Augnst  1793  und  nachdem  es  offenbar  ge- 

6« 
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die  Macht  und  der  Einfinsz  der  Minister  auch  im  Yerhältn^ 
zum  Regenten  so  sehr  gehoben  wird,  dasz  leicht  —  wie  das 
in  einzelnen  Staten  geschehen  ist  —  der  Schwerpunkt  der  Be- 
gierung  von  dem  Eönigthum  weg  und  auf  das  Ministerium 
übergeht.  *^ 

10.  In  den  modernen  Republiken  ist  der  Grandsatz. 
dasz  auch  die  Häupter  und  Mitglieder  der  Begierung 
verantwortlich  seien,  allgemein  anerkannt. 

In  Civil  Sachen  können  dieselben  ohne  Bedenken  auch 
persönlich  von  den  gewohnten  Gerichten  belangt  werden, 
und  selbst  wegen  gemeiner  Verbrechen  sind  sie  dem  regel- 
mäszigen  Froceszverfahren  unterworfen.  Insofern  sie  als  Pri- 
vatpersonen Schuldner  geworden  sind  oder  ein  Vergehen  Terübt 
haben,  werden  sie  gleich  andern  Privatpersonen  behandelt;  die 
Wfirde  des  Amtes  deckt  sie  nicht.  Wenn  aber  die  Verant- 
wortlichkeit auf  ihre  amtliche  Stellung  und  amtliche 
Pflicht  Bezug  hat,  dann  bedarf  es  auch  in  der  Bepnblik, 
damit  nicht  die  natürlichen  Machtverhältnisse  verschoben  werden, 
einer  eigenthümlichen  Behandlung.  Würden  auch  in  solchen 
Sachen  die  ordentlichen  Gerichte  einschreiten,  so  würde  die 
Justiz  unvermeidlich  das  practische  Uebergewicht  über  die  Be- 
gierung erlangen,  und  die  öffentliche  Ordnung  wäre  verkehrt. 
Auch  sind  die  ordentlichen  Gerichte  wenig  fähig,  eine  Oe- 


wordeiii  dasz  der  König  zu  seiner  Bettung  mit  der  Reroltttion  feindlicbea 
Mächten  sich  TerbUndet  habe.  Den  Entscheid  gab  freilich  die  rohe  Ge- 
walt der  erregten  Tolksleidensohaft,  und  zugleich  mit  dem  König  wurde 
das  besiegte  Königthum  yernichtet.  Der  Churfürst  Maximilian  L  tob 
Bayern  hat  in  seinen  Ermahnungen  sehr  gut  hervorgehoben,  wie  wenig 
die  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  Fürsten  wahrhaft  decke:  ^Ex 
ministrorum  delictis  publicum  dedecns  et  culpae  nomen  ad  prinoipem 
redit,  qui  si  prohibere  possit,  ne  delinquant,  delicta  quae  non  aroet  pro> 
bare  immo  aliqnando  jubere  oreditnr.* 

• 

'>  Vgl.  oben  Buch  IV.  Cap.  22  S.  436  und  unten  Buch  YIL  Cm>. 

6.  u.  6. 
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richtsbarkeit  zu  Qben,  mit  welcher  politische  Erwftgangen  und 
Backsichten  enge  verflochten  sind.*"^ 

Aus  diesen  Gründen  werden  nach  den  schweizerischen  Ver- 
fassungen die  Begierangen  für  ihre  Amtsführung  meistens  den 
groszen  Bäthen^^  verantwortlich  erklärt,  die  Inhaber  der  Re- 
gierungsgewalt somit  der  höchsten  Gesetzgebungsmacht,  in 
Nordamerika  der  Präsident  und  die  übrigen  Beamten  auf  Klage 
der  Bepräsentantenkammer  dem  Senate.^® 


Vierzelmtes  Gapitel. 

G.  Regiemngsrechte.    Stellrertretung  nach  AoBzen. 

1.  Nach  Auszen  ist  das  Haupt  des  States  nun  regelmäszig 
der  Stellvertreter  seiner  Ehre,  seines  Rechtes  und 
seiner  Macht,  sogenannte  Repräsentativgewalt  des 
Statshaupts.  Das  monarchische  und  das  republikanische  Stats- 
recht  unserer  Zeit  stinmien  hier  in  der  Hauptsache  überein; 

»♦  Vgl.  unten  Buoh  TIL  Cap.  6. 

»*  Z.  B.  Züricher  Verf.  §.  14:  „Wegen  Verletzung  der  Verfa«8ung, 
Gesetze  oder  Amtspflichten  eriäszt  der  grosze  Bath  an  den  Begierungs- 
rath  and  das  Obergericht  Mahnungen  für  die  Zukunft,  oder  setzt  die 
Mitglieder  dieser  Behörden  yor  dem  groszen  Rath  in  Anklagestand/ 
BundeSYerf.  $.  74,  14. 

'•  Bundesrerf.  L  3:  „Der  Senat  soll  allein  die  Macht  haben,  über 
Statsanklagen  zu  richten/  IL  4:  „Der  Präsident,  der  Viceprftsident  und 
alle  bürgerlichen  Beamten  der  yereinigteu  Staten  sollen  vom  Amte  ent- 
fernt werden  auf  eine  Anklage  und  TJeberführung  vor  dem  Senat  wegen 
Hochrerraths,  Bestechung  oder  anderer  hohen  Verbrechen  und  Vergehen/ 
Vgl  Story  lU.  10  J.  102  flf.  VgLFranzos.  Verf.  v.  1848  S-  68:  „Der 
Präsident  der  Republik,  die  Minister,  die  Agenten  und  Bewahrer  der 
öffentlichen  Autorität  sind,  jeder  so  weit  es  ihn  betrifft,  für  alle  Hand- 
lungen der  Regierung  und  Verwaltung  verantwortlich.^  §.  91:  „Ein 
oberster  (Gerichtshof  entscheidet,  ohne  weitere  Appellation  und  Recurs 
auf  Cassation,  über  die  durch  die  Nationsdrersammlung  gegen  den  Prä- 
sidenten der  RepubUk  oder  die  Minister  geführten  Anklageacte/  §.  92: 
.«Der  oberste  Gerichtshof  besteht  aus  5  Richtern  und  86  Qesohwomen/^ 
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mir  ist  in  jenem  die  Macht  des  Regenten  Yollst&ndiger  amer- 
kannt  als  in  dieseuL* 

Ihm  kommt  es  daher  voraus  zu,  den  offidellen  Verkehr 
der  Staten  unter  einander  zu  vermitteln,  d.  h.  Gesandte  an 
fremde  Staten  zu  senden  und  zu  beglaubigen,  und  Gesandte 
solcher  bei  sich  zu  empfangen  und  anzuerkennen.  In  der  ersteren 
Beziehung  bedarf  zwar  der  constitutionelle  König  sowohl  zu 
der  Ernennung  seiner  Gesandten  als  zu  ihrer  Instruction  d^ 
Mitwirkung  des  Ministers;  aber  daraus  folgt  weder,  dasz  für 
dieselben  das  persönliche  Vertrauen  des  Monarchen  entbehrlich 
sei,  wenn  sie  das  der  Minister  besitzen,  noch  dasz  der  erstere 
verhindert  werde,  persönlich  mit  seiden  Gesandten  zu  verkehren. 
Vielmehr  ist  auch  in  der  constitutionellen  Monarchie  an  dem 
Grundsatz  fest  zu  halten,  dasz  der  Monarch  nicht  gehemmt 
werden  darf,  von  sich  aus  —  und  auch  ohne  Yorwissea  und 
Mitwirkung  der  Minister  —  die  Zust&nde  frei  zu  prüfen  and 
sich  über  die  Verhältnisse  zu  unterrichten,  und  dasz  er 
nur  zu  wirklichen  Statsacten  der  Zustinunung  der  Minister 
bedarf.  Eine  Verhandlung  mit  einem  fremden  Stat  kann  gültig 
nicht  ohne  die  Minister  geführt  und  geleitet,  Berichte  aber 
über  die  Verhältnisse  des  fremden  Hofes  und  States  können 
wohl  auch  unmittelbar  und  ausschlieszlich  für  den  Monarchen 
bestimmt  werden. 

Auszer  ihm  darf  Niemand  im  Lande  einen  fremden  Ge- 
sandten anerkennen  noch  ein  solcher,  ohne  aocreditirt  zu  sein, 
die  Verrichtungen  eines  Gesandten  üben.  Der  höhere  Staten- 
verkehr  geht  nur  durch  die  Häupter  der  Staten  selbst  und  ihre 
unmittelbaren  Bevollmächtigten  vor  sich;  und  nur  in  unter- 
geordneten, durch  Verträge,  Herkommen  oder  (besetz  gebilligten 

^  Blaokstone  L  7,  1.  Französische  Verf.  ▼.  1814  §.  U.  Spft* 
nisohe  von  1837|  §.  47.  Portugiesische  Ton  1626  §.  75,  6—8.  Nie- 
derländische §.  55.  Belgische  §.  68.  Preuszisohe  $.  48.  Herd- 
amerikanische  II.  2,  2.  Schweizerische Bttndesrerfasswig  |.90,&- 
Framesische  toh  1848  §.  53,-60.  ron  1852  §.  6.  Norddestiehe 
BnndesT.  §.  11. 
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Fällen  des  Oeschäfteverkehrs  in  Privat-  und  Polizeisachen 
kommen  Ausnahmen  vor,  in  denen  auch  niedere  Behörden  ver- 
schiedener Staten,  zumal  an  den  Gränzen,  mit  einander  yer- 
kehren.  In  jedem  Momente  aber  ist  das  Statshaupt  berechtigt, 
auch  in  solchen  Dingen  die  Vertretung  des  eignen  States  an 
sich  zu  ziehen  und  jenen  Verkehr  zu  hemmen.  Vor  dem  hohem 
Kecht  verschwindet  dann  das  niedere. 

2.  Der  König  hat  das  Recht,  Krieg  zu  erklären  und 
Frieden  zu  schlieszen.  Beide  sind  in  Form  und  in  Inhalt 
Handlungen  der  nationalen  Politik,  deren  oberste  Leitung  in 
dem  Begenten  concentrirt  ist.  Eine  Partei  oder  eine  Heeres- 
abtheilung  kann  ohne  Ermächtigung  desselben  Feindseligkeiten 
verüben,  aber  nicht  einen  Krieg  beginnen,  *  die  Waffen  nieder- 
legen, aber  nicht  Frieden  schlieszen.  Den  Kammern  einen  un- 
mittelbaren Antheil  an  diesen  Beschlüssen  verschaffen,  wäre 
theilweise  Verlegung  der  Segierung  in  den  gesetzgebenden 
Körper  und  würde,  wenigstens  in  dem  alten  Europa,  die  höchsten 
Interessen  des  States,  der  das  thäte,  in  schwere  Gefahr  bringen. 
Die  Verhandlung  in  den  Kammern  könnte  leicht  dem  Feinde 
nützen  und  würde  nur  selten  der  Heimat  frommen.    Wo  es 

m 

sich  um  Thaten  des  Moments  handelt,   da  ist  sowohl  stille 

*  Pomponius  in  L.  118  de  Verb.  Signif.:  ^hostes  sunt  quibus  beUom 
publice  populus  Romanus  deoreTit;  caeteri  latrunouli  rel  praedones'appel- 
lantur.*^  Hugo  Grotius  de  jure  belli  ac  pacis  III.  8.  Biackstone  I. 
7,  3.  Französische  Verf.  v.  1815,  S-  1*  ▼<>«  A8j2  S-  6-  Nieder- 
ländische  §.  56:  „Der  K5nig  erklärt  den  Krieg.  Er  gibt  davon  un- 
mittelbare Kenntnisz  den  beiden  Kammern. '^  Belgische  §.  68. 
»panische  ron  1837  S.  47,  4.  Preuszisohe  §.  48.  EigenthflmUch  ist 
die  Bestimmung  der  schwedischen  Verfassung  §.  13 :  « Will  der  König 
Krieg  anfangen  oder  Frieden  schlieszen,  so  ruft  er  einen  auszerordent- 
lichen  Statsrath  von  dem  Statsminister,  Statsräthen,  Hofkanzler  nnd  sämmt- 
liohen  Statssecretären  zusammen,  stellt  ihnen  die  Ursachen  und  Umstände, 
die  hierbei  zur  Ueberlegung  konunen,  Tor,  und  fräg^  sie  hierüber  nach 
ihrer  Meinung,  die  jeder  für  sich,  mit  der  Verantwortlichkeit,  welche 
Art.  107  bestimmt,  zu  ProtokoU  abzugeben  hat.  Der  König  besitzt  hierauf 
dieMaoht,  denBeschloat  zu  fassen,  und  aossufOhren,  welchen  er  ffir  des 
Beiches  Beste  hält."" 
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Ueberlegang  und  ruhige  Prüfung  der  Verhältnisse  nnd 
sichten,  als  Einheit  des  Willens  und  rasche  Durchfnluimg  der 
gefaszten  Entschlüsse  nöthig,  und  beides  ist  der  schwerfiUlig« 
und  zugleich  von  Parteien  bewegten  Eammerverhandlong  mcht 
möglich. 

Freilich  ist  diese  Macht  des  Monarchen  eine  grosze,  und 
es  ist  zuzugeben,  dasz  die  mittelbaren  Hülfsmittel,  welche  den 
Kammern  zu  Gebote  stehen,  um  die  drückenden  Folgen  eines 
vielleicht  ungerechten  oder  unverständigen  Krieges  abzuwendem 
wenn  der  Krieg  ausgebrochen  ist,  selten  ganz  helfen.  Die  An- 
klage und  Yerurtheilung  der  Minister  kann  die  Opfer  an 
Menschenleben,  Vermögen  und  Ruhe,  welche  der  verderbliche 
Krieg  verschlungen,  nicht  ersetzen;  und  die  Verweigerung  von  I 
Subsidien  ist,  wenn  einmal  die  Ehre  und  das  Wohl  des  States  I 
bei  der  Kriegsführung  betheiligt  ist,  eine  moralische  Un- 
möglichkeit, und  würde  sie  trotzdem  beschlossen,  dem  Heere 
gegenüber  factisch  nicht  durchzusetzen.  Wohl  aber  ist  der 
mittelbare  Einflusz  dieser  controlirenden  Rechte  der  E^unmem 
nicht  gering,  und  der  Gedanke  daran  fordert  die  Regierung  zu 
erhöhter  Vorsicht  auf;  und  die  offeobare  Stimmung  der  Kanunem 
gibt  auch  den  Ministern  eine  zuweilen  erwünschte  Qelegenheit, 
durch  ihren  Rücktritt  eine  nöthige  Wendung  der  Politik  zu 
erleichtem. 

Der  Friede  indessen  ist  nicht  blosz  Beendigung  des  Krieges, 
sondern  häufig  auch  Begründung  einer  neuen  bleibenden  Ord- 
nung; daher  kommen,  soweit  der  Friedensschlusz  derartige  Be- 
stimmungen enthält,  folglich  auch  ein  Statsvertrag  ist,  die 
für  solche  geltenden  Beschränkungen  zur  Anwendung. 

Das  republikanische  Statsrecht  hat  eine  Scheu  davor,  eine 
so  unbeschränkte  Macht  in  die  Hand  der  R^erung  zu  geben. 
Die  Bundesverfassung  Nordamerika*s  theilt  daher  das  Recht 
der  Kriegserklärung  dem  Congresse  zu,  aber  das  Recht  Frie- 
densverträge abzuschlieszen  dem  Präsidenten  mit  Zustimmung 
des  Senates.    Die  Gründer  dieser  Einrichtung  haben  erwogen. 
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dasz  wohl  der  Krieg,  nicbt  aber  der  Frieden  der  republikani- 
schen Verfassung  gefährlich ,  und  dasz  es  rathsam  sei,  den 
Entschlusz  zum  Kriege  zu  erschweren,  den  Abschlusz  des 
Friedens  aber  zu  erleichtem.  ^  Nach  der  schweizerischen  Bundes- 
verfassung (§.  74.  6)  ist  nur  die  Bundesversammlung  zu 
„Kriegserklärungen  und  Friedensschlüssen"  befugt.^ 

3.  Ebenso  hat  das  Statsoberhaupt  das  Becht,  ausschliesz- 
liehe  Bfindnisse  und  Stats vertrage  mit  auswärtigen  Staten 
gOltig  abzuschlieszen.^  In  der  Monarchie,  wo  dieses  Becht  in 
weitestem  umfange  anerkannt  und  geübt  wird,  gilt  indessen 
theils  die  allgemeine  Beschränkung,  dasz  Bestimmungen  der- 
selben, welche  in  den  Bereich  der  Landesgesetzgebung  gehören, 
auf  eine  fflr  die  Statsangehörigen  verbindliche  Weise  nur  auf 
dem  Wege  der  Gesetzgebung  eingefflhrt  werden  können,  theils 
sind  in  einzelnen  Verfassungen  noch  besondere  Modificationen 
aosdrflcklich  vorgeschrieben.^ 


>  Yerfassang  I.  8.  und  II.  2.    Story  III.  21  §.  164  ff. 

«  Vgl.  franz.  Terfassung  ron  1848  §.  53  und  54. 

s  Tgl.  darüber  oben  Bach  V.  Cap.  9  S.  525.  Blacks  tone,  I.  7,  2. 

•  Oben  Buch  Y.  Cap.  9.  S.  526.  Schwedische  Verf.  §.  12:  „Der 
König  hat  das  Recht,  mit  fremden  M&chten  Unterhandlungen  und  Bünd- 
nisse einsugehen,  nachdem  er  den  Statsminister  für  die  auswärtigen  An- 
gelegenheiten und  den  Hofkanzler  darüber  gehört  hat.^'  Niederlftn- 
disohe  §.  57:  „Der  König  schlieszt  und  bestfttigt  Friedens-  und  alle 
andern  Verträge  mit  den  fremden  Mächten.  Er  theilt  den  Inhalt  dieser 
Verträge  den  beiden  Kammern  der  Generalstaten  mit,  so  weit  er  sie  für 
das  Interesse  und  die  Sicherheit  des  States  zulässig  erachtet.    Verträge,  . 

welche  mit  der  Abtretung  oder  VertauBchung  eines  Theiles  des  Grund- 
gebietes in  Europa  oder  in  andern  Welttheilen  verbunden  sind,  oder 
einige  andere  Bestimmungen  oder  Veränderungen  enthalten,  welche  ge- 
setzliche Rechte  betreffen,  werden  von  dem  Könige  nicht  eher  bestätigt, 
als  bis  die  Generalitäten  diese  Bestimmungen  oder  Veränderungen  ge- 
nehmigt haben."  Belgische  $.  68:  „Der  König  schlieszt  Bündnisse, 
Friedens-  und  HandelsYerträge.  Sobald  das  Interesse  und  die  Bloherheit 
des  States  es  erlauben,  setzt  er  die  S[ammem  davon  in  Kenntnisz  und' 
fügt  die  nöthigen  Mittheilungen  bei.  Die  HandelSTcrträge ,  sowie  die- 
jenigen, welche  den  Stat  belasten,  oder  einzelne  Belgier  verpflichten, 
haben  nur  Kraft,  wenn  sie  die  Zustimmung  der  Kammern   erhalten.  ** 
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D.  Regiernngsrechte.    Innere  Gewalt. 
1.  Amts-,  2.  Ehrenhoheit.    3.  Politische  Leitung. 

Die  Begienmgsmacht  ist  nicht  eine  blosze  Ansammliins 
einzelner  Befugnisse  sondern  eine  centrale  Fülle  yod  Btaüicher 
Macht,  welche  dem  Lichte  vergleichbar,  das  seine  Strahkn 
überallhin  entsendet,  in  verschiedenen  Bichtungen  in  besondem 
Befugnissen  ausströmt.  In  der  Monarchie  ist  diese  Einheit  und 
Fülle  der  Macht  in  einem  Individuum  concentrirt.  Dem  Mchh 
archen  gebührt  voraus  ein  Antheil  an  der  Gesetzgebung, 
auszer  der  Initiative  auch  ausschlieszlich  die  Sanction,  durch 
welche  erst  dem  Gesetze  der  Stempel  der  statlichen  Geltung 
verliehen  wird.  Dazu  verkündet  er  als  Begent  die  sanctio- 
nirten  Gesetze:  und  es  wird  so  in  ihm  die  Harmonie  und 
Einheit  des  Statsorganismus  sichtbar  dargestellt.  Die  Sanction 

Spiinisohe  Verf.  von  1837  $.  48:  „Der Konig  mosz  durch  ein  apecielles 
Gesetz  autorisirt  werden:  1)  um  irgend  einen  Theil  des  spanischen  Ge- 
bietes zu  veräuszern,  abzutreten  oder  zu  yertauschen;  2)  um  fremde 
Truppen  im  Reiche  zuzulassen;  3)  Offensiv -Allianztractate,  besondere 
Handelsverträge  und  solche,  worin  Subsidien  an  eine  fremde  Macht  fest- 
gesetzt werden,  zu  ratificiren,^^  Portugiesische  von  1826.  Befugnisse 
(des  Königs)  sind:  —  7)  Allianz-,  Offensiv-,  Defensiv-,  Subsidien-,  Han- 
delsverträge zu  schlieszen,  sie  nach  deren  Abscblieszung  zur  Kenntnis 
der  allgemeinen  Gortes  zu  bringen,  wenn  das  Interesse  und  das  Wohl 
dea  States  es  gestatten.  Im  Falle  die  zu  Friedenszeiten  geschlossenen 
Verträge  eine  Abtretung  oder  Austauschung  vom  Gebiete  des  Königreich? 
oder  von  Besitzungen,  worauf  das  Königreich  Anspruch  hätte,  veranlaszten, 
so  sollen  dieselben  nicht  ratificirt  werden,  ohne  dass  die  allgemeinen 
Gortes  sie  bestätigt  hätten.  Geste rr eich is che  von  1849  S«  ^7-  «Der 
Kaiser  schlieszt  mit  fremden  Mächten  Yerträge.  Bestimmungen  in  solchen 
Verträgen,  welche  dem  Kelche  neue  Lasten  auflegen,  bedürfen  der  Zu- 
stimmung des  Reichstages.*^  Preuszischo  §•  48:  » Letztere  (die  Ver- 
träge mit  fremden  Regierungen)  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zn- 
BÜmmung  der  Kammern,  sofern  es  Handelsverträge  sind  oder  wenn  da- 
durch dem  State  Lasten  oder  einzelnen  Statsbürgern  Verpflichtungen  auf- 
erlegt werden.    Norddeutsche  Bundesv.  §.  11. 


Fünfiebnies  Gapilel.    D.  Regierungsreohie.    2,  Ehrenhoheit.     91 

ertheilt  oder  verweigert  er  als  Haupt  des  gesetzgebenden  Körpers. 
Die  Yerkündung  (Promulgation)  befiehlt  er  als  Inhaber 
der  Begierungsgewalt,  in  der  Absicht,  fdr  die  Durchführung 
und  Anerkennung  der  Gesetze  zu  sorgen.^  In  der  fiepublik, 
welche  die  Sanction  der  Gesetze,  wie  in  Nordamerika,  in  ein 
bloszes  beschränktes  Veto  umgewandelt  oder  der  Regierung 
ganz  entzogen  und  nur  die  Initiative  gelassen  hat,  wird  doch 
regehnftszig,  wie  in  der  Schweiz,  die  Promulgation  dieser  zu- 
gewiesen. * 

Im  übrigen  ist  die  Macht  desBegenten  im  Innern  keines- 
wegs eine  blosz  vollziehende,^  sondera  vielmehr  eine 
selbständig  ordnende,  befehlende,  schützende,  sorgende  und 
vervraltende.  Die  Interessen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  und 
die  Handhabung  des  Rechts  sind  nach  den  Bedürfoissen  des 
wechselnden  Lebens  vornehmlich  ihm  und  seiner  Leitung  an- 
vertraut: und  das  Gesetz  zieht  nur  gewisse  Schranken,  inner- 
halb welcher  sie  die  täglich  wirksame  Regierungsgewalt,  be- 
wegen musz,  und  bezeichnet  auch  wohl  die  principiellen  Richt- 
ungen, welche  bei  ihren  Entschlüssen  und  Anordnungen  einzu- 
halten  sind.  Diese  selbst  aber  werden  von  dem  Regenten  mit 
freiem  Willen  und  je  nach  den  Umständen  bestimmt. 

Im  Besonderen  ist  hervorzuheben: 

1.  Die  Amfcshoheit. 

Die  Monarchie  ist  die  Quelle  aller  übrigen  Amts- 
gewalt im  State.  Alle  Statsämter  werden  von  dem  Mon- 
archen besetzt,  und  sind  ihm  untergeordnet.  Dieses  Princip, 
welches  der  Einheit  des  Statsorganismus  zur  festen  Stütze  ge- 
worden ist,  hat  erst  in  der  modernen  Monarchie  wieder  volle 
Anerkennung  gefunden;^  in  ihm  wird  auch  der  Gedanke  be- 

'  Vgl.  oben  Buoh  V.  Cap.  11  8.  534. 

'  Si«he  oben  a.  a.  O.  S.  534  und  aohweiz.   Bundesverf.  §.  90.  4,  5. 

»  Buoh  V.  Cap.  2. 

*  YgL  oben  Buch  lY.  Gap.  23.  8.  444.  Montesquieu  Eiprit  de  Lola 
n.  4.  Blaokitone  L  7,  4.  Spaniiohe  Verf.  Ton  1826  §.  75,  8. 
Oeaterreiohisolie  Ton  1849  §.  10:  „Der  Kaiser  ernennt  and  entlAist 
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w&hrt,  dasz  alle  amtliche  Gewalt  yon  oben  fitafenweiBe  abge- 
leitet sei. 

Auch  der  constitntionelle  Monarch  übt  hier  einen  grosza 
persönlichen  Einflusz  aus  anf  die  öffentlichen  Angelegenheiten. 
Je  höher  das  Amt,  nnd  je  näher  dem  Monarchen,   desto  ent- 
schiedener wird  sich  sein  eigener  Wille  Geltung  Terschaffes, 
Die  Minister  insbesondere,  deren  er  bedarf  zu  Helfern  und 
zu  Organen  seiner  Begierung,  ernennt  und  entläszt  er  Töllig 
frei.    Freilich   wird  ein  weiser  Monarch   nicht   seine    Lause 
walten  und  sich  nicht  durch  blosze  persönliche  Zuneigung  und 
Abneigung  in  seiner  Wahl  bestinmien  lassen,  er  wird  dabei 
das  öffentliche  Interesse  voraus  erwägen  imd  so  denn  auch  auf 
die  Harmonie  mit  den  Kammern   einen   sehr   hohen    Werth 
legen;  aber  es  besteht  f&r  den  Monarchen  keine  Rechtspflicht 
seine  Minister  je  nach  den  Wünschen  der  Eammermehrheiteo 
zu  wählen  oder  zu  entlassen.    Die  Politik  wird  ihn  wohl  be- 
stimmen, nur  solche  Minister  zu  wählen  oder  zu  behalten, 
welche  auch  das  Vertrauen  der  gegenwärtigen  oder  der  künft- 
igen Kammer  zu  erwerben  wissen,  denn  das  entschiedene  und 
dauernde  Misztrauen  der  Kammer  schwächt  die  Autorität  der 
Regierung  und  lähmt  ihre  Macht.  Aber  die  Wahl  selbst  steht 
dem  Monarchen  frei.'^    Die  Zustimmung  eines  bisherigen  Mi- 
nisters zu  der  Ernennung  des  Nachfolgers  ist  kein  absolutes 
Erfordemisz  ihrer  Gültigkeit;  der  Monarch  kann,  wenn  die- 
selbe yerweigert  würde,   durch  den   neu  ernannten  Minister 
selbst  die  Ernennung  contrasigniren  lassen.  Seine  Freiheit  darf 
hier  nicht  gehemmt  werden,  und  es  sorgt  das  constitutionelle 
Statsrecht  nur  dafür,  dasz  auch  für  diesen  Regierungsact  eine 
Person  verantwortlich  sei. 

die  Minister,  besetzt  die  Aemter  in  allen  Zweigen  des  Statsdienstea  imd 
Terleiht  den  Adel,  Orden  und  Auszeichnungen.**  Prenszische  §.  47: 
„Der  E5nig  besetzt  alle  Stellen  im  Heere,  sowie  in  den  übrigen  Zweigen 
des  Statsdienstes ,  sofern  nicht  das  Gesetz  ein  anderes  Terordnei**  Die 
Belgische  $.  66  besohr&nkt  den  Einflusz  des  Königs  mehr. 

»  Oben  Bach  IT.  Cap.  23  8.  442  nnd  nnten  Bnoh  YIL  Cap.  5. 
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Bei  der  Besetzung  der  flbrigen  Stats&mter  ist  er  an  die 
IM^itwirknng  derMinister  gebnnden;  freilich  wieder  nicht 
so,  dasz  er  einbch  die  Vorschläge  derselben  zu  erwarten  und 
gatznheiszen  hat,  sondern  so,  dasz  ihm  unbenommen  ist,  die 
InitiatiTe  zu  ergreifen,  selber  taugliche  Männer  in  Vorschlag 
zu  bringen  und  die  Vorschläge  der  Minister  zu  verwerfen. 
Dieses  wichtige  Attribut  der  monarchischen  Gewalt  mit  Ein- 
sicht auszuüben  und  die  rechten  Männer  zu  den  Aemtem  zu 
finden  und  zu  berufen,  war  von  jeher  eine  Eigenschaft  ausge- 
zeichneter Fürsten,  und  kaum  gewährt  eine  andere  Befugnisz 
denselben  eine  höhere  Befriedigung  und  nachhaltigeren  Einflusz 
auf  das  öffentliche  Wohl. 

Aehnlich  ist  das  Emennungsrecht  des  Präsidenten  der 
Vereinigten  Staten  normirt ;  nur  ist  derselbe  bei  der  Besetzung 
einiger  besonders  wichtiger  Aemter  an  den  Bath  und  die  Zu- 
stimmung des  Senats  gebunden,  und  kann  der  Gongresz  die 
Wahl  niederer  Beamten  auch  an  den  Präsidenten  allein  oder 
an  Qerichtshöfe  oder  den  Chef  eines  Departements  übertragen.  ^ 
Noch  beschränkter  ist  das  Wahlrecht  der  schweizerischen  fie- 
gierungen,  indem  eine  grosze  Zahl  von  Stellen  entweder  von 
dem  repräsentativen  Körper  oder  durch  Volkswahl  besetzt 
werden.  Eine  bedenkliche  Folge  des  letzteren  Systems  aber 
ist  es,  dasz  die  Harmonie  der  Begierungsorgane  leicht  durch 
widerstrebende  Parteieinflusse  gestört  und  nicht  selten  die  Eiaft 
der  Regierung  durch  die  Opposition  der  Beamten  gelähmt  wird, 

•  BnndesTerf.  tod  Nordamerika  IL  -3 :  „Er  emennt  und  baateUt  mit 
Bath  ond  EinwiUigang  des  Senats  Gesandte,  andere  dflfentliche  Minister 
und  Consnln,  die  Richter  des  Obergeriohts  und  alle  übrigen  Beamten  der 
Yerein.  Staten,  deren  Ernennung  nicht  in  dieser  Verfassung  oder  durch 
ein  Gesetz  bestimmt  wird.  Der  Gongresa  kann  aber  durch  ein  Deoret 
die  Ernennung  solcher  niedem  Beamten,  als  ihm  gutdünkt,  dem  Präsi- 
denten aUein  oder  den  Gerichtshöfen  oder  den  Chefs  der  Departements 
auftragen.'*  FranaSs.  Yerf.  ron  1848  $.  64:  „Die  Minister  ernennt  und 
enfliast  der  Prisident  frei,  höhere  Beamte  im  Ministerrathe,  niedere  auf 
Torsohlag  des  betreffenden  Ministers/^    YgL  auch  %,  66. 
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deren  sich  jene  bedienen  sollte,   ihre  Beschlüsse  ins  LAen  zl 
führen. 

2.  Die  Ehrenboheit. 

Statliche  Würden  und  Ehren   wie   der   Adel,    Ordeu. 
Bang,  Titel  und  ähnliche  Aaszeichnungen  werden  wieder  k 
der  Begel   Ton  dem  Statsoberhaupte  verliehen.''    Es  ist  eir 
schönes   Vorzugsrecht  der  Könige,  das  persönliche  Verfieor. 
aufzusuchen  aufzumuntern  und  Tor  der  Welt  zn   ehren.     Ek 
Fürst,   der  diese  schwere  Kunst  zu  üben  versteht,   wird  ü^. 
moralischen  Kräfte  in  seinem  Volke  vielseitig  anregen,  starte 
und  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt  hinlenkeu;  und  er  wird  zu- 
gleich die  göttliche  Gerechtigkeit  nachahmen,  welche  die  Tagen i 
belohnt.    Leider  ist  aber  der  Miszbrauch,  welcher  zumal  i: 
den  letzten  zwei  Jahrhunderten  mit  diesem  Bechte  getrieben 
wurde,  noch  in  so  frischer  Erinnerung  und  zum  Theil  sini 
kindische,  zum  Theil  ärgerliche  Gewohnheiten  und  Yomrtlieilc 
auch  in  den  höchsten  Kreisen  der  Gesellschaft  noch  so  micfatig. 
dasz  selbst  dem  vernünftigen  Gebrauche  desselben  ein  weitver- 
breitetes Misztranen  im  Wege  steht.    Unserer  Zeit  thut  ein? 
Beinigung  und  Wiederbelebung  nicht  eine  Zerstörung   dieser 
Ehrenrechte  noth.    Wenn  die  blosz  höfischen  AuszeidumiH 
gen  nicht  entbehrt  werden  können,  so  sollten  doch  die  eigent- 
lichen Verdienstorden  davon  unterschieden,  an  ernste  Be- 
dingungen geknüpft  und  mit  ansehnlichen  Bechten  aosgeetstte: 
und  wirksam  gemacht  werden.^ 

'  BlackBtone  I.  7,  4.  Rassel.  Verf.  Ton  Engl.  Cap.  34.  Sekwe- 
diiohe  Verf.  §.  37.  HoUftndisohe  $.  63,  64.  Portugiesische 
§.  75,  10.    Preuszische  $.  50. 

*  Das  hat  Napoleon  bei  der  Gtr&ndung  seiaer  Ehrenlegion  vohl 
eingesehen,  und  es  ist  ein  merkwOrdiges  Zeugniss  für  den  GnmdgedMikeB 
derselben,  dass  die  Institution  selbst  in  der  repnblikanisohen  Yerlkssvag 
Ton  1848  §.  108  dem  nengereizten  Hasse  gegen  den  Adel  gegenfiber 
festgehalten  wurde.  Freilich  wird  auch  der  persSnliohen  Eitelkeit  mn 
Spielraum  eröffnet  und  ein  Köder  geboten ;  aber  so  lange  diese  niokt  aas 
der  mensehliohen  Natur  ausgerottet  und  der'Antheil,  den  sie  avok  aa 
guten  und   heilsamen  Thaten   hat,    nicht  ausgeschieden  noch   entbefan 
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3     Politische  Leitung  (gouTetBement  poIitSqne). 

Die  französische  Statesprache  faszt  unter  dem  Ausdmck 
gouvernement'  politique  alle   die  Befugnisse  und  Pflichten  zu- 
sammen, welche  die  oberste  politische  Leitung  des  Stats 
auch    im  Innern  im  Gegensatz   zu  bloszer  Geschäftsver- 
waltung  (Administration)  charakterisiren.  Die  Administration 
hat  es  mit  dem  Kleinen  und  Einzelnen,   die  politische  Begie- 
nmg  mit  dem  Groszen  und«  Ganzen  zu  thun.    Diese  weist  die 
Kichtong,  in  welcher  die  Statsverwaltung  sich  bewegen  solL 
Sie  vorzugsweise  Iftszt  sich  von  politischen  Ideen  bestinunen, 
und  wahrt  die  politischen  Interessen.  Je  nach  Umständen  gibt 
sie  durch   ihre  Initiative  die  Anregung  zu  Arbeiten  aller  Art 
in  der  Gesetzgebung  oder  Verwaltung,  oder  sie  tritt  hemmend 
entgegen,  wenn  sie  findet,  dass  die  Verwaltung  in  verderbliche 
Richtung  gerathe.     In  diesem  Sinne  werden  auch  innerhalb 
der  Ministerien  die  vorzugsweise  politischen  Minister  von  den 
Fadiministem  unterschieden.    Bei  jenen  erscheint  die  politische 
Bedeutung,  bei  diesen  die  technische  Geschäftskunde  als  über- 
wiegend und  entscheidend.    Die  Politik  herrscht ,  die  Verwal* 


werden  kann,  wird  es  gerathener  sein,  derselben  ein  yerdienstliches  Ziel 
zu  eröffnen,  als  in  rlgoriatisohein  Eifer  den  Glanz  der  Ehre  zu  verwerfen, 
weil  sich  ein  Stück  Eitelkeit  in  ihm  spiegeln  mag.    Napoleon  ftuszerte 
auf  St.  Helena  {Ims  Gases  M6moir.  Y.  S.  39)  über  die  Orden :  „Die  alt- 
gewordenen und  verdorbenen   Nationen  können  nicht  wie  die  tugend- 
haften Völker  des  AUerthums  regiert  werden.  Ffl^  einen  der  heutzutage 
AUes  dem  Öffentlichen  Wohle  opfert,  g^bt  es  Tausende  undMiUionen,  die 
nur  ihre  Interessen  kennen,  ihre  Genüsse,  ihr  eitles  Behagen.  Jeder  Ar- 
beiter musz  den  Stoff  zu  behandeln  verstehen,  der  ihm  zur  Hand  ist;  das 
ist  das  Geheimnisz  der  Wiederbelebung  der  monarchischen  Formen,  der 
Rückkehr  der  Titel,  Kreuze,  Orden.    Auf  der  Stufe  der  Civilisation,  auf 
welcher  wir  zur  Zeit  stehen,  sind  sie  geeignet^  bei  der  Menge  Achtung 
zu  wecken  und  zugleich  dem  Beehrten  Selbstachtung  zu  empfehlen."  Es 
gibt  schwerlich,  die  Chinesen  ausgsnommen,  ein  Volk,  das  mehr  auC Titeln 
bilt,  als  das  deutsche,  und  dennoch  ist  es  den  Vertretern  desselben  sft 
Frankfurt  im  Jahr  1848  eingefaUen,  die  Titel  ohne  Amt  abschaffen    zu 
wollen.   80  grosse  Sprünge  machen  zuweUen  die  Völker  von  einen  Ex- 
trem ms  andere  en^^egen  gesetzte. 
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taug  arbeitet  Wie  in  dem  Betrieb  einer  Fabrik  die  Speca- 
lation  des  Fabrikherm  bestimmt,  was  ffir  Bohstoffe  mid  n 
welcher  Waare  dieselben  verarbeitet  und  veredett  werdoi  sol- 
len, während  die  Techniker  die  Arbeit  selber  im  Einzelnen  an- 
ordnen nnd  vollziehen,  so  bestimmt  die  politische  Leitoiig. 
was  im  State  zn  thnn  nnd  was  anzustreben  sei,  während  dir 
Administration  fftr  die  Ansführung  im  Einzelnen  sorgt 

Es  läszt  sich  kein  Feld  der  Yerwaltang  ganz  nnahhangig 
stellen  von  der  politischen  Leitung.  Wenn  das  Statsinteresst 
es  erfordert,  so  mnsz  diese  überall  da  eingreifen  köniien,  wc 
diese  Interessen  verletzt  werden,  nnd  fibeiaU  da  anregen,  to 
dieselben  zn  befriedigen  sind.  Aber  auch  die  Yerwaltong  bat 
hinwieder  ihr  besonderes  Becht,  welches  die  politiache  LeitDig 
nicht  miszachten  darf,  nnd  zwar  nicht  blosz  soweit  die  tedh 
nische  Oeschftftsordnnng  ein  willkürliches  Eingreifen  und  eine 
Störung  der  politischen  Leitung  nicht  erträgt,  sondern  auch 
so  weit  die  gesetzliche  Ordnung  der  Verwaltung  von  dieser  zn 
achten  ist.  Man  darf  die  politische  Leitung  nicht  als  eiae 
absolute  Willkflrgewalt  verstehen.  Auch  sie  wird  durch  die 
Yerfiissung  und  die  Gesetze  näher  bestimmt  und  bescfaiftnkt^ 


SechzelmtM  CapiteL 

4.    Militär-,  5.  Poliseihoheit 
4.    MUit&rlioheit. 

Der  Monarch  ist  das  Haupt  der  Eriegsverfiissung  des  Lan* 
des.  Sowohl  die  Land-  als  die  Seemacht  steht  unter  seinem 
obersten  BefehL     Er  läszt  Truppen  ausheben  oder  werben, 

•  yortv«flUdie  Bemerkimg  daräber  bei  Vivien  6t«dsi  »daiDisIra- 
Htm,  Pwit  1859  (3  £dit.)  1.  8.  30  ff. 
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erneimt  die  Officiere,  wenigstens  die  höheren,  verleiht  das 
Commando,  l&szt  Müitärstraszen ,  Festungen  bauen,  sorgt  fflr 
das  Kriegsmaterial.  ^ 

Im  Mittelalter  konnten  auch  die  Stände  Truppen  halten. 
Die  Einheit  des  modernen  States  aber  läszt  eine  solche  Thei- 
lung  der  Heeresmacht,  welche  zum  Bürgerkrieg  führt,  nicht 
mehr  zu.  Die  Einheit  des  Befehls  ist  für  die  Kraft  und  so- 
mit für  den  Zweck  des  Heeres  unentbehrlich. 

Ob  das  Heer  nur  dem  Könige,  oder  ob  es  auch  der 
Yerfassung  Gehorsam  und  Treue  zu  schwören  habe,  ist  eine 
auch  in  unsem  Tagen  lebhaft  bestrittene  Frage.  Practisch 
wichtig  wird  sie,  wenn  der  Fürst  und  die  Verfassung  in  Oon- 
flict  gerathen,  und  jener  die  Macht  des  Heeres  zu  Maszregeln 
yerwenden  will,  welche  den  Yorschrifben  der  Verfassung  wider- 
streiten oder  zu  widerstreiten  scheinen.  Ein  unbefangenes  ür- 
thefl  musz  anerkennen,  dasz  der  Verfassungseid,  wenn  derselbe 
den  Sinn  erhftlt,  dasz  das  Heer  zu  keinen  verfassungswidrigen 
Handlungen  hülfireiche  Hand  leiste,  dem  Fürsten  eine  Ver- 
letzung der  yerfassungsmftszigen  Zustände  erschwert;  *  auf  der 
andern  Seite  aber  nicht  minder,  dasz  ein  zwiefacher  Eid  und 
eine  zwiefache  Verpflichtung  in  das  Gewissen  des  Heeres  leicht 
Zwiespalt  bringt,  die  Disciplin  lockert  und  die  Aimee  bis  zur 
AnflOsong  oder  zum  Selbstmord  in  innerem  Parteikampfe  rei- 

1  Blackitone  I.  7,  2.  BohtrediBOhe  Verf.  §.  U.  Holland!- 
sehe  §.  58.    Belgische  §.  68.    Preuszisohe  $.46,  47. 

'  Dasi  der  Yerfassangseid  aaoh  ächte  Soldatenherzen  dazu  hestim- 
men  kann,  ihren  Gehorsam  zu  yerweigem,  hat  ein  unyerwerflioher  Zeuge 
bestttigt.  Napoleon  erzählt  Ton  seiner  eigenen  Jagend  (bei  Las  Ca^ 
sea  Y.  168) :  „Die  Meinungen  des  Tages  nahmen  nach  und  nach  auch 
sogar  anter  den  Offioieren  der  Armee  überhand ,  besonders  seit  jenem 
berühmteD  Eid  für  die  Nation,  das  Gesetz  und  den  König.  Wenn  ich 
bis  dahin  den  Befehl  erhalten  hätte,  meine  Kanonen  gegen  das  Volk  za 
richten,  so  zweifle  ich  nicht,  dasz  die  Gewohnheit,  das  Yorartheil,  die 
Bniehong,  der  Name  des  Königs  mich  bestimmt  hätten,  zu  gehorchen; 
aber  neehdem  ich  den  Nationaleid  einmal  geleistet,  wäre  das  Torbei  ge- 
wesen and  ich  hätte  nur  auf  die  Nation  gesehen.*^ 

Blvatiilili,  allf«a6faiM  Stattreeht.    n.  7 
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zen  und  treiben  kano.  Dorchans  verderblich,  wol  der  Nato* 
und  Beatimmung  dez  Heeres  widersprechend,  ist  es  jedenfalls, 
dasselbe  zu  einem  berathenden  Körper  ^  zn  machen ,  welcher  eisr 
die  Yerfassongsmäszigkeit  der  einzelnen  Befehle  zn  prüfet, 
and  nur,  wenn  es  sich  davon  überzeugt,  zu  gehorchen  hab«. 
doppelt  verderblich  in  einer  Zeit,  welche  der  Kritik  nnd  S<> 
phistik  einen  so  freien  Spielraum  eröffnet  hat,  wie  die  unsrig^ 
Der  militärische  Gehorsam  und  die  persönliche  Treae  gegei 
das  Oberhaupt  ist  und  bleibt  die  Regel,  auch  da,  wo  der  Yer* 
fassungseid  vorgeschrieben  ist ;  und  nur  in  äuszersten  und  wah- 
ren Nothfällen  eines  offenkundigen  und  tyrannischen  Miszbrauch^ 
der  Militärgewalt  von  Seite  des  Fürsten  wird  sich  die  Ver- 
weigerung des  Gehorsams  von  Seite  des  Heeres  rechtfertiget 
lassen.  Ist  aber  der  Geist  des  Heeres  gesund  und  für  Bech: 
und  Freiheit  im  Groszen  empfänglich,  so  wird  ein  solcher  Misz- 
brauch  auch  da  nicht  leicht  möglich  sein,  wo  dasselbe  nur  dem 
Könige,  nicht  auch  der  Verfassung  geschworen  hat;  und  is: 
das  Heer  von  Verehrung  und  Liebe  zu  seinem  Eriegshem 
erfOllt,  so  wird  auch  der  Yerfassungseid  dasselbe  schwerlich 
bestimmen,  gegen  seine  Befehle  Widerspruch  zu  erheben,  auch 
wenn  er  einen  Bruch  der  Verfassung  fOlr  nöthig  hält.  Der 
Königseid  schützte  Jakob  II.  von  England  so  wenig  vor  dem 
Abfall  seiner  Truppen  als  der  französische  Verfamungseid  dit 
Direciorialregierung  vor  dem  Sturze  durch  Napoleon.  Der  G^b: 
ist  somit  auch  hier  entecheidend,  nicht  die  Form. 

Aus  diesen  Betrachtungen  folgt:  Im  Zweifel  ist  der  Ver- 
fitösungseid  des  Heervs  nur  so  zu  erklären«  dasz  dasselbe 
;»diwftrt.  aainer  natdriichen  Bestimmang  gemisi,  die  Verfid- 
;siimg  wi«  die  Rechtsordnung  und  Freiheit  überhaupt  zu  eehfitzen 
ttttd  niehl  ^einerseite  tu  rerlelien«  nicht  aber  so,  diaz  der  Gr- 
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borsam  gegen  den  Eriegsherrn,  welcher  die  Grandlage  der 
Militärrerfassung  ist,  durch  statsrechüiche  Erörterungen  und 
Berathungen  über  die  Verfassungsmäszigkeit  einzelner  Befehle 
gelockert  und  der  Zwiespalt  in  dem  Heere  legitimirt  werde. 
Die  Verantwortlichkeit  für  die  Verfassungsmäszigkeit  des  Be- 
fehls tr&gt   der  Minister,  oder  der  commandirende  General, 
nicht  der  gehorchende  Officier  und  Soldat.     Nur  wenn  eine 
Verfassung  jenem  Eide  eine  andere  und  eingreifendere  Bedeu- 
tung ausdrücklich  gegeben  und  so  die  Gefahr  der  militärischen 
Unordnung  für  gennger  erklärt  hat  als  die  des  Miszbrauchs 
der  Militärgewalt,  ist  eine  andere  Auslegung  gerechtfertigt.^ 

Gut  ist  es,  wenn  der  Monarch  nicht  blosz  formell  an  der 
Spitze  des  Heeres,  sondern  in  persönlicher  Beziehung  zu 
demselben  steht.  Freilich  kommt  hier  auf  die  Individualität 
AUes  an.  Friedrich  Tl.  sprach  den  Satz  aus:  «Ein  groszer 
Fürst  musz  die  Leitung  seiner  Truppen  selber  übernehmen. 
Sein  Heer  ist  seine  Besidenz,  sein  Interesse,  seine  Pflicht,  sein 
Ruhm.    Alles  bestimmt  ihn  dazu,"^  und  demgemäsz  handelte 

*  Sine  eigenthümliohe  Bestimmang  enthält  die  sohwedische  Yer- 
fasauDg  §.  38:  «Alle  vom  Kdnige  ausgehenden  Expeditionen  and  Befehle, 
welche  das  Kriegjcommando  betreffen,  sollen,  um  gültig  zn  sein,  von 
dem  Vortragenden  contrasignirt  werden,  welcher  verantwortlich  ist,  dass 
sie  mit  dem  darüber  geführten  Protoooll  übereinstimmen.  Sollte  der 
Yortragende  irgend  finden,  dasz  der  Besohlnaz  des  Königs  gegen  die 
Regierangsform  streite,  so  hat  er  darüber  im  Statsrathe  Yorstellangen 
sa  machen.  Besteht  der  Konig  dennoch  darauf,  dasz  ein  solcher  Be- 
sohlasz  ausgefertigt  werden  soll,  so  ist  es  des  Yortragenden  Recht  nnd 
Pflicht,  seine  Gontrasignatur  dazu  zu  verweigern,  nnd  als  Folge  hievon 
sein  Amt  niederzulegen,  welches  er  nicht  eher  zurücknehmen  darf,  als 
bis  die  Reichsstftnde  sein  Yerhalten  geprüft  und  gebilligt  haben.  Inzwi- 
schen sollen  sein  Sold  und  Einkünfte  ihm  verbleiben. '^ 

*  Im  AntimachiaveU  12:  Yiel  zu  weit  aber  ging  MachiaveU  selbst 
im  Fürten  14 :  «Ein  Fürst  soll  kein  anderes  Ziel,  keine  anderen  Gedan- 
ken haben,  er  soll  nichts  anderes  zu  seinem  Handwerk  machen  als  den 
Krieg  und  die  Kriegskunst.*^  Der  Fürst  ist  in  erster  Linie  Regent  und 
Btatsmann,  erst  in  zweiter  Feldherr.  Gewichtiger  and  irahrer  ist,  was 
Yellejua  Paterculus  (Eist.  1)  dem  Bcipio  Afrioanus  nachrühmt:  «Sem- 

7* 
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flr  als  K4)nig.  Ein  Ffirat  aber,  der  keine  FeldherrngabCD  be- 
sitzt, handelt  sehr  verkehrt,  wenn  er  in  Person  den  FeMberrE 
spielt.  Er  stünt  sich,  die  Armee  nnd  den  Stat  ins  UnglOfk. 
Hisztranen  gegen  die  Begiernngsgewalt  ist  ein  ^nni«- 
<Aen  der  modernen  Republik.  Sie  kann  sich  der  Besorgoiii 
nicht  erwehren,  dasz  ein  M^strat,  welcher  ober  die  Ann«« 
frei  verfügt,  die  Militännacht  benntzen  kftnnte,  nm  sich  mon- 
archische Gewalt  anzomaszen  and  sich  zom  Herrscher  im  Sbtc 
anfenschwingen.  Es  gilt  das  TorzO^ich  von  den  BepabliksL 
welchen  ein  Pr&sideat  vorsteht.  In  Nordamerika  bat  n<± 
daher  der  Congresz  selbst  nicht  blosz  die  MilizoiganisatioD. 
sondera  auch  das  Becbt  vorbehalten,  die  Miliz  m  Tersammehi 
and  Aufstände  zu  nnterdiUcken,  and  dem  Präsidenten  iat  nur 
der  Oberbefehl  aber  die  kleine  at&ndige  Armee  and  die  Flott« 
des  Bnndesstates,  Ober  die  Miliz  der  Einzelstaten  aber  blosi 
dann  fiberlassen,  wenn  dieselbe  auf  Befehl  des  Congressee  rer- 
sammelt  ist.  ^  In  Prankreich  durfte  der  Prftaideot  zwar 
Qber  die  bewafihete  Macht  verfflgen  aber  nicht  das  OberotHn- 
mando  in  Person  ansübeD.'  Der  schweizerische  Bondes- 
rath  darf  nur,  wenn  die  Bondeaversiunmlniig  nidit  anweaend 
ist,  Trappen  aufbieten,  nnd  ist  gehalten  auch  dann,  wenn  di« 
Truppen  fflr  längere  Zeit  in  Anspruch  genommen  werden  oder 
die  Zahl  tob  2000  Mann  Qberste^en,  die  BandesrenaminlnDg 
einznbemfen  und  deren  Anordnungen  in  beachten.  ° 

G.    Die  FoUielhohelt. 

Nicht  nur  wird  die  gesammte  Statspolizei  im  Namen  ood 
unter  der  Oberleitung  des  Monarchen  gefibt,  sondern  es  darf 
und  soll  auch  auf  diesem  Felde  der  politischen  Th&tigkeit 
der  Monarch  unter  Umständen  persönlich  handeln.    Indessra 

not  belli  «dt  pMÜ  lerrit  utJbu,  aemper  i&t«r  uma  m  itwUa  m- 
tut  eorpva  periculii  Mit  «niiniim  diwipUnii  exercnit.* 
TeffUrang  L  8.  U.  2. 
Verfutnag  von  1848  %.  bO. 
BBudMTerfutwig  f.  90,  11.  8-  74,  9. 
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wird  eiB  persOnlioheB  Eingreifen  hier  doch  nnr  ansnahms- 
weise  stattfinden,  theils  wenn  es  gilt  die  Sicherheit  des  Sta^ 
tes  vor  groszen  nnd  ftnszersten  Ge£EÜiren  zu  retten,  theils  wo 
ein  persönliches  Einschreiten  dazu  dient,  die  gewöhnliche  Thä- 
ügkeit  der  Polizeiorgane  zu  controliren,  wach  und  rege  zu  er- 
balten  und  willkürlichen  Miszbrauch  zu  schrecken.  AlsBegel 
bedarf  aber  das  tägliche  Bedürfnisz  mit  seinen  unendlichen 
Ansprächen  einer  unausgesetzten  Sorge  besonderer  Beamten 
und  Behörden,  weszhalb  denn  das  Princip  und  der  Organismus 
der  Polizei  in  dem  folgenden  Buche  besonders  zur  Sprache 
kommen  wird. 


Siebenzehntes  CapiteL 

6.    Die  Jusfcizlioheit. 

In  der  alten  Welt  und  im  Mittelalter  war  der  König  in 
Person  oberster  Bichter.  Auch  der  deutsche  König  hegte 
und  leitete  das  Fürstengericht  Wohin  in  dem  Beiche  er  per- 
sönlich kam,  da  konnte  er  selber  zu  Gerichte  sitzen  und  da 
erbleichte  vor  ihm  jede  andere  Gerichtsgewalt. ' 

Das  ist  im  modernen  State  seit  den  letzten  Jahrhunder- 

^  Sachsenspiegel  in.  26,  §.  1:  «Die  koning  is  gemene  riohtere 
OTer  al.*'  III.  52.  $.  2:  «^^^  koning  küset  man  to  riohtere  oyer  egen, 
nnde  len  unde  OTer  jewelkes  mannea  lif.  Die  keiier  mach  arer  in  allen 
landen  nicht  sin,  unde  al  nngerichte  nicht  richten  to  aller  tiet,  dar  nmme 
liet  he  den  Torsten  grafsoap  nnde  den  greven  scultheitdum.**  m.  60 
$.2:  „In  syelke  stat  des  rikes  de  koning  kumt  binnen  deme  rike,  dar 
is  ime  ledich  monte  (MfUuse)  nnde  toln  (Zoll)  nnde  dat  geriohte.^  Mir 
ist  es  wahrscheinlich,  dasz  dieser  Gedanke  des  Mittelalters  in  —  yiel- 
leicht  späterer  —  Zukunft  nochmals  anflehen  wird.  Die  Eaiseridee  ist 
ohne  ihn  nnvollständig.  Soll  der  Kaiser  den  Weltfrieden  schirmen  und 
das  Unrecht  auch  der  Mächtigen  beugen  nnd  bessern,  so  musz  er  selbst 
xn  Gericht  sitzen  können.    Indessen  unsere  Zeit,  ist  dafür  nicht  reif. 
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ten  anders  geworden.  Alle  eigentliche  richterliche  Fmicticii 
ist  der  persönlichen  ThätigkeitnndselbstdemEinflnss^ 
des  Königs  entzogen  nnd  an  Richter  übertrag^i  wordec. 
welche  zwar  von  ihm  ihr  Amt  ableiten  nnd  in  seinem  Namen 
das  Becht  handhaben,  aber  selbständig  nicht  nach  seinem  Er- 
messen und  Auftrag  handeln.  Der  Satz  des  neuem  Statsrechte: 
„Alle  Gerichtsbarkeit  geht  vom  König  aus^*'  hat  so- 
mit heute  einen  ganz  andern  viel  beschränkteren  Simi  als  ic 
früheren  Zeiten.  Aber  sinnlos,  wie  Manche  meinen,  ist  er  nicht 
Dem  Begriffe  der  Monarchie  widerstreitet  es ,  dasz  irgend  eise 
Amtsgewalt  im  State  sei,  welche  dem  Monarchen  nicht  anter- 
geordnet  wäre.  Die  materielle  Abhängigkeit  der  Gerichte  in 
Verwaltung  der  Rechtspflege  freilich  ist  aufgegeben,  und  soll 
es  sein,  weil  hier  die  festen  Normen  des  Bechts  den  Bicht^r 
binden  und  leiten;  und  der  Einflusz  oder  die  Theilnahme  des 
Monarchen  selbst  würde  eher  die  Unbefangenheit  und  Unpar- 
teilichkeit des  Gerichtes  trüben  als  aufrecht  halten.  Seine 
Macht  ist  so  grosz  und  glänzend,  dasz  die  Gerechtigkeit  von 
ihr  verdunkelt  und  verschoben  zu  werden  fdrchten  musz.  Aber 
die  Ableitung  aller  richterlichen  Amtsgewalt  von 
dem  Oberhaupte  des  Stats  und  die  formelle  Unterord- 
nung der  Richter  unter  dasselbe  wird  auch  in  der  oonstito- 
tionellen  Monarchie  fortwährend  anerkannt.^ 

Im  Einzelnen  äuszert  sich  die  Justizhoheit  des  Monarchen 
noch  in  folgenden  Richtungen  wirksam: 
a)  In  dem  Rechte  allgemeine  reglementarische  Vor- 
schriften zu  erlassen,  innerhalb  der  Schranken  der 
Verfassung  und  Gesetzgebung,  die  auch  die  Gerichte  zu 
befolgen  haben. 

*  Blackstone  I.  7,  3.  Französische  Verf.  1815  §.  57,  ▼(« 
1852  §.  7.  Bayerisobe  YIU.  $.  1.  In  der  prenszisohen  und 
ÖsterreioliiBOhen  ron  1849  ist  derselbe  nicht  aufgenommen.  Diese 
bestimmt  §.  100:  „AUe  Gerichtsbarkeit  geht  vom  Beiohe  aus.* 

'  Die  schwedische  Verfassung  ron  1809  §.  17,21  Iftszt  ausnahm!- 
weise  den  König  in  Person  an  dem  höchsten  Tribunal  theilnehmen. 
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b)  In  dem  Bechte  die  Siebter  zu  ernennen  und  ihnen 
die  Amtsgewalt  zu  verleihen.  Verschieden  von  der 
Stellung  der  Richter  ist  die  der  ürtheiler,  Schöffen, 
Geschwomen,  welche  keine  Amtsgewalt  üben,  sondern 
nur  das  Becht  im  einzelnen  Falle  finden  und  weisen. 
Daher  ist  es  auch  weder  nötbig  und  überdem  aus  Ortin- 
den  einer  unbefangenen  Rechtspflege  auch  nicht  gut,  dasz 
dieselben  von  der  Statsgewalt  bestellt  werden. 

c)  In  der  Form  der  gerichtlichen  Erkenntnisse,  welche  „im 
Namen  des  Königs^^  verkündet  und  vollzogen  werden, 
worin  die  Idee,  dasz  die  statliche  Gerechtigkeit  von  dem 
Könige  geschirmt  werde,  veranschaulicht  wird.* 

d)  In  dem  Rechte  zur  Visitation  über  die  Gerichte,  den 
Geschäftsgang,  die  Handhabung  der  Ordnung,  die  Pro- 
tokolle und  Acten  und  deren  Verwaltung,  welche  dem 
Justizministerium  und  seinen  Organen  zukommt.  Dahin 
gehört  auch  die  Befugnisz,  sich  statistische  Berichte 
über  die  Geschäftsthätigkeit  geben  zu  lassen. 

e)  In  dem  Bechte  zu  gerichtlicher  Verfolgung  wegen 
Verbrechen  Auftrag  zu  geben,  welche  in  Fällen,  wo  die 
Sicherheit  und  die  Politik  des  States  betheiligt  ist,  ohne 
Schaden  dem  Einflüsse  auch  der  Regierung  nicht  völlig 
entzogen  werden  darf.  Ein  übermäsziger  Eifer  der  Stats- 
anwälte,  in  deren  Gesichtskreise  höhere  Statsrücksichten 
nicht  Platz  finden,  kann  hier  eben  so  schädlich  wirken 
als  ein  zu  laxes  oder  furchtsames  Verhalten  derselben, 
und   das  Gorrecüv   für  beide  Fehler  kann  nur  in  dem 

*  Preuszische  Verf.  §.  68:  „Die  richterliche  Gewalt  wird  im 
Namen  des  Königs  durch  nnabhfingige,  keiner  andern  Autoritfit  als  der  des 
Oesetzeä  unterworfene  Gerichte  ausgeQbt.  Die  Urtheile  werden  im  Namen 
de^  Königs  ausgefertigt  und  vollstreckt.*^  Bentham  lohlfigt  Tor,  die 
Formel:  „de  par  le  roi**  umzuwandeln  in  „de  par  la  justice. **  Aber 
weszhalb  sollte  nicht  die  Gerechtigkeit  in  dem  Könige  personificirt  er- 
scheinen darfen? 
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Einflüsse  der  obersten   Statsgewalt  selbst,  welche  alle 
Verhältnisse  freier  überblickt,  gefunden  werden. 

f)  In  dem  Bechte,  eine  strafrichterliche  Untersuchang 
niederzuschlagen  (jus  aboliendi),^  welches  za  be- 
schränken immerhin  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  liegt 

g)  In  dem  Bechte,  die  Strafe  zu  mildern  nnd  dem  Be- 
gnadigungsrechte.^ Es  ist  in  der  That  ein  hoher 
Vorzug  der  Monarchie,  dasz  in  ihr  auch  die  Gnade,  wie 
sie  einer  'edeln  Menschenbrust  entquillt,  die  unvermeid- 
lichen Härten  des  kalten  Bechts  zu  mildem  und  das 
starre  Gesetz  mit  den  mannichfaltig  wechselnden  Be- 
dürfnissen des  Lebens  zu  versöhnen  trachtet,  ihren  Pktz 
findet  und  einem  Menschen  anvertraut  wird.^  Der  Kö- 
nig selbst  kann  keine  Strafe  verhängen,  das  thut  in  sei- 
nem Namen  der  Bichter  nach  dem  Gesetz.  Aber  der 
König  kann  selbst  Verzeihung  gewähren,    üebt  &r  die 

*  Pre  US  zische  Yerf.  §.  49:  ^Der  König  kann  bereits  eiogeieitelc 
Untenochungen  nur  auf  Grund  eines  besondern  Gesetzes  niedersebb- 
gen.**  Dagegen  bayerische  VUI.  §.  4:  j,T)eT  König  kann  in  keineB 
Falle  irgend  eine  anhing^ge  Streitsache  oder  angefangene  Untersaehniig 
hemmen.*^ 

•  Blackstone  IV.  31,  2.  «Schwedische  Yerf.  §.  23.  HoUIih 
dische  §.  66.  Bayerische  III.  §.  4.  Belgische  §.  73.  Bpanisehe 
§.  47,  3.    Preuszische  %.  49.    Französische  von  1852  §.  8. 

'  Shakspeare  im  Kaufmann 'yon  Venedig  IT.  1: 
„Die  Art  der  Gnade  weisz  ron  keinem  Zwang. 
Sie  träufelt,  wie  des  Himmels  milder  Reg^n, 
Zur  Erde  unter  ihr;  zwiefach  gesegnet: 
Sie  segnet  den  der  gibt  und  den  der  nimmt; 
Am  mächtigsten  im  Mächtigen  zieret  sie 
Den  Fürsten  auf  dem  Thron  mehr  als  die  Krone; 
Das  Scepter  zeigt  die  weltliche  Gewalt, 
Das  Attribut  der  Wflrd*  nnd  Majestät, 
Worin  die  Furcht  und  Scheu  der  Könige  sitzt. 
Doch  Gnad*  ist  über  diese  Sceptermacht, 
Sie  thronet  in  dem  Herzen  des  Monarchen, 
Sie  ist  ein  Attribut  der  Gottheit  selbst, 
Und  irdische  Macht  kommt  göttlicher  am  nächsten^ 
Wenn  Gnade  bei  dem  Bechte  steht.'' 
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Gnade  nicht  mit  weichlicher  Schlaffheit  sondern  mit 
weiser  Qroszmuth  ans,  so  wird  dieselhe  auch  die  Ord- 
nung des  Beehts  nicht  auflösen,  sondern  befestigen.® 
Auch  der  Act  der  Gnade  ist  tsbrigens  ein  Act  mit 
Bechtswirkung  und  bedarf  daher  in  der  constitutionellen 
Monardiie  der  Gontrasignator  der  Minister. 

h)  In  dem  Bestätigungsrechte  bei  Todesurtheilen, 
welche  ohne  die  persönliche  Gutheissung  des  Monarchen 
nicht  vollstreckt  werden  dflrfen;*  eine  unverwerfliche 
Garantie  für  das  Leben  der  Bflrger. 

i)  In  der  Anordnung  und  dem  Befehle  zur  Execu- 
tion  der  Strafiirtheile. 

k)  In  dem  Bechte,  Beschwerden  über  verweigerte  oder 
verzögerte  Bechtspflege  anzunehmen  und  Förderungs- 
befehle  (promotoriales)  und  sogenannte  MancUUa  de 

*  Martin  Luther  in  den  Tischreden:  ^Gnade  und  Reoht  musz  ein 
Fürst  brauchen.    Denn  wo  eitel  Onade  ist   und  der  Fürst  nicht  iflrnt, 
so  wird  nicht  aUein  der  Hof,  sondern  auch  das  Land  yoU  bSser  Buben, 
geht  alle  Zucht  und  Ehre  unter.    'Wiederum  wo  eitel  oder  lu  riel  Zfir* 
nens  und  Strafens  ist,  daraus  wird  Tyrannei  und  können   die  Frommen 
nicht  Athem  holen  von  tSglicher  Furcht  und  Sorge.  Die  Heiden  sagen: 
Sirengstes  Becht  ist  grösstes  Unrecht.    Wiederum   mag  gesagt  werden 
▼on  der  Onade:    Eitel   Gnade  ist  die  grösxte  Ungnade.    Gleichwie  ein 
Vater  keine  grössere  unTftterliche  That  an  seinem  Kinde  begehen  kann, 
denn  dass  er  der  Buthe  spart  und  dem  Kindlein  seinen  Muthwillen  lAszt, 
denn  mit   solcher  thörichter  Liebe    zieht  er   suletst  dem  Henker  einen 
Sohn.'^    Aehnlich  der  Kurfürst  Maximilian  L  in  den  Monita  ad  fiUum 
bei  Adlsreitter  Boicae  gentis  Annal.  HI.  8.  616:   «Si  benignitate  ao 
elementia  dominatum  temperayeris,  tibi  erunt  Candida  et  laeta  omnia. 
Firmissimum  atque  facillimum  imperiumf   quo  obedientes  delectantur: 
delectantur  autem  et  non  tam  timent  Principem  quam  timent  pro  Prin- 
cipe, quando   eum  adyertunt  afflictis  parcere,   yindictae  lenitatem  ad- 
ouscere,  non  dominationem  et  aeryos   sed  Bectorem  et  ciyes  cogitare, 
liabere  aubjectos  in  oculis.    Tam  principi  exosa  esse  debent  multa  sup- 
plicia  quam  medico  funera.    Ars  enim  ac  laus  gubemantis  senrare  po- 
tina  quam  perdere  descendendo  ad  extreme.* 

'  Basselbe  hingt  historisch  mit  der  YorsteUung  des  Hittdalten  lu- 
i^nnMii,  dass  das  Blutgerioht  ein  speoifisoh  königliches  Gericht  sei. 
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adnUnistranäa  justitia  zu  erlassen ,  und  die  Hinderaiss^. 
welche  der  Handhabung  der  Rechtspflege  entg^enstebeiL 
wegzuräumen. 

1)  In  dem  BeChte,  Moratorien  (induciae  moratoriae)  r: 
ertheilen.  Ein  bedenklicher  Eingriff  in  das  Privatrech:, 
aber  in  seltenen  Ausnahmsfällen  bei  groszer  Landesnotb 
doch  unentbehrlich,  sollen  die  Schuldner  nicht  ohne 
Nutzen  dem  Andränge  gewissenloser  Gläubiger  geopfen 
werden.  Das  Institut  ist  aus  dem  römischen  Bedit  über- 
liefert, und  wurde  unter  der  frQheren  deutscht!  Reich  5- 
verfassung  als  ein  kaiserliches  Reservatrecht  betrachtet. 
dann  auch  von  den  Landesherren  und  nicht  ganz  selt^t 
miszbräuchlich  geübt.  Nothwendig  ist  es  aber,  dasz 
dieser  allerdings  nicht  völlig  zu  entbehrende  theilweisr 
Rechtsstillstand  (Justitium)  nur  mit  groszer  Yorsicb: 
und  nur  in  wahrer  Noth  verstattet  werde;  daher  bedarf 
es  schützender  Formen,  deren  Beachtung  auch  das  Er- 
messen des  Statsoberhauptes,  oder  selbst  wo  dieses  Recbt 
nur  durch  ein  Specialgesetz  ausgeübt  werden  darf,  des 
Gesetzgebers  beschränkt.  '^ 

Dagegen  ist  jede   Cabinetsjustiz  als  unzulässig  ver- 
worfen. '  * 

'•  Vgl.  ZaohariÄ  §.  176. 

^*  Montesquieu,  Esprit  des  Lois  VI.  5.  In  Deutschland  war  dies^lte 
schon  in  der  Reichs  Verfassung  verboten.  Wablcapitul.  XTI.  $.  T: 
^Wir  woHen  dem  Processe  dieser  Reichsgerichte  seinen  stracken  Lanf. 
avoh  keinem  vor  dem  andeni  eingreifen  oder  Processe  avociren,  viel 
weniger  über  die  sententias  und  judicatas  oamere  von  unserm  Reichs- 
hofrathe  cognosciren  lassen,  dem  Kammergerichte  durch  keine  absoin 
deriiche  kaiserliche  Rescripte  die  Hände  binden  —  überhaupt  den 
Reiehshofrath  und  Kammergericht  keinen  Einhalt  thun,  noch  von  andern 
im  Reiche  directe  oder  indirecte  bu  geschehen,  gestatten.*^  $.  8.  , In- 
sonderheit wollen  wir  an  das  Reichskammergericht  für  uns  allein  keino 
Instruction  noch  Inhibitionen,  eben  so  wenig  auch  in  particulari  an  Cn- 
s«ra  und  des  Reichs  Kammerriohter  in  Jostiscuichen  I:eine  Veri&gung  niK^ 
auch  Reseripte  auf  Einsendung  der  ProtoooUorum  pleni  et  sena^on  er- 
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In  der  nenern  Republik  ist  die  Gerichtsbarkeit  ge- 
wöhnlich völlig  getrennt  von  der  Begienmg  nnd  selbst  die 
formelle  Unterordnung  der  Gerichte  unter  diese  aufgehoben.  ^' 
Von  der  frflhem  Justizboheit  auf  Seite  des  Statsoberhauptes 
ist  dann  wenig  mehr  zurflckgeblieben ,  als  zuweilen  ein  Ein- 
flusz  auf  Besetzung  der  Richterstellen,  der  dann  aber  mehr 
zufUlig  erscheint,  das  Recht  die  Verfolgung  von  Verbrechern 
einzuleiten  und  die  Pflicht,  die  Urtheile  zu  vollstrecken.  '^ 
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7.  Die  Finanzhoheit.     8.  Die  Oberaufsicht.     9.  Die  Sorge  für  die 

Oulturverfa&ltnisee. 

7.  Die  Finanzhoheit. 

Die  Sorge  für  Bestreitung  der  Statsbedarfnisse,  und  zu 
diesem  Behuf  die  Verwaltung  des  Statsvermögens,  der  Bezug 
der  Statseinkünfte ,  die  Verwendung  derselben  für  die  öffent- 

lassen.  Wiener  Schlussacte  von  1820  §.  29  und  Bandes besohlusi 
▼om  7.  Oct.  1830. 

^'  Das  Wort  Ton  Montesquieu  (Esprit  des  Lois  XI.  6):  „H  n*y 
a  point  encore  de  libert6  si  la  puissance  de  juger  n^est  pas  s^par^e  de 
la  puissance  legislative  et  de  rex^cutrioe.  Si  eile  ^tait  jointe  k  la 
puiisance  ex6oatrioe,  le  jage  pourrait  ayoir  la  force  d'un  oppresseur** 
fand  in  Kordamerika  einen  fruchtbaren  Boden,  und  es  genfigte  den  Kord- 
amerikanem  nicht,  die  eigentliche  Rechtspflege  unabh&ngig  von  der  Re- 
gierung Bu  steUen,  sondeni  sie  wollten  die  €^rioht8gewa1t  in  jeder  Be- 
ziefaong  Ton  der  Regierungsgewalt  trennen  und  dieser  ah  einer  gleichen 
Statsmacht  neben  ordnen.  Dieser  Gedanke  wurde  denn  auch  in  den 
neaeren  SchweiierTerfassungen  nachgebildet. 

^^  Aasnahmsweise  hat  der  President  der  Vereinigten  Btaten 
(Verf.II.  3)  doch  das  Beoht  der  Strafmilderung  und  Begnadigung^ 
ausser  imFaU  der  Anklage  gegen  die  Statsrerwaltung;  ebenso  der  fran- 
i^Bische  President  (Verf.  $.55),  nicht  aber  die  schweiaerischen  Re- 
giemngen. 
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liehen  Bedfirfnisse,  der  Voianschlag  und  die  Statsredumag  i^t 
wieder  so  organisirt,  dasz  der  Kegent  an  der  Spitze  dieser  ge- 
sammten  Verwaltung  steht  In  dieser*Beziehung  unteracheidet 
sich  die  Bepublik  wenig  von  der  Monarchie.  Auch  jene  er- 
kennt das  Bedürfhisz  einer  einheitlich  geregelten  und  aasge- 
bildeten Verwaltung,  und  ist,  wo  es  sich  um  diese  handelte 
nicht  so  eifersüchtig  als  wo  die  eigentliche  Begienmg  ihre 
Autorität  zu  ftuszem  sucht 

8.  Das  Oberattfsiohtsreoht. 

Das  Becht  zur  Oberaufsicht  unterscheidet  sich  von  den 
übrigen  Begierungsrechten,  dasz  in  ihm  das  befehlende,  ord- 
nende und  schirmende,  d.  h.  das  eigentliche  Begierungselement 
nur  mittelbar  in  zweiter  Linie,  in  erster  dagegen  nur  die  re- 
ceptive  Eigenschaft  der  Eenntnisznahme  von  den  bestehen- 
den Zuständen  offenbar  wird.  Die  Oberaufsicht  erstreckt  sich 
daher  auch  über  den  Organismus  und  die  Thätigkeit  der  Stats- 
behOrden  und  Beamten  hinaus  auf  Verhältnisse  und  Personen, 
welche  wesentlich  selbständig  und  von  der  Anordnung  des 
States  unabhängig  sind. 

Im  Allgemeinen  ist  die  Statsgewalt  berechtigt,  von  allen 
Erscheinungen  Eenntnisz  zu  nehmen,  welche  in  dem  Statsge- 
biete  sichtbar  werden,  insofern  die  Interessen  oder  das  Becht 
des  States  durch  dieselben  betroffen  werden.  Die  Regierung 
musz  dafür  gleichsam  ihr  Auge  offen  haben,  damit  sie  recht- 
zeitig veranlaszt  werde,  die  angemessenen  Maszregeln  einzulei- 
ten und  anzuordnen,  um  Schaden  von  dem  State  abzuwenden 
und  die  Wohlfahrt  desselben  zu  fordern. 

Das  Institut  der  königlichen  Sendboten  in  der  firin- 
kischen  Monarchie  und  die  statistischen  Bureaus  in  un- 
sem  Tagen  sind  Einrichtungen,  welche  zur  Ausübung  dieses 
Bechts  dienen;  auch  die  erstere  d.  h.  Absendung  von  Begie- 
rungsconmiissarien  in  die  verschiedenen  Provinzen  und  Kreise, 
um  sich  auszerhalb  der  gewöhnlichen  bureaukratischen  Ord- 
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nung  durch  persönliche  Anschaunng  von  den  Zuständen  zu  un- 
'terrichten,  darf  dem  modernen  Stat  nicht  fremd  bleiben.* 
^Freilich  soll  sich  der  Stat  dayor  hüten,  in  die  Geheimnisse 
des  Privat-  und  Familienlebens  sich  einzudrängen,  und  die 
X)ersdnliche  Freiheit  durch  eine  unwürdige  und  belästigende 
Aufpasserei  und  Spionerei  zu  stören  und  zu  beängstigen;  auch 
darf  der  Stat  nicht  unerlaubte  Mittel  wählen,  um  die  Auf- 
schlüsse zu  erhalten  deren  er  bedarf,  und  das  Aufsichtsrecht, 
das  ihm  zusteht,  nicht  zu  einer  Bevormundung  steigern,  die 
ihm  nicht  zukommt. 

Im  Besondem  ist  hervorzuheben  die  Oberaufsicht  über 
die  Gemeinden,  Gorporationen,  Actiengesellschaf- 
ten  und  Stiftungen;  die  Zustimmung  zu  deren  Entstehung 
ist  nöthig,  wo  öffentliche  Interessen  betheiligt  sind,  aber  ent- 
behrlich, wo  die  Verbindung  der  Individuen  und  die  Stiftung 
ein  rein  privatrechtliches  Dasein  hat,  ohne  Bezug  auf  die  Stats- 
ordnung  oder  den  öffentlichen  Credit.' 

9.  Die  Sorge  fOr  die  GaltorTerhilUiiiue. 

Dahin  gehört  die  Beziehung  des  States  zur  Erziehung, 
die  Sorge  für  die  Schule  und  öffentliche  Bildungsanstalten, 
zur  Wissenschaft  und  Kunst,  deren  Wesen  zwar  nicht  vom 
State  bestinmit  wird,  deren  mächtigen  Einflusz  auf  die  öffent- 
liche WohlMrt  der  Stat  aber  zu  überwachen  und  in  dieser 
Beziehung  auf  den  rechten  Bahnen  zu  erhalten  Becht  und 
Pflicht  der  Begierung  ist. 

Aber  auch  das  Yerhältnisz  des  States  zur  Kirche  gehört 


*  In  Baden  erinnert  das  neue  Insiitnt  der  Landesoommlssare, 
welche  dem  Hinisteiiam  des  Innern  angehören,  nnd  die  Verwaltung  in 
ihren  Kreisen  persönlich  beanftiohtigen,  an  die  alten  'Sendboten. 

'  Das  römische  Becht  der  Kaiseneit  beschränkt  in  diesen  Dingen 
die  Freiheit  den  Prirailebens  mehr  als  das  Interesse  des  Stats  es  er- 
fordert. 
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Dnrck  c>e  bi>l^€r  ci^auam  Sedrte  vird  der  Likalt  d-r 
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Assfüse  ä^  MftrxiflZe.  wt^ieb«  ie  dieser  als  cner  Eser- 
sciK*pfIi€ika  Queue  }e  c^ci  fim  Bedsrfiiisae  des  StiteB  fort- 
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ktnera  Bectx  iasren  si.ii  ftuci  f.^iBd!  dis  ügtatfiAe  We- 
9a  der  Sepensursc^v^rx  Es  if^  edi^  knrüsfte  «ad  sdiwicfa- 
bcie  T,^rs:e2Ti^  n»«w  Z-eft,  vr.Ae  ii  der  Begieimg  nur 
ew  Terwalicif  debem  vC^  mii  £e  etAeüeade  Knh 
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sibkl  btfi>$x  vlx&^^es«  «TB&inei«  e&T^L^«  amkarm  du  Er- 
f^^iderjclie  Wriniit:  a:>:rc3e']L  csd  .rrex  AMrfai^ci  aaeh 
An  TcJlitj:  sk^-rw"  E^x«*  ce^-m  Befehle.  A«ftrige, 
K#Mriftt.  C«ice;$^$ieiei«  Baue,  TerVste  «.  s.  1 
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Beschränkt  ist  die  Begierung  in  der  Ansfibung  dieses 
Anordnongsrechtes  darch  die  bestehende  Verfassung,  Ge- 
setzgebung und  Rechtsordnung  überhaupt,  innerhalb 
welcher  sie  sich  bewegen  musz,  die  sie  nicht  yerletzen  darf. 
Veranlaszt  wird  sie  zu  ihrer  Anordnung  durch  das  Bedflrfhisz 
der  öffentlichen  Wohlfahrt,  und  bestimmt  zu  dem  Inhalt  der- 
selben durch  die  Rücksicht  auf  die  Tauglichkeit  der  erlaubten 
Mittel  zu  dessen  Befriedigung. 

Jene  Beschränkung  läszt  sich  mit  Bezug  auf  die  Regie- 
rungsgewalt  leichter,  auch  äuszerlich  eher  festhalten,  als  ge- 
genüber der  Qesetzgebung.  Insbesondere  sind  die  Gerichte 
innerhalb  ihrer  eigenen  Competenz  nicht  gebunden,  bei  Ent- 
scheidung von  Processen,  Verordnungen  oder  Befehlen  der 
Regierung,  welche,  sei  es  formell,  sei  es  in  ihrem  Inhalte, 
widerrechtlich  sind,  als  rechtsgültig  anzusehen  und  ihr  Ur- 
theil  darauf  zu  begründen.  Vielmehr  sollen  sie,  soweit  ihre 
Competenz  reicht,  die  bestehende  Rechtsordnung  auch  wider 
den  Willen  der  Regierung  schützen.  Auf  der  andern  Seite 
aber  dürfen  sich  die  Gerichte  ebenso  wenig  zu  Aufsichts-  und 
Controlbehörden  über  die  Regierungsbeschlüsse  eigenmächtig 
erheben,  noch  sind  gegen  jede  Verordnung  oder  jeden  Befehl 
der  Regierung,  deren  Form  oder  Inhalt  einem  Gesetze  zuwi- 
derläuft, processualische  Rechtsmittel  zulässig.  Eine  Berufung 
von  den  Verfügungen  der  Regierung  an  die  Gerichte  ist  somit 
in  der  Regel  nicht  gestattet  ^ 

Die  untern  Regierungsbehörden  dagegen  sind  in 
der  Regel  verpflichtet,  auch  die  dem  Inhalte  nach  widerrecht- 

Brief  Tom  31.  Oct.  1786:  ^Sie  reden  daTon,  wir  soUen  nnsem  Binfluss 
aosflben,  um  die  gegenw&rtigen  Unruhen  in  Massachusetts  in  beschwicb- 
^gon.  loh  weiss  nicht,  wo  dieser  £influsz  zu  finden  ist,  und  wenn  er 
inSglich  wäre,  wäre  er  denn  für  so  arge  Unordnung  ein  passendes  Heil- 
mittel? Binflusz  ist  keineswegs  Regierung.*"  Vgl.  Story  III.  37. 
§.  124. 

^  Die  genauere  Erörterung   dieser  Fragen   wird  unter  Buch    YIII. 
C»P.  5.  folgen. 
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liehen  VerfÜgnngen  der  ibo'en  rorgeeetzten  Begiening  imer- 
htlb  ihres  Amtskreises  zn  befolgen,  denn  jene  haben  kräit 
von  dieser  nnsbh&ngige  Stellung,  sondern  sind  ihr  ToUsändi^ 
ontergeordnet.  Ans  diesem  Omnde  haben  denn  aoeh  sie  ekk: 
die  Verantwortlichkeit  fdr  solebe  Beschlasse  zn  intgea,  sMide; 
nur  die  Begiemng  selbst,  beEiehnngsweise  das  HinirtenuL 
Ton  welchem  dieselben  ausgehen.* 

Anasahmen   von  diesen  Regeln  kOnnen   dnrch  die  Ver&»- 
song  oder  das  Gesetz  fQr  einzelne  Fälle  begrflndet  sein. 


^ 


Zwuizigstes  Gapitel. 

II.    Die  Anaiikhmsgewalt  der  Begienrag.    Statmotbiveht. 

Der  Stat  ist  ein  Wesen  von  so  hoher  Art,  daaz  die  Er* 
haltong  seiner  Existenz,  für  welche  zn  sorgen  die  erste  Pflicht 
der  Regierung  ist,  im  NothEall  anch  eine  wirkliche  Verlrtns^ 
des  indiridnellen  Hechtes  und  der  bestehenden  Ordnung  in 
reditfertigen  vermag.  Wenn  es  wirklich  gilt,  den  Stat  in 
retten  und  die  Bettung  nicht  mßglich  ist  ohne  Eingriff  in  vor- 
handeoe  Bechte  der  Privaten  oder  selbst  ganzer  Claasen  der 
Bevftlkerung,  so  kann  und  darf  die  Begierong  nicht,  um  diese 
zu  schonen,  jenen  untergeben  lassen,  aondem  soll,  den  Oniod- 
satz  vor  Augen:  „stdus  poptdi  si^ema  lex  esto,"  alles  du 
thun,   was   zur  Erhaltung  und  Bettung  des  States  nöthig  ist 

1.  Darauf  beruht  die  sogenannte  Ausnahmsgewalt, 
das  Nothrecht  der  Begiemng,  welches  dem  Nothrecht 
dea  Volks  entspridit  ABerdings  ist  dieselbe  nicht  ohne  Ot- 
fahr  fQr  Recht  und  Freiheit,  und  wtirde  sie  zur  Begel  er* 
hoben  für  die  Ansfibnng  der  Begierungsgewalt ,  so  wftre  du 
ein«  absolute  Gewalt,  welche  zur  Tyrannei  fahren  müatfe. 
Aber  trotzdem  ist  dieselbe  als  Ausnahme  in    NothfXlIeD 

*  TgL  Boch  Baeh  VII.  C.  3. 
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geradezu  uneutbehrlich ,  soll  nicht  das  Oanze  dem  Theil  ge- 
opfert werden«  Um  das  Schiff  im  Sturme  zu  retten,  wird  ein 
tüchtiger  Capitän  ohne  Scheu  das  Eigenthum  semer  Passagiere 
den  empörten  Wellen  preisgeben;  um  einer  Armee  zum  Siege 
in  der  Schlacht  oder  zu  sicherm  Bflckzuge  zu  verhelfen,  wird 
der  Feldherr  einzelne  Bataillone,  wenn  das  das  einzige  Mittel 
ist,  dem  sichern  Tode  aussetzen.  Der  Statsmann,  der  Begent 
kann  nicht  anders  handeb,  wenn  die  zwingende  Noth  über  den 
Stat  einbricht 

Politisch  begabte  Völker   haben  das  jederzeit  anerkannt, 

und  durch  ihre  Verfassung  selbst  zum  voraus  fdr  eine  solche 

Ausnahmsgewalt  gesorgt.  Das  war  der  Qedanke  der  römischen 

Dictatur  und  jener  berühmten  Formel:  Videant  Consules  ne 

quid  detrimenti  capiat  respublica.  In  Venedig  hatten  ebenso 

einige  wenige  Bäthe  die  Macht,  in  Nothfällen  dringende  Be« 

Schlüsse  zur  Bettung  des  States  zu  fassen.    Das  ist  der  Sinn 

der   Suspension   der  Habeas-Gorpus-Acte  in  England 

und  der  Verhängung  des  Belagerungszustandes  und  des 

Standrechtes  auf  dem   Continent.     Die  letztere  Methode, 

in  einzelnen  Fällen  unentbehrlich,  hat  in  andern  die  schweren 

Kachtheile,  dass  sie  die  bürgerliche  Amtsgewalt  beschränkt, 

anstatt  erweitert,  und  die  militärische  Qewalt  über  das  Be- 

dürfhisz  hinaus  überspannt. 

Weder  Monarchien  noch  Bepubliken  ^  sind  davor  sicher, 

^  MaohiaTelli  zu  Lirius  I.  34:  ^Republiken,  welche  in  dringender 
Gefahr  nicht  zur  dictatorischen  oder  einer  Shnliohen  Qewalt  ihre  Zu- 
flucht nehmen,  werden  bei  Ereignissen  Ton  grosser  Bedeutung  zu  Grunde 
gehen.  Die  rOmisohe  Dictatur,  so  lange  sie  der  Verfassung  gemAsi  g»* 
geben  und  nicht  mit  Gewalt  genommen  wurde,  war  der  Stadt  immer 
heilsam."  Die  extreme  Politik  —  und  hierin  haben  die  reyolutionftre 
und  die  despotische  groeze  Aehnlichkeit  mit  einander  —  war  im  Inte« 
resse  nicht  blosz  des  States  sondern  ihrer  Parteiherrschaft  von  jeher 
eifrig  in  der  Benutzung  und  in  ttbermftsziger  Ausdehnung  dieses  Rech* 
tes ;  wie  denn  überhaupt  die  menschliche  Leidenschaft  durch  die  Sohran* 
ken  des  Rechts  nur  schwer  zurückgehalten  wird.  Mirabeau  hat  die 
Allgewalt    der  franzSsischen   Nationalversammlung  mit  Jiinweisung  auf 

Blvattehliy  allfeneiBOf  Stator««ht  11.  g 
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nie  in  solche  Noth  zu  kommen.  Dadurch  dasz  fOr  die  An»- 
nahmsgewalt  in  der  Yerüassang  nicht  oder  ongenügoid  ge- 
801^  wird  —  und  in  manchen  Staten  hat  die  Furdit  Tor  Misi- 
brauch  zu  der  Nichtanerkennung  derselben  verleitet  —  wird 
die  Noth  selber  dem  State  nicht  erspart;  die  Mittel  aber  ihr 
zu  begegnen  sind  erschwert  Energische  Statsrnftuner,  weldie 
die  Begierung  des  States  leiten,  werden  freilich  auch  unter 
dieser  Voraussetzung  das  Naturgesetz  hdher  achten  als  die  ge- 
schriebene Verfassung,  und  trotz  ihrer  legalen  Verantwortlich- 
keit eher  selber  untergehen,  als  den  Stat  verderben  lassen. 
Aber  sie  werden  viel  gröszere  Schwierigkeiten  zu  flberwindeD 
haben,  da  auch  die  formelle  Legalität  ihrer  Befehle  und  An- 
ordnungen angefochten  werden  kann,  als  wenn  sie  ausnahms- 
weise mit  einer  dictatorischen  Gewalt  ausgerflstet  worden  sind. 
Schwftchere  Naturen  werden  dagegen  nicht  wagen,  was  die 
Noth  fordert,  zu  thun,  und  rettungslos  wird  der  Stat  der 
tuszem  oder  innem  Gefahr  erliegen. 

2.    Damit  das  Ausnahmsrecht  zur  Anwendung  komme, 

jenes  Nothreoht  Tertheidigt-  (Thiera,  R^toI.  franc.  I.  150)  in  jener 
merkwfirdigen  Entgegnung  an  Manry:  «Man  fragt,  seit  wann  die  Ab- 
ge<Mrdneten  des  Tolkes  snr  Nationalrersanunlnng  geworden  sind?  Ick 
antworte:  An  dem  Tage,  als  sie  den  Zatritt  an  ihren  Sitxnngen  too  SoI* 
daten  Torsperrt  fanden  nnd  an  dem  ersten  Orte,  wo  sie  sich  Tersammefai 
konnten,  snsammen  kamen,  nnd  schwnren  eher  zn  sterben  als  die  Rechte 
der  Nation  zn  yerrathen  nnd  anfsngeben.  Unsere  YoUmaebten,  tob 
welcher  Art  sie  vorher  sein  mochten,  haben  an  diesem  Tage  ihre  Natar 
Terindert.  'Wie  anoh  die  Ton  ans  gefibte  Macht  beschaffen  ist,  unsere 
Anstrengungen,  unsere  Arbeiten  haben  dieselbe  legitimirt,  und  die  Zu* 
Stimmung  der  ganaen  Nation  hat  sie  geheiligt  Ihr  erinnert  Euch  alle 
an  das  Wort  jenes  grosien  Römers,  welcher  die  legalen  Formen  Ter- 
letst  halte,  um  das  Yaterland  su  retten.  Meine  Herren,  ich  schwdre, 
dass  Ihr  Frankreich  gerettet  habt*^  Mit  fthnlichen  Qrfinden  wurde  frei« 
lieh  auch  die  Einsetsung  eines  ComiU  du  Salut  pMic  (Wohl fahr  14- 
ausschuss)  unseligen  Andenkens  Tcrtheidigt.  Und  Napoleon  I«  hat 
ebenso  obschon  mit  besserem  Rechte,  seine  Usurpation  Tom  18.  Brmnaire 
begründet  Insofern  der  Qrund  wahr  ist,  ist  er  auch  Recht,  wenn  er 
blosser  Yorwand  und  LOge  ist,  dann  ist  er  Unrecht  Las  Coieß^MtmAY- 
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musz  eine  wirkliche  Noth,  oder  wenigstens  eine  dringende 
Gefahr  solcher  Noth  des  States  Torhanden  sein.  Das  blosse 
Interesse  an  der  höheren  Wohlfahrt  desselben  rechtfertigt 
dasselbe  keineswegs;  denn  wäre  jenes  schon  genügend,  so  wtirde 
die  Ansnahme  znr  Begel  erhoben,  die  allgemeine  Bechtsord- 
nong  stftten  ErschOtternngen  preisgegeben  nnd  die  Freiheit 
jeder  Sicherheit  beraubt.  Ftir  jenes  zn  sorgen  ist  die  regel- 
mftszige  Pflicht  der  Begierung,  aber  zugleich  soll  diese  Sorge 
mit  Beachtung  der  bestehenden  Bechte  geflbt  werden. 

Einzelne  Yer&ssungen  haben  für  amtliche  Gonstatimng 
solcher  Noth  nähere  Bestimmungen  getroffen,  in  der  Absicht, 
die  Ausnahmszustftnde  möglichst  zu  beschränken.  In  Born 
war  ein  Senatsbeschlusz  erforderlich,  in  England  bedarf  es 
sogar  einer  Parlamentsacte ,  durch  welche  allein  die  Habeas- 
Gorpus-Acte  suspendirt  werden  kann.'  Nach  der  franzö- 
sischen Verfassung  Yon  1848  §.  106  kann  der  Belagerungs- 
zustand nur  in  den  gesetzlich  bezeichneten  Fällen  erklärt  wer- 
den. Die  preuszische  (§.  111)  spricht  nur  von  Krieg  und 
Aufruhr  als  von  NothfUlen,  in  denen  einzelne  Bestimmung«! 
der  Verfassung  auszer  Kraft  gesetzt  werden  können.  Die 
Praiis  der  Statsmänner  und  der  Minister  hat  sich  indessen 
durch  diese  Beschränkung  nicht  von  weitem  nothwendig  er- 
scheinenden Maszregeln  zur  Bettung  des  Stats  abhalten  lassen. 

Wo  es  an  besondem  Vorschriften  fehlt,  ist  anzunehmen, 
dasz  der  Entscheid  darüber  dem  Statsoberhaupt  zustehe, 
freilich  in  der  constitntionellen  Monarchie  unter  Verantworte 
lichkeit  des  contrasignirenden  Ministers,  schicklicherweise  audi 
nach  Vernehmung  des  Statsrathes.  Dem  Statsoberhaupt  und 
nicht  dem  repräsentativen  Körper,  welcher  theils  in  der  Noth 
vielleicht  nicht  einmal  anwesend  ist,  theils  nicht  den  Beruf 
und  die  Fähigkeit  hat,  dringende  momentane  Bedürfnisse  zu 
beurtheilen  und  die  geeigneten  Mittel  für  ihre  Befriedigung 


'  Blaokstone  I.  1,  2. 
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za  bestunmen.  Den  Eammem  aber  gebührt  auch  hier  die 
Coiitrole  tber  die  Ansfibong  dieses  immerhin  bedenkliehen 
Bechtes,  welches  leichter  als  irgend  ein  regelmftsziges  Beeht 
der  Begiemng  zu  Oewaltthat  nnd  ünterdrficbmg,  die  dnrdi 
keine  Noth  erfordert  wird,  miszbrancht  werden  kann, 
nnd  besonders  in  reactionftren  Zeiten  oft  miszbnmcht  wor- 
den ist 

3.  So  lange  die  verfEtssnngsmäszigen  und  geeetdidiai 
Mittel  der  Statsgewalt  ausreichen,  um  der  Noth  zu  wider* 
stehen  und  trotz  der  Noth  den  Stat  und  die  öffenUiche  Ord- 
nung zu  wahren,  so  lange  wird  keine  Ausnahmsgewalt  begrün- 
det In  demselben  Yerh&ltnisz,  in  welchem  die  drohenden 
CteMren  der  Zukunft  vorhergesehen  und  für  gesetzliche  Htllfe 
gesorgt  wird,  Yerengert  sich  der  Bereich  des  Nothrechts.  Wo 
das  Becht  der  Begiemng,  ausnahmsweise  prOYisorische  Gesetze 
zu  erlassen,  in  der  Verfassung  anerkannt  ist,  wie  z.  B.  in 
Preuszen,  da  ist  dasselbe  keine  Anwendung  des  Statsnotfaredits 
im  engem  Sinne  mehr,  sondern  eine  vorher  bestimmte  und 
durch  die  flbrige  Verfassung  und  Gesetzgebung  begrenzte  ge- 
setzgeberische Competenz  des  Statshaupts. 

4.  Wenn  nicht  fOr  NothflÜIe  eine  besondere  Magistratur, 
wie  die  römische  Dictatur  geordnet  ist,  so  versteht  es  sich, 
dasz  dieselbe  nur  von  dem  Statsoberhaupte  selbst,  nicht 
von  untergeordneten  StatsbehOrden  ausgeübt  werden  darf. 
Nur  wo  ein  augenblickliches  Einschreiten,  z.  B.  bei  plötzlicher 
Ueberraschung  durch  eine  feindliche  Macht,  unvermeidlich  ist 
zu  vorlaufiger  Vertheidigung  des  Stats,  können  auch  diese,  ja 
sogar  Privaten,  wenn  es  noth  thut,  im  Vertrauen  auf  die 
Billigung  der  Statsregiemng  und  unter  Mittheilung  des  Ge- 
schehenen an  diese  zum  Behuf  näherer  Befehle  provisorisch 
handeln. ' 

'  Zachariä,  D.  St.  R.  $.  152.  Ein  groszartiges ,  Ton  dem  K5nig« 
wohl  gewürdigtes  Beitpiel  hat  der  preaszisohe  General  York  1812  ge- 
geben. 
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Ist  aber  die  ünf&higkeit  des  Statshanptes  selbst  die 
Ursaehe  der  Noth,  dann  bedarf  es  des  erg&nzenden  Einschrei- 
teana  der  zunSchst  bemfenen  Autoritäten,  wie  der  Mixuster,  der 
Eammem,  unter  ümsiftnden  eines  Feldherm. 

5.  Die  Maszregeln  werden  durch  den  Zweck,  d.  h. 
die  Abwendung  des  dem  State  drohenden  Schadens  sowohl  be- 
stimmt als  begrenzt. 

In  der  ersteren  Beziehung  ist  es  ein  vergebliches  Be- 
mühen, dieselbe  zum  Voraus  bezeichnen  zu  wollen.  Die  Noth 
kann  eine  Suspension  und  sogar  eine  Aufhebung  politischer 
oder  eine  Verletzung  von  Privatrechten  rechtfertigen.  Die 
erstere,  z.  B.  das  Verbot  von  politischen  Versammlungen  und 
Vereinen,  die  Suspension  der  Preszfireiheit,  die  Anordnung 
anszerordentlicher  Gerichte  wird,  eben  weil  die  Noth  zunächst 
von  politischer  Natur  ist,  noch  eher  erfordert,  als  die  Ver- 
letzung des  Privateigenthums  oder  die  Beschränkung  des  Ge- 
schäftsverkehrs und  der  Privatfreiheit.  Dem  höchsten  Rechte 
der  Existenz  des  Stats  musz  aber  in  der  Noth  jedes  andere 
damit  nicht  verträgliche  Becht  weichen. 

Aus  der  zweiten  Beziehung  ergeben  sich  die  natflrlichen 
Schranken  dieses  Bechts: 

a)  Die  zu  treffenden  Maszregeln  dflrfen  nicht  härter,  die 
damit  verbundene  Verletzung  oder  Beschränkung  beste- 
hender Bechte  insbesondere  nicht  gröszer  sein,  als 
der  zu  erreichende  Zweck  es  durchaus  erfordert. 

b)  Dieselben  dürfen  auch  nicht  länger  dauern,  als  die 
Abwendung  der  Noth  es  erheischt.  In  manchen  Staten 
ist  daher  die  dictatorische  Grewalt  durch  bestimmte  kurze 
Zeitperioden  begränzt  worden,  um  so  der  Oefahr,  dasz 
die  Ausnahmsgewalt  bleibend  und  deszhalb  zum  Despo- 
tismus werde,  zu  begegnen. 

c)  Wo  blosz  provisorische  Maszregeln  ausreichen,  sind 
keine  definitiven  zu  verfOgen,  und  immer  musz  der 
regelmäszigen  Gesetzgebung    das  Recht   vorbehalten 
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seüii  auch  jene  zu  überwachen  und  Air  mdgliehiit  bal- 
dige und  völlige  Herstellung  des  gewohnten  Bedtsiii- 
standes  zu  sorgen.  Das  gilt  ganz  vorzflglich  T<m  pro- 
visorischen allgemeinen  Verordnungen,  welche  wfthreiid 
des  Nothstandes  eingefdhrt  werden. 

d)  Niemals  darf  die  Ausnahmsgewalt  bis  zur  Aufhebung 
der  Verantwortlichkeit  der  leitenden  Minister  auch 
ffir  die  Ausnahmsverfögungen  ausgedehnt  werden,  denn 
das  wäre  keine  Maszregel  wider  die  Noth,  sondern 
die  Ausbeutung  der  Noth  im  Interesse  der  Willkür.  Im 
Gegentheil  je  eingreifender  das  Nothrecht  gefibt  wird, 
desto  gröszer  wird  auch  die  Pflicht  der  handelnden  Per- 
sonen, fflr  die  Nothwendigkeit  ihrer  Maszregeln  Rechoi- 
Schaft  zu  geben,  und  die  Verantwortlichkeit  dersdben 
zu  tragen. 

e)  In  der  Begel  darf  auf  solchem  Wege  auch  kein  neues 
dauerndes  Recht  geschaffen,  sondern  es  soll  nur  die 
Verletzung  des  vorhandenen  Rechts  aus  Noth  ent- 
schuldigt werden.  „Rechte  zu  verletzen  kann  wohl  die 
Noth  gebieterisch  erheischen,  nie  aber  das  Unrecht 
formell  (und  dauernd)  an  die  Stelle  des  Rechts  zu 
setzen.  ^^^  Das  Ausnahmsrecht  ist  nur  ffir  den  Ausnahms- 
stand  da,  nicht  aber  um  neues  Regelrecht  zu  schaf- 
fen. Daher  ist  die  Begründung  neuer  Privatrechte  durch 
einen  Machtspruch,  die  Verhängung  einer  Strafe  ohne 
richterliche  Verhandlung  und  Beurtheilung,  ganz  beson- 
ders aber  die  dauernde  Umgestaltung  der  Statsverfas- 
sung  in  der  Regel  nicht  als  Austibung  des  Nothrechts 
zu  rechtfertigen.  Indessen  gilt  das  doch  wieder  nur  als 
Regel.  So  weit  die  wahrhafte  Noth  reicht,  so  weit  musz 
auch  das  Mittel  reichen  ihi*  zu  begegnen.  Wenn  der 
Grund  des  Nothstandes  in  der  Verfassung  selber  liegt 

«  Zaohftril,  D.  Bl.  R.  IL  S.  153. 
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und  diese  keine  verfassongsmftszige  Hülfe  darbietet  — 
das  aber  ist  in  unseren  von  heftigen  Revolutionen  und 
Reactionen  hin  und  her  geworfenen  Verfassungszuständen 
nicht  selten  der  Fall  — ;  so  musz  wer  den  Stat  retten 
will,  auch  die  ndthigen  Aenderungen  in  der  Verfassung 
selbst  vorläufig  vornehmen  und  ins  Leben  führen.  Den 
fortbestehenden  Gewalten,  beziehungsweise  dem  herge* 
stellten  Volks-  und  Statskörper  steht  es  dann  zu,  auch 
diese  Veränderung  zu  controliren  und  den  vorflbergehen- 
den  Eingriff  in  das  bestehende  Recht  als  Fortbildung 
neuen  Rechtes  anzuerkennen  und  gutzuheiszen.  ^       , 

^  Der  König  Friedrich  Wilhelm  lY.  von  Preuazen  hat  im  Jahre  1849 
und  der  Präsident  Louis  Kapoleon  hat  am  2.  Dec.  1851  sich  auf  diese 
Ausnahme  berufen,  jener,  indem  er  die  zweite  Kammer  aufhob  und  ein 
neues  Wahlgesetz  octroyirte,  dieser,  indem  er  die  Nationalrersammlung 
aufloste  und  dem  französischen  Volk  eine  neue  Verfassung  rorsohlug. 
Wie  Torschieden  man  auch  darüber  denken  mag,  ob  das  eine  richtige 
oder  miszbrAuchliohe  Anwendung  des  Nothreohts  gewesen  sei,  das  lAszt 
sich  nicht  Iftugnen,  dass  sowohl  das  preuszische  als  das  fransdaische 
Volk  dieselbe  hinterdrein  gebilligt  und  legitimirt  hat. 


$xthttftti  mmtr« 


Der  Statsdienst  und  das  eigentliche  RegimeDt. 


Erstes  Gapitel. 

Die  Arten  und  die  rechtliche  Natur  des  Btatsdienstes. 

1.  Die  Ausbildung  des  Begriffs  des  Statsdienstes  g^ 
hört  vorzugsweise  der  neueren  Statsentwicklung  an.  Im  Mit- 
telalter war  derselbe  durch  eine  unpassende  Beimischung  pi> 
vatrechtlicher ,  später  auch  absoluter  Vorstellungen  vielfacL 
getrübt.  Der  Ausdruck  Statsdienst  bezeichnet  gut  die  beiden 
Haupteigenschaften  desselben,  nämlich  die  Begründung  dessel- 
ben durch  einen  besondern  Auftrag  der  Statsgewalt. 
sodann  die  Art  desselben  als  eines  dem  State  geweihten  öf- 
fentlichen Dienstes.  Nur  wer  jenen  Auftrag  empüaDgen 
und  solche  Functionen  für  den  Stat  zu  üben  hat,  ist  Stat^~ 
d  i  e  n  e  r  {fonctionnaire  public). 

Ausgeschlossen  sind  somit  die  Mitglieder  der  gesetzgeben- 
den Kammern,  der  Provincialstände,  die  Geschworenen,  in  der 
Begel  auch  Gemeindebeamte,  Advocaten,  blosze  Privatdiener 
des  Monarchen,  bei  genauer  Sonderung  der  Eircbe  vom  Stat 
auch  die  Diener  der  Kirche,  Bischöfe,  Pfarrer  u.  s.  f.,  sei  es 
weil  diese  Personen  nicht  von  der  Statsgewalt  ihren  Auftrag 
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erhalten  haben,  auch  wenn  sie  öffentliche  Functionen  ansähen, 
sei  es  weil  ihr  Dienst  nicht  dem  State  angehört. ' 

2.     Eine  besondere  Art  des  Statsdienstes  schlieszt  sich 
an  das  St at samt  an.    Das  Statsamt  ist  ein  einzelnes  Organ 
im  Statskörper  mit  einer  besondem  ihm  eigenthümlichen  stat- 
lichen  Function.   Als  solches  bedarf  es  daher  einer,  wenn  auch 
beschränkten  eigenen  WiUensbestinmiung ,   um  seiner  Aufgabe 
in  eigenthümlicher  Weise  Genüge  zu  thun.    Erfüllt  wird  das 
Amt  von  der  Person  des  Beamten,  welcher  in  dem  Amte  in- 
dividuell wirkt.    Statsbeamte  im  weitem  Sinne  heiszen  da- 
her diejenigen  Staatsdiener,   welche,   obwohl  in  Anerkennung 
und  Beachtung  der  Unterordnung  unter  das  Statsoberhaupt, 
dennoch  mit  freier  Selbstbestimmung  die  ihnen  aufge- 
tragenen   öffentlichen   Functionen  ausüben;   in  engerm   Sinne 
aber  nur   diejenigen,   denen  eine    obrigkeitliche  Gewalt 
(imperium   oder  jurisdictio)  die  Ausübung  eines  eigentlichen 
Hoheitsrechts  übertragen  ist,  im  Gegensatze  zu  denen,   wel- 
chen keine  Statsmacht,  sondern  nur  ein  Zweig  der  Statscultur 
oder  Statswirthschaft  und  öffentlicher  Pflege  anvertraut   ist. 
Die  erstem  heiszen  Statsbeamte  im.  eugern  Sinn,  eigent- 
liche Statsbeamte,  die  letztern  können  wir  mit  einem  guten 
alten  Wort  öffentliche  Pfleger  nennen.    Beiderlei  Aemter 
sind  öffentliche  Aemter,  die  erstem  sind  aber   eigentliche 
Statsämter,  obrigkeitliche  Aemter,    die  letztem  sind 
Pflegeämter. 

Zu  den  öffentlichen  Pflegern  gehören  dann  z.  B.  die  Pro- 
fessoren und  Lehrer  an  öffentlichen  Schulen,  die  Directoren 
und  Aerzte  an  öffentlichen  Spitälern,  Statsärzte  überhaupt, 
Statsingenieure ,  aber  auch  manche  Finanzbeamte  wie  Cassiere, 
Domänenverwalter. ' 

*  Ea  können  ihnen  wohl  einzelne  statliohe  Functionen  auferlegt 
werden.  Dadurch  wird  ihr  eigentlicher  Charakter  aber  nicht  geftndert. 
Vgl  Welcker  im  Statalexikon  n.  d.  W.  Statsdiener. 

'  Schmitthenner,  Btatarecht  S.  503.  Der  Auadmck  techniache 
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Die  eigentlichen  Statsbeamten  sind  entweder  Begi«»- 
rungs-  oder  Justizbeamte.  Die  erstem  haben  wirklieb« 
Regierongsfunctionen  auszuüben  (imperium)  und  sind  auf  der 
einen  Seite  eben  darum  innerhalb  ihrer  Amtssphäre  mit  der 
Macht  ausgerüstet,  was  sie  für  zweckm&szig  und  erforderliih 
halten  im  öffentlichen  Interesse  anzuordnen,  zu  befehlen  und 
ihren  Befehlen  Folge  zu  verschaffen,  auf  der  andern  Seite  aber 
auch  im  Einzelnen  hinwieder  dem  höheren  Auftrage  ihrer 
Vorgesetzten  unterworfen  und  von  diesen  abhängig.  Die  Jn- 
stizbeamten  dagegen  haben  nicht  die  Macht,  mit  freiem  Wil- 
len zu  bestimmen,  was  ihnen  das  öffentliche  Interesse  zu  erfor- 
dern scheint,  sondern  nur  die,  das  erkannte  bestehende  Recht 
auszusprechen  und  nach  festen  Bechtsregeln  zu  handhaben  {ju- 
risdictio),  aber  bei  dieser  Thätigkeit  werden  sie  lediglieh 
durch  ihr  eigenes  Wissen  und  Gewissen,  und  nicht  durch  ein- 
zelne Aufträge  der  Statsregierung  gebunden  und  bestimmt 
Im  normalen  Zustande  sind  vorzugsweise  die  erstem  zu  libe- 
raler, die  letztem  zu  conservativer  Thätigkeit  berafen. 

3.  Ton  beiden  Arten  der  Statsbeamten  sind  die  Stats- 
angestellten  und  die  Amtsgehülfen  zu  unterscheiden. 
Sie  sind  zwar  auch  Statsdiener,  aber  sie  haben  kein  eigent- 
liches Amt,  daher  auch  weder  eine  Amtsgewalt  noch  eine 
selbständige  Amtssphäre,  sondern  sind  lediglich  Gehülfen 
der  ihnen  vorgesetzten  Beamten  und  von  diesen  abhängig; 
z.  B.  Eanzellisten,  Aufseher  in  öffentlichen  Anstalten,  Finanz- 
gehülfen  u.  s.  f.  Zu  dem  Range  von  Statsdienern  sind  sie 
erhoben,  weil  sie  immer  noch  eine  organische  Thätigkeit 
im  öffentlichen  Dienste  und  insofem  eine,  wenn  auch  niedere 
geistige  Function  ausüben.  Wenn  auch  diese  zurücktritt,  und 
die  blosz  mechanische  Dienstleistung  als   Hauptsache  er- 

Beamte,  den  er  den  eigentlioben  Regierungsbeamten  entgegentetst,  und 
unter  welchem   er  die  Riohter  mitbegreifl,   wflrde  besser  fflr  die 
Qattong  Ton  Statsbeamten  passen. 
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scheint,^  so  hOrt  auch  die  Eigenschaft  eines  Statsdieners  auf, 
ungeachtet  dieselbe  von  dem  State  benutzt  und  gefordert  wird. 
Lakaien,  Portiers,  Pedellen,  Waibel,  Gerichtsdiener,  Gendar- 
men gehören  zu  dieser  letzteren  Classe,  welche  man  füglich 
Statsbediente  nennen  kann.  Ihr  Rechts verhältnisz  ist  denn 
auch  mehr  nach  Analogie  der  Bestimmungen  des  Dienstver- 
trags im  Privatrecht  zu  behandeln  als  nach  den  wesentlich 
statsrechtlichen  über  den  Statsdienst. 

4.  Femer  ist  der  Gegensatz  zwischen  Civilbeamten 
und  Militärstellen,  zuerst  von  dem  Kaiser  Konstantin 
dem  Groszen  ausgebildet,^  auch  in  den  modernen  Statcp  von 
Bedeutung.  Als  Statsdiener  sind  nur  die  Ofüciere,  nicht  auch 
die  Soldaten  zu  betrachten,  weil  nur  jene  ein  Commando  haben, 
und  bei  diesen  überhaupt  entweder  die  allgemeine  Bürger- 
pflicht, Militärdienste  zu  leisten,  oder  die  privatrechtliche  Form 
der  Werbung  den  Dienst  begründet.  Ton  den  Civilämtem 
unterscheiden  sich  die  Militärstellen  hauptsächlich  theils  durch 
die  strengere  Disciplin,  den  militärischen  Gehorsam,  theils  da- 
durch, dasz  ihre  Functionen  nur  mittelbar  obrigkeitlich,  weil 
von  secundärer  blosz  vollziehender  Natur  sind. 

5.  Das  Bechtsverhältnisz  des  Statsdieners  ist  nicht,  wie 
man  das  früher  wohl  versucht  hat,  als  ein  privatrechtliches 
Vertragsverhältnisz  aufzufassen,  sondern  es  ist  von  wesent- 
lich statsrechtlicher  Natur.  Der  Gesichtspunkt  des 
Mandats  paszt  darauf  so  wenig  als  der  überdem  unwürdige  der 
Dienslmiethe,  Weder  die  Begründung,  noch  der  Inhalt,  noch 
die  Aufhebung  des  Statsdienstes  läszt  sich  aus  demselben  er- 
klären. 

>  Auf  diesen  Gegensatz  hat  Sohmitthenner,  Stotsrecht  8.  503 
mit  Recht  aufmerksam  gemacht.  Wenn  er  aber  die  StatsangesteUten 
Subalternbeamte  heiszt,  so  wird  damit  nur  die  Unterordnung  aus- 
gedrfickt,  die  auch  unter  den  wirklichen  Beamten  stattfindet.  Man  kann 
den  Gegensatz  auch  bezeichnen  Statsbeamte  und  Amtsgehülfen. 

*  Vgl.  oben  Buch  Y.  Cap.  1,  8.  397.  Gibbons  Gesohiohte  des 
rSmisehen  Beiehs  Cap.  16. 
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Die  eigentlichen  Statsbeamten  sind  entweder  Begi^ 
rungs-  oder  Justizbeamte.  Die  erstem  haben  wirtlicbe 
Regierungsfunctionen  auszuüben  (imperium)  und  sind  aaf  der 
einen  Seite  eben  darum  innerhalb  ihrer  Amtssphäre  mit  der 
Macht  ausgerüstet,  was  sie  für  zweckm&szig  und  erforderlitb 
halten  im  öffentlichen  Interesse  anzuordnen,  zu  befehlen  und 
ihren  Befehlen  Folge  zu  verschaffen,  auf  der  andern  Seite  aber 
auch  im  Einzelnen  hinwieder  dem  höheren  Auftrage  ihrer 
Vorgesetzten  unterworfen  und  von  diesen  abhängig.  Die  Jn- 
stizbeamten  dagegen  haben  nicht  die  Macht,  mit  freiem  Wil- 
len zu  bestimmen,  was  ihnen  das  öffentliche  Interesse  zu  erfor- 
dem  scheint,  sondern  nur  die,  das  erkannte  bestehende  Bedit 
auszusprechen  und  nach  festen  Bechtsregeln  zu  handhaben  {jü- 
risdictio),  aber  bei  dieser  Thätigkeit  werden  sie  lediglidi 
durch  ihr  eigenes  Wissen  und  Gewissen,  und  nicht  durch  ein- 
zelne Auftrage  der  Statsregierung  gebunden  und  bestimmt. 
Im  normalen  Zustande  sind  vorzugsweise  die  erstem  zu  libe- 
raler, die  letztem  zu  conseryativer  Thätigkeit  berafen. 

3.  Ton  beiden  Arten  der  Statsbeamten  sind  die  Stats- 
angestellten  und  die  Amtsgehülfen  zu  unterscheiden. 
Sie  sind  zwar  auch  Statsdiener,  aber  sie  haben  kein  eigent- 
liebes  Amt,  daher  auch  weder  eine  Amtsgewalt  noch  ein^ 
selbständige  Amtssphäre,  sondern  sind  lediglich  Geholfen 
der  ihnen  vorgesetzten  Beamten  und  von  diesen  abhängig: 
z.  B.  Eanzellisten,  Aufseher  in  öffentlichen  Anstalten,  Finanz- 
gehülfen  u.  s.  f.  Zu  dem  Range  von  Statsdienem  sind  sie 
erhoben,  weil  sie  immer  noch  eine  organische  Thätigkeit 
im  öffentlichen  Dienste  und  insofem  eine,  wenn  auch  niedere 
geistige  Function  ausüben.  Wenn  auch  diese  zurücktritt,  und 
die  blosz  mechanische  Dienstleistung  als  Hauptsache  er- 

Beamte,  den  er  den  eigentlichen  Regier ungsbeamten  entgegensetst,  nnd 
nnter  welchem  er  die  Richter  mitbegreifl,  wflrde  besser  lUr  die  obige 
Qattnng  ron  Statsbeamten  passen. 
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scheint,^  so  hOrt  auch  die  Eigenschaft  eines  Statsdieners  auf, 
ungeachtet  dieselbe  von  dem  State  benutzt  und  gefordert  wird. 
Lakaien,  Portiers,  Pedellen,  Waibel,  Gerichtsdiener,  Gendar- 
men gehören  zu  dieser  letzteren  Classe,  welche  man  füglich 
Statsbediente  nennen  kann.  Ihr  Bechtsverhältnisz  ist  denn 
auch  mehr  nach  Analogie  der  Bestimmungen  des  Dienstver- 
trags im  Privatrecht  zu  behandeln  als  nach  den  wesentlich 
statsrechtlichen  über  den  Statsdienst. 

4.  Femer  ist  der  Gegensatz  zwischen  Givilbeamten 
und  Militärstellen,  zuerst  von  dem  Kaiser  Konstantin 
dem  Groszen  ausgebildet,^  auch  in  den  modernen  Statcp  von 
Bedeutung.  Als  Statsdiener  sind  nur  die  Offtdere,  nicht  auch 
die  Soldaten  zu  betrachten,  weil  nur  jene  ein  Gonmiando  haben, 
und  bei  diesen  überhaupt  entweder  die  allgemeine  Bürger- 
pflicht, Militärdienste  zu  leisten,  oder  die  privatrechtliche  Form 
der  Werbung  den  Dienst  begründet.  Von  den  Civilämtem 
unterscheiden  sich  die  Militärstellen  hauptsächlich  theils  durch 
die  strengere  Disciplin,  den  militärischen  Gehorsam,  theils  da- 
durch, dasz  ihre  Functionen  nur  mittelbar  obrigkeitlich,  weil 
von  secundärer  blosz  vollziehender  Natur  sind. 

5.  Das  Bechtsverhältnisz  des  Statsdieners  ist  nicht,  wie 
man  das  früher  wohl  versucht  hat,  als  ein  privatrechtliches 
Vertragsverhältnisz  aufzufassen,  sondern  es  ist  von  wesent- 
lich statsrechtlicher  Natur.  Der  Gesichtspunkt  des 
Mandats  paszt  darauf  so  wenig  als  der  überdem  unwürdige  der 
Dienslmiethe,  Weder  die  Begründung,  noch  der  Inhalt,  noch 
die  Aufhebung  des  Statsdienstes  läszt  sich  aus  demselben  er- 
klären. 

'  Auf  diesen  Gegensatz  hat  Schmitthenner,  Sto tsrecht  8.  503 
mit  Recht  aufmerksam  gemacht.  Wenn  er  aber  die  Statsangestellten 
Snbalternbeamte  heiszt,  so  wird  damit  nur  die  Unterordnong  aos- 
gedrfickt,  die  auch  unter  den  wirklichen  Beamten  stattfindet.  Man  kann 
den  Gegensatz  auch  bezeichnen  State beamte  und  Amtsgeh Ulfen. 

«  Vgl.  oben  Buch  Y.  Cap.  1,  8.  397.  Gibbons  Geschichte  des 
rSmiscben  Beichs  Cap.  16. 
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Die   eigentlichen    Statsbeamten    sind    entweder    Begri^~ 
rungs-  oder  Justizbeamte.    Die  erstem  haben  wirkliche 
Regierungsfunctionen  auszuüben  (imperium)  und  sind  auf  der 
einen  Seite  eben  darum  innerhalb  ihrer  Amtssphäre  mit   der 
Macht  ausgerüstet,   was  sie  für  zweckmftszig  und  erforderlich 
halten  im  öffentlichen  Interesse  anzuordnen,  zu  befehlen  und 
ihren  Befehlen  Folge  zu  Terschaffen,  auf  der  andern  Seite  aber 
auch   im   Einzelnen    hinwieder    dem  höheren   Auftrage   ihrer 
Vorgesetzten  unterworfen  und  von  diesen  abhängig.    Die  Jn- 
stizbeamten  dagegen  haben  nicht  die  Macht,  mit  freiem  Wil- 
len zu  bestimmen,  was  ihnen  das  öffentliche  Interesse  zu  erfor- 
dern scheint,  sondern  nur  die,  das  erkannte  bestehende  Beeht 
auszusprechen  und  nach  festen  Bechtsregeln  zu  handhaben  (jo- 
risdictio),    aber  bei  dieser  Thätigkeit  werden    sie    lediglidi 
durch  ihr  eigenes  Wissen  und  Gewissen,  und  nicht  durch  ein- 
zelne  Aufträge   der   Statsregierung  gebunden  und   bestimmt. 
Im  normalen  Zustande  sind  vorzugsweise  die   erstem  zu  libe- 
raler, die  letztem  zu  conservativer  Thätigkeit  berafen. 

3.  Ton  beiden  Arten  der  Statsbeamten  sind  die  Stats- 
angestellten  und  die  Amtsgehülfen  zu  unterscheiden. 
Sie  sind  zwar  auch  Statsdiener,  aber  sie  haben  kein  eigent- 
liches Amt,  daher  auch  weder  eine  Amtsgewalt  noch  eine 
selbständige  Amtssphäre,  sondern  sind  lediglich  Gehülfen 
der  ihnen  vorgesetzten  Beamten  und  von  diesen  abhängig; 
z.  B.  Eanzellisten,  Aufseher  in  öffentlichen  Anstalten,  Finanz- 
gehfllfen  u.  s.  f.  Zu  dem  Bange  von  Statsdienem  sind  sie 
erhoben,  weil  sie  immer  noch  eine  organische  Thätigkeit 
im  öffentlichen  Dienste  und  insofern  eine,  wenn  auch  niedere 
geistige  Function  ausüben.  Wenn  auch  diese  zurücktritt,  und 
die  blosz  mechanische  Diensüeistung  als   Hauptsache  er- 


Beamte,  den  er  den  eigentlichen  Regierungtbeamten  entgegentetst,  und 
nnter  welchem  er  die  Richter  miibegreifl,  wflrde  besser  f&r  die  obige 
Qattong  Ton  Statsbeamten  pasien« 
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Bcheint,^  so  hOrt  auch  die  Eigenschaft  eines  Statsdieners  auf, 
ungeachtet  dieselbe  von  dem  State  benutzt  und  gefordert  wird. 
Lakaien,  Portiers,  Pedellen,  Waibel,  Gerichtsdiener,  Gendar- 
men gehören  zu  dieser  letzteren  Classe,  welche  man  füglich 
Statsbediente  nennen  kann.  Ihr  Bechtsverhältnisz  ist  denn 
auch  mehr  nach  Analogie  der  Bestimmungen  des  Dienstver- 
trags im  Privatrecht  zu  behandeln  als  nach  den  wesentlich 
statsrechtlichen  über  den  Statsdienst. 

4.  Femer  ist  der  Gegensatz  zwischen  Givilbeamten 
and  Militärstellen,  zuerst  von  dem  Kaiser  Konstantin 
dem  Grossen  ausgebildet,^  auch  in  den  modernen  Statcip  von 
Bedeutung.  Als  Statsdiener  sind  nur  die  OfQciere,  nicht  auch 
die  Soldaten  zu  betrachten,  weil  nur  jene  ein  Commando  haben, 
und  bei  diesen  überhaupt  entweder  die  allgemeine  Bürger- 
pflicht, Militärdienste  zu  leisten,  oder  die  privatrechtliche  Form 
der  Werbung  den  Dienst  begründet.  Von  den  Civilämtem 
unterscheiden  sich  die  MilitärsteUen  hauptsächlich  theils  durch 
die  strengere  Disciplin,  den  militärischen  Gehorsam,  theils  da- 
durch, dasz  ihre  Functionen  nur  mittelbar  obrigkeitlich,  weil 
von  secundärer  blosz  voUziehender  Natur  sind. 

5.  Das  Bechtsverhältnisz  des  Statsdieners  ist  nicht,  wie 
man  das  früher  wohl  versucht  hat,  als  ein  privatrechtliches 
Yertragsverhältnisz  aufzufassen,  sondern  es  ist  von  wesent- 
lich statsrechtlicher  Natur.  Der  Gesichtspunkt  des 
Mandats  paszt  darauf  so  wenig  als  der  überdem  unwürdige  der 
Dienslmiethe,  Weder  die  Begründung,  noch  der  Inhalt,  noch 
die  Aufhebung  des  Statsdienstes  läszt  sich  aus  demselben  er- 
klären. 

'  Auf  diesen  Qegensaix  hat  Sobmitthenner,  Sin  Urecht  8.  503 
mit  Recht  aufmerksam  gemacht.  Wenn  er  aber  die  StatsangesteUten 
Snbalterubeamte  beiszt,  so  wird  damit  nur  die  Unterordnung  aus- 
gedrfiokt,  die  auch  unter  den  wirklichen  Beamten  stattfindet.  Man  kann 
den  Qegensatx  auch  bezeichnen  Statsbeamte  und  Am tsgeh Ulfen. 

«  Vgl.  oben  Buch  Y.  Cap.  1,  8.  397.  Gibbons  Geaohichte  des 
rSmisehen  Reichs  Cap.  16. 
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Die  Begrondiing  desselben  geschieht  im  (öffentlichen  In- 
teresse dnrch  einen  in  Form  nnd  Inhalt  Norm  gebenden  W  i  l- 
lensact  des  Stats,  das  Anstellnngsdecret*  Man  h.* 
wohl  diesen  Act  ein  Specialgesetz  genannt^  ein  Ausdruck, 
welcher  indessen  besser  vermieden  wird^  da  er  in  der  Beg»! 
nicht  dnrch  den  gesetzgebenden  Körper,  sondern  in  Monarchitr: 
durch  den  Monarchen,  in  Bepnbliken  bald  dnrch  die  Begie- 
rong  bald  durch  die  Yolkswahl  geflbt  wird.  Dieser  Act  ir 
selbst  in  dem  immerhin  seltenen  Falle,  wo  demselben  ein- 
Unterhandlung  und  ein  wirklicher  Vertrag,  z.  B.  mit  einen 
AusUnder,  dessen  Dienste  ein  Stat  zu  erwerben  wünscht,  Tor- 
hergeht,  wesentlich  ein  einseitiger  Willensact  der  flberge- 
ordneten  Statsgewalt,  und  nie  kann  aus  jenem  Vertrage  eine 
Civilklage  auf  wirkliche  Anstellung  gegeben  und  das  Deere: 
etwa  durch  gerichtlichen  Zwang  dem  State  abgedrungen  wer- 
den. Vielmehr  berechtigt  auch  dann  ein  solcher  Vertrag  nur 
zu  einer  Entschädigungsforderung  von  ganz  privatrechtlichem 
Inhalt,  wenn  das  Anstellungsdecret  vom  State  nicht  voUzogoi 
werden  sollte. 

*  05nner,  der  Siatsdienst  am  dem  Geiichtspankt  des  R«cbis 
Landshut  1808.  —  ZaohariS,  D.  St  136.  Sohmitthenner,  Stit?. 
recht  S.  509  rerwirft  zwar  jene  legistiiche  Auffassung  mancher  neoereo 
Juristen,  die  sonderbar  genug  das  römische  Priratrecht  für  uns  sogar  ia 
einem  Verh&ltnisse  als  massgebend  ansahen,  wo  die  Römer  selbst  ic 
ihrem  State  nie  daran  gedacht,  dasselbe  anzuwenden;  aber  er  behauptet 
doch,  der  Statsdienst  werde  durch  Vertrag,  nur  keinen  obligatorischen 
ciugegangen.  Dieser  Vertrag  nftmlioh  ,igehe  der  Bestaüung  als  cavA 
praecedens  yoran,  wie  der  Inrestitur  bei  dem  Lehen  der  Lehensrertrag.* 
Aber  diese  Ansicht  ist  ebenfalls  irrig.  Vorhergehende  Vertrige  der  An 
kommen  in  der  Wirklichkeit  nur  ausnahmsweise  yor,  denn  die  Anfrage, 
ob  jemand  ein  Amt  annehmen  würde,  und  die  Zusage  desselben  bewirkt 
noch  keinen  Vertrag.  Ein  solcher  Vertrag  müszte  somit  fingirl  werden, 
und  dafür  gibt  es  keinen  Orund.  Wo  er  aber  ausnahmsweise  rorkonuBt, 
da  wirkt  er  auch  nur  prirat-  nicht  statsrechtlich,  gehört  also  nicht  hie- 
her.  DiejAnnahme  der  Anstellung,  welche  dieser  nachfolgt,  und  die 
Ablehnung  derselben  sind  zwar  f^ilich  Willensacte  des  IndiTidnom«, 
welches  das  Amt  Übernimmt  oder  ausschlügt.  Aber  sie  ftndem  den  obrig- 
keitlichen Charakter  des  Decretes  nicht. 
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Das  Wesen  femer  des  Statsdienstes  liegt  in  den  Func- 
tion en,  welche  vom  State  ans  bestimmt  werden  und  einen 
öffentlichen,  organischen  Charakter  haben.  Das  Amt 
besteht  nur,  insofern  der  Stat  zu  seinem  Leben  seiner  bedarf, 
in  keiner  Beziehung  aber  um  des  Individuums  willen, 
welches  dasselbe  inne  hat.  Es  kann  daher  auch  seiner  Natur 
nach  nicht  zu  eigenem  Privatrechte  verliehen  noch  als  solches 
Gegenstand  des  Privatverkehrs  werden.  Wo  derlei  geschehen 
ist,  wie  im  Mittelalter  und  spät  noch  in  Frankreich,  da  war 
eben  der  Stat  selbst  noch  in  den  Banden  des  Privatrechts  ge- 
fimgen  und  noch  nicht  zu  vollem  Bewusztsein  seines  politischen 
Daseins  gelangt. 

In  der  mit  dem  Amte  verbundenen  Besoldung  liegt 
allerdings  ein  privatrechtliches  Element,  aber  dieses  ist  von 
untergeordneter  Bedeutung.  Es  bestimmt  das  Wesen  des 
Statsdienstes  nicht.  Daher  hat  es  auch  zu  allen  Zeiten  man- 
cherlei Statsämter  und  Stellen  gegeben,  mit  denen  keine  Be- 
soldung verbunden  war,  ohne  dasz  darum  der  Statsdienst  seine 
Natur  verändert  hat. 


Zweites  Capitel. 

Anstellung  der  Statsdiener. 

* 

1.  Die  Erblichkeit  der  Aemter,  im  Mittelalter  allent- 
halben in  Europa  eingeführt,  wird  in  den  modernen  Stat^ 
mit  Recht  eben  so  allgemein  verworfen.  Die  Geschichte  des 
Mittelalters  hat  unwiderleglich  bewiesen,  dasz  die  Erblichkeit 
der  Aemter  diese  in  Herrschaften  umwandle,  und  so  die 
Einheit  und  Ordnung  des  States  auflöse.  Die  Functionen  des 
Amtes  erfordern  überdem  persönliche  Befähigung  des  Stats- 
dieners.    Diese  aber  ist  nicht  erblich,   sondern  individuel. 
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Die  Erblichkeit  der  Ansprache  auf  das  Amt  gew&hit 
keine  Garantie  für  die  Tüchtigkeit  des  Beamten,  nnd  vetspem 
zum  Schaden  des  States  anderen  f&higen  Individuen  den  Weg 
zn  öffentlicher  Wirksamkeit. 

Nur  ganz  ausnahmsweise  kommen  daher  in  dem  nenem 
State  noch  Erbämter ,  und  gewöhnlich  nur  dar  vor ,  wo  mi: 
denselben  keine  Functionen  iej  Statsgewalt,  sondern  nur  Ehren- 
rechte verbunden  sind,  wie  die  Erbhofämter. 

2.  In  den  republikanischen  Staten  sowohl  des  Alterthums 
als  theilweise  auch  der  neuern  Zeit,  wie  in  der  Schweiz  und  in 
Amerika,  ist  ein  entgegengesetztes  System,  der  Eniemrang  auf 
bestimmte  Zeitfrist,  meistens  von  wenig  Jahren,  lierr- 
sehend  geworden,  zuweilen  mit,  zuweUen  auch  ohne  die  Mög- 
lichkeit der  Erneuemngswahlen.  Für  Gemeindeämter,  weicht 
in  der  Begel  keine  höhere  Ausbildung  erfordern,  und  nur  sel- 
ten alle  Kräfte  eines  Menschenlebens  absorbiren,  ist  dieses 
System  wohl  zu  billigen.  Für  Statsämter  aber,  welche  eine 
jahrelange  Berufsbildung  erheischen  —  wie  das  in  unsen 
neuem  künstlichen  Lebens verh^tnissen  unumgänglich  nöthig 
geworden  ist  —  ist  dasselbe  mit  groszen  Nachtheilen  verbun- 
den. Es  befördert  nämlich,  indem  es  dem  Ehrgeize  Einzelner 
und  den  Parteiumtrieben  Vieler  einen  willkommenen  Spielraum 
eröffnet,  ungemein  den  Wechsel  der  Beamten,  untergräbt  >«> 
die  Sicherheit  zahlreicher,  dem  State  geweihter  Existenzen, 
und  damit  die  Buhe  des  States  selbst,  und  hindert  und  stört 
vielfach  die.  nachhaltige  und  dauerhafte  Wirksamkeit  der 
Aemter.  Diese  Nachtheile  werden  durch  den  Yortheil,  unfähige 
oder  solche  Beamte,  welche  das  Vertrauen  verloren  haben, 
leichter  zu  entfernen  und  durch  Männer  zu  ersetzen,  von  wel- 
chen bessere  Dienste  gehofft  werden,  sicher  nicht  aufgewogen. 
Weniger  bedenklich  ist  dieses  System  indessen  in  einer  Ari- 
stokratie, welche  von  Natur  zur  Stätigkeit  und  Mäszignng  ge- 
neigt ist,  als  in  einer  Demokratie,  welche  ohnehin  den  Wech- 
sel liebt,   gerade  darum  aber  auch  eine   natürliche  Neigung 
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hat,  die  Aemter  nur  auf  kurze  Zdt  zu  besetzen.  Für  diese 
kommt  die  Gefahr  hinzu,  dasz  der  Stat  die  Dienste  gerade 
der  ausgezeichnetsten  und  tauglichsten  Individuen  entbehren 
mosz,  theüs  weil  diese  es  vorziehen,  einen  andern  sichere- 
ren Lebensberuf  zu  wählen,  theils  weil  der  Wechsel  der 
Stimmungen  sie  Öfter  ohne  inneren  Qrund  aus  den  Aemtern 
entfernt. 

3.  Die  Freiheit  des  Individuums,  ein  Amt  anzuneh- 
men oder  auszuschlagen,  zu  welchem  es  berufen  wird, 
ist  als  Eegel  anzuerkennen,  nicht  weil  der  Statsdienst  auf 
Vertrag  zu  gründen  ist,  sondern  weil  die  Natur  eines  indivi- 
duellen geistigen  Dienstes  einem  directen  Zwange  nicht  ge- 
horcht, einer  mittelbaren  NOthigung  aber  nur  schwer  und  un- 
vollständig sich  fügt,  vielmehr  individuelle  Freiheit  als  nor- 
male Quelle  tüchtiger  Wirksamkeit  fordert,  und  weU  kein 
Statsbürger  als  solcher  genöthigt  werden  kann,  dem  State  be- 
sondere ausgezeichnete  Opfer  zu  bringen.  Diese  Kegel  wird 
denn  auch  in  den  neuern  Staten  fast  überall  anerkannt,  in 
Republiken  nicht  minder  als  in  Monarchien.* 

Ausnahmen  kommen  gewöhnlich  nur  da  vor,  wo  das 
Statsamt  sich  dem  Gemeindeamt  annähert  oder  mit  diesem 
zusanunentrifft.  Die  geringeren  Ansprüche,  welche  hier  an 
das  Individuum  gestellt  werden,  und  das  verbreitete  Bedürf- 
nisz  solcher  Stellen  haben  den  Gedanken  an  eine  allge- 
meine Bürgerpflicht  in  solchen  Fällen  annehmbar  erschei- 
nen lassen.' 

4.  Die  individuelle  Fähigkeit  zu  öffentlichen  Aemtern 
wird  nach  dem  deutschen  Beamtensystem  näher  geprüft, 
und  nur  solche  Personen  können  zu  denselben  berufen  wer- 

^  Aach  in  der  Schweiz  und  in  IfordamerikA  gilt  die  Regel. 
Far  dieses  TgK  Story  HI.  37.  §.  120.  FQr  DeutsohUnd  Zucharift 
D.  St.  S.  136. 

'  So  wo  eine  Stadt  zum  State  geworden,  wie  die  freien  Reichs- 
städte, oder  wo,  wie  fan  Kuiton  Appenzell,  das  Statswesen  so  einlaeh 
wie  eine  Gemeinde  geartet  ist. 
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den,  welche  die  Statsprüfung  bestanden  haben.  Dieses 
System  hat  offenbar  grosze  unverkennbare  Yonüge  Ypr  dem 
in  den  meisten  andern  Staten  noch  geltenden  Systeme,  wel- 
ches bei  Anstellungen  nicht  an  die  Liste  der  geprüften  Can- 
didaten  gebunden  wird.  Einmal  nämlich  gibt  es  eine  erhöht*' 
Gewähr  fflr  grflndliche  Vorbildung  und  Berufstüchtigkeii,  und 
überdem  wehrt  es  in  erheblichem  Masze  den  ungebührlicheo 
Einflössen  des  Parteispiels  und  der  Hofintrigne.  Es  sichert 
die  Laufbahn  des  Talentes,  und  entfernt  zudringliche  and  un- 
wissende Bewerber.  Nur  darf  dieses  System  nicht  in  pedan- 
tischer Weise  behandelt  werden,  und  sind  auch  die  nöthigeD 
Ausnahmen  offen  zu  laszen,  nicht  blosz  f&r  Ausländer,  deren 
Fähigkeit  auch  ohne  StatsprOfung  auf  anderm  Wege  offen- 
bar geworden  ist,  sondern  auch  für  ausgezeichnete  Inländer. 
Gerade  die  am  meisten  begabten  Menschen  gehen  oft  einen 
eigenthümlichen  Lebensweg,  und  da  wäre  es  eine  Thorheit, 
würde  der  Stat  ihrer  Dienste  entbehren  müssen,  weil  sie  nicht 
auf  den  gebahnten  Wegen  vorgegangen  sind,  sondern  in 
schwierigeren  Verhältnissen  ihre  Fähigkeiten  bewährt  haben. 
Es  gut  das  vorzüglich  für  die  Aemter,  die  eine  erhöhte 
statsmännische  oder  wissenschaftliche  Befähigung 
erfordern,  wie  Minister  und  Statsräthe  oder  Professoren  an 
Universitäten.  Für  solche  AusnahmsfäUe  läszt  sich  indessen 
leicht  sorgen,  ohne  die  Regel  irgend  zu  gefährden  oder  zu 
schwächen. 

Ein  anderer  üebelstand,  der  sich  in  Deutschland  an  das 
im  Uebrigen  treffliche  System  angehängt  und  die  Früchte 
desselben  vielfach  zerstört  hat,  besteht  darin,  dasz  die  erste 
Anstellung  sowohl  der  Aspiranten  auf  den  Statsdienst  als 
das  Vorrücken  der  Statsdiener  zu  sehr  nach  mathematischen 
Rücksichten  des  Dienstalters  bestimmt  wird,  und  die  aus- 
gezeichnete Qualität  zu  wenig  in  Betracht  kommt.  Gute 
Köpfe  werden  oft  durch  vieljährige  fabrikähnliche  Beschäf- 
tigung mit  untergeordneten   Diensten  abgemattet,   und  wenn 


Zweites  Capiie).    AnsteUong  der  Statsdiener.  129 

sie  nach  langen  Mühen  und  Entbehrungen  endlich  aufwärts 
steigen,  und  h()here  geistige  Anforderungen  an  sie  gestellt 
werden  massen,  so  sind  sie  erlahmt  und  ihre  beste  Eiafi;  er- 
storben. Auch  dieses  üebel  ist  aber  nicht  in  dem  Wesen  des 
Systems  begründet ,  sondern  nur  eine  Folge  seiner  bureaukra- 
tischen  Entartung,  die  dadurch  hinwieder  fortwährend  ge- 
nährt wird. 

Die  Prüfung  ist  gewöhnlich  eine  doppelte,  zuerst  nach 
der  Vollendung  der  üniversitätsstudien  eine  theoretische, 
von  den  Professoren  geleitete  —  eine  Einrichtung,  welche  gut 
geleitet  theils  auf  das  üniversitätsstudium  wohlthätig  zurück- 
wirkt, theils  der  Befähigung  der  Examinatoren  und  der  Exa- 
minanden durchaus  angemessen,  und  durch  andere  Mittel  nicht 
leieht  zu  ersetzen  ist — sodann  später  eine  practische.  Wäh- 
rend dieselbe  allgemeine  wissenschaftliche  Vorbildung  für  Ju- 
risten und  Yerwaltungsmänner  gefordert  werden  darf,  wäre  im 
Besonderen  doch  eine  Scheidung  je  nach  der  besondem  Bich- 
toQg  und  Bestimmung  der  Candidaten  entweder  f&r  die  Be- 
gierung  und  Verwaltung  oder  für  die  Justiz  zweck- 
gemäsz,  denn  nur  wenige  Individuen  werden  zugleich  für  Oe- 
richts-  und  fdr  Verwaltungsstellen  sich  eignen,  und  leicht 
kann  die  Nöthigung,  zu  vielerlei  Kenntnisse  zu  umfassen,  der 
höheren  Befähigung  fSr  eine  bestinunte  Art  der  statlichen  Be- 
rofsbfldung  Abbruch  thun.  In  dieser  Hinsicht  ist  die  noch 
allzusehr  überwiegende  Bücksicht  auf  die  eigentliche  Juris- 
prudenz im  Oegensatze  zu  höherer  statsrechtlicher  und  natio- 
nalökonomischer  Bildung  ein  überliefertes  Gebrechen  der  in 
Deutschland  bestehenden  Anordnungen.^ 

Für  niedere  Statsanstellungen  werden  keine  Statsexamen, 

'  R.  T.  Mo  hl  in  der  Zeitachrift  fOr  Reohtswisseiuehafl  des  Aiulaii« 
des  Toii  Mitiermaier  XYI.  8.  431  ff.  Ed.  LabouUye  de  Tenseig- 
nement  et  du  norioiat  administratif  en  Allemagne  in  Wolowsky 
Beyne  XVm.  Bluntschli  Dentsohe  BechtBSohalen.  2.  Aufl.  8.  92  ff. 
ViTien  £t  Adm.  L  8.  205. 

BUitichii,  »llfeaieiBM  Stattreeht    II.  9 
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sondern  nur  practische  üebung,  und  imtbesondere  blosze  Schrei- 
berdienste gefordert. 

Weniger  fest  und  wohlgeordnet  sind  die  AnstellungSTer- 
hältnisse  in  andern  Staten.  Insbesondere  ist  es  ein  Mangel 
sowohl  mancher  constitutioneller  Monarchien,  als  mancher  Re- 
publiken, dasz  häufig  noch  die  Aemter  nach  bloszen  Partei- 
rücksichten  an  die  politischen  Freunde  und  Gflnstlinge  der 
jeweiligen  Minister  oder  der  einfluszreichen  Parteihftupter  ver- 
geben werden,^  auch  wenn  dieselben  das  Fach,  in  dem  sie 
arbeiten  sollen,  weder  studirt  noch  sich  darin  geUbt  haben, 
mit  Hintansetzung  tüchtigerer  Individuen.  Jede  Regierung, 
zumal  in  Zeiten  bewegter  politischer  Kämpfe,  wird  zwar  die 
politische  Gesinnung  der  Candidaten  bei  Anstellungen  keines- 
wegs auszer  Acht  setzen  dOrfen,  will  sie  nicht  sich  selber 
verwunden  und  schwächen,  aber  wo  die  Parteigunst  oder 
Ungunst  allein  oder  vornehmlich  entscheidet,  da  wird  der 
Statsdienst  selbst  vernachlässigt,  und  der  Zweck  der  Statsein- 
richtungen  den  Schwankungen  und  Leidenschaften  der  Parteien 
preisgegeben. 

Für  Richterämter  hat  das  BedOrfnisz  in  den  meisten 
Staten  richtige  Grundsätze  wenigstens  in  Uebung  gebracht. 
Hier  ist  denn  auch  eine  juristische  Vorbildung  ein  so  offen- 
bares Erfordernisz  bei  dem  Zustande  des  modernen  Rechts, 
dasz  dasselbe  weniger  als  bei  eigentlichen  Regierongsstellen 
verkannt  worden  ist. 

5.  Da  die  individuelle  Tüchtigkeit  die  Haupteigenschaft 
ist,    welche  von  den  Beamten  verlangt  werden  musz,  diese 

*  Aach  ,in  England  werden  oft  nnOhige  Leute  duroh  das  SteOea- 
patronat  eiofluszreicher  Parlament9glieder  in  die  Aemter  gebracht  Da« 
SelfgoTerninent  Termindert  wohl  die  Geschäfte  derRegterung  aber  nicht 
das  ErfordemisE  ron  Kenntnissen  nnd  FShigketten,  um  die  noch  blei- 
benden QesohAfte  richtig  eq  erledigen.  Vgl.  Oneist,  Engl.  Varf.-  a. 
Verw.-  Recht.  Bd.  II.  In  Amerika  hat  der  PrIUident  Jackson  ainen 
Wechsel  der  Rundesboamten  ans  Parteirflcinichten  zuertt  in  Orosien 
durchgeführt. 
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aber  nicht  durch  eine  bestimmte  Abstammung  bedingt  ist, 
so  ist  es  als  ein  Fortschritt  des  neueren  States  festzuhalten, 
dasz  der  Weg,  zu  den  Aemtern  zu  gelangen,  allen  Stats- 
bürgern  offen,  und  nicht  mehr  einzelnen,  insbesondere  ade- 
ligen oder  patricischen  jClassen,  ausschlieszlich  oder  vor- 
zugsweise zugänglich  ist.  ^ 

6.  Dem ""deut sehen  Systeme  eigenthümlich  ist  die  Ver- 
wendung der  Statsamtscandidaten  zu  freiwilliger  Aushülfe  als 
Praciicanten ,  Referendare,  Auscultatoren  in  den  Begierungs- 
bureaus und  bei  den  Gerichstbehörden ,  welche  man  das 
Noviciat  genannt  hat.  Sie  folgt  auf  die  theoretische  Stats- 
prüfong,  und  bereitet  sowohl  die  practische  Prüfung  als  die 
wirkliche  Anstellung  vor.  Die  Aspiranten  auf  den  Statsdienst 
erlangen  auf  solche  Weise  practische  Kenntnisse  und  Fertig- 
keiten, und  ihre  Brauchbarkeit  für  das  Amt  wird  weiter  er* 
probt.  Ein  zu  steifes  Festhalten  an  solch  äuszerer  Stufenord- 
nung, und  ein  pedantisches  Schreiberwesen,  welches  sich  an 
diese  anschmiegt,  fördern  zwar  wieder  das  üebel  der  Bureau- 
kratie,^  können  aber,  ohne  die  Vorzüge  des  Noviciates  auf- 
zugeben, wohl  vermieden  werden. 

7.  Die  Frage,  wann  die  Anstellung  beginnt,  ist  zwar 
schon  mehrfach  bestritten  worden.  Erinnert  man  sich  aber 
daran,  dasz  dieselbe  ihrem  Wesen  nach  ein  einseitiger  Act 
der  Statsgewalt  ist,  welche  ein  Individuum  mit  dem  Amte 
betraut,  so  wird  man  unbedenklich  antworten:  Der  Moment, 
in  welchem  dieser  Willensact  als  vollendet  offenbar  wird, 
d.  h.  die  zu  Protokoll  genommene  und  unterzeich- 
nete Ernennung  oder  Wahl  ist  als  Anfang  der  Amts- 
dauer zu  betrachten ,  und  von  da  an  hat  der  Beamte  nicht 

^  Bayerische  Yerfassnng  lY.  $.  4.  und  §.  5:  „Jeder  Bayer  ohne 
Unterschied  kann  xu  allen  Civil- ,  Militftr-  und  Kirohenämtem  oder 
Pfründen  gelangen.^  Französische  Tonl816.§.3.  Preuszisohe  %.A. 

*  Martin  Luther  schon  hat  dasselbe  wohl  erkannt.  Er  heiszt  die 
Boreaukraten  „  Leute  die  nur  eine  Handthierung,  ein  Handwerk  aus  der 
Obrigkeit  machen.*^ 

9* 
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allem  auf  seme  privatFechtliche  Besoldung,  sondern  aach  maf 
die  üebertragnng  der  mit  seinem  Amte  verbündten  stats- 
rechtlichen  Befugnisse,  wo  es  jener  flberhanpt  noch  bedarf« 
ein  Becht.  Die  Mittheüung  des  Decrets  an  denselben,  so  wie 
die  spätere  Einweisung  und  Einkleidung  in  das  Amt  sind  nur 
Wirkungen  der  vollendeten  Anstellung,  und  nicht  die  YoUoi- 
düng  dieser.^ 


Drittes  GapiteL 

Rechte  and  Yerpflichtungen  der  Statsbeamten. 

1.  Der  Beamte  hat  vorerst  ein  Recht,  die  mit  seinem 
Amte  verbundenen  öffentlichen  Functionen  auszuüben.  Die 
amtliche  Ermächtigung,  diese  Befugnisse  auszuüben,  heiszt 
seine  Competenz  (Zuständigkeit). 

Dieses  wichtigste  Secht  ist  von  rein  statsrechtlicher 
Natur.  Daher  ist  dasselbe  auch  mit  der  Verpflichtung, 
die  erforderlichen  Functionen  auszuQben,  unauflöslich  verbun- 

^  Ygh  darüber  den  Streit  zwischen  dem  Prftsidenten  Je  f  fers  ob 
und  dem  obersten  Gerichtshöfe  von  Kordamerika  bei  Storj  ID.  37. 
$.  120.  Jener  behauptete:  erst  die  ZasteHang  der  Emennvngsiirkaiide 
an  den  Beamten,  nicht  schon  die  Bestellung  yerleihe  diesem  das  Reckt. 
Dieser  dagegen  bewies  ausführlich,  dasz  der  AnsteUnngsact  der  Zustel- 
hing  der  Urkunde  und  der  Annahme  Torh ergehe,  und  in  nch  aUe  Be- 
dingungen der  Wirksamkeit  enthalte,  so  dasi  der  anatenendea  Begie- 
rung  Ton  da  an  nicht  mehr  das  Recht  zustehe,  dieAnsteUong  nngesehe» 
hen  zu  machen.  Zacharift,  D.  St  §.136  beschrftnkt  die  Wirinuig  der 
AnsteUnng  auf  die  priTatrechtlichen  Folgen.  Indessen  ist  diese  Be- 
sohrftnkung  weder  nSthig  noch  richtig,  denn  eben  als  Statsaot  (nioht  als 
PriratTertrag)  wirkt  schon  die  beurkundete  Ernennung,  und  die  Ter» 
Schiebung  der  Amtspflichten  in  Ausübung  des  Amts  bis  zur  Einkleidung 
widerspricht  der  früheren  Gültigkeit  dw  Rechtes  auch  mit  Bezog  auf 
die  Einweisung  in  das  Amt  keineswegs. 
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dm,  SO  dasz  es  nicht  von  der  WilMr  des  Beamten  abhängt, 
ob  er  von  seinem  Bechte  Gebrauch  machen  wolle  oder  nicht. 
Dasselbe  ist  ihm  nicht  zu  beliebiger  Disposition,  sondern  zum 
öffentlichen  Dienste  übertragen.  Aus  demselben  Grunde  hat 
kein  Beamter  dem  State  gegenüber  ein  dauerndes,  in  seiner 
Person  begründetes  Becht  auf  den  Umfang  der  Amtscompe- 
tenz,  noch  auf  die  Form  seiner  öffentlichen  Gesch&ftsthätig- 
keit.  Vielmehr  ist  er  in  beiden  Beziehungen  theils  den  Ord- 
nungen der  Gesetzgebung,  durch  welche  auch  gegen  seinen 
Willen  Competenz  und  Geschäftsform  geändert  werden  können, 
theils  den  Vorschriften  seiner  vorgesetzten  Oberbehörde  unter- 
worfen. Es  können  ihm  daher  auch  neue,  zu  seinem  Amte 
gehörige  Dienstleistungen  aufgetragen  werden,  ohne  dasz  er 
sich  solchem  Auftrage  entziehen  darf.  Das  Amt  ist  in  seiner 
ganzen  Existenz  und  Art  abhängig  von  dem  State,  und  in 
Folge  davon  das  Amtsrecht  und  die  Amtspflicht  des  Beamten 
nicht  minder. 

2.  Das  Becht  auf  einen  dem  Amte  gemäszen  Titel  und 
Bang  steht  zwar  der  Person  des  Beamten  zu,  aber  auch  die- 
ses Becht  beruht  auf  politischen  Motiven,  und  hat  keinen  pri- 
vatrechtlichen Charakter. 

Eine  Aenderung  von  beiden  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung ist  daher  wieder  nicht  als  ein  Eingriff  in  das  Privat- 
recht zu  verwerfen,  sondern  vollkommen  zuläszig.  Dagegen 
kann  der  Bang  und  Titel  auch  über  die  Dauer  des  Amtes 
hinaus  nachwirken,  und  so  zu  einem  Privatrechte  eines  auszer 
Function  tretenden  Beamten  werden. 

3.  Das  Becht  auf  Ersatz  der  Auslagen,  die  der  Beamte 
im  Interesse  des  Statsdienstes  gemacht,  und  des  Schadens, 
den  er  im  öffentlichen  Dienste  erlitten  hat,  ist  eine  rein  pri- 
vatrechtliche Wirkung  seiner  Stellung,  und  steht  besol- 
deten und  unbesoldeten  Beamten  gleichmäszig  zu. 

4.  Dasz  der  Beamte  auch  fQr  seine  Dienstleistung  selbst 
eine  Vergütung  zu  fordern  habe,  versteht  sich  nicht  eben  so 
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von  selbst.  Vielmehr  hängt  es  von  dem  State  ab,  mit  den 
einen  Aemtern  eine  Besoldung  zu  verbinden,  und  andere 
unbesoldet  zu  lassen.  Im  erstem  Falle  nimmt  das  Beeht 
des  Beamten,  weil  auf  Geldleistung  von  Seite  der  Statscasse 
gerichtet,  wieder  einen  privatrechtlichen  Charakter  an. 

Man  kann  indessen  in  der  Besoldung  zwei  Elemente  un- 
terscheiden, und  in  manchen  deutschen  Staten  findet  sich  diese 
Unterscheidung  gesetzlich  anerkannt  und  normirt  in  dem  (Se- 
gensatze des  Standes-  und  des  Dienstgebaltes.  Der 
erstere  nämlich  beruht  auf  dem  Bedürfnisse  eines  dem  Stande 
eines  Beamten  gemäszen  Unterhalts,  wofflr  der  Stat  zumal 
in  den  Fällen,  wo  er  die  Kräfte  eines  ganzen  Berufslebens 
fordert,  wflrdig  zu  sorgen  eben  so  wohl  eine  dringende  Ver- 
anlassung als  ein  Interesse  hat.  Der  letztere  dagegen  grün- 
det sich  auf  den  mit  der  wirklichen  Ausübung  des  Amtes  zu- 
sammenhängenden Dienstaufwand  und  die  Bepräsen- 
tationskosten.  ^  Dieser  Unterschied  wird  für  den  Fall 
wichtig,  wenn  Beamte  aus  dem  activen  Dienste  in  den  Ruhe- 
stand treten.  Dauert  nämlich  das  Becht  auf  den  Standesge- 
gehalt  fort,  so  hören  dagegen  nun  die  Ansprüche  auf  den 
Dienstgehalt  auf.  Jener  ist  somit  in  höherm  Masze  privat- 
rechtlich,  dieser  enger  mit  dem  Amte  und  den  öffentlichen 
Functionen  in  demselben  verbunden.  Wo  an  einzelne  Func- 
tionen Sportein  und  Oebühren  geknüpft  sind,  die  als 
besondere  Emolumente  den  Beamten  zufallen,  da  haben  diese 
jederzeit  den  formellen  Charakter  des  Dienstgehaltes,  auch  wo 
sie  materiell  mitberechnet  sind,  für  den  Lebensunterhalt  des 
Beamten  zu  sorgen.  Da  aber  dem  State  das  Becht  unver- 
kümmert  verbleiben  musz,  derlei  Functionen  lediglich  ans  dem 
Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Interesses  *  zu  bestimmen ,  so 
musz  hierin  der  Oezetzgebung  freiere  Hand  in  der  Festsetzung 
und  Abänderung  solcher  Gebühren  gelassen  werden;  und  nur 

'  Gönner  a.  a.  0.  8.  144.  BeUage  IX.  zur  bayerischen   Verf. 
§.  17- Id. 
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die  BilligkeitsrQcksichten  treten  ein,  um  die  Gesetzgebung  zu 
einer  angemessenen  Erhöhung  der  fixen  Besoldung  zu  bewe- 
gen, wenn  eine  tief  eingreifende  Verminderung  der  Sportel- 
bezOge  angeordnet  wird.  Ein  Frivatrecht  auf  eine  genau  ent- 
sprechende Entschädigung  für  solchen  Verlust  läszt  sich  nicht 
durchsetzen. 

5.  Aus  der  privatrechtlichen  Natur  der  Besoldung  ergibt 
sich  das  Becht  des  Beamten,  insofern  er  ohne  seine  Verschul- 
dung das  Amt  abzutreten  genöthigt  wird-,  für  die  noch  nicht 
abgelaufene   Amtszeit    einen    Buhegehalt,    Pension,    zu 
fordern.    Als  Grundlage  dieser  Forderung  ist  der  Standesge- 
halt anzusehen,  oder  wo  nicht  zum  Voraus  eine  derartige  Aus- 
scheidung getroffen  ist,  die  Besoldung  selbst,  jedoch  mit  einem 
den  nun  wegfallenden  Dienstverrichtungen  und  Bepräsentations- 
kosten  entsprechenden  Abzug.    Zweckmäszig  ist  es,  wenn  das 
Gesetz  genauere  Bestimmungen  über  die  Grösze  und  die  Be- 
dingungen solcher  Pensionen  zum  voraus  anordnet;  denn  wenn 
auch  im  Allgemeinen  das  Becht  auf  Pension  in  manchen  Fäl- 
len schon  aus  den  Anstellungsverhältnissen  folgt,  so  ist  doch 
das  Masz  derselben  ohne  gesetzliche  Norm  im  Einzelnen  schwer 
zu  bestimmen,   und  eine  gerade  hier  mit  mancherlei  Nach- 
theilen verbundene  Willkür  kaum  zu  vermeiden.    Ein  ausge- 
dehntes Pensionensystem  kann  zwar  zu   einer  schweren  Last 
for  die  Statscasse  werden,  welche  durch  dasselbe  zu  Leistun- 
gen verpflichtet  wird,  für  welche  der  Stat  keine  entsprechenden 
Gegenleistungen  mehr  empfängt.    Aber  so  wenig  bei  unsern 
Zuständen  Besoldungen  entbehrt  werden  können  für  diejenigen 
Statsämter,  welche  als  Beruf  ausgeübt  werden,  so  wenig  und 
aus  den  nämlichen  Gründen  ist  ein  entsprechendes  Pensionen- 
System  zu  vermeiden.     Im  Verhältnisz  zu   andern  Erwerbs- 
zweigen des  Handels,  der  Fabrikation,  der  bürgerlichen  Ge- 
werbe überhaupt  ist   die  ökonomische  Sicherstellung  des  Be- 
amten und  seiner  Familie,  einige  seltene  Fälle  ausgenommen, 
eine  beschränkte  und  meistens  nur  nothdürftige,  und  doch  be- 
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gdirt  der  Stat  gewöbnlieh  graeure  Opfer  und  gostigere  Bil- 
dimg Ton  sein^  BeamtaB«  und  erfordert  die  Thätigkeit  dies»  r 
Mhere  Gosteegab^  imd  Arbeiten,  als  das  bflrgvliche  Leb^n 
in  der  Regel  Ton  den  Minnem  der  Industrie  rerlangi.  E» 
ist  daher  Pflicht  des  States,  die  Existenz  derer,  weldie  ihm 
ihr  Leben  widmen«  Tor  Noth  nnd  unwürdigem  Mangel  m  be- 
wahren, und  das  ist  ohne  ein  billiges  PoisionensTstem  nicht 
möglich.  Dem  Volke  aber  wird  die  Last  durch  bessere  Diensie 
der  actiTen  Statsdiener  Tergolten,  und  das  grtteere  üebel  der 
Bestechlichkeit  und  Erpressung,  welches  dem  Mangel  sieb  an- 
hängt, in  seinem  Ursprung  überwunden« 

Auf  die  hinterlassene  Wittwe  und  die  Cnder  der  rer-^ 
storbenen  Statsdiener  die  Sorge  auszudehnen,  dazu  ist  der  Stat 
rechtlich  nicht  rerpflichtet,  denn  das  Amt  ist  höchstens  auf 
Lebenszeit  rergeben,  und  die  Besoldung  dah«r  auch  nicht  erb- 
lich. Aber  in  manchen  Staten  besteht  die  heilsame  Einrich- 
tung, dasz  auch  dafür  eine  öffentliche  Pensionscasse  gegrün- 
det ist,  welche  vorzüglich  aus  Abzügoi  Ton  dem  Gehalte  der 
Beamten  genfthrt  wird,  und  für  den  Hinterlassene  nach  be- 
stimmten Yerh&ltnissen  Pensionen  bezahlt. 

6.  Die  Pflichten  des  Beamten  folgen  grösztentheils 
schon  aus  seinen  Rechten;  überdem  der  Gehorsam,  den  er 
seinen  Vorgesetzten  schuldet,  die  Treue,  die  er  dem  Ober- 
haupte des  States  und  dem  Lande  und  Volke  widmet,  nnd 
das  Geheimnisz,  das  er  zu  beachten  hat,  aus  seiner  Stel- 
lung in  dem  Statsorganismus.  Der  Dienst-  und  Amtseid, 
der  gewöhnlich  von  ihm  gefordert  wird,  begründet  nicht  erst 
diese  Verpflichtung,  sondern  legt  dieselbe  ihm  n&her  und  be- 
krftftigt  sie.  Er  ist  auch  keine  Bedingung  der  Amtspflicht, 
noch  eine  Veränderung  ihres  ümfanges. 

Die  Art  des  Gehorsams  wird  durch  die  besondere  Natur 
des  einzelnen  Amtes  näher  bestimmt  Sie  ist  eine  andere  bei 
Begiemngs-,  eüie  andere  bei  Justizbeamten,  weil  die  Unter- 
ordnung jener  innerhalb  des  Begierungsbereiches  strenger  auch 
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auf  Abhängigkeit  in  materieller  Hinsicht  gerichtet  ist,  bei  der 
Justiz  dagegen  materielle  Selbständigkeit  des  Richters  ein  Er- 
fordemisz  einer  gerechten  Rechtspflege  ist  Aber  auch  in  der 
Amtssphftre  der  Regierung  ist  jener  Gehorsam  kein  absoluter, 
sUarächer,  sondern  durch  die  bestehende  Rechtsordnung  und 
die  Orundprincipien  der  Sittlichkeit  näher  begränzter  und  be- 
stimmter. Im  Einzelnen  freilich  gehört  die  Frage,  ob  und  in- 
wieweit der  Beamte  zum  Gehorsam  verpflichtet  sei,  zu  den 
schwierigen. 

a)  In  formeller  Beziehung  versteht  sich,  dasz  der  Be- 
amte nur  die  innerhalb  der  Gompetenz  der  Oberbehörde  und 
in  gehöriger  Form  erlassene^  Befehle  und  Aufträge  derselben 
seinem  Amte  gemäsz  zu  vollziehen  hat ,  dagegen  Zumuthun- 
gen,  welche  auszerhalb  der  geordneten  Amtssphäre  liegen, 
mid  vielleicht  aus  bloszen  Frivatgelüsten  eines  Vorgesetzten 
entspringen,  oder  in  ungehöriger  Form,  z.  B.  ohne  Unter- 
schrift, wo  diese  erforderlich  ist,  erlassen  sind,  ablehnen  kann, 
denn  er  ist  kein  Privatdiener,  sondern  ein  Statsdiener,  und  die 
Prfifung  der  formellen  Beschaffenheit  des  Auftrags  ist  schon 
darum  unerläszlich ,  weil  daran  allein  seine  Wirklichkeit  und 
Bechtmäszigkeit  zu  erkennen  ist. 

Wo  jedoch  die  Competenzfrage  streitig  und  zweifelhaft 
ist,  da  kann  es  unmöglich  in  dem  Ermessen  des  untern  Be- 
amten stehen,  diese  Frage  zu  verneinen,  wenn  die  vorgesetzte 
Behörde  dieselbe  bejaht,  und  dadurch  die  öffentlichen  Func- 
tionen ins  Stocken  zu  bringen.  In  solchen  Fällen  ist  dem 
subalternen  Beamten  nur  das  Recht  offen,  und  wo  nach  der 
üeberzeugung  desselben  für  die  Rechtsordnung  oder  die  Wohl- 
fahrt des  States  Schaden  aus  rücksichtsloser  Befolgung  ent- 
stehen köimte,  die  Pflicht  auferlegt,  seine  Bedenken  der  Ober- 
behörde vorzutragen,  und  die  weiteren  Entschlieszungen  der- 
selben nach  erneuerter  Prüftang  abzuwarten. 

b)  In  keinem  Falle  ist  der  Gehorsam  des  Beamten  so 
ausgedehnt,   dasz  er  durch  höheren  Befehl  angehalten  werden 
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kano,  die  obersten  Principien  der  Beligioii  und  der  Sttflichkeit 
zu  TerletzeOy  oder  an  einem  Verbrechen  TheU  zd  nehmen. 
Jene  zu  verletzen,  oder  dieses  zu  begeben,  kann  niemals  Auf* 
gäbe  des  States  und  der  amilichen  Functionen  sein.  Yon  dem 
Statsdiener  darf  nicht  rerhingt  werden,  was  der  Mensch 
zu  verweigern  durch  das  Menschenrecht,  der  Beligions ge- 
nösse durch  das  Gebot  der  Beligion,  oder  der  Bürger  durch 
das  Strafgesetz  des  States  selbst  verpflichtet  ist. 

c)  Der  blosze  gesetzwidrige  oder  ungerechte  In- 
halt einer  VerfQgung  aber  berechtigt  den  subalternen  Beam- 
ten keineswegs  zum  Ungehorsam,  sondern  wieder  nur  dazu, 
die  ihm  nöthig  scheinenden  Vorstellungen  der  Oberbehörde 
vorzutragen.  Der  Beamte  darf  voraussetzen,  dasz  diese  nicht 
habe  dem  Gesetz  oder  der  Gerechtigkeit  zuwider  handeln  wol- 
len. Es  ist  möglich,  dasz  sie  die  Sache  selbst  nicht  nach  aUen 
Seiten  geprüft,  die  schädlichen  Folgen  einer  Gesetzesverletznng 
übersehen,  möglich  dasz  die  bescheidene  oder  freimüthige  Auf- 
klärung darüber  eine  Aenderung  des  Auftrages  zur  Folge  habe. 
Der  Beamte  darf  nicht  versäumen,  auch  seine  Oberbehörde 
wie  den  Stat  selbst  vor  einem  Miszgriffe  zu  bewahren,  den 
jene  später  bereuen  würden,  wenn  er  das  durch  seine  Bericht- 
erstattung zu  erreichen  vermag.  Hilft  aber  diese  nicht,  und 
beharrt  die  vorgesetzte  Behörde  auf  ihrer  Instruction,  dann  i^t 
Gehorsam  Pflicht  des  Unterbeamten.  Dann  aber  hat  die  Ver- 
antwortlichkeit dafür  nicht  dieser,  sondern  jene  allein  zu  tra- 
gen. Die  entgegengesetzte  Annahme  würde  die  Einheit  der 
Statsregierung  auflösen  und  ihre  Macht  lähmen,  und  so  für 
die  Stateordnuug  weit  verderblichere  Folgen  haben,  als  eine 
einzelne  Gesetzwidrigkeit,  für  welche  die  befehlende  Behörde 
verantwortlich  ist.* 

'  Dieser  OmndMtx  iit  auch  in  einzelnen  Verfassungen  ausdrfloklich 
aasgesproohen ;  z.  B.  f&r  Hannover  1833,  §.  161:  ,|In  gehöriger  Form 
erlassene  Befehle  yorgeüetzter  Behörden  befreien  sie  (die  Beamten)  Ton 
der  Verantwortung  und   Qbertragen  dieselbe   an  den  Befehlenden,*  und 
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Die  YerfassuDgswidrigkeit  der  Aufträge  ist  zu- 
nächst, wo  nicht  besondere  Vorschriften  Ausnahmen  anordnen, 
ganz  ebenso  zu  behandeln ;  und  auch  hier  darf  nicht  zugege- 
ben werden,  dasz  die  UnterbehOrde ,  durch  ihren  Widerstand 
gegen  die  Anordnung  ihrer  Obern  die  verfassungsmäszige  Un- 
terordnung im  State  selbst  zur  Anarchie  umkehre  und  ver- 
derbe, weil  sie  vermeint,  die  Verfügung  jener  stehe  in  einem 
Widerspruch  mit  einer  einzelnen  Verfassungsbestimmung. 

7.  Der  Geist  der  Treue  reicht  weiter  als  die  Pflicht 
des  Gehorsams.  Diese  wird  erfüllt,  wenn  der  Beamte  die  er- 
haltenen Aufträge  in  Form  und  Inhalt  vollzieht.  Jene  aber 
bindet  und  hält  ihn  in  seinem  übrigen,  freien  Wirken.  Wenn 
gleich  die  Treue  nicht  mehr  wie  vormals  in  der  mittelalter- 
lichen Lehensverfassung  als  das  vorherrschende  Lebensprincip 
der  Statsordnung  betrachtet  werden  kann,  vielmehr  in  dem 
modernen  State  theils  durch  die  Gesetzgebung  die  Befugnisse 
der  Aemter  schärfer  bestimmt  sind,  theils  die  politische  Thä- 
tigkeit  des  Beamten  weniger  von  der  persönlichen  Verbindung 
mit  dem  Oberhanpte  des  States  als  vielmehr  von  den  Bedürf- 
nissen des  States  ihren  Anstosz  und  ihre  Bichtung  empftngt, 
so  ist  doch  die  Treue  auch  in  dem  modernen  Statsleben  kein 
veralteter  und  kein  entbehrlicher  Begriff.  Es  beruht  noch 
auf  ihr  der  moralische  Zusammenhang  und  die  Harmonie  des 
Beamtenorganismus  groszentheils. 

▼on  Meiningen  §.  104  und  Ton  Altenburg  §.  37  geradezu:  „Die 
Verantwortlichkeit  für  jede  gesetzwidrige  Verfügung  haftet  zunächst  auf 
demjenigen,  yon  welchem  sie  ausgegangen  ist ;  Befehle  einer  hShern  Be- 
hörde decken  solche  nur,  wenn  sie  in  gehöriger  Form  Ton  dem  oorape* 
tenten  Ohem  ausgegangen  sind,  wodurch  dann  dieser  yerantwortlioh 
wird.*  Gönner  a.  a.  O.  §.  79  scheint  die  „gloria  obsequii^  nicht  an- 
ders zu  Torstehen,  obwohl  er  aUerdings  in  der  Begründung  nicht  glück- 
lich den  Beamten  zur  „Maschine*^  macht;  denn  die  Verpflichtung  zur 
Remonstration  gegen  ungerechte  Aufträge  erkennt  er  an,  und  beschränkt 
auch  die  Pflicht  des  Gehorsams  in  formeller  und  materieller  Beziehung* 
8.  208.  Der  Ausdruck  Gönners  hat  übrigens  einen  mönchischen  Beige- 
schmack, 
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Der  Beamte,  welcher  in  einzelnen  und  sogar  in  wkhtigefi 
Beziehungen  eine  andere  politische  üeberzengung  hat  als  sein« 
Obern  nnd  diese  nnte)r  Umständen  ausspricht,  rerletst 
die  Treue  nicht  schon  aus  diesem  Orunde.  Aber  wenn  er 
mit  den  dauernden  Grundprincipien,  worauf  die  Sfcat»- 
regierung  beruht,  im  Widerspruch  befindet  und  als  Feind  jener 
handelt,  wenn  er  z.B.  in  der  Monarchie  sich  als Bepublikaiier 
erklärt  und  für  die  Einführung  der  Bepublik  arbeitet,  oder 
umgekehrt  in  der  Bepublik  als  Beamter  ffir  die  Monarchie 
wirkt,  dann  verletzt  und  bricht  er  das  Band  der  Treue,  das 
ihn  als  ein  Glied  eines  einheitlichen  Statsorganismus  mit  die- 
sem verbindet.  Ebenso  wenn  der  Begierungsbeamte  an  syste- 
matischer, d.  h.  consequent  auf  Sturz  oder  Lähmung  dar 
Begierung  gerichteter  Opposition  Theil  nimmt,  so  ist  dss 
ein  Treubruch,  den  keine  Begierung  dulden  kann,  wenn  sie 
nicht  an  innerm  Zwiespalt  zu  Orunde  gehen  wilL'  Die  syste- 
matische Feindschaft  von  Begienmgsbeamten  gegen  die  Leiter 
der  Begierung  (das  Ministerium)  ist,  auch  wenn  im  Einzelnen 
kein  ungehorsam  vorliegt,  AufK^sung  des  Treu^arhältnisses  nnd 
führt  zur  Anarchie.  Nicht  die  abweichende  und  selbst  nicht  die 
feindliche  Gesinnung  ist  ein  Treubruch,  denn  diese  kann  das 
Individuum  in  sich  verscUieszen  und  dennoch  in  amtlicher  Stel- 

>  Washington  (in  der  Vorrede  Onizots  in  seinem  Leben,  I.  e. 
XXIII.) :  „So  lange  ich  die  Ehre  haben  werde,  die  öffentlichen  Ange- 
legenheiten zn  leiten,  werde  ich  nie  mit  Wissen  an  irgend  eine  wich- 
tige SteUe  einen  Mann  setzen,  dessen  politische  Maximen  mit  den  all- 
gemeinen Ansichten  der  Regierung  in  Widerspruch  sind.  Das  wire 
meinet  Eraohtens  polttisoher  Selbstmord.*  Wie  lebhaft  auch  deoliehe 
Stainninnar  das  Uebbl  empfunden  haben,  welches  dem  State  vatreae 
Beamte  bereiten,  zeigt  folgende  leidenschaftliche  Aeaszenmg  des  Mini- 
sters Stein  (Leben  desselben  von  Pertz  II,  S.  501):  «Der  Frechheit 
und  Verwilderung  in  der  Stimmung  besonders  ^e^  grösiten  Theils  der 
Öffentlichen  Beamten  wird  nicht  anders  entgegengewirkt  weiden  kOnnen, 
als  durch  sehr  strenge  Maszregeln,  plötzliche  Entsetzungen  j  Verhaftun- 
gen, Verbannungen  nach  kleinen  Orten  der  Menschen  so  sich  bemfihen 
schidliohe  Meinungen  zu  Torbreiten  oder  die  Beschlflsie  der  Begierung 
zu  untergraben.** 
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long  seine  Pflicht  in  weitestem  üm&ng  in  gnten-Trenen  er- 
füllen,   aber  die  amtliche  Bethätigong  solcher  Gesinnmig  ist 
es,  denn  dabei  kann  weder  die  nOthige  Harmonie  der  Statsge- 
walt  noch  ihre  Sicherheit  bestehen.    Ist  aber  der  Gegensatz 
zwischen  der  üebeizengung  des  Begierongsbeamten  mid  dem 
Statsprindp  oder  der  politischen  Bichtong  der  Begiemng  so 
schroff  nnd  nnversöhnlich  geworden,  dasz  jener  sich  durch  sein 
Gewissen  gedrungen  fühlt,  seine  Feindschaft  durch  Wort  und 
That  zn  äuszem,  und  nicht  mehr  in  Treuen  diesem  State  zu 
dienen    und  seinen  Obern  sich  unterzuordnen  vermag,  dann 
kann  er   diesem  innem   Conflict  der  Ueberzeugung  und   der 
Amtstreue  als  ein  ehrlicher  Mann  schwerlich  anders  entgehen, 
als  indem  er  auf  ein  Amt  resignirt,  in  welchem  er  die  Treue 
nicht  halten  kann.    Selbstftndiger  in  dieser  Hinsicht  sind  die 
Justizheamten  gestellt,  weil  ihre  Amtsführung  nicht  politisch 
und  nicht  abhängig  ist  von  dem  Willen  der  Begierung. 

Eine  fernere  Wirkung  der  Treuverbindung  der  Beamten 
überhaupt  ist  es,  dasz  dieselben  ohne  die  Zustinunung  des 
Statsoberhauptes  nicht  zugleich  einem  fremden  State  die- 
nen, noch  Orden,  Pensionen  und  ähnliche  Auszeichnungen, 
welche  auf  eine  engere  Beziehung  zu  einem  auswärtigen  Für- 
sten oder  Lande  schlieszen  lassen,,  annehmen  darf. 

8.  DasDienstgeheimnisz,  die  Amtsverschwiegen- 
heit, zu  welchen  die  Beamten  regelmäszig  verpflichtet  sind, 
ist  nicht  absolut  zu  verstehen,  sondern  nur  insoweit  zu  beach- 
ten, als  durch  Mittheilung  von  Thatsachen,  zu  deren  Eennt- 
nisz  der  Beamte  in  seiner  amtlichen  Stellung  gelangt  ist,  dem 
State  oder  den  Individuen  Schaden  zugefügt  würde,  oder  als 
nicht  eine  höhere  Verpflichtung  dieselbe  nOthig  macht  Eine 
pedantische  Ausdehnung  des  Geheinmisses  über  diesen  Bereich 
oder  gar  eine  böswillige  Ausbeutung  derselben,  um  verfaa- 
sungs-  und  gesetzwidrige  Handlungen  zu  verbergen  und  eine 
frivole  Ausplauderei  sind  die  entgegengesetzten  Klippen,  die 
zu  venneiden  sind. 
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9.  Das  Interesse  an  der  Bewahrung  der  öffentlichen  Ord- 
nung begrflndet  das  Recht  des  States  gegen  Beamte,  wekfa^ 
ihre  Pflicht  vernachlässigt  oder  verletzt  haben,  einzo- 
schreiten,  und  die  nöthigen  Zwangsmittel  oder  Strafen 
zn  verhängen.  In  dieser  Beziehung  wird  zwischen  den  eigent* 
liehen  Amtsverbrechen,  welche  der  strafgerichtlichen 
Verfolgung  und  Bestrafung  unterliegen,  und  andern  Amts- 
pflichtverletzungen, welche  dem  Disciplinarverfah- 
ren  anheim  fallen,  unterschieden.  Für  jene  ist  der  Stand- 
punkt der  öffentlichen  Gerechtigkeit  entscheidend,  für  diese 
die  Bficksicht  auf  die  Statswohlfahrt  überwiegend.  Der  all- 
gemeine Gegensatz  von  Gericht  und  Polizeigewalt  kommt  hier 
zur  besondem  Anwendung.  Die  erstem  werden  nach  den  Nor- 
men der  gemeinen  Strafgesetze  und  in  den  Formen  des  ge- 
wohnten Strafprocesses  beurtheilt.  Nur  in  zwei  Beziehungen 
hat  die  BOcksicht  auf  die  Interessen  des  States  verschiedene 
Modificationen  hervorgerufen;  einmal  insofern  die  strafgericht- 
liche Verfolgung  eines  Amtsverbrechens  nach  französischem  Vor- 
bild an  die  Vorbedingung  einer  Anordnung  oder  Zulassung  einer 
höheren  Regierungsstelle  oder  einer  eigens  dafflr  ermächtigten 
Statsbehörde  geknüpft  ist,  also  nicht  durch  die  gewöhnlichen 
Gerichtsstellen  von  Amtswegen  eingeleitet  werden  darf,  und 
zweitens  indem  für  die  Beurtheilung  der  Beamten  zuweilen 
besondere  Gerichtshöfe  angewiesen  sind.^  Das  englische  Ver- 
fahren verwirft  beide  Modificationen,  schützt  aber  die  (aristo- 
kratischen) Beamten  durch  andere  Mittel  gegen  frivole  An- 
klagen. ^ 

*  Bayerisches  Edict  Aber  die  Yerliältnlsse  der  Statsdiener  §.  IK. 
Die  prenszischen  Yerordnangen  Tom  10.  und  11.  Jallm  1849  untere 
scheiden  zwischen  Amtsyerbrechen  and  blossen  DienstTergehen,  and  ent- 
halten aasfElhrliche  Yorschriflen  über  das  DiscipHnarrerfahren  in  den 
Fallen  der  letzten  (Httong.  Die  erstere  bezieht  sich  auf  die  Dienstrer- 
gehen  der  Richter,  die  zweite  regelt  das  Verfahren  gegen  die  niehtrieh- 
terlichen  Beamten.  Vgl  Dollmann  Artikel  AmtsTerbreohen  ond  Amts- 
vergehen in  Blantschli's  Deutschem  Statswörterbuch. 

*  Fischöl  Verfassung  Englands  S.  Bf»l.     Cos  Statseinrichtungen 
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Das  Disciplinarverfahren  ist  ausgedehnter  und  hält  auch 
in  den  Fällen  die  Ordnung  des  Amtes  aufrecht,  wo  der  Straf- 
richter keinen  hinreichenden  Qrund  finden  kann,  in  dem  Be- 
amten den  Verbrecher  zu  erkennen.  Ein  reisprechendes  ür- 
theil  desselben  befreit  somit  den  Beamten  keineswegs  von  der 
Gefahr  einer  disciplinarischen  Ahndung  seines  den  öffentlichen 
Bedürfnissen  und  Pflichten  des  Amtes  widersprechenden  Be- 
nehmens. Das  Disciplinarverfahren  erstreckt  sich  auf  alle, 
auch  auf  die  geringsten  Dienstvergehen,  und  jede  Vernachläs- 
sigung der  Amtspflicht.  Ja  sogar  das  Privatbenehmen  des 
Beamten  auszerhalb  des  Amtes  ist  demselben  insofern  unter- 
worfen, als  dasselbe  auf  die  Ehre  und  das  Vertrauen,  deren 
der  Beamte  um  des  Amtes  willen  bedarf,  einen  nachtheiligen 
Einflusz  äuszert.^ 

Die  Strafinittel  des  Disciplinarwegs  sind  entweder  blosze 
einfache  Ordnungsstrafen,  wie  die  Warnung,  der  Ver- 
weis, eine  beschränkte  Geldbusze  oder  Strafen,  welche 
die  Einstellung(Suspension)  im  Amte,  die  Versetzung 
des  Beamten  auf  eine  andere  Stelle,  unfreiwillige  Ver- 
setzung in  den  Buhestand  oder  die  Entlassung  zur 
Folge  haben.  Zu  den  ersteren  sind  schon  die  vorgesetzten 
Behörden  gewöhnlich  ermächtigt,  ohne  ein  eigentliches  pro- 
cessualisches  Verfahren,  die  letztern  dagegen  treffen  auch  die 
Bechte  des  Beamten  so  schwer,  dasz  zum  Schutze  desselben 
vor  willkürlicher  und  ungerechter  Verfolgung  processualische 
Rechtsmittel  unerläszlich  sind.  In  manchen  Staten  kann  die 
Strafe  der  Entlassung  sogar  nur   von  den  gewöhnlichen   Oe- 

Englands,  übersetzt  Ton  Kflhne  S.  305.  Wie  schwer  es  auch  in  Eng^ 
land  ist,  gegen  den  furchtbaren  Amtsmiszbrauch  der  Machthaber  eine 
Klage  mit  Erfolg  anzasteUen,  das  hat  neuerlich  die  Geschichte  der 
Unterdrückung  des  Negeraufs tandes  in  Jamaica  gezeigt. 

*  Preuszische  Verordnung  von  1849  §.1:  «Zu  diesen  Pttichten 
(des  Beamten)  gehört,  dasz  der  Beamte  sich  durch  sein  Verhalten  in 
ud  anszer  dem  Amte  der  Achtung,  des  Ansehens  und  des  Vertrauens 
würdig  beweise,  die  sein  Beruf  erfordert/ 


144   Siebentes  Bneh.    Der  fiMidienst  und  das  eigentlielie 

richten  und  nur  die  der  Suspension  oder  Yersetcong  nnd  Pen- 
sionirnng  auch  Ton  hohem  Aufsichtsbehörden  yerhftngt  werdeiL 
Allein  die  ausschliessliche  Gompetenz  der  Gerichte,  welche 
zwar  wohl  berufen  und  f&hig  sind,  die  yerbrecherische  Hut 
eines  Beamten  wie  eines  Bürgers  zu  erkennen  und  za  beor* 
theilen,  aber  immer  in  dem  Angeklf^ten  voraus  den  Meracfaeiu 
nur  nebenher  auch  den  Beamten  sehen,  und  welche  aoszer 
Stande  sind,  auch  die  statsrechtlichen  Bedfirfhisse  des  Amtes 
in  ihrer  vollen  Macht  und  die  verderblichen  Wirkungen,  welche 
ein  ungehöriges  Benehmen  eines  Beamten  fttr  die  Einheit  nnd 
Harmonie  der  Statsgewalt  hat,  in  ihrem  vollen  Umfang  zu 
flberblicken  und  zu  ermessen,  ist  keineswegs  zu  billigen.  Wo 
dieselbe  angeordnet  ist,  da  hat  das  Interesse  des  jeweiligen 
Beamten  über  das  des  bleibenden  Amtes  und  des  States,  nnd 
in  Wahrheit  das  Frivatrecht  über  das  Statsrecht  den 
Sieg  erfochten.  Nur  einem  Gerichtshöfe,  welcher  sdion  in 
seiner  Zusammensetzung  Garantie  dafür  darbietet,  dasz  er  auch 
die  statsrechtlichen  Momente,  die  hier  in  Betracht  kommen, 
zu  würdigen  wisse,  kann  ohne  Schaden  für  den  Stat  eine  aus- 
schliessliche Ciompetenz  für  solche  Fälle  eingeräumt  werden. 
Gibt  es  einen  solchen  nicht,  so  musz  den  hohem  Aufsichts- 
behörden das  Becht  verbleiben,  unwürdige  oder  untaugliche 
Beamte  nOthigenMls  aus  dem  Amte  zu  entfernen.^ 

f  Preuszisohe  Terordnimg  yom  11.  Julius  1849  §.  20:  «Die 
Dienstentlassung  mnsz  insbesondere  dann  erfolgen,  wenn  derBeemte  die 
Pfliclit  der  Treue  Terletzt,  oder  den  Muth,  den  sein  Beruf  erfordert, 
nioht  bethätigt,  oder  sich  einer  feindseligen  Parteinabme  ge- 
gen  die  Statsregierung  schuldig  gemacht  hat.*^ 
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Viertes  Capitel. 

Ende  des  Statsdienstes. 

1.  Da  der  Beamte  um  des  Amtes  willen  emamit  wird, 
nicht  dieses  um  der  Person  des  Beamten  willen  besteht,  so 
zieht  die  Aufhebung  des  Amtes  von  Bechtes  wegen  auch 
das  Ende  des  Beamtenverhältnisses  für  das  Individuum  nach 
sich.  Ueber  die  Fortdauer  und  Art  des  Amtes  wird  nur  nach 
Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  entschieden.  Die  privat- 
rechtlichen Anspräche  des  angestellten  Beamten  aber  auf  den 
Standesgehalt  werden  durch  die  statsrechtliche  Aufhebung  des 
Amtes  nicht  beseitigt.  Vielmehr  hat  derselbe  auch  nachher 
auf  so  lange  einen  Anspruch  darauf,  als  er,  hätte  das  Amt 
fortgedauert,  in  demselben  auch  ein  Recht  auf  die  Besoldung 
gehabt  hätte. 

2.  Wie  die  Freiheit  der  Annahme  oder  Ablehnung  eines 
Amtes  als  Kegel  gilt,  so  ist  auch  die  Freiheit  der  Resig- 
nation als  Regel  des  neueren  Statsrechtes  nun  anerkannt,  ob- 
wohl allerdings  aus  jener  nicht  ohne  weiters  auf  diese  ge- 
schlossen werden  kann,  denn  aus  der  Freiheit  eine  Verpflichtung 
auf  sich  zu  laden,  folgt  nicht  die  Freiheit,  eine  übernommene 
Verpflichtung  wieder  abzuschütteln.  Aber  wo  die  geistige 
Kraft  und  die  gemüthliche  Stimmung  des  Individuums,  die 
durch  Zwangsanstalten  nicht  nach  Belieben  erzeugt  werden 
können,  so  sehr  in  Betracht  kommen  wie  bei  den  öffentlichen 
Aemtern,  da  frommt  auch  eine  blosze  erzwungene  Fortsetzung 
des  Dienstes  dem  State  nicht.  *    Wo  dagegen  schon   die   An- 

^  Prenszisches  Landrecht  IL  10.  §.  95:  „Die  Entlassung  (auf 
Ansnchen  des  Beamten)  soH  nur  alsdann,  wenn  ein  erheblicher  Nach- 
theil  für  das  gemeine  Beste  zu  besorgen  ist,  versagt  werden.**  Bajeri- 
iches  Edict  Ton  1818,  §.  22:  „Der  Statsdiener  kann  zu  jeder  Zeit, 
ohne  aUe  Motiyirang,  seine  Entlassung  aus  dem  Stotsdienste  nehmen. 
Er  rerliert  in  diesem  FaUe  den  Standes-  und  Dienstesgehalt  mit  dem  Titel 
und  Functionszeichen.** 

B 1 « n t a e b  1 1 ,  all^omelneg  SUttrecht    IX.  \Q 
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nähme  eines  Amtes  Bflrgerpflicht  ist,  da  ist  es  auch  die  Fott- 
setznng  des  Dienstes  wenigstens  während  einer  bestinuntea 
Zeitperiode.* 

Die  Besignation  bewirkt  indessen  nicht  ohne  weiteis  die 
Auflösung  der  Amtspflicht  Der  Beamte  darf  das  Amt  nicht 
nach  Willkfir  verbissen,  das  wäre  Desertion.  Sie  ist  nur  ein 
zureichender  Grund,  um  die  StatsgewaU,  welche  das  Amt 
verliehen  hat,  zu  bewegen,  dasselbe  dem  Beamten  wieder  ab- 
zunehmen. Erst  die  Entlassung  also  von  Seite  des  Sta- 
tes befreit  denselben  von  der  Amtspflicht;  und  immerhin 
verbleibt  der  Oberbehörde  das  Recht,  nach  dem  öffoitlichen 
Bedfirfiiisse  den  Moment  der  Entlassung  näher  zu  bestimmen. 

Die  Entlassung  in  Folge  einfacher  Besignation  des  Be- 
amten hebt  die  aus  dem  Amte  hervorgehenden  Rechte,  sowohl 
die  politischen  als  die  privatrechtlichen,  auf. 

3.  Anders,  wenn  der  Statsdiener  berechtigt  ist,  die  Qnies- 
ciruug,  Inruhestandsetzung,  zu  verlangen.  In  diesem 
Falle  gehen  wohl  die  eigentlichen  politischen  Amtsbefugm'sse 
fflr  ihn  verloren,  nicht  aber  wieder  die  persönlichen  Ehren- 
vorzfige,  als  Titel  und  Bang,  noch  die  Ansprüche  auf  Besol- 
dung. Gewöhnlich  wird  das  Masz  der  Pension,  auf  welche 
derselbe  einen  Anspruch  hat,  je  nach  den  Dienst-  und  den 
Lebensjahren  stufenweise  bestimmt.  Jenes  Recht  wird  begründet 
theils  durch  hohes  Alter  (in  Deutschland  oft  70,  in  Belgien 
65  Jahre),  verbunden  mit  langem  Dienstalter  (30 — 40  Jahre), 
theils  durch  früher  eintretende  Dienstunfähigkeit,  z.  B.  wegen 
Krankheit  Dasselbe  versteht  sich  indessen  nur  dann  von 
selbst,  wenn  durch  den  Statsdienst  selbst  das  Gebrechen  her- 
beigeführt worden,  welches  den  Beamten  unfähig  macht,  denn 
unter  dieser  Voraussetzung  ist  der  Stat  aus  allgemeinen  Rechts- 

'  Z.  B.  Dacb  engliBchem  Recht  wird  der  Sheriff  (scire-^refa),  der 
das  Amt  ein  Jahr  lang  yerwaltet  hat.  für  die  drei  nächsten  Jahre  Ton 
der  Verpflichtung  frei,  dasselbe  in  fibemehmen.  Blaekstone,  GomoL 
I.  9,  1. 
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gründen  yerpflichtet,  den  Schaden  zu  vergflten,  welchen  sein 
Beauftragter  in  Folge  der  Ausübung  seiner  aufgetragenen 
Pflicht  erlitten  hat."* 

4.  Die  Frage,  ob  und  iu  welchen  Fällen  ein  Beamter 
gegen  seinen  Willen  aus  dem  Amte  entlassen  werden 
könne,  ist  in  yerschiedenen  Staten  in  neuerer  Zeit  verschieden 
beantwortet  worden.  In  Deutschland  wurde  schon  zur  Zeit 
des  deutschen  Beiches  unter  dem  Einflüsse  der  gelehrten  Ju- 
risten die  privatrechtliche  Seite  in  dem  Amte  zu  Gun- 
sten der  persönlichen  Sicherstellung  der  Beamten  mit  groszem 
Nachdrucke  hervorgehoben.  Das  Amt  galt  als  ein  in  der  Be- 
gel  auf  Lebenszeit  verliehenes  Becht,  welches  von  der  Stats- 
gewalt  nicht  aus  Qutflnden  dem  Beamten  entzogen  werden 
dürfe.  Nur  durch  gerichtliches  Urtheil  sollte  derselbe  wegen 
Verletzung  seiner  Dienstpflicht  entsetzt  werden  dürfen.^  Es 
fehlte  zwar  nicht  ganz  an  Stimmen,  welche  darauf  hinwiesen, 
dasz  auch  eine  ehrenvolle  Entlassung  zuweilen  aus  Statsgrün- 
den  zu  rechtfertigen  sei,  aber  gegen  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts wenigstens  breitete  sich  die  erstere  Meinung  immer 
mehr  aus,  und  es  wurde  dieser  Grundsatz  auch  in  manchen 
neuern  Verfassungen  wie  ein  Fortschritt  der  Freiheit  und  eine 
wichtige  Garantie  gegen  Regierungswillkür  proclamirt,  theils 
in  Deutschland,  theils  in  neuerer  Zeit  auch  in  der  Schweiz, 
obwohl  da  die  meisten  Aemter  nur  periodisch  vergeben  werden. 

In  England  dagegen  hielt  schon  das  politische  Partei- 
leben das  Bewusztsein  wach,  dasz  das  Amt  vornehmlich  um 
des  States  und  nicht  um    des   Individuums    willen    gegeben 

>  Bei  Zacharift  D.  St.  §.  142  sind  einige  Bestimmungen  in  deut- 
schen Lftndern  zusammengestellt,  lieber  Belgien  Tergl.  OesetE  vom 
31.  Jul.  1844. 

*  FQr  den  Reich sbolVath  wurde  es  in  der  Wahloapitulation 
Ton  1792  ausdrQcklich  ausgesprochen  §.  10:  ^Auch  soll  kein  Reichshof- 
rath  seiner  Stelle  anders  als  nach  yorhergegangener  rechtlicher  Cog- 
nition und  darauf  erfolgtem  Spruche  Rechtens  entsetzt  werden.*  Tergl. 
auch  den  Reichsdeputations-Hauptsohlusz  Ton  1803,  §.  91. 

10* 
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sei,  und  es  wurde  umgekehrt  alles  Gewicht  auf  die  politi- 
sche Bedeutung  des  Amtes  gelegt,  daher  der  Grundsatz  fest- 
gehalten, dasz  das  Statsoberhaupt  wie  das  Amt  zu  geben,  so 
auch  zu  nehmen  berechtigt  und  in  der  Freiheit  dieser  Befng- 
nisz  nicht  zu  beschränken  sei.  Nur  zu  Gunsten  der  Unab- 
hängigkeit der  Richter  wurde  eine  Ausnahme  von  diesem 
Princip- eingeführt.  Unter  Wilhelm  III.  wurde  zuerst  be- 
stimmt, dasz  die  Richter  des  gemeinen  Rechts  nicht  wie  fr^ 
her  „durante  bene  placito*  sondern  „quamdiu  bene  gesserint* 
d.  h.  auf  Wohlverhalten  ernannt  seien,  aber  auch  ihre  Ent- 
fernung wegen  Nichtwohlverhalten  dem  immerhin  statlicbes 
Ermessen  des  Königs  und  des  Parlaments  vorbehalten.  ^  Auch 
das  nordamerikanische  Statsrecht  beruht  auf  diesen  Grund- 
sätzen.^ Eben  so  waren  in  Frankreich  die  Regierangsbeam- 
ten  ?on  alter  Zeit  her  willkürlich  entlaszbar,  und  nur  für  die 
Richter  die  Unabsetzbarkeit  schon  in  dem  sechzehnten  Jahr- 
hundert zur  Regel  erhoben. 

Thatsächlich  genieszen  indessen  auch  in  Frankreich  die 
Beamten  eine  ziemliche  Sicherheit  und  nur  die  Bevolution 
oder  besonders  heftige  politische  Kämpfe  verlangen  zuweilen 
eine  Anzahl  Opfer.'' 

In  dem  deutschen  System  ist  zwar  eine  Uebertrcibung 
der  privatrechtlichen  Rücksichten  unverkennbar,  aber  wenn  das- 
selbe davon  entkleidet  und  der  statsrechtliche  Gesichtspunkt 
nach  Gebühr  beachtet  wird,  so  hat  es  vor  dem  willkürlichereo 
System  anderer  constitutioneller  Staten  nicht  blosz  den  Vorzug, 
dasz  es  die  Privatexistenz  des  Statsdieners  sichert,  sondern 
ebenso  den,  dasz  es  auch  die  Ruhe  des  Statsorganismus  vor 
Parteiumtrieben  und  launischer  Gunst   oder  Ungunst  schützt 

•  Statat  13,  Will.  III.  eh.  3.  Unter  Georg  III.  wurde  ancfa  die 
firähere  Erlöschung  des  Richteramtes  durch  den  Tod  des  KOnigs  auf- 
gehoben. 

•  VergL  Story  lU.  38,  §.  228. 

•  Yirien  ttad.  Admin.  I.  260  f. 
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Allerdings  musz  als  Grundprincip  anerkannt  werden,  dasz 
das  Amt  für  den  Stat  da  ist,  und  dasz  geradeso  wie  der  Stat 
ilie  Aemter  in  seinem  Interesse  bestellt  nnd  übergibt,  er  auch 
berechtigt  sein  musz,  aus  Gründen  der  Statswohlfahrt 
einem  Beamten  das  Amt  zu  entziehen  und  einer  andern 
Person  zu  übertragen.  Der  Natur  der  Sache  nach  steht  dieses 
Recht  zunächst  der  nämlichen  Person  zu,  welche  das  Amt 
zu  besetzet  hat,  somit  im  Zweifel  dem  Statsoberhaupt.  ^ 
Dasselbe  musz  auch  in  den  Staten  anerkannt  werden,  in  wel- 
chen die  Absetzung  nur  durch  die  Gerichte  ausgesprochen 
werden  kann,  soweit  nämlich  der  Entzug  des  Amtes  rein 
politische  und  nicht  auch  privatrechtliche  Folgen  hat.^ 

Diese  Regel  erleidet  indessen  Beschränkungen,  theils  im 
Interesse  einer  von  der  Begierung  unabhängigen  Rechtspflege, 
theils  im  Interesse  der  privatrechtlichen  Ansprüche  der  Be- 
amten auf  eine  gesicherte  Stellung.  In  der  erstem  Beziehung 
wird  in  den  Staten,  welche  auf  eine  freie  und  selbständige 
Bechtspflege  einen  Werth  legen,  in  neuerer  Zeit  meistens  der 
Grundsatz  anerkannt,  dasz  Bichter  gegen  ihren  Willen  durch 
die  Begierung  weder  entlassen,  noch  anderswohin  versetzt, 
noch  anders  als  mit  Belassung  ihres  vollen  Gehalts  in  den 
Ruhestand  gelegt  werden  dürfen,  sondern  es  dafür  entweder 
wie  in  England  eines  Parlamentsbeschlusses,  oder  wie  in 
Deutschland  eines  gerichtlichen  ürtheils  bedürfe/^ 

*  Es  ist  inconsequent,  wenn  in  Nordameriica  das  Recht  der  Ab- 
setzung Ton  Beamten  dem  Prfisidenten  allein  auch  in  den  Fällen  über- 
lassen worden  ist,  wo  die  Anstellung  auf  der  Mitwirkung  des  Senats  be- 
ruht.   Gesetz  Ton  1789,  Story  III.  37,  §.  119.  Nun  seit  1868  geändert. 

*  Zacbariä  §.  144.  Indessen  giebt  es  Staten,  welche  diesen  Grund- 
satz yerkennen  und  so  weit  gehen,  das  Recht  des  Beamten  auf  seine 
Amtsbefugnisse  als  ein  während  einer  gewissen  Zeit  überall  nicht 
aus  öffentb'chen  Gründen  entziehbares  aufzufassen. 

^®  Bayerische  Verf.  YIIL  $.3:  «Die  Richter  können  nur  durch 
einen  Rechtsspruch  yon  •  ihren  Stellen  mit  Verlust  des  damit  yerbunde- 
nen  Gehaltes  entlassen  oder  derselben  entsetzt  werden.*'  Beljgische 
§.  100:  „Der  Richter  werde  auf  Lebenszeit  ernannt.    Ein  Richter  kann 
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In  der  zweiten  BeziehuDg  sind  verschiedene  Fälle  m  un- 
terscheiden. Das  Motiv  nftmlich  znr  Entfernung  eines  Beam- 
ten kann: 

a)  in  einem  Verbrechen  desselben  liegen,  woraus  seine  mo- 
ralische ün Würdigkeit  für  das  Amt  offenbar  wird: 
.b)  in  der  erfahmngsmäszig  hergestellten  moralischer, 
üntauglichkeit  desselben,  indem  es  ihm  an  dem 
nötbigen  Fleisze  oder  an  dem  Mnthe  gebricht,  de&»er 
das  Amt  bedarf,  ohne  dasz  er  wirkliche  Verbrechen  be- 
gangen hat; 

c)  in  der  geistigen  Unfähigkeit  desselben,  die  Auf- 
gabe des  Amtes  zu  verstehen  und  die  erforderlicheL 
Functionen  auf  eine  für  den  Stat  nützliche  Weise  zu 
vollziehen,  z.  B.  weil  er  das  Gedächtnisz  verloren  hat. 
blödsinnig  geworden  ist  u.  dgl.; 

d)  in  äuszern  auszer  der  Person  des  Beamten  liegenden 
Verhältnissen,  welche  seine  Wirksamkeit  im  Amte  läh- 
men oder  ihn  des  erforderlichen  Vertrauens  berauben: 
ein  Fall,  der  in  Zeiten  aufgeregter  Leidenschaften  oder 
bei  Verwicklungen  mit  auswärtigen  Mächten  —  ich  er- 
innere an  die  Entlassung  des  Ministers  Stein  aus  Rflck- 

nur  durch  einen  Urtheiliipnicli  seines  Amtes  beraabt  oder  für  eine  Zeit 
\tkBg  entsetzt  werden.  Die  Versetzung  eines  Bichters  kann  nur  in  Folge 
einer  neuen  Ernennung  und  mit  seiner  Bewilligung  stattfinden.*  Spa- 
nische §.  66.  Portugiesische  §.  120—123.  Oesterreiehisohe 
▼on  1849  $.  101:  «Kein  Tom  State  bestellter  Richter  darf  nach  seiner 
definitiTen  Bestellung,  auszer  durch  richterlichen  Spruch,  Yon  seinem 
Amte  zeitweilig  entfernt  oder  entlassen,  noch  auch  ohne  sein  Ansuchen 
an  einen  andern  Dienstort  überwiesen  oder  in  den  Ruhestand  versetzt 
werden.  Diese  letztere  Bestimmung  findet  jedoch  auf  Tersetzimgen  in 
den  Ruhestand,  welche  wegen  eingetretener  Dienstuntauglichkeit  nach 
den  Vorschriften  des  Gesetzes  erfolgen ,  sowie  auf  jene  Verindentngen 
im  Richterpersonale,  welche  durch  Aendermig  in  der  Einrichtung  der 
Gerichte  noth wendig  werden,  keine  Anwendung.*  Preuszische  §.  87. 
^  [Die  Richter]  können  nur  durch  Richterspruch  ausGrttnden,  welche  die 
Gesetze  rorgeschrieben  haben,  ihres  Amtes  entsetzt  oder  zeitweise  ent- 
hoben werden.* 
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sichten  auf  den  Kaiser  Napoleon  I.  —  selbst  bei  einem 

Beamten   eintreten   kann,   der  seine  Pflicht  vollständig 

erfüllt  hat,  vielleicht  gerade  deszhalb,  weil  er  es  gethan. 

In  allen  diesen  Fällen  mnsz  der  Stat   ein  Mittel  haben, 

durch   Entfernung   des  Beamten  sich    selber  vor  öffentlichem 

Schaden  zu  bewahren;  aber  nur  in  dem  ersten  unter  a)  sind 

die  Gerichte  geeignet,  nach   den  gewöhnlichen  Regeln  des 

Sirafrechts  das  Urtheil  auszufällen.    Dieser  Fall   wird  daher 

auch  mit  Recht  dem  gerichtlichen  Verfahren  allein  überlassen, 

und  an  die  gerichtliche  Entsetzung  der  Verlust  von  Titel, 

Rang,  Besoldung  und  Pensionsanspruch  als  nothwendige  Folge 

geknüpft. 

Der  zweite  Fall  unter  b)  eignet  sich  mehr  zu  dem  Dis- 
cipli na rver fahren,  welches  nicht  noth wendig  und  nicht 
im  öffentlichen  Interesse  den  gewohnten  Gerichten  zugetheilt 
wird,  obwohl  allerdings  dafür  gesorgt  sein  musz,  dasz  der 
Beamte  sich  frei  vertheidigen  dürfe.  Je  nach  der  gröszern 
oder  geringern  Verschuldung  ist  denn  hier  die  Entlassung 
ohne  nachtheilige  Folgen  für  die  bürgerliche  Ehre  und  die 
übrigen  politischen  Rechte  des  Entlassenen,  aber  mit  dem 
Verlust  aller  aus  dem  Stat  hervorgehenden  persönlichen  An- 
spräche auf  Besoldung  —  oder  die  Quiescirung  mit  einem 
den  Verhältnissen  gemäszen  Ruhegehalte  auszusprechen.  Es 
ist  klar,  dasz  der  Regierung  für  diese  freiere  Hand  gelassen 
werden  musz,  als  für  jene,  indem  dieselbe  die  privatrecht- 
lichen Ansprüche  des  Beamten  nicht  verletzt,  sondern  zunächst 
nur  seine  öffentliche  Stellung  afßcirt. 

Der  dritte  Fall  unter  c)  rechtfertigt  die  Quiescirung, 
in  der  Regel  aber  nicht  die  Entlassung,  weil  hier  nicht 
eine  Verschuldung  des  Beamten,  sondern  nur  ein  geistiger 
Mangel  die  Entfernung  veranlaszt. 

Der  vierte  Fall  endlich  d)  begründet  entweder  die  Quies- 
cirung oder  die  Versetzung  auf  einen  andern  Posten  von 
wesentlich   derselben  Beschaffenheit   unter    Beibehaltung   des 
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gleichen  Banges  und  voller  Besoldung.  In  beiden  leiztern 
Fällen  sprechen  allgemeine  Bechtsgrfinde  dafür,  dasz  die  höhen 
Oberanfsichtsbehörden  die  Sachlage  prüfen  und  das  Ndthige 
einleiten,  und  da  wo  die  Anstellung  von  dem  Statsoberhaupte 
ausgeht,  jedenfalls  nicht  ohne  Qutheiszung  und  Befehl  df« 
Statsoberhauptes  die  Entfernung  ausgesprochen  werde. 

Eine  blosz  willkürliche  Entfernung  nach  Gutdünken  der 
Begierung  ohne  Motive  und  ohne  dem  Beamten  die  Gelegenheit 
zu  verschaffen  seine  Interessen  zu  wahren,  wird  zwar  noch  in 
manchen  neuern  Staten  geübt,  widerspricht  aber  den  Erforder- 
nissen eines  wohlgeordneten  Beamtenwesens. 

5.  Eine  blosz  vorübergehende  Einstellung,  Sus- 
pension des  Beamten  kann  zur  Strafe  verhängt  oder  nur  aU 
einstweilige  Maszregel  durch  ein  öffentliches  Bedürfhisz 
gerechtfertigt  werden.  In  jenem  Falle  kann  diese  Strafe  in 
Folge  des  Strafverfahrens  durch  das  Gericht  oder  in  Folge 
des  Disciplinarverfahrens  durch  die  competente  Oberanfsichts- 
behOrde  ausgesprochen  werden.  Sie  hemmt  die  amtliche  Wirk- 
samkeit des  Beamten,  und  zieht  gewöhnlich  auch  den  Verlust 
der  Besoldung  für  die  Zwischenzeit  oder  wenigstens  eines 
Theils  der  Besoldung  nach  sich. 

Als  provisorische  Maszregel  kann  dieselbe  schon  durch 
das  Gesetz  zum  Voraus  für  gewisse  Fälle  angeordnet  sein, 
z.  B.  als  Folge  der  Versetzung  in  den  Anklagezustand  wegen 
eines  Verbrechens.  Sie  kann  aber  auch  aus  andern  Gründen 
im  einzelnen  Falle  durch  die  Oberaufsicht  getroffen  werden, 
namentlich  auch  da,  wo  das  Institut  der  Quiescirung  nicht 
anerkannt  ist,  um  einen  verhaszt  gewordenen  Beamten  einst- 
weilen der  gegen  ihn  erregten  Leidenschaft  zu  entziehen.  Wo 
dieselbe  nicht  als  Strafe  zu  betrachten  ist,  da  dürfen  die  pri- 
vatrechtlichen Ansprüche  des  Beamten  demselben  auch  nicht 
entzogen  werden.  Freilich  folgt  daraus  nicht,  dasz  er  das 
Recht  auf  vollen  Gehalt  beibehalte,  denn  nur  ein  Theil  des- 
selben  hat  einen  privatrechtlichen    Grund,  wohl   aber^  dasz 


Fflnftes  Gapitel.    Dos  Siatdiiiinisteriiim.  153 

das  Becht  auf  den  Standesgehalt  ihm  unversehrt  bleibe.  Auch 
wenn  er  Während  der  Untersuchung  wegen  eines  Verbrechens 
suspendirt  worden  ist,  dauert  vorläufig  dieser  Anspruch  fort, 
vorbehalten  die  gerichtliche  Einbehaltung  des  Gehaltes  zur 
Sicherung  für  Entschädigungsforderung  und  Busze  wegen  des 
Vergehens,  dessen  der  Beamte  beschuldigt  ist.  Erst  dasStraf- 
urtheil  selbst  aber  zerstört  für  die  Zukunft  den  Anspruch  auf 
Besoldung.  ^^ 


Füiiftes  Gapitel. 

Das  Statsministerium. 

1.  Die  Minister  dienen  dem  Statsoberhaupt ,  um  das- 
selbe in  den  verschiedenen  Sichtungen  seiner  statlichen  Func- 
tionen zu  unterstützen.  In  der  constitutionellen  Monarchie  ist 
der  König  bei  allen  eigentlichen  Statshandlungen  an  die  Mit- 
wirkung des  betreffenden  für  diese  Handlung  verantwortlichen 
Ministers  gebunden.  Aber  auch  in  der  Republik,  an  deren 
Spitze  ein  Präsident  steht,  bedarf  dieser  regelmäszig  der  Mit- 
wirkung von  Ministem  oder  Statssecretären.  Nur  hat  er  die- 
sen gegenüber,  da  er  die  Verantwortlichkeit  in  Person  auf  sich 
nimmt,  eine  noch  freiere  Stellung. 

Die  Minister  sind  aber  nicht  blosze  Diener  des  Statshaup- 
tes  und  keineswegs  verpflichtet  alle  seine  Befehle  oder  Wünsche 
anszofQhren.  Sie  haben  vielmehr  selbständig  als  leitende 
Statsmänner  und  Statsdiener  zu  prüfen,  was  dem  Bechte  gemäsz 
und  dem  State  nützlich  sei  und  ihre  Ueberzeugung  auch  ge- 
genüber dem  Statshaupte  zu  vertreten. 

Die    Harmonie    der    Grundansicht   zwischen   König   und 

'°  Vgl  Zaohariä  §.  145  gegen  Heffter. 
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Ministern  ist  eine  Bedingung  der  Wirksamkeit  der  Begienof. 
Deszhalb  hat  der  König  die  freie  Wahl  der  Minister  und  es 
darf  ihm  keine  Person  als  Minister  auf  gedrangen  werden,  n 
der  er  kein  Vertrauen  fassen  kann.  Deszhalb  kann  aber  zaA 
Niemand  genOthigt  werden,  Minister  zu  werden  oder  zu  blei- 
ben,  wenn  er  seinerseits  kein  Vertrauen  zu  dem  Statshanpc 
hat.  Das  wechselseitige  Vertrauen  braucht  übrigens  keine 
familiäre  Intimität,  keine  persönliche  Freundschaft  za  seia. 
Es  genügt  das  politische  Vertrauen  des  Königs,  dasz  iws^ 
Minister  im  gegenwärtigen  Moment  sich  zu  der  Leitung  der 
Statsangelegenheiten  eignen  und  der  Minister,  dasz  der  K(teig 
sie  in  ihrer  Handlungsweise  gewähren  lasse  und  ihnen  seine 
Unterstützung  nicht  vorenthalte. 

2.  Die  Eintheilung  der  Geschäfte  je  nach  ihrer  Art  und 
Sichtung  kann  verschieden  bestimmt  werden.  Gut  aber  ist 
es,  wenn  jeder  umfassende  Geschäftskreis  in  einem  Minister 
seine  Vereinigung  und  Oberleitung  findet,  denn  jeder  erforden 
die  Hingebung  und  die  Geisteskraft  eines  ganzen  Mannes. 
Die  regelmäszigen  Departemente  sind: 

a)  das  Aeuszere,  wohin  alle  diplomatischen  Verhand- 
lungen mit  und  alle  Beziehungen  zu  fremden  Staten  in  Bun- 
desstaten und  StatenbOnden  überdem  auch  die  organischen 
Verhältnisse  zu  dem  Bundeskörper  und  zu  den  verbflndeten 
Staten  gehören; 

b)  das  Innere,  den  ganzen  innern  Organismus  und  alle 
Kegierungsthätigkeit  nach  Innen  umfassend,  so  weit  nicht  ein- 
zelne, besonders  wichtige  Geschäftszweige  eigene  Ministerien 
erfordern ; 

c)  das  Kriegsministerium  für  die  militärischen  Ein- 
richtungen und  Functionen  des  States; 

d)  das  Polizeiministerium  für  die  Handhabung  der 
Polizeigewalt  des  States,  zuweilen  auch  mit  dem  Justizmini- 
sterium verbunden,  zuweilen  als  eine  blosze  Unterabtheflung 
des  Ministeriums  des  Innern  behandelt; 
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e)  das  JustizministeriTim  ftlr  den  Antheil  an  der 
Rechtspflege,  welcher  dem  Statsoberhaupte  verblieben  ist; 

f)  das  Finanzministerinm  für  die  Ausübung  der  Fi- 
nanzhoheit und  die  Finanzverwaltung ; 

g)  das  Gultusministerium  für  die  Beziehungen  des 
States  zur  Beligion,  zu  den  Kirchen,  und  Sekten,  zur  Wis- 
senschaft und  Kunst  und  fflr  das  gesammte  Schulwesen; 

h)  die  Ministerien  für  öffentliche  Arbeiten,  Land- 
wirthschaft,  Handel  und  Gewerbe,  um  der  Wichtigkeit 
(lieser  Zweige  willen  für  das  neuere  Statsleben  öfter  aus  dem 
Ministerium  des  Innern  und  der  Finanzen  ausgeschieden. 

In  der  Bepublik  werden  diese  Geschäftskreise  zuweilen 
durch  Collegien,  Bftthe  verwaltet,  der  demokratischen 
Neigung  gemäsz,  welche  gegen  die  individuelle  Concentrirung 
der  Autorität  und  Macht  misztrauisch  ist. 

Das  Preus zische  System  besteht  in  einer  Verbindung 
der  individuellen  Leitung  der  Minister  mit  der  collegia- 
len  Berathung  und  Abstimmung  durch  die  Bäthe  des  Mini- 
steriums. 

3.  In  dem  Statsoberhaupt  finden  alle  Ministerien  wieder 
ihre  höhere  Einigung.    Daraus  folgt,   dasz   der  Monarch 
mit  jedem   Minister    in  unmittelbarem   Verkehr   bleiben 
musz.     Aber  auch  unter   den  Ministem   selbst  ist  Ein  Ver- 
ständnis z  in  der  Hauptrichtung  der  Politik  in  hohem  Grade 
wüBschenswerth.    Es  besteht  eine  natürliche  Wechselwirkung 
der  verschiedenen   statlichen  Thätigkeiten  auf  einander,  und 
es  ist  unvermeidlich,  dasz  die  Maszregeln,   die  ein  Minister 
einleitet,  auch  hinwieder  Einflusz  haben  auf  die  Anordnungen 
des  andern.    Daher  ist  die  Institution  eines  Gesammtmini- 
steriums,  welches  die  Minister  unter  sich  verbindet  und  in 
wichtigen  Fällen  zu  gemeinsamen  Berathungen  führt,  vorzüg- 
licher, als  wenn  die  Einzelnminister  nur  in  dem  Statsober- 
haupte geeinigt  werden,  einander  aber  fremde  gegenüber  ste- 
hen.   Die  Harmonie  des  Gesammtministeriums  vermehrt  seine 
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Stärke,  sowohl  in  dem  Verhältnis2  zu  dem  Könige  als  in  deoc 
zu  dem  Volke  und  den  Kammern.  Aber  es  darf  diese  fi»- 
heit  desselben  nicht  so  sehr  angezogen  werden,  dasz  sie  die 
höhere  Einheit  in  dem  Könige  und  dessen  Macht  gewisse- 
maszen  ersetzt  und  dadurch  aufhebt.  Sie  darf  weder  den 
unmittelbaren  Verkehr  des  Königs  mit  den  einzelnen  mnistaüi 
unterbrechen  und  hemmen,  noch  denselben  verhindern,  eines 
einzelnen  Minister  zu  entlassen,  ohne  deszhalb  das  ganze  Mi* 
nisterium  umzugestalten. 

An  der  Spitze  des  Gesammtministeriums  steht  der  Mini- 
sterpräsident. Der  practische  Sinn  der  Engländer  zidit 
es  vor,  das  Präsidium  mehr  aus  formellen  Motiven  mit 
einer  Person  zu  besetzen,  die  sich  eher  durch  ihre  sociale 
Stellung,  äuszeren  Sang  und  Autorität  auszeichnet,  während 
andere  Nationen  häufig  den  wirklichen  Chef  der  Begiemngs- 
Politik  mit  dieser  Stellung  betrauen.  Das  erstere'  System  hat 
den  doppelten  Vorzug,  dasz  es  auf  der  einen  Seite  die  Eifer- 
sucht des  Monarchen  weniger  reizt,  und  dasz  es  auf  der  an- 
dern den  leitenden  Minister  den  Pfeilen  seiner  politischen  Gegner 
weniger  blosz  stellt,  ohne  die  reale  Macht  desselben  zu  schwä- 
chen. *  Aber  das  letztere  System  sichert  in  höherem  Grade 
die  Einheit  uud  Energie  innerhalb  des  Ministeriums  und  ent- 
spricht mehr  der  Wahrheit  der  Verhältnisse. 

4.  Der  Minister  bringt  seine  Vorschläge  an  den  Ko- 
nig  zur  Sanction,  und  contrasignirt  die  Verfägang. 
welche  der  König  anordnet.  Dem  Statsoberhaupt  steht  das 
Recht  zu,  den  Vorschlag  frei  zu  prüfen,  zu  diesem  Zwecke 

^  Friedrich  der  Grosze  sprach  sieh  darfiber  im  AntimachiaTell 
C.  22.  so  aus:  „Le  Roi  qui  a  assez  de  sant^,  des  organes  en  m^me  tems 
assez  Yig^ureux  et  assez  ddli^s  pour  soutenir  le  penible  travail  du  Cabi- 
net,  manqne  k  son  deroir  sUl  se  donne  an  premier  ministre ;  mais  je  crois 
qa^on  Prince,  qui  n^a  pas  ses  dons  de  la  nature,  se  manque  k  Jui-m^iDe 
et  k  son'peuple,  s*il  n^emploie  pas  tout  se  qu^il  a  de  raison  k  choisir 
un  homme  sage  qui  porte  le  fardeau  dont  le  poids  seroit  trop  fort  pour 
soB  mattre.* 
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auch  Rath  einzuholen,  wo  er  es  für  gnt  findet,  nnd  nach  eige- 
nem Ermessen  entweder  zu  genehmigen  oder  abzulehnen. 
Die  Ablehnung  in  einzelnen  Fällen  ist  noch  nicht  ein  Grund 
für  den  Minister  zurück  zu  treten.  An  und  für  sich  liegt 
darin  keinerlei  Misztrauen  gegen  den  Minister  und  seine  Wirk* 
samkeit.  Nur  wenn  sich  bei  solcher  Gelegenheit  ein  so  groszer 
und  andauernder  Zwiespalt  der  Gesinnung  offenbart,  dasz  ein 
Einrerst&ndnisz  in  der  Hauptrichtung  der  Begierungspolitik 
nicht  mehr  vorhanden  noch  herzustellen  ist,  dann  wird  dieser 
Conflict  nicht  anders  zu  lösen  sein,  als  durch  die  Entlassung 
des  Ministers,  sei  es  dasz  der  König  ?on  sich  aus  dieselbe 
verfügt,  oder  der  Minister  sie  begehrt.  Beiden  Personen  musz 
dieselbe  jederzeit  frei  stehen. 

Der  König  ist  indessen  nicht  gehalten  abzuwarten,  ob  der 
Minister  einen  Vorschlag  an  ihn  bringt.  Er  kann  demselben 
auch  den  Auftrag  geben,  ihm  einen  Antrag  auszuarbeiten  und 
zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  ihm  seine  vorläufige  Mei- 
nung und  seinen  Willen  eröffnen.  Auf  der  andern  Seite  ist 
es  die  Pflicht  des  Ministers,  seine  eigene  üeberzeugung  hin- 
wieder dem  König  zu  offenbaren,  vor  verkehrten  oder  unge- 
rechten Maszregeln  zu  warnen,  und  nötigenfalls  seine  Mit- 
wirkung bei  der  Vollziehung  zu  versagen. 

Wünschenswerth  ist  es,  dasz  der  König  in  den  täglichen 
kleinem  Geschäften,  die  nicht  von  höherer  politischer  Bedeu- 
tung sind,  die  Minister  in  der  Regel  gewähren  lasse,  und  nur 
ausnahmsweise,  insbesondere  um  die  Minister  vor  Schlendrian 
oder  Willkür  zu  bewahren,  oder  aus  andern  Gründen  einen 
thätigeren  Antheil  nehme.  Dagegen  ist  es,  soll  die  Monarchie 
eine  Wahrheit  sein,  nöthig,  dasz  er  die  grosze  Politik,  den 
innem  Zusammenhang  der  Begierungsmaszregeln  und  den  Zweck 
ier  allgemeinen  Statswohlfahrt  ohne  Unterlasz  sorgfältig  und 
selbständig  beachte,  und  auf  dieselbe  auch  je  nach  seinen  in- 
dividuellen Kräften  selbstthätig  einwirke,    obwohl    in   steter 
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VerbiBdiuig  mit  seinen    Ministern.     Es   darf  nicht  der  mt 
heimlich  wider  den  andern  bandeln.' 

5.   Jeder  wirkliche  Regie rnngsact,  den  das  StaiBober* 
haupt  eriftszt,  bedarf  zu  seiner  formellen  Gültigkeit  d^  Cos- 
trasignatnr  des  betreffenden  Ministers.     In  Folge  deiaelba 
hat  er  denn  die  Verantwortlichkeit  dafür  zn  fibeTnehm». 
und  es  dient  ihm  in  keiner  Weise  zur  Entschnldigniig,  wen    \ 
er  sich  auf  den  WDlen  des  Oberhauptes  beruft.    Er  darf  ack 
nicht  hinter  dieses  flüchten,  sondern  hat  die  Maszregel,  so  vex; 
ihre  Verantwortlichkeit  zur  Sprache  kommt,  als  seine  eigene 
zu  vertreten,   so   weit  sie  aber  der  formellen  Autorität  bedarf 
und  wohlthätig  wirkt,  als  Handlung   des   Oberhauptes 
darzustellen. 

Die    Verantwortlichkeit   des    Ministers   hat    verschiedeaif 
Formen: 

a)  vor  der  öffentlichen  Meinung,  die,  besonders  w«. 
die  Presse  frei  ist,  den  Minister  mit  tausend  Augen  scharf 
beobachtet.*  Jeder  seiner  Schritte  ist  der  Kritik,  häufig  einer 
bitten)  und  feindlichen  ausgesetzt.  Die  ünverantwortlichkeit 
des  Statshauptes  deckt  ihn  nicht;  und  es  hilft  ihm  nichts, 
wenn  der  Fürst  erklärt,  der  Minister  habe  in  seinem  Geiste 
und  nach  seinen  Befehlen  gehandelt. 

b)  Vor   den    Kammern,    welche   den   Beschwerden 

'  Brief  der  KSnigin  Yicioria  im  Sommer  1850,  bei  Oelegeabeil  der 
griechischen  Frage  dem  Parlament  im  Februar  1852  mitgetfaeih:  .Die 
Königin  Terlangt,  dasz  Lord  Palmersion  deutlich  angebe,  was  er  in 
einem  gegebenen  FaU  yorgchlftgt,  damit  die  Königin  ebenso  devtlieh 
wisse  WOEU  sie  ihre  königliche  Sanction  ertheilt  Zweitens,  nachdem  sie 
einmal  ihre  Sanction  zu  einer  Maszregel  gegeben,  darf  diese  iiiekt  wiU- 
kfirlich  Ton  dem  Minister  abgeftndert  oder  modificirt  werden.  Eine 
solche  Handlung  müszte  sie  als  einen  Mangel  an  Aufrichtigkeit  gegen 
die  Krone  betrachten  und  sofort  kraft  ihres  rerfassungsrnftszigen  Becht« 
einen  solchen  Minister  entlassen.  Sie  erwartet  ron  dem  was  zwischen 
dem  ersten  Lord  der  Schatzkammer  und  dem  Minister  des  Auswirtigen 
Torgeht,  ehe  man  auf  diesen  Yerkebr  wichtige  Entscheidungen  basirt, 
in  Kenntnisz  gesetzt  zn  werden,  femer  die  auswärtigen  Depeschen  vid 
dieBntwflrfe  der  Antworten  darauf  bei  guter  Zeit  Torgelegt  zu  erhalten.* 
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iber  die  Begiernng  einen  legalen  Ausdruck  zu  geben,  und 
liese  auch  an  den  Monarchen  zu  bringen  berechtigt  und  be- 
ufen  sind.  Ihnen  steht  es  zu,  den  Ministern  gegenüber  auch 
hr  Misztrauen  auszusprechen. 

Da  es  immerhin  ein  groszes  üebel  ffir  den  Stat  ist,  wenn 
lie  Minister  in  der  Mehrheit  der  Kammern   kein  Vertrauen 
haben,    indem    um  dieses  Mangels  willen  manche  vielleicht 
wohlthätige  Maszregel  unterbleiben  musz,   weil  die  Kammern 
ihre  Zustimmung  dazu  einem  verhaszten  Ministerium  nicht  ge- 
ben wollen,  so  ist  es  sehr  erklärlich,  wenn  ein  entschiedenes 
MisztraaensYotum  die  Minister  bestimmt,  ihr  Amt  in  die  Hand 
des    Statsoberhauptes   aufzugeben.     Aber  ein   statsrechtliches 
Gesetz  ist  das  nicht;  und  für  jeden  Stat  kann  es  Zeiten  und 
Verhältnisse  geben,    welche  ein   Verharren   der  Minister   in 
ihrem  Amte  fordern,   ungeachtet  sie  vielleicht  für  einige  Zeit 
nur  eine  Minderheit  der  Kammern  für  sich  haben.    Sogar  in 
England,    welches  sich  dem  System    der  Parlamentsregierung 
ans  historischen  Gründen   mehr  zuneigt,  als   das  Wesen   der 
constitutioneUen   Monarchie   erfordert   oder  vielleicht  erträgt, 
nnd  wo  die  Minister  übungsgemäsz  bald  bereit  sind,   sobald 
sie  im  Parlament  einzelne,  zuweilen  nicht  bedeutende,  Schlap- 
pen erleiden,  auf  ihr  Amt  zu  resigniren,  hat  doch  schon  mehr 
als  ein  Minister,  z.  B.  der  grosze  Pitt,  längere  Zeit  gegen 
ein  feindlich    gesinntes  Unterhaus  die   Zügel   der  Regierung 
festgehalten.^     In  England   aber  hat  diese   Üebung  weniger 
Bedenken,  als  auf  dem  Continent,  theils  weil  dort  der  Reich- 
thnm  an  Statsmännem,  welche  das  Vertrauen  des  Königs  ver- 
dienen und  zugleich  das   der  Parlamenthäuser  haben,   grOszer 


^  Das  Unterhaas  richtete  damals  eine  Adresse  au  den  König:  „dass 
die  Fortdauer  einer  Verwaltung,  welche  das  Vertrauen  der  Vertreter 
^  Volks  nicht  besitse,  dem  Stets wohle  naohtheilig  sein  mfisse.*  Aher 
sehliesilich  gewann  Pitt  doch  das  Vertrauen  des  VoIIls  und  die  neuen 
Wahleo  Tersohafften  ihm  eine  Majorit&t.  Ersk.  May,  Verf.-(Hsch.  L 
56  ff. 
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ist,  theOfl  weil  der  Stat  auf  der  festen  Grundlage  einar  mieb- 
tigen  Geistes-,  Vermögens-  und  Adelsaristokratie  beruht,  dW 
nm  ihrer  Interessen,  ihrer  Sitten  und  ihrer  fiberliefertm  fin- 
sieht  willen  jede  maszlose  Opposition  scheut.'*  In  den  roon- 
nischen  und  germanischen  Staten  des  Continents  aber,  di«- 
noch  nicht  zu  einer  festen  und  sichern  Buhe  gelangt  sind,  w. 
auch  die  demokratischen  Elemente  eine  gröszere  Gewalt  habec 
kann  es  noch  öfter  Pflicht  der  Minister  sein,  einstweilen  noci 
auszuharren,  obwohl  sich  eine  Majorität  gegen  sie  erklärt  ha: 
Hätte  Graf  Bismarck  nicht  während  Jahren  dem  Miäztrauet 
und  der  Abneigung  auch  der  Preuszischen  Volksvertretung 
widerstanden,  so  hätte  er  den  Preuszischen  Stat  nicht  m  dti 
Erfolgen  des  Jahres  1866  führen  und  die  nationale  Neugestal- 
tung  Deutschlands  nicht  gründen  können.  Auf  die  Dauer  aber 
kann  keine  Regierung  die  Zustimmung  der  Volksmehrheit  ent- 
behren. 

Der  normale  Zustand  nämlich  ist  der,  dasz  Männer 
als  Minister  die  Geschäfte  leiten,  welche  zugleich  das  Ver- 
trauen der  Krone  und  beider  Kammern  besitzen. 

c)  Auf  eine  Statsklage  vor  dem  Statsgericht  In 
den  einen  Staten  steht  jene  jeder  Kammer  für  sich  allein, 
in  andern  der  einen  Volkskammer,  in  andern  nur  beiden  Kam- 
mern vereint  zu.  Unter  der  letzten  Voraussetzung  wird  die 
Wirksamkeit  der  Klage  sehr  beschränkt.  Ebenso  verachiedeo 
ist  die  Frage  beantwortet,  wem  das  Gericht  in  solchen  Kla- 
gen gebühre,  ob  dem  Oberhause  oder  einem  besondern  Staü»- 
gerichtshof.^ 

6.  Die  politische  Verantwortlichkeit  der  Minister  ist 
eine  andere  als  die  juristische.  Wo  jene  ausgebildet  ist 
da  ist  auch  wegen  Miszregierung  eine  Klage  zulässig. 
Diese  dagegen  rechtfertigt  nur  dann  eine  Klage,  wenn  der 
Minister  die  bestehende  Rechtsordnung  (Verfassung  oder  Ge- 

«  YgL  Bob.  ▼.  Mohl,  Gesch.  und  Litoral.  d.  Stetewitt.  IL  8  U'^i 
s  Oben  Bach  Y.  Cap.  11  and  Oap.  12. 
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setee)  yerletst  und  ein  Vergehen  verübt  hat.  Jene  tritt  in 
allen  FftUen  ein,  wo  der  Minister  sich  unfthig  zeigt,  die  Se- 
giening  in  einer  für  die  Statswohlfahrt  dienlichen  Weise  zu 
führen,  auch  wenn  er  unzweckmäszig  handelt,  diese  nur 
wenn  er  unrecht  thut.  Da  ein  Stat  auch  ohne  Yerfassungs* 
und  Sechtsbruch  zu  Grunde  gerichtet  werden  kann,  und  da 
ein  OeschäftsfQhrer  nach  natürlichem  Recht  nicht  blosz  für 
eine  treue  sondern  ebenso  für  eine  zweckmftszige  Geschäfts* 
leitung  verantwortlich  ist,'  so  musz  es  auch  ein  Rechtsmittel 
geben  einen  statsverderblichen  Minister  vom  Amt  zu  entfernen. 

In  Schweden  ist  auf  diese  zwiefache  Beziehung  der  Ver- 
antwortlichkeit in  dem  Organismus  selbst  Rücksicht  genom- 
men. Die  Klage  wird  in  beiden  Richtungen  von  dem  Bureau 
der  Stände  eingeleitet.  Aber  wegen  Miszregierung  geht  die 
Beschwerde  an  die  Stände,  wegen  eines  Verfassungs-  oder 
Rechtsbruchs  durch  Vermittelung  des  Statsanwaltes  an  den 
oberstenGerichtshof.  Die  Stände,  wenn  sie  die  Beschwerde 
*  gegründet  finden ,  haben  das  Recht ,  die  Entfernung  des  ange- 
klagten königlichen  Rathes  oder  Statssecretärs  dem  Könige 
zu  empfehlen;  und  da  es  Statsgesetz  ist,  dasz  die  Räthe 
des  Königs  fthig,  erfahren,  rechtschaiTen  uud  im  Besitz  der 
öffentlichen  Achtung  sein  sollen,  so  ist  es  nun  klar,  dasz  einem 
wegen  Miszregierung  verurtheilten  Rathe  die  letztere  Eigen- 
schaft fehlt,  er  mithin  nicht  länger  im  Amte  bleiben  darf. 
Der  Statsgerichtshof  aber  urtheilt  über  die  Schuld  nach  Rechts- 
grnndsätzen,  und  bestimmt  die  gesetzliche  Strafe.^ 

Nach  dem  englischen  System  findet  eine  solche  Tren- 
nung der  verschiedenen  Richtungen  der  Verantwortlichkeit  nicht 
statt,  sondern  das  Oberhaus  urtheilt  auf  die  Klage  des  Unter- 
hauses über  alle  Beschwerden  gegen  die  Minister  zugleich, 
seien  diese  nun  mehr  von  politischer,  oder  mehr  von  juristischer 

*  Lindblad  in  der  Rerae  4traiigdre  et  frangalse  vou  Foelix  III, 
g.  5a    Sehwedisehe  Yeif.  rea  1809  §.  109,  107. 

BUBttehll,  AllfMMinM  Statareoht.  II.  l\ 
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Natnr.  Eine  genaue  Bescliränkimg  der  Fälle,  in  welchen  di- 
Anklage  zulässig  sei  und  eine  Bestrafung  einzutreten  habe, 
ein  Yerantwortlichkeits-  und  Strafgesetz  haben  die  ikigUndrr 
nie  für  wünschenswerth  gehalten,  sondern  es  vorgezogoi,  iii 
jedem  Falle  nach  dem  Statsbedurfnisse  zu  verfahren.  ^  Ic 
frühem  Jahrhunderten  hart  bis  zur  Grausamkeit,  ist  ihr^ 
Praxis  milder  und  humaner  geworden.  Ich  betrachte  es  als 
eine  YeryoUkommnung  dieses  Systems,  wenn  in  Nordamerika 
der  Senat  zwar  auch  die  politische  und  die  strafrechtlicbr 
Seite  der  Klage  zugleich  verhandelt  und  erwägt,  aber  sich  in 
dem  Urtheile  darauf  beschränkt,  die  politische  Strafe  der  Ent- 
setzung und  der  Amtsunfähigkeit  auszusprechen,  und  wenn 
eine  weitere  Criminalstrafe  noth wendig  erscheint,  die  femeiv 
Yerurtheilung  dem  gewöhnlichen  Geschwomengerichte  überläszt 

In  Frankreich  war  die  Klage  der  Deputirtenkammer 
vor  der  Pairskammer  beschränkt  auf  Statsvergehen,  diese 
aber  durch  so  dehnbare  Begriffsbestimmungen  weit  genug  aus- 
gedehnt, dass  auch  blosze  Miszregierung  darin  Platz  fand. 
Als  Klagegründe  wurden  bezeichnet  der  Yerrath  (trahison). 
alle  Angriffe  auf  die  Sicherheit  des  Königs  und  des  Siats, 
so  wie  der  Constitution  umfassend;  die  Erpressung  (concus- 
sion),  wohin  unrechtmäszige  Erhebung  von  Steuern  und  Ge- 
bahren,  Bestechung  und  Unterschlagung  öffentlicher  Gelder  ge- 
zogen wurde,  und  die  Yeruntreuung  (pr^varication) ,  wo- 
runter jede  andere  Gesetzesverletzung,  Gewaltmiszbrauch  und 
jede  Gefthrdung  der  Statsinteressen  verstanden  ward.^ 

In  Deutschland^    wird    der  juristische  Gesichtspunkt 

^  Vgl.  Lord  Russell,  Oescb.  der  engl.  Verf.  C.  19.  Auch  in Bng- 
land  gab  es  Juriaten ,  welche  die  Verantwortlichkeit  aof  Verbrechen  im 
Sinn  des  gewOhnh'chen  Strafreohts  beschränken  wollten.  Sie  sind  aber 
nicht  durchgedningen.  0.  de  KerchoTe.  De  la  responsabilii^  des 
Mittistres.    Gand.  1867. 

*  Vgl.  Rauter  in  Mittermai ers  Zeitschrift  ffir  Reehtswissensehall 
VII.  S.  99.  VIIL  8. 199.  IX.  S.  210  ff.   Verfassung  ron  Portugal  g.  103. 

*  Preuszische  Verf.  $.  61:  «Die  Minister  können  durch BescUuss 


Seohsies  Capitel.    Tom  Statsrathe.  .  163 

vorzoglich  hervorgehoben,  und  das  politische  Moment  bis  jetzt 
noch  zu  wenig  beachtet,  weszhalb  denn  auch  gewöhnlich  ein 
bloszer  Statsgerichtshof ,  und  nicht  ein  politischer  Körper  den 
Procesz  zu  leiten  und  das  ürtheil  auszusprechen  berufen  wird. 
Nur  in  Baden  wird  das  Anklagerecht  der  Zweiten  Eammer 
auch  auf  statsgefährliche  Miszregierung  ausgedehnt,  und  die 
Erste  Kammer  in  Verbindung  mit  einer  Anzahl  Mitglieder 
aus  den  Sichter-CoUegien  als  Statsgerichtshof  eingesetzt.*^ 

7.  Damit  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  nicht  zum 
Scheine  nur  bestehe,  wird  regelmäszig  in  den  neuern  Verfas- 
sungen das 'Secht  des  Monarchen,  eine  Untersuchung  nie- 
derzuschlagen oder  nach  der  Verurtheilung  zu  begna- 
digen, beschränkt  oder  aufgehoben." 


Sechstes  Capitel. 

Tom  Statsrathe. 

1.  Die  Institution  eines  Statsrathes  ist  in  unsern  Tagen 
oft  für  entbehrlich  erklärt  worden.  Die  Kammern,  sagt  man, 
sind  nun  dafür  da,  die  Gesetze  zu  berathen,  und  in  dem  6e- 
sammtministerium  können  auch  die  wichtigeren  Verordnungen 
verhandelt  werden.  Alle  übrigen  Geschäfte  des  Statsrathes 
aber  können  eben  so  gut  an  die  einzelnen  Departements  der 
Minister  vertheilt  werden. 

einer  Kammer  wegen  des  Yerbreohens  der  TerfasanngSTerletzung,  der 
Bestechung  und  des  Yerrathea  angeklagt  werden,  üeber  solche  Anklage 
entscheidet  der  oberste  Gerichtshof  der  Monarchie  in  vereinigten  Senaten.* 

««  Gesetz  vom  Jahre  1868.  Vgl.  Blnntsohli'BBerioht  an  die  Erste 
Kammer. 

^1  In  England  Statut  Ton  1690.  Belgische  Terf.  §.  89:  «In 
keinem  Falle  kann  der  König  durch  einen  mfindlichen  oder  achriftliohen 
Befehl  einen  Minister  der  Verantwortlichkeit  entsiehen.*  §.91:  «Der 
König  kann  einen  Minister,  der  durch  den  Gassationshof  yerurtheilt  ist, 
nur  auf  das  Verlangen  Ton  einer  der  beiden  Kammern  begnadigen.* 
Portugiesische  v.  1826.  §.  105. 
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Wahr  ist  es,  dasz  diese  Institation  in  der  absoluten  M^ 
narchie  noch  wichtiger  ist  als  in  der  constitotionelleo ,  indec 
sie  dort  die  Functionen  der  Kammern  groszenthefls  mit  fibe- 
nehmen  mnsz.  Sie  ist  aber  auch,  wo  es  Kammern  für  die 
Gesetzgebung  gibt,  nichts  weniger  als  überflüssig.  Zmiädm 
nicht  für  die  Oesetzgebung  selbst  Naturgemfisz  gehen  di^ 
Gesetzesvorschläge ,  welche  an  die  Kammer  gebracht  werden. 
zumeist  von  der  Begierung  aus;  und  das  ganze  Gelingen  des 
gesetzgeberischen  Werkes  hängt  vorzüglich  von  der  Tanglict- 
keit  des  Regierungsentwurfes  ab.  Diesen  vorzuberathec 
und  zu  begutachten  ist  nun  die  erste  Hauptaufgabe  its 
Statsrathes.    Die  Minister  können  wohl  den  Impuls  geben,  die 

Richtung  bezeichnen ,  die  Arbeiten  leiten ,   aber  es  bedarf  zi 

* 

ruhiger  und  gründlicher  Erwägung  eines  nicht,  wie  die  Mi- 
nister es  sind,  von  den  drängenden  und  aufregenden  Anfor- 
derungen der  Politik  und  des  activen  Dienstes  getriebenen  und 
eingenommenen,  sondern  eines  zu  ruhiger  Prüfung  gestinuntes 
Körpers,  in  welchem  die  umfassendste  Geschäftskenntnisz. 
freier  üeberblick  über  die  Gesetzgebung  und  das  Herkommen, 
Einsicht  in  die  Bedürfnisse  des  States  und  eine  gesicherte, 
dem  Parteigetriebe  entrückte  Lebensstellung  sich  beisammeo 
finden.  Diese  Aufgabe  zu  erfüllen,  sind  die  Kammern  weder 
fähig  noch  berufen;  den  Ministem  selber  fehlt  es  dazu  an 
der  Ruhe,  und  einem  eigens  dazu  berufenen  Collegium  von 
Experten,  das  vorbereitend  wohl  grosze  Dienste  leisten  kann, 
an  der  Einsicht  in  den  Zusammenhang  mit  den  übrigen  Ver- 
hältnissen und  Gewohnheiten  des  States.  Auch  ist  es  gut, 
wenn  die  —  oft  doch  nur  vorübergehenden  Minister  — 
in  dem  festen  Statsrathe  eine  Schranke  finden,  die  ihrem 
Eigenwillen  zwar  gelegentlich  unbequem  sein  mag,  aber  für 
die  Wohlfahrt  des  dauernden  States  eine  nicht  verwerfliche 
Gewähr  gibt' 

^  Rauter  in  Mittermaier*«  Zeitschrift  XIT.  &209  macht  dann/ 
aafnerksam,   dasi  diese  lorgtiltige   ond   stiUe  Prfiftuig  dnrcli  erfahreoe 
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Der  Statsrath  ist  somit  eiQ  Institut  für  freies  Nach- 
denken für  die  weise  üeberlegung  um  den  König  her, 
wie  die  Kammern  die  Interessen  und  Meinungen  des  Volkes 
zu  Yertreten  haben.  Napoleon  nannte  ihn:  ,,sa  pens^e  en 
d^lib^ration*  wie  die  Minister:  «sa  pens^e  en  ex^cution.* 

2.  Dem  Statsrathe  konunt  auch  gewöhnlich  die  Berath* 
ung  und  Begutachtung  der  allgemeinen  Verordnungen 
zu,  welche  von  der  Regierung  erlassen  werden,  und  in  dieser 
Beziehung,  wo  die  Kammern  nicht  mitwirken,   ersetzt  er  ge- 
wissermaszen  auch  die  Functionen,  welche  bei  der  Gesetzgeb- 
ung diesen  zustehen.   Um  so  weniger  ist  seine  Thätigkeit  hier 
entbehrlich.    Dem  Monarchen  musz  auf  Vorschlag  des  Ministers 
der  Entscheid  bleiben,  aber  nachdem  er  den  Statsrath  ver- 
nonunen  hat,  wird  er  sich  mit  gröszerer  Sicherheit  nun  ent- 
scheiden. 

3.  Zuweilen  wird  der  Statsrath  auch  vernommen,   wenn 
sehr  eingreifende  Entschlüsse,   namentlich   im   Interesse    der 
Statssicherheit,  zu  fassen  sind.     Uebereilung  kann  in  sol- 
chen Zeiten  eben   so  gefährlich   sein,  als  Verzögerung.    Nur 
der  practische  Taet  des  Statsmannes  kann  den  rechten  Moment 
und  die  richtige  Form  finden;  aber  es  darf  wohl  als  ein  all« 
gemeiner  Grundsatz  hervorgehoben  werden,  dasz  Beschlüsse, 
durch  welche  die  gewöhnliche  Gesetzgebung  und  Ordnung  aus- 
nahmsweise suspendirt  werden,  und  zur  Rettung  des  States 
eine  auszerordentliche  Gewalt  in  Wirksamkeit  treten  soll,  der 
reifen  Vorberathung  des  Statsrathes  bedürfen.  Dasz  das  nöthige 
Geheimnisz  gewahrt  bleibe  und  nicht  etwa  einzelne  Mitglieder 
des  Statsrathes    selbst   die   vielleicht  nothwendige  Maszregel 
vereiteln  können,  dafür  läszt  sich  gar  wohl  sorgen.    Der  Mo- 
narch darf  auch  nicht  an  die  Zustimmung  des  Statsrathes 
gebunden  sein,  denn  die  Kraft   der  Begierungsgewalt  erträgt 

Qesohtft9->  und  Statsmftnner ,  besonder«  in  den  alten  Staten  Enropa's, 
deren  Becht  und  Gultur  ao  schwer  in  allen  Beiiehungen  ku  flbersehen 
ist,  onenlbehrlioli  leL 
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Boldie  Fessehi  niclit.  aber  Loren  soll  er  den  Bath  der  er&b- 
rensten  Männfir.  beTor  er  den  unwidemiflicheii  Befehl  gibt 

A.  K^  ist  dem  StatBrutiie  anch  der  oberste  Entscheid  is 
9c»geiiaiiiiu*ii  Tt^vainlngii^t^eitigkeiten*  zugewiesen,  x.B 
bei  Fragen  der  Ex]»r(»j»riatio!n,  ob  die  Abtretang*  noth wendig 
sei,  oder  in  dem  St-enerwesen,  c»b  gewisse  Classen  oder  Object-e 
stenerj'ftichtig  iKit?D:  und  et^enso  die  oberste  Prüfung  und  der 
Emscbeid  in  PrivaiTf  rli  ällnissen,  über  welche  eine  be* 
sondt^^*  Anff-icht  d^i^Stales  Torf^ehalten  und  für  welche 
die  Genfhmi£nE£  dt^  Siates  erforderlich  ist,  a.  B.  betref- 
fend  die  BD  düng  Ton  Actieng^sellscbaftea,  Genehmigung  oder 
Anfbebnng  öffentlicher  C-c^j^c^rationen,  Ertheilung  von  Prifile- 
gien  u.  dgl. 

5.  Endlich  wird  dem  Statsrathe  sdiicklicher  Weise  eine 
Controle  eingeräumt  üIict  die  Thatigieit  der  Minister.  Es 
ist  theils  für  den  Monareben  Ton  h^her  practischer  Bedeutung, 
theils  für  die  Stat.-bürger  f ine  wichtige  Garantie  ihrer  Rechte 
und  Interessen,  dasz  eine  hohe  statsminnische  Behörde  da 
sei,  vor  welcher  auch  die  Minister  über  ihre  Handlungsweise 
Kechenschaft  geben  nnd  Kede  stehen  müssen  über  die  Be- 
schwerden, die  wider  sie  erhoben  werden.  Manche  Uebelstände, 
die  sonst  leicht  verheimlicht  werden,  kommen  so  2u  Tage 
und  kCmnen  geheilt  werden  ohne  alle  Gefahr  für  die  öffent- 
liche Auforitit ;  nnd  zu  mancher  Verbesserung  für  die  Zukunft 
kann  von  da  aus  der  Impuls  gegeben  werden.*^ 

6.  Die  Institution  des  »Statsrathes  ist  in  Europa  sehr  alt, 
wenn  auch  die  Befugnisse  und  die  Zusammensetzung  desselben 
in  verschiedenen  Staten  und  Ländern  verschieden  bestimmt 
wurden.^    In  ihm   soll    die   höchste  Einsicht  des  States 

'  DftTon  unten  Buch  Till.  Cap.  9. 

*  Auch  Oneist  Kngl.  Verf.- u.  VerwJtttag^reeht  Bd.  IL  8.  922  bebt 
mit  Nttchdrock  die  Yorzflge  einer  Regierung  mit  8tatsr»th  tot  der  C^- 
binetsregienmg  ohne  Statsrath  herror. 

*  Ueber  die  Aoiicheidung  dei  französischen  ConeeU  da  fioi,  Coaseil 
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vereinigt  werden.    Es  ist  der  prüfende  und  rathende  Ver- 
stand  des  Statshanptes.     Derselbe  darf  daher  nicht  als 
eine    blosze  Belohnung    für  lange  Amtsthätigkeit ,   nicht  als 
eine    Sinekure    des  Dienstalters    behandelt  werden.     In  ihm 
müssen  statsmännischerGeist  und  Charakter,  umfassende  Bechts- 
kunde  und    practische   Geschäftsreife  einen  ehrenyoUen  Platt 
und    eine  würdige  Wirksamkeit  finden.    Die  Minister  dürfen 
anch  nicht  das  üebergewicht  in   dem  Statsrathe  haben;   ihre 
active   Geschäftsleitung  und   seine   wesentlich    controlirenden 
Functionen  sind  innerlich  verschieden  und  wo  das  Organ  für 
jene  das  Organ  für  diese  beherrscht,  da  wird  dieses  unbrauch- 
bar.    In  dem  Statsrathe  sollen  die  Minister  mitreden  und  mit- 
berathen,  aber  besser  ist's,  wenn  sie  nur  eine  begutachtende, 

d^Etat   aus   dem  Parlament   in  Frankreich   vergl.    SchAffner  Reokh- 

gesch.  IL  8.  325  ff.    Napoleon   legte  einen  grossen  Werth  auf  seine 

8ch5pfung  einee  Statsrathes.    Bei  Las  Ccises  M6moir.  de  St.  U61^ne  I. 

8.  313  äuszert  er  sich  darüber:  „Der  Statärath  war  im  Allgemeinen  aus 

wohl  unterrichteten    Männern    und  tflohtigen   Arbeitern    gebildet,    Ton 

gutem  Rufe.    Der  Kaiser  Terwendete  die  Statsrathe  auch  indiTidnell 

für  Alles  und  mit  Yortheil.    In  ihrer  Verbindung  waren  sie  seia 

wirklicher  Rath,   sein  Gedanke   in  dem  Stadium   der  Ueberlegung,   wig 

die  Minister  sein  Gedanke  in  der  Handlung.     Im  Statsrathe  wurden  die 

Gesetze  vorbereitet,  welche  der  Elaiser  dem  gesetzgebenden  Körper  tot* 

schlug,  wodurch  er  zu  einem  wesentlichen  Elemente  auch  der  Gesetz- 

gebungsmacht  wurde.     Dort    wurden  die    kaiserlichen  Deere te  redigirt, 

seine  Verordnungen   über   die  öffentliche  Verwaltung;    da  wurden  die 

Projecte  der  Minister  geprüft,   erörtert  und  Terbessert.    Der  Statsrath 

nahm  die  Berufung  an  und  entschied  in  oberster  Instanz  in  aUen  Ver- 

waltungsstreitigkeiten ,  und  erhob  sich  hier  zuweilen   über  alle  andern 

Gerichtshöfe,  sogar  über  den  Cassationshof.    Da  wurden  die  Beschwerden 

gegen  die  Minister  geprüft,    sogar  die  Berufung   von  dem  Kaiser  auf 

den  besser   unterrichteten  Kaiser.    So   wurde   der  Statsrath,  jederzeit 

Ton  dem  Kaiser  selbst  präsidirt  und  oft  in  offenem  Widerspruch  gegen 

die  Minister  oder  ihre  Handlungen  oder  Unterlassungen  reformirend,  zu 

dem  natürlichen  Zufluchtsort  der  Interessen  oder  Personen,  welche  sich 

durch  eine  hohe  Autorität  verletzt  fühlten.    Und   wer  den  Sitzungen 

desselben  beigewohnt  hat,  der  weisz,  mit  welchem  Eifer  die  Sache  der 

Borger  dort  Tcrtheidigt  ward.^ 
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aieht  eine  entscheidende  Stimme  in  demselben  haben.* 
lieb  kann  dftför  gesorgt  werden,  dasz  der  Statsrath  FQblang 
mit  den  Kammern  behalte,  indem  auch  parlamentarisch« 
Gröszen  in  demselben  eine  würdige  Stellung  finden.  Dadordi  wird 
fdr  die  leicht  gefährdete  Harmonie  der  gesetzgebenden  Organe 
mit  der  Begierung  eine  wichtige  Garantie  gewonnen. 


Siebentes  Gapitel. 

Die  MilitSrgewalt.     Das  stehende  Heer  und  die  Landwehr. 

1.  Die  Militärgewalt  des  States  ist  unter  allen  die 
gewaltigste,  weil  ganz  und  gar  auf  Offenbarung  der  ftnazera 
Macht  des  States  gerichtet  und  dieser  Bestimmung  gem&sz  or- 
ganisirt.  In  dem  Heereskörper  sind  daher  Einheit  und  Energie 
des  Befehls  und  voller,  unbedingter  Gehorsam  in  ganz  an- 
derem Sinne  noth wendig,  als  in  irgend  einer  andern  Sphäre 
des  Statslebens.  Denn  die  äuszere  Macht  beruht  grösztentheils 
auf  physischen  und  mechanischen  Gesetzen,  und  diese 
verlangen  ungehemmte  Bewegung  der  Mittel  der  Gewalt,  bis 
äas  Ziel  erreicht  ist.  Würde  hier  dem  individuellen  Willen 
der  Officiere  und  Soldaten  eine  freie  £ntwickelung  gestattet 
so  würde  mit  der  Einheit  des  Heeres  auch  die  Kraft  desselben 
zu  Grunde  gehen  und  die  ganze  Bestimmung  desselben  wäre 
▼erfehlt.  Die  Kriegsmacht  des  States  ist  seine  Stärke  und 
der  Beruf  des  Kriegers  ein  vorzugsweise  statlicher,  und  daher 
edler  und  ehrenvoller.  Diese  Kriegsmacht  musz  zum  An- 
griffe und  zur  Vertheidigung  gerüstet  sein;  und  es  ist 
eine  sonderbare  Behauptung  Mancher,^  dasz  «nur  derVerthei- 
digungskrieg  dem  constitutionellen  System  zusage.*"  Sogar 
wenn  der  Krieg  nur  als  ein  groszer  Bechtsstreit  der  Staten 

*  Napoleonische  Yerf.  r.  1852.  §.  53:   „Lei  miiiistres  ont  raog, 
s^ance  ei  tou  d^lib^ratiTe  au  conseil  d^Etat.*^ 

^  Botteck  in  der  Fortsetzung  tou  Aretins  Statsreeht  der  oonst. 
IL  8.  157. 
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angesehen  wird,  so  ist  fQr  den  Stat  der  Angriff  unter  Um- 
ständen so  nöthig,  als  ffir  den  rechtlichen  Privatmann  in  dem 
bürgerlichen  Bechtsstreit  die  Klage. 

Eine  besondere  Statsgewalt,  die  etwa  wie  die  Rechtspflege 
der  Begierungsgewalt  selbständig  gegenüber  treten  dfirfte,  ist 
die  Militärgewalt  nicht,  wenn  gleich  zugegeb^  werden 
mQss ,  dasz  das  Heer  zuweilen-  einen  ihm  eigenen  politischen 
Charakter  besitzt,  der  wohl  gewürdigt  werden  mus^  Das 
Heer  ist  vielmehr  der  Arm  des  States,  welcher  dem  Eopfe 
dienen  musz.  Seine  Machtentfaltung  darf  nicht  von  der  Po- 
litik abgelöst  werden,  sondern  ist  immer  nur  ein  Mittel  der 
Politik,  und  diese  musz  von  der  Begierungsgewalt  bestimmt 
werden,  wenn  man  nicht  in  die  rohe  Barbarei  der  Praetorianer- 
und  Janitscharenherrschaft  zurück  sinken  will. 

2.  Die  Heeresverfassung  hat  seit  der  Auflösung  der 
mittelalterlichen  Yasallentruppen  und  der  Beschränkung  des 
spätem  Söldner-  und  Landsknechtssystems  in  den  letzten  Zeiten 
eine  groszartige  Umbildung  erfahren.  Inzwischen  aber  sind 
die  europäischen  Heere  so  furchtbar  angewachsen,  dasz  sie  den 
Wohlstand  der  Länder  und  die  friedliche  Entwicklung  der 
Cultur  bedrohen. 

Wir  unterscheiden   vornehmlich   folgende  Wehrsysteme: 
a)  Die    stehenden  Berufsheere,    mit    ermäszigtem 
Friedens-  und  erweitertem  Kriegsstand. 

Anfangs  in  Frankreich  entstanden  und  da  vornehmlich  zu 
höherer  Ausbildung  gelangt,  ist  dieses  System  während  der 
letzten  Jahrhunderte  in  den  europäischen  Monarchien  das  herr- 
schende geworden.  Es  passt  vorzugsweise  zur  absoluten  Mo- 
narchie, indem  es  dem  Fürsten  eine  grosze  und  durchgreifende 
Heeresgewalt  zu  freiester  und  ausschlieszlicher  Verfügung  stellt. 
Das  stehende  Heer  wird  von  dem  bürgerlichen  Leben  mög- 
lichst geschieden  und  ganz  und  gar  für  den  Eriegsberuf  durch- 
gebildet. Der  Monarch  kann  es  beliebig  im  Innern  und  nach 
Aussen  verwenden.    Es  dient  einer  abenteuernden  Eroberung»* 


170    Siebenteft  Buch.    Der  SUlidieiul  «nd  dms 

und  Einflusspolitik  in  fremden  Welttheflen  und 
mrie  zur  Vertheidigung  der  nationalen  Interesseo.  Es  ist  •!.- 
her  nicht  blosz  als  Schutz  der  Verfassung  and  der  V<ÄÄ>e- 
heit,  sondern  ebenso  als  Gefahr  für  diese  Gfiter  rerweaäh^r 
Wie  ungeheuer  diese  Macht  angewachsen  ist,  zeigt  die  frmzr- 
zösische  Geschichte.  Zur  Zeit  König  Heinrichs  IV.  ziUte  dj.« 
stehende  Heer  37,000  Mann;  unter  Richelieu  schon  10<i,0<>0  Mat^ 
Napoleon  I.  hatte  dasselbe  im  Jahre  1812  für  den  Krieg  ic  ^ 
Kussland  bis  über  600,000 Mann  gesteigert.  Napoleon  III.  l^* 
den  normalen  Effectivbestand  in  Friedenszeiten  noch  ror  d-: 
neuesten  Gesetzgebung  von  1868,  die  wieder  eine  sehr  bedeu- 
tende Krliöhuttg  vorschreibt,  auf  400,000  Mann  gebiachL 

U  m  den  Gefahren  zu  begegnen,  welche  aas  grossen  sieb- 
enden Heeren  für  die  Repräsentativrerfassung  entstehen*,  g¥- 
stilltet  das  englische  Parlament  nur  eine  kleine  stehende  Arme«? 
und  behält  sich  vor,  alljährlich  die  dafür  nOthigen  Gelder  zl 
bewilligen  oder  zu  vei*sagen.  Aber  die  Gr(^sze  des  Heeres 
wird  mehr  durch  das  Machtverhältnisz  der  andern  Staten  als 
durch  die  innern  Kechtszustände  und  die  Parteimeinungen  de^ 
eigenen  Landes  bestimmt^  Die  insulare  Lage  Englands  ha; 
einen  grossem  Antheil  an  der  gemäszigten  Zahl  des  englischen 
Heeres  als  die  englische  Verfassung. 

Am  beszten  zu  dem  Princip  des  stehenden  Heeres,  das 
wesentlich  aus  Berufssoldaten  gebildet  wird,  paszt  das  Werbe- 
System ;  denn  die  Wahl  des  militärischen  Lebensberufs  setzt 
ebenso  wie  die  Wahl  irgend  eines  andern  Berufs  individuelle 
Begabung  und  Neigung  voraus.  Ein  Statszwang,  welcher  die 
Individuen   ohne  Noth   aus   ihren   bürgerlichen   Verhältnissen, 

'  Lord  John  Russe]  macht  sogar  ffir  England  auf  diese  Gefahr 
naohdrUcklich  aufmerksam  in  seiner  Geschichte  der  englischen  Terfa«- 
•ung.    Cap.  32. 

*  Friedrich  der  Grosse  in  seinem  Essai  sur  les  formes  da  goaver- 
nemcnt:  ,|Le  nomhre  des  troupcs  qu'un  £tat  entretient,  doit  dtre  en 
Proportion  des  troupes  qu*ont  ses  onnemis;  il  faut  quUI  se  troaye  en 
m6me  foroe  ou  le  plus  faible  risque  de  soocomber.* 
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lus  ihrer  Wirthscfaaft,  ihrem  Gewerbe,  ihren  Studien  heraus- 
eiszt  und  denselben  auf  viele  Jahre  hin  entfremdet,  ist  ein 
{ehr  bedenklicher  Eingriff  in  die  persönliche  Freiheit.  Die 
Werbung  des  stehenden  Heeres  erkennt  diese  Freiheit  an  und 
»chafft  unter  Umständen  eine  sehr  tüchtige  Armee,  in  welcher 
die  Berufspflicht  durch  die  Berufslust  gehoben  wird."*  Aller- 
dings erhöht  die  Werbung  auch  die  Bedenken  gegen  das 
ganze  Wehrsystem,  indem  es  ebenso  leicht  auf  fremde  Söldner 
anwendbar  ist,  als  auf  nationale  Freiwillige.  Eine  kaufmän- 
nische und  reiche  Nation  wird  dann  leicht  den  Waffen  ent» 
wohnt  und  geräth  unter  Umständen  eher  unter  fremde  Herr- 
schaft. * 

England,  Holland^  und  die  Vereinigten  Staten 
Ton  Amerika  haben  noch,  so  weit  letztere  auch  ein  kleines 
stehendes  Heer  unterhalten,  die  ältere  Werbmethode  beibe- 

*  Stahl,  Statalehre  11.  8.  414  sagt:    „Der  Werbecontract  habe  et- 
was Uasiitliches,  indem  er  Lebensaufopferung  und  Lebensberuf  Eum  Ge- 
genstand des  Kaufes  mache."    Allein  jeder  Beraf  beruht  znnftohst  auf 
indiTidueller  Anlage  und   Willensbestimmung,  und  der  Sold 
ist  doch  nur  das  nothwendige  Aequivalent  für  die  Berufsleistung,  welche 
wie  bei  den  Aemtern  von  dem  State  bestimmt  wird.    Wer  sich  anwerben 
la«zt,  erklftrt  nur,  dasz  er  Willens  sei,  als  Soldat  dem  State  berufsmSssig 
zu  dienen.   Darin  liegt  nichts  Unsittlichem.  Auch  bezeugt  die  Geschieht«, 
daez  geworbene   und  sogar  fremde  Truppen,    die  Schweizer  vor- 
aus, die  kriegerische  Tugend  bis  zur  heldenmäszigsten  Aufopferung  ent- 
faltet haben ,   und  schon  mancher    ffir   friedliche  Arbeit   unbrauchbare 
Bursche  ist  durch  die  Strenge  und  die  Männlichkeit  des  Kriegerberufes 
zu  einem  tüchtigen  Menschen  geworden.    In  jedem  kräftigen  Volke  gibt 
es  Elemente,  die  nur  für  den  Soldatenstand  taugen. 

^  Ueber  den  Gegensatz  yon  nationalen  Truppen,  fremden  Sold-  und 
fremden  Hülfstmppen  Tgl.  MachiaT.  im  Fürsten  G.  12  und  13  Fried- 
rich ]I.  eben  da:  „Die  besten  Truppen,  die  ein  Stat  haben  kann,  sind 
die  nationalen."    Indessen  das  ist  nur  bedingt  wahr. 

^  Holländische  Verfassung  $.  177:  Das  Tragen  „der  Waffen  zur 
Handhabung  der  Unabhängigkeit  und  zur  Vertheidigung  seines  Grund- 
gebiets bleibt  eine  der  ersten  Pflichten  aller  Bewohner.^  §.  178.  „Der 
K^nig  sorgt  dafür,  da^z  zu  allen  Zeiten  eine  hinreichende  Land-  und 
Seemacht  unterhalten  werde,  angeworben  aus  Freiwilligen,  seien  sie  Ein- 
geborae  oder  Aosliader.** 
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halten.  Frankreich  und  nach  seinem  Vorbild  Oesterreich. 
Busziand  und  bis  auf  die  neueste  Zeit  auch  manche  deutsche 
Staten  haben  dagegen  ihre  stehenden  Heere  auf  die  allge- 
meine Dienstpflicht  der  Bürger  gegründet  (sogoaiiiix«: 
Conscription)  und  dieselbe  nur  durch  das  Becht  der  ao^ 
geloosten  Dienstpflichtigen,  einen  Stellrertreter  zu  erksofec 
zu  ermäszigen  gesucht.^ 

b)  Das  Milizsystem,  wie  es  am  beszten  in  der  Schweiz 
eingeführt,  aber  auch  in  den  nordamerikanischen  Frti* 
staten  in  Uebung  ist,  bildet  dazu  den  schärfsten  Gregensau 
Mit  viel  geringeren  Kosten  schafft  es  weit  grOazere  Heere, 
indem  es  die  ganze  männliche  Bürgerschaft  des  Landes  iz 
den  Waffen  übt,  aber  ohne  sie  ihrem  bürgerlichen  Beruf  iz 
entfremden.  Das  Milizheer  ist  daher  unbrauchbar  für  kriege- 
rische Abenteuer  und  nur  verwendbar  für  nationale  Kriege. 
An  militärischer  Bildung  und  Erfahrung  steht  es  zwar  weit 
zurück  hinter  den  stehenden  Berufsheeren,  aber  zur  Yerthei- 
digung  des  Landes  fällt  es  schwer  ins  Gewicht.  Seine  Schwäche 
wird  besonders  in  dem  Mangel  von  Berufsofflcieren  und  unter- 
officieren  fühlbar,  seine  Stärke  ist  der  patriotische  Geist,  der 
es  erfüUt.  Es  kann  nicht  leicht  zu  einer  Gefahr  werden  for 
die  Yolksfreiheit;  aber  wenn  ein  ernster  Krieg  ausbricht,  so 
erfordert  es  zu  Anfang  desselben  ungeheure  Opfer  an  Menschen- 
leben und  an  Yolksyermögen.  Es  paszt  eher  für  demokratiache 
Bepubliken  als  für  monarchische  Staten. 

c)  In  der  Mitte  steht  das  Preuszische  Wehrsystem, 
welches  die  Vorzüge  der  stehenden  Heere  mit  dem  der  Volks- 
wehr  zu  verbinden   und  ihre   Mängel  zu   vermeiden   sucht  ^ 

'  Franzis.  Yerf.  t.  1848  $.  102:  , Jeder  Franzose  ist,  mit  Aas- 
nahme  der  durch  das  Gesetz  bestimmteii  FAUe,  ram  Kriegsdieaste  und 
zum  Dienste  in  der  Nationalgarde  yerpfliclitet.  Die  Vergünstigiiag  Ar 
jeden  Bürger,  sieh  von  der  persönlichen  Abletstong  des  KriegsdicHtes 
zu  befreien,  wird  darch  das  Recmtimngsgesets  geregelt  werden.* 

*  In  einem  Zeitungsartikel  sprach  sich  1843  Louis  Napoleon  sehr 
entschieden  lOr  dieses  preuszische  und  gegen  das  fransöiische  Sytlm  aus. 
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Zum  Erstaunen  Ton  Europa  hat  es  sich  in  dem  deutsch-öster- 
reichischen Kriege  von  1866  über  alle  Erwartungen  hinaus 
und  glänzender  noch  bewährt,  als  zur  Zeit  der  deutschen  Be- 
freinngskriege  gegen  Napoleon  I. 

Dieses   dritte  System,    auf   der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht ruhend,  besteht  aus  einem  stehenden  Heere,  dessen 
Ersatz  beer  und  der  Landwehr.    Sein   stehendes  Heer  ist 
die   militärische   Schule   für   das    Gesammtheer,    und   bildet 
zugleich     den     activsten    Bestandtheil     in   diesem.      Es    ist 
weniger    zahlreich    als    das    ausschliesslich    stehende  Heer, 
(l^/o  der  Bevölkerung),  indem  es  sich  auf  die  beiden  andeni 
Bestandtheile  stützen   kann  und   erfordert  demnach  geringere 
Kosten.    Es  hält  daher  auch   die  Soldaten  nur  eine  kürzere 
Zeit  unter  den  Waffen  (drei  Jahre)  und  macht  es  ihnen  bälder 
möglich,  dem  bQrgerlichen  Beruf  sich  wieder  zu  widmen.   In- 
dem es  sich  über  den  gröszten  Theil  der  männlichen  Jugend 
ausbreitet,   erzieht  es  das  ganze  Volk  militärisch,    entwickelt 
so  die  männliche  Tugend  in  ihm  und  erfQllt  es  mit  statlichem 
Geist.     Seine   Schule    ist  viel  intensiver   und  wirksan^er  als 
die  des  Milizheeres  und  doch  schafft  es  wie  dieses  ein  Yolks- 
heer.   Wie  weitere  Ringe  um  den  Kern  des  stehenden  Heeres 
schlieszen  sich  an  dasselbe  die  Ersatzmatfnschaft  der  fol- 
genden 4  Jahrgänge  und  die  Landwehr  der  letzten  5  Dienst- 
jahre an,  die   beide  zuvor  in  dem  stehenden  Heere  gedient 
haben,  aber  nun   blosz  zu  Uebungen  im  Frieden  zusammen 
gezogen  werden.* 

Wie  das   stehende  Heer  vorzugsweise  zur  ersten  Action 

>  Ihre  natürliche  Bestinimiing  sind  jedenfalls  nicht  answärtige  Feld- 
liige.  Eine  ausnahmsweise  Yerwendang  der  Art  sollte  daher  nicht  Ton 
dem  blosien  TÖUig  wiUkürlicben  Befehle  der  Regierung  abhängen.  Die 
'ipanisohe  Terfassung  Ton  1837  bestimmt  in  %.  77:  «Der  König  kann 
im  FaU  der  Noth  über  die  NationalmiHzen  rerfügen  innerhalb  ihrer 
ProTinz,  sie  jedoch  nicht  ohne  Zustimmung  der  Cortez  ausaerhalb  der- 
selben Tenrenden.**  Belgische  Verf.  §.  123:  „Die  Mobilmachung  der 
Bürgergarde  kann  nur  kraft  eines  Gesetzes  stattfinden," 
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bestimmt  ist,  so  hat  die  Landwehr  hanptsäehlieh  die  Aufgab  r 
zur  LandesTertheidignng  und  als  Reserve  zn  dienoi.  *^  Indese^i 
kann  nach  dem  Preuszischen  Recht  nöthigenfalls  die  gu:'^ 
Armee  ins  Ausland  gefQhrt  werden. 

Diese  Heeresverfassung  erschwert  immerhin  jede  hlosz- 
Eroberungs-  oder  TJnterdrückongspolitik ,  ist  aber  ein  gew:i:> 
tiges  Schutz-  und  Trutzmittel  einer  nationalen  Politik.  Ir 
Preuszen  und  Deutschland  leidet  aber  dieselbe,  wie  die  mn> 
tärischen  Zustände  in  ganz  Europa  in  Folge  der  allgenieinr: 
Unsicherheit  an  einer  üeberspannung  der  Volkskräfte. 

Durchaus  nothwendig  ist  es,  dasz  die  Landwehr  mit  den 
stehenden  Heere  in  einer  organischen  Verbindung  bleibe,**  S' 
dasz  die  ganze  Wehrkraft  eines  Volkes  ein  in  sich  einiger 
Körper  sei  und  die  Landwehr  an  der  Ehre  der  Linie,  «ie 
diese  an  der  Volksthümlichkeit  der  Landwehr  einen  Antht::! 
behalte.  Verderblich  dagegen  wirkt  ein  schroffer  Gegensatz 
der  beiden  Bestandtheile.  Wenn  dem  Söldner-  und  Königs* 
beer  ein  Volks-  und  Parlamentsheer  entgegengesetzt  wird,  s*.* 

^  Stein  an  Oneuenan  (Steins  Leben  yon  Perti  II.  8.  S53):  ,Ia 
Frieden  ist  die  IGIix  eine  YorbereitangMnstalt  lum  Heer,  indem  sie  die 
KenntniBi  der  kriegerischen  Fertigkeiten  und  den  kriegerischen  Qtiu 
in  der  ganzen  Nation  erhftit,  wozn  zugleich  Erziehung  durch  Terbreitung 
Ton  Qrundfl&tzen  und  durch  Unterricht  in  gymnastischen  Uehnngen  mit- 
wirken mnsz.  Im-fijrieg  dient  sie  dem  Heer  als  Reserre  und  Depot 
Hierdurch  wird  der  Neigung  der  gewerbetreibenden  und  wissensehaA- 
liehen  St&nde  zu  unkriegerischen  und  feigen  G^innungen  und  der  Trena- 
ung  der  yersohiedenen  St&nde  yon  einander  und  ihrem  Losreiszen  tob 
dem  Stat  entgegengewirkt  und  in  allen  das  OefUhl  der  Pflieht,  fUr  dessen 
Erhaltung  sein  Leben  mu&uopfem,  belebt  Eine  Folge  einer  sdkhea 
Einriditung  ist  die  AUgemeinheit  der  Verpfliehtung  zu  Kriegsdiensten, 
die  sich  auf  jeden  Stand  der  bilrgeriiehen  OeseUsehafI  aasdehnt  Doch 
sie  wird  es  möglich  einen  hochherzigen  kriegerischen  Kationalehaimkter 
zu  bilden,  langwierige  entfernte  Eroberungskriege  zu  fUunen,  und  einen' 
Nationalkrieg  einem  übermichtigen  feindlichen  Anfiiül  entgegenzusetzen.* 

*^  Preusz.  Yerf.  §.  35:  «Das  Heer  begreift  alle  Abtheilungen  des 
stehenden  Heeres  und  der  Landwehr.  Im  FaUe  des  Krieges  kann  der 
KSnig  naeh  Maszgabe  des  Gesetzes  den  Landsturm  aufbieten.* 
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irird  durch  solchen  Zwiespalt  die  militärische  Eraft  derStaten 
reschwächt,  das  Volk  zu  innerer  Feindschaft  gereizt  und  bald 
lie  Autorität  der  Statsgewalt,  bald  die  Freiheit  der  Bürger 
>edroht. 

3.  Der  Landsturm  endlich  ist  ein  Institut  für  Noth- 
'älle.  Er  gehört  nicht  zu  dem  eigentlichen  Heere,  und  hat 
nur  geringe  technische  Bildung.  Er  umfaszt  die  gesammte 
männliche  Bevölkerung,  welche  nicht  schon  in  dem  stehenden 
Heere  und  «in  der  Landwehr  dient  und  doch  noch  kräftig  ge- 
nug ist,  die  Waffen  zur  Yertheidigung  des  States  zu  führen. 
Unter  kräftigen  Bergvölkern  haben  auch  die  Weiber  schon 
oft  tb  eilgenommen  an  dem  Landsturm  und  den  Männern  mu- 
thig  zur  Seite  gestanden.  Das  aber  ist  doch  Ausnahme,  und 
in  der  Begel  wird  auch  diese  Dienstpflicht  auf  die  männliche 
Bevölkerung  beschränkt. 

Die  Organisation  des  Landsturms  musz  wieder  den  Zu- 
sammenhang mit  der  gesammten  Kriegsmacht  des  States  be- 
wahren und  ist  daher  von  dem  Statsoberhaupte  abhängig.  Im 
Einzelnen  kann  sie  nach  der  gröszeren  oder  geringeren  Kriegs- 
tüchtigkeit geordnet  sein.  Zum  Angriff  und  zu  militärischen 
Manövern  untauglich,  kann  derselbe  zur  Yertheidigung  ein- 
zelner Pässe  und  zur  Beunruhigung  und  Verfolgung  des  be- 
reits erschütterten  Feindes  gute  Dienste  leisten. 

4.  Das  Heer  darf  nicht  selbst  den  Zweck  bestimmen,  ,für 
welchen  es  zu  den  Waffen  greift,  die  Militärgewalt  in  der 
Regel  nicht  von  sich  aus  in  die  bürgerlichen  Verhältnisse  ein- 
greifen. Vielmehr  wird  dasselbe  durch  den  Befehl  des  Stats- 
oberhauptes  in  Bewegung  versetzt,  und  empf&ngt  von  ihm  den 
Impuls  und  die  Richtung  für  seine  Thaten.  In  untergeord- 
neten Beziehungen  zum  Schutze  der  öffentlichen  Ruhe  werden 
seine  Abtheilungen  von  den  Civilbehörden  um  Hülfe  requirirt.  ^* 


**  Oeiterreioh.  Verf.  ran  1849  §.  114:  „Im  Innern  kann  die  be* 
Wftffnete  Macht  nnr  ^ilber  Aufforderung   der  CirtlbehÖrden  und  in  den 


•   * 
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Achtes  Gapitel. 

Die  Polizei« 
1,   Dm  WeMB  der  PeUsai. 

Erst  allmählich    gelingt  es,    den  modernen  Begriff  •:-* 
Polizei   ins  Klare  zn  bringen.    Die  statsrechtlichen  Theor>- 
welche  gegenwärtig  noch  am  meisten  verbreitet  sind,    lei-i-' 
an  bedenklichen  Mängeln   und    in   vielen    Beziehungen   u    . 
schlimmer  steht  es  mit  der  Praris.    Bald  wird  der  Poli- 
ein  zu  beschränkter  Spielraum  der  Thätigkeit  angewiesoi.  ui 
sie  verhält  sich  unthätig  und  gleichgültig,  wo  sie  woUtb^:.. 
einzugreifen  und  für  die  öffentliche  Wohl&hrt  zu  sorgen  c*-: 
natürlichen  Beruf  hat.     Bald  hinwieder  breitet  sie  ihre  G- 
walt  unmäszig  auf  Verhältnisse  aus,  Über  welche  ihr  keiner!- 
Bevormundung  gebührt,  und  hemmt  oder  belästigt  ohne  Grar.  j 
die  Freiheit  der  Indiriduen  in  Lebenskreisen,  wo  sie  mfikXs  r. 
befehlen  hat. 

Ihr  Beruf  ist  nicht  zu  strafen,  sondern  zu  sorgen;  c:  i 
dennoch,  obwohl  die  öffentliche  Wohlfahrt  das  Ziel  aller  ihr«^- 
Handlungen  ist,  wird  sie  oft  von  dem  Misztrauen,  nicht  selt^: 
von  dem  Hasse  derer  begleitet,  für  deren  Wohl  sie  tfaä::r 
sein  soll.  Sie  sollte  ihrer  Bestimmung  nach  die  popalir<tc 
der  Statsgewalten  sein,  und  wir  erfahren  es  täglich,  daaz  si? 
die  unpopulärste  unter  allen  ist  Woher  dieser  sonderbare 
Widerspruch?    Wir  können  uns  auch  nicht  mit  der  Ausflucht 

getettlieli  bettinmieii  FlOen  vad  FoTBeii  eiasekreiteB.**  Pre«ttiffeh« 
{.  36:  „Die  bewaffnete  Macht  kann  cor  ünterdriekiiiif  iimetvr  Uamhea 
vnd  xnr  AsfflUinmg  der  Oeeetze  nur  in  den  roa  Oesetse  besthnte« 
P&Uen  nnd  Formen  und  auf  Beqnuition  der  Cirflbelidrde  lei  wendet 
werden.  In  letalerer  Beiielinng  hat  das  Oeseti  die  Anmahtn  an  be> 
stnmen.''  FranaÖBisehe  tob  184d.  {.  105:  „Die  öffcBtücbe  Jfarfct. 
welche  rar  Avfrecbtiialtang  der  Ordnnng  im  Lmem  Terweadet  wird, 
hMidelt  wmr  wd  Anffordenmg  der  «iafetetileB  Behdfden,  inde»  ne  den 
dweh  die  lefWattre  Gewalt  bettnurtan  lnwdH«n§f  Fa%a 
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trösten,  dasz  es  doch  yorztiglich  die  schlechten  Lente  seien, 
welche  Tor  der  Polizei  eine  gerechte  Scheu  haben.  Es  ist 
nicht  immer  so.  Nicht  unwahr  hat  Göthe  dem  Mephistopheles 
das  Wort  in  den  Mnnd  gelegt: 

Ich  weiss  mich  trefflich  mit  der  Polizei, 

Doch  mit  dem  Blatbann  schlecht  mich  abzufindeii. 

Auch  unter  den  ruhigen,  friedlichen  Leuten  findet  man  häufig 
eine  AengsÜichkeit  Tor  der  Polizei  und  eine  Abneigung  gegen 
jede  Berührung  mit  derselben,  die  nicht  in  dem  bösen  Ge- 
wissen ihren  Grund  hat.  Die  aufiallende  Erscheinung  Ter- 
langt  eine  andere  Erklärung. 

In  dem  alt -römischen  State  war  die  Polizei  groszartig 
und  mächtig  organisirt,  und  wir  finden  dort  keine  Spur  dieses 
Hasses.    Die  edelsten  Männer  der  Republik  suchten  in  der 
Uebung  der  Polizeigewalt  ihre  Ehre.    Die  Aedilität  war  vor- 
zugsweise eine  polizeiliche  Magistratur,  und  sie  war  die  Pforte 
zu  den  höchsten  Aemtem  der  römischen  Republik.    Die  Gen- 
sur  war  der  höchste  Preis  des  Ehrgeizes  für  den  moralischen 
Adel  und  ihr  war  die  Sittenpolizei  anvertraut.    Die  Statspo- 
lizei  aber  wurde  von  den  Häuptern  der  Stadt,  von  den  Con- 
suln  verwaltet.     Die  Polizei  war  damals  nicht  als  Eine  in 
sich  verbundene  Instituti<m  organisirt,  sie  war  an  verschiedene 
Magistrate  vertheilt;  aber  schon  die  Theile  der  Polizeigewalt 
gaben  dem  Magistrate  hohe  Ehre  und  Macht  zugleich.    Die 
Yergleichung  dieser  Zustände  mit  den  heutigen  hat  etwas  Be- 
schämendes fQr  den  modernen  Stat. 

In  dem  germanischen  Mittelalter  lag  die  Polizeigewalt 
fast  ganz  darnieder;  und  das  ist  jedenfalls  ein  Hauptgrund, 
weszhalb  die  neue  Zeit  sich  hier  nur  sehr  schwer,  und  nicht 
ohne  heftige  Schwankung  zurecht  findet.  Das  überaus  wich- 
tige moralische  Element,  der  eigentliche  Kern  aller  wahren 
Polizei,  war  im  Mittelalter  dem  State  entzogen.   Die  Kirche 

*  

bemächtigte  sich,   von  dem  religiösen  Standpunkte   aus,  der 
ganzen  moralischen  Seite  des  öffentlichen  Lebens.    Der  Stat 

B  t«  B  t  fl  e  k  1  i ,  «llrenelnes  Statflr«eht.    ü.  12 
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trat  in  dieser  Hinsicht  znrfick  und  überliesz  ihr  Toraos  all« 
sittliche  Zucht.  Ueberdem  begünstigte  der  Charakter  dets 
Mittelalters  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Genossenachafti^n, 
der  Familien  and  Individuen  im  Gegensatze  zu  den  InteresMm 
der  Gesammtbeit  mit  solcher  Verliebet  dasz  eine  ein-  imd 
durchgreifende  Statsgewalt,  wie  sie  fttr  die  Polizei  ein  Lebens- 
bedürfnisz  ist,  unmöglich  gedeihen  konnte.  Bei  jedem  Schritt 
stiesz  sie  auf  unflbersteigliche  Rechtsschrauken  und  vor  der 
Willkfir  der  Individuen  muszte  die  Autorität  der  Statsgewalt 
sich  beständig  zurückziehen. 

Gegen  Ende  des  Mittelalters  kam  dagegen  eine  Beaciion, 
und  man  gerieth  bald  in  einen  entgegengesetzten  Fehler.    Der 
wieder  stärker  gewordene  Stat  fing  an,   in  der  Absiebt,    die 
Völker  glücklich  zu  machen,  sich  in  alle  auch  die  ihrer  Natur 
nach  individuellen  Verhältnisse  der  Bürger  einzumischen.     Es 
kam   ein  System  auf  der  allgemeinen  Bevormundung 
und  der  Vielregiererei,  welches  die  Erwachsenen  wie  Kinder 
behandelte  und  die  bürgerliche  Freiheit  auf  allen  Seiten  ein- 
engte.    Von  Stats  wegen  wurde  Alles  geordnet  und  befoblen, 
der  Glaube 9  die  Sitte,  die  Nahrung,  die  Kleidung,  die  Woh- 
nung, die  Berufs  weise,  der  Handel  und  Wandel.     Diese  Be- 
wegung, die  ursprünglich  wohl  gut  gemeint,  aber  schlecht  ge- 
dacht war,  dann  aber  auch  der  Immoralität  auf  Seite  derer, 
welche  solche  Gewalt  übten,  Vorschub  leistete  und  zn  unzäh- 
ligen Miszbräuchen  führte,  rief  in  der  Folge  wieder  ihren  Ge- 
gensatz bervor,  und   von  Neuem  suchte  man  der  Polizei  jede 
die  Wohlfahrt  fordernde  Macht  abzusprechen  und  sia^auf  die 
Handhabung  der  öffentlichen  und  Privatsicherheit  einznschränken. 

Ans  diesen  Schwankungen  in  das  ruhige  organische  Oleich- 
gewicht zu  kommen  und  die  Polizei  von  Neuem  mit  dem 
Geiste  der  Moral  und  der  Ehre  zu  beleben  und  zu  veredehi, 
das  ist  die  statliche  Aufgabe  der  Zukunft 

Zu  diesem  Behuf  ist  vor  allen  Dingen  die  Idee  der  Po* 
lizei  zu  erkennen  und  dann  was  ihr  nicht  angehört  ausznscheideo, 
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was   ihr  zukommt,  za  gewähren.     Wie  schon  der  Name  Po- 
lizei deutlich  darauf  hinweist,   ist  sie   eine  ganz  specifische 
statliche  nnd  obrigkeitliche  Gtowalt.    Die  obrigkeit- 
liche   Sorge    für    die    öffentliche    Sicherheit    und 
Wohlfahrt    in    ihren    tftglichen    Bedürfnissen,    die    Sorge, 
welche  das  Nothwendige  und  unentbehrliche  anordnet 
und  daher  als  befehlende  und  verbietende  Statsgewalt  er- 
scheint, ist  die  Aufgabe  und  das  Wesen  der  Polizei.   Ihre  Wirksam- 
keit ist  daher  wie  keine  andere  unablässig  thätig,  immer  bereit^ 
das  Nöthige  anzuordnen.  Sie  darf  nie  schlafen,  nie  feiern.  Wflrde 
sie  feiern  können,  so  wäre  das  ein  Zeichen,  dasz  es  am  ge- 
meinsamen Leben  fehlt.    Wo  ein  öffentliches  Bedürfnisz  sich 
mit  Macht  regt,  da  musz  sie  bei  der  Hand  sein  und  von  sich 
aus  helfen.    Sie  hat  einen  eigenen  Willen  und  setzt  ihn  selb- 
ständig ohne  Zögerung  durch.    Sie  ist  in  ganz   besonderem 
Sinne  Gewalt. 

Es  ist  ein  vergebliches  Bemühen,  die  einzelnen  Richtungen 
der  polizeilichen  Thätigkeit  genau  abstecken  und  die  Art  der«  * 
selben  mit  minutiöser  Sorg&lt  zum  voraus  bestimmen  und 
ordnen  zu  wollen.  Die  Polizei  geht  von  dem  Centrum  des 
States  aus  nach  allen  Sichtungen  der  Peripherie,  und  kann 
den  mannich&ltigen  Anregungen  des  Lebens  nur  genügen, 
*  wenn  sie  mit  innerer  Freiheit  thnt,  was  der  Moment  und  die 
Eigenthümlichkeit  jedes  einzelnen  Falles,  auch  des  nicht  vor^ 
hergesehenen  fordert.  Ihre  Aeuszerungen  sind  so  reichhaltig 
und  verschiedenartig,  wie  die  Erscheinungen  des  Lebens,  auf 
welche  sie  sich  beziehen.' 

«  Stahl,  Stotslehre  U.  S.  428:  „Die  Poliiei  ist  da«  raiehife  Oebiet 
der  StatoTerwaltnog ;  was  Ziel  und  IntereBse  des  menschlichen  Daseins 
ist,  gehört  ihr  an,  und  ist  yorzugsweise  ihr  positives  Streben.  Die  Jastii 
ist  aar  erhaltend  oder  wiederherstellend,  und  tritt  nur  im  Falle  der 
Verletinng  ein;  die  Finans  hat  ihre  Beschrftnknng,  soll  nicht  ins  Un- 
endliche gehen,  das  MiUtftr  soll  blosi  die  Macht,  nicht  ohne  Koth  Hiren 
^  Gebranoh  erhalten.  Inder  Polisei  aber  besteht  die  eigentliche  politische  (?) 
Thfttigkeit"    F.  Rehmer  in  der  Schrift:  Der  rierte  Stand  and  dieMon« 

12* 
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Eine  gewisse  Willkür,  d.  h.  die  freie  Wahl  der  in  je- 
dem Augenblick  geeigneten  Mittel  zu  dem  gewflnsrchten  Zweck. 
ist  daher  von  dem  Wesen  der  Polizei  unzertrennlich.  Ss  UskI 
sich  nicht  zum  yotbmb  in  festen  Begeln  angeben,  was  nnd  wie 
es  zu  thun  sei.  Eine  Polizeigesetzgebung,  welche  das  ADes 
für  die  Zukunft  ordnen  wollte,  wäre  ein  unmögliches  und  so- 
weit sie  in  Kraft  träte,  ein  verderbliches  Unternehmen.  Frei- 
lich darf  auch  diese  Willkür  keine  absolute  sein.  Sie  nonsz 
voraus  die  bestehende  Bechtsordnung  anerkennen  und  darf 
niemals,  ohne  wirkliche  Noth,  ein  vorhandenes  Privat- 
oder öffentliches  Becht  bei  Seite  schieben  oder  verletzen.  Sie 
soll  auch  nicht  eingreifen,  wo  die  Privaten  besser  sich  selber 
helfen.  Aber  das  wechselnde  öffentliche  Bedürfnisa 
ist  ihr  oberstes  Gesetz,  die  Angemessenheit  und  Zweck- 
mäszigkeit  ihrer  Maszregeln  ihre  höchste  Pflicht. 

Eine  solche  willkürliche  Gewalt  hat  freilich  ihre  Ge- 
Gahren  für  den  Stat  selbst  und  mehr  noch  für  die  Privatper- 
sonen. Sie  kann  zu  widerrechtlicher  Bedrückung  und  uner- 
träglicher Tyrannei  miszbraucht  werden.  Das  Statsrecht  nansz 
daher  Bedacht  darauf  nehmen,  dem  Miszbrauch  ernstlich  zu 
wehren.  In  neuerer  Zeit  kennt  man  fast  nur  zwei  Mitte), 
welche  dafür  einigen  Schutz  gewähren,  die  Gestattung  der 
Beschwerde  je  an  eine  obere  Instanz  und  die  Beschränkong 
der  Polizeigewalt  selbst  durch  ein  Polizeigesetzbuch.  Das 
erstere  wird  überdem  durch  die  allenthalben  sichtbare  Scheu 
der  obem  Polizeiinstanaen ,  die  Autorität  der  untern  zu  ge- 
fährden, wenn  sie  den  klagenden  Privatpersonen  Becht  geben, 
gewöhnlich  sehr  erschwert,  und  das  letztere  kann  zwar  für 
die  gewöhnlichen  Fälle,  namentlich  f&r  gewöhnliche  Fälle  der 
Unordnung  und  Polizeiübertretung,  die  Polizeibeamten  an  ein 

•rebie:  „Freies  Durchgreifen  im  richtigen  Angenbliek  itl  das 
Wesen  der  Poliiei.  Ihre  Wirksamkeit  ist  unbereokenbnr,  wie  dai  htkmrn 
selbst  Sie  Usst  sich  nicht  in  Fonneln  bringen,  nicht  in  YortekriAeB 
Cusen/* 
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richtiges  Masz  gewöhnen  und  vor  Uebertveibung  ihrer  Zilchii- 
gungsgewalt  verhüten,  aber  unmöglich  ausreichende  Hölfe  ge- 
währen und  leicht  in  den  entgegengesetsten  Fehler  za  eng^r 
Beachränkang  der  freien  Bewegung  auch  der  Polizeigewalt 
verfallen. 

Hier  liegt  ein  auffallender  Mangel  in  der  Ausbildung  des 

modernen  Statsrechts.    Mir  scheint,  es  ist  hier  der  Ort,  eine 

rdmifiche   Institution    wieder  aufzunehmen   und   nachzubilden. 

Der  römische  Grundsatz,  der  Intercession  eines  Magistrats 

von  gleicher  oder  höherer  Gewalt,   oder  der  dazu  eigens  et- 

mächtigt  ist  —  wie  die  römischen  Volkstribunen  es  waren  — 

paazt  ffir  die  Organisation  der  Polizeigewalt  vortrefflich.  Eben 

wo  rasches  durchgreifendes  Handeln  nöthig  ist,  da  musz  auch 

für  eine  ebenso  rasche  und  plötzliche   Hemmung  verkdirten 

Handelns  gesorgt  werden:   und  das  geschieht  nicht  genägen^ 

durch  den  Instanzenzug  an  eine  höhere  und  oft  ferne  Stelle, 

sondern   besser  durch   das  Veto  oder  Nego   einer   gleichen 

und  daher  gewöhnlich  nahen  Beamtung.' 

Dann  aber  ist  die  Zulässigkeit  einer  relativen  Willkür 
nur  da  zu  rechtfertigen,  wenn  ihr  eine  strenge  Verant- 
wortlichkeit dessen,  der  sie  fibt,  als  Gegengewicht  zur 
Seite  steht.  Je  gröszer  das  Masz  der  bewilligten  Willkür  ist, 
um  80  mehr  musz  auch  der  Ernst  der  Verantwortlichkeit 
steigen.  Das  bedarf  aber  einer  ganz  andern  Organisation,  ab 
wir  in  dem  heutigen  Instanzenzug  haben.  Es  müssen  ffir  beide 
entgegengesetzte  Bedürfnisse  und  Richtungen  zugleich  Garan- 
tien geschaffen  werden,  für  die  nöthige  Freiheit  der  Polizei, 
Alles  zu  thun,  was  die  Sicherheit  und  das  unabweisbare  Be- 
dürfnisz  des  Stats  und  der  Gesellschaft  im  Augenblick  for- 

'  R.  ▼.  Mohl  (Polizei- Wissenschaft  3.  Aufl.  1866.  I.  8.  42)  hftlt 
dieien  Gedanken  für  unausführbar  bei  der  Organisation  unserer  heutigen 
PoliseibehÜrde.  Ich  gebe  das  zu,  aber  eben  diese  Organisation  bedarf 
einer  gründlichen  Reform  und  insbesondere  wird  die  Mitwirkung  ange- 
sehener Bürger  nöthig,  dann  aber  sind  die  Yoraussetznngen  da,  unter 
denen  der  obige  Gedanke  practisch  werden  kann. 
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dem,  und  fflr  da8  Becht  der  Bürger,  gegen  Miszbraiidi  dieBer 
Oewalt  geschfltzt  zu  werden.  Wer  jene  Gewalt  wenn  auch 
noch  80  einschneidend  übt,  mnsz  sicher  sein,  einen  Riditer 
'Seiner  That  zu  finden,  der  dieselbe  nicht  mit  dem  Maszaiibe 
des  Civilrichters ,  sondern  mit  der  nöthigen  Berficksicbtigimg 
der  politischen  Nator  nnd.  Aufgabe  zu  beurtheilen  ▼ersteht. 
Und  wenn  er  dieselbe  wirklich  miszbraucht,  so  musz  er  anch 
in  seiner  Person  die  üebel  des  Miszbrauchs  ernstlich  erfaliren, 
indem  er  weder  der  Entschädigung  an  den  verletzten  Primaten 
noch  der  Busze  entgeht. 

Wichtiger  aber  noch,  und  diesen  Einrichtungen  erat  die 
rechte  ErfQllung  gewährend,  ist  die  persönliche  Umgeatal- 
tuDg  und  Hebung  der  Polizei.  Auch  hier  ist  das  rOmisehe 
Statsrecht  ein  Vorbild  fQr  spätere  Zeiten.  Soll  die  Polizei 
wieder  eine  grosze  moralische  Macht  des  States  werden, 
so  ist  das  Wichtigste  dieses,  dasz  die  durch  ihren  moralischen 
Charakter  angesehaisten  Männer  vonugsweise  ffir  diese  stat- 
liehe  Function  berufen  und  gewonnen  werden.  Von  Fried- 
rich Böhmer,  der  eine  yerbesserte  Organisation  der  Polizei 
für  das  dringendste  Statsbedfirfnisz  unserer  Zeit  erklärt  hat« 
wurde  die  Idee  ausgesprochen,  dasz  die  Stiftung  groszer,  den 
Charakter  und  die  Thatkraft  ganzer  Männer  concent- 
rirender  Orden,  deren  Mitglieder,  ohne  bureaukratische  Be- 
amte zu  sein,  ein  Ehrenamt  tiben  und  deren  organisirte  Ver- 
bindung die  Verantwortlichkeit  zur  Wahrheit  mache,  das  ge- 
eignetste Mittel  sei,  jenes  BedCIrfliisz  zu  befriedigen. 

In  dem  Institute  der  englischen  Friedensrichter 
ist  bereits  fttr  den  modernen  Stat  eine  Körperschaft  angese- 
hener, unabhängiger  und  gebildeter  Männer  dargestellt,  welchen 
ein  Theil  der  öffentlichen  Polizeigewalt  anvertraut  ist. 
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Die  GU^deniDg  und  die  Haoptfunctionen  der  Polizeigewalt. 

In  dem  Begriife  der  Polizei  lassen  sich  wohl  zwei  Haupt- 
richtuDgen derselben  unterscheiden,  die  eine  negative,  welche 
den  drohenden  Schaden  abwendet  und  die  Hindemisse  der 
freien  Bewegung  entfernt,  die  andere  positive,  welche  das 
Gemeinwohl  fördert.  Die  erstere  conservirende  hat  man 
dann  Sicherheits-,  die  zweite  productive  WohUahrts- 
p  o  1  i  z  e  i '  genannt.  Aber  im  Leben  scheiden  sich  diese  beiden 

*  Es  ist  eine  wunderliche  GriUe  einzelner  Pnblicisten,  welche  in  dem 
State  nur  die  Beohtsordnang  sehen,  die  „Wohlfahrtspolizei**  und  da^ 
mit  gerade  die  practisch  wichtigste  und  wohlthätigste  Seite  der  Polizei 
zu   rerwerfen.      Aretin  z.  B.    Constitutionelles    Statsrecht    II.    S.   178 
meinte  wirklieh:    „Die  Wohlfahrtspolizei   sei  ein  offenbarer  Eingriff  in 
die  Freiheit  der  Statsbürger."    Fast  komisch  ist  aber  seine  Ausführung, 
dasz  Recht  und  Wohlfahrt  (justitia  et  salus  publica)   sich  gegenseit^ 
aufheben  und  widersprechen,   als  ob  die  Bewahrung    des  Rechtes  noth- 
wendig  zum  Untergang  der  Wohlfahrt,   und  die  Förderung   der  Wohl- 
fahrt zur  Zerstörung  des  Rechtes  führen  mflszte.    Wäre  dem  so,  dann 
wftre  es  doch   schwerlich   der  Mühe  werth,    das  Recht,   wie  Aretin  es 
that,  zum  aUeinigen  Statszweck  zu  erheben,  und  den  Stat  so  zu  einer 
Zwangsanstalt   zu  machen,  deren  Bewohner  auf  gemeinsame  Wohlfahrt 
wie    die    Verdammten    in   Dante^s  Hölle   auf  jede    Seligkeit   verzichten 
müszten.     Er  bemerkt  darüber:  „Will  man  aber  behaupten,  die  Rechts- 
herrschaft und  die  Wohlfahrt  seien  der  Statszweck,  so  nimmt  man  zwei 
Zwecke  an,  die  überdas  einander   geradezu  aufheben.    Die  Rechtsherr- 
Schaft   vom  State  yerlangen,  heiszt  ihn   verpflichten,   die  Rechte  jedes 
Einzelnen  zu  schützen  und  zu  achten;  die  Wohlfahrt  von  ihm  verlangen, 
heiszt  ihn  auffordern,  die  Rechte  der  Einzelnen  zu  verletzen  (f),    weil 
die  Mittel,  wodurch  die  Orösze,  die  Macht,  der  Ruhm,   der  Wohlstand 
einer  Nation  befördert  werden  soll,  in  der  Regel  von  der  Art  sind  (?), 
dasz  jene  Rechte  dadurch  beeinträchtigt  werden.     Wer  also  beides  zu- 
gleich begehrt,   Überläazt  der  Regierung   zwischen  zwei  Aufträgen   die 
Wahl  (?),  und  musz  sich  darein  ergeben,  dasz  sie  den  glänzendem  und 
inhaltvollem  vorzieht/'    Nicht  dasz  die  Polizei  für  das   gemeine  Wohl 
sorgt,  ist  für  die  Freiheit  gefährlich  noch  für  das  Recht  bedrohlich,  son- 
dern wenn  sie  diese  Sorge  ungeschickt  und  unrechtmäszig  aus- 
ilht*    Vgl.   das  (Hauptwerk    von   R.   Mohl:    „Die  Polizei  Wissenschaft.** 
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formellen  Richtungen  nicht,  sondern  zugleich  nach  beiden 
Seiten  hin  wirkt  die  ächte  polizeiliche  Thfttigkeit  In  aebr 
vielen  Fällen  reicht  schon  die  Wegräumung  von 
hin,  um  der  Bewegung  des  Lebens  Luft  zu  verachaflen. 
dem  die  Polizei  das  Diebsgesindel  verfolgt  und  die 
reinigt,  fördert  sie  zugleich  den  freien  Verkehr.  Aber  in 
dern  Fällen  verbindet  sie  mit  den  negativen  Maszregeln  aach 
die  positiven.  Bei  Epidemien  sorgt  sie  nicht  blosz  für  Ab- 
sperrung der  Kranken,  sondern  zugleich  für  die  nöthige  Hälfe- 
leistungundnöthigt,  wenn  Brücken  weggeschwemmt  werdea,  zur 
Herstellung  von  Nothbrücken.  Es  ist  eine  fehlerhafte  Be- 
schränkung der  modernen  Polizei,  besonders  in  moralischen 
Beziehungen,  wenn  sie  nur  dem  üebel  hemmend  in  den  Weg 
tritt  und  zu  wenig  für  die  Förderung  des  Guten  th&üg  ist. 
Der  Organismus  der  Polizei  darf  daher  nicht  nach  dieser  ün- 
terscheidung  gespalten  werden,  damit  nicht,  was  sich  wechsel- 
weise bedingt  und  unterstfitzt,  durch  die  Spaltung  unwirksam 
werde. 

Ferner  ist  es  nur  eine  formelle  Unterscheidung,  wenn  die 
Polizei  in  eine  präventive,   welche  dem  drohenden  Schaden 

Tübiogeo.  Dritte  Aufl.  18H6.  Mohl  ist  indessen  I.  8.  10  im  Begriffe 
geneigt,  der  Polizei  nur  den  negativen  Zweck  „der  Beseitigung  «Uer 
Hindernisse**  zuzuschreiben,  „welche  der  ftllseitigen  erlaubten  Entwick- 
lung der  Menscbenkrftfte  im  Wege  stebon  und  welche  der  Einxelne  oder 
ein  erlaubter  Verein  Ton  Einzelnen  nicbt  wahrzunehmen  im  Stande  i»t*^ 
Im  Einzelnen  bespricht  er  aber  doch  eine  Reihe  von  Anstalten,  welche 
das  öffentliche  Wohl  poäitiT  fördern.  Gustav  Zimmermann  erkennt 
in  dem.  „Schutz  der  Ordnung*'  die  Hauptaufgabe  der  Polizei  (Die 
deutsche  Polizei,  Hannover  1845,  3  Bde.  Wesen  der  modernen  Polisei. 
Hannover  1852.)  Er  beschrftnkt  die  Thfttigkeit  der  Polizei  nicht  auf  die 
Sicherheit;  aber  unter  der  Form,  in  deren  sich  die  polizeiliche  Thfttig- 
keit ftuisert  and  die  er  fUr  ihre  Begriffsbestimmung  als  wesentlieh  er- 
klftrt,  (Beobachtung,  Vorbeugung,  Repression  und  Entdeck- 
ung) fehlt  die  positiv  wirkende  Nöthigung.  L.  Stein  (Yorwaltnngs- 
lehre.  IT.  Stuttgart  1867.)  unterscheidet  die  allgemeine  Terwmlliingf- 
polisei  von  der  Sicherheitspolizei  im  engern  Sinn,  versteht  aber  onter 
Polizei  wesentlich  nur  den  Schutz  vor  öffentlicher  Gefahr. 
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der  Zokiuift  zuvorzukommen  und  ihn  durch  ihre  Maszregeln 
abzuhalten  suche,  und  in  eine  repressive  eingetheilt  wird, 
welche  die  bereits  eingetretene  Verletzung '  der  (öffentlichen 
Sicherheit  zu  beseitigen  oder  den  vorhandenen  Schaden  zu 
beeaein  untemehme. 

Durch  diese  Eintheilung  wird  freilich  nur  die  conservi- 
rende  Seite  der  Polizei  betroffen,  die  productiv  fördernde  aber 
nur  mittelbar .  berfihrt.     Insofern  ist  dieselbe  somit  ungenü- 
gend.    Auch  ist  es  ein  zwar  verbreiteter  aber  grober  Irrtbnm, 
dasz  das  Wesen  aller  Polizei  in  der  PrftventiiMi  liege.    Wenn 
die  Polizei  fflr  die  Gesundheit  des  Volkes  sorgt,  indem  sie 
die  Sumpfe  trocken  legt,   in  den  Städten   die  engen  Gassen 
und  Winkel  beseitigt,   grosze  freie  Plfttze  anlegt,   die  Luft 
reinigt,  Brunnen  errichtet,  so  kommt  sie  freilich  indirect  auch 
mancher  Krankheit  zuvor  und  bewirkt  auch  wohl,  dasz  solche, 
wenn  sie  trotzdem  erscheinen,   weniger  Verwüstung  anrichten. 
Das  Wesen  liegt  aber  hier  weder  in  der  Prävention  noch  in 
der  Repression,  sondern  in  positiver  Forderung  des  nor- 
malen   Gesundheitszustandes.     Es   bedarf  ako    auch 
einer  nöthigenden  Th&tigkeit  der  Polizei. 

Am  besten  wird  die  Polizei  nach  den  verschiedenen 
Hauptsphftren  des  Lebens,  in  denen  ihte  WirksamJ^eit 
nöthig  wird,  eingetheilt  und  organisirt.*  Die  verschiedenen 
Bedürfhisse  dieser  Sphären  erfordern  gewöhnlich  auch  beson- 
dere Kenntnisse,  Anstalten  und  eine  eigenthumliche  Behand- 
langsweise.  Nur  darf  man  sich  diese  Kreise  nicht  als  völlig  ab- 
geschlossen vorstellen  und  nicht  vergessen,  dasz  die  Gegen- 
stände, auf  welche  die  Polizei  sich  beziehen  musz,  durch  solche 
Eintheilung  nicht  vollständig  umfaszt  werden  können,  wenn 
nicht  ein  weitgreifender  Vorbehalt  gemacht  wird,  in  dem  sich 
die  variae  causarum  figurae  zur  Noth  unterbringen  lassen. 

'Hohl  hat  sein  Werk   mit  Recht  nach   diesem  Princip  geordnet. 
Vgl  auch  K.  Brater  BUtter  fflr  admin.  Praxis.  1865.  N.  % 
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Unserer  Aufiaesang  vom  State  entspricht  foIg«Dde  QKs- 
derung  dieser  Hauptsphären. 

L  Hohe  politische  Polizei,  Statspolizei  im  ee- 
gern  Sinn.  Ich  verstehe  darunter  die  Sorge  för  die  Eth 
stenz  i^nd Sicherheit  des  States  selbst,  in  seinem  Inneni 
In  ihr  tritt  der  politische  Charakter  der  Polizei  am  bestimm- 
testen hervor.  Was  immer  den  Landesfrieden  %a  erwhttten: 
droht,  fordert  ihre  Thätigkeit  heraus.  In  den  meisten 
werden  die  gewöhnlichen,  von  dem  Gesetze  voransgeseh 
oder  innerhalb  der  bestehenden  Rechtsordnung  sich  bewegeDder 
moralischen  und  physischen  Mittel  ausreichen.  In  aoszeror- 
deutlichen  NothfäUen  aber  erhebt  sich  die  hohe  Polizei  r.. 
der  Ausnahmsgewalt,  welche  die  Rettung  des  Stats  vor  allez: 
andern  Bflcksichten  fest  ins  Auge  faszt,  und  zu  diesem  Zweck'' 
die  volle  statliche  Macht  entfaltet. 

IL  Individualpolizei;  d.  h.  die  Sorge  für  die  Exi- 
stenz und  Sicherheit  des  Rechts  der  Individuen.  Da- 
hin gehört: 

l.  Die  Sorge  für  die  Ernährung  der  Bevölkerune 
(Nahrungspolizei).  Die  practischen  Römer  betrachteUfr 
dieselbe  als  eine  der  wichtigsten  Thätigkeiten  der  hohem  Ma- 
gistrate* Die  plebejischen  und  die  curulischenAedilen 
wendeten  ihre  höchste  Aufmerksamkeit  daurauf,  dasz  es  in  Rom 
nie  an  hinreichenden  Getreidevorrftthen  fehle,  und  sp&terhin 
war  es  diese  Sorge,  welche  die  Kaiser  mit  Ernst  betrieben^ 
und  durch  welche  sie  die  Yolksmassen  in  Rom  für  sich  ge- 
wannen. 

Das  Privatinteresse  und  der  Privatfleisz  werden 
freilich  das  Meiste  und  Beste  thun;  und  die  eigentliche  8 tat s- 

'  Taoitna  Annal.  1  Ton  Aogustus:  ,,militeffl  donis,  popmlmm  a»- 
nona  ennctos  dolcediae  otii  peUezit.*"  TMers  R^toI.  fran^  II.  2U: 
«L^anoienne  police  arait  rang6  le  soin  des  labsistanoes  an  rang  de  sei 
attribations,  eomme  un  des  objects  qui  int^fessaient  le  plus  la 
hU  publique." 
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irt lisch aft  hat  die  Aufgabe,  durch  ihre  wirthechaftlicheu 
Jüaszregeln  dem  üebel  zuTorzukommen  und  dasselbe  zu  lin^ 
dern.  Aber  beides  reicht  nicht  immer  ro,  die  Noth  abzui- 
mrenden  oder  zu  btodigen. 

Die  Noth  kann  so  gros  werden,  dass  nur  noch  die  durcb- 
greifende  Polizeigewalt  des  States  ihr  einigermaszen  zu 
begegnen  vermag;  und  da  ist  es  Aufgabe  des  States,  mit 
seiner  Macht  Hülfe  zu  schaffen.  Dafür  musz  er  im  Vereine 
mit  der  Statswirtbschaft  und  der  Priyatthfttigkeit  sich  vor- 
sorglich rüsten  und  der  steigenden  Noth  mit  umsichtiger  Sorge 
begegnen.  Einzelne  Mittel  sind:  Herstellung  und  Begflnsti- 
gung  der  freien  Einfuhr,  Erleichterung  der  Transportmittel  und 
des  Handelsverkehrs  mit  Lebensmitteln,  nur  ganz  ausnahms- 
weise Erschwerung  der  Ausfuhr  von  Lebensmitteln,  Erwerb 
und  Verwendung  von  Statsvorräthen ,  Beschrftnkung  flbermfts- 
ziger  Consumtion,  soweit  sie  im  Bereiche  der  Statsgewalt 
liegt  u.  s.  f.^ 

Aber  auch  dem  gewöhnlichen  täglichen  Verkehr  gegen- 
flber  darf  die  Polizei  nicht  müszig  sein.  Wenn  offenbarer 
Wacher  mit  der  Nahrung  des  Volkes  ein  böses  Spiel  treibt, 
and  den  Mangel  des  Volkes  benutzt,  um  die  gewöhnlichen  Lebens- 
mittel künstlich  zu  vertheuem,  so  darf  sie  nicht  die  Ohren  vor  der 
gerechten  Klage  des  Volkes  verschlieszen ,  sondern  soll  sol- 
chem steuern,  welcher  flechtenartig  sich  über  den  Verkehr 
verbreitet  und  die  dem  Volke  unentbehrlichen  Säfte  an  sich 
saugt.  Der  Stat  musz  dafür  sorgen,  dasz  die  Menschen  neben 
einander  bestehen  können  und  nicht  die  Freiheit  und  das  Becht 
Einzelner  zur  Unfreiheit  und  zum  Unrecht  für  die  Menge  ver- 
kehrt werde. 

2.  DieSorge  für  die  leibliche  Gesundheit  des  Volks. 
Oesundheitspolisei.)     Dahin  gehören: 

-  a)  Die  Aufsicht  über  Aerzte,  Wundärzte,   Apothe- 
ker, Hebammen,  welche  nur  für  fähig  erkannte  Personen 

«  Mehl  I.  8.  322  ff. 
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zur  AuBflbimg  solohen  Berafes  znliszt,  and  Pfuscher  mc. 
Quacksalber  ferne  hält.  In  den  meisten  neaem  Staten  werd^ 
«aeh  eigene  Medicinalbeamte  bestellt,  tbeils  rar 
tong  der  Gesundbeitspolizei,  tbeils  zur  Ansfibong  der 
konde  in  Fällen ,  bei  welchen  der  Stat  betbeiligt  ist. 

b)  Die  Erhaltung  der  Grundbedingungen  des  g^ 
Sunden  Gemeinlebens  und  Bekämpfung  der  allgemeinen  Krank- 
heitsursachen, z.  B.  Trockenlegung  Yon  Sfimpfen,  W^^- 
schafiung  des  Unraths,  Eloakensystem,  Strassenreinignng  n.  s. : 

c)  Die  öffentlichen  Maszregeln  zur  Abwehr  oder  Eis- 
gränzung  von  ansteckenden  Krankheiten,  z.  B.  C02- 
tumaz-  und  Quarantaineanstalten ,  Vorschriften  über  SchutzF*> 
ckenimpfung. 

d)  Die  Ueb erwachung  der  Märkte  mit  LebensmhtelJL 
und  die  Beschränkung  mit  unreifen  und  ungesunden  li&h- 
rungsmitteln,  des  Handels  mit  Giftstoffen  u.  s.  f. 

e)  Die  öffentlichen  Anstalten  für  Heilung  und  Pflege 
kranker  Personen,  soweit  die  Familiensorge  nicht  ausreicht 
Spitäler,  Irrenhäuser,  Gebäranstalten,  öffentliche 
Bäder,  Bettungsanstalten  fSr  verunglückte  Peraonen. 

f)  An  die  Sorge  ffir  die  Gesundheit  der  Menschen  reihea 
sich  an  die  Anstalten  und  Maszregeln,  um  die  Gesondheii  des 
Yiehs  vor  Seuchen  zu  bewahren. 

3.  Die  Sicherheitspolizei.    Dahin  sind  zu  redineii: 

a)  Die  Sorge  für  öffentliche  Wachen.  Die  losU- 
tate  der  Gensdarmerie,  der  Eonstabier,  der  Schatsminaer,  der 
Nachtwächter  u.  s.  f.  dienen  der  Polizei  freilich  nach  venehie- 
denen  Sichtungen,  wie  denn  überhaupt  das  zu  der  Eigenttiim- 
liekkeit  des  PolizeiweseDS  gehört,  daaz  die  einselaen  Zweige 
ihrer  Tbätigkeit  in  wecbselseitiger  Beziehaag  so  eiaander 
•tehea. 

b)  Die  Todteaschau  und  die  Aufsicht  über  das  Be- 
grab nisz.    (Leicbenhäuser,  Kirchhöfe,  Grüften.) 
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c)  Die  Feuerpolizei,  weliske  dwteb  Yorsefarilleii  fllr 
üilage  Ton  Fenerstellen  und  Beanfaiehiigang  derselben 
lie  kUnftige  Feaersgefahr  zu  yermindenif  durch  LOsch du- 
ctal ten  die  eingetretene  sn  bew&ltigen,  dureh  Orflnduig  von 
issecaranzen  den  Brandschaden  zu  ersetzen  strebt. 

d)  Die  Sorge  für  dieRechtssicherheit  der  Privaten 
[^Sicherheitspolizei  im  engem  Sinne). 

In  dieser  Beziehung  kommt  yorzoglich  das  Verhiltaisz 
der  Polizei  zur  Justiz  in  Betracht  Ihre  beiderseitige  Ge- 
biete berflhren  sich  hier,  und  die  Grenzen  sind  in  einzelnen 
Fällen  nur  mit  Mühe  zu  finden.  Dennoch  sind  dieselben  ans- 
geschieden,  und  sollen  es  sein. 

Aufgabe  der  Polizei  ist  nicht  die  Verwaltung   und 
Handhabung   der  Gerechtigkeit,   sondern  die  Sorge 
für  die  Buhe  und  Sicherheit    Die  Polizei  schlitzt  gegen 
die  thatsächliche  Verletzung  derselben,  bekämpft  den  gewalt- 
samen Brach  des  öffentlichen  Friedens,  und  verfolgt  die  Feinde 
der  Bechtsordnung ,   welche  dieselbe  mit  ihren  Angriffen  be- 
drohen und  die   gemeine  Sicherheit  stören.     Die  rechtliehe 
Beurtheilnng  aber  der  Schuld,  der  Spruch  über  das  streitige 
Becht,  die  Verurtheilung  der  Verbrecher  ist  nicht  ihres  Amts, 
und  wohin  der  Arm  der  Gerechtigkeit  zu  reichen  die  Macht 
hat,  da  zieht  sich  die  Polizei  zurück  oder  verhilt  sich  nur 
hfllbeich  und  unterstützend  zu  jener,  nicht  aber  als  concnr- 
rirende  Gewalt  handelnd. 

Ausserhalb  dieses  Bereiches  aber  greift  sie,  wo  es  noth 
thnt,  mit  Macht  ein,  jeden  Widerstand  brechend.  Zu  diesem 
Behuf  wurde  in  den  meisten  Staten  der  Polizei  ein  beschrftiftteB 
Zftchtigungsrecht  zugestanden,  ein  Züchtigungsrecht  eher 
^  ein  Strafrecht,  denn  die  Strafe  wird  vor  allem  um  der 
Gerechtigkeit  willen  verhängt,  die  Züchtigung  aber  vornehm- 
lich um  der  öffentlichen  Sicherheit,  der  Handhabung  des  An- 
^des,  der  DiscipUn  willen.  Wird  der  Polizeigewalt  jedes 
Becht  zur  Züchtigung  abgesprochen,  oder  wird  die  Ausübung 
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derselben  an  ▼erwiekelte  Proceszformen  gebunden,  so  entstrr 
die  Gefahr,  daez  ihre  Macht  anwirksam  oder  die  Ausübcc. 
derselben  echwerf&Uig  werde,  was  beides  im  Widerspmdi  :?' 
mit  der  ganzen  Anfgabe  der  Polizei.  In  neuerer  Zeit  hab«-- 
aber  manche  Staten  nach  dem  Vorbilde  von  Frankreich  av 
gefangen,  auch  die  Ahndung  von  Polizeiübertretanger 
den  Polizeibehörden  wegzunehmen  und  an  die  Gerichte  r. 
äbergeben.  Man  erwirbt  dadurch  eine  gröszere  Garantie  &rr- 
gen  Miszbrau  h  der  Polizeigewalt,  aber  soll  dieselbe  nicht  dj- 
durch  gelfthmt  werden,  so  ist  es  doppelt  nöthig,  sowohl  d> 
BeAignisz  der  Polizei,  innerhalb  der  gesetzlichen  Schrankt^r. 
Polizeistrafen  anzudrohen,  aufrecht  zu  halten,  als  die  Gericht«^ 
zu  verpflichten,  dasz  sie  die  gesetzlich  competenten  Polizei- 
verordnungen und  Befehle  nicht  aus  dem  Standpunkte  der 
Zweckmäszigkeit  prüfen,  sondern  darauf  die  Strafbarkeit 
grOnden. 

Aber  auch  in  den  Staten,  wo  die  Bestrafung  der  Polizei- 
Übertretungen  überhaupt  den  Gerichten  vorbehalten  ist,  wird 
doch  der  Polizei  als  Executivmittel  ein  Recht  zu  geringfägigec 
Ordnungs-  und  üngehorsamsstrafen  zugestanden  und  die  Be- 
fbgnisz  eingeräumt,  auch  wirkliche  Strafen  von  sich  aus  unter 
der  Voraussetzung  zu  verhängen,  dasz  der  Bestrafte  sich  frei- 
willig denselben  unterwirft  und  kein  gerichtliches  Urtheil  ver- 
langt Thatsächlich  werden  auf  diese  Weise  doch  die  meisten 
Po)izeiül>ertretungen  polizeilich  abgewandelt. 

Auf  ihrem  eigenen  Gebiete  ist  die  Polizei  voti  den 
Gerichten  durchaus  unabhtngig,  wie  diese  auf  dem  ihrigeD 
von  jener.  Kin  RecursverfiJiren  von  jener  an  diese  ist  daher 
unstatthaft,  und  die  gerichtliche  Verantwortlichkeit  der  Poli- 
t^beMMrden  ist  in  der  Hauptsache  nach  den  nimlich«!  Grund 
sitteii  tu  reguliren,  wie  die  der  übrigen  Beamtm.  Da  in- 
deissen  die  Polirei,  wenn  sie  je  nach  Fmstftndea  rasdi  nni 
energiscii  ftlr  die  Sicherheit  sorgen  soll,  tmr  gewissen  Will* 
ktr,   wddie  wadi  freien  Ermessaen  das  N9tlii?e  bescUiesit. 


N«aii4M  Capitol.    HMipttaMlMIMtt  der  PfrffMigewUt.         191 

Qumgftnglich  bedarf,  so  sind  allerdiiigs  die  Bedenken  gross, 
asz  sie  diese  Stellung  miszbrauche,  und  die  Freiheit  und  das 
^cht  auch  der  Individuen  zu  leicht  hintansetze  und  verletze. 
line  versehftrfte,  wenn  auch  nicht  gerichtliche  Verantwortlich- 
eit,  welche  die  Polizeigewalt  nicht  lähmt,  und  ihre  Hand- 
iDgen  auch  aus  dem  polizeilichen  Standpunkte  beurtheilt,  aber 
agleich  jeden  Miszbrauch  und  jede  Inhumanltftt  strenge  rügt, 
rare  daher  eine  wohlthfttigere  und  practischere  Einriditung* 
Is  ein  umfassendes  Polizeigesetzbuch,  welches  iw  Detail  des 
iObens  und  seiner  BedQrfnisse  doch  nicht  zum  voraus  objectiv 
u  regeln  vermag.  v 

Soweit  aber  die  Polizei  nur  die  Strafgerichtsbarkeit  zu 
mterstfltzen  berufen  ist,  die  sogenannte  geirichtliche  Po- 
lizei (police  juUciaire)  ist  durchaus  den  Oerichten  unter- 
licht nebengeordnet,  und  hat  die  Aufträge  einfach  zu  voll- 
dehen,  welche  die  Oerichte  ihr  ertheilen. 

IIL  Die  Culturpolizei. 

Wir  unterscheiden  sehr  bestimmt  die  Cultnr,  deren  Cha- 
rakter Pflege  und  die  Culturpolizei,  deren  Charakter 
Gewalt  ist,  in  derselben  Weise,  wie  wir  die Statswirthschaft 
von  der  Wirthschaftspolizei  unterscheiden.  Die  Polizei  er- 
streckt sich  Aber  alle  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens,  also 
auch  auf  die  Cultur-  und  die  Wirthschaftsverhältnisse ,  aber 
immer  nur  unter  der  Voraussetzung,  dasz  das  öffentliche  Be- 
dürfnisz  die  Uebung  der  Gewalt  erheischt,  und  nicht  Aber 
dieses .  Bedürfnisz  hinaus.  Wo  es  aber  der  befehlenden  oder 
verbietenden  Gewalt  bedarf,  da  ist  ihr  auch  die  Pflege  un- 
tergeordnet, und  keineswegs  die  Polizei  ein  abhängiges 
Anhängsel  der  Pflege.  Wo  die  Pflege  von  sich  aus  den  Be« 
d^rfnissen  Befriedigung  verschafft,  da  bedarf  es  freilich  der 
Culturpolizei  nicht;  es  ist  aber  eine  Hauptaufgabe  dieser,  da^ 
rüber  zu  wachen ,  dasz  die  Pflege  ihre  Pflicht  nicht  v^nach- 
läszige;  und  wo  jene  einschreiten  musz,  wird  sie  wieder  die 
Beihfilfe  der  Pflege  ansprechen.  Darauf  beruht  der  organische 
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Zosammenhang  der  verschiedenen  Organe  und  Fonctioiia  i]-- 
Statsgewali 

Einzelne  Unterarten  der  Cnltnrpolizei  sind: 
a)  Die  Sorge  fdr  die  sittliche  Wohlfahrt  des  YoTi^ 
(Sittlichkeitspolizei,    Censnr  im   römischen    Sibo  d- 
Worts.) 

In  höherem  Grade  ist  es  der  Bemf  der  Kirche,  d-* 
moralischen  Seite  des  menschlichen  Gesammtlebena   ihre  Auf- 
merksamkeit und  Sorge  zuzuwenden,   als  es  die  Pflicht  d*^ 
States  ist,  die  moralische  Gesundheit  des  Volkes  durch  sek- 
Polizei  zu   fördern.     Die  Wirksamkeit  der  Kirche   ist  dAü- 
auch  auf  diesem  Gebiete  unmittelbarer  und  fmchtbarer  al- 
die  des  States  sein  kann.     Wenn  die  Kirche,  ihrer  Missi-r 
treu,   die  Beligiositftt  weckt  und   lebendig  erhtit,    wenn  «i- 
den  Menschen  wirklich  mit  Gott  versöhnt  und  einigt,   so  er- 
gieszt  sich  die  unerschöpfliche  Quelle  der  sittlichen  Kraft  ud  i 
Reinigung  über  das  Volk.    Der  Stat   hat  keine  Macht  üUt 
das  Gewissen  und  die  unsiditbare  Seelenstimmnng  vermag  der 
Stat  nicht  zu   erfEtssen,  noch  zu  bessern.    Sein'  eigentlicbe^ 
Gebiet  ist  die  ftuszere  E^cbeinung;  er  kann  daher  nur  mittelbar 
auf  die  sittlichen  Zustftnde  des  Volkes  Einflusz  äuszem.    Ers^ 
wenn  die  innere  Gesinnung  sich  in  ftuszeren  Handlungen  oder 
Unterlassungen  offenbart,  wird  sie  fDr  den  Statt  faszbar,  und 
gelangt  in  den  Bereich  seiner  Macht.    Die  Kirche  mag  mit 
religiösen  Mitteln  wider  die  bösen  Gedanken  streiten  und  got^ 
Entschlflsse  hervorrufen,   der  Stat  hat  nur  mit  den   bösen 
Thaten  zu  schalTen,  und  die  ftuszem  Hindemisse  und  Geftbren 
zu  beseitigen  oder  zu  mindern,  welche  die  Reinheit  der  gtiten 
Sitten  bedrohen.    Auch  hier  ist  Vielregieroei  und  unwIlTdige 
Bevormundung,  die  eine,  gleichgflltige  VemachlftssigUDg  die 
andere  Klippe,  zwischen  denen  der  Statsnuum  hindurch  steu- 
ern muBz. 

Die  römische  Censnr  beruhte  auf  einer  edlen  nnd 
lunfassenden  AulfiMmg    der    statlichen    Sittaipolizei.     Die 
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Censoren  waren  berechtigt,  jede  offenbare,  das  Öffentliche  Sitt- 
lichkeitsgefühl verletzende  Handlung  zu  rflgen.  Sie  handelten 
aber  nicht  präyentiv,  sondern  griffen  im  Interesse  der  guten 
Sitten  und  meistens  mit  sicherm  Tacte  —  die  Wahl  der  Gen-» 
soren  aas  den  geachtetsten  und  verdientesten  Statsmftnnern  ge-^ 
währte  dafür  feste  Bürgschaft  —  erst  ein,  wenn  die  Unsitte 
sich  durch  Thaten  geäuszert  hatte,  aber  der  gerichtlichen 
Yerfolgong,  weil  keine  eigentliche  Bechts Verletzung  vorlag, 
entzogen  war.  Auch  die  hochgestellten  Männer  waren  nicht 
zu  hoch,  um  vor  den  Ehrenstrafen  der  Censoren  sich  sicher 
zu  fahlen,  wenn  sie  die  guten  Sitten  offen  verletzt  hatten. 

Während  des  Mittelalters  war  für  diese  Dinge  durch  die 
Censur   der  Kirche  ebenfalls   in  umfassender  Weise  gesorgt 
In  unserer  Zeit  aber,  in  welcher  die  Macht  der  Kirche  über 
die  Gemüther  geringer  und  beschränkter  geworden,  empfindet 
der  Stat  hier  eine  Lücke  in  den  Öffentlichen  Einrichtungen, 
welche  er  auch  durch  die  gewöhnlichen  Polizeibeamten  durch-» 
aus  nicht  zu  ergänzen  vermag.    Es  gibt  gewisse  Seiten  der 
polizeilichen    Thätigkeit,     welche    eine    Hoheit    der   Gesin- 
nung und  ein  solches  Masz  öffentlicher  Hochachtung  und  freier 
Autorität  in  der  Person  des  Handelnden  voraussetzen,  wie  die- 
selben von  den  regelmäszigen  Beamten  weder  gefordert  noch 
erwartet  werden  dürfen.    Das  ist  gerade   das  Orosze  der  rö- 
mischen Organisation   der  Polizei,   dasz  diese  Aufgaben   den 
angesehensten  und  edelsten  Männern  übertragen  wurden.    In 
dem  modernen  State  aber,  dessen  schwächste  Seite  die  Polizei 
ist,  finden  sich  keine  derartigen  Institutionen;  vielmehr  reizt 
die  kleinliche  und  häufig  verletzende  Betreibung  der  polizei- 
lichen Geschäfte  zur  Miszachtung  und  zur  Abneigung  gegen 
die  Polizei,  und  beide  wenden  sich  dann  gegen  die  gesammte 
Begierung  und  den  Stat,   welcher  groszen  Classen  nur  in  der 
Gestalt  dieser  lästigen  und  drückenden  Polizeigewalt  erscheint 
Diesen  Uebelständen  läszt  sich  nicht  anders  als  durch 
eine  bessere   Organisation  der  Polizei  begegnen,   und   dafür 

BliBUehll,  «llcraMlBM  Statarceht.    U.  13 
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wfirden  sich  ancli  in  dem  modanen  State  die  Elemente  wohl 
finden,  würde  man  hier  über  den  pedantischen  Gesichtskreis 
der  blassen  Bnreaukratie  hinwegsznsehen  wagen,  nnd  die  freie 
JhÄtigkeit  geachteter  PiiTatm&nner  inAnspmch  nehmen.  Ge- 
rade den  ansgezeichneten  Classen  nnd  Individuen,  dem  Adel 
in  der  Nation  im  eigentlichen  psychologischen  Verstände, 
könnte  hier  ein  Feld  fruchtbarer  nnd  ehren?oller  Wirksamk^t 
eröffnet  werden,  nnd  selbst  dem  jetzigen  Spiele  der  Erwach- 
senen, den  Orden,  könnte  hier  ein  ernstes  Ziel  gesetzt  und 
manche  auch  für  Männer  passende  Aufgabe  damit  yerbundeo 
werden. 

Yerhältniszmäszig  dürftig  erscheint,   was,  abgesehen  ?od 
der  statlichen  Aufsicht  über  die  Kirche   selbst  und 
über  die  religiösen  Verbindungen  oder  über  die  Erziehungs- 
anstalten —  ?on  denen  im  IXten  Buche  näher  die  Rede 
sein  wird  —  die  moderne  Sittenpolizei  an  Einrichtungen  her- 
vorgebracht hat.    Am  erheblichsten  sind: 
a)  die  Vormundschafts-  und  Gesindepolizei,  zur  Un- 
terstützung der  häuslichen  Zucht  und  der  Familienruhe, 
wo  das  Privatrecht  und  die  gewohnte  Vormundacbafts- 
pflege  nicht  ausreichen,  und  ein  gerichtlicher  Schutz  un- 
geeignet oder  unwirksam  erscheint; 
ß)  die  Aufsicht  über  gewisse  Privatanstalten,  welche 
entweder  wie  die  Schenken  für  geistige  Getränke,  die 
Schaubuden,  die  Leihbibliotheken,    in  ihrer  Ausartung 
leicht  die  Unsittlichkeit  begünstigen,  oder  wie  die  Spiel- 
häuser oder  die  Bordelle  zum  Dienste   derselben   ge- 
gründet sind; 
y)  die  PreszpolizeL^ 
b)  Die  Sorge  für  das  gesellschaftliche  Leben  des 
Volkes,   für  seine  Erheiterung  und  seinen  persönlichen 
Verkehr.    (Aedilität,  GesellschaftspolizeL) 

•  Vgl.  Buch  XII.  Cap.  2. 
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Je  wichtiger  in  dem  modernen  Leben  das  freie  gesell-* 
schaftliche  Zusammentreten  der  Geainnungs-  oder  Zweckge* 
nossen  und  je  mannichfaltiger  und  reicher  die  Formen  geworden 
sind,  welche  der  gesellige  Menschengeist  erfunden  hat,  um 
diese  Triebe  zu  befriedigen,  mit  desto  mehr  Sorgfalt  wird 
auch  hier  die  wichtige  Stellung  des  States  zu  diesen  Verbin- 
dungen und  Erscheinungen  zu  bestimmen  sein.  Die  Privaten 
gehen  dabei  von  dem  Frincip  ihrer  Freiheit  aus;  die  Polizei 
moaz,  indem  sie  diese  Begel  anerkennt,  zugleich  das  Becht 
der  Oesammtheit  handhaben,  wo  die  öffentliche  Wohlfahrt  es 
erfordert,  und  auch  hier  bald  die  nöthigen  Schranken  dieser 
Freiheit  festsetzen,  bald  ihre  Entwickelung  positiv  fördern.^ 

Die  Sorge  für  die  Erheiterung  des  Volks  ist  eine  der 
wohltb&tigsten  uud  dankbarsten  zugleich.  In  dem  „panem  et 
circeiises''  der  liömer  sind  zwei  berechtigte  und  grosze  Wünsche 
des  Volkes  ausgesprochen,  und  es  ist  eine  des  Statsmannes 
würdige  Aufgabe,  beide  zu  befriedigen.  Die  moderne  Polizei, 
welche  bei  Theatern,  Festlichkeiten  und  Belustigungen  ihre 
Aufmerksamkeit  fast  nur  in  negativer  Richtung  zeigt,  be- 
schränkend und  hemmend,  was  ungebührlich  zu  werden  oder 
Gefahr  zu  bringen  droht,  dagegen  die  positive  Seite,  die  Be- 
lebung, Hebung  und  Veredlung  der  Volksgenüsse  wenig  be- 
achtet, steht  in  dieser  Beziehung  weit  hinter  der  antiken  Po- 
lizei zurück.  Die  statskundigeu  liömer  legten  gerade  darauf 
den  gröszten  Werth,  und  die  römischen  Groszen  wetteiferten 
unter  einander  in  der  Veranstaltung  groszer  Festspiele.  Der 
Weg  zu  den  höchsten  Statswürden  der  römischen  Bepublik 
führte  durch  das  Amt  der  Aedilen  hindurch,  welche  für  das 
Brod  und  die  Spiele  zu  sorgen  hatten. 

c)  Wir   dürfen  wohl  auch   die  Unterstützungs-   und 
Armenpolizei  hieher  rechnen. 

In  dieser  Beziehung  kommt   es  vor  allem  darauf  an,  die 

*  Siehe  unten  Bnch  XII.  Cap.  a 
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eigentlichen  Armen  von  den  ausnahmsweise  Unterstützangs- 
bedürftigen  zu  trennen,  und  hinwieder  unter  den  Annes 
die  von  Natur  Armen  von  den  verschuldeten  Armei 
sorgfältig  zn  unterscheiden.  Die  Yermengung  der  gau  Ter- 
schiedenen  Verhältnisse  hat  theils  die  Heilkraft,  derm  die- 
selben bedürfen  f  oft  sehr  geschwächt ,  theils  das  TorhaadeDir 
üebel  Läufig  vermehrt.     Wir  müssen  daher  unterscheideB: 

a)  Die   oft  zahlreichen  Classen    der  Bevölkenmg,   irelebc 
ausnahmsweise   in  Fällen  der  Not h,  wie  insbesondere   wcbl 
eine  ungewöhnliche  Theurung  der  Lebensmittel  eintritt   (Hoc- 
gersnoth),  oder  wenn  durch  einen  groszen  Brand  oder  Kriegs- 
unglück  die  regelmäszigen  Nahrungsquellen  plötzlich  rersi^es 
und  unbrauchbar  werden,  oder  wenn  eine  momentane  Stockung 
der  Gewerbe  die  Nachfrage  nach  Arbeit  und  die  Möglidikeit 
des   Verdienstes  hindert,    der  Unterstützung  bedürftig 
werden.    Von  solcher  Noth   werden   gar   viele  Familien   und 
Individuen  betroffen,  welche  durchaus  nicht  zu  den  Armen  ge* 
hören.    Sie  können  zwar,  so  lange  jene  sie  niederdrückt,  sich 
selber  nicht  vollständig  helfen,  sie  bedürfen  nun  fremder  Bei- 
hülfe, um  nicht  unterzugehen,  aber  wenn  nur  die  Noth  wieder 
vorübergezogen  ist,  so  macht  sich  auch  ihre  natürliche  Fähig- 
keit, mit  eigenen  Kräften  für  ihren  Lebensunterhalt  zu  sorgen, 
wieder  geltend,  und  verschafft  ihnen  von  neuem  ein  selbstän- 
diges Dasein.    Hier  ist  es  nun  überaus  wichtig,  dasz  die  mo- 
ralische Spannkraft   dieser  Classen   nicht  etwa  durch  die  Un- 
terstützung von  Seite  des  Stats  geschwächt,  sondern  im  6e- 
gentheil  eher  gesteigert  werde.    DieBegel  der  Selbst  hülfe 
darf  nicht   durch  die  Ausnahme   der  Unterstütcnngs- 
bedürftigkeit  verdrängt,   nicht  die  letztere  zur  fi^el  er- 
hoben werden.  Eben  aus  diesem  Grunde  dürfen  die  in  solcher 
Noth  Unterstützungsbedürftigen  nicht  in  die  Glasse  der  wirk- 
lichen Armen  gesetzt,  nicht   diesen  gleich  behandelt  werden. 
Auch  das  Ehrgefühl  derselben  darf  durch  solche  Gleichstel- 
lung nicht  gekränkt  werden,    denn  es   ist   ein  starker  Hebel 
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der  moraÜBchon  mld  physischen  Kraft,   der  mit   den  Muhen 
der  IN'oili  ringt,  und  viele  Schwierigkeiten  überwindet. 

Insofern  nun   die  Privatanstrengung,   die  hier  vor- 
aus in  Anspruch  genommen  werden  musz ,  nicht  ausreicht,  so 
ist   es    Aufgabe  der  Statswirthschaft,  nicht  der  Polizei, 
solchem  üebel  zuvorzukommen,  und  dasselbe  zu  mildem,  denn 
das  Uebd  selbst  liegt  in  den  Wirthschaftsverhftltnissen ,  und 
kann  daher  nur  von  da  aus  geheilt  werden.    Aber  zuweilen 
sind    die  Mittel,   über   welche  die  Statswirthschaft   verfügen 
\Eaiin,   nngenügend,  wenn  nicht  die  energischere  Polizeige- 
walt   ihr  zu  Hülfe  kommt,  und  dann  allerdings   soll  auch 
diese  jener  hülfreiche  Hand  reichen,  damit  der  grosze  Stats- 
zweck,  die  Erhaltung  der  Bewohner,  erreicht  werde. 

ß)  Die  von  Natur  Armen,  welche  der  öffentlichen  Hülfe 
bedürfen,  weil  es  ihnen  an  der  Fähigkeit  gebricht,  sich  selber 
zu  helfen,  und  auch  keine  Familie  sie  mit  ihrer  Sorge  schützt. 
Das  sind  die  armen  familienlosen  Waisen  und  unehelichen 
Kinder,  deren  natürliche  Kräfte  noch  unentwickelt  sind,  die 
alten  Leute,  deren  Thatkraft  erstorben  ist,   die  Kranken 
und   die   Oebrechlichen.    Diese  Armen   sind  es  vorzugs- 
weise,  welche  die  Religion  und  Moral  der  Fürsorge  auch  des 
States  empfehlen.     Im  Mittelalter   nahm   sich    die    Kirche 
ihrer  hauptsächlich  an ,  und  sie  darf  es  auch  in  unserer  Zeit 
nicht  unterlassen,    christliche  Wohlthätigkeit  selbst  zu  üben 
und  zu  empfehlen.    Aber  es  ist  nun  meistens  das  Armenwesen 
auch  statlich  organisirt,   und  der  Stat  darf  diese  Pflicht  eben 
80  wenig  vernachlässigen,  denn  auch  seine  Bestimmung  ist  es, 
wo  das  Familienleben  solche  natürliche  Bedürfnisse  der  scbutz- 
bedürftigen  Individuen   nicht  befriedigt,   seinen  obervormund- 
Bchaftlichen  Schutz  und  seine  Pflige  zu  üben.    Die  wesent- 
liche Thätigkeit  des  States  ist  aber  hier,  wie  bei  der  eigent- 
lichen Obervormunds^chaft  und  bei   der  Erziehung  nicht  eine 
Hebung  der  Gewalt,  sondern  die  Pflege:  und  wir  müssen 
daher  die  Armenpflege   von    der  Armenpolizei  wieder 
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unterscheiden.  Nur  wo  jene  nicht  hilft  \i&d  daher  ein  Be- 
dürfnisz  nach  obrigkeitlichem  Gebot  rege  wird,  tritt  diese  auch 
hier  ein.  Subsidiär  erscheint  die  Armenpolizei,  wenn  die  Ar- 
menpflege zu  schwach  oder  zu  lässig  ist,  ihre  Pflicht  zu  üben. 

Uebrigens  liegt  es  nahe  und  entspricht  einer  guten  Or* 
ganisation  des  Armenwesens  durchaus,  dasz  die  nächste  Sorge 
der  Gemeinde  überlassen  wird,  und  nur  ergänzend*  und  be- 
aufsichtigend die  Polizei  des  States  hinzutritt.  Denn  die 
Gemeinde  ist  in  gewissem  Sinne  die  Erweiterung  der  Familie, 
der  mittlere  Kreis,  der  zwischen  der  Familie  und  dem  State 
die  Individuen  mit  seiner  Sorge  umfaszt.  Die  Gemeinde  ist 
auch  eher  als  der  Stat  im  Stande,  die  individuellen  Bedürf- 
nisse der  in  ihr  lebenden  und  zu  ihr  gehörigen  Armen  zu 
kennen  und  zu  würdigen,  und  die  Mittel  einer  angemessenen 
Versorgung  und  Pflege  zu  finden  und  zu  benutzen. 

y)  Die  verschuldeten  Armen,  welche  zwar  die  natür- 
lichen Kräfte  besitzen,  um  sich  selber  zu  schützen  und  durch- 
zubringen, die  aber  aus  Liederlichkeit,  Arbeitsscheu,  Ver- 
schwendung in  Armuth  gerathen  sind,  und  ohne  Hülfe  ver- 
derben müszten.  Gegenüber  diesen  hat  nun  vorzugsweise  die 
statliche  Polizei  den  Beruf  einzuschreiten,  und  zwar  kei- 
neswegs nur  zur  Pflege,    sondern   voraus  zur  Zucht. ^    Für 

^  Auf  diesen  wichtigen  UnterHchied  hat  auch  Napoleon  in  seineo 
OeBpräohen  mit  Las  CascH  (Y.  S.  58)  aufmerksam  gemacht:  „Le  noeud 
de  oette  grande  affairo  est  tout  entier  dand  lu  stricte  Separation  ds 
pauvre  qui  commande  le  respeot  d'ayec  le  metidiant  qai  doit  exciter  U 
Qol^re,  or,  nos  travers  religieux  molent  si  bien  ces  deux  olaases  qa^ib 
semblent  faire  de  la  mendicit6  uu  m^rite,  une  espcce  de  vertu,  qu*iU  U 
proYoquent  cn  lui  Präsentant  den  recompenses  Celestes:  au  fait  les  men- 
dians  sont-ils  plus  ni  moins  que  des  moines  au  petit  pied^  tellement  qu« 
dans  la  nomen-clature  se  trou^nt  les  moines  inendians,^  Die  eng- 
lische Armentaxe  wurde  unter  der  Königin  Elisabeth  xnerat  nur  fQr 
Lahme,  Gebrechliche,  Alte  und  Blinde  ciageführt.  Dann  aber  fing  nao 
an,  auch  die,  welche  arbeiten  können,  aber  keine  Arbeit  finden,  also  die 
Unteritfltzungsbedürftigen  im  obigen  Sinne,  und  die  liederUelien  Araro« 
welche  nicht  arbeiten  woUen,  aus  dem  Ertrag  dieder  Taxe  xa  unterstitt- 
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solche  Arme  sind  daher  die  Arbeits-  und  Corrections- 
häuser  urohl  am  Platze,  und  es  ist  nöthig,  dasz  in  diesen 
strenge  Zucht  geübt  werde.  Das  aber  ist  nicht  mehr  Sache 
der  Oemeinde,  sondern  in  vorzüglichem  Sinne  Sache  des 
Staiea  und  seiner  polizeilichen  Gewalt. 

IV.  Die  Stats-  und  Volkswirthschaftspolizei. 
Sie  unterscheidet  sich  als  die  obrigkeitliche  Oewalt  von 
der  ihr  untergeordneten ,  aber  in  den  regelmftszigen  Fällen 
ausreichenden  Stats-  und  Yolkswirthschaftspflege  in  ähnlicher 
Weise,  wie  sich  die  Culturpolizei  von  der  Cultur  unterscheidet. 
Wo  das  Bedürftiisz  der  Gewalt  rege  wird,  da  nur  ist  die  Po- 
lizei thätig,  im  übrigen  genügt  die  Wirthschaftspflege.  Hie- 
her gehören: 

a)  Die  Wasserpolizei,  welche  durch  Begelung  der 
Ströme  und  Flüsse,  und  durch  Anlegung  von  Deichen  oder 
Dämmen  vor  Ueberschwemmung  Güter  und  Menschen  ver- 
hütet, die  Benutzung  der  öffentlichen  Gewässer  zu  Wasser- 
werken ,  Wiesenwässerung ,  zur  Schifffahrt ,  Flöszung  u.  s.  f. 
im  allgemeinen  Interesse  wahrt  und  den  Miszbrauch  hemmt, 
durch  Errichtung  von  Seehäfen  und  Leuchtthürmen  die  Sicher- 
heit der  Schiffe  begünstigt. 

b)  Die  Wege-  und  Straszenpolizei,  durch  welche 
für  Anlegung,  Unterhaltung  und  Sicherheit  von  Wegen,  Stras- 
zen,  Eisenbahnen,  Brücken  u.  s.  f.  gesorgt  wird.  Die  Her- 
stellung einer  Brücke  zu  gebieten,  ist  Sache  der  Polizei,  sie 
zweckmäszig  auszuführen,  Aufgabe  der  Wirthschaft. 

c)  Die  Sorge  für  öffentliche  Brunnen  und  für  öf- 
fentliche Plätze  und  selbst  die  Sorge  für  den  Schmuck 
solcher  Plätze  und  Anlagen,  durch  Anpflanzungen,  Denkmäler 

zen,  and  indem  man  so  die  drei  verschiedenen  Glassen  vermischte,  stei- 
gerte man  das  Uebel  ins  UnerträgUche.  Viel  besser  ist  das  Armenwesen 
in  Deatschland  und  in  der  Schweiz  geordnet,  obwohl  auch  da  die 
in  der  Natur  der  Dinge  liegenden  Unterscheidungen  nicht  so  vollstftndig 
beachtet  werden,  als  es  zu  wünschen  ist. 
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und  öffentliche  Oebände,  durch  schöne  und  würdige 
tong  und  Beinhaltong.  Anch  die  An&icht  über  PriTstbttDten 
gehört  hieher,  soweit  die  allgemeine  Sicherheit  und  der  öf- 
fentliche Anstand  es  rechtfertigt;  sie  darf  aber  nicht 
in  eine  Bevormundung  des  freien  PrivateigenOmms  und 
vatgeschmacks. 

d)  Die  volkswirthschaftliche  Polizei,  t<mi  weldier 
im  Xten  Buche  im  Zusammenhang  mit  der  Wirthschaflspflege 
gehandelt  wird. 


:2Cd|tes  iBvi^< 


Vom    Gericht, 


Erstes  Gapitel. 

Die  Natur  und  die  Arten  des  Gerichts. 

Alles  Gericht  setzt  voraus,  dasz  etwas  zu  richten  sei» 
d.  h.  dasz  eine  Verletzung  der  Bechtsordnung  ge- 
schehen sei.  Die  Verletzung  wird  durch  das  Gericht  besei- 
tigt und  damit  die  Majestät  des  Bechts  geoffenbart.  Alle 
Bechtspflege  ist  Bewährung  der  statlichen  Gerechtigkeit/ 

In  dem  Bichten  lassen  sich  zwei  wesentlich  verschiedene 
Functionen  unterscheiden: 

1)  die  Erkenntnisz  des  Bechts,  oder  wie  man  das 
im  Mittelalter  ausgedruckt  hat,  das  Finden  des  Bechts, 
das  Urtheil, 

2)  die  Handhabung  des  Bechts,  das  Bichten  im 
eigentlichen  Sinn. 

Es  ist  wahr,  dasz  die  Findung  des  ürtheils  an  und  für 
sich  nicht  ein  Act  der  statlichen  Macht,  sondern  zunächst  ent- 
weder ein  Ausdruck  des  Bechtsgefflhls  oder  eine  logische 

1  Vgl.  8t ah),  BtafBlebre  II.  8.  436. 
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Function  des  juristisch  gebildeten  Verstandes  ist,  und  ine«'^ 
fem  läszt  sie  sich  mit  der  Thätigkeit  von  EunstTersttodigen 
und  Experten  in  andern  Gebieten  des  Lebens  und  der  Wissen- 
schaft vergleichen.  Aber  es  ist  durchaus  irrig,  das  Gerieb: 
selbst  aus  diesem  Gesichtspunkte  zu  betrachten  und  demselben 
den  Charakter  einer  obrigkeitlichen  Gewalt  abzusprechen.'  Die 
Rechtsfindung  ist  die  nothwendige  Voraussetzung,  die  Unter- 
lage der  Rechtshandhabung,  diese  aber  offenbar  das  Wesei 
des  Gerichts  und  von  durchaus  statlicher  Natur.  Die  erstere 
kann  daher  wohl  Privatpersonen  anvertraut  und  Oberlag^r. 
werden,  die  letztere  dagegen  musz  obrigkeitlichen  Magi- 
straten vorbehalten  bleiben.  Und  da  sich  jene  zu  die>er 
dienend  verhält,  so  ist  auch  sie  immerhin  obrigkeitlich  zu 
leiten. 

Die  Wiederherstellung  des  gestörten  und  ver- 
letzten Privutrechts  ist  die  Aufgabe  der  Civilrecht*- 
pflege.  Durch  diese  übt  der  Stat  seine  Pflicht  aus,  den 
Privatpersonen  den  Genusz  der  ihnen  angehörigen  Privatrecbte 
zu  gewähren,  und  die  eingetretene  Beeinträchtigung  derselben 
aufzuheben.  Dieser  Zweck  wird  erreicht,  theils  durch  Besei- 
tigung des  Privatunrechtes,  theils  durch  Ersatz  de» 
Schadens,  mit  Einem  Worte  durch  einfache  Wiederher- 
stellung des  Privatrechts. 

In  der  Regel  genügt  zur  Erreichung  dieses  Zwecks  da? 
blosze  Erkenntnisz  und  der  stutliche  Ausspruch  des  wirklichen 
Rechts;  daher  ist  hier  das  gerichtliche  Urtheil  von  ganz 
besonderer  für  sich  schon  entscheidender  Bedeutung.  Nur  aus- 
nahmsweise, wenn  dasselbe  von  den  Betheiligten  nicht  beachtet 
wird,  tritt  der  s tatliche  Zwang  ein,  der  ein  Ausflusz  der 
Gerichtsbarkeit  ist,  und  daher  von  dem  Gerichte  auch  dann 
angeordnet  wird,  und  abhängig  bleibt,  wenn  zur  Ausübung  des- 
selben die  Mitwirkung  der  Polizeimittel  erforderlich  sind. 

'  MeinuDg yon  Rotteck  iDÄretin^B  ooiutiiut. Staitrecht  li.  8. 2l»N 
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Da  das  Privatrecht  zunächst  nicht  Statsangelegenheit  ist, 
sondern  den  Privatpersonen  als  solchen,  nicht  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Unterthanen  zukommt,  so  kann  es  auch  nicht  der 
Beruf  des  States  sein,  wo  immer  einzelne  Verletzungen  dessel- 
ben vorkommen  mögen,  amtlich  einzuschreiten  und  von  sich 
aufi  die  Wiederherstellung  des  gestörten  Rechtes  anzuordnen. 
Eine  derartige  Bevormundung  des  Privatverkehrs  wäre  mit 
der  Freiheit  und  der  Selbständigkeit  der  Privaten  duichaus 
unverträglich.  Diese  sind  vielmehr  vollkommen  berechtigt, 
ihre  Interessen  selber  zu  vertreten  und  sich  selber  zu  helfen. 
Nur  wenn  die  Selbsthülfe  nicht  anders  geübt  werden  könnte, 
als  so  dasz  wer  sein  Becht  begehrt  und  geltend  machen  will, 
in  die  freie  Sechtssphäre  des  Andern  eingreifen,  und  weil 
dieser  jenes  Recht  anzuerkennen  sich  weigei-t,  Zwang  üben 
müszte,  ist  dieselbe  in  dem  modernen  State  untersagt,  weil 
durch  solchen  Streit  die  öffentliche  lluhe  und  der  Landesfrieden 
leicht  gestört  werden  könnte.  Dann  bedarf  es  zur  Wiederher- 
stellung des  streitigen  Rechts  der  gerichtlichen,  nach 
sichern  Regeln  und  in  wohlgeordneten  Formen  den  Streit  aus 
unparteiischem  Standpunkte  entscheidenden  Hülfe.  ^  DieCivil- 
gerichtsbarkeit  entwickelt  demzufolge  ihre  Thätigkeit  nur  auf 
Begehren,  d.  h.  zunächst  auf  die  Klage  der  betheiligten 
Privaten. 

Die  Strafrechtspflege  dagegen  setzt  eine  solche  erheb- 

'  Edictum  Divi  Marci  in  L.7  ad  legem  Juliani  de  vi  privata:  „Tu 
vim  putas  esse  solum,  si  homines  vulnerentur?  Via  est  et  tunc,  quoties 
quiä  id,  quoddebcri  sibi  putat,  nonper  judicem  reposcit;  non  pato  antem 
nee  verecundiae  nee  dignitati  tuae  couvenire,  quidquam  non  jure  facere. 
Quiäquis  igitur  probatus  mihi  fuerit,  rem  ullam  debitorij  neu  ab  ipso 
äibi  traditam  sine  ullo  judice  temere  possidere,  eumque  sibi  jus  in  eam 
rem  dixisse,  jus  crediti  non  habebit.*^  Die  germanischen  Yölker  verstat- 
teten anfänglich  der  Selbsthülfe  eine  viel  freiere  Bewegung;  und  erst 
nach  vielen  Jahrhunderten  gelang  es  dem  langsam  aufgehenden  Stats- 
bewusztsein,  das  Selbstpfändungsrecht  der  Gläubiger  in  engere  Schranken 
zu  bannen.  Vgl.  Wilda's  Abhandlung  in  der  Zeitschrift  für  deutsches 
Becht  Bd.  I. 
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liehe  Störung  der  BechtBordnung  Torans,  welche  nidit  blosz 
die  rechtlichen  Interessen  eines  Individuums,  sondern  um  ihrei 
gefährlichen  und  rechtswidrigen  Charakters  wQlec 
die  (öffentliche  Bechtssicherheit,  somit  den  Stat  selbst 
▼  erletzt.  Jene  Erschüttening  und  Verletzung  des  bestehen- 
den  Hechts  kann  zwar  sich  ebenfalls  auf  Privatrechte  beziehen 
aber  sie  fällt  in  diesem  Falle  in  den  Bereich  der  Strafrechts- 
pflege, wenn  sie  mit  einer  Gesinnung  und  in  einer  Form  ver- 
flbt  wird,  durch  welche  zugleich  der  öffentliche  Friede 
verletzt  oder  gebrochen  wird.  Die  Strafrechtspflege  kommt 
daher  ihrer  Natur  nach  aus  öffentlichen  Gründen  zur  Anwen- 
dung, und  ist  im  weitem  Sinne  ein  Theil  des  öffentlichen 
Bechts.'*  Die  einfache  Wiederherstellung  genügt  daher  hier 
nicht  Restitution  und  Schadensersatz  sind  freilich  auch  di 
erforderlich,  aber  diese  sind,  insofern  sie  sich  auf  die  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  beziehen,  immer  ein  wesentlich  civil- 
rechtlicher  Bestandtheil,  welcher  seines  Zusammenhanges  w^en 
mit  dem  Vergehen  und  um  seiner  meist  untergeordneten  Be- 
deutung willen  wohl  gleichzeitig  von  dem  Strafgerichte  ge- 
ordnet werden  kann,  aber  eben  so  wohl  unter  ümstftnden  von 
dem  StFafj[>roces8e  auszuscheiden  und  der  gewöhnlichen  Civil- 
rechtspflege  zuzuweisen  ist. 

Der  Charakter  der  Strafrechtspflege  liegt  vielmehr  in  der 
Verhängung  der  Strafe  des  Schuldigen.  Die  tiefere  Ver- 
letzung des  States  selbst  erfordert,  dasz  die  öffentliche  Gerech- 
tigkeit den  Verbrecher  mit  starkem  Arme  erfasse  und  durch 
Bestrafung  desselben,  ihre  übergeordnete  Macht  bewtbrend 
und  die  Sidieiheit  des  öffentUehen  Friedens  neu  stiikeiid,  die 
Schuld  tilge.  Schuld  und  Strafe  bedingoi  sich,  und  nur  das 
Gleichgewicht  beider  vermag  die  Hoheit  und  Heiligkeit  der 
fiechtsordnung  selbst  zu  offimbaien  und  henusteUen.  Die  Bes- 
serung  des  Schuldigen  und   die  Abschreckung  Andere  roc 
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ähnlichen  Yerletzmigen  sind  Zwecke,  welche  auch  erwogen  und 
gefördert  werden  sollen,  aber  der  priocipale  Oesichtspunkt  ist 
die  Strafe  selbst,  als  ein  Gebot  und  eine  Aeusserung  der  Ge- 
rechtigkeit ^ 

Aus  diesem  Grunde  hat  daher  die  Strafe  einen  öffent- 
lichen Charakter;  und  es  ist  ein  Fortschritt  der  neueren 
Bechtsbildung,  dasz  die  altern  Privatstrafen  aus  YergeheUf  wie 
das  römische  und  das  deutsche  Recht  sie  gekannt  haben,  ab- 
geschafft worden  und  die  öffentlichen  Strafen  au  ihre 
Stelle  getreten  sind.  Ferner  widerspricht  es  der  Idee  der 
Strafrechtspfiege,  dasz  die  Anwendung  der  Strafe  in  die  Will- 
kür der  verletzten  Privatperson  gelegt  wird,  ihr  Eintreten 
somit  von  der  Klage  dieser  abhängt.  Die  Verfolgung  und 
Bestrafung  des  Verbrechers  ist  eine  öffentliche  Angelegenheit, 
und  es  musz  daher  von  Staatswegen  dafür  gesorgt  sein.  Das 
ältere  germanische  Recht  liesz  auch  hier  der  Selbstrache 
und  dem  Fehderecht  freien  Lauf,  und  erhob  später,  seitdem 
die  Ausbildung  der  fränkischen  Monarchie  dieselbe  um  der 
öffentlichen  Ruhe  mehr  beschränkt  hatte,  die  Nothwendigkeit 


*  Stahl,  Statilehre  U.S.  516:  „Es  ist  das  ewige  Gesetz  derGerech' 
tigkeit,  dass  auf  das  Böse  —  somit  im  State  das  Verbrechen  —  die 
Sfa«fe  folge  unabwendbar,  das  bekundet  jedes  unbefangene  Bewusxtsein. 
Aber  die  Schwierigkeit  für  das  auseinandersetzende  Denken  ist  das :  Wie 
kann  eine  WiederhersteUung  der  verletzten  Ordnung  darin  liegen,  das^ 
dem  Yerletzer  ein  Uebel  zugefagt  werde,  was  die  Strafe  unlftugbar  ist? 
—  Es  ist  durch  die  Strafe  an  dem  Uebelthäter  auf  reale  Weise  bekun- 
det, dasz  die  sittliche  Ordnung  der  Herr  ist.  So  muBz  das  Böse  selbst, 
indem  es  zu  Boden  gedrückt  wird,  zur  Verherrlichung  der  sittlichen 
Maeht  dienen,  Die  Strafe  des  Stats  ist  darum  keineswegs  Rache.  Die 
Rache  sucht  das  Leiden  des  Verletzers  um  des  Leidens  wiUen,  das  per- 
sönliche Empfinden  an  ihm  zu  weiden.  Der  Stat  aber  straft  den  Yerletzer 
nicht,  damit  er  leide,  sondern  er  läszt  ihn  leiden,  damit  er  gestraft  sei. 
Die  Rache  hat  auch  keine  Oranze  als  die  Lust  am  Leiden,  während  die 
Strafe,  unter  einer  Nothwendigkeit  steht  in  Masz  wie  in  Eintritt.**  — 
Nicht  das  Böse  wird  gestraft,  die  Rechtsordnung  schützt  die  Schlechten 
wie  die  Guten  in  ihrer  Existenz,  aber  die  böse  Xhat,  welche  das  Recht 
eines  andern  widerrechtlich  angreift. 
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der  Privaiklage  zur  BegeL  Das  englische  ßtrafrecht  ist  zun. 
Theil  hente  noch  auf  diese  Ansicht  gebaut.  Aber  auf  den: 
Continente  ist  doch  seit  Jahrhunderten ,  anfänglich  durch  a^ü 
Einflusz  auch  der  Kirche  der  richtigere  Grundsatz  aufgekomintrL 
und  allmählich  durchgedrungen,  die  Begel  der  Verfolgun.- 
von  Amtswegen,  sei  es  in  Form  des  Inquisitions-  oder  dt^ 
Anklageverfahrens.  Ausnahmen  müssen  freilich  Torbehalt^i 
werden,  aus  Gründen  der  Pietät,  wie  z.  B,  in  dem  Falle  d»^ 
Ehebruchs,  oder  wo  das  Privatinteresse  dem  öffentlichen  oit 
Wage  hält,  wie  bei  Injurienhändeln  oder  wenn  Gefahr  i^t 
dasz  die  StatsanwäUe  ihr  ausschlieszliches  Klagerecht  ans  poli- 
tischen Kücksichten  miszbräuchlich  ungeübt  lassen. 

Der  Unterschied  der  Civil-  und  der  Strafrechtspfiege  hat 
denn  auch  häufig  eine  Sonderung  der  Organe  nach  sich  gezo- 
gen, welche  jene  und  diese   verwalten.    In  der  That  ist  di« 
Thätigkeit  beider  so  verschieden,  dasz  in  den  handelnden  Per- 
sonen verschiedene  Eigenschaften  wirksam  sein  müssen.     Der 
Civilprocesz  ist  ein  durchaus  anderer  als  der  Strafprocesz ;  und 
während  der  Civilrichter  die  Gabe   besitzen  mnsz,  Terwickelte 
Privatverhältnisse  mit  feinem  Blicke  und  sorgsamem  Scharf- 
sinne zu  entwirren   und  äuszerUch   zurechtzulegen,  mnaz  da^ 
Strafgericht  den  nK»alischen  Seelenzustand  des  Angeschiddigten 
zu  ergrunden  suchen  und  vorzüglich  die  individuelle  Schuld 
und  ihre  GrC^sze  erkennen.    Dort  bewegen  sich  die  Parteien, 
die  nur  ihre  eigene  Sache  vertreten,  mit   gröszerer   Freiheit 
innerkalb  der  zulässigen  Bechtslonnen.  mid  der  Richter  leitet 
und  entscheidet  ihren  Streit  mit  unl»efu3genem  heitrem  Geiste; 
hier  aber   herrsckt  der  Einst  und  die  Strenge  der  verletzteo 
Gerechtigkeit  vor  und  die  Veriiaadlan^^eB  «»wohl  als  die  Beur- 
theilung  nehmen  auch  die  GemüthskrSfle  der  Biehter  und  Ur- 
th«UoT  in  erhdht^m  Grade  in  ges^^taniitcü  An>pru^h. 
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Zweites  GapiteL 

GteiDeinsame  GrundsStze  für  die  Rechtspflege. 

LDie  Sonderung  des  Qerichts  von  dem  Regimen te 
in  der  Verfassung  des  Stats  ist  als  ein  Hauptgrundsatz  des 
neuem  States  nun  ziemlich  allgemein  anerkannt:*  die  Son- 
derung nicht  die  absolute  Trennung,  denn  in  dem  Statsober- 
haupte  einigt  sich  mit  der  vollen  Regierungsmacht  die  formelle 
Spitze  der  Gerichtsbarkeit  als  in  einem  gemeinsamen  Centrum. 
Eine  Folge  dieser  Sonderung  ist  die  innerliche  Selbstän- 
digkeit der  Gerichte  in  der  Ausübung  der  Gerichtsbar- 
keit, und  ihre  Unabhängigkeit  von  dem  Einflüsse  der 
Regierung.^  Die  statliche  Gerechtigkeit  zu  handhaben  ist  der 
ernste  und  edle  Beruf  des  Richters,  nicht  das  Zweckmäszige 
und  Nützliche  anzuordnen.  Jenen  Beruf  kann  er  aber  nur  dann 
würdig  üben,  wenn  er  die  festen  Gesetze  des  Rechts  als  die 
einzige  Richtschnur  seiner  Thätigkeit  betrachtet  und  nicht  dem 
Drange  der  Umstände  und  dem  Wechsel  der  Parteistimmungen 
folgt.  Vor  seinem  Stuhle  soll  Jeder,  der  Mächtige  wie  der 
Schwache,  der  Arme  wie  der  Reiche,  nicht  Gunst  oder  ün- 

»  Vgl.  oben  Buch  V.  Cap.  2,  und  Buch  VI.  Oap.  17. 

'  Bayerische  Verf.  VIII.  §.  3:  „Die  Gerichte  sind  innerhalb  der 
Orftnzen  ihrer  amilichen  Befugnisz  unabhängig,  und  die  Richter  k9n- 
nen  nur  durch  einen  Rechtsspruch  von  ihren  Stellen  mit  Verlust  des 
damit  verbundenen  Gehaltes  entlassen  oder  derselben  entsetzt  werden/ 
Verf.  von  Portugal  %,  118:  „Die  gerichtliche  Gewalt  ist  unabhftngig/ 
§.  122:  „Die  Richter  können  ihr  Amt  nur  durch  ein  Urtheil  verlieren.** 
Oesterr.  Verf.  von  1849  S- 99:  „Die  richterliche  Gewalt  wird  selbständig 
ron  den  Gerichten  geQbt.**  §.  102:  „Rechtspflege  und  Verwaltung  sollen 
getrennt  und  von  einander  unabhängig  gestellt  werden.**  Preuszische 
S-  86.  „Die  richterliche  Gewalt  wird  im  Namen  des  Königs  durch  unab* 
hiogige  keiner  anderen  Autorität  als  der  des  Gesetzes  unterworfenen 
Oeriehte  ausgeübt.^  $.  87.  „Die  Richter  werden  vom  Könige  oder  in  des* 
ien  Namen  auf  ihre  Lebenszeit  ernannt.  Sie  können  nur  durch  Rieh* 
tenpmoh  aas  Gründen ,  welche  die  Gesetze  vorgesehen  haben ,  ihres 
Amtes  entsetzt  oder  zeitweise  onthoben  werden.'* 
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gonst,  sondern  unparteiisches  Recht  finden;  daher  maaseo  aacl 
die  Wünsche  der  Begienmg  hier  sich  bescheiden  und  dar 
ihre  Macht  nicht  störend  eingreifen  in  die  ruhig  gemess^.? 
Erforschung  des  wirklichen  Rechts. 

Einzelne  aus  jenem  Grundprincip  abgeleitete  Regeln  siL*. 
folgende : 

a)  Niemand  darf,  wenn  er  sich  in  seinem  Rechte  Terletzt 
fühlt,  an  der  Betretung  und  Verfolgung  des  Rechts- 
weges gehindert  werden.*^  Der  Rechtsschutz  des  State: 
musz  allen  offen  stehen:  auch  den  Niedrigsten,  und  aoch  drc 
Fremden.  Es  gibt  im  Sinne  des  neuem  Rechts  keine  Recht- 
losigkeit der  Individuen  mehr,  wie  das  Alterthum  sie  des 
Fremden  (hostes)  gegenüber,  und  das  deutsche  Mittelalter 
als  Strafe  der  Friedensbrecher  angenommen  hat.  Aodt 
wer  unwürdig  erscheint,  seine  Sache  selber  zu  fuhren,  soD 
doch  die  AiGgliobkeit  eines  sein  Recht  wahrenden   Vertreters 

• 

'  LandUgs-Absobied  von  Haonorer  r.  1639  bei  Zacharil  D.  Sc. 
R.  §.  90:   „dasi  die  liebe  Jiutix  e^em   Jeden  ohne  Bespeot    sehleuif 
mitgeiheilty  keinen  cur  Ungebühr  anuehalten,  niemand  mit  Eztrmjvciai- 
Deoreten,  Mandaten,  Rescripten  oder  wie  es  sonsten  Namen  haben  mügt% 
beeohweret,  sondern  der  Justiz  ihr  stracker  Lauf  gelasien  — und 
darin  rechtlich  oognosoiret  und  proeediret  werden,  da  entgegen  die  Miss- 
brftttche   allenthalben  abgesohaifet ,  und  den  Assessoren  keineswegi  rer- 
stattet  «ein  soll,  unter  einigen,  und  riel  weniger  dem  PriUext,  dan  das 
Interesse  principis  mit  unterlaufe  —  sich   absentiren  und  aatsÜMlen.'* 
Das  doutsohe  Statsrecht  des  Kaiserreichs  sorgte  dafür,  data  aaeh  in  statf- 
rechtliohen  Streitigkeiten  der   Reiohsstande  der  Rechtsweg   steil   ofea 
bleibe.     Wahlcapitulation  Art.  XIX.  $.  4:    „Und  ob  auch  eiai^ 
ChurfÜrst,  FOrst  oder  anderer  Stand  (die  freie  unmittelbare  Bctchsrittei^ 
Schaft  mit  eingesohlossen)  seiner  Regalien,  Immedietat,  Freiheiieu«  Rech- 
ten und  Gerechtigkeiten  halber,  dass  sie  Ihm  gesehwiohet,  gesehmilerti 
genommen,   entaogen,   bekümmert   und   bedrucket  worden,  mit  seinea 
QegentheUe  und  Widerwärtigen  su  gebflhrlichea  Reehl^n  koouseu,  aad 
Ihn  nirfordern   woUte,   dasselbe   soUen  und  wollen  Wir,  wie  alle  aa- 
dere  ordentlich   schwebenden  Rechtfertigungeu,  uieht  ver- 
hindern«  sondern   vielmehr   beförderen   und  mr  Rndsehaft   beseWei 
uiftn.^*    Sohuta  gegen  Rechtsverweigerung  der  Iiamieigeriehte  ge- 
währten  die  kaiserlichen  QerichteL 
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haben.  Und  es  ziemt  dem  State  dafür  zu  sorgen,  dasz  auch 
den  Armen  der  Weg  zn  ihrem  Bechte  zu  gelangen,  nicht 
durch  Kosten  und  Formen  mittelbar  verschlossen,  sondern  viel- 
mehr durch  Bestellung  der  nöthigen  Vertretung  von  Amtswegen 
offen  erhalten  werde.  Auf  der  andern  Seite  ist  der  Stat  aber 
veranlaszt,  der  Ghikane  proceszsfichtiger  Menschen  und  der 
Gefahr  von  Schaden,  welche  für  die  Parteien  aus  dem  Pro- 
cesse  selbst  erwachsen  kann,  durch  seine  Anordnungen,  z.  B. 
über  Gautionsstellung,  zu  begegnen. 

b)  Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Kichter  ent- 
zogen werden.*  Das  germanische  Mittelalter,  in  allen  Dingen 
zunächst  auf  die  ständischen  Verhältnisse  Werth  legend,  drückte 
diesen  Grundsatz  noch  bestimmter  so  aus:  Jeder  soll  vor 
seinen  Genossen  beurtheilt  werden.'^  So  urtheilten  über 
die  Fürsten  in  den  alten  Beichsgerichten  nur  Fürsten,  über 
die  Vasallen  in  Lehenssachen  ihre  Mitvasallen,  über  schOffenbar 
freie  Leute  ihre  Standesgenossen.  Die  Bürger  konnten  nur 
von  ihrem  städtischen  Gerichte  belangt  werden,  und  selbst  die 
hofhörigen  Bauern  wurden  in  der  Regel  nur  vor  deren  Vogtei 
and  dem  Hofgerichte  belangt,  in  welchem  ihre  Hofgenossen 
urtheilten.^  Das  neuere  Recht  hat  diese  Sonderstellung  der 
Stände  aufgelöst,  und  wie  die  Rechtsgrundsätze,  sowohl  in 
dem  Straf-  als  in  dem  Privatrechte,  gleichmäszig  auf  alle 
Classen  der  Bevölkerung,  so  auch  die  Gerichtscompetenz  über 
alle  zugleich  erstreckt.  Diese  Umgestaltung  ist  eine  höhere 
Phase  der  Rechtsentwicklung,  welche  auf  die  Gleichheit  des 

«  Holländische  Verf.  {.  150:  „Niemand  kann  gegen  seinen 
Wnien  dem  Richter  enUogen  werden,  welchen  das  Qeseti  ihm  luerkennt^^ 

»  Englische  Magna  Charta  ron  1215:  „Comites  et  barones  non 
amereientur  nisi  per  pares  suob/'  Mamder^  Btablisvement  et  oont.  de 
Normandie  p«  22:  „Chascnn  doit  estre  jngiei  par  ses  pers/* 

•  Sachsenspiegel  II.  12.  $.2.  „Soepenbare  Ifide  muten  wol  ordel 
rinden  orer  jewelken  man.  It  ne  mnt  arer  oppe  se  neman  ordel  rinden, 
dat  iB  an  ir  lief  oder  an  ir  ere  oder  an  ir  erre  ga,  he  ne  si  in  eren- 
bnrdich.    Ygl.  oben. 

BlBBtschli,  oll^aMineft  SUtsr«oht.  II.  14 
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Bechts  in  diesem  Sinne  mit  Beeht  einoi  Weith  le^  Als 
ßegel  mnsz  die  Ausdehnung  derselben  Gerichtsbarkeit  anf 
alle  Indindnen  im  State  daher  festgehalten  werden.  Aber 
diese  Begel  wird  in  unserer  Zeit  wohl  noch  zu  abstract  und 
rücksichfalos  durchgeführt,  und  es  werden  die  erforderlichen 
Ausnahmen  zu  wenig  beachtet  Es  gibt  einzelne  Berufs-  und 
Lebensverhältnisse,  die  ihrer  Natur  nach  nicht  allgemein  sind, 
und  nur  von  denen  richtig  verstanden  und  beurtheilt  werden, 
welche  mit  denselben  durch  persönliche  Erfahrung  Tertraiit 
sind.  Die  Gerichtsoi^anisation  darf  daher  nicht  Aber  diese 
Eigenthämlichkeit  hinw^sehen,  sondern  musz  sich  damadi 
richten.  Ein  derartiges  BedOrfnisz  fiüigt  namentlich  in  unserer 
Zeit  sich  überall  wieder  an  zu  regen,  und  es  kommt  nur  darauf 
an,  dasselbe  durch  Constituirung  besonderer  Gerichte  zu  be- 
friedigen, ohne  jene  Regel  zu  gefährden,  und  ohne  die  Ein- 
heit des  Bechts  und  der  Bechtspflege  zu  stören.  Handels-, 
Handwerks-,  Fabrikverhftltnisse  vorzüglich,  aber  nicht  sie  allein 
kommen  -hier  besonders  in  Betracht. 

c)  Nur  eine  Folge  des  vorigen  Grundsatzes  ist  das  Verbot 
der  Ausnahmsgerichte,  d.  h.  solcher  Gerichte,  die  nicht 
schon  durch  die  normale  Justizverfassung  begründet,  sondern 
für  einzelne  Fälle  eigens  bestellt  werden.  Es  gehören  dem- 
nach nicht  unter  diesen  Begriff:  gewöhnliche  Militärgerichte 
für  das  Heer,  der  Statsgerichtshof  für  die  Minister  n.  d^., 
denn  obwohl  dieselben  nur  auf  bestimmte  Personen  und  FäUe 
Bezug  haben,  so  sind  sie  dennoch  durch  die  Bechtsordnung 
zum  voraus  geregelt,  und  in  deren  normalen  Bestand  einge- 
fügt. Wohl  aber  sind  von  dem  Verbote  betroffen  alle  die 
Gerichte,  welche  die  Thätigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in 
dem  ihnen  von  Bechtswegen  zugewiesenen  Amtsbereich  hemmen« 
und  an  dieser  Statt  ausnahmsweise  ermächtigt  werden,  in  ein- 
zelnen Fällen  die  Strafgerichtsbarkeit  auszuüben. 

Eine  Abweichung  von  diesem  Grundsatze  wird  nnr  dvek 
wirkliche  Noth  gerechtfertigt,  sei  es,  weil  die  ordenUkhen 
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Gerichte  ohnehin,  z.  B.  ans  zureichenden  ßecusationsgründeD, 
verhindert  sind  in  einem  Falle  das  Recht  zu  handhaben,  oder 
weil  der  Zusammenhang  eiuer  weit  verzweigten  Untersuchung 
eine  Concentration  derselben  bei  einem  Gerichtshofe  erfordert, 
sei  es,  weil  der  Stat  selbst  in  einen  Nothstand  versetzt  ist, 
welcher  die  regelmäszige  Entfaltung  der  Rechtspflege  unmög- 
lich macht,  und  um  der  Gefahr  für  die  gesammte  Rechtsord- 
nung willen  eine  ungewöhnliche  und  rasche  Strenge  der  Ge- 
rechtigkeit erheischt.  In  den  Fällen  der  ersten  Art  kann  und 
soU  das  ausnahmsweise  fQr  competent  erklärte  Gericht  mit 
Bezug  auf  seine  Stellung,  Befugnisse  und  Rechtsformen  den 
ordentlichen  (Berichten  gleich  organisirt  sein,  und  ganz  die 
nämlichen  Garantien  für  eine  gute  Rechtspflege  darbieten  wie 
jene,  so  dasz  die  Ausnahme  nur  eine  äuszerliche  und  unwe- 
sentliche ist  Die  Fälle  der  zweiten  Art  aber  machen  eine 
stärkere  Abweichung  nöthig.  In  Zeiten  des  Kriegs  oder  Auf- 
ruhrs kann  die  Verkündigung  des  Standrechtes  um  der 
Existenz  des  States  willen  ein  öffentliches  Bedürfnisz  sein,  und 
es  können  die  dann  zumal  geordneten  Militärgerichte  oder 
andere  Ausnahmsgerichte  ermächtigt  werden,  Verletzungen 
der  gebotenen  Ordnung,  die  in  normalen  Zeiten  nicht  strafbar 
wären,  zu  bestrafen,  oder  weit  härter  zu  bestrafen  als  sie  es 
sonst  würden.  Auch  in  dem  Verfahren  können  eine  Menge 
von  formellen  Rechtsmitteln,  die  in  der  Regel  den  Richter  vor 
Uebereilung,  und  die  Partei  vor  Unrecht  schützen,  beseitigt, 
und  eine  sofortige  unaufschiebbare  Verhandlung  und  Beurthei- 
lung  geboten  werden.  Diese  Ausnahme  darf  aber  nur  dann 
und  nur  so  lange  zugelassen  werden,  als  wirkliche  Noth  des 
States  da  ist,  und  auch  in  diesen  Fällen  darf  unter  keinen 
Umständen  das  Wesen  der  statlichen  Gerechtigkeit  miszachtet 
werden.  Demgemäsz  ist  unbedingt  daran  festzuhalten,  dasz 
Niemand  verurtheilt  werde,  dem  nicht  Gelegenheit  geboten 
worden  sich  zu  vertheidigen ,  dasz  das  ürtheil  jederzeit  als 
Urtheil  gefunden,  nicht  als  Willensact  beschlossen,  daher  auch 

14* 
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die  Bechfsfonn  des  Gerichts  gewahrt  werde,  endlich  daas  mir 
wirkliche  Bechtsverletzungen ,  unter  keinen  Umstftnden  ab« 
bloszer  Verdacht,  bestraft  werden.^ 

2.  Die  Oef f entlich keit  der  Rechtspflege  yeratand  sidi 
in  der  alten  Zeit,  in  welcher  das  ganze  öffentliche  Leben  weit 
mehr  als  in  unserer  Zeit  im  Freien  vor  sich  ging,  ganz  toa 
selbst.  Auf  offenem  Markte  saszen  die  römischen  Prfttoren  auf 
dem  Tribunal;  unter  einer  Linde  oder  Eiche  unter  dem  offenefi 
Himmel  hegten  die  deutschen  Bichter  das  Gericht  Nur  sk> 
lauge  der  Tag  leuchtete;  durfte  die  Gerechtigkeit  verwaltet 
werden.  Auch  die  Basiliken  der  byzantinischen  Epoche  blieben 
unverschlossen. 

Die  Aenderung  in  dem  neueren  Europa,  welche  die  Ge- 
richtssftle  verschlosz,  und  die  Heimlichkeit  des  Ver&hre&s 
einführte,  kam  w&hrend  des  XY.  und  XYI.  Jahrhunderts  all* 
m&hlich  auf.    Mancherlei  Gründe  wirkten  zusammen,  um 


*  Die  Wnth  der  ReToluiion  und  die  Leideosohftft  eimelner  DetpolcB 
haben  wohl   auoh  diese  Schranken   fibenohritten.    Das  ist  aber   nieht 
mehr  Justiz,  sondern  Justiimord,   und  auch  dann,  wenn  derselbe 
darch  ein  Statsgesetz   legitimirt  worden  ist.    Es  gibt  ewige  PrineipieD 
des  Rechts,  die  zu  ftndem  kein  Gesetzgeber  die  Macht  hat.     Danton 
hat  rersuoht,  die  Nothwendigkeit  des  ReTolutionstribunals  au    reohtfer- 
tigen;  man  kann  aber  seine  Oründe  nicht   hören,  ohne  einen  Schänder 
Qber  die  furchtbare  Yerirrung  eines  so  mächtigen  Geistes  zu  empfinden: 
„II  les  (les  lois  eztraordinaires)  faut   arbitraires,  paroe  qu'il  est  impos- 
sible  de  les  rendre  pr^cises;  paroe-que,  ti  terrtbUa  qu*elles  soient,  eUes 
ieront  prifirdbUa  enoore  aux  ixicutiana  populaire»   qui  anjonrd'hni, 
comme  en  septembre,   seraient  la  suite   des  lentenrs  de  la  justice.    £b 
tempa  calme  la  sociM   aime  mienx   laisser-  6chapper  le  conpable  qn« 
frapper   Tinnocent,   parceque  le  oonpabie   est  pen  dangereuz;  aais  k 
mesure  qu'il  le  derient  darantage,  eUe  tend  darantage  ausii  k  la  aaisir; 
et  lorsqu^il  deyient  si  dangereux  qu'il  pourrait  la  faire  p^rir  ou  dn  moins 
qa'eUe  le  croit  ainsi,  eUe  frappe  toui  ce  ^ut  exeite  96$  saupeons^  etpr6- 
f^re  alors  atteindre  un  innocent  quel  laisser  ^chapper  un  coi^wble.  Teile 
est  la  dictature,  c'est  k  dire  rodiofi  violenU  dam  le$  90oUUt  wf wapfn.*' 
Thiers,  histoire  de  la  r^Tol.  fran^.  IL  320,  348.    üeber  die  frfihereD 
,,Ju8tizcommissionen**  in  Frankreich  Tgl.   Schaffner,  Beohtsgesch.  II. 
8.  431. 
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selbe  hervorzubringen:  yoranfl  das  ans  der  kirchlichen  Zncht 
der  Gewissen  anf  die  staüiche  Gerichtsbarkeit  übergetragene 
Princip  der  Inquisition,  welche  im  Strafprocesz  die  Seele  des 
Verbrechers  wie  ein  scheues  Wild  in  ihren  geheimsten  Schlupf- 
winkeln aufsuchte,  und  durch  heimliche  Nachstellung  leichter 
zu  erjagen  hoffte;  sodann  die  Einführung  einer  gelehrten,  aus 
den  schriftlichen  Quellen  des  romischen  Bechts  schöpfenden 
Jurisprudenz,  welche  im  CiTilprocesz  vorzüglich  von  dem  Leben 
abzusehen,  und  auf  das  Studium  schriftlicher  Acten  all  ihren 
Fleisz  und  ihre  Aufmerksamkeit  zu  verwenden  mehr  und  mehr 
sich  gewöhnte,  femer  die  Erschlaffung  der  politischen  Theil- 
nahme  des  Volkes  an  den  öffentlichen  Verhandlungen  und  end- 
lich die  zunehmende  gewaltsame  und  absolutistische  Richtung 
der  Zeit. 

Erst  in  der  neuem  Zeit  ist  das  Streben  nach  Oeffentlich- 
keit  der  Rechtspflege  wieder  stärker  geworden,  nun  aber,  eben 
um  der  frühem  Erfahrungen  willen,  weniger  unbefangen  und 
zugleich  bewuszter  als  vor  Alters.  In  Wahrheit,  nur  im  Lichte 
der  Oeffentlichkeit  kann  die  Rechtspflege  gedeihen  und  Ver- 
trauen finden.^  Es  ist  nicht  die  Aufgabe  des  States,  die  Ge- 
wissen zu  erforschen,  und  gleichsam  das  unsichtbare  Leben  der 
unsterblichen  Seele  zu  ergründen.  Er  hat  es  auch  mit  der 
Schuld  nur  insofern  zu  thun,  als  dieselbe  sich  in  ftuszerlich 
wahrnehmbaren  Handlungen  kund  gegeben,  und  die  leibliche 
Rechtsordnung  des  States  äuszerlich  verletzt  hat.  Daher  darf 
er  nicht  ihre  Geheimnisse  zu  ergründen  suchen,   sich  nicht 


*  Holländisohe  Yerf.  §.  155:  „Die  Gerichtssitzungen  sind  0ffent- 
lioh,  mit  dem  Yorbehalte,  die  Schliesznng  im  Interesse  der  öffentlichen 
Ordnung  und  Sittlichkeit  nach  dem  Oeeetze  festzustellen.**  Belgische 
$.  96.  Pre  US  zische  §.  93.  „DieYerhandlungen  ror  dem  erkennenden 
Oeriefate  in  CiTÜ-  und  Strafsachen  sollen  öffentlich  sein.  Die  Oeffent- 
lichkeit kann  jedoch  durch  einen  Öffentlich  zu  rerkündenden  Beschlusz 
der  Geriehle  ansgeicMossen  werden ,  wenn  sie  der  Ordnung  oder  den 
guten  Sitten  OefUir  drohen.'* 
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amnaszen,  das  göttliche  Gericht  auf  der  Erde  zu  oben.  Nor 
das  Sichtbare  f&llt  in  den  Bereich  rechtlicher  BeurtheOnng. ' 

Die  Oeflfentlichkeit  ist  denn  aber  in  versdüedenem  Sinne 
zn  üsiBsen.  Die  ohne  Vergleich  wichtigere  Bedeutang  dersel- 
ben bezieht  sich  auf  die  Betheiligten  selbst,  und  ihr  Yer- 
h&ltnisz  zum  Gericht  Im  Civilprocesz  haben  so  die  beiden 
Parteien  ein  Becht  darauf,  im  Strafprocesz  auch  der  Angeschul- 
digte, dasz  ihnen  durch  den  Proceszgang  Gelegenheit  TerschalR 
werde,  die  Klage,  Erwiederungen,  Zeugenaussagen,  Beweismittel 
ToUstflndig  zu  erfahren  und  zu  prüfen,  hinwieder  sidi  daidbtf 
gegen  das  Gericht  mit  voller  Offenheit  und  mit  freier  Be> 
nutzung  der  auch  zu  ihren  Gunsten  sprechenden  äuszem  K<uin- 
zeichen  der  Wahrheit  auszusprechen,  und  ebenso  das  Urtheil 
und  die  EntscheidungsgrOnde  desselben  zu  vernehmen.  Jedes 
Hemnmisz,  welches  solcher  Oeffentlichkeit  bereitet  wird,  i^t 
ein  Schatten,  welcher  die  Beinheit  der  menschlichen  (Gerech- 
tigkeit trübt  und  verdunkelt.  Auf  ihr  beruht  denn  auch  vor- 
nehmlich das  Vertrauen  der  Betheiligten,  mittelbar  des  Volkes, 
auf  die  Wahrhaftigkeit  und  Bedlichkeit  derselben. 

Minder  erheblich  ist  die  Oeffentlichkeit  im  zweiten  Sinne, 
welche  sich  auf  die  nur  indirect  bei  der  Verwaltung  der  Bechta- 
pflege  interessirte  übrige  Menge,  das  Publicum  bezieht,  minder 


*  Fenerbaoh,  Betrachtangen  Aber  Oeffentlichkeit  und 
S.  90:  „Stiege  die  Gereohtigkeit  selbst  leibhaft  rom  Himmel  aufdieBrd« 
herab,  um  in  eigener  Person  das  Richteramt  zu  verwalten,  so  mfisate  sie, 
um  sich  als  Gereohtigkeit  2U  bekunden,  öffentlich  in  yollem  Tageslicht 
auf  dem  Richterstuhle  sitzen ,  und  dfirfte  —  fftnde  sie  auch  nieht  Ar 
gut,  die  Binde  ror  ihren  eigenen  Augen  zu  lüpfen  —  wenigsteiu  Dicht 
gestatten*,  dasz  den  Augen  der  Rechtssnchenden,  oder  wer  sonst  tot  ihr 
zn  erscheinen  Lust  hätte,  auf  irgend  eine  Art  gewährt  würde ,  sie  ia 
ihrem  ganzen  Thun  und  handeln  aufmerksam  zu  beobachten.  NIhme 
ihr  auch  die  Verborgenheit  nichts  Ton  ihrem  Innern  Wesen,  so  ent- 
zöge sie  ihr  wenigstens  yiel  oder  alles  in  der  Meinung;  bedfirlle  sie 
gleich  nicht  der  Oeffentlichkeit,  um  gerecht  zu  sein,  so  bedurfte  sie 
derselben  gleiohwohl,  um  nioht,  selbst  wo  sie  nur  gerecht  ist,  ungereekt 
zu  scheinen/* 
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erheblich f  aber  schon  darum,  nicht  zn  verschmähen,  weil  in 
ihr  theils  eine  Garantie  liegt  fQr  Bewahrung  der  Oefifentlichkeit 
in  erstem  Sinne,  theils  eine  mittelbare  Controle  der  öffentlichen 
Meinung  über  die   Handhabung   der  Bechtspflege  im  Allge- 
meinen.  In  höherem  Grade  ist  sie  es  für  die  Strafrechtspflege, 
weil  die   öffentlichen  Interessen  bei  dieser  stärker  betheiligt 
sind,  in  geringerem  für  die  Givilrechtspflege ,  welche  zunächst 
nur  die  Parteien  selbst  angeht,  das  Publicum  nur  wenig  her- 
rührt. FtSr  die  letztere  sind  daher  auch  desto  eher  Ausnahmen 
zu  gestatten,  wo  die  Veröffentlichung  den  Parteien  ohne  Noth 
Schaden  zufügen  könnte,  oder  die  gute  Sitte  durch  die  öffent- 
liche Verhandlung  gefährdet  würde.  Aber  selbst  für  die  erstere 
ist  die   Zulassung  des  gesammten  Publicums   kein  absolutes 
Gesetz,  obwohl  Beschränkungen  nicht  leicht  zu  gestatten  sind.  Es 
ist  wahr,  dasz  die  Oeffentlichkeit  auch  zu  Parteidemonstrationen 
miszbraucht  werden  kann,  welche  die  Würde  der  Gerechtigkeit 
verletzen,  die  Urtheiler  gelegentlich  einschüchtern,  und  den  Ernst 
der  Strafgerichtsbarkeit  paralysiren.    Das  ist  aber  nicht  ein 
Gebrechen  der  Oeffentlicheit  selbst.     Der  Fehler   liegt  hier 
meistens  in  der  Schwäche  der  leitenden  Richter,  und  in  den 
unklaren  Vorstellungen  von  ihrer  Stellung  und  ihren  Befugnissen. 
Die   Oeffentlichkeit  der    Gerichtsberathung  dagegen, 
in  einzelnen  Ländern  ausnahmsweise   eingeführt,  ist  durchaus 
nicht  zweckmäszig.    Die  gerichtlichen  Handlungen  sollen  alle 
klar  ans  Licht  treten,   aber  anders   verhält  es  sich  mit  der 
Ueberlegung,  welche  jenen  voraus  geht.    Man  bedenkt  sich 
besser,  unbefangener  und  freier  im  Stillen;   man  verbessert 
auch  eine  irrige  Meinung  lieber  und  ist  empfänglicher  für  die 
Gegengründe  Anderer,  wenn  man  jene  noch  nicht   öffentlich 
kund  gegeben  hat,  so  lange  noch  die  Berathung  in  engerm 
Kreise  verschlossen  bleibt. 

3.  Nahe  verwandt  mit  der  Oeffentlichkeit  ist  das  Princip 
der  Mündlichkeit.  Ihr  Werth  liegt  in  der  Unmittelbar- 
keit und  Lebendigkeit  des  Verkehrs  zwischen  den  Parteien 
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und  dem  Gerichte.    Durch   diese  Eigenschaften  aber  wird  die 
wahre  Erkenntnisz  der  Sachlage,   das  Vertrauen  in  eine   ge- 
rechte Beurtheilnng  und  die  tlchte  Yolksthflmlichkeit  der  Justiz 
wesentlich  gefördert.    Die  Schrift  ist  doch  nur  ein   unvoll- 
kommenes Bild  der  lebendigen  Erscheinung.    Eine  Menge  too 
Eindrücken,   welche  das  unmittelbare  Anschauen  und  AnhöreB 
des  Richters  und  der  Parteien  erfaszt  und  in  sich  aufitimmt. 
verschwindet  spurlos  in  der  Schrift.    Wird   der  Verkehr  zwi- 
schen dem  Gericht  und  den  Parteien  durch  die  todte  Schrift 
vermittelt,  so  steigen  in  der  Seele  dieser  Zweifel  auf,  ob  jenes 
auch   den   vollen  wahren  Sinn  richtig  erkenne,  ob   nicht  die 
Täuschungen    einer   gewandten  und  nicht    erröthenden   Feder 
irre  leiten,   sogar  ob  das  Gericht  sich  die  Mühe   nehme,  mit 
Sorgfalt  zu  prüfen.    Das  Misztrauen  stellt  sich  ein,  und  die 
Erfahrung  zeigt,    dasz   es  nicht  ganz    selten    begründet  ist. 
Dann   kommt  es  auch  durch  eine   gelehrt    scheinende   Hand- 
werksfertigkeit, die  in  der  Schrift  eine  Stütze  und  einen  Spiel- 
raum für  ihr  Gewerbe  findet,  dahin,  dasz  Richter  und  Partei 
sich  gegenseitig  nicht  einmal  mehr  verstehen.   Wir  haben  die 
Merkwürdigkeit  erlebt,  dasz  das  Recht  selbst  zuletzt  für  die 
eine  völlig  unverständliche  Grösze  wurde,  welche  doch  dieses 
Recht  in  ihren  Handlungen  und  in  ihren  Verhältnissen  beach- 
ten sollten.    Es  kam  so  weit,  dasz   die  Parteien   selbst  nur 
das  Resultat  des  Processes  und  die  Eostensnote  in  einer  Sprache 
erfuhren,  die  sie  begriffen,  die  ganze  Verhandlung   aber  und 
die  Grundsätze,  nach  welchen  geurtheilt  ?rurde,  ihnen   sogar 
dann  ein  vollkommenes  Geheimnisz  blieben,  wenn  sie  die  aus- 
führlichen Acten  zu  lesen  bekamen,  so  dasz  es  schien,  als  ob 
nur  jene  Dinge  die  Partei  angingen,   diese  aber  blosz  eine 
geistreiche  Schulübung  ihrer  Anwälte  und  der  Richter  seien, 
ohne  Interesse  für  die  Partei,  wie  wenn  die  Rechtsordnung 
nur  für  die  (jelehrten,  nicht  für  das  ganze  Volk  Geltung  hätte. 
Es  ist  freilich  eine  noth wendige  Folge  unserer  Cultur,  dasz 
die  Rechtskunde  nicht  mehr  gleichmäszig  über  alle  verbreitet 


L^' 


Zweites  OipitoL  GemeinMUBe  Omdtllie  Ar  die  Beebtfpflege.  217 

ist,  wie  in  der  einfachen  Jugendzeit  der  Völker;  die  Rechts- 
wissenschaft wird  nnr  durch  ernste  Stadien  errungen  und  nur 
durch  einen  fortgeeetzten  juristischen  Beruf  wach  erhalten ;  sie  ist 
nicht  jedermann  erreichbar,  nicht  ein  allgemeines  Gut.    Aber 
es    ist  eine   nicht    abweisbare   Anforderung  an   die   wissen- 
schaftlich  geleitete  Rechtspflege,    dasz  dieselbe  die  Ortlnde 
ihrer  Handlungsweise  und  die   Rechtsgedanken,  welche  ihre 
Entsefaeidung  bestimmen,  dem  einfachen  Menschenverstand  klar 
zti  machen  wisse.    Vor  jenen  Abwegen  schützt  denn  auch  die 
Mündlidikeit  des  Verfahrens,  eben  weil  es  auf  dem  unmittel- 
baren und  lebendigen  Verkehr  der  Parteien  und  des  Gerichts 
beruht. 

Die  Mtlndlichkeit  ist  demnach  ein  Orundzug  eines  guten 
Proeeszverfahrens,  und  ein  allgemeines  auf  alle  Arten  des  Ge- 
richtes passendes  Erfordemisz.    Indessen  thut  auch  hier  eine 
pedantische  Einseitigkeit  nicht  gut.   Die  Schrift  hat  hinwieder 
eigenthOmliche  Vorzüge,  welche  einzelne  Mftngel  der  mtlnd- 
liehen  Rede  zu  ergänzen  geeignet  sind.    Sie  fixirt  das  Wort, 
das  leicht  flberhört  oder  vergessen   wird,  und   sie  kann  mit 
ruhiger  Ueberlegung  fixiren,  was   der  bewegte  und   eilende 
Mund,  vielleicht  seiner  selber  nicht  m2lchtig,  falsch  ausdrticken 
könnte.    Bei  den  oft  sehr  verwickelten   Verhältnissen  ansers 
jetzigen  Lebens,  in  dem  die  Schrift  als   Bildungs-  und  Aus- 
drucksmoment eine  bedeutende  Stellung  hat,  ist  sie  nicht  ohne 
Schaden  völlig  zu  verbannen,  und  so  musz  denn  wenigstens  als 
Ausnahme  von  jener  Regel  und  zu  beschränkender  Modifikation 
derselben  auch  der  Schrift  der  ihr  gebührende  Antheil  belassen 
und  die  wohlthätigen  Eigenschaften  derselben  benutzt  werden, 
wie  z.  B.  bei  der  genauen  und   bleibenden  Constituimng  des 
Streitobjectes  in  Civil-  und  bei  dem  Vorverfahren  im  Crimi- 
nalprocesz. 

4.  Einer  bewuszten  Rechtsentwicklung  entspricht  endlich 
der  Grundsatz,  den  auch  manche  neuere  Verfassungen  ausge- 
sprochen haben,  dasz  dem   Rechtsspruch  die  Entschei- 
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dnngBgründe  beigefügt  werdoi  soUeit^®  Das  Oeridit 
dadurch  genöthigt,  sich  selber,  den  Parteien  ond  dem  Tolk» 
Bechenschaft  zu  geben  über  die  Grundsätze  der  Gerechtigkeh. 
welche  es  handhaben  soll,  und  es  liegt  daher  in  dieser  Be- 
stimmung wieder  ein  Schutz  gegw  blosze  Willkär  und 


Drittes  Gapitel. 

Organisation  der  CiTÜrechtspflege. 

1.  Die  Trennung  der  sogenannten  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit von  der  streitigen  ist  in  den  einen  Staten  in  nenerer 
Zeit  durchgeführt  worden,  in  andern  mit  dieser  noch  verbmideiL 
Die  eigentliche  Th&tigkeit  des  Gerichtes  ist  offenbar  nicht  die. 
Rechtsverhältnisse  zu  begründen,  sondern  die,  die  verleutc 
Kechtsordnung  herzustellen.  Es  liegt  daher  die  Mit- 
wirkung des  Gerichts  bei  dem  Abschlüsse  von  Becht^- 
geschäften  zunächst  auszerhalb  des  gerichtlichen  Bereiches 
und  schon  deszhalb  ist  es  rathsam,  die  Gerichte  nicht  mit 
Geschäften  zu  überladen,  welche  ihnen  fremdartig  sind.  So- 
weit jene  Mitwirkung  blosz  aus  formellen  ^Gründen  erfordert 
wird,  theils  um  die  Rechtsgeschäfte  unter  die  Controle  und 
den  Schutz  der  Oeffentlichkeit  zu  stellen,  wie  z.  B.  bei 
Yeräuszerung  und  Verpfindung  von  Grundstücken,  theils  um 
den  Rechtshandlungen  die  Glaubwürdigkeit  zu  siehenu 
wie  z.  B*  bei  Wechselprotesten  oder  Beglaubigung  von  Unter- 
schriften, kann  leicht  und  besser  für  diese  Zwecke  so  gesorgt 

^Bayeriscbe  Tert  Till.  §.  2:  »AJle  Oerichtsstellen  sind  T«r- 
Wndea,  Uir«n  rrth«il«n  EntseheidvDgsgraBde  beinifigeB.*^  Hollia- 
4isofeie  §«  1^5:  n^U«  Urtteilsaprtoh«  mIssmi  die  Qrftnde,  wormsf  sie 
bemhen,  «nd  in  StraftUen  die  Artikel  der  Oesetse,  nach  welcbcn  di« 
Termrtkeüiuif  erfolgt  ist,  anfükren,  and  bei  offenen  Tliftren  geqirocIieB 
wfrdoa.''  Belfiicka  §.  97. 
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nverden,  dasz  besondere  mit  öffenUicher  Obmbwflrdigkeit  aue- 
grerflstete  Berafsm&nner  bestellt  werden,  die  nicht  als  eigentr 
liehe  Beamte,  weil  ohne  Amtsgewalt,  zu  betrachten  sind,  son* 
dem  dem  Privatverkehr  dienen.     Das  Institut  der  Notare 
und  das  der  Mäkler  sind  von  der  Art.   Die  Aufsicht  Aber 
deren  Th&tigkeit  zum  Schutze  guter  Ordnung  gebohrt  denn 
allerdings  den  Gerichten,  sie   nimmt  aber  yerhftltniszmftszig 
wenig  Zeit  in  Anspruch.    Wo  dagegen  die  Mitwirkung  des 
Gerichtes  den  Zweck  hat,  die  BechtsTerhftltnisse  zu  prüfen, 
and  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dasz  nicht  bestehende  Rechte 
beeinträchtigt  werden  und  Widersprüche  oder  die  Veranlassung 
zu  Streit  zu  heben,   da  nfthert  sich  die  freiwillige  Oerichts- 
barkeit  so  sehr  der  streitigen  an,  dasz  dieselbe  gewissermaszen 
anhangsweise  den  Gerichten  Terbleiben  musz.     Denn  auch  sie 
wird  zur  Handhabung  und  Befestigung  der  Rechtsordnung  ge- 
übt.    Die  Prüfung  und  Grenehmigung  von  LeibzuchtsyertrftgeD, 
fideicommissarischen  Stiftungen  u.  dgl.  mag  als  Beispiel  er* 
w&hnt  werden. 

2.  Da  die  Civilrechtspfl^e  im  Interesse  und  auf  Ver- 
langen der  streitenden  Parteien  geübt  wird,  so  ist  die  Zulfts* 
sigkeit  der  Schiedsgerichte  ein  derselben  natürlicher 
Grundsatz.  Auch  hat  der  Stat  keinerlei  Interesse  zu  wünschen, 
dasz  die  Streitigkeiten  der  Privaten  zu  seiner  C!ognition  ge- 
langen, vielmehr  ist  jede  friedliche  Erledigung,  welche  seine 
Thätigkeit  nicht  in  Anspruch  nimmt,  fQr  ihn  ein  Gewinn.  Zu 
einer  Eifersucht  der  Gerichte  auf  die  Schiedsgerichte  ist  dem- 
nach keinerlei  Grund  vorhanden.  Im  Gegentheil  der  Stat  hat 
ein  Interesse,  die  Anwendung  des  schiedsgerichtlichen  Ver- 
fiEihrens  seinerseits  zu  unterstützen.* 

^  UlpianuSj  L.  3,  §.  1  de  reoepiü  qni  arbüriom  reoeperunt:  «Ta« 
aetai  nemineiii  Praetor  oogat  arbürinm  reeipere,  qnoniam  haeo  res  li- 
bera  et  solnta  est  et  extra  neeessitatem  jnrudictionis  poeita,  attamen, 
abi  lemel  quis  in  se  reoeperit  arbitrium ,  ad  oaram  et  soIHoitadinem 
snam  hane  rem  pertinere  Praetor  pntat,  non  tantnm  qnod  itndet,  Utes 
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Wird  aber  das  schiedarichterliche  ürfheil  von  der  «ntn 
liegenden  Partei  nicht  befolgt,  so  steht  den  Privatartheiler 
allerdings  kein  Mittel  der  Execation  zu  Gebote ,  nnd  die  sie 
gende  Partei  wird  immerhin  gendthigt  sein,  den  Sdratz  de 
ordentlichen  Gerichte  anznmfen,  da  nnr  diesen  die  obrigkei^ 
liehe  Macht  der  Rechtspflege  znkonunt  Das  ürtheü  de 
Schiedsgerichts  ist  dämm  doch  nicht  überflflssig  und  bedeu- 
tungslos. •  das  Schiedsgericht  gehörig  bestellt  nnd  von  da 
Partei  ermä  tigt  worden,  nnd  hat  dasselbe  ein  ürtheil  er- 
lassen, dessei*  Form  klar  ist  nnd  dessen  Inhalt  nieht  die 
Grundsätze  des  gnten  Glaubens  (der  bona  fides)  offenbar  ver- 
letzt, so  wird  das  Gericht  eben  auf  Grundlage  jenes  üiiheils. 
das  den  Rechtsstreit  der  Parteien  erledigt,  seinen  Sdintz  ge- 
währen und  keineswegs  den  Procesz  wieder  von  An£uig  « 
beginnen  laszen.* 

3.  Verwandt  mit  der  Anerkennung  nnd  der  BegünstiguBc 
der  Schiedsgerichte  ist  die  Institution  der  friedensrichter- 
lichen Vermittlung,  welche  in  der  Regel  dem  gericht- 
lichen Verfahren  vorausgehen  und  zuerst  einen  Versuch  machet 
soll,  ob  nicht  der  Streit  in  Minne  zu  schlichten  sei,  bevor  d^ 
eigentliche  Rechtsweg  betreten  wird:  eine  Institution,  weldw 
wohl  organisirt,  sehr  wohlthätig  wirkt.  Es  ist  ein  wahre» 
Sprichwort,  dasz  ein  magerer  Vergleich  besser  sei  als  ein  fetter 
Procesz,  und  wenn  man  auch  Niemanden  zwingen  darf,  tos 
einem  wirklichen  Rechte  auch  nur  ein  Jota  nachaulassen ,  tn 
darf  man  doch,  ohne  seinem  Rechte  zu  nahe  zu  treten,  jed« 


finiri,  reniin  qocniain  non  deberent  deeipi,  qui  ena  quasi 
disoeptatoren  infter  86  eJegeniiif 

'  PümUts^  L.  19  pr.  de  rec:  „Qnalem.  aotem  senteotiam  dic«t  v 
biter,  ad  Praetorem  non  pertinere  Labeo  ait,  dnmmodo  dicat,  qvod  if^ 
YJdetur.  §.  1.  Dieere  antem  sententiain  existimamiu  eom ,  qvi  ea  bmH 
quid  proniiBiiai,  ai  seeiradiiiii  id  diicedere  eoi  a  tota  coairoTenia  reht, 
Sed  «i  de  phirilras  rebus  sit  arbitriam  reeeptim,  nisi  omnes  coBtroTn^ 
liai  finieni,  neu  Tidetnr  dicta  sententia,  sed  adbvc  erit  a  Prtetore 
gendni/* 


rJ 
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zur  Prafang  aaffordern  und  zu  einem  Versuche  einladen,  ob 
nicht  eine  friedliche  Verständigung  noch  mds^lich  sei. 
Gelingt  dieselbe,  so  geschieht,  auch  wenn  das  Besultat  der- 
selben mit  dem  durch  einen  weitschichtigen  Procesz  mit  juri- 
stischer Lupe  zu  ergründenden  Kechtsurtheil  nicht  völlig  über- 
einstimmen sollte,  keinem  Unrecht;  und  es  werden  den  Par- 
teien alle  die  Sorgen,  Kosten  und  MiszstimmuogiQ ,  die  den 
Procesz  als  nothwendige  Uebel  begleiten,  ersparivT^ie  Rechts- 
ordnung auf  friedliche  Weise  sofort  wieder  hergiilMkt  und  die 
öffentlichen  Gerichte  des  Stats  nicht  weiter  belfatigt. 

Wird  die  Vermittlung  den  ordentlichen  Gerichten  selbst 
zugewiesen,  so  haben  diese  zwar  den  Vortheil  einer  genaueren 
Erkenntnisz  der  Sachlage,  die  ihnen  durch  das  ProceszYerfahren 
klarer  enthüllt  wird,  und  zugleich  einer  gründlicheren  Einsicht 
in  die  Natur  des  streitigen  Rechtes  für  sich.  Aber  dieser 
Vortheil  wird  durch  andere  Nachtheile  dieser  Einrichtung 
überwogen ;  denn  ein  Theil  der  durch  eine  vorausgehende  frie- 
densrichterliche Vermittlung  vermiedenen  Uebel  und  gewöhn- 
lich sogar  der  gröszte  Theil  dieser  Uebel  ist  dann  schon  ein- 
getreten. Auszerdem  aber  pflegen  die  Parteien  durch  die  Ver- 
handlungen des  Proceszes  nicht  friedlicher  gestimmt  zu  werden, 
sondern  je  mehr  der  Verdrusz  sich  während  desselben  ansam- 
melt und  je  höher  die  Kosten  steigen ,  desto  weniger  haben 
sie  ein  offenes  Ohr  für  den  Vergleich,  es  wäre  denn,  dasz  die 
Erschöpfung  ihrer  ermatteten  Kräfte  sie  zum  Nachgeben  be- 
stimmte ,  ein  Gemüthszustand ,  der  sicher  nicht  als  eine  nor- 
male Grundlage  eines  gerechten  und  wohlthätigen  Vergleiches 
betrachtet  werden  kann.  Endlich  ist  es  nicht  die  eigentliche 
Aufgabe  des  Richters,  die  Ausgleichung  zu  betreiben,  sondern 
Becht  zu  sprechen,  und  wenn  er  jene  mit  Nachdruck  versucht, 
riskirt  er  das  Vertrauen  der  Parteien  in  seine  Gerechtigkeit 
zu  verlieren. 

Die  Anordnung  besonderer  Friedensrichter,  die 
nicht  Recht  zwischen  den  Parteien  zu  sprechen,  sondem  dan 
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Frieden  zu  vermitteln  den  Bemf  haben,  wie  sie  in  Frank- 
reich eingeführt  und  dann  Torzfiglich  in  der  Schweii,  za'± 
in  einzelnen  L&ndem  von  Deutschland  nnd  in  Portnga: 
nachgebildet  worden  ist,  verdient  daher  eine  aUgemeine  Aikt- 
kennung  und  eine  noch  sorgfältigere  Ausbildung.    Von  groäze:i 
Einflnsz  ist  es  auf  eine  gedeihliche  Wirksamkeit  der  Friede«?- 
richter,  wenn  sie  nicht  als  eigentliche  besoldete  Beamte,  niei* 
blosz   als  die  unterste  Classe  der  gerichtlichen  BeamtaMTvi- 
nung  angesehen  und  behandelt  werden,   sondern  in   höheres 
Masze  als  Vertrauens-  und  Friedensmänner  des  Volks,  so  da»: 
angesehene  Männer  des  Landes,  welche  nicht   gesonn^i   sijq': 
dem  eigentlichen  Statsdienste  sich  zu  widmen  und  in  diesen. 
emporzusteigen,  sondern  durch  ihre  Lebenserfahrung  und  ihr« 
sociale  Stellung  in  weiten  Kreisen  erhöhte  Achtung  und  Ver- 
trauen  genieszen,   gerne    solche  Stellen   flbemehmen    und  it 
ihnen  wirken.     Selbst  der  Aristokratie   des  Landes  kann   hier 
ein  durchaus  würdiger  und  zugleich  populärer  Wirkungskreis 
eröffnet  werden,  in  welchem  sie  in  freier  Weise  ihre  moraliscfae 
Autorität  zur  Befestigung  des  Friedens  und  des  Bechtes  aus- 
üben kann. 

4.  Der  Organismus  der  Civilgerichte  ist  in  verschiedenen 
Zeiten  und  unter  verschiedenen  Völkern  sehr  verschieden  ge- 
ordnet worden.  Den  despotischen  Staten,  besonders  Asiens, 
ist  das  System  von  Einzel  richter  n  eigen,  welche  imNam«i 
und  mit  Vollmacht  des  Herrschers  für  sich  allein  zu  Oericht 
sitzen  und  Kecht  sprechen.  Dieses  System  hat  zwar  den  einen 
Vorzug,  dasz  der  mächtige  Richter  jeden  Streit  unverzüglick 
entscheidet;  aber  es  ist  in  ihm  so  viel  Gewalt  concentrirt 
dasz  sie  die  eigentliche  Natur  der  Bechtspflege  überall  ver- 
dorben und  die  Willkür  an  die  Stelle  der  Gerechtigkeit  ge- 


>  Terf.  $.  128:    „Wenn   man  nicht  zaTor  bewiesen  hat,   dau 
das  Yergleiohsmittel  yenncht  hat,   kann  man  auch  keinen  Proeosi  aa* 
laagen.«  §.  129. 
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stzt  hat.^  In  den  freieren  europäischen  Staten  ist  daher 
lese  Form  mit  Recht  verworfen  oder  derselben  wenigstens 
ur  eine  beschränkte  und  durch  Rechtsmittel  ermftszigte  An- 
rendung  gestattet. 

Auf  dem  europäischen  Continente  ist  seit  dem  XYten 
ahrhunderte  das  System  der  Richtercollegien  zum  herr- 
chenden  geworden,  welche  zugleich  die  Rechtsordnung  hand- 
laben  und  dasUrtheil  sprechen.  Je  nach  der  besondem  Natur 
md  Qeschichte  der  einzelnen  Staten  werden  dieselben  in  grös- 
erer  oder  geringerer  Anzahl  von  Mitgliedern  von  dem  Stats- 
•berhaupte  ernannt  oder  in  Republiken  auch  von  den  Gerichts- 
renossen  gewählt.  In  den  einen  sitzen  nur  rechtsgelehrte 
dichter,  in  den  andern  sind  diese  mit  ungelehrteu  Rittern, 
Sürg^n  oder  Bauern  gemischt.  Gewöhnlich  aber  haben  alle 
liese  Richter  den  Charakter  von  Justizbeamten. 

Im  Vergleich  mit  dem  Institute  der  Einzelrichter  haben 
diese  Gollegien  jedenfalls  grosze  Vorzüge.  Es  ist  weit  grös- 
zere  Garantie  vorhanden,  dasz  dieselben  nicht  nach  Willkür, 
sondern  nach  Rechtsgrundsätzen  sprechen,  weil  sich  die  Mit- 
glieder wechselseitig  controliren  und  ihre  Einsicht  ergänzen. 
Sie  werden  daher  auch  bei  den  Parteien  mehr  Vertrauen 
finden.  Es  ist  unverkennbar,  dasz  in  diesen  Gollegien  sich 
ein  Gemeingeist  ausgebildet  hat,  welcher  durch  die  wis- 
senschaftliche Berufsbildung,  und  die  fortgesetzte  gemeinsame 
Thätigkeit  in  Verwaltung  der  Rechtspflege  gehoben  worden  ist. 
Der  Richterstand  des  neuem  Europa's  hat  ein  lebhaftes  Ge- 
fühl von  Richterehre,  welche  die  einzelnen  Glieder  des- 
selben moralisch  stärkt  und  vor  Abwegen  schützt.  —  Es  ist 
das  ein  sorgfältig  zu  bewahrendes  Erbgut  aus  früherer  Zeit 

Dessen  ungeachtet  leidet  diese  moderne  Einrichtung  an 
mancherlei  Gebrechen,   welche  zu  der  Frage  reizen,  ob  die- 

*  Tgl.  ManUaquieu,  Esprit  des  lois  VI.    Feuerbaoh,  Oeffentlich- 
keit  und  MllndUohkeit,  S.  357. 
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selbe  nicht  einer  durchgreifenden  Beform  bedfirfe.  Die  beid-. 
innerlich  verschiedenen  Functionen  jedes  Gerichtes ,  du  U> 
theilen  und  das  Richten  im  engem  Sinn  sind ,  naddi  ihr  be:  .- 
den  nämlichen  Personen  zugleich  anvertraut,  während  j«-i- 
Verschiedenheit  doch  eine  Ausscheidung  auch  in  den  Orgin-. 
zu  fordern  scheint.  Die  sämmllichen  Richter,  die  zu^k 
Urtheiler  sind,  haben  den  Charakter  von  Beamten,  währei. 
nur  die  Eigenschaft  der  Bechtshandhabung  eine  obrigke.*- 
liehe  ist  und  daher  ein  Amt  voraussetzt,  die  andere  Thiri^* 
keit  dagegen,  die  Urtheilsfindung ,  keinerlei  MachtänsxenLi. 
ist,  somit  auch  von  Privatpersonen  wohl  geübt  werden  kari 
Werden  jene  RichtercoUegien  ausschlieszlich  aus  Rechtsgt- 
lehrten  besetzt,  so  entsteht  die  Gefahr,  dasz  das  gelehnt 
Recht  dem  Volk  unverständlich  und  der  Zusammenhang  n^' 
der  nie  versiegenden  Bechtsquelle  des  fortschreitenden  LebcL 
und  seines  Verkehrs  abgebrochen  werde,  und  werden  dk- 
selben,  um  die  volksthümliche  und  gemeinverständliclie  Seiu 
der  Bechtsentwicklung  zur  Anerkennung  zu  bringeo,  a^ 
Bechtsgelehrten  und  ungelehrten  Bichtem  gemischt,  so  macL: 
diese  Mischung  einen  unorganischen  Eindruck,  und  es  lehrt  ck 
Erfahrung,  dasz  gerade  die  ungelehrten  Bichter,  welche  d:c 
Superiorität  der  gelehrten  Juristen  fortwährend  empfinden, 
durch  die  falsche  Gleichstellung  mit  jenen  gereizt  werden,  r« 
jenen  nicht  blosz  nachzumachen,  sondern  dieselben  an  For- 
malismus zu  fiberbieten,  damit  sie  doch  auch  in  Aen  Rx: 
von  Juristen  kommen.  Die  Halbheit  und  Schiefheit  der  Stel- 
lung unterstfitzt  nicht,  sondern  gefthrdet  daher  eher  die  Ru^i- 
sieht  auf  das  materielle  Becht.  Femer  sind  auch  b«: 
solcher  beamtenmäszigen  Zusammensetzung  der  BichtertoUe- 
gien  die  Becusationen  der  Bichter  schwieriger  und  beschränkter. 
Dadurch  aber  wird  ein  Hauptgrundsatz  der  Civilrechtspflege. 
auf  welchen  die  BOmer  den  grOszten  Nachdruck  gelegt  haben, 
nicht  so  berficksichtigt,  wie  er  es  verdiente,  der  Onmdsafa 
nämlich,  dasz  nur  der  urtheilen  soll,  zu  welchem  beide  Par* 
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teien  Yeitrauen  haben,  dasz  er  gerecht  urtheile.^  Endlich  er- 
fordern diese  GoUegialgerichte  eine  grosze  Anzahl  von  Justiz- 
beamten, ziehen  anch  mittelmäszige  Kräfte  in  den  Amtsbemf, 
erschweren  eine  würdige  Ausstattung  des  Bichterstandes  mit 
aasreichender  Besoldung  und  belasten  dennoch  die  Finanzen 
erheblich. 

5.  Es  ist  daher  wohl  zn  beachten,  dasz  die  Völker,  welche 
ffir  eine  gesunde  Gerichtsverfassung  vorzäglich  begabt  erscheinen, 
auszer  jenem  Unterschied  in  den  richtlichen  Functionen  auch 
in  dem  Organismus  eine  demselben  entsprechende  Scheidung 
der  Organe  gekannt  haben  und  theilweise  noch  besitzen. 

a)  Die  alten  Bömer  trennten  geradezu  das  Verfahren  in 
zwei  Theile.  Das  eine  fand  in  jure  vor  dem  Magistrate 
statt,  der  von  dem  römischen  Volke  erwählt  war,  das  Becht 
zu  handhaben  (jnrisdictio),  das  andere  ging  in  jndicio  vor  dem 
ürtheiler  vor  sich,  der  von  dem  Magistrate  als  Privatmann 
den  Auftrag  bekam,  zu  irtheilen.  Der  Magisteat  war  immer 
nur  Einer  und  seine  Macht  war  grosz,  aber  durch  die  Sitte, 
die  herkömmlichen  Edicte,  durch  die  kurze  Amtsdauer,  durch 
die  Macht  der  andern  Magistrate  nnd  durch  jene  Trennung 
des  Verfohr^s  in  den  Schranken  des  Bechts  gehalten.  Die 
Ürtheiler  ?raren  zuweilen  mehrere,  in  dem  Gentumviralgericht 
sogar  ein  zahlreiches  GoUegium,  in  den  meisten  Fällen  aber 
auch  nur  ein  einzelner  Mann.  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  man 
dem  Magistrate  den  Entscheid  über  die  Bechtsfrage,  dem 
Judex  den  über  die  Thatfrage  zuschreibt.  Der  Judex  hatte 
nicht  blosz  das  Beweisverfahren  zu  leiten  und  seine  üeber- 
Zeugung  über  die  streitige  Thatsache  auszusprechen,  sondern 
er  erörterte  auch  den  Bechtsstreit,  und  sprach  das  Bechts- 
urtheil  aus.    Von  diesem  gilt  der  römische  Bechtssatz:  res 

^  Oicaro  pro  Claentio  c.  43:  „Neminem  Tolaenmt  majores  nostri 
non  modo  de  existimatioue  OHJusqiiam,  sed  no  pecimiaria  quidem  de  re 
minima  esse  judicem,  nisi  qui  ifUer  adver sarios  convenisset.  De  Ora- 
tore  II.  70.     Vakriua  Maxim.  U.  8,  2. 

II I  tt  a  1 8  c  h  1 1 ,  allf^emeine»  Stoisrocht.  1 5 
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judicata  jus  ladt  inter  partes.  Daher  bedurfte 
Rathes  der  Bechtsgelehrten«  die  o*  in 
F&Uen  befragte,  and  welche  sowohl  ihm  als  dm 
der  auch  nicht  nothwendig  ein  gelehrter  Jurist  war, 
beistanden^  an  deren  Meinung  aber  weder  der  eine 
andere  gebunden  war.  Der  Magistrat  aber  sprach  dieOruc- 
sitze,  nach. welchen  er  das  Beeht  handhaben  w^de,  nr- 
im  Allgemeinen  in  seinem  Ediete  ans  und  ertheilte  daas  des. 
ürtheiler  eine  diesen  beschrinkende  und  massgebeade  at: 
den  einielnen  Streit  angepasste  Instruction, 
derselbe  bei  der  Verhandlung  und  Beurtheilung  faeaditoB 

Nur  aus  dieser  Trennung  des  Yerfidirens  oUirt  es  ncL 
wie  in  der  Weltstadt  Born  ein  einziger  Prfttor  wibivad  Jahr- 
hunderten genfigen  kcmnte,  um  die  ganse  Masse  ihrer  Mbgcr- 
liehen  Processe  zu  leiten  —  eine  Erscheinung,  die  mr  iariL 
ihre  Parallele  findet,  dasz  in  England  auch  XII  Obenkkler 
der  Masse  von  Processen  des  K^taigreichs,  welche  a  ihrer 
Cognition  kommen,  gewachsen  sind. 

Diese  römische  Einrichtung  wfirde  indessen  zn  mmui 
moderne  Zust&nden  nicht  mehr  passen,  unsere  Be^tsonltnr 
macht  es  durchaus  nöthig,  dasz  die  Magistrate,  wddie  das 
Becht  handhaben  sollen,  wissenschaftlich  gebildete 
Juristen  seien  und  nicht  bloaz  zu  Anfang,  sondeni  wUnend 
des  ganzen  ProceszTerfahrens  alle  Terhandlnngen 
leiten.  Yeigeblich  wurden  sich  bei  uns  Magiatnte  und  Ur* 
theiler  nach  einem  Consilinm  ron  Juristen  umsehen,  weichg 
ihnen  freie  Beihulfe  leisteten. 

b)  Auch  das  germanische  Mittelalter  ontenchaed 
flberall  zwischen  dem  Bichter,  welcher  als  Obri^oeit  des 
Procesz  leitete,  und  den  ürtheilern  (SchöSNi),  wekhe  als 
Privatpersonen  und  Genossen  der  Parteien  das  ürtheil  fimden, 
und  auf  Befragen  des  Richters  aussprachen.  Auch  da  war 
keine  Trennung  des  Bechts  und  der  Thatfrage.  Die  Teriiand- 
lung  bezog  sich  auf  beide  zugleiidi,  und  die  Uitheiler  fimdea 
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das  Becht^  Der  Einfluss  dea  Bichters  war  aber  ?iel  geringer, 
als  der  des  römischen  Magistrats.  Er  hatte  keine  Bechtsvor- 
Schriften,  keine  Instmetionen  zu  geben,  sondern  beschränkte, 
sich  dnrchaos  auf  die  fonnelle  Prooeszleitong  und  die  Fragen - 
steUnBg  an  die  ürth«iler.  Vm  JkiteQrt  dieser  war  eine  freie 
AeoBzerung  ihrer  Beehtsfiberseugongen,  ihres  Wissens  und  Ge- 
wissens, und  zuweilen  verlieszan  die  Schöffen  den  Bing  des 
gehegten  Gerichtes,  woselbst  der  fragende  Richter  zorackblieb, 
Uta  sich  unter  einsnder  ija  Abstand  desto  freier  und  ungestörter 
über  das  ürfhefl  zu  bedenken.  Wie  bei  den  Böpiem  aber  war 
die  Theilnahme  an  der  JustizAbung  duröh  Urtheil  eine  Bfir- 
gerpflicht,  welche  vorzllglich  auf  den  angesehenen  und  wohl- 
habenden Classen  der  Bevölkerung  ruhte,  unter  den  Bömem 
inunerhin  aristokratischer,  bei  den  Germanen  mehr  nach  dem 
demokratischen  Grundsatz  der  Gleichheit  mit  den  Parteien 
Bfther  bestimmt. 

e)  Die  englische  Einrichtung  der  Geschwornenge- 
richte  auch  für  Civilprocesse,  welche  inNordamerika  noch 
eine  allgemeine  Anerkennung  und  fortschreitende  Anwendung 
findet,^  unterscheidet  wieder  zwischen  den  Richtern,  als 
Statsbeamten,  unddenGeschwornen  als  Privatmännern.  Die 
Ginrichtang  bat  sich  aus  der  altem  germanischen  Gerichtsver- 
üassnng,  aber  in  eigenth&mlicher  Weise  schon  sehr  frflh^  aus- 
gebildet Nicht  blosz  die  Leitung  des  Proceszganges,  sondern 
auch  die  Offenbarung  und  Vertretung  der  Bechts- 
grundsfttze,   die  Jurisprudenz    im   vollsten  Sinne  des 

*  Kiiie  ei|;enihfl]nIiolie  Abweichung  scheint  in  dem  schwedischen 
Gegensatze  dernrtheilenden  Richter  und  der  zeugenden  Nftmud 
zu  liegen.    Vgl.  Dr.  Schlyter  in  Mittermaiers  Zeitichr.  Y.  &  426. 

'  Auch  in  Portugal  YbtL  §.  lia 

'  Nach  Biener  (in  Mitterm.  Zeitschr.  XIX.  S.  165)  ist  die  Jury 
im  Ciyilprooess  zuerst  zwischen  1164  und  1176  an  die  Stelle  des  gericht- 
lichen Zweikampf  getreten.  Ygl.  Blackstone  III.  23;  Marquardsen 
in  Mittermaier*s  Krit.  Zeitschr.  für  Gesetzg.  des  Aus!.  B.  XXL;  da- 
gegwi  A.  Orelii  in  Sehanberg's  Zeitschr.  für  ZOrioh.  Recht; 

15* 
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Wortes  ist  nun  aber  in  dem  Richter  conoentrirt;  und  offeDlwr 
entspricht  diese  Ordnung,  welche  gewissennaszen  die  gnze 
Autorität  des  Bechts  in  den  durch  ihre  Ausbildung,  ihra 
Lebensberuf  und  ihre  Stellung  dazu  vorzugsweise  geeigneten  md 
befähigten  Magistraten  vereinigt,  theils  den  CultnrbedflrfiiiflBai 
unserer  Zeit,  theils  der  wahr^  Idee  von  der  GerichtsbaikriL 

Man  hat  sich  auf  dem  europäischen  Continent  daran  ge- 
wohnt,  bei  dieser  Oeschwomenverfassung  vorzugsweise  auf  die 
Geschwomen  zu  sehen.  Die  Stellung  und  Haltung  der  Riditer 
ist  aber  viel  einfiuszreicher  und  entsdieidender  fOr  den  Gang 
des  Verfahrens  als  die  Theilnahme  der  Oesdiwom^L  Die 
Autorität  der  Richter  hält  das  Ganze  zusammen  und  leitet 
fortwährend  die  Geschwomen.  Da  es  nur  sehr  wenige 
Richter  gibt  und  ihre  äuszere  Stellung  eine  erhabene  ist,  so 
gelangen  nur  solche  wissenschaftlich  gebildete  Männer  ni  der 
Würde,  welche  schon  vorher  durch  ihre  Gerichtspraxia  als 
Anwälte  einen  ausgezeichneten  Namen  und  eine  ungewöhnlidie 
Geschäftskunde  erworben  haben.  Sie  leiten  zwar  als  Einzel- 
richter die  Assisen,  wenn  auch  nicht  ohne  Beihfilfe,  aber  da 
sie  hinwieder  Mitglieder  des  nämlichen  Gerichtshofes  sind,  der 
als  Appellationsgericht  urtheilt ,  so  sind  sie  unter  sich  in  steter 
Verbindung,  theilen  sich  wechselseitig  ihre  Erfahrungen  und 
Entscheidungen  mit,  und  halten  so  gemeinsam  die  Einheit 
und  Gleichheit  der  Rechtsübung  in  dem  ganzen  Ktaig- 
reiche  fest.  Es  darf  nach  englischen  Gesetzen  nur  der  Richter 
die  Assisen  in  der  Grafschaft  leiten,  welcher  nicht  in  denel- 
ben  geboren  noch  wohnhaft  ist.  So  erscheinen  denn  die  Richter 
von  Zeit  zu  Zeit  in  den  Grafschaften  als  Vertreter  der  stat- 
lichen  Gerechtigkeit,  mit  all  dem  würdevollen  Glänze  des 
State,  und  mit  der  hohen  Autorität  geistiger  üeberl^[enheit 
und  charaktervoller  Unparteilichkeit  ausgerüstet;  und  die  Ge- 
schwomen wie  die  Parteien  horchen  mit  Vertrauen  und  Ehr- 
furcht auf  ihre  Rede. 

Hat  so  die  Jurispradenz  in  den  richterlichen  Magistraten 
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ein  michtiges  Oi^n  gefonden,  so  gewähren  die  wechselnden 
Geschwomen  ans  dem  Volke,  indem  sie  die  mehr  thatsäch- 
liche  Streitfrage  benrtheilen,  den  Parteien  die  Garantie,  dasz 
aber  ihre  Interessen  nicht  entschieden  werde,  ohne  die  Mei- 
Dung  derer  zu  hören,  die  ihres  Gleichen  und  mit  solchen  Yer- 
hiUtnissen  auch  im  täglichen  Leben  vertraut  sind.    Dasz  die 
Geschwomen  unparteiisch  seien,  dafür  läszt  sich  bei  der 
reichen  Auswahl  ?iel  leichter  sorgen,   als  wo  feste  Gerichts* 
ooUegien  urtheilen,  und  dafür  wird  auch  durch  die  mannich* 
faltigen  Verwerfungsmittel  (challences)  gesorgt,  welche  sowohl 
gegen  eine   ganze  Geschwomenliste  als  gegen    einzelne  -  Go- 
schwome  verstattet  sind.    Dasz   dieselben  fähig  seien,  den 
Streit  zu  verstehen  und  zu  beurtheilen,  dafQr  liegt  theils  in 
der  richterlichen  Leitung,  theils  in  der  Lebenserfahrung  der 
Geschwomen  hinreichende  Bürgschaft.    Sind  besondere  Sach- 
kenntnisse erforderlich,    so  wird  durch  die  Modification  der 
Specialjury    geholfen.     Die   englische    Jurisprudenz   hat    be* 
kannüich  zwar  einen  herkömmlichen  Hang  zum  Formalismus, 
aber  dasz  die  englische  Rechtspflege  trotzdem  national  und 
verständlich  geblieben  ist,  verdankt  man   vorzüglich  der 
Theilnahme  von  Geschwomen.     Und  jener  in    neuester  Zeit 
übrigens  bedeutend   ermäszigte  Formalismus  ist  keine  Folge 
dieser  Mitwirkung  von  Privatmännern.    Die  Engländer  sehen 
daher  in  den  Geschwomen  eine  der  rahmvollsten  und  festesten 
Säulen  auch  ihrer  Frivatfreiheit  und  ihres  l^rivatrechts.    Von 
den  Schöffen  des  Mittelalters  unterscheiden  sie  sich  theils  da- 
durch, dasz  sie  nicht  ständig  sind,  eben  deszhalb  in  fortwäh- 
render Verbindung  mit  dem  Privatleben  bleiben,  und  nicht  zu 
einem  Collegium  von  Beamten  werden ,  theils  durch  den  Ge- 
gensatz zwischen  Bechts*  und  Thatfrage,   indem  die  Ge- 
schwomen ihr  Verdict  nur  über  diese  erlassen,^  während  die 
Schöffen  auch  das  Bechtsurtheil  fällten. 

•  Verf.  Ton  Portugal  §.  119:    w^ie   Geschwomen   sprechen  über 
den  Thatbestand,  und  die  Richter  wenden  das  Goseti  (nur  dieses?)  an.*" 
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In  Deutschland  ist  znr  Zeit  nocb  die  Meinung  Terbreiiet 
dasz  das  Geschworneninstitnt  deszhalb  fBr  nnsere  CiTÜreclits- 
pßege  nnbranchbar  wäre,  weil  die  wissenschafUiehe  Efkeimt- 
nisz  unseres  Privatrechtes  nnr  dem  möglich  sei,  welcher  dnrrh 
die  Schale  der  römischen  und  germanischen  Jnrispmdeiiz  hin- 
durch gegangen  ist.  Allein  gerade  die  Ausseheidong  d«r 
Bechts-  und  der  Thatfrage,  ine  sie  in  England  geflbt  wir! 
und  die  Hinweisung  auf  die  gelehrte  AntoritSt  des  Sidit«n 
mit  Bezug  auf  jene  hebt  die  scheinbare  Schwierigkeit  toD- 
ständig.  Sicher  ist  es  fttr  die  englischen  oder  nordannerika- 
nischen  Bichter  eine  schwerere  Aufgabe,  sich  in  den  QneDeo 
ihres  nationalen  Bechtes  zurecht  zn  finden,  und  das  ganze  be- 
stehende sehr  verwickelte  Bechtssystem  zu  flbersehoi,  als  es 
für  uns  ist,  mit  dem  Systeme  des  gemeinen  römischen,  deut- 
schen und  Particularrechtes  vertraut  zu  werden,  und  man  hat 
nie  gehört ,  dasz  jene  Bichter  durch  die  Geschwomen  an  der 
Erfüllung  ihrer  Aufgabe  gehindert  worden  seien. 

d)  Ein  neuer  Weg  ist  in  einzelnen  deutschen  Staten 
durch  die  Bildung  der  Handelsgerichte  eröffnet  worden. 
indem  dieselben  aus  Einem  rechtsgelehrten  Statsrichter  ab 
Vorsitzer  und  Proceszleiter  und  aus  einer  Mehrzahl  von  Kauf- 
leuten,  die  ein  Ehrenamt  üben,  zusammengesetzt  werden.  Beide 
urtheilen  gemeinsam.  Diese  Verbindung  des  statlichen  Berufs- 
amtes  mit  bürgerlichen  Ehrenämtern  sichert  der  Beehtswissoh 
Schaft  den  gebührenden  Einflusz,  und  nöthigl  sie,  in  Hannonie 
zu  bleiben  mit  dem  Bechtsverständnisz  des  Volks.  Es  ist  nicht 
unwahrscheinlich,  dasz  dieselbe  in  der  Zukunft  noch  weitere 
Anwendung  finden  wird  auch  auf  andere  bürgerliche  Proeesse. 

6.  Das  ältere  römische  Becht  wuszte  so  wenig  von  meh* 
reren  Instanzen  im  Civilprocfsz  als  das  ältere  deutsdie 
Becht.  Die  neuere  Zeit  dagegen  betrachtet  die  wiedeiholte 
Prüfung  und  Entscheidung  des  Bechtsstreits  durch  ein  höher 
gestelltes  Appellationsgericht  als  ein  Palladium  des  guten 
Bechts.    In  Deutschland  wird  sogar  auf  drei  Instanzen 
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ein  verfassimgsmftsziges  Gewicht  gelegt.  ^®  Die  Stellung  der 
früheren  Beichsgerichte  und  ihr  Yerhältnisz  za  den  Unter-  und 
Obergerichten  der  einzelnen  Territorien  erklärt  historisch  diese 
Einricbtung,  nnd  man  kann  es  begreifen,  dasz  bei  der  schrift- 
lichen Form  der  Proceszverhandlnng  die  üebelstände  derselben 
weniger  empfunden  wnrden.  Innere,  in  der  Natur  der  Rechts- 
pflege liegende  Gründe  daffir  würden  sie  schwerlich  rechtfer- 
tigen. Wird  das  Princip  der  Mündlichkeit  durchgeführt,  so 
ist  anch  hierin  eine  durchgreifende  Aenderung  nöthig.  '^ 

In    der  Anordnung  zweier  Inztanzen  dagegen^  einer 
untern  und  einer  obem,  wird  mit  Secht  eine  der  wirksamsten 
Garantien   für  eine  gute  Bechtspflege  erkannt.    Nicht  nur  ge- 
währt  die  Möglichkeit  einer  erneuerten  Prüfung  durch   das 
höher  gestellte  Obergericht ,  welches  den  schon  in  erster  In- 
stanz ans  dem  Bohen  verarbeiteten  Procesz  nochmals  und  nun 
bequemer  prüft,    eine  yerstärkte  Sicherheit  für  ein  richtiges 
Endurtheil,  und  daher  auch  den  Parteien  gröszeres  Vertrauen 
in  die  Güte  der  Bechtspflege,  sondern,  es  wirkt  schon  das  Be- 
wusztsein  dieser  Möglichkeit  auf  die  Glieder  des  Untergerichts 
wohlth&tig  ein,  so  dasz  sie  weniger  willkürlich  und  weniger 
nachlässig  verfahren,    als  wenn  sie  vermeinen,   in  höchster 
Machtvollkonunenheit  ihren  Sprudi  zu  thun.    Dann  aber  musz 
in  grossem'  Staten,  in  welchen  Ein  Obergericht  für  die  Menge 
der  appeUablen  Processe  nicht  ausreichen  kann,  durch  einen 

^  Ygl.  Zaohariä,  D.  St.R.IL§  171.  Noch  die  Wiener  Sohlusz- 
acte  Tom  Jahr  1830  fordert  drei  Instanzen  in  Art.  12. 

^*  Ygl.  O.  Oeib:  Die  Reform  des  deotsohep  Reohtalebens.  8.  85. 
Er  naekt  mil  Recht  darauf  aufmerksam,  dasz  unter  jener  YoraussetEung 
auch  die  ActeuTersendung  an  die  Spruohoollegien  der  Faoultftten  auf« 
boren  müsse,  dasz  aber  die  wohlthfttige  Einwirkung  dieser  auf  die  prac- 
ttsehe  JurispradenE  in  anderer  Form,  rorzOglich  dureh  Reehtsgntachten 
«ad  Reobtsbelehnuig,  fortdauern  könne,  und  einen  erhöhten  Aufschwung 
Terdiene.  In  der  That  wäre  eine  stärkere  Betheiligung  der  rechtsge- 
lehrten  Mitglieder  der  Universitäten  bei  der  gerichtlichen  Praxis  für  die 
.  Lebendigkeit  der  wissenscbaftUehen  Dootrin  und  für  die  Wissenschaft- 
lifihkeH  der  Praxis  gleich  förderUoh. 
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Cassations-  oder  einen  Oberhof  ffir  die  Einheit  de. 
Bechts  und  seiner  Formen  noch  besonders  gesorgt  wods 
Die  französische  Einrichtung  der  Gassationshöfe  hat  mit  den 
deutschen  Gedanken  der  Oberhöfe  das  gemein,  da»  beide  bb: 
über  Beschwerden  wegen  rechtlicher  Mängel  der  frühen  Ur- 
theile  entscheiden;  sie  unterscheiden  sich  aber  dadurch«  das 
der  erste  das  formwidrige  Verfahren  oder  das  rechtowidiip 
ürtheil  aufhebt  und  den  Procesz  zu  neuer  Beurtheilong  znrfic^ 
weist,  während  der  Oberhof  den  richtigen  Bechtssatz  vi- 
möglich  sofort  durch  Verbesserung  der  Urtheile  zur  GeUnn^ 
bringt 

Wo  die  Geschwomen?erfas8ung  auch  ffir  den  Civflprooea 
besteht,  da  wird  freilich  die  Appellation  noch  weit  mehr  za 
beschränken  und  vorzugsweise  nur  auf  den  Rechtsstreit,  nicht 
auch  auf  die  Thatfirage  zu  beziehen  sein.  Dasz  aber  dau 
zumal  Ein  Obergericht  ffijr  alles  genüge,  beweist  wieder  du 
Beispiel  von  England. 


Viertes  GapiteL 

Die  Strafrechtspflege. 

1.  Während  des  Mittelalters  finden  wir  fast  aDentlialbeo 
in  dem  romanischen  und  germanischen  Europa  eine  drei- 
fache Abstufung  der  Gerichtsbarkeit,  deren  Unter- 
lage in  der  ursprünglichen  Landes-  und  Volkseintheilnng  der 
deutschen  Völker  zu  erkennen  ist  Den  Gauen,  Hnstari 
(Centenen)  und  Weilern  (Gemeinden)  entsprach  schon  in  älte- 
ster Zeit  eine  dreifache  Gliederung  der  Kriegs-  und  Geriehte- 
yerfassung.  Später  unterschied  man  ebenso  in  Frankreich  die 
jurisdidiofi  haute^  mayetme  et  basse^  in  Deutschland  die  hohe 
und  niedere  (auch  mittlere)  Vogtei  und  die  grundherr- 
liche oder  Markgerichtsbarkeit.     Diese  Abstufung  der 
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OericBte    steht  wieder    in  Yerbindmig   mit  einer  dreifachen 
TJnterscheidimg  strafbarer  Bechtsverletzongen,    und  der  ver- 
schiedenen Bestimmung  der  gerichtlichen  Gompetenzen.    Die 
eigentlichen  Friedensbrflche,   welche  den  Frieden  so  vcm 
Grund  aus  zu  erschfittem  oder  vielmehr  zu  brechen  schienen, 
dasz    der   Friedensbrecher   verdiente,   auszer  den  Schutz  des 
Friedens  nnd  des  Bechts  gesetzt  und  wie  ein  Feind  verfolgt 
and  getOdtet  zu  werden,  die  Verbrechen,  die  an  den  Leib 
und  das  Leben  gingen,  gehörten  zur  Beurtheilung  und  Bestra- 
fung an    die  höchsten  Gerichte,  denen  unmittelbar  von  dem 
Könige  der  Blutbann  verliehen  war.    Frevel  und  Dieb- 
stahl dagegen,  welche  zwar  die  Rechtsordnung  auch  emstUeh 
verletzten,  aber  nicht  so  brachen,  dasz  nur  die  Vernichtung 
des  Verbrechers  den  Bruch  sühnen  konnte,  welche  daher  mit 
einer  die  Existenz   schonenden  Körper-  oder  Geldstrafe  (an 
Haut  und  Haar)  hinreichend  gebüszt  wurden,  kamen  an  die 
Gentgerichtsbarkeit,   d.  h,  die  (mittlere)  Vogtei  im   ge- 
wöhnlichen Sinne.     Das  war  die  regelmftszige  Strafgerichts- 
barkeit jener  Zeit.    Einfache  Ungebühr  und  Unordnung  end- 
lich von  bloBz  localer  Erheblichkeit  wurde  in  den  Localge- 
richten  der  Grundherren,  oder  wo  sich  noch  freie  Markge- 
nossenschaften erhalten  hatten,  auch  in  den  Gemeindegerichten 
gerflgt  und  gebflszt 

Diese  Eintheilung  hat  eine  bleibende  Bedeutung,  obwohl 

sie  für  unsere  jetzige  Eechtsentwicklung  einiger  Modificationen 

bedarf.      Wir    unterscheiden   noch    zwischen    Verbrechen, 

welche  vor  die  Schwurgerichte,   Vergehen,  welche  vor  die 

mittleren    Gollegialgerichte    und     Policeiubertretnngen, 

welche  vor  die  untersten  Policeigerichte  zur  Beurtheilung  und 

Bestrafung  kommen.     Aber  aus  besonderen  Gründen  werden 

zuweilen  einzelne  Arten   von   Vergehen   bald  den  Schwurge-  - 

gerichten,  bald  den  Policeigerichten   zugewiesen;   die   einen, 

weil  man  eine   vermehrte  Garantie  für  eine  sorgfältige  und 

unbe&ngene  Bechtspflege  zu  erhalten  sucht,  die  andern,  weil 
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sie  weew  ihrer  Geringfigiglait  aehkUid 


crdDimfeii  ähnlich  behandelt  wwden. 

Der  Qtgtmati  aber  der  Vergehen  (delietai« 
noora)  und  der  Verbrechen  (crmina)  dem  gemeiiiaB  Ge- 
fühle der  Völker  adion  wahnehmbar«  hilt  sich  "»•■*^^^  im 
eigenüichi«  Gebietes  der  Straj^erichtshaifcot,  nnd  nrasi  wuk 
in  der  Organisation  der  Bechtspflege  Beachtong  finden.  Beide 
gehören  insofern  xnsammen^  als  durch  beide  die  nfinnllii Isi 
Bechtsordmuig  sdbst  in  ihren  festen  Veihiltnisaai  Tarktzl 
nnd  ersehattert  wird  Sie  sind  nidit  blosses  CiTilnnrechi» 
das  dnrch  einfiiche  WiederhenteUmg  gnt  gemacht  wenden 
kann,  nicht  blosse  Polizeiubertretung,  die  dier  im  In- 
teresse der  Ordnnng  als  mn  der  Gerechtigkeit  willen  geahndet 
wird,  sondern  die  Majestftt  der  Gereditig^t  selbet  ist  hier 
verletst,  nnd  diese  mnsz  sich  in  der  Bestiafting  des  Sehnldign 
siegreich  bewähren.  Aber  sie  unterscheiden  sich  hinwieder 
von  einander  wie  das  gemeine  nnd  das  besondere.  Das  Ver* 
brechen  ist  in  gewissem  Betracht  ein  qnalificirtes  Ver* 
gehen,  qnalifieirt, 

a)  weil  die  verbrecherische  Handlung  erschllttenid  aaf 
4en  gansen  Stat,  nicht  bloss  auf  einselne  Theile  desealben 
einwirkt  (der  Hoehverrath  x.  B.  ist  ein  Verbrechen,  die  an* 
fache  Widersetzung  gegen  die  Amtsgewalt  kann  als  blosaes 
Vergehen  behandelt  weiden);  oder  b)  weil  die  ausiergevOhn- 
liche  Gefährlichkeit  und  die  sittliche  Verworfenheit 
in  der  Art  der  verbrecherischen  Handlung  sich  in  ansgaasich* 
netem  Grade  kundgibt  (der  Baub,  der  Diebstahl  mit  EiniNnch« 
und  cUe  Nothzucht  2.  B.  sind  Verbredien,  der  gewdhnü^ 
Diebstahl  dagegen,  die  Misshandlung  ohne  schwere  Folgen, 
der  Betrug  kennen  wohl  in  der  Regel  ah  Vergehen  bnhsndslf 
werden,  ebenso  alle  strafbaren  Handlungen  ans  blosser  Iiahr> 
lässigkeit);  c)  zuweilen  auch,  weil  das  Masz  der  Sckidigung 
einen  ungewöhnlichen  Grad  erreicht,  wie  ja  auch  im  Natai^ 
leben  das  Wasser,   wenn  es  auf  einen  gewissen  Grsd  erhitzt 
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vird^  Sich  in  Dampf  terwandelt  (z.  B.  Diebstähle,  die  einen 
lohen  Betrag  erreichen,  werden  zn  Verbrechen).  Die  genauere 
^nsscheidnng  freilich  hftngt  immerhin  ab  von  der  besondem 
iiistorisehen  Entwicklung  und  Gesetzgebung  des  nationalen  Straf* 
rechts.  Gewisse  Strafarten,  wie  die  Lebens-  und  Leibesstrafeii, 
die  Ketten-,  die  Zuchthausstrafe,  die  Deportation  passen  daher 
nur  fflr  Verbrechen,  und  sind  fQr  Vergehen  nicht  anwendbar, 
und  faftnfig  werden  nur  jene  Y<m  den  Assisen,  diese  auch  von 
untern  Gerichten  beurtheilt.^ 

2.  Der  Idee  der  Strafgerichtsbarkeit  entq^ridit  dieYerfoU 
gnng   und  Anklage  ?on  Amts  wegen  durdi  eine  Offent» 
liehe  Behörde,  die  StatsanwaUschaft    Nicht  das  Privat^ 
interesse,  noch  der,  wenn  andi  gerechte,  Unwille  des  Verletcten 
darf  in  dem  Vordergründe  erscheinen,  sondern  die  statliche 
Gerechtigkeit  soll  hier  schon  ihre  reine  Macht  in  öffentlichem 
Interesse   olfenbaren.     Der  Strafprocesz  ist  nicht  ein  Streit 
zweier  Parteien ,  die  sich  auf  gleichem  Boden  mit  gleichen 
Waffen  entgegentreten,  sondern  eine  Snt&ltung  der  verletzten 
Gerechtigkeit,  welche  den  Verletzer  zur  Bechenschaft  zieht 
Der  Statsanwalt  hat  daher  auch  nicht  einseitig  den  Standpunkt 
der  Partei  festzuhalten,  keineswegs  nur  die  Momente  des  Ver- 
dachts und  der  Schuld  herronuheben,  sondern  auch  die  OrUnde 
fflr  die  Unschuld  oder  für  die  Milderung  der  Schuld  zu  erwi^ 
gen  und  zn  berflcksichtigen.  Er  darf  so  wenig  leidenschaftlich 
(parteiisch)  handeln  als  der  Richter;  und.  nur  insofern  ist  seine 
Stellung  eine  weniger  unbefangene  als  die  des  Richters,  als 
er  vorzugsweise  mit  der  Anklage  beauftragt,  und  im  Namen 

^  Ueber  die  ZulZsiigkeit  «nd  den  Sinn  des  Oegensmtees  wurde  fraher 
ia  Deutschland  Wel  gestritten,  und  manche  Juristen  haben  in  der  Yer- 
zweiflang,  ein  inneres  Princip  desselben  zu  finden,  diesen  lediglich  auf 
die  Yersehiedenheit  der  Btraf Androhungen  gebaut,  wie  denn  ftberhaupt 
die  deutsehe  Jurispmdens  lange  Zeit  den  Begriff  des  Verbrechens  selbst 
auf  die  gesetzliche  Strafandrohung  begründet  hat.  Indessen  ist  diese, 
wie  die  Strafe,  offenbar  Folge,  nicht  Grund,  so  wie  der  Verbrechen  und 
Vergehen  selbst,  so  auch  ihres  Unterschiedes. 
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der  Gerecbt^eit  voreratden  Streit  mit  dem  Aiigekl4[teD  m 
fahren gen&thigt,  also  immerhin  eine  Proceszpartei  ist.  Aus 
diesem  Grunde  ist  es  denn  auch  b^ipser,  die  Statsaawaltechaft 
als  ein  besonderes,  von  dem  eigentlichen  Gerichte  gebrenntes 
Organ  zu  constituiren,  als  wie  das  wohl  im  Mittelalter  hier 
und  da  geschehen  ist,  einzelnen  Bichtehi  selbst  die  öffenUidie 
Anklage  zu  übertragen.  «.. 

Einzelne  Keime  zu  der  Eiufflhrung  der  Statsanwaltsdiaß 
lassen  sich  in  manchen  mittelalterlichen  Einrichtiingw  oitr 
decken,  so  in  den  Nachgftngern  und  Nachrichtern  ein- 
zelner deutscher  Keichsstftdte, *  in  den  KronvOgten  (Kro- 
nofogdar)  von  Schweden,^  welche  auch  bei  der  Yoninter- 
suchung  des  Richters  thätig  sind,  in  den  französischen 
procureurs  du  rot,  welche  ursprCInglich  gerichtliche  Vertri^er 
der  königlichen  Domanialinteressen ,  den  römischen  advocaU 
fisci  ähnlich,  dann  auch  in  den  Fällen  als  öffentliche  Ankläger 
fungirten,'*  in  denen  es  an  einem  Privatkläger  fehlte.  Das 
Verdienst  aber,  dieses  wichtige  Institut  ausgebildet  zu  haben, 
gehört  Frankreich  an.  Napoleon  I.  schuf  zuerst  das 
Amt  der  Generalprocuratoren,  welche  als  öffentliche  An- 
kläger mit  dem  Justizministerium  verbunden,  und  denen  eine 
Anzahl  von  Generaladvokaten  untergeordnet  wurden.  Die 
französische  Einrichtung  ist  sodann  in  vielen  andern  Staten 
nachgebildet  worden,  oft  mit  Vermeidung  des  französischca 
Fehlers,  welcher  die  Macht  der  Statsanwälte  zu  sehr  und 
sogar  den  Gerichten  gegenüber  erhoben  hat. 

3.  Bei  weitem  allgemeiner  als  im  Civilprocesz,  wenigstens 
für  die  höhere  Strafrechtspflege  ist  das  englische  Institut 
der  Schwurgerichte  (Jury)  über  Amerika»,  sodann  nach 
Frankreich  und  manche  romanische  Länder,  in  neuester 
Zeit  auch  Ober  Deutschland  und  die  Schweiz  verbratet 

*  Vgl.  Bluntschli  Zürohorucho  BeobftdgOMohichte  I.  8.  4U&. 
^  Ziomszen  in  MiUormaiers  ZeiUohrift  XU,  8.  'S3L 
4  Schaffner,  franz.  Kochitfgo«cliiohtc  II.  8.  432  ff. 
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worden.  Bei  der  UeberpflaozQng  auf  fremden  Boden  hat  das* 
selbe  indessen  vielfach  gelitten,  nnd  es  wird  noch  eine  geranme 
Zeit  andauern,  bis  es  überall,  wo  es  aufgenommen  wurde,  zu 
einem  gesunden,  den  nationalen  Verhältnissen  und  den  Bedürf- 
nissen einer  gerechten  Justiz  gemftszen  Wachsthume  heran  ge^ 
reift  sein  wird« 

Die  Eigenthümlichkeit  des  Schwurgerichts   besteht  vor- 
nehmlich in  zwei  Dingen:  1)  in  der  Trennung  des  ürtheils 
in  zweiTheile,  in  einUrtheil  über  die  Thatfrage,  die  dav(Mi 
unlösbare  rechtliche  Frage   der  Schuld  oder    Nicht- 
schuld  inbegriffen,  und  in  ein  Urtheil  über  die  Rechts^ 
frage,  d.  h.  die  Anwendung  des  Strafgesetzes  und  die  Be- 
stimmung der  Strafe;  2)  in  der  entsprechenden  Ausscheidung 
in  dem  Organismus  des  (Berichts  in  der  Art,  dasz   über  die 
Thatfrage  Männer  aus  dem  Volke   durch  ihren  Wahr- 
spruch urtheilen,  die  nicht  gerade  rechtskundig  sein  müssen, 
und  dasz  auch  keine  ständigen  Schöffen,  sondern  für  die  ein« 
zelnen  (Gerichtssitzungen  wechselnde  Geschworne  bezeichnet 
werden,  das  ürtheil  über  die  Rechtsfrage  dagegen  den  Bich« 
tern  als  rechtskundigen  und  ständigen  Beamten  zu* 
getheilt  wird. 

Der  gedeihliche  Erfolg  dieser  Einrichtung  hängt  wieder 
vornehmlich  davon  ab,  dasz  kein  feindlicher  Oegensatz  zwisdien 
Richter  und  Geschwomen  bestehe,  sondern  beide  Elemente  zur 
Verwaltung  der  Gerechtigkeit  zusammenwirken  und  dasz  daher 
die  Richter,  welche  das  Verfahren  leiten,  ihre  geistige  üeber- 
legenheit  durch  die  Art  dieser  Leitung  bewähren,  und  weiter 
in  formeller  Passivität  verharren,  und  so  die  Handhabung  der 
Gerechtigkeit  zum  Spiel  der  Advocaten  und  zum  Tummelplatz 
der  Parteileidenschaft  herabwürdigen  lassen,  noch  im  einsei- 
tigen Interesse  etwa  der  Verfolgung  ungebührlich  in  den  Wi- 
derstreit der  Parteien  eingreifen.  Nicht  das  ist  das  Princip 
des  Geschwomenverfahrens,  dasz  rechtsunkundige  Männer  besser 
zu  urtheilen  verstehen  als  rechtskundige,  sondern  das,  dasz 
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nur  der  wegen  eines  Vergehens  eine  Strafe  erleiden  naiSL, 
Scbnld  dem  schlieliten  Yersiand  nnd  dem  mtQrlieli«B 
gefdhl  gewissMiliafter  Mftnner  ans  dem  Yolk  Uar 
ist.    Dem  Biohter  xiemt  daher  die  Bechtsbeleknmi^ 
kommt  aneh  die  Anfrechtbaltnng  der  Wurde  d^ 
/        ssu.    Der  moralische  Einflnsz,  den  er  so  in 

ansaht,  darf  nieht  ▼emachlfiesigt  weiden;  er  gibt  dem 
Ver&hren  seinen  ernsten  Halt    Aher  das  kann  er  nur, 
«r  nicht  Partei  nimmt,  sondern  nnbefiemgen  zwisdiea 
nnd  Vertheidiger  die  Waage  halt 

Anszerdem  ist  die  Art  wie  die  Geschwwiienliekn  gtkü- 
det  werden,  y<w  höchster  Bedeutang.    Mit  Becht  adieial  mt 
▼on  Andern  hervorgdioben  sn  werden,  dass  nicht  geung 
sehen  allgemeinen  nnd  speeiellen  Sehwnrgeriektesi* 
schieden  werde,  obwohl  die  Keime  anch  dieser  D: 
in  dem  englischen  Verfahren  ächthar  aind.   Unter 
Sdiwnrgm^ten  sind  die  in  Tcratehen,  bei  welchen  die  Ur- 
theSer  keiner  besondem  an^^eieichneten  Kennfaiisae  bedirte. 
nm  an  einer  sichern  eigenen  Meinnng  an  gelangen  md  en 
wahlhaftes  ürtheil  an  fiUlen.    Die  meisten  StraQuoeeaae  ge- 
hdren  an  dieser  Gattung.    Die  spedellen  Schwnrgeridite  akcr 
sind  dann  ein  Bedflrfiusz,  wenn  die  Benrthdlnng  der  Tkatfii^ 
nnd  der  Schuld  ohne   besondere  Kenntnisse  nicht  oder  nar 
schwer  mAglieh  ist    Fflr  die  eratere  reicht  die  gewl^aliehe 
Lebenser&hmng  Tttatfindiger  Manner,   wie  sie  sieh  in 
mittlem  Volksclassen  regehniSEig  Torfinden,  TeMkommeai 
besondere  Kwntnisse  aber,  wie  sie  für  dw  letetem  erferisiliiii 
sind,  ktanen  nur  dnrch  besondere  Benfiri^ildnig  eriaftgt  wer- 
den; daher  sollten  in  solchen  FiUen'  die  QeschwniMn  andb 
nur  ana  den  Kreisen  genommen  werden,  welche  diene  beaitssn, 
Bs  gilt  daa  sqgir  von  den  Processen,  btt  denen  Viele  die 

*  Pinheiro  aiwr  dM  Institut  der  CbesohwoneB  in  Mitteraiftier» 
Sdlsclir.  yni.  8.  387  W.    Im  andeni  Benehanfn  dageg«« 
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Wahrbett  dieser  Bemerkimg  am  wenigsten  znzagestehw  ge- 
neigt  sind,  von  den  Preszproceesen.     Während  einfache 
Borger  und  Banem  rollkommen  im  Stande  sind,  ans  den  Yorge- 
legten  Thatsaehen,  den  Angaben  der  Zeugen  und  dem  Yerhal« 
tea  des  Angeklagten  ein  sicheres  ürtheil  sich  2u  bilden,  ob 
dieser  gestohlen  oder  emen  Todtschlag  verflbt  habe;  sind  die* 
selbmi  der  Aufgabe,  über  Erzeugnisse  der  Literatur  und  die 
Wendungen  der  Sprache  richtig  zu  urtheilen,  in  der  Begel  nicht 
gewaclisen  und  nicht  fähig,  wenn  der  Angriff  der  Bechtsordnung 
nicht  sehr  plump  ist,  die  feinen,  die  Spur  des  Vergehens  ver« 
wischraden  Wendungen  und  Bftnke  eines  geschickten  Yerthei* 
digers  su  durchschauen,  oder  die  Freiheit  der*Meinungsftu8se* 
rang  auch  da  zu  ehren,  wo  die  Meinung  der  Einzelnen  der 
allgemeinen  Meinung  schroff  entgegen  tritt    Sie  werden  leicht 
irre  in  ihrem  Drtheil,  leicht  von  künstlich  herrorgerufenen 
Eindrücken  miszleitei    Sie  haben  nicht  die  wissensehaftUche 
Sicherheit  in  sieh,  die  allein  vor  Abwegen,  sei  es  Tor  zu  über- 
triebener Strenge,  sei  es  Tor  Cadscher  Nachsicht  und  blosser 
Willkür,  zu  bewahren  yermag. 

In  den  meisten  Staten  wird  dem  Loose  ein  Spielranm 
erO&et  b^  der  Bezeiehnong  der  Geschwomen,  und  mit  YoUem 
Becht.  Es  können  kaum  in  anderer  Weise  die  beiden  entge* 
gengesetzten  Klippen  umgangen  werden,  welche  das  Institut 
zu  YerfiUschen  drohMi,  nümlich  ein  nberwi^ender  Einflusz  der 
Begierong  eiimseits,  wekher  die  abhängigen  Geschwomen  um 
80  eher  zu  einem  Werkzeuge  der  Gewalt  zu  machen  droht, 
als  sie  nicht  wie  die  Bichter  durch  die  Standesehie  und  die 
Wisraischaft  gehalten  worden,  und  andererseits  die  Volkswahl, 
die  geeignet  ist,  die  Gesokwemen  zu  Dieneni  der  politischen 
Parteien  zu  erniedrigen,  und  die  Beinheit  der  Bechtspflege 
durch  Parteilichkeit  zu  belecken«^  Die  gerechten  Ansprüche 
des  Angeklagten,   dasz  er  ron  Geschwomen  beurtheilt  werde, 

•)  Benaud  in  lfitiermaier*8  Zeitsohr.  XIX. S.  173 ff^  198.  Cher- 
bvliei  ebenda  8.  205  ff.;  dagegen  Pinheiro  a.  a.  O. 
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welche  sein  Vertrauen  verdienen,  werden  in  g^flgendem  Mine 
durch  das  Becasationsrecht  befriedigt. 

Desto  nOthiger  aber  ist  es,  in  zu  fordernden  EigenschafleB 
der  Geschwomen  ein  Gegengewicht  für  den  Zufall  dee  Looses 
zu  suchen.  Eine  erhöhte  Selbständigkeit,  wie  sie  ohne  einen 
soliden  Haushalte  von  der  Mehrheit  der  Menschen  nicht  er- 
wartet werden  kann,  und  eine  reife  Lebenserfahrung,  wie  sie 
in  der  Kegel  nur  mit  dem  mftnnlichen  Alter  und  im  Fimiliah 
und  Berufsleben  gewonnen  wird,  sind  die  noihwendigen  Grund- 
bedingungen ihrer  Tauglichkeit  zu  wahrhafter  und  gerecht« 
Beurtheilung  der  Angeklagten.  Das  ist  aber  vor  allen  Dingen 
nöthig,  stets  im  Auge  zu  behalten,  dasz  auch  das  Schwurge- 
richt eine  Anstalt  der  Gerechtigkeit,  und  nicht  ein 
Organ  der  Politik  sei. 

Bin  diesem  Frindp  durchaus  widerstreitender  Irrthum  ist 
die  sogenannte  «Allmacht'^  der  Geschwomen,  die  Meinung, 
dasz  die  Geschwomen  Aber  dem  Gesetz  und  dem  Becht  stehen, 
und  dieses  nach  Willkflr  beugen  oder  eludiren  dttofen.  Die 
ganze  Justiz  hat  lediglich  die  Aufgabe,  die  bestehende  Becht»* 
Ordnung  zur  Anerkennung  zu  bringen,  und  die  Gerechtigkeit 
zu  verwalten.  Der  Eid  der  Geschwomen  legt  ihnen  diese  Pflidit 
ans  Herz,  und  ohne  Gewissenhaftigkeit  gibt  es  Oberhaupt  kein 
wahres  Gericht  Für  die  Praxis  nicht  minder  bedenklich  ist 
femer  die  durch  das  französische  Verfahren  unterstfitzte 
Meinung,  dasz  die  Geschwomen  keinerlei  Beweisregeln  n  be- 
achten, sondern  nur  dem  unklaren  Gefühl  zu  folgen  haben. 
Zwar  besteht  allerdings  ein  Vorzug  des  GeschwomenTerfiilireos 
darin,  dasz  der  abstracto  Pendantismus  der  filtern  strmgeB 
Beweistheorie,  welche  die  gelehrten  Biohtercollegien  band, 
durch  das  freiere  Urtheil  der  Geschwomen  durchbrocheB  wer- 
den ist,  und  flberall  lehrt  die  Erfiihmng,  dasz  die  Schuldigen 
dem  scharfen  Blicke  der  Geschwomen  weniger  leicht  entgehen, 
und  häufiger  verurtheilt  werden,  alsdiesz  frOherhin  geschehen 
ist.    Aber  in  dem  Vaterlande  des  Geschwomeninstituts,  in 
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D  gl  and  tind  Amerika,  hat  noch  Niemand  es  f&r  über- 
Issig  gehalten,  dasz  anch  der  Beweis  nach  juristischen  Orond- 
itzen   geregelt  werde,  m.  a.  W. ,  dasz  man  sich  selber  Aber 
ie  Oründe  der  Scholdigerklftrong  ins  Klare  zn  setzen  habe, 
ort    inrird  vielmehr   die  Lehre  vom  Beweise  (evidence)  mit 
roszer  Sorgfalt  festgehalten,   und  die  Aufgabe  des  Richters 
st  es,  auch  in   dieser  Beziehung  die  Geschwornen  auf  diese 
rrfinde    aufmerksam  zu  macheu.    Der  Richter  kann  von  sich 
Lus  nicht  freisprechen  noch  verurtheilen.  Niemand  soll  ver- 
irtheilt  werden,  dessen  Schuld  nicht  auch  dem  ein- 
fachen Verstände  der  Geschwornen  klar  zu  machen 
ist,  das  ist  ja  der  leitende  Gedanke  des  Schwurgerichts.  Aber 
kein  innerer  Grund  hindert  den  Richter,  der  berufen  ist,  die 
Gerechtigkeit  zu  verwalten,  seine  wissenschaftlich  begründete 
Ansicht   den  Geschwornen  zu  ihrer  sorgfältigen  Ueberlegung 
vorzutragen,  und   einen   richtigen  Wahrspruch    durch    weise 
Atdeitung  vorzubereiten.    Die  Scheu  vor  einem  ungebührlichen 
Einflusz  des  Richters  auf  den  Entscheid,  der  wir  auf  dem  Con- 
tinent  vielfach  begegnen,  ist  der  Tüchtigkeit  des  Instituts  nichts 
weniger  als  ersprieszlich ,  und  es  entspricht  weder  der  Würde 
noch  der  Wahrheit  der  Gerechtigkeit,  wenn  dasselbe  möglichst 
von  dem  Einflüsse  der  rechtskundigen  Richter  abgelöst  und  die 
zügellose  Willkür  der  Geschwornen  zum  Princip  desselben  er- 
hoben wird.' 

In  zwei  Beziehungen  auszer  dem  früher  schon  erwähnten 
Institute  der  Statsanwaltschaft  ist  das  Schwurgericht  seit  seiner 
Verpflanzung  nach  Europa  verbessert  worden.  Fürs  erste  durch 
Beseitigung  der  englischen  Anklagejury  {grand  jury)  und 
durch  XJeberweisung  der  vorläufigen  Erkennung  der  Anklage  an 
einen  Anklagesenat,  der  aus  rechtsgelehrten  Richtern  besteht. 

*  Gate  Bemerknngen  darüber  bei  Gel  b :  Reform  des  deatschen  Reohts- 
lebens.  8.  135  ff.  Viele  Anftohlagse  gewfihren  lfittermaier*8  Erfab- 
'nmgen  Ciber  die  Wirksamkeit  der  Scbwnr^riohte  in  Europa  and  Amerika. 
Erlangen  186a 

B 1 1  Bt  ■  ok  1 1 ,  aUgttmelBes  8tator«olit.    IL  IQ 
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Sodann  fiberhanpt  darin,  daaz  mehr  und  mehr  das  Prindp  der  Yer- 
folgimg  nnd  Beetrainng  des  Veibrechers  von  S  ta  ta  w  e  ge  n  dnitb- 
geführt  wurde,  im  Oegenaate  zu  dem  englischen  Yerfahrai,  wdd» 
noefa  ZQ  sehr  von  privatrechtÜGhen  Bfieksiefatai  dorduogieB  isi 


Fünftes  Gapitel. 

Die  Verwltunggrcehtspflege. 

Auch  Aber  öffentliches  Becht  kann  Streit  entsteheü 
and  musz  dieser  Streit  durch  eine  statliche  Aatorit&t  ent- 
schieden werden.  Vielleicht  erftOlt  die  Zukunft  das  Ideal  uf- 
fentlich  rechtlicher  Gerichtshöfe  für  alle  Streitig- 
keiten über  öffentliches  Becht'  In  der  Gegenwart  kennez 
wir  solche  Gerichte  nur  in  sehr  beschränktem  ümfimg.  Die 
meisten  und  gerade  die  wichtigsten  Gebiete  des  öffenüiches 
Bechts  entbehren  zur  Zeit  noch  einer  geordneten  Bechispflege. 
Das  gilt  insbesondere: 

a)  Ton  den  Tölkerrechtlichen  Streitigkeiten.  Es  gibt 
keine  ordentliche  völkerrechtliche  Gerichtshöfe  for  die  Bechts- 
Streitigkeiten  zwischen  Stat  und  Stat,  und  die  Schiedsgericht« 
setzen  eine  freiwillige  Uebereinkunft  der  Parteien  roraud. 
Selbst  die  Prisengerichte  gehören  noch  der  Bechtspflege  der 
Eriegspartei  an,  wenn  gleich  ihre  Aufgabe  international  ist 

b)  Die  SouYerftnetätsfragen,  namentlich  auch  die 
dynastischen  Ansprtlche  auf  Landesherrschaft  und  Landes- 
regierung werden  nicht  durch  das  Urtheil  eines  Statsgerichts- 
hofes  oder  eines  völkerrechtlichen  Gerichtshofes,  sondern  deo 
gröszem,  aber  nicht  formellen  Procesz  der  Völker ges chic hte 


*  Bahr  (Dot Reohtsrtftt  1866)  stettt  diese  Fordenmf  des Beektasteti, 
aber  für  ilire  Befriedigung  fehlen  noeh  die  Bedingungen,  vnd  die  ▼«• 
Bahr  Torgeichlagene  bloii  formele  jnrisiiielie  Lösung  genflgt  niehi. 

>  Y^  BUnftiehli:  Dm  mod.  Ydlkeneeht.  1866.  Bueh  7. 
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ntschieden.  Wenn  es  der  offenbaren  Machte  und  Pflichtübung 
gelingt,  die  Anerkennung  des  Volkes  und  seiner  Organe  zu 
irwerben,  so  wird  dadurch  auch  die  dauernde  Nothwendigkeit 
1er  Verhältnisse,  d.  h.  das  Recht  bewährt  und  gehandhabt. 

c)   Ebenso  werden  die  streitigen  Verfassungsfragen 
nicht  darch  gerichtliche  Urtheile,  sondern  durch  den  Ausgang 
der    politischen  Parteikämpfe,   durch   die  Verhandlungen  der 
Reg^Qrung  mit  den  Kammern,  durch  Qesetze  und  Decrete  ent- 
schieden.    Nur  in  den  Vereinigten  Staten  von  Amerika  fibt 
das   Bundesgericht    übungsgemäsz   eine    derartige   Gompetenz 
aus.     Wie  schwer  es  aber  und  theilweise  wie   unmöglich   es 
auch    da  bei  ernsten  Zerwürfnissen  der  übrigen  Gewalten  im 
State  für  das  Gericht  wird,  seinem  Bechtsspruch  Anerkennung 
und  Folge  zu  verschaffen,  das  zeigen  die  Erfahrungen  während 
des  groszen  Bürgerkrieges  von  1861—65  und  nach  demselben. 
In  allen  bisher  genannten  Fragen  übt  noch  immer  die 
Politik  die  entscheidende  Macht  aus,  und  für  die  Politik  ist 
die  Salus  publica  das  oberste  Gesetz.    Allerdings  ist  das  ein 
sehr    unvollkommener    Bechtszustand.      Aber   es   wäre    noch 
schlimmer,  wenn  diese  Fragen  lediglich  nach   formel-legitimi- 
stischen  Grundsätzen  entschieden  würden.    Eine  naturgemäsze 
und  die  Bedürfnisze  des  fortschreitenden  Völkerlebens  beach- 
tende Bechtspflege  müszte  voraus  von  statsmännischem  Geiste 
erfüllt  sein. 

d)  Auch  innerhalb  der  Militärverwaltung  unde)  der 
Polizeiverwaltung  werden  unzählige  Bechtsfragen  end- 
gültig von  der  Verwaltung  entschieden,  ohne  dasz  eine  Be- 
rufung an  ein  Gericht  zuläszig  ist.  Es  sind  das  vorzüglich 
diejenigen  Bechtsfragen,  welche  gelegentlich  der  militärischen 
oder  polizeilichen  Amtsthätigkeit  aufsteigen,  und  daher 
mit  den  Zweckmäszigkeitsfragen  eng  verbunden  sind.  Ob  die 
Truppen  in  Eriegszeiten  den  bürgerlichen  Verkehr  zu  hemmen 
und  eine  Verbindung  abzubrechen,  ob  sie  ihre  Geschütze  auf 
Häuser  zu  richten  haben,   ob  sie  über  Kornfelder  hin  mar- 

16* 
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sehiren  sollen  u.  s.  f.,  das  sind  hauptsSclilieb 
Fragen,  aber  sie  haben  sngleich  ein  Bechtselement  in  sidi  u. 
sind  anch  Bechtsfragen.  Ebenso  bestimmt  die  Polisei  c:' 
Bticksicht  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt,  ob  bei  einer  Fee«»- 
bronst  ein  Haas  wegzoreissen ,  bei  einer  Epidemie  Meucl-K 
abzusperren  und  Thiere  abznschlachtoi  seien,  und 
sind  nicht  ausscblieszliche  Zweckmäszigkeitsfragen. 
diese,  auch  die  Bechtsverhältnisse  treffenden  Maszregeln 
eine  öffentliche  Nothwendigkeit,  beziehungsweise  ein 
vorans,  durch  welches  die  Polizeigewalt  dazu  berediti^ 
d.  b.  sie  sind  auch  Bechtsfragen.  Der  Grund,  weszhnlb 
der  Verwaltung  —  ohne  gerichtlichem  Verfahren  —  gestattr: 
werden  musz,  diese  Fragen  zu  entscheiden,  liegt  offenbar  ii 
den  Bedflrfniszen  des  Stats  und  der  Gesellschaft  nadi  eev 
scheidendem  Ein-  und  Durchgreifen.  Man  fflrchtet,  ömsz  dir 
Militftrgewalt  entmannt  und  die  Polizeigewalt  gelähmt  würd*-. 
wenn  darflber  ein  gerichtliches  Proceszverfahren  eröflhet  wwde. 

Aber  insofern  Entschädigungsansprüche  Yerletzt«r 
Privaten,  oder  die  Verhftngung  von  Polizei  strafen  rar 
Beurtheilung  kommen,  tritt  hinwieder  die  schfltzende  Compe- 
tenz  der  Civil-  und  der  Strafgerichte  ein. 

f)  Eine  sehr  grosze  Anzahl  von  öffentlichen  Bechtastro- 
tigkeiten  gehört  der  Organisation  und  ünterordnane 
der  Statsbebörden  und  der  öffentlichen  Aemter  im 
weitesten  Sinne  an  und  wird  demnach  je  von  diesen  selber, 
je  in  ihrem  Geschftftsbereiche  entschieden.  Z.  B.  die  eiuelnec 
Wahlstreitigkeiten  werden  oft  entweder  von  der  übergeordnetes 
Behörde,  welche  die  Wahl  angeordnet  hat,  oder  vos  dem 
Körper  entschieden,  in  welchen  gew&hlt  wird,  wie  in  des 
Kammern.  Die  Competenzstreitigkeiten  der  unteni  Aemler 
werden  von  den  obem  erledigt  u«  s.  f. 

Im  Gegensatze  tu  diesen  Zweigen  des  öffenUichen  Bechts 
ist  nach  dem  Vorgange  Frankreichs  in  neuerer  Zeit  anch 
in  andern  Staten   ein  eigenthümliches  Gebiet  des  Verwal- 
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;iingsrecht8  im  engeren  Sinne  ausgeschieden  und  abgegrenzt 
ind  dafür  eine  besondere  Yerwaltungsrechtspflege  ein- 
gerichtet worden.  Dasselbe  umfaszt  voraus  diejenigen  öffent- 
lichen Bechte  oder  Pflichten,  welche  mit  Bezug  auf  einzelne 
betheiligte  Personen  (Körperschaften  oder  Individuen)  eine  re- 
lativ selbständige  Gestalt  tmd  eine  fthnliche  Consistenz 
wie  Privatrechte  erhalten  haben  und  deszhalb  eines  besondem 
Rechtsschutzes  bedürfen.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung 
nämlich  gibt  es  Parteien  im  eigentlichen  Sinne,  deren  Bechts- 
behanptungen  einander  widerstreiten,  und  die  in  der  Lage 
sind,  einen  Procesz  vor  Gericht  mit  einander  durchzuführen. 

Freüich  sind  auch  diese  Rechte  keine  Privjitrechte  und 
gehören  daher  nicht  den  Einzelnen  für  sich  wider  alle  Welt 
zu;   als  öffentliche  Rechte  bleiben  sie  im  Zusammenhang  mit 
der  Statsordnung  und  daher  auch  abhängig  vom  Stat.    Aber 
sie  nähern  sich  dadurch  den  Privatrechten,   dasz  sie  eine  be- 
stimmte und  dauernde  Beziehung  auf  eine  Einzelperson  haben, 
und  als   Sonderrechte  dieser  Person    einer  Yertheidigung 
fähig  sind.     Dahin  gehören  das  Gemeinde-  und  das  Statsbür- 
gerrecht,  die  Steuerpflicht,   soweit  sie  nicht  eine  privatrecht- 
liche,  sondern  eine  öffentlich-rechtliche  Begründung  hat,   die 
Auseinandersetzung  der  Gemarkung  der  Gemeinden,  die  Be- 
nutzung  der  öffentlichen  Wege,  die  öffentlich-rechtliche  Bau- 
and  Unterhaltungspflicht  von  Straszen,  für  Schulen  und  Kirchen, 
die  Pflicht   zur  Uebernahme  von  öffentlichen  Aemtem,   die 
Ausdehnung  der  militärischen  Dienstpflicht,   die  Nothwendig- 
keit  der  Gutsabtretung  für  das  öffentliche  Wohl  u.  s.  f. 

Bisher  wurden  die  Grenzen  dieses  Verwaltungsrechts  mei- 
stens noch  zu  enge .  abgesteckt.  Sein  Gebiet  ist  einer  bedeu- 
tenden Erweiterung  fähig  und  bedürftig.^    Aber  nur  allmäh- 

'  Gegenw&riig  wird  diese  yonüglich  in  Bayern  Tersacht.  Vergleiche 
die  interessanten  Yerhandlongen  der  bayeriaohen  iweiten  Kammer  Ober 
die  Anträge  Ton  Dr.  Brat  er  1868. 
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gelingt  68,  dasselbe  der  Yerwaltiiiig  abrariagen»  welclie 
ziiYor  hier  ohne  gerichtliche  Controle  allein  geherrscht  hat 

Im  Interesse  einer  gnten  Yerwaltnngsrechtspfiege  lii^  es, 
dasz  dieselbe  besondeni  Goriehtoi  übertragen  nnd  ein  eigenthttm- 
Uehes  ProcesKrerfthren  dafilr  angeordnet  werde.  Die  Dnrchbil- 
dnng  des  firanzfeischra  Yerwaltnngsrechts«  welches  dnrdi  grund- 
sätzliche Klarheit  nnd  Sicherheit  sich  sehr  yortheilhaft  Ton 
der  Behandlnng  solcher  Streitigkeiten  in  vielen  andern  Lin- 
dem ansxeichnet,  ist  Tomehmlich  eine  Folge  dieser  organisirten 
Einrichtung.  Wenn  die  Yenraltong  darüber  entscheidet ,  wie 
hente  noch  in  den  meisten  deutschen  Staten,  so  sind  die  Ga- 
rantien für  den  BechtBschntz  der  betheiligten  Eörperschafken 
nnd  Privatpersonen  ungenügend  nnd  hat  die  Yerwaltni^swillkür 
zn  freien  Spielraum.  Wird  aber  die  Beurtheilung  solcher 
Streitigkeiten  den  Givilgerichten  übertragen,  so  mtsteht  die 
zwiefache  Gefahr,  dasz  diese  entweder  nicht  hinreichend  die 
öffentlich-rechtliche  Natur  jener  Yerhältnisse  würdigen  und 
durch  juristischen  Formalismus  die  öffentlichen  Interessen  schä- 
digen, oder  dasz  sie  das  freiere  Ermessen  und  die  Berücksich- 
tigung auch  der  öffentlichen  Wohl&hrt,  welche  bei  solchen 
Processen  unentbehrlich  sind,  zum  Schaden  der  Civilreditspflege 
auch  in  die  Behandlung  der  Civilprocesse  übertragen.^ 

Auch  für  die  Organisation  der  Yerwaltungsgerichte  (eigent- 
licher: yerwaltungsrechtliche  Gerichte)  ist  eine  Yerbindung 
der  Amts-  und  Berufselemente  mit  dem  freien  bürgerUchen 
Element  woblthätig,  zumal  in  erster  Instanz.  In  Frankrddi 
ist  der  Prftfect  Yorsitzender  und  die  bürgerlichen  Prifeo- 
turrftthe  sind.  Mitglieder  des  Gerichts.  Im  Groszherzog- 
thume  Baden  urtheilen  ebenso  der  Bezirksamtmann  zu- 
sammen mit  den  bürgerlichen  Bezirksräthen.     Die  obere 


*  loh  habe  mich  darftber  ausfAhrliober  aoBgeiproehen  ÜmQs  is  dar 
kritischen  Yierieljahreiiohrilt  VI.  8.  279  ff.  iheOs  im  detttookMi  Statev«!^ 
terbueh.  Art  Yerwaltung. 
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iiBtaiHE  wird  in  FniDkreich  durch  eine  Abtheilong  des  Stats- 
^atbes  gebfldet;  in  Baden  besteht  dafür  ein  besonderer  Yer- 
nraltnngsgerichtshof. 


Sechstes  CapiteL 

ie  Ghrenxen  der  Gerichtsbarkeit    Verwaltiuigsstreitigkeiteii. 


Der  nenere  Stat  legt  auf  die  Sondemng  der  Begiening 
und  Yerwaltnng  von   dem  Gerichte  nnd  die  Unabhängigkeit 
der  letzten  von  den  ersten  einen  hohen  Werth.    Um  so  wich* 
tiger  wird  es  daher  das  Oebiet,  in  welchem  jene  frei  wirkt, 
von   dem  Oebiete  der  Justiz  nach  scharfem  Princip  objectiv 
ansznscheiden.   Dieses  BedtSrfoisz  wurde  weder  indem  antiken 
State,  der  mit  dem  Imperium  die  jurisdictio  unauflöslich  ver- 
band, noch  in  dem  Mittehilter,  welches  die  Begierung  wie  ein 
Gericht  behandelte,  so  lebhaft  empfunden.    Jme  Ausscheidung 
ist  indessen  nicht  so  leicht,   und  es  gibt  allerdings  einzelne 
Partien,  in  welchen  die  genaue  Grftnzbestimmung  leicht  Zweifel 
erregt,   und  daher  auch  von  den  einen  die  Linie  so,  von  den 
andern  anders  gezogen  wird.    Auch  die  verschiedene  wissen- 
schaftliche und  Berufsrichtung,  welcher  die  Grftnzscheider  an- 
gehören, ist  von  Einflusz  auf  ihre  Ansichten,  und  nicht  ganz 
leicht  werden  sich  die  Mftnner  der  Justiz  mit  denen  der  Be^ 
gierung  verständigen.    Die  erstem  sind  gewohnt,  in  ihrer  Be- 
trachtungsweise von  dem  Bechtsgebiete  des  Individuums 
auszugehen,  und  jeden  wirklichen  oder  vermeintlichen  EingrilF 
io  dieses    als   eine  Bechtsverletzung   zu   behandeln,    gegen 
welche   dem    Einzelnen   der  Bechtsscbutz   des  Gerichtes   ge- 
währt   werden    müsse.     Die   letztem,    im     Gegensatze    zu 
jenen,   stellen   sich  auf  die  Seite  des  States  und  seines 
Rechtes,    alles    das   zu   thun,   was    die  öffentliche  Wohl- 
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&hrt  erfordert,  und  sind  geneigt,  in  dem   Wideraprndi  de^ 
Einzelnen  und  in  der  Anmfong  des  gericliUicheB  Scfaotws  ta^ 
Hiezachtnng  der  staüichen  Hoheit  und  ein  nnraltoriges  Hanafr- 
nisz  der  statlichen  Macht  zu  erkennen.    Die  erBtem  lieben  e^. 
in  der   Begel  jede   Streitigkeit  fiber    Recht    als   ay 
Justizsache  zu  betrachten,  und  nur  einzelne  Ausnahm*- 
fälle  dem  Entscheide  der  Verwaltungsstellen  zuzugeeteks. 
Sie  tibersehen  dabei,  dasz  es  nicht  von  der  Willkfir  des  Inir 
Yiduums  abhängen   darf,   durch   Bestreitung  d^  Begierane«- 
rechte   dieselben  in   ihrer  Anwendung  zu   hemm^i,    nnd  di» 
Gränzen  ihrer  Wirksamkeit  zu  verengen,  und  dasz  das  Gebin 
der  Begierung,  gleichviel  ob  der  Streit  in  dasselbe  hineingf' 
tragen  wird  oder  nicht,  ein  eben  so  normales  ist,  als  das  4b 
Justiz.    Die  letztem  sind  geneigt,  schon  darum,   wefl  eise 
Begierungsbehörde  gehandelt   hat,  oder  der  Stat  bei   einea 
Streite  betheiligt  ist,  den  VerwaltungssteUen  das  ausschlief' 
liehe  Bedit  des  Entscheides  vorzubehalten,  und  anch  da  nv 
in  Ausnahmsfällen  die  Justiz  anzuerkennen.    Es  handelt 
8i<^  aber  auf  beiden  Seiten  nicht  um  Ausnahmen,  sonden 
nm  Begelgebiete,  und  das  Prindp  für  beiderlei  objectirt 
Gebiete  kann  nur  erkannt  werden,  wenn  man  auf  den  Grasd- 
gedanken  der  Sonderung  in  dem  Organismus  des  States  zurnek- 
geht,  und  die  wesentlich   verschiedene  Natur  der  Begienu^ 
und  des  Gerichtes  selbst  sich  vergegenwärtigt    In  Fiankreidi 
kam  der  G^ensatz  zwischen  der  gerichtlicben  und  der  Ver- 
waltungscompetenz  in  der  Bevolutionszeit  von  1789  zu  prin- 
dpieller  Erörterung.    Die  früher  geübte  Einmischung  der  ge- 
richtlichen Parlamente  in  die  Verwaltnngssphäre  wurde  danadi 
am  so  störender  empfunden,  als  der  Stat  im  Begriffe  war, 
sich  selbst  von  Grund  aus  umzugestalten,  die  öffentliohe  Wohl* 

*  DieM  Ansicht  ist  in  der  Züricher  Verfiusiuig  too  1831  §.  10 
aosseiprochen :  „Die  Befngnisz,  Streitiges  zu  entscheiden,  kommt  u»- 
schtieislioh  den  ordentUchen  Gerichten  zu.  Vorbehalten  —  was  die  Ter- 
fastug  hiniiohtlieh  der  Streitigkeiten  im  Yerwaltiingifiudie  feftMtrt. 
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ahrt  zum    höchsten  Kechtsprincip  zu  erheben  und  die   ganze 
fiergebrachte    Rechtsordnung    zu  brechen.     Der   gerichtlichen 
^nmaszung  folgte  daher  eine  rticksichtslose  und  fibertriebene 
Zurückweisung  von  dem  Standpunkte  der  Revolution.    Gesetz- 
lieh  wurde  im  Jahr  1790  verordnet:  „Die  Richter  dürfen  auf 
keine  Weise  die  Handlungen  der  Verwaltung  stören  noch  die 
Administratoren    wegen    ihrer   Dienstverrichtungen    vor    sich 
laden.  *      Von  da  aus  wurden  dann  immer  mehr  Streitigkeiten, 
auch  wahre  Justizsachen  der  gerichtlichen  Competenz  entzogen 
und    als    Verwaltungssachen    erklärt.     Napoleon,    durch    die 
Hemnmisse  der  Justiz,  wo  er  durchgreifen   wollte,  leicht  ge- 
reizt, begünstigte  diese  Richtung,  und  so  wurde  hinwieder  das 
Gebiet    der   Verwaltungssphäre    ungebührlich    erstreckt.      In 
Deutschland  di^egen  förderte  die  Autorität  der  vorzugsweise 
civilistisch  gebildeten  Jurisprudenz,  soweit  sie  auf  die  Gesetz- 
gebung und  Praxis  wirkte,  die  entgegengesetzte  Richtung  und 
sie  wurde  in  diesem  Streben  durch  die  Interessen  der  persön- 
lichen Freiheit  und  Rechtssicherheit,    welche  in  dem  gericht- 
lichen  Verfahren  bessere  Garantien  sahen,   unterstützt.    Das 
üebermasz    in   dieser  Richtung  rief  dann  aber   in   einzelnen 
ßebiet-stheilen ,   wo  die   Statsgewalt   ihre  Rechte   doch   nicht 
aufzugeben   genöthigt  werden  konnte,  einen    um  so  willkür- 
licheren   Gegendruck   hervor,  der  die  Früchte  jenes  Strebens 
wieder  groszentheils  zerstörte. 

Das  leitende  Princip  der  Regierung  ist  offenbar  Erhal- 
tung und  Förderung  der  öffentlichen  Wohlfahrt, 
das  des  Gerichtes  Verwaltung  der  statlichen  Gerech- 
tigkeit über  die  Individuen  im  State  (die  Privat- 
personen). Die  erstere  geht  in  allen  ihren  Entschlieszungen 
und  Anordnungen  immer  vom  State  aus.  Das  letztere  schützt 
vorzugsweise  die  Privaten  in  ihrer  individuellen  Rechtssphäre 
(Privatrecht),  und  läszt  das  Individuum,  das  Unrecht  verübt 
hat,  die  strafende  Gerechtigkeit  des  States  empfinden  (Straf- 
recht).   Es  hat  daher  immer  eine  wesentliche  Beziehung  auf 
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die  Privatpersonen.  Dieser  Gegensatz  Iftszt  sich  aneh  so 
ausdrflcken:  die  RechtsYerhältnisse  des  States  gehören  der 
Statsaatorität,  die  der  Privatperson  als  solcher  der  Bechts- 
pflege  zu.  In  jenen  darf  das  Moment  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt nie  übersehen  werden ;  das  hergebrachte  Recht  ist  in  der 
Begel  nnr  eine  Vorbedingung  und  Schranke,  nicht  der 
Geist  der  Begierungsthftiigkeit. '  Diese  dflrfen  nur  ans  dem 
Standpunkt  der  Gerechtigkeit  benrtheilt  werden«  eine  Bei- 
mischung der  Btlcksicht  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt  w&re  hier 
Verderben.  Das  aber  ist  die  Verschiedenheit  in  der  Natur 
des  eigentlichen  Statsrechts  auf  der  einen  und  des  Privat^ 
und  Strafrechts  auf  der  andern  Seite.  Nur  das  eigent- 
liche Verwaltungsrecht  (vgl.  Cap.  5)  bildet  den  Uebergang 
von  dem  einen  in  das  andere  Gebiet,  insofein  als  bei  der 
Beurtheilung  desselben  die  Bad[8icht  auf  die  Rechtsform  und 
das  Gesetz  in  erster  Linie,  steht,  aber  auch  die  BOcksicht  auf 
die  öffentliche  Wohlfahrt  in  zweiter  Linie  nicht  übersehen 
werden  darf,  denn  niemals  kommt  einem  Individuum  jus  publi- 
cum zu  im  Widerspruch  mit  der  res  publica  und  mm  Ver- 
derben  der  Salus  publica. 

Die  nähere  Anwendung  dieser  Grundsätze  ergibt  sich  in 
folgendem ; 

1.  Die  Hoheitsrechte  des  States  selbst  sind  nicht 
der  gerichtlichen  Competenz  unterworfen,  der  Streit  darüber 
ist  vielmehr,  insofern  er  überall  zulässig  ist,  auf  dem  Ver- 
waltungswege zu  erledigen.  Die  Polizeigewalt,  die  Militftrge- 
walt  u.  8.  f.  sind  innerhalb  der  Sphäre  ihrer  amtlichen  Thi- 
tigkeit  durchaus  unabhängig  von  den  Gerichten,  und  diese 
haben  nicht  über  sie  dieselbe  Hoheit,  wie  über  die  Individuen. 
Die  Regierung  darf  daher  bei  der  Ausübung  ihrer  Functionen 
nicht  durch  die  Macht  der  Gerichte  gehemmt  werden.  Ob 
ihre  Anordnungen  gerecht  und  nothwendig  seien,  ob  sie  eom- 

»  Vgl  Stahl,  Stotslebre  II.  8.  448. 
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bent  und  richtig  handle,  darfiber  hat  sie  ebenso  selbstftndig 
entscheiden,  wie  die  Gerichte  in  ihrer  Sphäre.  Würde  die 
istreitnng  eines  Indiyidaums  das  ändern,  und  polizeiliche 
>Tls.QhTaiigen ,  militärische  Maszregeln  auf  dem  Wege  des 
richtlicfaen  Processes  aufheben,  beziehungsweise  auf  Yerbes- 
mng  antragen  können,  so  würde  die  Autorität  der  Begierung 
ir  der  Gerichte  auch  in  dem  eigensten  Gebiete  jener  unter- 
M)rdnet«  und  die  nothwendige  Macht  derselben  und  der  Er- 
)lg  ihrer  Maszregeln  würden  untergraben. 

a)  Von  jener  Kegel  gibt  es  indessen  eine  wichtige  Ans- 
ahme.  Die  Frage  nämlich,  ob  ein  Gericht  und  welches 
rericht  competent  sei,  einen  Streit  zu  entscheiden,  ist 
augenscheinlich  auch  eine  rein  statsrechtliche,  nicht  eine 
^rWatrechtliche ,  denn  ihre  Entscheidung  beruht  auf  der  Ver- 
fassung des  Stats.  Aber  die  Selbständigkeit  der  Gerichte, 
ohne  welche  die  Verwaltung  der  Gerechtigkeit  undenkbar  ist, 
erfordert  es,  dasz  dieselben  auch  unabhängig  von  den  Ein- 
wirkungen der  Begierung  den  Kreis  der  ihnen  zugehörigen 
Amtssphäre  festsetzen,  und  ihre  Macht  in  derselben  behaupten. 
Jede  der  beiden  Gewalten  steht  darin  der  andern  gleich,  dasz 
sie  ihr  Gebiet  nach  eigener  Erkenntnisz  abgränzt. 

Daher  sind  denn   auch  in  einzelnen  Fällen  Conflicte 
möglich  über  die  Competenz.    Die  Regierung   kann  ihrerseits 
überzeugt  sein,   dasz  sie  im   einzelnen  Falle  von  Statswegen 
das  Nöthige  frei  zu  ordnen,  und  auch  den  Streit,   der  sich 
erhoben  hat,   von  sich  aus  zu  erledigen  befugt  sei;   und  das 
Gericht  kann  seinerseits  die  üeberzeugung  haben,  dasz  dieser 
Streitfall  nur  auf  dem   Wege  des  Processes  zu  beurtheilen 
Bei:    positive    Competenzconflicte;    oder    umgekehrt, 
Regierungsbehörde  und  Gerichtsstelle  können  in   einem  Spe- 
cialfalle die  eigene  Competenz  yemeinen,   und  je  der  andern 
die  Erledigung  zuweisen:  negative  Competenzconflicte. 
In  solchen  Conflicten  hat  keine  der  beiden  Gewalten  eine 
böhere  Autorität  als  die  andere,    denn  jede    von  beiden  hat 
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die  oberste  auf  ihrem  Gebiete  und  nur  a«f  ihrem  Gebiete. 
Hier  aber  streiten  sie  sidi  selber  über  die  Graiz^  üires  6e^ 
bietes.  Für  die  rerfiissnngsmiszige  Entscheidung  solcher 
G<»flicte  bedarf  es  daher  anch  eines  besondern  Organes 
in  dem  State ,  welches  von  dem  höchsten  ond  nnbefimgeBeo 
Standpunkt  ans  den  Zweifel  löst.  Die  Stellung  des  Gesetz- 
gebers eignet  sich,  wenn  der  Entscheid  nicht  in  maszge- 
benden  Regeln  für  die  Zukunft  liegt,  darum  nicht,  weil  er 
in  der  Begel  einzelne  practische  Bedürfhisse  des  Momente 
nicht  zu  befriedigen  hat,  und  grosze  Yersammlungen  nicht 
fthig  sind ,  derartige  häufig  sehr  rerwickelte  Recbtsfngen  im 
einzelnen  Falle  zu  untersuchen  und  zu  beurtheilen.  Das 
Statsoberhaupt,  in  welchem  alle  Statsgewalt  in  der  Spitze 
ihre  Vereinigung  und  ihre  Einheit  findet,  ist  zwar  durchaus 
geeignet  und  berufen,  auch  diesen  Conflict  zu  lösen;  aber 
würde  es  auch  da  Ton  den  Ministem  berathen  werden,  und 
ihrer  Mitwirkung  bedürfen,  so  würe,  da  diese  selbst  der  Be- 
gierungssphäre angehören,  der  Entscheid  doch  wieder  in  die 
Hand  der  einen  streitenden  Gewalt  gelegt,  und  es  wäre  bei 
solchem  üebergewichte  dieser  Seite  die  Selbständigkeit  der 
Gerichte  und  die  Unbefangenheit  der  Lösung  des  Conflictes 
ein  leeres  Wort.  Die  Schwierigkeit  kann  daher  nur  so  wahr- 
haft überwunden  werden,  dasz  der  Entscheid  dem  Statsobtr- 
haupt  nach  dem  Gutachten,  sei  es  des  Statsrathes  —  ohne 
die  Minister,  —  welcher  durch  seine  hohe  Erfahrung  und 
seine  der  Bewegung  der  täglichen  Regierungssorgen  entrückte 
Stellung  Garantie  für  einen  richtigen  Entscheid  in  sich  trägt, 
sei  es  einer  besondem,  aus  Statsmännern  und  Juristen 
gemischten  Behörde,  zugewiesen  wird.*^ 

>  Früher  war  es  der  Statsrath  in  Frankreich,  der  über  Coafiicte 
entschied.  Die  frans.  Yerf.  t.1848,  §.  188,  ordnete  eisen  nns  MitglM- 
dem  des  Casiationshofs  und  des  BtaUraths  gemischten  Oericbtshof  aa. 
Die  belgische  Yerf.  §.  106  überweist  die  Conflicte  dem  Cnstalionsbut 
zur  Entscheidung.    In  Bayern  enticheidet  der  oberste   Gerichtshof  is 
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b)  Dagegen  ist  es  nur  eine  scheinbare   Ausnahme  Ton 
enem  Satze,   wenn  der  Fiscus  genöthigt  ist,  seine  Bechte 
ror  den  Gerichten  zu  verfolgen,  denn  der  Fiscns  ist  die  pri- 
vatrechtliche,  nicht  die  öffentliche  Seite  des  States.    Als 
Fiscus  ist  der  Stat  ein  bloszes  Individuum,  eine  juristische  Privat- 
person, den  andern  gleich,  und  somit  wie  diese  den  Gerichten 
als  Verwaltern  der  Gerechtigkeit  unter-  nicht  nebengeordnet. 
Nicht  jede  Yermögensforderong  des  States  aber  ist  eine 
fiscalische  (privatrechtliche).     Die   Steuern  voraus,   welche 
der  Stat  von  den  ünterthanen  erhebt,  betreffen  zwar  das  Pri- 
vatvermögen derselben,  und  haben  im  Gegensatze  zu  den  ge- 
iföhnlichen   politischen  Rechten  einen  pecuniären  Werth   und 
Gehalt.    Aber  der  Stat  legt  die  Steuern  auf,  nicht  als  ein 
Frivatglftubiger ,  sondern  indem  er  seine  rein  statliche  Hoheit 
über  die  Privaten  ausübt.     Er  steht  diesen  hier  nicht  als  ein 
Gleicher,   sondern  als  eine  höhere  Macht  gegenüber,  der  die 
Individuen  unterthan   sind,  mit  welcher  sie  nicht  als  Partei 
mit  der  Partei   streiten  können.    Die  Fragen  somit,   ob   eine 
Steuer  rechtmäszig  befohlen  worden  sei,   ob  gewisse  Classeu 
von  Personen  steuerpflichtig  seien  oder  nicht,  ob  bei  dem  An- 
sätze der  Steuer  diese  oder  jene  Yermögenssttlcke  in  Berech- 
nung zu  bringen  seien,   sind  keine  privatrechtlichen,  sondern 
öffentlich-rechtliche   Fragen    und   daher   von  der  Verwaltung 
oder    besser    von  den   Verwaltungsgerichten    zu   entscheiden. 
Auch  kann  zu  besserem  Schutze  der  Privaten,  dasz  nicht  ein 
willkürlicher  und  ungerechter  Miszbrauch   von   dem   Besteu- 
rungsrechte  gemacht  werde,  dafür  gesorgt  werden,  dasz  schon 
bei  der  Anlage  der  Steuern  die  Mitwirkung  einer  Jury   oder 
von  Experten  aus  dem  Volke  zugezogen  werde. 


einem  aus  4  Mitgliedern  dieses   und  3  höhern  Verwaltangsbeamten  ge- 
bUdeten  Senat  (Gesetz  ron  1850);  nach  der  preuszischen  Yerf.  §.96 
ein  Gerichtshof  (Gesetz ron  1 867).  Die  österreichische  Yerf.  rom 2 1 . Dec. 
1867  besteUt ein  Reichsgericht  nicht blosz fflr  Competenzconflicte  son- 
dern für  ÖffentUches  Recht. 
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In  einer  Beziehung  indessen  kann  ffiglieh  andi 
Steuerfrage  als  Ciyfljnstizsache  erklärt  and  behandelt 
Wenn  nämlich  das  Princip  der  Steuer  und  die  Grnndsirr- 
ihrer  Erhebung  nicht  bestritten  werden,  wenn  das  Hohen*- 
recht  des  States  flberall  nicht  in  Frage  steht,  sonden  vzr 
darüber  Widerspruch  erhoben  wird,  dasz  die  thatsIcUich^ 
Voraussetzungen  im  einzelnen  Falle  in  der  Person  des  Steoer- 
Pflichtigen  wirklich  Torhanden  seien,  welche  der  Steuerfcr- 
derung  als  priyatrechtliche  Unterlage  zu  Grande  Ik- 
gen,  z.  B.  wenn  das  Individuum,  von  welchem  eine  Steo':: 
verlangt  wird,  behauptet,  es  besitze  die  Verm^genastuckr 
nicht,  aufweiche  die  Steuer  verlegt  worden,  oder  es  hzt- 
nicht  so  viel  Vermögen,  als  bei  der  Ansetzung  der  Steor 
angenommen  worden,^  so  ist  es  offenbar,  dasz  hier  eis? 
privatrechtliche  Frage  zur  Beartheilung  kommt,  und  dein- 
gemäsz  haben  denn  auch,  wenn  auf  die  Natur  der  Ding«- 
geachtet  wird,  die  Gerichte  darüber  zu  urtheilen.  Aach  ai:: 
dieser  Seite  kann,  damit  nicht  hinwieder  die  Stellung  der 
Privaten  miszbraucht  werde,  um  sich  der  Steuer  zu  ent- 
ziehen, die  der  Stat  kraft  höherer  Autorität  auferlegt,  ein 
eigenthflmliches ,  die  Ansprüche  des  States  sicherndes  Ver- 
fahren vorgeschrieben  werden;  aber  die  Frage  selbst,  für 
deren  Beurtheilung  kein  statsrechtliches  Moment  zur  Sprache 
kommt,  ist  darum  doch  eine  Justizsache. 

*  Die  BeBtimmang  des  prenszisohen  Landrechta  Thl.  IL  Tit.  14, 
§.  78:  „Ueber  die  Verbindlichkeit  zur  Entricbtoiig  allgemeiner  Anlegea, 
denen  sSnimtliohe  Einwobner  dea  Stats,  oder  alle  Mitriieder  etner  n- 
wissen  Classe  desselben  nach  der  bestehenden  LandesTerfasran^  nnter» 
werfen  sind,  findet  kein  Procesx  *  statt,*  nnd  §.  79:  ,|Bebaiq>tet  aber 
Jemand  ans  besondem  GMnden  die  Beflreiong  ron  einer  soleben  Abgabe, 
oder  behauptet  er  in  der  Bestimmnng  seines  Antheils  Über  die  Oebabr 
belastet  zu  sein,  so  soll  er  darüber  rechtlich  gehört  werden*^  —  verdieat 
keinen  Tadel  In  dieser  Beziehong  scheint  mir  Stahl  (Statil.  IL  8.436)i 
der  sonst  in  dieser  Xiehre  gesnndere  Ornndsltze  Tertbeidigt,  als  riel« 
Juristen,  die  Regierungsgewalt  zu  sehr  auszudehnen,  nnd  auch  maaeb« 
neuere  Steuergesetze  in  Tersobiedenen  Staten  die  in  der  Katar  liegend« 
Sobranke  nicht  sorgOltig  genug  zu  achten. 
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e)  Auch  die  Yerfagungen  der  Polizei  beziehen  sich 
häufig  auf  das  Frivatrecht  und  beschränken  den  freien 
Gebraach  desselben  in  mannichfacher  Hinsicht.  Inwiefern 
hiebei  die  Polizei  den  Gesetzen  gemäsz  verfahren  sei,  ob  sie 
die  Yorgeschriebenen  Formen  des  Yer&hrens  beobachtet  habe, 
ob  der  Inhalt  ihrer  Yerfflgung  nothwendig  und  gerecht  sei, 
das  Alles  wird  um  jener  Beziehung  willen  nicht  zur  Justiz- 
frage; und  den  Gerichten  kann  der  Entscheid  darüber  nicht 
zustehen,  da  es  sich  hier  wieder  nur  um  Ausübung  der  poli- 
zeilichen Statshoheit  handelt.  Wenn  dagegen  die  priratrecht- 
liche  Unterlage  des  Polizeibefehls  selber  streitig  ist,  z.  B.  die 
Polizei  befiehlt  einem  Individuum  als  Hausbesitzer  eine  feuers- 
gefährliche Einrichtung  zu  entfernen,  oder  für  gehörigen  Wasser- 
abfiusz  zu  sorgen,  und  das  Individuum  bestreitet  seine  Yer- 
pfiichtung,  nicht  weil  in  solchen  Dingen  der  ünterthan  der 
Polizei  nicht  zu  gehorchen  habe,  sondern  weil  er  nicht  Haus- 
besitzer sei,  so  hat  diese  Frage  wieder  eine  rein  privatrecht- 
liche Katur  und  ist  als  Justizsache  zu  behandeln.* 


*  Zaoharift,  D.  Siatsreoht  (erste  Auflage)  n.  8.  175  macht  nach 
PfeifferB  und  Mittermaiers  Vorgang  das  Gericht  auch  cnmWfiohter 
der  formellen  Qesetzmftscigkeit  der  polizeilichen  Yerfttgang,  und 
behauptet,  «es  kSnne  (aus  diesen  und  den  obigen  Gründen)  die  Regie- 
rnngasache  lur  Justiz  Sache  werden.*^  Diese  Spraohwendung  lAstt 
den  Irrthnm  in  der  Auffassung  deutlich  erkennen.  Es  kann  durch  die 
positire  Cksetsgebung  was  Regiemngssache  ist,  als  Justizsaohe  erklftrt 
werden.  Es  kann  auch  die  Praxis  die  Natur  beider  in  einzelnen  Fällen 
Torkennen  und  rerweohseln,  aber  was  Regierungssache  ist,  das  kann  ge- 
rade weil  es  das  ist,  nicht  durch  eine  innere  Umwandlung  der  Natur  zur 
Jostinaohe  werden.  Wohl  können  beide  mit  einander  in  Beziehung 
stehen,  wie  in  den  obigen  Beispielen,  aber  da  war  Ton  Anfang  an  wie 
im  weitem  Verlauf  der  Dinge  die  eine  Frage  eine  Regierungs-,  die  an- 
dere eine  Justizsache.  In  der  zweiten  Auflage  II.  8.  101  ist  der  Aus- 
druck, aber  nicht  der  Sinn  Tcrbessert.  WennZacharift  einwirft,  ich  gebe 
keine  Bntscheidnngsnorm  Über  die  Collision  zwischen  öffentlichem  und 
PriTatrecht,  sondern  rerweise  nur  auf  das  GonflictTcrfiihren ,  so  beruht 
dieser  Einwand  auf  einem  MiszTerständnisz.  Die  Lösung  der  Schwie- 
rigkeit wird  immer   dadurch  Tollzogen,  dasz  man  im  einzelnen  FaU  das 
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d)  Ebenso  besieht  sich  die  Expropriation  wieder  auf 
das  Frivatvermögen;  und  auch  diese  Frage  ist,  soweit  sie  aal 
der  Ansfibimg  eines  statlichen  Hoheitsrechtes  beriiht,  eine 
Begiemngsfrage,  nnd  nur  die  damit  in  Zusammenhang  stehoide 
Eutschädigongsfrage  eine  Jnstizsache.  ^ 

2.  Sind  statliche  Hoheitsrechte  an  Privatper- 
sonen zn  eigenem  Bechte  verliehen  word^,  so  haben  sie  da- 
durch die  Beinheit  ihrer  statlichen  Natur  verloren,  und  sind 
zu  einem  Bestandtheile  der  individuellen  Bechtssphäre  geworden. 
Es  ist  daher  natürlich,  dasz  ein  Bechtsstreit  zwischen  dieser 
Frivatperson  und  einer  andern  über  den  umfang  ihres  Becht«^ 
als  Justizsache  behandelt  wird.  Dahin  geboren  vor  allen 
die  mancherlei  Gerechtigkeiten  und  Gerechtsame, 
welche  aus  der  Begalität  abgeleitet  und  zu  Frivatrecht  dem 
State  verliehen  worden  sind;  femer  ausnahmsweise  Be- 
freiungen von  der  gewohnten  Herrschaft  des  GffentlicheD 
Bechts,  die  von  dem  State  einzelnen  Frivaten  zugestanden 
worden  sind,  Immunitäten,  Steuerfreiheit. 

Das  Lebenssystem  des  Mittelalters  liesz,  überhaiipt  öffeDt- 
liebes  und  Frivatrecht  mischend,  derlei  Entäuszeningen  vou 
Hoheitsrechten  an  Frivaten  in  weit  mannichfaltigerer  Anwen- 


Element  des  Sffentliohen  Rechts  ron  dem  priratrechtiichen  sorgfUti^ 
sondert,  ui|d  jenes  als  Yerwaltungs-,  betiehnngs weise  YerwaHmg^gv^ 
liohtssaclie,  dieses  als  priTatreohtliche  Justissaohe  bebandelt  Die  Zweifel 
darüber  mfissen  aber,  wenn  Verwaltung  and  YerwaltungsgericKte  vm4 
Justii  rersohiedene  Ansichten  haben,  durch  ein  Verfahren  erledigt  wei^ 
den,  dessen  Autorität  sich  beide  Zweige  füg^n,  nnd  das  ist  das  Cooiiet* 
Terfahren.  Dasz  das  öffentliche  Recht  aber  dem  PriTatrecbt  ftberge 
ordnet  sei,  so  dasz  wo  jenes  nicht  neben  diesem  bestehen  kann,  dit*t* 
weichen  und  sich  modificiren  musz,  Tersteht  sich  aus  dem  Yerhihun 
des  States  zu  den  PriTaten  ron  selbst.  Wenn  aber  die  Bestmfvng  rm 
Polizeifibertretungen  den  Gerichten  zugewiesen  ist,  dann  ist  es  natariic^ 
auch  Sache  der  (Berichte,  die  Rechtmäszigkeit  (Gesetsmlsrigkeit>  toc 
PolizeiTCrordnungen  oder  Polizeibefehlen  zu  prüfen,  nnd  nur  wenn  «t 
Rechtsgebot  fibertreten  ist,  die  Strafe  auszusprechen. 
•  YgL  oben  Buch  H.  Cap.  26.  a  232  ff. 
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mg  zn.  Die  neuere  Zeit,  schärfer  trennend,  zieht  auch  hier 
e  Qestaltang  reiner  Frivatrechte  vor,  so  dasz  alle  hohei1>- 
shen  Elemente  in  der  Hand  des  States  selbst  zurfickbleiben, 
id  nie  Privaten  auch  im  Individnalbesitze  solcher  sind.  Es 
t  daher  der  Kreis  der  practischen  Anwendung  jenes  Satzes 
ddeutend  verengert  worden. 

3.  Wie  das  Gebiet  des  eigentlichen  Statsrechts  nicht  der 
ustiz  der  Civilgerichte  unterworfen  ist,  so  ist  dagegen  das 
;esammte  Gebiet  des  Pivatrechtes  ebenso  die  natflr- 
Lche  Amtssphäre  der  Justiz.^  Auf  diesem  Gebiete  darf 
lur  der  Gerechtigkeit,  und  nicht  dem  Willen  des  State  die 
Mscheidung  in  streitigen  Fällen  überlassen  werden,  denn 
lieses  Gebiet  gehört  als  solches  nicht  dem  State,  sondern  den 
Privaten  an,  und  es  ist  nur  die  Aufgabe  des  States,  sie  in 
lern  Genüsse  ihres  Rechtes  zu  schützen. 

Ein  Yerhältnisz,  in  welchem  die  reine  Natur  des  Frivat- 
rechtes  unzweideutig  vorliegt  und  wo  dennoch  Bedenken  ent- 
stehen, bedarf  näherer  Erwägung.    Alle  Entschädigungs- 
ansprüche nämlich,  welche  ein  Individuum  an  ein  anderes 
oder  an  den  Fiscus  stellt,  sind,   man  mag  auf  ihre  subjective 
Beziehung  oder  auf  ihren  Inhalt  sehen,   reine  Privatfor- 
derungen, und  gehören  somit  als  solche  immer  zur  Beur- 
theilung  an    das   Civilgericht.     Ob  die  Forderung  gut  oder 
schlecht  begründet   sei,    das  ist  wohl  für  das  ürtheil,  aber 
nicht  fQr   die  Frage  der  Competenz   von  Erheblichkeit.    Wie 
aber  nun,  wenn  der  Fiscus  mit  einer  Entschädigungsklage  b^ 
langt  wird,  weil  der  Stat  eine  unrechtmäszige  Steuer  erhoben 
habe,    oder  weil  die  Polizei  willkürlich  den   Gewerbsbetrieb 
eines  Privaten  gehenunt  und  ihm  so  Schaden  zugefügt  habe; 
oder  wenn  ein  Individuum  mit  einer  Entschädigungsklage  be- 


'Belgische  Verf.  §.  92:  „Die  Streitigkeiien,  welche  bttrgerlicb# 
Rechte  zum  Gegenstände  haben,  gehören  aosschlieszlich  tot  dieTribonale**' 
HolUndiBche  §.  148. 

Blnntichll,  aUremalBM  StoteMbt,  U.  17 
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langt  wird,  weil  es  als  Beamter  dem  EUgsr  ünnclit 
und  seine  Interessen  verletzt  habe?  Wird  nidit  diank  Be- 
wahrung der  civilrechtlichen  Competenz  mittelbar  die  Comff- 
tenz  der  Regierung  gefährdet,  und  auf  einem  Umwege  wieder 
was  als  Ausübung  öffentlicher  Functionen  jener  enixogea  i&. 
dieser  vorbehalten  worden,  dem  Entscheide  jener  zog^iKkr' 
Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dasz  auf  solchem  Wege  veisoci 
werden  kann,  die  naturgemäsze  Competenzausseheidui^  r. 
verrücken,  und  manche  Juristen  sind  auch  geneigt,  diese  Ver- 
suche zu  Gunsten  der  Privaten  zu  unterstützen  und  di«  ge- 
richtliche Competenz  bei  solcher  Gel^enheit  möglichst  anszi- 
dehnen.  Auf  der  andern  Seite  ist  aber  auch  öfter  schoD  dur.  i 
gesetzliche  Bestimmungen  oder  durch  das  Conflict¥er&lii& 
die  Civilgerichtsbarkeit  in  Fällen  gehenmit  worden,  wo  s^? 
nach  der  Natur  der  Dinge  competent  war. 

Nur  die  Beziehung,  in  welche  hier  reines  Privatrecht  n 
reinem  öffentlichen  Hechte  gesetzt  wird,  der  CaasalzuaammeL- 
hang,  in  welchem  sie  zu  einander  stehen,  kann  einige  Schwir- 
rigkeit  erzeugen.     Dieselbe  ist  aber   leicht  zu    lösen,   wen: 
man  einfach   dem  Grundsätze  treu  verfährt,  dasz  über  ject-? 
dem  Civilgerichte,  über  dieses  den  Begierungsstellen  der  Ec:- 
scheid  gebührt.   Der  mit  einer  Schuldforderung  belangte  FisciL- 
musz  immer  vor  dem  Civilgerichte  Bede  stehen,   auch  wenn 
er  in   keiner  Beziehung  Schuldner  des  Klägers  ist,  eben^ 
jeder  Privatmann,  auch  wenn  er  zugleich  Beamter  ist.    Wem 
es  dann  aus  den  Verhandinngen  des  Processes   klar  wird  -* 
was  in  solchen  Fällen   gewöhnlich  leicht  ersichtlich   ist  — 
dasz  eine  Verletzung  des  Privatrechtes  des  Elägers  überaH 
nicht  vorliege,  weil  die  Regierung  oder  der  Beamte  nur  die 
dem  State  zustehende  Herrschaft  (Amtsgewalt)  über  die  Ein- 
wohner ausgeübt  habe,  so  wird  die  Klage  sofort  abzuweisen 
sein.    Wenn  aber  dem  Civilrichter  das  Gegentheil  klar  wird 
dasz  der  Beamte  auszerhalb  seiner  amtlichen  Competenz  ge 
handelt  und  somit  aus  Dolus  oder  Culpa  die  Privatsphäre  des 
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k^ldgers  verletzt  habe,  8o  ist  er  befugt  und  verpflichtet,   den 
Kläger  in  seinem  gestörten  Privatrechte  zu  dchützeu  und  ihm 
1  ie  gebührende  Entschädigung  zuzusprechen.  Indem  der  Richter 
M>    urtheflt,  urtheilt  er  immer  nur  über  Civilrecht  und  von 
L^ivilrechtlichem   Standpunkte   aus.     Möglich  ist  es  indessen, 
dsLSz   die  Beurtheilung  der  Frage,  ob  ein  Civilunrecht  da 
s  e  i,  in  Conflict  gerftth  mit  dem  Entscheid  über  die  Frage,  ob 
O  f  fentliches  Becht  ausgeübt  worden  sei;  und  da  musz 
ee,    wenn  erst  ein  solcher  Conflict  entstanden  ist,  auch  der 
Regierung  zustehen,  ihre  Competenz  in  dieser  Begierungssache 
zu  handhaben  und  zu  vertreten,  wie  dem  Gerichte  die  seinige 
in   der  Justizsache.    Dann  kann  ein  solcher  Streit,  der  nicht 
mehr  zwischen    den  Parteien  jenes  Processes,   sondern    nun 
zwischen  Begierung  und  Gericht  geführt  wird,  auf  dem  Wege 
des    Conflictverüahrens  ausgetragen   werden.     Die  principielle 
Erledigung   desselben  aber  ist  wieder  einfach.    Die  definitive 
Entscheidung   über  jene    Begierungsfrage   gebührt    natürlich, 
wenn  nicht  in   bestimmten  Fällen   zu    besonders    wirksamer 
Abwehr  von  Amtsmiszbrauch  das  Gesetz  eine  Ausnahme  an- 
ordnet, der  Verwaltung  oder  der  Verwaltungsrechtspflege,  und 
das  Gericht,  welchem  dieselbe  als  Voraussetzung  dient  für  die 
Beurtheilung  des  Civilanspruchs,  musz  sich  an  jene  Entschei- 
dung halten. 

4.  In  der  Begel  stehen  die  statlichen  Bechte  dem  State 
zu.  Es  gibt  aber  auch  politische  Bechte,  welche  den 
Individuen  zukommen,  und  sogar  solche,  welche  nicht  zu- 
gleich öffentliche  Pflichten,  sondern  Bechte  sind,  welche  der 
freien  Benutzung  der  Individuen  anheimfallen.  Es  liegt  somit 
hier  eine  stufenweise  Annäherung  an  das  Privatrecht  vor. 
Von  der  erstem  Art  sind  z.  B.  die  Pairsrechte,  die 
Bechte  der  einzelnen  Abgeordneten  der  Kammer,  die  Militär- 
dienstpflicht, die  Verpflichtung,  ein  Amt  zu  übernehmen,  von 
der  letztem  die  Stimmrechte  der  Urwähler,  die  Wählbarkeit 
za  öffentlichen  Aemtern,  das  Becht  eine  Zeitung  zu  redigiren, 

17* 
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▼on  dem  State  und  im  Widers pr ach  mit  dem  beBtehMöa 
State  als  Offenbarung  eines  göttBehen  IndiTidirama  in  die 
Welt  gekommen,  nnd  sie  hat,  obwohl  miszaditet  und  reifelgt 
▼on  dem  State,  die  Gemüiher  ihrer  ersten  Bekomer  ergrifa 
nnd  ihr  Beidi  ausgebreitet.  Der  Stifter  selbst  war  „wdl  m 
Gott  geUstert  habe,^*  als  ein  StatsTeibredier  ron  don  judiscto 
Senate  Tenirtheilt  nnd  hingerichtet  worden.  Viele  sezier 
Jlfaiger  und  Nachfolger  bnszten  mit  drai  Leben  üiieD  Wid^- 
spmch  gegen  die  herrschende  Statsreligioni  nnd  starben  für 
die  Wahrheit  ihres  Glaubens  den  irdischen  Tod,  voller  Znrer- 
sidit  des  ewigen  Lebens  ihrer  Seele. 

Ans  diesen  Erlebniszen  mnszten  zwei  FnndamentiJsite 
von  groszer  Tragkraft  den  Christen  offenbar  werden :  1)  Die 
Beligion  ist,  wie  nicht  das  Prodnct  des  States,  so  andi  in 
ihrem  Wesen  yon  dem  State  unabhängig.  2)  Die  Be- 
ligion  erfällt  das  Individnum  mit  göttlichem  Geiste,  nod 
verbindet  die  unsterbliche  Seele  mit  Gott.  Sie  ist  daher 
überall  kein  Yerhftltnisz  des  menschlichen  Bechis,  sonden 
gehört  wesentlich  dem  ewigen  und  geistigen  Beiche  u, 
Ton  dem  Christus  gesagt:  „Es  ist  nicht  yon  dieser  Welt.~ 

Der  erstere  negative  Satz  fand  frflher  allgemeiDes  Yer- 
stftndnisz  und  Anerkennung,  als  der  zweite  positive.  Dk 
christliche  Kirche  war  seit  ihrem  Bestände  immer  geneigt 
die  XJnabhftngigkeit  der  Beligion  von  dem  Willen  und  den 
Gebote  des  States  zu  behaupten  und  zu  vertreten.  Sie  er- 
kannte darin  auszer  der  göttlichen  Wahrheit  auch  den  fest« 
Grund  ihrer  eigenen  Selbständigkeit  dem  State  gegen- 
über. Wenn  es  daher  auch  später  noch  „Statsreligionen*- 
gab,  so  hatte  das  Wort  doch  einen  andetn  Sinn  bekonuneiL 
Sie  war  keine  statliche,  keine  nationale  Bdigiea 
mehr.  Sie  leitete  auch  ihre  Wahrheit  und  Geltni^  nicht 
von  dem  Gesetze  des  States  ab,  sondern  suchte  und  fiuid 
ihre  innere  Begründung  in  einer  Offenbarung,  die  in  keiner 
Beziehung    in   dem  Beiche  der  Statsmacht  lag   noch  li^en 
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le  Unterhaltongspflicht  von  Brflcken  und  Wegen ,  soweit 
Lcht  ausnahmsweise  eine  privatrechtliche  Begrfindnng  yorliegt, 
Ls  Verwaltnngs-  oder  eher  als  verwaltangsgerichtliche  Sachen 
a  behandeln.  Streitigkeiten  zwischen  der  Mehrheit  and  Mind- 
erheit einer  Gemeinde  oder  Corporation  Aber  die  Gültigkeit 
on  Beschlflssen  sind,  soweit  die  Statsanfsicht  reicht,  Yer* 
raltungs-  oder  Yerwaltungsgerichts-,  soweit  dieselben  sich  in- 
lerhalb  der  freien  Privatsphäre  bewegen,  Civiljustizsache.  Die 
Organisation  endlich  und  die  Begründung  und  Auflösung  der 
Dffenüichen  Corporationen  und  sogar  von  reinen  l^riTatcorpo- 
rationen  und  Genossenschaften,  insofern  öffentliche  Inte* 
ressen,  wie  z.  B.  bei  Actiengesellschaften  die  Bflcksicht  auf 
die  Sicherheit  des  Credits,  in  Berücksichtigung  kommen,  was 
freilich  bei  den  letztern  nur  ausnahmsweise  der  Fall  ist,  fallen 
wieder  in  den  Bereich  der  Yerwaltungs-  oder  der  rerwaltungs- 
gerichüichen  Competenz,  welche  alleia  jene  Bflcksichten  zu 
würdigen  im  Stande  ist. 

b)  Die  StandesTerhftltnisse  ferner  haben  eine  pri- 
YatrechÜiche  und  eine  öffentliche  Seite.    Die  Fragen   freilich 
über  eheliche  oder  uneheliche  Geburt,    Paternität, 
Verwandtschaft,  über  Art  und  Grad  derselben  sind  reine 
Justizsache,  weil  rein  privatrechüich.    Die  Frage  über  Indi- 
genat,  Statsbürgerrecht  und  Gemeindebürgerrecht 
aber  gehört  vorzugsweise  dem  öffentlichen  Bechte  an,  und  es 
ist  daher  richtiger,  wenn  sie  nicht  als  blosze  Folge  der  Frage 
über  die  eheliche  Geburt  erscheint,   als   Yerwaltungs-  oder 
verwaltangsgerichtliche  Sache  zu  behandeln.^    Wenn  die  ver- 
schiedenen Stände,  in  die  sich  das  Yolk   theilt,  noch  eine 
hauptsächlich    privatrechtliche  Bedeutung  haben   —   in  dem 
Mittelalter  war  das  in  höherem  Masze  der  Fall  als  gegen- 

*  So  in  Deutschland  gewöhnlich.  Dagegen  Belgische  Verl 
§.  93:  „Die  Streitigkeiten,  welche  statsbflrgerliche  Rechte  zum  Gegen- 
stand haben,  gehören  ror  die  Tribunale,  mit  Vorbehalt  der  durch  das 
Gesetz  bestimmten  Ausnahmen.'* 
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von  dem  State  und  im  Widerspruch  mit  dem  bestdMiida 
State  als  Offenbarung  eines  götüiehen  IndiTidoiuns  in  die 
Welt  gekommen,  und  sie  hat,  obwohl  miszachtet  und  Teifolgr. 
von  dem  State,  die  Oemüther  ihrer  ersten  Bekenner  ergrifa 
und  ihr  Beich  ausgebreitet.  Der  Stifter  selbst  war  „weil  er 
Gtott  gelästert  habe,*'  als  ein  Statsverbrecher  yon  dem  jfidisciec 
Senate  yerurtheilt  und  hingerichtet  worden.  Viele  semer 
Jflnger  und  Nachfolger  büszten  mit  dem  Leben  ihren  Wider- 
spruch gegen  die  herrschende  StatsreligioUi  und  staitai  fv 
die  Wahrheit  ihres  Glaubens  den  irdischen  Tod,  voller  ZuTcr* 
sieht  des  ewigen  Lebens  ihrer  Seele. 

Aus  diesen  Erlebniszen  muszten  zwei  FundamentaJsitR 
Ton  groszer  Tragkraft  den  Christen  offenbar  werden:  1)  Die 
Beligion  ist,  wie  nicht  das  Product  des  States,  so  andi  a 
ihrem  Wesen  von  dem  State  unabhängig.  2)  Die  Be- 
ligion erfüllt  das  Individuum  mit  göttlichem  Greirte,  od 
verbindet  die  unsterbliche  Seele  mit  Qott.  Sie  ist  daher 
überall  kein  Yerhftltnisz  des  menschlichen  Bechis,  aonden 
gehört  wesentlich  dem  ewigen  und  geistigen  Beiche  aa. 
von  dem  Christus  gesagt:  „Es  ist  nicht  von  dieser  Welt** 

Der  erstere  negative  Satz  fand  früher  allgemeines  Ter- 
stftndnisz  und  Anerkennung,  als  der  zweite  positive.  Die 
christliche  Kirche  war  seit  ihrem  Bestände  immer  geneigt 
die  XJnabhftngigkeit  der  Beligion  von  dem  Willen  nnd  des 
Oebote  des  States  zu  behaupten  und  zu  vertrete.  Sie  er- 
kannte darin  auszer  der  göttlichen  Wahrheit  andi  den  fest« 
Grund  ihrer  eigenen  Selbständigkeit  dem  State  gegen- 
über. Wenn  es  daher  auch  später  noch  „Statsreligioneo'* 
gab,  so  hatte  das  Wort  doch  einen  andern  Sinn  bekommen. 
Sie  war  keine  statliche,  keine  nationale  BeligioD 
mehr.  Sie  leitete  auch  ihre  Wahrheit  und  Oettni^  nidit 
von  dem  Gesetze  des  States  ab,  sondern  suchte  nnd  fimd 
ihre  innere  Begründung  in  einer  Offenbarung,  die  in  keiner 
Beziehung    in  dem  Beiche  der  Statsmacht  lag   noch  lieg« 
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6.  Der  Gegensatz  der  strafrechtlichen  Gerichts- 
irkeit  und  der  sichernden  Zncht  der  Polizeigewalt 
orde  oben'  schon  erörtert.  Die  nähere  Begränznng  beider 
ebiete  wird  in  nenerer  Zeit  gewöhnlich  durch  das  Strafge- 
»tz  bestinunt. 

*  Bnoh  yn.  Cap.  9. 


Von  der  Culturpflege  des  States. 


Erstes  Gapitel. 

YerbftUnisz  des  States  zur  Religion. 

Religion  und  Kirche  sind  zwei  sehr  Tersdiiedec«. 
obwohl  häufig  verwechselte  Begriffe.  Die  Religion  ist  die  Ver- 
bindung des  Menschen  mit  Gott,  die  Kirche  ist  die  Gemeic- 
Schaft  der  Gläubigen  zur  Gottesverehrung.  Das  Wesen  d*^: 
Religion  liegt  in  der  unsichtbaren  Einigung  der  mensdüicfaes 
Seele  mit  Gott,  und  in  ihrer  ErfQllung  durch  Gott,  die  Kin^he 
aber  ist  ein  sichtbarer  Organismus  der  Gemeinschaft,  eine  An- 
stalt zur  Offenbarung  und  Reinigung  des  religiösen  Lebens. 

Dem  Alterthum  war  diese  wichtige  Unterscheidung  noch 
nicht  klar.  In  den  ersten  Jahrtausenden  der  Menschheit  war 
das  Gefühl  der  Abhängigkeit  der  Menschen  von  Gtott  und  des 
Göttern  so  überwältigend,  dasz  es  gleichmäszig  das  ganze  Volt 
umfaszte,  und  zugleich  den  Stat  und  alle  seine  InstitntiooeD 
erfüllte  und  beherrschte.  Zuerst  regierten  die  Götter  selbst. 
ihren  Willen  den  Priestern  offenbarend.  Die  Theokratie  ist 
die  Urform  der  ältesten  Staten. 

Später  wurde  die  Regierung  Menschen  zugeschrieben  und 
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dvertraut,  aber  die  Religion  blieb  Statsreligion.  Jeder 
tat  liatte  seine  besondeni  Götter,  wie  seine  eigentiiümlichen 
ünrichtnngen  nnd  Oesetze,  und  um  die  Götter  der  andern 
»taten  kflmmerte  er  sich  wenig.  In  jedem  State  war  es  Bür- 
:erpflicht,  die  Statsgötter  in  der  rorgeschriebenen  Weise  zu 
'^erehren.  Nichtachtung  derselben  galt  als  Auflehnung  gegen 
lie  Majestät  des  States,  und  war  ein  Statsverbrechen.  Die 
7on  den  Bömem  besiegten  Völker  wurden  genöthigt,  denGöt- 
kern  der  Sieger  zu  huldigen;  aber  ihre  nationalen  Götter  wur- 
den ihnen  nicht  genommen,  so  wenig  als  manche  andere  na- 
tionale Einrichtungen.  In  dem  groszen  Bömerreiche  häuften 
sich  die  Religionen  wie  die  Völker,  neben  einander  und  einan- 
der duldend.  Aber  die  Duldung  war  zunächst  nicht  für  die 
Individuen,  sondein  für  die  Nationen  gewährt.  Und  über  allen 
Göttern  erhaben  thronte  der  CapitoliDische  Jupiter. 

Erst  Christus  brachte  eine  gründliche  Umgestaltung  dieser 

Vorstellungen.     Christus  lehrte  nicht  eine  Religion,  wie  sie 

das  römische  Reich    oder  der  jüdische   Stat    vorgeschrieben 

hatten.    Er  war  kein  Priester  und  Verkündiger  einer  Stats- 

religion;  er  hatte  auch  weder  Auftrag  noch   Vollmacht  von 

dem  State.    „Ich   komme  von  Gott;   ich  bia  nicht  von  mir 

selbst  gekommen,  sondern  er  hat  mich  gesandt/'    „Wie  mich 

mein  Vater  belehret  hat,  so  rede  ich.*'    So  unmittelbar  war 

er  sich  seiner  göttlichen  Mission,  seiner  Einheit  mit  Gott  be- 

wuszt,  und  so  Gottes  voll  war  sein  Geist,  dasz  er,  wie  kein 

anderer  Prophet  es  gewagt,   getrost  sagen  konnte,   nicht  wie 

die  andern;  „Der  Herr  spricht,''  sondern:   „Wahrlich,   ich 

sage  each"  etc.:   „Ich  bin  die   Wahrheit  und  das  Leben." 

Dieser  Gott  aber,  von  dem  seine  Seele  erfüllt  war  vollkommen, 

ganz  und  gar,  war  nicht  mehr  ein  Nationalgott,  wie  auch  der 

alte  Jehovah  der  Juden  gewesen.    Christus  verehrte  in  dem 

Einen  Gott,  zu  dem  er  betete,  den  allmächtigen  Schöpfer  der 

Welt,  den  Vater  aller  Menschen. 

Die  christliche   Religion    ist    somit   unabhängig 
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von  dem  State  und  im  Widerspruch  mit  dem 
State  als  Offenbarung  eines  göttlichen  Indifidniuiis  m  die 
Welt  gekommen,  und  sie  hat,  obwohl  miszachtet  und  rerfolr. 
von  dem  State,  die  Oemtither  ihrer  ersten  Bekeimer  ergrifs 
und  ihr  Beich  ausgebreitet.  Der  Stifter  selbst  mx  tj^eSl  er 
Ctott  gelftstert  habe,''  als  ein  Statsverbrecher  von  dem  jfidisdis 
Senate  vemrtheilt  und  hingerichtet  worden.  Yide  Btiaa 
Junger  und  Nachfolger  bfiszten  mit  dem  Leben  ihreo  Wider- 
spruch gegen  die  herrschende  Statsreligion,  und  staiiMB  fir 
die  Wahrheit  ihres  Olaubens  den  irdischen  Tod,  voller  Zovcr- 
sieht  des  ewigen  Lebens  ihrer  Seele. 

Aus  diesen  Erlebniszen  muszten  zwei  Fundamentalsitie 
von  groszer  Tragkraft  den  Christen  offenbar  werdm:  1)  Die 
Beligion  ist,  wie  nicht  das  Product  des  States,  ao  maA  ia 
ihrem  Wesen  von  dem  State  unabhängig.  2)  Die  Se- 
li^on  erfallt  das  Individuum  mit  gOtUichem  Geiste,  od 
verbindet  die  unsterbliche  Seele  mit  Grott.  Sie  ist  daher 
überall  kein  Yerhftltnisz  des  menschlichen  Bechts,  sonden 
gehört  wesentlich  dem  ewigen  und  geistigen  Beicbe  u. 
von  dem  Christus  gesi^:  „Es  ist  nicht  von  dieser  Welt- 

Der  erstere  negative  Satz  fsud  frflher  allgemeines  Ter- 
stftndnisz  und  Anerkennung,  als  der  zweite  positiTe.  Die 
christliche  Kirche  war  seit  ihrem  Bestände  immer  geneigt 
die  Unabhängigkeit  der  Beligion  von  dem  Willen  und  dn 
Gebote  des  States  zu  behaupten  und  zu  vertreten.  Sie  er* 
kannte  darin  auszer  der  göttlichen  Wahrheit  auch  den  feata 
Grund  ihrer  eigenen  Selbständigkeit  dem  State  gegee- 
fiber.  Wenn  es  daher  auch  später  noch  „StatsreligioneD- 
gab,  so  hatte  das  Wort  doch  einen  andern  Sinn  bekommea. 
Sie  war  keine  statliche,  keine  nationale  BaUgin 
mehr.  Sie  leitete  auch  ihre  Wahrheit  und  Gtettang  nidit 
von  dem  Gesetze  des  States  ab,  sondern  suchte  und  htA 
ihre  innere  Begrflndung  in  einer  Offenbarung,  die  in  koner 
Beziehung   in  dem  Beiche  der  Statsmacht  lag   noch  liegea 
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iroDDte.  Statsreligion  konnte  demgemftsz  nur  noch  bedeuten, 
lie  von  dem  State  als  wahr  erkannte  und  anerkannte 
Religion,  die  Religion,  deren  Gebot  der  Stat  selbst 
üch  unterwarf.  Nicht  weil  der  Stat  sie  gutgeheiszen 
liatte,  galt  sie,  sie  bedurfte  der  statlichen  Autorität  nicht, 
sondern  umgekehrt,  der  Stat  gehorchte  der  göttlichen  Auto- 
rit&t,  indem  er  sie  auch  als  seine  Religion  bekannte. 

Nicht  zu  allen  Zeiten  ebenso  gfinstig  war  die  Kirche 
dem  zweiten  Satze,  auf  dem  das  Frindp  der  sogenannten 
individuellen  Gewissensfreiheit  ruht.  Vielmehr  wenn 
das  individuelle  Bewusztsein  in  Glaubenssachen  zu  Zwiespalt 
kam  mit  ihrem  gemeinsamen  Bekenntnisz,  so  nahm  sie  nicht 
selten  das  Schwert  des  States  zu  Hülfe,  und  versuchte  alle 
Qualen  und  Leiden  der  statlichen  Straf gerichtsbarkeit,  um 
auch  die  unsterbliche  Seele  nach  ihrem  Willen  zu  zwingen. 
Dem  State  verstattete  sie  nicht  Herrschaft  zu  üben  über 
ihren  Glauben,  aber  sie  selber  übte  während  Jahrhunderten 
mit  Mitteln  der  Statsgewalt  Herrschaft  über  den  Glauben  der 
Individuen.  Es  bedurfte  groszer  Erfahrungen  und  Kämpfe, 
bis  Stat  und  Kirche  sich  endlich  davon  überzeugten,  dasz  ein 
solches  Verfahren  dem  Grundprincip  des  Christenthums  zu- 
wider sei. 

Herrschaft  kann  somit  der  Stat  gar  keine  anspre- 
chen, soweit  das  geistige  Gebiet  der  Religion  reicht.  Aber 
damit  allein  ist  das  Rechtsverhältnisz  des  States  zur  Religion 
noch  nicht  bestimmt.  Vielmehr  ist  dieses  nach  zwei  Seiten 
hin  noch  näher  zu  erwägen  und  zwei  Hauptfragen  zu  beant- 
worten: 

L  Wie  ist  das  rechtliche  Verhältnisz  des  States  zu  dem 
religiösen  Leben  der  Individuen? 

n.  Wie  ist  sein  Verh&ltnisz  zu  dem  Dasein  und  Leben 
der  religiösen  Gemeinschaften,  Kirchen  und  Secten? 
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Zweites  GapiteL 

I.  Der  Sehntx  der  indiridaeOeii  Beli^^onsfreiheit.     Bekenntni^zfreiheit. 

1.  Das  religiöse  Leben  der  Seele  ist  wie  aOes  inam 
Geistes-  und  Gemüthsleben  des  Mensehen  dem  menschlicha 
Rechte  entzogen  nnd  der  Herrschaft  des  States  nicht  nnt«r* 
tfaan.  Die  Unabhängigkeit  derselben  Toin  State  yersteht  siel 
schon  deszhalb  von  selbst,  weil  dieser  nicht  in  die  Seele  hineis- 
sieht,  noch  eine  Macht  hat  über  ihre  Gredanktti  nnd  Gefabk. 
Sein  Gebiet  ist  ein  sichtbares,  seine  Ordnung  eine  leiblidie. 
Das  religidse  Leben  des  Indiyidnnms  kann  in  den  Bereich  dcf 
menschlichen  Rechtes  erst  dann  kommen,  wenn  es  sich 
inszerlich  knnd  gibt  Die  religiöse  Freiheit  oder  di« 
Gewissensfreiheit  ist  somit  nicht  ein  Erzengnisz  der  mensdh 
liehen  Bechtsentwickdnng,  nnd  wenn  wir  anf  das  Wesen  selKs, 
fiberall  kein  (menschlicher)  Rechtsb^riff.  Sie  ist  Ton  Gott 
in  die  menschliche  Seele  gepflanzt,  nnd  Gott  hat  sich  vorbe- 
halten anf  unsichtbaren  Wegoi  die  Seele  zn  ergreifen  nnd  n 
orf&llen,  nnd  so  anch  ihr  unsichtbare  Wege  zn  sich  oöffiiet 
Die  Freiheit,  die  er  ihr  g^ben  und  Tor  der  Gewalt  des 
States  durch  ünsichtbarkeit  geschützt  hat,  gehört  zu  dem  ewi- 
gen Reiche,  in  dem  nicht  der  irdische  Stat,  sondern  Gott  selber 
herrscht  Dieselbe  in  Ehrfordit  anzuerkennen  und  gewih* 
ren  zu  lassen  ist  daher  Pflicht  des  States,  dem  es  klar  sein 
musz,  dasz  er  hier  an  die  Grinzen  seiner  Macht  gekooh 
men  ist 

2.  Ist  so  die  individuelle' Glaubensfreiheit  eine 
sittliche,  auszerhalb  des  Staisbereiches  wunelnde,  so  erscbont 
dagegen  die  Freiheit  des  Bekenntnisses  auch  iusserlielu 
und  wird  so  wenigstens  erfaszbar  für  das  menschlidie  Recht 
Sie  ist  voraus  eine  Folge  der  erstem,  und  folglich  wie  jene 
auch  zunächst  von  dem  State  einfach  anzuerkennen.  In  der 
That  I2szt  sich  gegen  den  Satz,  den  Yinet  mit  so  groszem 
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Smst  und  Nachdruck  ausgesprochen  hat,  nichts  einwenden: 
Die  freimOthige  Offenbarung  der  religiösen  üeberzeugung  ist 
in  Recht,  weil  eine  P flicht. ''^  Aber  weil  und  insofern  das 
iekenntnisz  sich  äuszerlich  kund  gibt,  so  findet  es  in  dem 
dasein  der  ftuszem  Bechtsordnung  theils  Schutz,  theils  Schranken, 
lie  es  beachten  musz,  und  wird  so  die  ursprünglich  unend- 
liche Freiheit  derselben  durch  das  Hecht  geschützt  und 
t>egr&nzt,  ihr  Begriff  um  dieser  Begränzung  willen  auch 
zum  Rechtsbegriff. 

3.  Des  statlichen  Schutzes  bedarf  die  Bekenntnisz- 
freiheit  des  Individuums,  weil  dieses  ohne  denselben  zwar  die 
Freiheit  zu  glauben  hätte,  aber  an  der  Offenbarung  und  Be* 
kundung  seines  Glaubens  gehindert  werden  könnte.  Wegräu- 
mung  jedes  Zwanges  und  Behinderung  jeder  Ver- 
folgung des  Individuums  um  seines  Bekenntnisses  willen  ist 
daher  eine  Sorge  des  States.*  Sie  ftuszert  sich  in  folgenden 
Anwendungen : 

a)  Der  Stat  selbst  darf  keinen  Zwang  üben,  um  das 


I  Vinet  „Essai  snr  la  manifestaiion  des  conyictions  r^ligieuses.'^  p. 
190:  „La  franohe  manifestaiion  des  conyictions  r61igieuses  est  un  droit 
puisqo'elle  est  un  devoir^'*'  und  anderwärts:  „Gott  ist  die  Wahrheit.  Der 
Mensch  soll  wahr  sein  und  wahr  sein  dfirfen.*^  Schon  Tertnilian  bei 
Böhringer  Kirche  Christi  I.  8.  286:  „Wer  die  Wahrheit  erkannt  hat, 
kann  nicht  anders,  er  masz  ihr  anhangen.**  Ein  ebenso  aufrichtiger  als 
beredter  Vertreter  der  Bekenn tniszfreiheit  ist  der  Amerikaner  Chan- 
ning,  mit  dem  Yinet  in  den  Grandansichten  —  beide  gehen  romlndi- 
Tiduom  aus  —  merkwürdig  fibereinstimmt,  obwohl  dieser  Ton  jenem  erst 
in  seinem  ipätern  Alter  die  Kunde  bekommen  hat. 

'  Yinet  yerwirft  in  der  Tendenz,  das  religiöse  Bekenntniss  ySllig 
frei  und  unabhängig  Ton  dem  State  zu  stellen,  selbst  den  Schutz  des 
States.  Er  fOrehtet,  daiz  aus  dem  Schutze  die  Verfolgung  henror- 
gobe.  „Jede  geschützte  Religion  %  sagt  er,  „wird  yerfolgen,  und  sie  wird 
68  thun  fär  ein  Jota  Ton  Theologie,  für  ein  Atom  Ton  Philosophie.  Es 
gibt  aber  nichts  entsetzlicheres  auf  der  Welt  als  die  Tyrannei  des  dog- 
matischen Eifers.*  Aber  wer  kann  denn  das  Indiriduum  Tor  dieser  Ver- 
folgung der  kirchlich  gereizten  Mächte  bewahren  als  der  Stat,  welcher 
^e  indiTidneUe  Bekenntniszfreiheit  als  solche  in  seinen  Schutz  nimmt  f 
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iDdiTidmim  za  einem  Bekamtnisse  zu  oötliigen,  wdcbes  il- 
dem  Glauben  desselb^  im  Widersprach  ist,  somit  tmi  dieser 
Indiyidnom  doeh  nnr  eine  Lüge  oder  Heuchelei  w&re. 

Dem  ganzen  christlichen  Ifiittelalter  war  dieses  Prise; 
fremd.  Mit  Feuer  und  Schwert  wurde  der  Glaube  Tobreiiec 
und  wurden  die  Besiegten  gezwungen,  sieh  m  da  Bdigio;: 
der  Sieger  zu  bekennen«  War  das  Bekenntnisz  aoeh  aniaaz* 
nur  auf  den  Lippen,  nicht  in  den  Herzen,  so  hofften  die  glas- 
benseifrigen  Sieger  doch,  dasz  die  Macht  der  tod  ihnen  ge- 
glaubten Wahrheit  später  auch  die  Seele  der  Besiegten  eis- 
nehme,  und  so  auch  fttr  sie  zu  voller  Wahrheit  werde;  as^ 
allerdings  hinderte  die  unreine  Form  der  ersten  Nöthiga&t' 
zum  Christenthum  nicht,  dasz  dieses  feste  Wurzeln  scUbl 
und  nach  und  nach  mit  seinem  eigenen  Geiste  die  bekehrt«?.. 
Völker  befruchtete. 

Jener  Zwang  aber  war  weder  dem  Geiste  des  Christas 
thums  gemäsz  —  Christus  hatte  jede  äuszere  Gewalt  Termir- 
den,  und  auch  seinen  Jüngern  unter»^  —  noch  in  Har- 
monie  mit  dem  wahren  Rechte  des  States.  In  unserer  Zen 
ist  der  reinere  Grundsatz  nun  zu  allgemeiner  Anerkennung 
gelangt.  ^ 

'  Preuszisohes  Landreoht  II.  11,  %.  i  —4 :  «Jedem  Binwohaer  in 
State  steht  ffir  seine  Person  ToUkommene  Glaubens-  nnd  Gewissaasfrafteit 
EU«  Die  Begriffe  der  Einwohner  des  Stats  Yon  Gott  und  fftttüdMi 
Dingen,  der  Glaube  nnd  der  innere  Gottesdienst  können  kein  Gcfei- 
stand  Ton  Zwangsgesetzen  sein.  Niemand  ist  schuldig  aber  seine  Pri- 
Yatmeinungen  in  Beligionssaohen  Yorschriften  vom  State  ansaneluMB* 
Vgl.  preussisehes  Gesetz  vom  30.  März  1847.  Bayerisches  Kaügioa»- 
edict  §.2:  «Er  (der  Einwohner  des  Reiches)  darf  in  Gegenstiadea  dti 
Glaubens  nnd  Gewiuens  keinem  Zwang  unterworfen,  auch  darf  Hiemu- 
den,  zu  welcher  Religion  er  sich  bekennen  mag,  die  einfache  Haasu- 
dacht  untersagt  werden.^  Französische  Charte  ron  1814  S-^'  »Je^ 
bekennt  (professe)  seine  Religion  mit  gleicher  Freiheil  und  g«aiesst  Ar 
seine  Gottesyerehrung  den  nänüichen  Schutz.**  Belgische  §.  15:  «KeiBfr 
ist  gezwungen  auf  irgend  eine  Weise  an  den  Handlungen  und  Feierlich 
keilen  eines  Gottesdienstes  Theil  zu  nehmen,  oder  die  Ruhelage  denel' 
ben  zu  beobachten.'^  Holländische  §.  164:  ^Jeder  bekennt  seiM  refi- 
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Der  Stat  darf  daher  keine  Gesetze  erlassen,  durch  welche 
geboten  wird,  einen  bestimmten  Glauben  zu  bekennen,  keinen 
Eirchenbesnch ,  keine  Beichte  befehlen.  All  diese  Freiheit 
setzt  indessen  mündige  Individuen  voraus,  die  ihrer  fähig  sind. 
Die  Frage  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  kann  daher 
von  diesem  Princip  allein  aus  noch  nicht  genügend  beantwortet 
werden.  In  der  Begel  freilich  handeln  hier  die  Eltern  fBr  das 
Kind  nach  ihrer  individuellen  Bekenntniszfreiheit;  aber  wenn 
die  Eltern  überall  nicht  oder  offenbar  schlecht  für  das  Kind 
sorgen,  so  kann  im  Interesse  des  Kindes  unter  ümst&nden 
eine  obervormundschaftliche  Sorge  des  States  ergänzend 
eintreten,  und  dafür  sorgen,  dasz  das  von  den  Eltern  vernach- 
lässigte Kind  eine  religiöse  Erziehung  erhalte.^ 

giösen Meinungen  mit  Tollkommener Freiheit/*  Prenszisohe  Verf. §.12: 
„Die  Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisaes,  der  Vereinigung  zu  Religions- 
gesellBchaften  und  der  gemeinsamen  häuslichen  und  öffentlichen  Religionff- 
tlbung  wird  gewAhrleistet.  Der  Genusz  der  bürgerlichen  und  statsbürgerlichen 
Rechte  iat  unabhängig  von  dem   religiösen  Bekenntnisse. **    Oesterrei- 
chisoh  e  Yerf.  ▼.  1867.  §.  14.  Ebenso.  —  In  dem  romanischen  Süden  Europa's 
ist  das  Princip  indessen  noch  nicht  durchgedrungen,  wie  theils  das  Still- 
schweigen darüber,  theils  die  Art  beweist,  wie  demselben  eine  kümmer- 
liche und   stückweise   Anerkennung  zu  Theil  wird.    Portugiesische 
Verfassung  von  1826  §.  6:  „Die  römisch-katholisch-apostolische  Religion 
wird  fortwAhrend  die  Religion  des  Königreichs  sein,  alle  übrigen  Reli- 
gionen sind   den  Fremden   mit    häuslichem   Qottesdienste    gestattet, 
ohne  ftuszerliche   Zeichen   und   Tempel/^     Aber   auffallender  ist, 
dasz  noch  im  Jahr  1848  der   schweizerische  Bund  es  nicht  wagte, 
den  Grundsatz  allgemein  anzuerkennen.    Der  $.  66  sagt  nur:   „Die 
freie   Ausübung  des  Gottesdienstes   ist  den  anerkannten   christli- 
chen Confessionen  im   ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  ge- 
w&hrleistef    In  einzelnen  Cantonalverfassungen  findet  sich  die  vollere 
Anerkennung  vor. 

*  Das  gilt  z.  B.  auch  von  der  Frage  der  sogenannten  Zwangs- 
taufe.  Judenkinder  sind  gewisz  nicht  gegen  den  Willen  der  Eltern  zu 
kaufen,  aber  wenn  es  in  einem  christlichen  State  Eltern  gibt,  die  ftuszer- 
lioh  selber  als  Christen  gelten,  aber  aus  Liederlichkeit  und  Frirolitftt 
Torsiehen,  ihre  Kinder  nicht  taufen  zu  lassen,  und  ihnen  gar  keine  re- 
ligiöse Erziehung  zu  geben,  so  hat  die  Obervormundsohaft  wohl 
guten  Grund,  so   yerwahrloste  Kinder  auch  Tor  ihren  Eltern   und  die 
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b)  Er  dtff  nieht  dulden,  dasz  die  Kirche  inszer: 
Zwang  übe,  nm  zu  einem  Bekenntnisse  oder  za  einer  pXr 
tesdienstüchen  Handlung  za  nöthigra.  Die  Sjrdie  froK^ 
mag  ihrerseits  ihr  Bekenntnisz  feststellen  nnd  mit  allen  gtis- 
tigen  und  moralischen  Mitteln,  die  ihr  zustehen,  dahin  wirkei 
dasz  dieses  Bekenntnisz  in  allen  ihren  Gliedern  leboidig  cfhaltd 
bleibe.  Zu  diesem  Behuf  steht  ihr  auch  ein  Kecht  der  Kirchei- 
zucht  zu;  und  der  Stat  kann  es  ihr  nicht  in  der  B^;el  wehrci. 
dasz  sie  Individuen,  welche  ihr  gemeinsames  Bekenntnisz  Ter- 
werfen,  aus  ihrer  Gemeinschaft  aus8chli68ze(exconuEuiüärt.. 

Verfährt  sie  dabei  zu  engherzig  und  unduldsam,  ao  wir. 
das  ihr  eigener  Schade  sein.  Weil  alle  Bekenntiüsse  «ier 
Ausdruck  des  Zeitbewusztseins  sind,  so  können  sie  keine  ar- 
solute  Geltung  für  alle  Zeiten  ansprechen,  und  musz  auch  «L? 
zeitgemäsze  Fort-  und  Umbildung  ihres  Inhalte  nnd  ihrtr 
Form  anerkannt  werden.  Insbesondere  ist  den  protestantischti 
Kirchen  dieses  Princip  der  Entwicklungsfähigkeit  eingepflan/:. 
Wenn  aber  eine  Kirche  von  ihrem  Rechte  Miszbrauch  macht 
um  die  Statsautorität  zu  beleidigen,  die  bürgerliche  Recht- 
Ordnung  zu  verletzen  und  Unfrieden  zu  stiften,  dann  wird  d^r 
Stat  gerechte  Ursache  haben,  auch  solchem  Miszbrauch  ent- 
gegen zu  treten. 

c)  In  dem  byzantinischen  Reiche  und  während  des  ganzem 
Mittelalters  überall  galt  Häresie  als  ein  strafbares  Yerbr^ 
chen.  Die  «Ketzer*  wurden  nicht  etwa  nur  von  der  Kirchen- 
gemeinschaft  ausgeschlossen,  sondern  in  Folge  ihres  hart- 
nackigen  Beharrens  auf  der  Irrlehre  am  Vermögen  bestraft' 

wahre  Freiheit  joner  durch  eine  sorgfftltigere  Eriiehong  ni  idittten.  D«« 
Ssterreiohiscfae  QesetiTom  25.  Mai  1868  Terpfltchtet  die  Eltern  so  der 
religiösen  Eniehnngder  Kinder  nnd  reg^lirt  diese  Pflicht  zngleieh  ab  Recht. 
*  Schon  Con 8 tantin  d.  Chrosse,  der  das  erste  Toleranzedirt 
erlassen  hat  (313)  und  geneigt  war,  Christenthom  nnd  Heidenthnm  nebea 
einander  tu  dnlden,  behandelte  doch  die  Ketser  durch  das  Qeeetz  tob 
Jahr  326  c.  1.  C.  de  haereticis  mit  Ungunst:  ,,Hiiereticos  non  solnn  hi< 
prtTilegiis  alienos  esse  Tolumus,  sed  adrersi«  mnneribns  constringi  et  8ib> 
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Die    ganze   Härte  der  Strafgerichtsbarkeit  wurde   aber   erst 
gegen  die  Ketzer  gerichtet,  ^  seitdem  im  Mittelalter  die  päpst- 
liche Autorität  ihren  Höhepunkt  erreicht  hatte.    Die  Todes- 
Bkrafe  durch  Verbrennung    wurde  nun  zu  der  regelmäszigen 
Xetzerstrafe.    Das  aufrichtige  Bekenntnisz  des  von  dem  Indi- 
viduum für  wahr  gehaltenen  Glaubens  wurde  somit,  wenn  es 
nicht  mit  dem  allgemeinen   Glauben  zusanunenstimmte ,   als 
schwerstes  Verbrechen   behandelt,  und  von  der  grausamsten 
Strafe  befreite  nur  die  Verläugnung  der  individuellen  Wahr- 
heit.   Selbst  nach   der  Reformation,   welche  das  Princip  der 
Gtewissensfreiheit   zuerst   wieder   mit  Straft   behauptet,^  und 

jici/*  Seit  Theodosius  wurden  die  Gesetze  gegen  die  Ketzer  strenger. 
Mit  Yermögensverludt  wurden  als  Statsverbrecher  von  den  folgenden  Kai- 
Bern  alle  Ketzer  (haereticum  dicimus,  quicunque  catholicae  ecclesiae  et 
orthodoxae  et  sancte  fidei  noätrae  non  est**  o.  12.  G.  h.  t),  die  Mani- 
chAer  sogar  mit  der  Todesstrafe  bedroht,  und  nur  ausnalimsweise  Dul- 
dung Terstattet. 

*  Innooenz  IIL  in  o.  10  D.  Greg.  IX.  t.:  „Quum  enim  seoundum 
legitimas  eanetionea  reis  laesae  majestatia  punitis  eapitebona  oonfisoentnr 
eorum  filiis  suis  vita  solummodo  ex  misericordia  conseryata;  quanto  magis 
aberrantes  in  fide  domini  Dei  filium  Jesum  ofiendunt  —  eoclesiastica 
debent  districtione  praeoidi  et  bonis  temporalibus  spoliari,  cum  longo  sit 
gravius  aeternam  quam  temporalem  laedere  majestatem*^  und  in  c.  13. 
cod.:  „Honeantur  antem  et  indncantur  etsi  necesse  fuerit  per  oensuram 
eccles.  oompellantur  seculares  potestates  quibuscunque  fungantur  offioiis, 
ut  sicut  reputari  cupiunt  et  haberi  fideles,  ita  pro  defensione  fidei  prae- 
stent  publice  juramentum,  quod  de  terris  suae  jurisdicttonis  subjeotis 
uniTersos  haeretioos  ab  ecclesia  denotatos  bona  fide  pro  viribus  extermi- 
nare  studebunt."  Sachsenspiegel  II.  13.  4.  7:  „Svelk  kersten  man 
oder  wif  angelovich  is  unde  mit  tovele  umme  gat  oder  mit  yergift- 
nisse,  unde  des  yerwunnen  wirt,  den  sol  man  uppehert  bernen.**  Vgl. 
Bluntsohli  Geschichte  der  fiekenntniscfreiheit.    Ein  Vortrag.    Elber- 

feld  1867. 

*  Luther,  Tractat  Ton  der  Beicht:  „Denn  in  dem  Gewissen  will 
Gott  allein  sein  und  sein  Wort  allein  regieren  lassen;  da  soll  Frei- 
heit sein  Ton  allen  Mensohengesetzen.  —  Zu  dem  Glauben  kann 
nad  soll  man  Niemand  zwingen,  sondern  Jederman  yorhalten  das  Evan- 
gelium  und  vermahnen  zum  Glauben,  doch  den  freien  Willen  lassen  zu 
folgen  oder  nicht  zu  folgen.  Es  sollen  alle  Sakramente  frei  sein  Jeder- 
mann.   Wer  nicht   getauft  sein  will,  der    lasz  es  anstehen.    Wer  nicht 

BlaBtsehll,  allgcinoln«t  Statfreelit.    IX.  18 
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deren  Führer  von  dem  individuellen  Glauben  und  der  nidiT> 
dnellen  Erkenntnisz  ans  den  Kampf  gegen  die  bergebn/cbte 
Antorität  der  Kirche  nntemommen  hatten,  wiffde  daaaelbr 
doch  wieder  auch  in  protestantischen  Ländern  veitaiiiit.  Der 
Westphälische  Friede,  welcher  die  Parität  des  lotholisckeL 
und  der  protestantischen  Bekenntnisse  einfAhrte,  enthielt  d«.-.i 
noch  ein  Verbot  aller  andern  Religionen  innerhalb  des 
Reichs.  (Pac.  Osnab.  VII.  §.  2).  Noch  in  den  letzt«^ 
Jahrzehnten  des  XYIIten  Jahrhunderts  und  in  das  ILVillu 
hinein  erneuerte  Ludwig  XIV.,  der  Beschützer  der  Wis- 
senschaft und  der  schönen  Literatur,  in  dem  föngebi)- 
deten    und    geistreichen    Frankreich    die    Verfolgungm    der 

will  das   Sacrament    empfangen ,  hat  sein   wohl  Macht/^  —  Und  m  d^' 
Schrift  von  der  weltlichen  Obrigkeit:  „Das  weltlich  Regiment  liatQe<«tz. 
die  sich  nicht  weiter  erstrecken,  denn  über  Leib  nnd  Gnt  nnd  vti 
Anszerlich  ist  auf  Erden.  Denn  über  die  Seele  will  and  kuin  G^a 
Niemand  lassen  regieren,  denn  sich  selbst  allein.  Damm  ob  weltUch  Gt- 
walt  sich  vermiszt  den  Seelen  Gesetz  za  geben,  da  greift  sie  Gott  in  s«i- 
Regiment  und  rerführt  und  verderbt  nur  die  Seelen.  GottaUein  erkenLt 
nur  die  Herzen,  darum  ist  es  unmöglich  und   umsonst  Jemanden  xn  ge- 
bieten  oder  mit  Gewalt  zu  zwingen,  so  oder  so  zu  glauben.     Weil  t* 
den  Joglichem  auf  sein  Gewissen  liegt,  wie  er  glaubt  oder  nicht  gl^obc 
und  damit  der  weltlichen  Gewalt  kein  Abbruch    geschieht,  soll  sie  auch 
zufrieden  sein  und  ihres  Dinges  warten,  und   lassen  glauben  so  oder  *o 
wie  man  kann  und  will,  und  Niemanden  mit  (Gewalt  dringen.     Denn  e- 
ist  ein  frei  Werk  um  den  Glauben,  dazu  mau  Niemand  kann  swingen/ 
Der  Kirchenvater  Athanasius,  der  auch  die  Bitterkeiten   der  Verfol- 
gung gekostet^  hatte   schon   ftbnlich  gesagt  (BShringer  L  11.  8.  Mi. 
„So  macht  der  Teufel,  wenn  er  keine  Wahrheit  hat,  seinen  Angriff  im 
dem  Beil  und  der  Axt,  und  zersprengt  die  Thüren   derjenigen,   welche 
ihn  aufnehmen;    der  Heiland   aber  ist  sanftmüthig  und   spricht:  ^wena 
mir  Jemand    nachfolgen  will,"  und  braucht  keine    Gewalt,   soodera 
klopft  vielmehr  an.    Denn  nicht  mit  Sehwertem  undSpiessen  noch  dmth 
Soldaten  wird  die  Wahrheit  verkündet,  sondern  durch  Ueberxengong  und 
Rath.     Was  ist   aber  dort  für   eine  Ueberzeugung,  wo  Furcht   vor  des 
Kaiser   ist,   oder  was  ist  dort  für  ein  Rath,  wenn  der  Widersprechende 
am  Ende  verbrannt  oder  getödtet  wird.'^    Die  verfolgten  Gläubigen  er- 
kannten diese   Wahrheit,  die   triumphirenden   achteten  sie  nicht  ebeojo 
ihren  Gegnetn   gegenüber,  und  der  Stat  zog  bald  im  Dienste  der  eoieB 
bald  der, andern  sein  Schwert.    Vgl.  unten  die  Anmerkung. 
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Protestanten  mit  grausamer  Heftigkeit,  und  wurden  in  dem 
freien  England  hinwieder  die  Papisten  zu  Sclaven  gemacht 
in^mitten  einer  Nation  von  freien  Männern.^  Die  sogenannte 
I>iildung8acte  von  1689,  welche  die  dissentirenden  Protestanten 
von  den  Strafen  der  Häresie  befreite,  wurde  als  ein  groszer 
Fortschritt  angesehen,  und  doch  nahm  sie  noch  die  Papisten 
ausdrücklich  aus. 

Den   Nordamerikanern  gebührt  in    erster  Linie   das 
Verdienst,  zuerst  die  Beligionsfreiheit  als  ein  Statsprincip  der 
neuen  Zeit  ausgesprochen  zu  haben.    Als  der  fromme  Calvi- 
nist   Roger  Williams    für    die   Colonie  Providence  zuerst 
1636  den  Grundsatz  gesetzlich  einführte,  dasz  keinerlei  Zwang 
in    Glaubenssachen  geübt  werden   dürfe,   war   das   gegenüber 
der  damaligen  Intoleranz  auch  der  übrigen  Colonien  eine  selt- 
same Neuerung,  und  nur  versuchsweise   wurde  das  Statut 
1648  von  der  Krone  bestätigt.    Dem  Beispiele  folgte  der  ka- 
thoUsche  Lord  Baltimore  für  Maryland  1649,  indem  er  nur 
Glauben  an  Christus  forderte,   aber  von   dem  Gegensätze  der 
christlichen  Confessionen  absah.     Endlich  begnügte  sich  der 
Quäcker  William  Penn  für  Pennsylvanien  mit  dem  Glauben 
an  Einen  Gott,  den  Schöpfer  und  Ilegierer  der  Welt,   1682.^ 
Es  dauerte  noch  mehr  als  ein  Jahrhundert,  bis  das  neue 
Princip   in   weiterem   Umfange   anerkannt    wurde.     Erst   die 
neue  Weltperiode  seit  1740  mit  ihrer  philosophischen  Bildung 
wagte  den  Fortschritt  aus  der  mittelalterlichen  Gebundenheit. 
Friedrich   der  Grosze  von  Preuszen  war  der  erste  König, 
der  dasselbe   energisch  verkündete  und   handhabte.     Es  war 
ein   groszes  Wort,   das  er  aassprach:    „In   den  Preuszischen 

»  Russell,  engl  Yerf.  c.  13.  Der  K5nig  Wühelm  III.  that  alles 
Mögliche ,  nm  das  Princip  der  Glaubensfreiheit  in  weiterem  Umfang  swr 
Anerkennung  zu  bringen,  aber  dasselbe  war  durch  Jakob  II.,  der  es  zur 
Wiederherstellung  des  Katholioismus  aasbeuten  wollte,  in  den  Augen 
der  Boglftnder  verdächtig  geworden. 

'  Vgl.  Ed.  Laboulaye  historie  des  Etats  Unis.  tom.  I. 

18* 


276  Neanies  Buch.  Gultorpflege. 

Landen  kann  ein  Jeder  nach  seiner  Fafon  selig  werden.**^ 
Seit  dieser  Zeit  brach  sich  das  anerkannte  Princip  Bahn,  lang- 
sam freilich,  und  nicht*  ohne  wiederholte  Verdunkelung  zu  er- 
fahren. ^^  Der  Stat  fing  an  einzusehen,  dasz  seine  Gewalt 
miszbraucht  werde  im  Dienste  der  kirchlichen  Verfolgung»- 
sucht,  und  dasz  Tielmehr  es  seine  Pflicht  sei,  die  religiöse 
Freiheit  des  Individuums  vor  derselben  zu  schützen.  Die 
Häresie,  als  eine  Krankheit  der  Seele,  wurde  aus  dem  Ver- 
zeichnisz  der  strafbaren  Vergehen  ausgestrichen. 

d)  Der  Austritt  aus  einer  Kirchengemeinschaft  und  der 
Uebertritt  in  eine  andere  Kirche  oder'  Secte  wird  ferner 
Ton  dem  State  nicht  mit  Strafe  bedroht,  sondern  auch  hier 
die  individuelle  Gewissensfreiheit  geschützt.  Auch  das  sind 
nothwendige  Folgen  des  Grundprincips. 

Unsere  Zeit  ist  indessen  noch  nicht  zu  einer  vollen  nbi- 
gen  Anerkennung  derselben  gehmgt.  Wenn  auch  das  Geseti 
nun  die  Freiheit  einfach  schirmt,  so  wird  doch  die  öffentliche 
Meinung  noch  viel  zu  leidenschaftlich  von  dem  Uebertritte 
einzelner  Individuen  afficirt.  Es  ist  das  ein  Zeichen,  dasz  dis 
Gesetz  des  States  dem  Volksgeiste  hier  vorangeschritten  ist 
Die  einen  preisen  und  die  andern  hassen  den  Convertiten.  Die 
einen  erwarten  von  dem  Glaubenseifer  desselben  groeze  Wir- 

^  Schon  im  Antimaohiaven  sobrieb  Friedrich  sehr  soh5n:  «Maia* 
tenir  le  gouYemement  oirii  ETee  Tigaeur  et  laisser  k  ohaeon  la  Uherti 
de  oonicienoe;  dtre  toigoara  Bei  et  ne  jatnais  faire  le  Früre,  eet  k 
flür  moien  de  pr^server  son  Etat  des  tempdtei  que  l'esprit  dogaiatiqet 
des  Th6ologien8  oherohe  souYent  k  exciter.*  Und  in  dem  Yerraeh  ftbcr 
die  Yerlassaagsformen:  ,Si  Ton  remonte  k  l'origine  de  la  tod^ti,  il  eit 
io«l  k  fait  Evident ,  qae  le  sourerain  n'a  aucun  droit  sur  la  lagon  4» 
penier  des  oitoyeni.  Ne  faudrait-il  pas  6tre  en  d^menee  ponr  se  figvtr 
que  des  hommes  ont  dit  k  un  homme  leor  semblable:  noos  toiu  ileTsai 
an  dessos  de  noas,  parce  que  neos  aimons  l^esolarage  et  noos  Tess  doir 
BOBS  la  paissaaoe  de  diriger  nos  pens^es  k  Totre  rolont^P^ 

"  Dem  Toleransediote  des  Kaisers  Joseph^s  I.  folgtea  aoeh  «ib- 
read  seiner  Regierang  die  härtesten  Yerordnangea  gogen  AadeiegB« 
bige.  Vgl  Wilda,  Über  Gewissensfreiheit  in  der  Zeitsekrifl  fir 
deutsches  Recht.  XI.  8.  181  ff. 
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knngen,  und  rühmen  seine  Wahrheitsliebe,  die  andern  sehen 
in  ihm  einen  Treulosen,  und  vermuthen  eigennützige  Bew^- 
gründe  seiner  That.   Nur  Wenige  beurtheilen  ihn  unbefangen. 
Dennoch  würde  die  Wahrheit  in  demselben  Masze  gewinnen 
und  die  Möglichkeit  einer  unehrlichen  und  immoralischen  Aen- 
dernng  des  Bekenntnisses  sich  yermindem,   wenn  die  öfiFent- 
liche   Meinung   sich  zu  der  Unbefangenheit   des  Oesetzes  zu 
erheben  vermöchte.    Würde  man   das  Bekenntnisz  der  indiyi- 
dnell  erkannten  und  bekannten  Wahrheit  nicht  mehr  als  etwas 
Ungewöhnliches  und  Besonderes  ansehen,  so  würde  der  üeber- 
tritt   weder  zu  besonderem  Verdienst  angerechnet,   noch  als 
eine  schwarze '  That  verdammt  werden.     Wie  im  Groszen  die 
verschiedenen  Beligionen  und  Confessionen  einen  Sinn  und  eine 
Berechtigung  haben,  so  unterscheidet  sich  auch  der  Zug  der 
Individuen  im  Kleinen,   und  innerhalb  der  grOszem  gleichge- 
sinnten  Massen   offenbaren   sich    einzelne  individuelle  Abwei- 
chungen, welche  naturgemäsz  zum  Anschlusz  an  andere  femer 
gelegene  Massen   gravitiren.     Durch   solche    Uebertritte   der 
Individuen  wird  das  Yerhftltnisz  im  Groszen  nicht  leicht  ge- 
ändert; erst  wenn  die  Massen  selber  in  Flusz  kommen,   tritt 
eine  Aenderung  in  den  Kirchen  ein.    Auch  die   Kirche  hat 
daher  keinen   Grund    von   dem   Uebertritt  Einzelner  viel  zu 
hoffen  oder  viel  zu  ffirchten. 

Als  unstatthafte  Strafe  sind  auch  alle  bürgerlichen 
Nachtheile  zu  betrachten,  welche  mit  dem  Uebertritte 
verbunden  werden,  z.  B.  die  Beschränkung  in  der  Wahl  des 
Aufenthalts,  oder  in  der-  Ausübung  eines  Berufs  u.  dgl. 
Wenn  aber  im  Allgemeinen  schon  einzelne  bürgerliche  Rechte 
anders  geordnet  oder  beschränkt  sind  mit  Bezug  auf  die  Be- 
kenuer  einer  bestinmiten  Beligion,  so  versteht  es  sich  in  der 
Regel,  dasz  das  übergetretene  Individuum  nun  auch  in  bür- 
gerlicher Beziehung  nicht  mehr  als  ein  Genosse  seiner  frühe- 
ren Confessionsverwandten  behandelt,  sondern  den  neuen  Gon- 
fessionsgenossen  gleich  geachtet  wird.    Der  Jude,  dessen  bür- 
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gerliches  Becht  beschränkt  war,  tritt  zum  Christen  geworden 
aus  diesen  Schranken  hinaus.  Aber  im  umgekehrten  Falle 
würde  auch  den  zum  Juden  gewordenen  Christen  das  Judai- 
recht  zukommen.  Katholische  Ehegatten  und  katholische 
Priester,  welche  protestantisch  werden,  fallen  unter  das  Ehe- 
und  Scheidungsrecht  der  Protestanten,  so  lange  dasselbe  noch 
confessionell  geordnet  ist,  und  umgekehrt  die  Ehe  von  Prot^ 
stauten,  welche  katholisch  werden,  wird  unauflöslich.  Es  ist 
wahr,  der  Uebertritt  kann  lediglich  um  solcher  Wirkungen 
willen  vollzogen  werden.^'  Das  ist  aber  ein  gemeinsanies 
üebel  aller  moralischen  Freiheit,  dasz  sie  auch  aus  unedlen 
Motiven  miszbraucht  werden  kann,  und  eine  Beachrin- 
kung  derselben,  es  wäre  denn,  dasz  offenbarer  Hohn  und 
.Scandal  beabsichtigt  würde,  um  dieser  Gefahr  willen  keines- 
wegs zu  rechtfertigen. 

e)  Die  Freiheit  femer  der  Haus  and  acht  und  <ie> 
häuslichen  Gottesdienstes  wider  Anfechtung  auch  des 
Pöbels  zu  schützen,  ist  eine  Statspflicht,  welche  auf  dem  obi- 
gen Grundprincipe  ruht,  und  keineswegs  eine  Gunst,  welche 
der  Stat  willkürlich  gewährt  oder  versagt.  Indessen  folgt 
aus  der  individuellen  Gewissensfreiheit  nur  die  Freiheit  der 
Familie  —  diese  allerdings  in  dem  weiten  Sinne  des  freund- 
lichen Zosammenhangs  nicht  blosz  der«  Ehe-  und  Blutsver- 
wandten eines  Hauses,  sondern  auch  der  Hausfreunde  und 
Dienstboten  —  in  der  ruhigen  Abgeschlossenheit  der  Privat- 
Wohnung  Gott  nach    ihrer  Weise  zu   verehren.'^    Wenn  dtr 

"  Ich  bOre,  dasz  in  Bayern,  wo  katholische  and  proiettanti«c^« 
Strftflinge  in  verschiedenen  ZuchthSasem  untergebracht  waren,  fchoi 
mehr  ah  einmal  der  Uebertritt  aus  einer  Confession  za  der  andern  ^r- 
kl&rt  worden  sei,  lediglich  um  wfthrend  de«  Transports  die  Oelegenb^t 
sar  Flacht  sa  erhaschen. 

^'  Westphaiischer  Frieden  Ton  1648.  V.  S- 34.  Freilich  n«r  F.r 
katholische  Unterthanen  protestantischer  Fflrsten,  and  für  proiestaatiscbf 
ünterthanen  katholischer  Landesherren:  ,, Patienter  toterenhif  et  r*^ 
aeiefiHa  libera  dornt  devotiani  suae^  sine  inqoisitHme  aal  tarbatioat  /m^* 
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I^ultns  Öffentlich  oder  gemeinsam  von  einer  über  die 
Sränzen  der  Familie  hinansreichenden  Genossenschaft 
begangen  wird,  so  entscheidet  nicht  mehr  das  Yerhältnisz  de$ 
Stats  zu  den  Individuen,  sondern  es  machen  sich  schon  die  Bück" 
sichten  anf  das  öifentliche  Leben  und  die  Gesammtheit  geltend. 
Auch  die  ungehinderte  Theilnahme  eines  Individuums  an 
dem  öffentlichen  Gottesdienste  seiner  Confession  in  fremdem 
Lande  gehört  hieher.  ^'^ 

Anmerkung.    Das   Qegentheil    der   fiekenntniszfreiheit,    der  Be^ 
kenntniszzwang,  wurde  bekanutlich  zuerst  yon  dem  heiligen  Augn- 
8 1  in  US  principieU  zu  rechtfertigen  gesucht,  und  es  hat  denn  au<^  seine 
Lehre    anf  mehr  als   ein  Jahrtausend    den   mächtigsten  Einflusz  auf  die 
Gestaltung  des  positiven  Rechts  und  die  Praxis  geübt.    Es  ist  daher  um 
80    weniger   überflüssig,    seine   Begründung  zu  prüfen    und  ihre  Mangel 
darzulegen,  je  neuer  und  unsicherer  noch  die  Anerkennung  des  Grund- 
satzes  Toller  Freiheit  ist»    Im  Kampfe  wider  die  Donatisten,  die  als 
Verfolgte   wieder  die  Gewissensfreiheit   anriefen  und  yerherrlichten ,  be- 
hauptete   Augusttn*  das  Recht  und    die  Pflicht  des    States  zu  Zwangs- 
maszregeln,  um  den  verderblichen  Irrthum  auszurotten.    Auch  er  steht 
indessen  der  ersten  Zeit  dea  Ghristenthums  und  seiner  Verfolgung  durch 

vatim  vacare^t  in  vicinia  vero  ubi  et  qnoties  voluerint,  publice  Religionis 
exercitio  interesse,  vel  liberos  suos  exteris  suae  Religionis   scholis  aut 
privatis  domi  praeceptoribus   instruendos   committere  non  prohiboantur.^' 
Das  preuszische  Landrecht  dehnt  auch  diese  Freiheit  viel  weiter  aus. 
II.  11,  $.7:  ,1  Jeder  Hausvater  kann  seinen  häuslichen  Gottesdienst  nach 
Gntfinden  anordnen.   §.  8.    Er  kann  aber   Mitglieder,  die  einer   andern 
Religionspartei   zugethan    sind,  zur  Beiwohnung   desselben  wider  ihren 
Willen  nicht   anhalten.     §.  9.     Heimliche  Zusammenkünfte,   welche  der 
Ordnung  und  Sicherheit  des   States   geffthrlich  werden   könnten,  sollen, 
auch  unter  dem  Vorwand  des   häuslichein  Gottesdienstes,  nicht  geduldet 
werden*"  Bayerisches  Religionsedict  §.  2  oben  in  Note  3,  §.  3:  „So- 
bald aber  mehrere  Familien  zur  Ausübung  ihrer  Religion  sich  verbinden 
wollen,  so  wird  jederzeit  hiezu  die  königliche  Genehmigung  erfordert/ 
Rassischer  Codex  I.  S-  44,  45  bei  Foelix,  Revue  III.  S.  707. 

**  In  den  Zeiten  der  Verfolgung  wurden  auch  protestantische  Unter- 
tbanen,  welche  auszerhalb  des  Landes  das  Abendmahl  feierten,  und  ka- 
tholische, die  in  der  Nachbarschaft  an  der  Messe  Theil  nahmen,  von 
den  anderiglftubigen  Gerichten  ihrer  Heimat  zur  Verantwortung  und 
Strafe  gezogen. 

*  Wif  folgen  in  der  Dwatellunf  feiner  Lehre  Böhring er  a  a.  O.  I.  UT.  S.  358  ff. 
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den  heidnischen  8tat  noch  sn  nahe»  mn  dem  Stele  «li 
dem' heidnigohen  State,  die  Hemohaft  Über  die  Gewisien 
«Als  die  KOnige  dem  Herrn  noch  nicht  dienten  zn  den  Zeiten  dtr 
Apostel,  sondern  noch  tobten  wider  den  Herrn  and  seinen  Oe—lhten,  m 
konnte  allerdings  damals  die  Gottlosigkeit  durch  die  Gesetae 
gedlmmt,  sondern  Tielmehr  nur  ausgeübt  werden.  Denn  so 
Gang  der  Zeit  und  so  lautete  auch  die  Yerheiszung,  data  die  Juden  6» 
Prediger  Christi  tödteten  und  glaubten,  sie  thuen  Gott  noch  einen  Dien^ 
daran. **  Nur  der  christlich  gewordenen  Obrigkeit,  dem  ohriitllchea 
Stota  schreibt  er  das  Recht  und  die  Pflicht  zu:  «Damacli  aber,  nla  an- 
fing auch  jene  Schrift  erfflUt  su  werden:  ««Alle  Könige  werden  ihn  an- 
beten, alle  Heiden  ihm  dienen '*'',  wer,  wenn  er  annoch  Temlinftig  ist 
wollte  nun  den  Königen  sagen:  wollet  euch  gar  nicht  kfimnum  ii 
eurem  Reich,  von  wem  gehalten  oder  bekftmpft  werde  die  Kirche  enrei 
Herrn?* 

Man   sieht,    er  hebt  den   Zusammenhang  des    States   mit   der 
wahren  Kirche  henror,  und  die  Pflicht  jenes,  für  diese  zu  sorgen.  Wesa 
da  der  Stat  Zwang  anwendet,  so  nöthigt  er  nicht  zu  bekennen,  wna  ihn 
beliebt,  sondern  er  handelt  im  Dienste  der  Wahrheit  und  zu  einen 
göttlichen  Zweck.    Der  Zwang   geschieht  daher  zum  Wohle   derer,  die 
ihn  erleiden,  zu  ihrem  ewigen  Heile.  „Nicht  darauf  soll  man  sehen,  dajz 
sie,  sondern  wozu  sie  gezwungen  werden,  woTon  sie  abgerufen  werden. 
Vom  Bösen  und  Unerlaubten  abzuhalten,  das  ist  keine  Verfolgung,  dai 
ist  Besserung.    Gehört  es  nicht  zur  treuen  Hirtensorge,  auch  jene  Sehafe, 
die  Ton  der  Heerde  abgeirrt  sind  und  Anderen  in  Besitz  gefallen ,  aa^ 
zusuchen  und  sie  zum  Schafstall  des  Herrn   selbst  mit  Schiigen,  so  sie 
nicht  gutwillig  folgten,  wieder  zurückzobringen?    Wenn  Jemand  s.  B. 
seinen  Feind,  der  im  hitzigen  Fieber  tobt,  in   einen  Abgrund   würde 
laufen  sehen,  würde  er  dann  nicht  Tielmehr  Böses  mit  Bösem  Teigehea, 
wenn  er  ihn  so  laufen,  als  wenn  er  ihn  ergreifen  und  binden  lietzef 
Und  doch  wird  er  ihm  dann  überaus   beschwerlich  und  wideriieh  Tor* 
kommen,  wenn  er  ihm  gerade  am   nützlichsten  und  barmhersigtten  sieh 
zeigt.    Aber  nach  Tollkommen  hergestellter  Gesundheit  wird  er  ihm  am 
io  reichlicheren  Dank  sagen,  je  weniger  Schonung  er  ron  ihm  gehabt 
zu  haben  finden  wird.** 

Dem  Widerspruch,  den  die  Freiheit  erhebt,  sucht  er  zu  begegnen, 
indem  er  auf  die  UAngel  der  menschlichen  Freiheit  und  ihre  Ter^ 
derbnisz  hinweiszt:  ,|Der  Mensch  ist  krank.  Zwingt  man  ihn  snmOutea, 
so  raubt  man  ihm  nicht  die  Freiheit,  sondern  yerhilft  ihm  erst  wahr- 
haft au  ihrem  Besitz.  Um  der  Bessern  willen  darf  man  nicht  dieScUeeiH 
tem  auszer  Acht  lassen.  Wenn  der  Schrecken  der  weltlichen  Bewsh 
die  Wahrheit  Tcrfolgt,  so  ist  das  für  die  tapferen  Gerechten  eine  glor- 
reiche Bewihrung,  den  Schwachen  aber  eine  geflhrliche  TersucliiBf; 
wenn  sie  aber  die  Wahrheit  Tcrkündigt,  so  ist  das  für  die  Sehwoalmi- 
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sm  eine  nllteliehe  Mahnnng,  für  die,  die  keine  Tenranfl  annehmen 
»Hon,  eine  gereohie  Heirnsnchnng.  Wie  Viele  werden  dnroh  die  Macht 
X-  Oewohnheit  oder  durch  die  Furcht  Tor  ihrer  nftohsten  Umgehung 
Igt-  dnrch  TrSgheit  ron  der  Bache  der  Wahrheit  zurückgehalten?  Da 
^«  der  Schrecken  der  weltlichen  Gewalt,  der  diese  Bande  hrechen 
U  9  eine  hittere,  aber  heilsame  Medicin.  Nicht  jeder  der  schont  ist 
■n.  Freimd,  nicht  jeder  der  schlSgt*  ein  Feind.  Besser  ist*s  mit  Strenge 
3l>en,  als  mit  Milde  t&uschen.  Oott  selbst  geht  uns  hierin  ror.  Wer 
Ksan  mehr  lieben  als  er?  Und  doch  lehrt  er  uns  nicht  bloss  auf  sanfte 
IT^iae,  sondern  schreckt  uns  auch  stets  in  heilsamer  A.rt*^ 

Da  der  Zwang  nur  durch   den  Zweck  (Besserung)   gerechtfertigt 
rifd,  so  soll  nach  Augustin  ,|Tor  Allem  darauf  Rücksicht  genommen 
rerden,  dasz  die  gezüchtigt   werden,  vielmehr  darin  eine  Mahnung  er- 
lennen,  von  ihrem  Irrthum  abzustehen,  als  eine  Strafe  für  ihr  Yerbre- 
;l&en.     Würde  man  nur  schrecken,  nicht  aber  auch  belehren,  so  würde 
lie  Gewalt  ungerecht  scheinen.   Hinwiederum  würde  man  nur  belehren, 
liebt  aber  schrecken,  so  würden   riele  durch   die  alten  Gewohnheiten 
Verhärtete  kaum  nur  dazu  gebracht  werden  können,  den  Weg  des  Heils 
einzuschlagen«    Vielen,  wie  wir  aus  Erfahrung   das   wissen,  hat  es  ge- 
nützi,  vorerst  durch  Furcht  oder  Schmerz   gezwungen  zu  werden,  damit 
sie  nachher  konnten  belehrt  werden,  oder  auch  im  Leben  ausüben,  was 
sie  schon  in  Worten  gelernt   hatten.    Die  Furcht  vor  der  Strafe,  wenn 
man  auch   noch   keine  Liebe  zum  Guten  hat,   versohlieszt  doch   wenig» 
stens  die  bdse  Lust  in  das  Yerschliesz   des  Gedankens.    Dadurch,  dasz 
einer  fürchtet,  was  er  nicht  ertragen  will,  lAszt  er  entweder  die  bishe* 
rige  Leidenschaftlichkoit,  die  ihn  an  der  Erforschung  der  Wahrheit  hin- 
derte, fahren,  oder  er  wird  dazu  gebracht,  die  Wahrheit,  die  er  bisher 
ans  was  immer  für  Gründen  nicht  kannte,  kennen  zu  lernen,  so  dasz  er 
aas  Furcht  entweder  das  Falsche  nun   abstöszt,  an  dem  er  hing,  oder 
das  Wahre  sucht,  das  er  noch   nicht  kannte.'^    Auf  den  Erfolg  des 
Zwangs  beruft  er  sich   dann   zumeist.    Die  von  ihm   erlebten   Erfolge 
hatten  seine  eigene  Erwartung   übertroiTen.    Er   selbst  hatte  früherhin 
die  Meinung  getheilt,  dasz  Niemand  zur  Einheit  des  christlichen  Glau- 
bens  gezwungen  werden  sollte,  ^ damit  wir  nicht  aus   oiTenbaren  Hire- 
tikem  heuchlerische   Katholiken   erhalten;**    aber  die  Erfahrung,   dasz 
durch  die  kaiserlichen  Zwangsgesetze   grosze  Stfidte   dauernd   für   den 
katholischen  Glauben  gewonnen  wurden  und  die  Ketzerei  vertilgt  ward, 
überzeugte  ihn  von  der  Heilsamkeit  jenes  Zwangs. 

Die  Begründung  Augustins  läszt  sieh  vorerst  damit  allein  nicht  aus 
dem  Felde  schlagen,  das  erwiedert  wird:  die  Wahrheit  sei  mit  Sicherhlbit 
nicht  zu  erkennen,  daher  auch  nicht  tu  bestimmen,  ob  der  Zwang,  weil 
im  Interesse  der  Wahrheit,  nach  Augustln,  gerechtfertigt,  oder,  weil 
wider  die  Wahrheit  selbst  sich  wendend,  ungerecht  sei;   denn  so  stark 


282  Neuntes  Booh«    Cnltorpflege. 

ist  in  der  mensohUofaen  Seele  der  Trieb  nach  Wahrheiii 
ist  sie  sich,  dasz  in  Gott  die  Wahrheit  sei,  dasz  sie  nie  an  dea  Ge*:- 
und  der  —  wenn  anch  immerhin  noch  unvoUkommenen  —  £riccBBtr 
der  Wahrheit  verzweifeln  kann,  nnd  dasz  anch  die  Begründna^  des  vz 
gegengesetzten  Princips  der  Bekenntniszfreiheit  hinwieder  nur  unter  dje^- 
Yoranssetzung  einen  Sinn  and  einen  Werth  hat. 

Kher  Iftszt  sich  schon  das  einwenden,   dasz,  da  jede  Kirebe  ikr  r^ 
kenntnisz  f&r  das    wahre  h81t  und  halten  musz,  der  Stat  eamM^qmerz  - 
Weise  die  Pflicht  hätte,  einer  Kirche  —  der  wahren  —  zm.  dien«; 
und  alle  andern,  soweit  seine  Macht  reicht,  zn  anterdrfiekeB,  dav 
somit,  wenn  wir  daran   denken,  dasz   insbesondere  die  christlicke  B^  - 
gion  den  Anspruch  hat,  die  menschliche,  nicht  blosz  eine    natiimak  r. 
sein,  in   höherer  Potenz    dem   „ menschlichen '^   Stat   auch    die   Auif*^' 
würde,  alle  andern  Religionen  auf  der  Erde  und  alle  abweiehendeB  F^ 
kenntnisse  mit  Gewalt  zu  yertilgen.    Diese  Einwendung   wagt  sich  fr*- 
lieh  nicht   unmittelbar  an  das  Princip  heran,  aber  sie  macht  doch,  ^4 
die  Entschlüsse   des  Statsmannes  yomehmlich  bestimmt,  auf  den  pr.- 
tischen  Uebelstand  aufmerksam,  dasz  die  Cunsequenz  jenes  PriDcip«  i- 
Staten  im  Dienste  der  yerschiedenen  Bekenninisse  zu  einem  fortgesetz;^' 
YertUgungskriege  triebe,  damit  am  Ende   über  dem  aUg^meinen  E^- 
Eine  Kirche  ohne  Widerspruch  ihren  Triumph    feierte.     Das  Xittelai;^' 
welches    durch  Christenthum  und  Islam  religiös    gespalten   und  bew^r 
wurde,  hatte  in  der  That  diesen  Versuch  gemacht,  war  aber  durdi  d- 
Erfahrung  inne  geworden,  dasz  die  Macht  des  Schwertes  die  Gegen^l:.- 
in  der  Natur  und  in  der  Geschichte  der  Völker  nicht  zu  einem  eiah-  - 
liehen  Sjsteme  zu   zwingen  Tcrmöge.     Es  muszte  sich,  roo  der  hob«*- 
Macht   der    in    der    Weltgeschichte    geoffenbarten    göttlichen    Weltor^: 
nung  bezwungen,  das  Nebeneinanderbestehen,  wie    rerschiede::-' 
Btaten,   so   auch   yerschtedener    Religionen    und    Bekenntnisse   gefal>' 
lassen. 

Dieses  practische  Bedenken  wird  aber  durch  die  Beirachinng  notr- 
meszlich   gesteigert,    dasz   für   den   Menschen    der    Weg  zur   Wahrhe^/. 
ftuszerst  schwierig  und  schlüpfrig  ist,  und  ganz  nahe  an  den  Abgruad-' 
des  Irrthums  und  an  den  Sümpfen  der  Tftuschung  yorbeiführt,  woYie'» 
und  auch  die,  welche  die  Gewalt  handhaben,  stürzen  nnd  sinken,  wi"- 
rend  xjelleicht  das  yerkannte  und  yerfolgte  Indiyiduum  einsam  noch  aii 
gutem  Wege,  und  wftre  es  ein  Umweg,  wandelt.     Wie  nahe  liegt  insbe- 
sondere  die   Selbstt&uschung,   welche    die   relatiye  und    subjectir* 
Wahrheit  für  die   rollkommene  und   objectire  hSlt?     Wie   leirh: 
würde  jene   Selbsttäuschung  auch  den  redlichen  Willen,  der  sich  Tvr- 
pflichtet   glaubt,  die   Wahrheit  zu  verbreiten,  dahin  führen,  die  abwe^ 
chende   subjective  Wahrheit  in   einem  Andern  zu  unterdrücken,  obwc-. 
in  dieser  nicht  minder  als  in  jener  ein  Strahl  des  göttlichen  Lichtes  ist  * 
Wir  sehen  wie  in  der  physischen  Welt  mancherlei  Gegenstinda  in  rer- 
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^liiedener  Weise  die  einen  Lichtstrahlen  in  sich  aufsaugen,  und  die  an- 
eni  als  Farbe  snrüokstrahlen.  Wir  sehen,  wie  so  das  Eine  Lieht  in 
!i.fii&niob faltige  Farben  zertheilt  und  gebrochen  wird.  Wie  nun,  darf 
lie  roihe  Farbe  zur  grünen  sagen:  in  mir  ist  das  wahre  Licht,  in  dir 
.l>er  das  falsche,  da  doch  in  beiden  wahres i  nur  nicht  alles  Licht  ist! 
><ler  darf  selbst  das  Weiss,  welches  das  volle  ungetheiUe  Licht  wie- 
lei*spiegelt,  fordern,  dasz  alle  Farbenpracht  erlösche,  und  nur  es 
ielbst  in  seiner  Farblosigkeit  mit  seinem  Widerpart  dem  schwarzen 
äoliatten  zurückbleibe?  Wftre  nicht  auch  diese  Forderung  ier  reichen 
3cli5pfang  zuwider,  die  Gottes  Werk  ist?  So  ist  es  aber  auch  in  der 
>^r«lt  des  geistigen  Lichtes,  und  noch  leichter  ist  da  'die  Täuschung, 
"welche  die  eigene  Farbe  für  das  Tollkommene  Licht  hält,  und  den 
Rnider  als  Lügner  befeindet,  weil  er  eine  andere  Farbe  bekennt.  Und 
in  geistig  so  feinen  Dingen  sollte  die  rohe  Macht  des  Schwertes  dem 
Elifer  der  unrermeidlichen  Täuschung  dienen,  und  alle  anderen  Farben 
ausser  der  eigenen  zu  yertilgen  die  Pflicht  haben?  Würde  nicht  eine 
solche  Pflicht  noch  mehr  in  Widerspruch  gerath^n  mit  der  Natur  des 
geistigen  Lebens,  über  welches  sich  Gott  selber  die  Herrschaft  vorbe- 
halten hat? 

Der  wissenschaftliche  Fehler  in  dem  Raisonnement  von  Augustinus 
liegt   darin,   dasz  er  die  Natur  des  States  verkannt  hat.    Der  erkannte 
Znsammenhang   demselben  mit  der  Kirche   verleitete  ihn,  die  beiden 
Gebiete  des  der  Kirche   gehörigen   religiösen    Lebens  und   Ein- 
flusses und  der  weltlichen  Herrschaft   des  States  zu  vermischen, 
und  diese  —  obwohl  im  Dienste  der  Kirche  —  auf  das  erstere  religiöse 
Oebiet  zu  erstrecken.    Der  Theologe   machte   den  Statsmann  zu  seinem 
Büttel.    Daraus   aber,   dasz  der  Stat  die  Kirche  zu  schützen  hat,  folgt 
keineswegs,  dasz  er  auch  die,  welche    aus  zerhalb  der  kirchlichen 
Gemeinschaft   stehen,   verfolge     Haben  sie  die  weltliche  Rechtsord- 
nuog  des  States  nicht   verietzt,  so  hat  der  Stat  weder  das  Recht  noch 
die  Pflicht,  sie  durch  weltliche  Strafen  heimzusuchen,  und  seine  Gerichta- 
barkeit  auf   ein  Gebiet   auszudehnen,  welches,  weil  dem  individuellen 
Geistesleben    angehörig,   von  der    weltlichen  Rechtsordnung   nicht   be- 
griffen  wird.     Ihre   Seelen   können   Tor   dem   Richterstuhl  Gottes   mit 
Schuld   beladen  sein,  über  ihre  Gewissen  aber  ist  dem  State   keine  Ge- 
walt gegeben. 

Der  Stat  ist  nicht  ein  Glied  der  Kirche,  sondern  ein  selb- 
ständiger Organismus  auszer  der  Kirche.  Daher  kann  auch 
die  Kirche  nicht  den  Stat  ihrer  Autorität  unterordnen. 
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Drittes  Gapitel. 

Die  rechtlichen  Schranken  der  Bekenntniezfreiheit 

1.  Man  könnte  daran  denken,  die  Bekenntniszfreiheit  nur 
insoweit  zu  gestatten,  als  in  dem  Bekenntnisz  noch  ein  reli- 
giöser Fond  zu  erkennen  ist,  d^egen  dieselbe  nicht  mehr 
zu  dulden,  wenn  sich  die  Negation  bis  zum  Atheismus  ver- 
irrt. Besser  aber  ist  es,  wenn  darauf  verzichtet  wird,  eine 
Grenze  zwischen  erlaubtem  und  unerlaubtem  Bekenntnisz  is 
der  unendlichen  krummen  Linie  von  der  vollen  Erkenntnis^ 
und  Verehrung  des  wahren  Gottes  bis  zur  gänzlichen  Ver- 
neinung desselben  ^  und  dem  leeren  Nichts  zu  finden  und  zn 
bezeichnen.  Die  Uebergänge  sind  zu  fein  und  unmerklich, 
als  dasz  sich  die  Grenze  sicher  erkennen  liesze;  man 
denke  nur  an  die  Formen  des  Pantheismus,  an  den  Fetiscb- 
dienst,  an  den  modernen  Gultus  des  Menschgottes,  in  denen 
die  Negation  des  lebendigen  Gottes  oft  viel  gröszer  ist,  als 
die  Anerkennung  eines  göttlichen  Elementes,  und  man  erin- 
nere sich,  dasz  ein  absoluter  Atheismus  nur  als  leere  Formel 
zu  denken  ist,  und  dasz  selbst  in  dem  unendlichen  Nichts 
inmier  noch  eine  verborgene  Kraft  der  Schöpfung  mit  ge- 
dacht werden  musz,  aus  der  eine  Ahnung  Gottes  nicht  aus- 
geschieden werden  kann.  Wird  aber  einmal  das  Gnind- 
princip  anerkaimt,  dasz  nicht  dem  irdischen  State»  sondern 
nur  Gott  die  Herrschaft  über  das  Seelenleben  zukomme,  so 
hat  der  Stat  auch  kein  Recht,  die  ftusserste  Yerirrong 
eines  Geistes,  der  dem  Lichte  entflieht  un^  die  schwane 
Nacht  sucht,  zu  bestrafen.  Wie  oft  ist  gerade  für  begabte 
Geister  ein  solcher  Abweg  nur  ein  Durchgangsmoment  and 
der  Antrieb  zu  neuem  höheren  Aufschwünge  dem  Lichte  zu. 
Das  Individuum  soll  wahr  sein  und  wahr  sein  dflrfen,  nicht 
bloss  wenn  es  die  objective  Wahrheit  erkennt,  8ondeni  anch 
wenn  es  sie  bezweifelt  und  verneint. 
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2.  Hat  80  Jedermann  ein  Becht,  ein  subjectiYes  wakres 
abzulegen,   so  darf  er  doch  hinwieder  bei   s^ner 
Leuszerang  nicht  eine  Form  wählen,  durch  welche  die  von 
em    State   anerkannten   kirchlichen  Anstalten    beschimpft 
Lüd    in  ihrem  Bestände   verletzt  werden.    Das  indivi- 
iiielle   Becht  findet  seine    natürliche  Grenze  in  dem  Bechte 
les    Andern    und    der  Gemeinschaft,  und  der  Stat  hat  hier 
.ipv^iefache  Pflichten  zugleich  zu  beachten:  er  hat  die  indivi- 
Itielle    Bekenntniszfreiheit    und  den   Schutz   der  Xirche  und 
lures    Bechtes  auf  äuszere  Achtung   ihrer  Existenz    mit  ein- 
stnder  zu  verbinden.    Er  straft  den  Juden  nicht,  der  in  Chri- 
stus  nicht  den  Messias  anerkennt,  den  Skeptiker  nicht,  der 
die     Wahrheit     der    historischen    Offenbarung   läugnet,   den 
pantheistischen    Philosophen    nicht,    der   in   dem    Menschen 
nicht   ein  Geschöpf  Gottes  sieht,  sondern  ihn  fflr  eine  Ent- 
wicklungsphase   Gottes    hält.     Aber  wenn   in   einem   ohrist- 
lichen  State  der  Jude  öffentlich  auf  Christus  schimpft ,  oder 
der  Skeptiker  sich  herausnimmt,    an    den   christlichen   Festr 
tagen  das  kirchliche  Volk  dadurch  zu  kr&nken  und  zu  ftrgem, 
dasz  er  den  Offenbarungsglauben  als  ein  Erzengnisz  des  Truges 
and  eine  Geburt  der  Dummheit  verhöhnt,  wenn  der  Philosoph  die 
Kirche  eine  Thörin  und  Lflgnerin  schilt,  weil  sie  den  Glauben  an 
die  Schöpfung  Gottes  lehrt  und  bekennt,  so  greifen  die  Indivi- 
duen   in  das  Becht  der  Kirche   über,  und   da  sie   dasselbe 
äuszerlich  verletzen,  so  hat  der  Stat  den  Beruf,  sie  ftlr  diese 
Rechtsverletzung  zu  bestrafen. 

Zwar  ist  es  auch  hier  nicht  immer  leicht,  die  Grenze 
zu  ziehen,  an  der  sich  erlaubte  Polemik  von  strafbar 
rer  Beleidigung  scheidet.  Indessen  sind  doch  hier  überall 
äuszere  Kennzeichen  wahrnehmbar,  aus  welchen  sich  so- 
wohl die  subjective  Neigung  zu  verletzen,  als  die  objective 
Bechts-  und  Ehrenkränkung  ermessen  läszt,  und  es  ist  die 
weltliche  Gerechtigkeit  auch  sonst  befähigt  und  geübt,  die 
äuszere  Ehre  vor  unerlaubter  Kränkung  zu  schützen.   Vieles 
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kommt  bei  der  Beurtheilimg  auf  die  ümstinde  an.  Es  Ll 
eine  Aeoszening  in  einem  wissenschaftlichen  Werke.  ▼- 
sie  durch  den  motivirenden  Zusammenhang  gewisseriBa?  - 
ihres  beleidigenden  Elements  entkleidet  wird,  odo'  -i.^- 
gleichsam  gebunden  erscheint,  nicht  strafbar  sein,  vel . 
herausgerissen  aus  diesem  Zusammenhang  und  mit  der  A.- 
sieht  zu  beleidigen,  der  Kirche  ins  Angesicht  geschleno^-: 
zu  strafbarer  Beleidigung  wird. 

3.  Femer  ist  der  Stat  voUkonmaen  berechtigt,  ^-j- 
Form  des  freien  Bekenntnisses,  welche  die  öffentli«:- 
Wohlfahrt  schädigt  und  als  gemeingefährlich  kt- 
seheint,  zu  untersagen  und  beziehungsweise  zu  bestraf?: 
Der  Stat  hat  vor  allen  Dingen  die  Aufgabe,  die  öffentli  * 
Wohlfahrt  vor  Schaden  und  Gefahr  zu  sichern,  und  nitr  *ik: 
die  indi?iduelle  Freiheit  bis  zum  Angriff  auf  jene  aosgedehr: 
werden.  Würde  der  Stat  auf  jenes  Recht  verzichten.  > 
wfirde  er  sich  selbst  insoweit  aufgeben.  Was  aber  gemein 
schädlich  wirke,  das  zu  bestimmen  liegt  in  der  Macht  odu 
in  dem  Bechte  des  States  selbst,  nicht  der  Individuen. 
Schützt  er  den  Philosophen,  dessen  Speculationen  den  lebeih 
digen  Oott  verneinen,  in  der  wissenschaftlichen  Darstelliuh: 
seiner  atheistischen  Gkdankenreihe ,  so  braucht  er  dagegei 
nicht  zu  dulden ,  dasz  ein  Atheist  das  Volk  um  sich  samm^- 
und  haranguire,  noch  zu  gestatten,  dasz  Prediger  oder  Jour- 
nalisten die  sittlichen  Fundamentalsätze,  auf  denen  audi  dir 
Ordnung  des  States  ruht,  öffentlich  bestreiten,  die  Gemfitb«: 
verwirren  und  die  bösen  Leidenschaften,  die  in  der  Menge 
echlummem,  entflammen. 
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Viertes  CapiteL 

II.  YoQ  der  Statsreligion. 

Bis  auf  die  neueste  Zeit  war  es  die  Meinung  aller  Par- 
eien  in  allen  Zeiten,  dasz  die  Beligion  nicht  allein  eines 
Ler  wichtigsten  Fundamente  auch  der  statlichen  Ordnung 
ei,  sondern  dasz  der  Stat  selbst  der  Beligion  nicht 
entbehren  könne.  Die  alten  noch  heidnischen  Römer 
intemahmen  kein  wichtiges  Statsgeschäft  ohne  die  Erinne- 
rung an  die  Götter,  und  ohne  deren  Zustimmung  und  Gunst 
m  erbitten.'  Und  später  zweifelte  in  Europa  Niemand 
iaran,  dasz  die  Staten  christlich  geworden  seien,  wie  denn 
auch  ihre  Feinde,  die  muhammedanischen  Staten  ebenso  ent- 
schieden die  Keligion  Muhammeds  bekannten. 

Erst  in  der   neuesten  Zeit    wird  die   Neigung  sichtbar, 
die  Verbindung  des  States  mit  der  Beligion  völlig  zu  lösen, 
und  den  Grundsatz  zu  vertkeidigen ,  dasz  der  Stat  als  solcher 
weder  eine  Beligion   habe  noch  bekennen  und  fördern  dürfe. 
Einen   gröszem   Antheil   an    dieser    Tendenz    hat    wohl    die 
Stimmung  derer,   welche  auch  individuell   nur  ungern  an  die 
Beligion  erinnert  werden.    Dieselbe  ist  aber  auch  schon  Ton 
wahrhaft  frommen  Gemflthern    im   Namen    der   Bekenntnisz- 
freiheit  vertheidigt  worden.  Da  diese  Frage  eher  das  Geistes- 
leben des  Stats  als  die  Bechtsordnung  betrifft,  so  gehört  ihre 
Beantwortung  eher  der  Politik  zu.    Aber  das  Statsrecht  darf 
sie  insoweit  nicht  ganz  übergehen,  als  der  Stat  entweder  eine 
bestinmite  Beligion  zur  Statsreligion  erklärt  oder   doch -voA 

^  Cicero  de  Dirinatione  I.  16.  §.  28:  M^ihil  fere  qaondam  migoris 
rei,  niai  anspieato  ne  priratim  qnidem  gerebatnr/'  Yaler.  Max.  II.  1. 
§.  1  und  die  weiteren  SieUen  bei  Babino,  Unteriachungeii  a.  s.  f.  I. 
S.  44  ft.  Cicero  de  Legibus  II.  8.  S.  schlägt  ein  aosführliches  Sa- 
cralgesets  Tor,  in  welchem  sich  der  enge  Zusammenhang  anch  der  G5t- 
terrerehrong  mit  dem  Stateleben  deatilch  leigt   .  « 
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einer  bestimmten  Beligion  seine  öffentlichen  Institotiooai  a^ 
h&ngig  macht. 

Man  darf  die  Statsreligion  nicht  mit  der  Statskirch- 
verwechseln.  Ein  Stat  kann  eine. bestimmte  Beligion  habci: 
und  bel^enneni  z.  B.  die  christliche,  ohne  einer  oäbrr 
Form  des  christlichen  Bekenntnisses,  ohne  einer  besonden 
christlichen  Kirche  das  aasschlieszliche  Yorzugsrecht  isr 
Statskirche  einzuränmen.  Die  Unterscheidungslehren  der  tc;- 
sohiedenen  christlichen  Confessionen  nnd  die  nuuu^ierlei  ^- 
weichenden  Gebränche  derselben  haben  offenbar  fflr  den  St.: 
QAd  das  Gebiet,  in  welchem  er  sich  bewegt,  ein  weit  geric- 
geres,  grösztentheils  wohl  gar  kein  Interesse.  Die  geDeu- 
samen  christlichen  Gmndwahrheiten  kÖAnen  ihm  fbr  san  Y«:- 
h&ltnisz  zu  Gott  völlig  genügend  erscheinen.  Er  k^nn  smü: 
christlich  sein,  ohne  nothwendig  auch  katholiscli  mb 
protestantisch  zu  sein. 

Die  frahere  Statengeschichte  gab  zw^r  den  Staten  ge- 
wöhnlich eine  besondere  confessionelle  Bichtung.  Pie  ersta 
<ihristlicb^  Staten  wahren  katholisch  oder  arianisph,  dann  grie- 
chisch- oder  römisch-katholisch.  Der  mittelalterlictie  Stat  is 
überall  cpnfess ioneil  gebunden.  Auch  nach  der  fteforma- 
üffi  waren  die  meisten  europäisdien  Stuten  eptscbieden  ent- 
weder katholisch  oder  protestantisch.  Sie  bekannten  nü: 
]!f4ßhdrack  die  besondere  Form  der  christlichen  Beligion,  uui 
wr  wenige  gab  es,  inwelcheiii  wie  in  d^  schweizeriaches 
Eidgenosßenschaft'  und  im  deutschen  Belebe»^  di« 
Unmöglichkeit  f  die  getheilten  Bekenntnisse  z^  einigem  oder 
^es  von  beiden  zur  Herrschaft  m  erheben«  znr  gleichmi»- 

*  Das  Princip  der  Parität  wurde^in  der  Schweiz  saerit  im  Jahn 
1529  anerkannt  TergL  Blnntselili,  Gesohiohte  des  sehweiiiftrii^ci 
Bnndesredits  L  S.  327  f.;  aber  et  galt  pvaotbch  nnr  in  den  gMaeiaai 
Herrsohaflen  and  in  dem  Bunde,  nieht  in  den  einnolnen  Caaion«i. 

*  Schon  in  dem  enien  BeJügionifrieden  unter  Karl  T.  ist  derKe« 
loloher  Pariiftt  xa  erkennen,  entwickelt  ist  er  in  dem  westphilitekei 
Frieden  von  164a    Ygl  «Menden  Aegidi  JiHntenrath  8.  37  t. 
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;igeii    Anerkennong  zweier  oder    dreier  Confessionen  zwang. 
^ur   sehr  unvollständig  und  nur   zur  Noth  wurde  dann  das 
Princip    der    Parität   anerkannt.      Erst  seit   der   Erhebung 
N^ordamerika's  wurde  der  Stat  von  der  Gonfession  frei  er- 
klärt  und  die  Confessionslosigkeit  als  Princip  des  mo- 
dernen Stats  proclamirt.     (Verfassungsgesetz  von  1791.)    Der 
confessionslose Stat  ist  darum  nicht  religionslos  und  nicht 
gottlos.    Er  kann  sogar,  wie  das  in  Europa  und  in  Amerika 
noch  immer  der  Fall  ist,  ein  christlicher  Stat  wenigstens  in- 
sofern sein,  als  er  in  dem  Ghristenthum  eine  Grundlage  seiner 
Civilisation  und  eine  fortwirkende  Macht  verehrt,  welche  sein 
Verhältnisz  zu  Gott ,  bestimmt  und  seine  sittlichen  Zustände 
reinigt    und    heiligt.^     Nur   ein  dogmatisches   Ghristenthum 
mit  seinen  Bekenntniszformeln   und  seinen  Bekenntniszfesseln 
ist  unvereinbar  mit  dem  confessionslosen  Stat,  nicht  aber  das 
lebendige  und  wirksame  Ghristenthum.    In  diesem  Sinn  kann 
das  Ghristenthum  die  Beligion  eines   States  sein,    der  nicht 
mehr  katholisch   oder  protestantisch  ist,   sondern  die  katho* 
Tische   und   protestantische    Kirche    als    gleichberechtigt   an- 
erkennt. 

Seit  Pufendorf  und  Bousseau  spricht  man  überdem  von 
einer  Statsreligion  (r^ligion  civile)  noch  in  einem  andern 
Sinn.  Da  der  Stat  als  eine  Rechtsgemeinschaft  Ghristen  und 
NichtChristen  gleiches  Recht  gewährt,  so  kann  er  auch  für 
seine  statlichen  Verhältnisse  sich  an  die  natürliche  Reli- 
gion halten,  als  die  gemeinsame  Grundlage  der  verschiedenen 
Offenbarungsreligionen.  Wenn  der  Stat,  wie  es  Rousseau  vor- 
geschlagen hat,  selber  die  Fundamentalsätze  dieses  gemein- 
samen Gottesglaubens  gesetzlich  bestimmen  will,  so  verfällt 


*  Lange  a.  a.  0.  S.  54:  „Der  ConfeBsionalismiu  hat  fast  in  fthn- 
Vichem  Masze  an  dem  Unglück  der  christlichen  Staten  gearbeitet, 
wie  das  Christentham  ihr  Gedeihen,  ihren  Wohlstand  und  ihre  Blüthe 
begründete.* 
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er  aber  neuerdings  der  Oefahr,  die  er  vermeideii   loIL  ,  Kr 
spricht   eine   Formel   ans,  die  Vielen  nngenflgend   erschallt. 
Er  macht   ein  Bekenntnisz   zu  einer  Bedingung  des 
wofür  es  nicht  paszt  und  bindet  die  äuszere  sichtbare 
Ordnung  thörichter  Weise  an  die  unsichtbare  Benehun^  des 
menschlichen  Geistes  zu  Gott     Die  Annahme  der  natfirliclicB 
im  Gegensatze  auch  zu  der  christlichen  Offenbaroogsrdi^oB 
darf  daher  nur  so  gemeint  sein,  dasz  der  Stat  es  den  Indivi- 
duen überläszt,    die   leere  Tafel  je   nach  ihrem  besmideren 
Glauben  auszufallen.    In  diesem  Sinne  einigt  er  dann   Ckri- 
sten  und  Nicht-Christen  als  Bfirger  in  gleicher  Weise,   nnd 
wo  er  fflr  sein  politisches  Leben  der  Religion  nicht  entbehren 
kann,  benutzt  er  diejenigen  religiösen  Anstalten,  die  sich  ilun 
zunächst  für  seine  Zwecke  darbieten,  sei  es  in  einer  dirist- 
liehen  Kirche  oder  in  einer  jüdischen  Synagoge,  in  einer  Moschee 
oder  einem   Buddhatempel.     Eine   derartige  Auffassung    der 
natürlichen  Beligion  bringt  den  Stat  in  eine  völlig  unhefuH 
gene  Stellung  gegenüber  allen  Beligionsgenossenschaften  und 
allen  religiösen   Meinungen  seines  Landes.     Es  ist   nirgwds 
religiöse  Partei,    sondern   lediglich    Rechtsgemeinschaft.     Er 
kann  auch    unbedenklich   die   Fortbildung  des   Gottesb^priffi 
schützen    und  von  ihr  sich  bereichem  lassen.     Wir  kennen 
dieses    System    das    der    statlichen    Religionsfreiheit 
heissen. 

Einstweilen  jedoch  zeigen  sich  noch  in  den  versehie- 
denen  Statsrechten  die  historischen  Entwicklungsstufm  und 
die  Schwankungen  in  der  religiösen  Auffassung: 

1.  Eine  Reihe  von  europäischen  Staten  bekennt  noch 
eine  bestimmte  Form  des  Christenthums  ;8oRuszland  und  Grie- 
chenland die  griechische,  Spanien,  Portugal  und  bis  anf 
die  neueste  Zeit  alle  italienischen  Staten  die  römisch-katho- 
lische, Schweden  und  Norwegen  die  evangelisch -Inthe- 
rische  Confession,  selbst  England  noch  die  der  Hochkirche, 
neigt  sich  aber  in  seinen  neuereu  Gesetzen,  wie  das  neue  Kö- 
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nigreich  Italien,  mehr  und  mehr  dem  System  der  christ- 
lichen Parität  oder  der  Beligionsfreiheit  zu.^ 

2)  Das  einfach  christliche  (beziehungsweise  paritä- 
tische) System  gilt  auszer  in  Nordamerika  vorzüglich  in 
den  deutschen  Staten  und  nun  auch  in  Oesterreich  und 
Preuszen,  obwohl  jenes  mehr  zu  dem  Katholicismus ,  dieses 
mehr  zum  Protestantismus  gravitirt,  in  Frankreich,  in 
Holland,  in  Belgien,  in  dem  schweizerischen  Bunde.* 

'  Bassisoher  Codex  I.  §.  40.    Bei  Fcelix  Revue  Strang,  et  fran^. 
III.  S.  706.  Griechische  Yerf.  §.  1:  „Die  herrschende  Religion  in  Grie- 
ehenland  ist  die  der  orthodoxen   christlichen  Kirche  des  Orients.    Jede 
andere  anerkannte  Religion  wird   geduldet,  und  ihr  freier  Gultiis  durch 
die  Gesetze  geschützt  Noch  im  Jahre  1848  erklärte  die  Verfassung  ron 
Neapel,  Art.  3,  dasz  auszer  der  katholischen  keiner  andern   Religion 
ein  Cnltus  gestattet  werde.    Spanische  $.11:  „Die  Nation  yerpflichtet 
sieh,  den  Onltus   und  die  Diener  der  katholischen  Religion,  welche  die 
Spanier  bekennen,  zu  unterhalten. '^  Portugiesische  §.  6:  „Dierdmisch- 
katholisch-apostolische  Religion  wird  fortwährend  die  Religion  des  König- 
reichs sein;  alle   übrigen  Religionen  sind  den  Fremden  mit  häuslichem 
Gottesdienste  gestattet,  ohne  äuszerliche  Zeichen  und  TempeL*^  Schwe- 
dische $.  3  und  4.     Norwegische  §.  2:  „Die  evangeUsch-lutherische 
Religion  rerbleibt  die   öiTentliche  Religion  des  States.    Die.  Einwohner, 
die  sich  zu  ihr  bekennen,  sind   yerpflichtet  ihre  Kinder  in  derselben  zu 
erziehen.    Jesuiten*   und   Mdnchsorden    dürfen  nicht   geduldet  werden. 
Juden  ist,  wie  bisher,  der  Eintritt  im  Reich  versagt.*^    Ueber  England 
vergl.  das  Werk  ron  Gladstone,  übersetzt  ron  J.  Treuherz.    Frau- 
zSsiBohe  Charte  Ton  1814,  §.  6:   ,|Die  römisch-katholische  Religion  ist 
die  Religion  des  Stets.  <" 

*  Deutsche  Bundesacte  §.  16:  ,)Die  Yerschiedenheit  der  christ- 
lichen Religionsparteien  kann  in  den  Ländern  und  Gebieten  des  deut« 
sehen  Bandes  keinen  Unterschied  in  dem  Genüsse  des  bürgerlichen  und 
politischen  Rechts  begründen.''  Bayerische  Verf.  $.  9:  «Die  in  dem 
KSnigreiche  bestehenden  drei  christlichen  Kirchengesellschaften  genieszen 
gleiche  bürgerliche  und  politische  Rechte. **  Preuszische  §.  14:  „Die 
christliche  Religion  wird  bei  denjenigen  Einrichtungen  des  States, 
welche  mit  der  Religionsübung  im  Zusammenhange  stehen,  unbeschadet 
der  im  Art  12  gewährleisteten  Religionsfreiheit,  zum  Grunde  gelegt*' 
In  Oesterreich  schwankt  die  Gesetzgebung  noch  zwischen  der  con- 
fessioneUen  und  der  paritätischen  Richtung.  Die  Grundrechte  ron  1849 
%  2  sprachen  sich  für  die  letztere  aus,  das  Conoordat  ron  1856  aber 
begünstigte   wieder  die  er»tere.     Das  Protestantengesets  Tom  8.  April 

19* 


292  Kenntes  Buch.    Oulturpflege. 

3)  Nur  ganz  vorübergehend  in  der  Erhitzung  des  Bero- 
lutionsfiebers  hat  die  französische  Bepnbük  alle  Beligion 
verworfen  nnd  den  Stat  als  ,  gottlos  "^  (l*]^tat  est  athte)  er- 
klärt. Bobespierre  selbst  hat  die  Verehrung  des  «höehsten 
Wesens  "^  (£tre  supreme)  wieder  für  nöthig  erachtet,  und  einen 
Versuch  gemacht,  wenigstens  zur  natürlichen  Beligion  zurück 
zu  kehren. 

4)  Mehr  oder  weniger  deutlich  zeigt  sich  ein  derartiges 
Streben,  far  die  Bechtsverhältnisse  sich  nur  an  die  natür- 
liche Beligion  des  Gottesglaubens  zu  halten  und  die  staüiche 
Beligionsfreiheit  durchzuführen  in  der  neueren  Praxis  einzelner 
vorgeschrittener  Staten.  Aber  zu  einer  klaren  Aussprache  ist 
dieses  Princip  noch  in  keiner  Verfassung  gelangt,  wenn  wir 
nicht  die  nordamerikanische  hieher  rechnen  dürfen.^ 

Das  Bekennt nisz  oder  die  üebung  einer  Beligion  vod 
Seiten  des  States  selbst,  und  insbesondere  der  christlichen, 
äuszert  sich  in  folgenden  Wirkungen: 

1)  In  der  religiösen  Feier,  durch  'welche  grosse 
Vorkommnisse .  im  statlichen  Leben  eingeleitet  oder  begleitet 
und  neue  Einrichtungen  geheiligt  werden,  z.  B.  der  Oottes- 
dienst  vor  EröfEoung  der  Versammlung  des   gesetzgeb^den 

1861  sucht  hinwieder  den  protestantiBchen  Kirchen  gerecht  ra  werden: 
nnd  die  rolle  Anerkennung  der  Religionsfreiheit  findet  in  der  Terfu- 
sung  Ton  1867  neue  Anerkennung.  HolUndische  §.  165,  168.  Bel- 
gische §.  14,  15.  8ch weiser ische  Bundesverf.  §.  A4:  ^Die  freie 
Ausflbung  des  Gottesdienstes  ist  den  anerkannten  christlichen 
Confessionen  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  gewihrkistet 
Den  Kantonen,  sowie  dem  Bunde  bleibt  vorbehalten  für  Handhabnng  der 
öffentlichen  Ordnung  und  des  Friedens  unter  den  Confesaionen  die  ge» 
eigneten  Massnahmen  su  trefTen.*^  Französische  Charte  Ton  183u, 
§.  6:  ,|Dio  Diener  der  römisch-katholisch-apostolischen  Beligion,  zu  wt^ 
eher  sich  die  Mehrheit  der  Franzosen  bekennt,  und  jene  dar  ttbrigca 
christlichen  Religionen  erhalten  ihre  Besoldungen  ans  dem  Statsschatsc* 
Yert  Tcn  1848,  §.  7,  noch  abstracter. 

'  Yerfassungsgesetz  d.  Y.  Staten  Ton  Amerika  Ton  1791:  «Der  Co»» 
gresz  darf  kein  Gesetz  zur  Einführung  einer  Statsreligi<m  oder  zur  Yei^ 
hinderung  der  Beligionsfreiheit  erlassen.'* 
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Körpers,  bei  dem  Thronwechsel,  bei  Einfahnmg  einer  nenen 
Verfassung,  die  öffentlich  angeordneten  Gebete  in  Kriegs- 
oder in  anderer  gemeiner  Noth,  die  nationalen  Bnsz-,  Dank- 
und  Erinnerongsfeste  u.  dgl.®  Nichts  macht  den  sittlichen 
Charakter  des  Stats  anschaulicher  und  stärkt  die  moralischen 
Kräfte,  die  für  sein  Wohl  thätig  sind,  mehr,  als  die  reli- 
giöse Weihe  und  Erhebung,  um  die  der  Stat  Gott  selbst 
bittet ; 

2)  in  der  Anpassung  der  Gesetze  an  den  Geist  und 
die  Anforderungen  des  Ghristenthums ; 

3)  in  den  statlichen  Anstalten  und  Verwen- 
dungen zur  Erhaltung,  Förderung  und  Ausbreitung  des 
Christenthums ; 

4)  in  der  Bestrafung  von  Handlungen  oder  Aeuszerun- 
gen ,  durch  welche  der  christliche  Gottesdienst  oder  ein  an- 
derer religiöser  Cultus  in  friedenstörender  Form  angegriffen 
oder  der  religiöse  Volksglaube  öffentlich  verhöhnt  wird; 

5)  in  der  wichtigen  Institution  des  Eides;  es  musz  aber 
der  Stat  auch  den  NichtChristen  eine  ihrer  Religion  ange- 
messene Form  des  Eides  zulassen,  und  die  individuelle  Reli- 
gion in  Andern  achten,  indem  er  dem  Geiste  seiner  Religion 
folgt; 

6)  in  vielen  Staten  auch  in  dem  Erfordernisse  christ- 
lichen Bekenntnisses  derer,  welche  berufen  werden,  die  Re- 
gierung im  State  und  die  Rechtspflege  zu  verwalten.^    Diese 

*  Edm.  Burke,  Betraohtangen  über  die  französische  Rerolotion: 
„Die  Heiligung  des  States  durch  statlich-religiöse  Anstalten  igt  nöthig, 
am  mit  heilsamem  ehrwürdigem  Schauer  auf  freie  Bürger  zu  wirken; 
ist  ihnen,  die  zur  Erhaltung  ihrer  Freiheit  einen  hShem  Grad  tou  Macht 
besitzen  müssen,  nöthiger,  ah  den  Völkern,  die  durch  ihr  Joch  im  engen 
Kreise  hftuslicher  Sorgen  und  hfiuslicher  Angelegenheiten  beschränkt  sind« 
Wer  Gewalt  besitzt,  sollte  um  so  tiefer,  inniger  den  Gedanken  fühlen, 
dasz  Gewalt  ein  anvertrautes  Gut,  ein  Gut  ist,  für  dessen  Verwaltung 
man  einst  zur  Rechenschaft  erscheint  vor  dem  grossen  allmSchtigen 
Richter,  dem  Herrn  und  Schöpfer  aller  GeieUschaft/^ 

•  Vgl.  oben  Buch  II.  Cap.  22  8.  212  ff.    Im  Gegensatze  dazu  dat 
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AnwenduBg  des  Princips  ist  fibrigens  auch  fBr  den  dnisSi- 
chen  Stat  nicht  nothwendig.  Wo  grosze  Bestandthdle  des 
Volks  einem  andern  als  dem  christlichen  Glanben  nigethan 
sind,  wäre  es  unnatürlich  und  ungerecht  ihre  Glieder  tob  je- 
der Theilnahme  an  der  Regierung  und  Bechtspflege  aasso- 
schlieszen;  da  qicht  bestritten  werden  kann,  dasz  auch  Nicht- 
Christen  gut  regieren  und  gerecht  richten  können.  Der  Bord- 
amerikanische  Grundsatz,  dasz  das  religiöse  Bekenntniax  bd 
Besetzung  der  Aemter  und  Stellen  nicht  in  Betracht  komme, 
der  neuerdings  auch  in  europäischen  Staten  gebilligt  worden 
ist,  geht  von  der  Voraussetzung  des  confessionalosen 
States  aus.  Dasz  aber  auch  da  wenigstens  das  Erfordemisz 
der  natürlichen  Religion  vorausgesetzt  wird,  ergibt  sich  aus 
der  Vorschrift  des  Verfassungseides,  welche  dem  erUärteo 
Atheisten  gegenüber  keinen  Sinn  bat 
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III.  Yerhältnisz  des  States  zur  Kirche. 

Es  ist  eine  gemeinsam  anerkannte  Ordnung  aller  christ- 
lichen Volker,  dasz  Stat  und  Kirche  als  zweierlei  we- 
sentlich selbständige  Gemeinschaften  anerkannt 
sind.  Nur  vorübergehend  in  Momenten  heftiger  und  krank* 
hafter  Erregung  ist  diese  Grundwahrheit  Ton  einzelnen  Völ- 
kern verworfen,  sonst  nur  von  fanatischen  Schwärmern  oder 
träumerischen  Philosophen  geläugnet  worden.  Anf  ihr  beruht 
vornehmlich  die  moderne  Gesittung  und  Freiheit. 

Dagegen   wurden   über  das  Verhältnisz    des   States    zur 

nordamerikanisohe  Princip :  „Niemand  kann  ei n  OlaubeoibekenBtiusi 
als  Erforderniss  zur  Erlangung  eines  Amtes  oder  einer  BteUe  mit  8ffBat> 
Ucher  Gewalk  abgefordert  werden.''  Story,  Bandesrecht B.  HL  S.  XLIU 
S.  261  and  in  Mittermaiers  Zmtsehr.  für  d.  AoaL  IX.  B.  ib. 
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Lirehe  in  verschiedenen  Zeiten  nnd  nnter  verschiedenen  Völ- 
em  mannichfaltige  Systeme  geltend,  und  anch  nnsere  Zeit 
cheint  über  ^  diese  Frage  noch  nicht  zu  einer  Verständigung 
relangt  zu  sein.  Folgende  Hauptsysteme  lassen  sich  auf  hi- 
storischem Wege  erkennen:  « 

1.  Als  das  Ghristenthum  zuerst  aus  dem  gedrückten  Zu- 
stand  einer  verfolgten  Beligion  zu  einer  von  dem  Stat  aner- 
kannten   erhoben  wurde,    in   dem  römisch-griechischen 
Kaiserreiche,   da   wurde  die  Kirche   auch  sofort  zur  Stats- 
kirche   im  strengsten  Sinne   des  Wortes.    In  den  äuszeren 
"Formen  und  in  den  Begriffen  des  Stats  wirkte  noch  die  antik- 
römische  Ansicht  nach,  welche  die  Beligion  als  eine  Seite  des 
öffentlichen  Lebens  betrachtet,  die  Herrschaft  Ober  dieses  aber 
ganz  und  gar  in  dem  State  concentrirt.   Der  Kaiser,  als  das 
absolute  Oberhaupt  des  States,  übte  zugleich  auch  die  höchste 
Macht  über  die  Kirche  aus.  ^    Der  Kaiser  erliesz  Gesetze  zum 
Schutze   und  zur  Förderung  der  Kirche,  aber  nicht   minder 
über   die  Verfassung  und  den  Cultus  der  Kirche  und  selbst 
über  die  Dogmen  derselben  und  über  und  wider  die  Häre- 
tiker.   Er  berief  die  Concilien  der  Bischöfe,  leitete  dieselben 
durch  seine  Gommissarien,  bestätigte  ihre  Beschlüsse  und  gab 
denselben  erst  dadurch  legitime  Autorität.    Der  Kaiser  war 
somit  das  äuszere  Oberhaupt   auch  der  Kirche,   wie 
des  States. 

Indessen  nur  das  äuszere  Oberhaupt.  Der  Kaiser  war 
doch  als  Christ  genöthigt,  anzuerkennen,  dasz  der  christliche 
Glaube  nicht  auf  seiner  Autorität  beruhe,  sondern  auf  der  ho- 
hem Christi.  Er  konnte  nicht  anders,  er  muszte  in  den  Bi- 
schöfen, den  Nachfolgern  und  Geweihten  der  Apostel  auch  die 
vorzüglichen  Zeugen  und  Träger  der  christlichen  Lehre  er- 
kennen. Nicht  weil  ihm  ihre  Dogmen  gefielen,  gebot  er 
deren  Beachtung,  sondern  weil  und  soweit  er  dieselben  als  die 

1  Am  8ohSrf8ten  ist  der  Ausdruck   des  Kaiseri  Leo  des  Bilderstür- 
men: Sn  ßaffiXtvs  k«1  Uqsvc  9ifu,    Oregororins  Bona  Y.  269. 
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wahren  christlicheii  erkannte.    In  den  Zeiten  der  VerfolgBac 
schon  war  fOr  die  religiöse   Gemeinschaft  der  ChristeD 
Ordnung  der  christlichen  Aemter  gegründet  wordoi 
von  den  Statsämtern. 

Es  war  ein  Klerus   entstanden,  dessen  eigentliclie  3te- 
sion  doch  nicht,   wie  der  Beruf  der  Statsbeamten ,    von 
Kaiser  abgeleitet  ward;   dieser  Klerus   suchte   auch    in 
Erscheinung  nach  einer  Einheit  auszer  dem  Statsoberlianpte. 
wie  er  in  Christus,   dessen  Dienst  er  sich  geweiht  hatte»   dii 
Yon  dem  State  unabhängige  geistige  Einheit  besasz.      Die  Gr- 
meinschaft  der  Synoden  war  eine  Form  solcher  Einheit;   aber 
nur  in  seltenen  Momenten  traten  diese  zusammen.     Die  Patri- 
archen an  der  Stelle  der  Apostel,   der  Bischof  von  Born  Tor- 
aus,  der  Nachfolger   des  Apostels  Petrus,   der  in    dn*  erstee 
Hauptstadt   des  christlichen    Weltreichs   und  zugleich    ferner 
Yon  dem  Hofe  des  Kaisers  residirte,  hatten  das  erhöhte  An- 
sehen der  Väter  der  Kirche,  und  ?ertraten  die  Einheit  und 
Selbständigkeit  der  christlichen  Kirche  selbst  dem  Kaiser 
genüber. 

So  waren  für  die  politische   imd  rechtliche 
einerseits  und  für  die  religiöse  andererseits  zwei  in  dem 
dp  ihres  Daseins,  in  der  Ordnung  der  Aemter,   und  in   den 
Aufgaben   und  Mitteln  ihrer  Wirksamkeit  vollständig   ge- 
sonderte Organismen  da.     Nur  in   der  höchsten   Spitze 
ihrer  äuszem  Macht  einigten  sie  sich  in  dem  christlichen 
Kaiser,   und  durch  ihn  wurde  die  äuszere  Herrschaft 
des  States  über  die  Kirche  und  der  Charakter  der  Kirche 
als  Statskirche  dargestellt  und  behauptet.    Aber  der  Stat 
war  alt  geworden,  und  trotz  der  formellen  Allmacht  innerlidi 
schwach;    und  die  Kirche  war  noch  jung  voll  frischer,  ge- 
sunder Triebe,  und,  obwohl  äuszerlich  abhängig  von  derStata- 
autorität,  an  Geistesmacht  dem  State  überlegen  und  auf  dem 
Wege,  auch  ihre  Selbständigkeit  zu  erkämpfen. 

Wir   begegnen   diesem   System   der   Statskirche,   aa 
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»ren  Spitze  das  Stats Oberhaupt  steht,  noch  in.  unserer 
eit.  Am  ähnlichsten  der  byzantinischen  Form  und  in  voller 
jraft  besteht  es  noch  im  russischen  Beiche,  nur  mit  dem 
ichtigen  Unterschiede,  dasz  der  russische  Stat  voll  aufstre* 
Bnder  Jugendkraft  und  im  Wachsthum  begriffen  ist,  die  Eir- 
heBgewsJt  in  der  Hand  des  russischen  Kaisers  daher  auch 
nergischer  geübt  wird  als  in  der  des  byzantinischen  Kaisers. ' 
In  England  gab  es  ebenfalls  eine  Zeit,  in  welcher  der 
Lönig  auch  alsOberhaupt  der  englischen  Kirche  (supremum 
aput  ecclesiae,  quantum  per  Christi  legem  licet)  galt^  und 
Einern  Papst  nicht  unähnlich  in  kirchlichen  Dingen  herrschte, 
iie  Zeit  Heinrichs  YHI.  Das  waren  aber  nur  vorüberge- 
hende Yerirrungen,  und  der  Supremat  des  englischen  Kö- 
nigs hat  sich  im  Verfolge  der  Zeit  doch  wesentlich  dem  Sy- 
stem genähert,  das  wir  als  Hoheit  (Vogtschaft)  des  States 
über  die  Kirche  bezeichnen  kennen. 

Die  Mängel   des   ersteren  Systems ,   das   in  unserer  an 
Widersprachen    so   fruchtbaren   Zeit    auch  wieder  Verfechter 
gefunden  hat,'*  sind  aber  so  grosz  in  theoretischer  Beziehung, 
als  sie  schwer  empfunden  werden  im  practischen  Leben.    Eine 
derartige  Einigung  von  Stat  und  Kirche,  deren  innere  Selb- 
ständigkeit  beiderseits   zugegeben  werden   musz,  und  die 
auch   äuszerlich   als   zwei   organische    Oemeinschaften 
sich  darstellen,  in  Einer  Person,  in  dem  Statsoberhaupt,  macht 
an  und  für  sich  schon  den  Eindruck  einer  Miszgeburt:  zwei 

'  Rnssisoher  Codex  bei  Foslix  BeTiie  6trangire*et  franfaise  III. 
8.  707:  1.  §.42:  „Der  Kaiser  ist  der  oberste  Beschürmer  und  Bewahrer 
der  Dogmen  der  Statskirche.  Er  wacht  über  die  Beachtung  der  Ortho- 
doxie und  der  Diaoiplin  in  dem  Kirohendienst.  §.  43:  Bei  Yerwaltung 
der  kirchlichen  Angelegenheiten  handelt  das  Statsoberhaupt  durch  Yer^ 
mittlung  der  heiligen,  von  ihm  geordneten  Synode.*^ 

*  Gladstone  a.  a.  0.  S.  295. 

*  Unter  den  Reformatoren  hat  Zwingli  sich  demselben  zugeneigt, 
freilich  mit  der  ausgesprochenen  Forderung,  dasx  das  Statsregiment  ein 
obristliches  (reformirtee)  sei.  Vgl.  Lange  über  die  Neugestaltung 
^«1  Yerhtitnisses  von  Stat  und  Kirche.    8.  15  ff. 
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Leiber  und  Ein  Eopf.^  Da  fiberdem  das  Statsoberhanpt 
nem  Wesen  nach  dem  Statskörper*  angehört  nnd  ron  deBsen 
Geist  erfflUt  ist,  so  liegt  darin  auch  eine  fibertriebene  Ber> 
Schaft  des  States  über  die  Kirche  nnd  eine  mangelhafte  Sini- 
gnng  und  Vertretung  dieser. 

Die  Concentration  solcher  Doppelantorität  und  Doppel- 
macht in  Einem  Haupte  war  überall  entweder  die  Folge  oder 
der  Grund  eines  absoluten  Despotismus,  der  jede  freiere  Be- 
gung  unterdrückt  und  eine  höhere  humane  Geaittang  nicht 
aufkommen  Iftszt.  Wird  den  Völkern  und  den  Individuen  der 
Trost  genommen,  aus  der  Bedr&ngnisz  des  States  in  die  Arme 
der  Kirche  zu  flüchten,  und  yor  der  Beängstigung  und  Ver- 

*  Diese  Unnatur  hatte  Napoleon  sehr  wobl  gefühlt  ond  beseichoel, 
als  ihm  der  Vorschlag  gemacht  warde,  sich  an  die  Spitze  einer  fräs* 
sösisohen  Kationalkirohe  zu  stellen.  Er  Terwarf  denOedaakea  ab 
einen  ebenso  eiteln  als  yerftohtliehen:  ^Wie,  er  ein  Mann  dei  Kricgii 
mit  Degen  und  Sporn,  in  Schlachten  grosz,  sollte  sieh  mm  Ha«^  der 
Kirche  machen,  die  Kirchenzach t  und  den  Glauben  ordnen!  WoIHe  naa 
ihn  so  Terha^zt  machen,  wie  Robespierre,  der  den  Cultos  «des  h5eiista 
Wesens '^  erfanden,  oder  so  Iftoherlich  wie  LarfTeiUire-Upeanz,  desi  Er- 
finder der  Theopbilanthropie.  Wer  wfirde  ihm  folgen?  Wer  die  Heerdc 
seiner  Glftubigen  bilden?  Sicher  nicht  die  wahrhaft  gläubigen  Cliristeiu 
nicht  die  Mehrzahl  der  Katholiken,  welche  nicht  einmal  den  geweihten 
Priestern  folgen  wollten,  die  sich  hatten  zu  Schulden  koaimeB  latsea, 
einen  Ton  dem  Statsgesetz  Torgeschriebenen  Eid  zu  schwören.  Es  wtr- 
den  ihm  folgen  eine  Anzahl  schlechter  Geistlicher,  eine  Anzahl  entla«- 
fener  MSnche,  Anhftnger  der  Clubs,  und  im  Scandal  lebend,  die  Ton 
Haupte  der  neuen  Kirche  die  Erlaubnisz  zur  Heirath  der  Priezter 
teten.  Und  einer  solchen  Kirche  wollte  man  den  Sieger  Ten  Mareng« 
nnd  RiToli,  den  Hersteller  der  bflrgerllchen  Ordnung  znm  Haupte  geben? 
ihn  so  tief  erniedrigen  ?  —  Aber  gesetzt  es  gelange  das  ünmOgUebe,  wU 
Bit  seiner  ohnehin  unermeszlichen  weltlichen  Macht  würde  der  entf 
Consul  auch  die  geistliche  Tereinigen,  so  wfirde  er  zum  unertriglielatee 
der  Tyrannen,  er  wilrde  zum  Herrn  werden  über  den  Leib  imd  die  Seele: 
dem  tfirkischen  Sultan  fthnlieh,  welcher  zugleich  Haupt  des  States,  der 
Armee  und  der  Religion  ist!  üeberdem  der  Yersuch  wire  ein  Tergs^ 
lieher,  seine  Tyrannei  wfirde  zum  Gegenstände  des  Spottes  werden,  statt 
einer  Kirche  wäre  nur  eine  neue  Glaubensspaltnng  nnd  die  di 
Ton  aUen  die  Frucht  solcher  Bemfihungen/  JAter»,  histoire  d« 
m.  a  165. 


FfiDftoB  GapiteL    m.  TerhiHiiiM  dei  Stetes  nur  Kirebe.      299 

folgnng  der  Kirche  bei  dem  State  Sehntz  za  finden,  so  maä 
sie  in  manchen  F&Uen  der  Yerzweiflnng  preisgegeben.  Die 
politische  Knechtschaft  wird  durch  die  Antoritftt  der  Kirche 
geheiligt,  die  kirchliche  Beengung  der  Gewissen  durch  die 
Gewalt  des  States  mit  eisernen  Fesseln  verschärft.  Eine  der 
wichtigsten  Ursachen  der  hohem  und  freiem  Cnltnr  des  Occi- 
dents  Tor  dem  Orient  liegt  jedenfalls  in  der  ausgebildeten 
Zweiheit  und  Gesondertheit  des  States  und  der  Kirche,  und 
eine  der  sichersten  Stfltzen  orientalischer  Despotie  in  der  Ei- 
nigung der  obersten  State-  und  Eirchengewalt  in  Einem  Herr- 
scher. Aus  diesem  Grund  vornehmlich  steht  der  muham- 
medanische  Stat  so  sehr  hinter  dem  christlichen  zurück.* 
2.  Sehen  wir  ab  von  der  Periode  der  frftnkischen 
Monarchie,  welche  den  üebergang  aus  der  rOmisch-griechischen 
Vorstellung  in  die  eigentlich  mittelalterliche  und  zugleich 
wieder,  wie  auch  mit  Bezug  auf  die  Institution  des  Paria- 

•  Blantsohli  Studien  AberStM  ood Kirehe.  8. 135 :  „Christas  hatte 
jederaeh  seharf  nntersohieden  xwisohen  Stat  und  Kirche.  Mohammed 
ist  gleichseitig  Kirchen-  und  Statsmann;  nnd  eben  desshalb  weder  das 
eine  noch  das  andere  im  höchsten  Sinne  des  Worts.  Nur  an  der  Ein- 
heit Gottes  hielt  er  fest;  aUes  übrige,  die  ganse  Welt  mit  ihren  Oegen- 
süzen  und  in  ihrer  Mannichfaltigkeit  warf  er  unter-  und  durcheinander, 
ohne  Scheidung,  an  Einen  Haufen,  über  den  sich  nur  Eine  höchste  O^ 
walt  als  Spitze  erhob,  der  Statthalter  Gottes  auf  Erden.  Es  gibt  strenge 
genonuaen  keine  Kirche  des  Islam  und  keinen  Stat  der  Kalifen.  Was 
aas  dieser  grossen  Mischung  von  religiösem  und  politischem  Dasein  her^ 
▼orging,  war  ein  einheitliches  Reich;  aber  nicht  weder  eine  Kirche 
noch  ein  Stat:  ,.Da8  Reich  ist  Gottes,  er  gibt  es,  wem  er  will;  die  Erde 
ist  Gottes,  er  gibt  sie,  wem  er  will"  Das  ist  der  einfach  religiös- 
politisehe  Sats,  TOn  dem  der  Islam  ausging.  Der  Grundcharakter  dieses 
Beiehes  ist  nicht  die  Theokratie  im  eigentlichen  Sinne.  Nicht  Gott 
selbst  herrscht  unmittelbar,  sondern  ein  Mensch  herrscht,  aber  im 
Namen  Gottes  und  mit  göttlicher  Vollmacht.  Er  herrscht  wie 
der  einige  Gott.**  Eine  gute  Darstellung  der  mohammedanischen  Doetrin 
hat  neuerlich  Eisenhart  gegeben.  «Die  Statssjsteme  der  Gegenwart/* 
Bd.  L  Die  Reformen  in  der  Türkei  folgen  aber  der  modernen  Zeitrich- 
tung, die  aberaU  zwischen  dem  <}ebiet  des  States  und  der  Kirehe  die 
Sondermg  lu  ToUsiehen  strebt. 
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ments  —  ein  vorbfldlicber  Versuch  war,  das 
der  Weise  zu  gestalten,  wie  sie  nach  yielen  Jahilnmien--- 
erst  zur  Geltung  gekommen  ist,  so  werden  wir  im  Mitt«  > 
alter  zwei  vollständig  ausgebildete  Organismen  gewihr,  be.> 
der  Idee  nach  die  gesammte  Christenheit  umfassend,  jede  r  * 
beiden  mit  eigenem  Haupte.  Nur  an  der  Spitze  des  w«h.- 
chen  Reiches  stand  der  Kaiser,  an  der  des  geistlieheii  rs 
der  Papst. 

Darfiber,  dasz  die  beiden  Reiche  wesentlich  selbstbidj 
und  verschieden  seien,  war  nun  die  Welt  einig.  Die  Eaisr 
dachten  nicht  mehr ,  die  Kirche  als  äuszerliche  Anstalt  de 
Organismus  des  States  einzuffigen,  und  gewissermaszen  il- 
eine  besondere  Abtheilung  der  Statseinrichtnngen  dem  S:^:^ 
unterzuordnen;  und  die  Päpste  vermaszen  sich  selbst  auf  dts 
2enith  ihres  Ansehens  nicht,  den  Stat  als  ein  Glied  des  kirc^ 
liehen  Oi^nismus  zu  erklären  und  der  Kirche  einzuv^leibo. 
Die  Lehre,  dasz  Gott  zwei  Schwerter  als  Zeichen  der  (to- 
sten Macht  verliehen  habe,  ein  weltliches  und  ein  gei$> 
lieh  es,  und  dasz  jenes  dem  Kaiser,  dieses  dem  Papste  n- 
komme ,  ^  war  eine  gemeinsame  Meinung  der  Gibellinen  cn-: 
der  Guelfen. 

Die  beiden  Organismen  waren  auf  das  engste  Ter- 
bunden  und  noch  an  mancher  Stelle  gemischt.  Gemeic- 
sam  umschlossen  und  beherrschten  sie  alles  Volk.  Ww  als 
Brecher  des  (öffentlichen  Friedens  von  den  Gerichten  des  £•'- 
nigs  in  die  Acht  gethan  und  so  auszerhalb  die  Rechtsori- 
nung  gesetzt  worden  war,  der  wurde,  wenn  er  nicht  mit  des 
Stat  sich  versöhnte,  durch  den  Kirchenbann  audi  aus  iff 
religiösen  Gemeinschaft  ausgeschlossen.  Er  verlor  mit  dec: 
irdischen  Rechte  auch  die  Hoffnung  auf  den  himmlischefl 
Frieden,  umgekehrt,  wer  als  Ungläubiger  in  den  Bann  der 
Kirche  gekommen  war,    verfiel,  wenn  sich  nicht  die  Crcbc 

'  Sachsenspiegel  I.  1.  Siehe  oben  Bneh  1.  Cap.  4.  8.  59. 
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lurch  seine  Beue  erweichen  liesz,  in  die  statliche  Acht.^ 
der  Fluch  der  £irche  zog  auch  den  Untergang  alles  Rechts 
iof  Erden  nach  sich.  Die  vereinte  Gewalt  beider  Mächte  war 
in  der  That  furchtbar  und  erschien  unermeszlich.  Weder  im 
Leben  noch  im  Tode  konnte  man  ihr  entgehen. 

Üeber  das  Yerhältnisz  beider  Mächte  zu  einander   aber 
wurde    der   grosze  Streit  des  Mittelalters   geführt.     Damals 
waren    die  Kaiser  geneigt   auf  das  ältere  Becht  ihrer  üeber- 
ordnung  Verzicht  zu  leisten  und  sich  mit   der  Ole  ich  Stel- 
lung zu  begnügen,   aber  die  Päpste  behaupteten  nun  umge- 
kehrt üeberordnung  des  geistlichen   über  das  welt- 
liche Bei  eh.    In  der  That  war  im  Mittelalter  die  römische 
Kirche  in  wesentlichen  Beziehungen  dem  germanischen  State 
überlegen.    Sie  war  es  an  Umfang  und  Einheit,  denn  sie  um- 
faszte  wirklich  und   einte  die   ganze  abendländische  Christen- 
heit; der  Kaiser  aber  stand  nur  dem  Bange  nach   über  den 
andern  Königen  und  Fürsten,    es  gab  in  Wahrheit  kein  ei- 
niges abendländisches  Statenreich,   sondern  eine  grosze  Zahl 
mannichfaltiger  von  einander  unabhängiger  Staten.    Sie  hatte 
nicht  allein  die  Autorität  der  Beligion  für  sich,   sondern  alle 
Macht  und  aller   Einflusz  der  Wissenschaft  und  der  an- 
tiken  Gultur   war   in  ihre  Hand    gelegt.     Es   gab   keine 
weltliche    Wissenschaft    mehr,    die    dem   State    hätte 
dienen  und  sein  Bewusztsein   stärken   können.      Desto   eher 
konnte   die  Kirche    ihre    höhere  Berechtigung  auch   in   den 
Ideen   darstellen  und  durch  die   Ideen  siegen.    Ihr  Beich, 
sagte  sie,  sei  das  Beich  des  Geistes,  der  Stat  das  des  Leibes. 
In  der  That,  wenn  Kirche  und  Stat  sich  wirklich  zu  einander 

^  Saehsenspiegel  I.  1.  „DU  is  de  beteknisse,  svat  deme  pavese 
widersta,  dat  he  mit  geistikeme  rechte  nioht  gedvingenne  mach,  dat  it 
de  keifler  mit  wertUkem  rechte  dringe  deme  parese  gehorsam  towesene. 
So  flol  ok  de  geistlike  gewalt  helpen  deme  wertlikem  rechte,  oft  it  is 
bedarf.  III.'*  63:  §.  1  und  §.2:  «Ban  soade  der  sele  unde  ne  nimt  doch 
niemaone  den  lif,  noöh  ne  krenket  niemanne  an  lantreohte' noch  an  len- 
recbte,  dar  ne  Tolge  des  koninges  achte  n^.^' 
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verhielten,  wie  Geist  und  Körper,  so  wftre  nidits 

als  dasz  der  Kirche  nicht  blosz  die  Hoheit,   sondern  sop* 

die  Herrschaft  Aber  den  Stat  gebtihrte.^    Einzelne  mi^ 


'  Sebon  Gregor  TU.  yertbeidigte  so  die  Meinniig,  der  Vmpst  ^i 
Aber  dem  Kaüer,  gegen  Kaiser  Heinrieb  lY.  Er  sebrieb  (Ep.  IT. 
Vgl.  Pbillimore  Intern.  Law.  II.  203)  an  die  dentscbe  Nation:  •,&•.! 
ultra  putet  Banctam  Ecclesiam  sibi  subjectam  Bed  praelatnm  ae  Don  - 
nnm.**  Er  berief  sieb  darauf,  dass  aueb  der  Kaiser  su  den  Sdutfen  ^^ 
bdro,  Aber  welcbe  Petrus  mm  Hirten  gesetst  sei  (Et.  Job.  XXL  15—17  ; 
wogegen  freilieb  der  Kaiser  dem  Papste  erwiedem  konnte,  dass  eben  so 
dieser  in  weltlicber  Beziehung  ein  Unterthan  des  Kaisers  sei.  Am  tv..- 
ständigsten  und  schftrfsten  wird  die  Ueberordnung  des  Papstes  fiber  de3 
Kaiser  Ton  Innoeenx  III.  behauptet  c.  6.  X.  de  majoritaie  et  ck»- 
dientia  (I.  33)  t.  J.  1190.  An  den  ostrdmisoben  Kaiser,  der  das  ent^ 
gegengesetzte  Prinoip  yertrat:  „Kon  negamus,  quin  praecellat  in^»eJat«.r 
in  temporalibus  illos  dnntaxat,  qni  ab  eo  suscipiunt  temporalia:  seil 
pontifex  in  spiritnalibus  antecellit,  quae  tanto  sunt  temporatibui  diguor»^ 
quanto  amma  praefertur  corpori.  Praetera  nosse  debneras,  qnod  fecii 
Dens  duo  magna  Luminaria  in  firmamento  coeli:  luminare  nugusut  prae- 
esset  diei,  et  luminare  minus  ut  praeesset  nocti.  —  Deos  dnaa  insthail 
dignitates,  quae  sunt  pontifiealis  autoritas  et  regalis  potestas.  Sed  iS\m 
quae  praeest  diebus  id  est  spiritnalibus  mi^  est,  quae  rero  eamalibui 
minor:  ut  quanta  inter  9olem  et  lunam  tanta  inter  pomüfiees  H  regfi 
differentia  oognoscatur.*'  Sogar  der  Kaiser  Friedrich  IL  nahm  das  Bili 
an  und  gestand  zu,  dasz  die  Kirche  für  die  Seelen  und  der  Stat  nsr 
Hkt  die  leibliobe  Wohlfahrt  zu  sorgen  habe.  Laurent  bist,  du  droit  dei 
gens  TL  3.  27.  Und  Innocenz  lY.  sehrieb:  „Kon  solnm  pontifieal^io 
sed  regalem  oonstituit  principatum  (Christus),  beato  Petro  ejusqne  snr- 
cessoribus  terreni  simul  ao  coelestis  imperii  comraissis  habenis,  quod  i^ 
plurltate  elarium  oompetenter  innuitur.**  Die  pipstliehe  Part«  lie^; 
daher  beide  Sehwerter  erst  dem  Papste  tou  Qott  yerleiheB,  und  d^« 
weltliebe  nur  durch  Yermittlung  des  Papstes  an  den  Kaiser  kommen 
eine  Ansieht,  welche  tou  dem  Sachsenspiegel  Terworfen,  aber  tou  dec 
Sohwabenspiegel  anerkannt  wurde.  Bonifaz  VllL  Deer.  Unam  nennte ■ 
„Uterque  ergo  est  in  potestate  Ecolesiae,  spiritualis  scilieet  gtadiu  •( 
materialis.  Sed  is  quidem  pro  Eeclesia,  IHe  rero  ab  Eedesia  exereendn.«. 
nie  Saoerdotis  in  manu  Regum  et  militum,  sed  at  nutas  ei  paÜentiaB 
Saeerdolia'*.  Indessen  derKdnig  Philipp  lY.  rerbrannle  die  BuUe,  die 
gegen  ihn  gerichtet  war  1302  und  der  gefliligere  Papst  C lernen  T. 
•rmisBgte  ihren  Inhalt  1306.  Die  Bulle  In  Coena  Domini  ron  Gregor  XI. 
von  1370^  TOB  dem  französischen  Parlamente  nicht  nnerkaant,  wM  aeek 
heute  alljfthrlieh  am  Ostersonntag  in  Rom  rerlesen. 
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»ige  Päpste  Tersuchten  es,  diese  Oberherrschaft  zu  verwirk- 
lichen. Sie  behaupteten  geradezu,  dasz  die  geistliche  Leitung 
lie  weltliche  im  Princip  in  sich  schliesze,  und  dasz  der  Kaiser, 
der  die  weltliche  Gewalt  ausübe,  nur  ein  Vasall  der  Kirche 
sei.  Der  mönchische  Gregor  YII.,  freilich  erst  nach  dem 
Tode  Kaiser  Heinrichs  III.,  der  noch  kraft  kaiserlicher  Macht* 
Tollkommenheit  Pftpste  ein-  und  abgesetzt  hatte,  und  der  ju- 
ristische Innocen?  III.  nahmen  beide  die  Doppelgewalt  über 
die  Seelen  und  die  Leiber  für  die  Kirche  in  Anspruch,  und 
gestatteten  dem  Stat  nur  die  Ausübung  der  letztem  unter 
ihrer  Oberaufsicht.^^  Wichtige  statsrechtliche  Folgen  dieser 
kirchlichen  Oberherrlichkeit  waren: 

1)  Die  herrschende  Autorität  des  kanonischen 
Rechts,  d.  h.  aller  der  Rechtsnormen,  welche  die  Hierarchie 
des  Glaubens  wegen  und  mit  KQcksicht  auf  ihre  Verfassung 
für  nothwendig  erklärte; 

2)  die  üeberordnung  des  Klerus  über  den  Laienstand 
and  die  Immunitäten  des  erstem  ?on  der  Statsgewalt  und 
Statshoheit ; 

3)  Wer  mit  Recht  in  des  Papstes  Bann  gekommen  war, 
der  konnte  nicht  zum  König  gewählt  werden^'  und  wenn 
der  Kaiser  am  Glauben  zweifelt,  so  wird  er  in  den  Bann 
gethan.  Verharrt  er  im  Ungehorsam,  so  ?erliert  er  Krone 
und  Reich.  Die  Unterthanen  werden  ihrer  Pflicht  zum  Ge- 
horsam gegen  ihn  entbunden.*' 

^  Vgl.  darflber  Laurent  histoire  du  Droit  dea  gens.  Bd.  VI.  L*eiii- 
pire  et  la*  papaiit6.  Innooeni  III.  Ep.  II.  209:  „Dominiu  Petro  non 
solrnn  QiiiTerBam  Eeclesiara,  sed  totum  reliquit  aeottliiin  gabernaadiini/' 
Innooen£  lY.:  „non  solum  pontiflcalem  sed  regalem  conatituit  princi- 
patniD,  beato  Petro  ejasque  sncoessoribaa  terreni  timul  ae  coelesti9  im* 
perü  oommiaais  habenis."  Laurent  L'Bglise  et  r^tttt,  la  Reforme« 
S.  164.    BnuL  1860. 

^^  Saehaenapiegel  III.  54.3):  „Die  in  dea  paves  ban  mit  rechte 
koiiien  ia,  dea  ne  mut  man  nieht  to  koninge  kiesen. 

^'Sachsenspiegel  III.  57,  1):  „Den  keiser  ne  mut  de  parei 
nooh  nemen  bannen  seder  der  tlet  dat  he  gewiet  ii,  ane  ümme  dri  lake, 
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4)  die  Pflicht  der  weltlichen  Obrigkeit,  das  Christenthini] 
und  den  orthodoxen  Glauben  auszubreiten  und  jede 
Ketzerei  mit  Feuer  und  Schwert  auszurotten. 

Indessen  so  sehr  die  Kirche  geistig  überlegen  war,  &■• 
war  doch  sogar  im  Mittelalter  diese  Kirchenherrschaft  nich: 
Yollständig  durchzufahren. 

Die  weltlichen  Gerichte  fügten  sich  doch  nicht  unbedingi 
den  kirchlichen  Satzungen.  Der  tapfere  Bitter  Eyke  von 
Repkow  schrieb  in  seinem  Sachsenspiegel  (1,  3,  3)  da^ 
kühne  Wort:  „Auch  der  Papst  kann  kein  Kecht  setzen,  Wi*- 
mit  er  unser  Landrecht  oder  Lehnrecht  schädigt  (ärgert).  "^  Der 
fromme  König  von  Frankreich  Ludwig  IX.  wies  seine  Ge- 
richte an,  zuvor  zu  prüfen,  ob  der  Gebannte  mit  Recht  ge- 
bannt sei,  wenn  sie  die  Acht  verhängen.  Gegen  die  Ueber- 
griffe  der  geistlichen  Gerichte  in  die  weltliche  Gerichtsbarkeit 
wehrten  sich  die  weltlichen  Gerichte  mit  kräftigen  Mitteln. 
Die  Könige  liessen  sich  nicht  ohne  Kampf  die  Bannnng  ge- 
fallen und  die  Unterthanen  blieben  jenen  im  Streite  oft  treu 
trotz  des  Bannes.  Gelegentlich  rächten  sich  die  beleidigten 
Fürsten  und  Städte  gegen  die  priesterliche  Anmassung  mit 
zorniger  Gewaltthat  und  verjagten  die  Pfaffen,  welche  die  Sa- 
cramente  zu  spenden  sich  weigerten.  Zuweilen  wurden  auch 
Steuern  der  Geistlichkeit  aufgenöthigt  und  verbrecherische 
Priester  von  den  weltlichen  Gerichten  gestraft.  Aber  im  Gan- 
zen und  Groszen  hatte  doch  die  geistliche  Autorität  über  die 
weltliche  gesiegt.  Es  fehlte  dem  State  voraus  das  geistige 
Bewusztsein.  Er  war  unsicher,  wie  er  der  kirchlichen  Lehre 
entgegentreten  solle. ^-^   Während  die  Kirche  für  ihre  lieber- 

of  he  an  ^me  geloren  tviflet  oder  sin  echte  wif  läJk,  oder  gotes  ho« 
tostort.  Mit  Berufung  auf  den  Spruch:  „Was  ihr  bindet"  worden  auf 
dem  Ooncil  zu  Lyon  die  Völker  ihres  Eides  gegen  Kaiser  Friedrich  IL 
entbanden. 

<>  Heinrich  IT.  a.  1076.  {PeHz  Monum.  Oerm.  Leg.  IL  p.  48) 
.dber  Ghregor  YII.:  „üt  enim  de  pluribus  panca  referamiis,  regnom  ae 
•aoerdotiom  Deo  nesoiente  tibi  usorparit,  in  quo  piam  Det  ordiaationeB 
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Ordnung  kftmpfte,  und  sich  als  eine  göttliche  Iiutitatioii 
hoch  über  den  mir  menschlichen  Stat  setzte,  begnügte  sich 
der  Stat  mit  der  bescheidenen  Forderung  der  Freiheit  in 
weltlichen  Dingen  nnd  einer  gewissen  Oleichberechti- 
gung der  beiden  Schwerter,  die  beide  unmittelbar  von 
Gott,  das  eine  an  den  Papst,  das  andere  an  den  Kaiser  ge- 
liehen ^erden.  Die  ideale  Ueberlegenheit  der  Kirche'  über 
den  Stat  wurde  seit  dem  Untergang  der  Hohenstaufen  ziem- 
lich allgemein  im  Mittelalter  anerkannt.  ^*  Höchstens  die 
Unabhängigkeit  der  Statsgewalt  von  der  kirchlichen  Au- 
torität worde  behauptet,  so  von  König  Philipp  lY.  von 
Frankreich  gegen  Papst  Bonifaz  YIII.  1302  und  von  dem 
Kaiser  Ludwig  und  dem  Reich  durch  den  Reichsschlusz  zu 
Frankfurt  von  1338. 

contempBit^  qoae  non  in  uno  sed  in  daobus  dao,  id  est  regnum  ao  sa- 
cerdotium  principaliter  oonsistere  Yoluit:  siout  ipae  Salyator  in  passione 
äua  de  daomm  gladiorum  snfTicientia  intelligi  innait/*  Friedrich  I.  a. 
1157.  (^Pertz  II.  p.  105):  „Com  per  electionem  prinoipmn  a  solo  Deo 
regnum  et  imperium  nostnim  sit,  qui  in  passione  Christi  filii  sui  daobiu 
gladiis  necessariis  regendom  orbem  subjeoit,  cumque  Petrus  apostolus 
hac  doetrina  mnndum  informaverit,  Deum  timete,  regem  honorificate 
qnicnmqae  no8  imperialem  coronam  pro  beneficio  a  domino  papa  aus- 
oepisse  dixerit,  divinae  instiiutioni  et  doctrinae  Petri  contrarius  est  et 
mendacü  reus  erit.*'  Bonifaz  YIII.  (in  Sezti)  Decr.  III.  23.  c.  3  y. 
1296:  ,,Glericos  laicia  infessos  oppido  tradit  antiquitas  et  praesentium: 
experimenta  temporum  manifeste  deolarrant." 

u  Einzelne  Denker  freilich,  wie  der   grosse  Dante  widerstrebten 
auch  da  noch:  Fegefeuer  XYI.  106. 

„Rom  hatte,  das  zum  Glück  die  Welt  bekehrt, 
Zwei  Sonnen  und  den  Weg  der  Welt  hatt*  Eine, 
Die  andere  den  Weg  xu  Gott  verklftrt. 
Yerlöscht  ward  eine  Ton  der  andern  Seheine, 
Und  Schwert  nnd  Hirtenstab  Ton  einer  Hand 
Gefaszt  im  übel  passenden  Yereine. 
Denn  nicht  mehr  fürchten,  wenn  man  sie  verband, 

Sich  Hirtenstab  und  Schwert. 

Bonn  Kirche  flUt,  weil  sie  die  Doppelwürde 
Die  Doppelherrschaft  jetzt  in  sich  yermengt, 
In  Koth  besudelt  sich  und  ihre  Bürde.'* 

nimmt •  ohl I,  allremeliiM  SUUrodit.  20 
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Auch  diese  Lösung  der  Hauptfirage  war  keine   endlkke. 
Schon  vom  yierzehnten  Jahrhunderte    an  bereitete   aidi  do 
Stat  Yor,  die  Oberherrlichkeit  der  Kirche  wieder  abznlehnfB. 
Die  äuszere  Macht  des  States  wurde  gröszer,  und  sein  lfaj^> 
stätsgefahl  durch  die  politische  Erinnerung  an  das  alt-iGnüBdie 
Reich  und  durch  die  erneuerte  Eenntnisz  des  rOmiadienReditM 
von  neuem  gesteigert.    Auch  die  Wissenschaft  Tertheilte  ihre 
Fruchte  zwischen  Stat  und  Kirche,  sie  löste  sich  in  maaehea 
Richtungen  ab  von  der  Vormundschaft  und  der  Pflege  d^ 
Kirche,  und  wendete  sich  mehr  und  mehr  dem  State  ra.  Die 
Legisten  traten  den  Eanonisten  entgegen.    Der  Stat  konnte 
doch  die  Yergleichung  mit  dem  Leibe  —  der  ^Kirche  als  dorn 
Geiste  gegenüber,  oder  seiner  mit  dem  Monde  welcher  in  der 
Nacht,  und  der  Kirche  mit  der  Sonne,  welche  dem  Tage 
leuchte,  unmöglich  mehr  für  wahr  halten.     Die  Kirche  aelbet 
aber,  indem  sie  im  YoUgefflhl  ihres  Triumphs  Aber  den  Stat 
ihre  Macht  auch  auf  das  äuszere  Leben  und  auf  welüidie 
Dinge  erstreckte,  und  politische  Herrschaft  äben  wollte,  indem 
sie  sich  so  mehr  und  mehr  verweltlichte,  büszte  an  religiöser 
Reinheit  und  Wirksamkeit  mehr  ein,  als  sie  an  ftuszerer  Ge- 
walt und  Glanz  zug^ommen  hatte,  und  das  innere  Ver- 
derben machte  sie  schwach  im  Verhftltoisz  zu  den  erstar- 
kenden StatenJ^    Schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert  konnte 
die  Aristokratie  einer  einzelnen  Stadt  wie  Venedig  in  Italien 
selbst  der  nahen  Macht  des  Papstes  Trotz  bieten,  und  ihre 
Hoheit  behaupten,  wie  es  zwei  Jahrhunderte  zuvor  der  Kaiser 
nicht  vermocht  hatte.     Die  üeberordnung  der  Kirche  über 
den  Stat  erwies  sich  als  unnatürlich  und  unhaltbar,  flir 
den  Stat  unerträglich,    ftir   die  Kirche   selbst  ver- 
derblich. 

Seit  dem  sechzehnten  Jahrhunderte  hat  der  Jesuitea- 


1*  MacohiaTelli.  Zv  Lir.  1.  C.  12  wirft  dem  Pi^rttkam  tot,  m 
habe  aiu  Hemohraoht  die  YOlker  Italiens  un  die  Religion  gebnelit,  nnd 
die  üneinigiceik,  ZerklOftong  nnd  Sohwiohe  Italiens  herbeigelllbrt 
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orden  vomehmlich  Tersncht,  die  Meimmg  Iimocenz  III.  aof- 
zofriBchen,  und  Yon  neuem  zur  Geltung  zu  bringen.    Freilich 
versrachte  er  zugleich,   die  Theorie  der  neueren  Zeit  dadurch 
annehmbarer  zu  machen,  dasz  sie  f&r  das  Papstthum  nicht 
mehr   die  absolute,   sondern  nur   eine  bedingte  Hoheit  in 
weltlichen  Dingen  behaupteten,    soweit    das    erforderlich  sei 
für  die  Erhaltung  der  geistlichen  Gewalt. ^^    Anfangs  yer- 
dammte  der  Papst  Sixtus  Y.  auch  diese  vorsichtige  Abschwft- 
chung   der  päpstlichen  Ansprüche  als  irrig,  aber  später  &nd 
die  Curie  doch   die  jesuitische  Lehre  wirksam  und  nützlich, 
und  lieaz  sie  gewähren.*^    Im  Einzelnen  gelang  es  auch  wohl 
hier    und   dort  einige  üebeireste  derartiger   mittelalterlicher 
Institutionen  länger  aufzubewahren ,  auch  etwa .  das  Gewissen 
mancher  Begenten  zu  beängstigen,  und  dieselben  zu  Verfol- 
gungen im  Dienste  der  Kirche  zu  bewegen,  wie  vorzüglich  in 
dem  romanischen  Süden  Europa's;  aber  im  Groszen  und  Gan- 
zen war  dieses  Streben  doch  ohne  dauernden  Erfolg,  und  nir- 
gends mehr  erkennt  der  neuere  Stat  die  Oberherr- 
lichkeit  der    Kirche  über  sich  an,   wenngleich   auch 
heute  noch  einzelne  Staten  dem  thatsächlichen  Pantoffelregi- 
mente  der  Kirche  einen  gröszei^en  Einflusz  auf  die  öffentliche 
Angelegenheiten  verstatten,  als  es  für  diese  zweckmäszig  ist. 
Der  päpstliche  Stuhl  selber  aber  hat  die  Ansprüche  auf  seine 
übergeordnete  Stellung  bis  heute  nicht  aufgegeben,  wenn- 
gleich auch    er   sich    von  ihrer   ünausführbarkeit  überzeugt 
haben  mag.  '^ 

^*  Bell  arm  in  de  romano  pootifice  Y.  1,  3:  ^Ratione  spiritnalü  po- 
testatis  habet  saltem  indirecU  potestatem  qnamdam,  eamque  9ummam  in 
temporalibiu.  '^ 

^^  Laurent  VEglm  et  riltat  §.  175  ff.  „le  pouvoir  indireet" 
'*  In  der  Excommu^ioationsbolle  Pins  YII.  gegen  Kaiser  I^a po- 
lten I.  Yom  10.  Joni  1809  ist  die  Oberhoheit  des  Papstes  Aber  den 
Kaiser  noch  ganz  im  Styl  des  Mittelalters  behauptet.  In  diesen  Tagen 
wieder  hat  Pias  IX.  eioh  angemaaxt,  dnroh  AUoention  Tom  22.  Joni  1868 
^e  österreichische  Verfassung  Tom  21.  Deoember  1867  und  die  öster- 
reichischen Gesetze  vom  Kai  1868  fOr  ,null  und  nichtig*^  zu  erkUren. 

20» 
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3.  Eiiie  neue  EntwiGUimgspluise  beginnt  mit  der  kirch- 
lichen Beformation  des  XVI.  Jahrhonderts.  Der  aste 
AnstoBS  zn  einer  ümgestaltnng  der  Yerhütnisse  gii^  indit 
Ton  den  Männern  des  States,  sondern  yon  den  kirehliehen  Se- 
formatoren  ans.  Luther,  der  Begründer  der  dentsehen  pro- 
testantischen Kirche,  hatte  vor  allen  Dingen  wieder  auf  das 
innere  Olanbensleben  den  entschiedensten  Nachdruck  gelegt 
und  darin,  nicht  in  äuszerer  Herrschaft,  die  Mission  der  Kirch« 
erkannt.  Die  weltliche  Herrlichkeit  der  Kirche  wurde  ab 
ihre  Entartung,  als  ihr  Verderben  bezeichnet.**  Entkleidet 
Ton  dem  Glanz  und  Schmuck  einer  Königin,  als  eine  sdilidit« 
Magd  suchte  die  protestantische  Kirche  den  Schirm  des  States, 
dessen  Hülfe  sie  zur  DurchfBhrung  von  Beformen  bedurfte. 
In  allen  ftuszerlichen  Dingen  wollte  sie  sich  wiUig  ihm  unter- 
ordnen, nur  in  ihrem  innem  Leben  verlangte  sie  volle  Frei- 
heit. Von  da  aus  unternahm  sie  es,  sich  und  mittelbar  auch 
den  Stat  mit  göttlichem  Geiste  zu  erfflllen  und  zu  heiligen. 
In  dem  State  sah  sie  eine  ursprüngliche  sittliche  und  gött- 
liche Ordnung,  welche  selbst  in  dem  heidnischen  Stat« 
verehrt  werden  müsse,  in  dem  christlichen  reiner  dargestellt 
werde.*® 


^*  Angebnrger  Confession  Art«  28:    „Eooleaiastioa  (potestes) 
laam  mkndatiim  habet  eTaogelii   dooendi  et  administrandi  saeramenta. 
Non  inrampat  in  olienum  offioiam,  non  tranaferat  regna  mundi,  non  ab- 
reget leges  magistratttnm,  non  toUat   legitimam   obedientiam,  non  impe- 
diät  judioia  de  nllis  oiTÜibus   ordinationibas  aut  oontractibiu,  non  prae- 
seribat  lege«  magistratibns  de  forma  reipublioae,   siont  dieit  Christas: 
regnom  meom  non  est  de  hoo  mundo;  item:  quis  oonstitnit  me  judicem 
ant  diTisorem  raper  ros?^    Zwingli  (Werke  I.  |.  846):    „Der  geist- 
Uehen  herrsehaft  hat  irer  hoohftir  gheinen  grond  in  der  leer  Christi  — 
Xaa  ioU  nit  gestatten,  dass  die  geistlichen  einigerlei   oberkeit  habind. 
dia  der  weltliohen  wider  ist  oder  Ton  gemeinem  regiment  abgesfindret« 
dann  sSliehs  bringt  iwitraoht/' 

^  Cdhin  Instit  rel.  Christ  lY.  2a  §.  4 :  „Von  homana  perreisitate 
aari,  ttt  penei  reges  et  praefecfeos  alios  sit  in  terris  remm  omiiiuBi  arfai» 
triam,  sed  divina  pravideMa  U  BoneUt  aräinaiiom:  ooi  lic  ritom  est 
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Im  Einzelnen  finden  wir  nnn  fireilidi  mancherlei  eigen- 
thfimliche  Oestaltnngen  des  nenen  YerhftltaiiBses.    In  einigen 
Staten  näherte  es  sich  sehr  wieder  der  byzantinischen  Form 
der  Statsherrschaft  tiber  die  Kirche  an,"  nnd  die  wieder 
hergestellten    Statskirchen    wnrden    zuweilen    wie  blosze 
Statsinstitnte  behandelt,  freilich  immerhin  mit  der  unvermeid- 
lichen Beschrftnkuig,  dasz  die  geistige  Autorität  des  Christen- 
thums   für  ihr  inneres  Leben  Yorausgesetzt  und  Yorbehalten 
ward.      Auch  hier  also  werden  wir,   wie   in  der  modernen 
Statsentwickelung  überhaupt,  gewahr,  wie  der  römische  Oeist 
der  Politik  und  des  Rechts  sich  der  Staten  und  der  Völker 
von  neuem  bemächtigt.*'   In  dieser  Beziehung  stand  nunBom 
wider  Bom,  die  römische  Statsmacht  wider  die  römische  Eir- 
chenmacht,  aber  jene  zunächst  ak  Landesmacht,  diese  als 
universelle   Autorität.     Die   Ausbildung  der   territorialen 
Statssouveränetät  fahrte  zu  dem  in  religiöser  Hinsicht  aben- 
teuerlichen Grundsatz:   «Cujus  est  regio,  ejus  religio,' 
den  dann  katholisch  gesinnte  Forsten  auch  zur  Restauration 
des  Eatholicismus  benutzten. 

Aber  im  Allgemeinen  unterschied  sich  doch  die  neuere 
Auffassung  von  der  römisch-griechischen  theils  durch  die  ver- 
änderte Weltlage,  theils  auch  in  der  Idee.  Der  Stat  war 
doch  nicht  so  absolut,  wie  der  römische  es  gewesen  war.  Sein 
Verhältnisz  zu  der  äuszern,  sichtbaren  Kirche  war  aller- 
dings wieder  ein  fibergeordnetes,  aber  eher  auf  das Prindp 

res  hominum  moderari."  Vgl.  Handeshagen,  der  deutsohe  Proto- 
Btantismiu.  8.  481. 

^  Am  meüten  wg|il  in  DlDemark  Geseix:  Chris tiani  T.  I.  1., 
§.  1.:  «Hex  in  nniversos  eeolesiastioos  ordines-maximam  nniu  habet  de- 
minationem  ideoqne  omnia  saera  et  eeclesiasticaa  ceremonias  con- 
stituere  atque  ordinäre,  —  secnndum  rerbum  Dei  et  oon- 
fessionem  Aaguatanam.*^ 

"  Die  protestantischen  Theologen  erinnerten  an  das  Wort  des  Kai- 
wn  Constantin:  „Yoi  quidem  intra  ecdesiam,  ego  yero  extra  ecole- 
Slam  a  Deo  institntns  snm  Episcopus.**  Btahl,  die  Eirohenyerfasnmg  der 
Protestanten  8.  7. 
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wurde  zum  Stätsgrandsatz,  dasz  «der  Congresz  nie  ein 
geben  dürfe,  wodurch  eine  Religion  zur  herrschradm  erUftrt 
oder  die  freie  Ausübung  einer  andern  verboten  werde.  **^  Der 
eigentliche    Oedanke   der    Nordamerikaner    war   ursprflngiieh 
durchaus  nicht  der,  das  Ghristenthum   fflr  gleichgOltig  za  er- 
klären,  oder   etwa  den  Muhammedanismus,    das  JudentlraHi 
oder  den  Unglauben  zu  fördern,  sondern  in  Erinnerung  an  die 
kirchlichen  Kämpfe  und  Verfolgungen  des  Mutterlandes   der, 
die  gegenseitigen  Anfechtungen  der  verschiedenen  christlichen 
Gonfessionen  zu  verhindern,  und   die  Gestaltung  einer  Stats* 
kirche  unmöglich   zu  machen.    Aus  Furcht  vor  einer  uner- 
wünschten Einmischung  des  States   in  kirchliche  Dinge,   vnd 
hinwieder  eines  verderblichen  Einflusses   zelotischer  KindieB 
auf  den  Stat,  wollte   man  durch  einen  scharfen  Schnitt  die 
mancherlei  Beziehungen  trennen,  durch  welche  der  Stat 
der  Kirche  verbunden  war.    Duldung  der  verschiedenen 
ligi(^sen  Gemeinschaften  schien  das  Wesentliche.  Im  üebrigen 
wollte  man  jede  sich  selber  überlassen,  ohne  dasz  der  8tat 
sich  darum  bekümmere. 

Indessen  stützte  man  sich  auf  ein  Princip  von  grösserer 
Tragweite  als  man  ursprünglich  übersah.  Die  Nordameri- 
kaner  waren  anfänglich  nichts  weniger  als  indifferent  für  das 
Ghristenthum,'^  auch  die  nordamerikanischen  Btaten  nicht, 
aber  nun  wurde  die  vollständige  Trennung  der  Kirchen  vom 
State  als  Princip  ausgesprochen,  und  somit  die  Indifferenz 

'*  Zufttze  der  Yerfasiung  Ton  1791.  Ygl.  Btorj,  Bundesredit  m. 
44.  §.  265.  Vgl.  oben  S.  287. 

'*  Story  a.  a.  0.:  „Wahncheinliob  war  nur  Zeit  der  Annahaie  der 
Yerfassnng  die  durchgehende,  wo  nicht  die  allgemeine  Meinung  in  Ame- 
rika, dasz  die  christliche  Religion  yom  State  Ermunterong  erhalten  soQ| 
soweit  sich  dieses  mit  den  Privatreohten  des  Gewissens  und  der  Freiheit 
religiöser  Verehrang  rertrage.  Ein  Yersaoh,  aUe  Beligionen  emander 
gleich  zu  steUen,  und  es  zu  einem  Gegenstand  der  Btatspolitik  zu  maoheui 
aUe  in  gänzlicher  Gleichgültigkeit  zn  erhalten,  würde  allgemetne  Misz- 
billigang  wo  nicht  allgemeinen  Unwillen  erzeugt  haben.* 
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des  States  fflr  die  Kirchen,  die  als  blosze  .Beligionsgesell- 
schaften*  behandelt  wnrden,  wenn  auch  wider  Willen,  prind- 
piell  anerkannt.'^ 

Indifferenz  ist  indessen  nur  die  Negation  eines  Yerh&lt- 
nisses  des  States  zur  Kirche  in  ihrer  Buhe.  Da  erscheint 
sie  in  Form  gleichgültiger,  theilnahmloser  Toleranz.  Wir 
haben  aber  auch  die  andere  Art  der  Negation  stürmischer  auf- 
treten sehen,  die  Negation  der  Leidenschaft,  des  Hasses,  die 
Verfolgnng  der  christlichen  Kirche.  Inder  französischen 
ReTolution  hat  sie  durch  Schlieszung  der  Kirchen,  Verbot  des 
christlichen  Cultus,  Mordung  der  Priester,  Verhöhnung  Qottes 
und  jeder  sittlichen  Ordnung  sich  geoffenbart.  Die  aus  der 
Indifferenz  erklärte  Duldung  und  die  Verfolgung  sind  daher 
nahe  verwandt.  Negation  ist  die  gemeinsaipe  Mutter  beider, 
aber  das  Phlegma  ist  der  Vater  jener,  der  Hasz  der  Vater 
dieser.  In  der  Ruhe  negirend  wird  der  Stat  tolerant  sein; 
wird  dann  seine  Leidenschaft  gereizt,  so  wird  er  unterdrücken. 

6.  Das  nordamerikanische  Princip  der  Trennung  von  Kirche 
und  Stat  wurde  in  Europa  neuerdings  in  das  moderne  Princip 
der  Sonderung  umgebildet  Die  Sonderung  der  beiderlei 
Gebiete  macht  es  möglich,  dasz  die  Hoheit  des  States  voll- 
ständig anerkannt  und  gewahrt,  die  Selbständigkeit  der 
Kirche  aufrichtig  geschützt  und  die  wichtigen  Beziehungen 
zwischen  beiden  Organismen  der  Würde  und  der  Bedeutung 
beider  gemäsz  freundlich  gepflogen  werden. 

Die  ganze  neuere  Entwicklung  des  XIX.  Jahrhunderts  ist 
einer  polizeilichen  Beherrschung  der  Kirche  durch  den  Stat, 

*'  Lange  in  der  angeftthrten  Sohrifl  8.  1:  «Die  Trennung  zwi- 
schen Stat  und  Kirohe  ist  eine  Boheidong,  yerbnnden  mit  Yerkennung, 
mit  Bnifremdung,  mit  Abstosz,  eine  Scheidung  fOr  ein  permanentes  ge- 
theütes Bestehen ;  die  Auseinandersetzung  ist  eine  Scheidung  beider 
Institutionen  in  der  Gestalt  des  WohlTemehmens  unter  der  Yoraussetzung 
i^er  ewigen  Yerwandtsohaft  und  Beziehung.  Die  Trennung  ist  mit 
einem  Worte  die  Garioatur  der  Auseinandersetzung,  welche  zu  einer  der 
^singendsten  Forderungen  der  Zeit  geworden  iii**' 
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wie  sie  imxvili.  yersucht  worden,  nidit  mehr  gftnsti^. 
sie  ffir  den  Stat  und  das  bfirgerliche  Leben  Freiheit   fotdo* 
ist  sie  auch  geneigt,  der  Sarche  in  religil^sen  Dingra  Froher 
nnd  Selbstverwaltung  ihrer  kirchlichen  AngelegoiheiteD  n  ge- 
währen.    .Freie  Kirche  im  freien  Stat*  ist  das  Biodetv 
Princip,  wie  es  Cavoar  formnlirt  hat.    Nur  fimKeh    m«i 
sich  der  Stat  davor  hüten,  die  Freiheit  der  Kirche,  wie  » 
die  ültramontanen  verstehen,  znr  Herrschaft  der  Kirche  mt- 
beuten  und  verderben  zu  lassen.    Indem  der  Stat  filr  sieh  eis 
ihm  eigenes  Geistesprincip  und  einen  ihm  eigenen  htSb  (d« 
StatsverCassung)  behauptet,  gesteht  er  auch  der  Eirehe  a. 
dasz  sie  ebenso  ein  ihr  eigenes  Geistesleben  habe,  und  äms 
ihr  eigenen   EOrpers    (der  Kirchenverfassung)   bedflrfe.      Dk 
falsche  Einheit  der  mittelalterlichen  Idee  der  Christenheit  als 
eines  religiösen  und  politischen  Begrub  ist  ebenso  aufnigebei. 
wie  der  falsche  Vergleich  der  Kirche  mit  dem  Geiste  und  des 
States  mit  dem  Leibe  dieser  Einen  Christenheit    Die  Zweiheit 
von  Stat  und  Kirche  wird  nun  allmfthlich  als  die  Zweiheit  voc 
zwei  Gesammtwesen  begriffen,  die  beide  aus  Geist  und  L^ 
Vestehende  Organismen  sind.    Aber  der  Stat  nimmt  fllr  sich 
die  Selbstbeherrschung  des  freien  männlichen  GMstes 
in  Anspruch,  während  die  Kirche,  an  die  göttliche  Offenbanmg 
angelehnt  ist,  und  vorzugsweise  der  Uebung  der  passiven  Tu- 
genden ihr  Leben  widmet.  Wie  die  Menschheit  in  den  beiden 
Geschlechtem  sich  sondert,  von  denen  jedes  seine  eigene  Be- 
rechtigung und  Aufgabe  hat,  und  die  hinwieder  erst  zusanuneo 
die  ganze  Menschenidee  verwirklichen,  so  bilden  Stat  nnd  Kirche 
im  Groszen  denselben  Gegensatz  der  Schöpfung  wieder,  und 
es  beruht  darauf  ihre  Sonderung  und  ihre  Verbindung.    Der 
Stat  im  Groszen  ist  die  Menschheit  (das  Volk)  als  selbstbe- 
wuszter,  willenskräftiger  und  thatmächtiger  Mann, 
die  ELirche  ist  die  Menschheit  (die  Gläubige)  als  fromme  Gott- 
ergebene moralisch  wirkende  Frau. 

Als  einzelne  Folgen  des  modernen  Grundsatzes  der  See- 
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dening  von  Stat  tmd  Kirche  für  den  Stat  lassen  sich  fol- 
gende Sätze  betrachten: 

a)  D^  Stat  steht  ansz erhalb,  nicht  in  der  Kirche,  nnd 
ist  demnach  nicht  irgendwie  an  die  kirchliche  Autorität  ge- 
bunden. Auch  die  religitee  Offenbarung,  welche  die  Kirche 
▼erehrt,  ist  für  das  statliche  Gesetz  keine  bindende  Vorschrift, 
and  der  Stat  ist  nicht  verpflichtet,  weder  der  jüdischen  Gesetz- 
gebung noch  dem  kanonischen  Recht  des  Mittelalters  eine  Bechts- 
antorität  beizulegen,  noch  selbst  die  christlichen  Sittengebote 
als  Statsgesetze  einzuführen.  Er  prüft  nun  mit  voller  Freiheit 
das  Gerechte  und  Zweckmäszige,  wenn  er  aus  eigener  Auto- 
rität ein  Statsgesetz  erläszt. 

So  lange  der  Stat  selbst  noch  einen  specifisch  confes- 
sionellen  Charakter  hat,  ftllt  es  ihm  noch  schwer,  gegenüber 
der  Autorität  der  Kirche  diese  Unabhängigkeit  seiner  Gesetz- 
gebung zu  behaupten ;  indessen  haben  sogar  die  katholischen 
Staten  es  gelernt,  von  den  Vorschriften  des  Tridentinischen 
Condls  z.  B.  in  der  Ehegesetzgebung  abzuweichen,  wo  sie  das 
für  nothwendig  und  gut  erkannten.  Für  die  specifisch  luthe- 
rischen oder  reformirten  Staten  ist  diese  Gefahr  der  Ab- 
hängigkeit von  der  Kirche  geringer,  weil  das  Statshaupt*^  an 
dem  Kirchenregimente  selber  einen  Antheil  hat.  In  dem 
griechisch-katholischen  State  Busziand  fehlt  es  zwar  auch 
nicht  an  derselben  Obermacht  des  Statshauptes,  aber  die  Ge- 
bundenheit an  die  orthodoxe  Lehre  macht  sich  dennoch  zum 
Nachtheil  der  andersgläubigen  Unterthanen  sehr  empfindlich 
geltend. 

b)  Soweit  die   Statsbeamten  oder  die   Statsbürger 


'*  Noch  immer  wird  in  den  protestantischen  Kirchen  den  ^Landes- 
herrn*  bischöfliche  Gewalt  ragesohrioben,  obwohl  Niemand  bestreiten 
kann,  dasz  dieselbe  nicht  eine  Folge  der  Btatshoheit,  sondern  nur  eine 
l^eschiohtlioh  mit  der  Landeshoheit  der  Fürsten  yerbnndene  kirchliche 
Eigenschaft  ist  Ygl.  Dentsches  Stats  Wörterbuch.  Art.  Prot  Kirchs 
▼on  Herr  mann. 
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lediglich  ibr  8t at Brecht  ausüben,  sind  sie  in  keiner  Weise 
der  kirchlichen  Censur  unterworfen.  Die  Kirche  darf  und  soll 
wohl  eine  sittliche  Wirkung  üben  und  die  Statsgewalt  an  ihre 
Pflichten  erinnern,  aber  sie  darf  keine  Gewalt  gegen  den  Stat 
üben.  Die  Ausübung  der  kirchlichen  Censur  als  JurisdictioB 
gegen  die  Vertreter  des  Stats  ist  Miszbrauch  der  kirchlichcfi 
Autorität  und  Verletzung  der  Statshoheit  und  Statsfreiheit '^ 

c)  Der  Stat  nimmt  alle  eigentliche  Souveränet&t,  und  da- 
mit alle  äuszerlich  zwingende  Gewalt  ausschliess- 
lich für  sich  in  Anspruch.  Gesetzgebung,  Begierung,  Ge- 
richt sind  ihrer  Natur  nach  Statsfunctionen.  Der  Stai 
ist  daher  jeder  Zeit  berechtigt,  die  Ausübung  dieser  FnnctioiieB 
in  bindender  Form  der  Kirche  zu  untersagen,  oder,  wenn  er 
sie  theilweise  gestattet  hat,  wieder  der  Kirche  zu  entziehea. 
Die  moralische  Einwirkung  und  die  Zucht  der  Kirche  steht 
mit  diesem  Satze  nicht  im  Widerspruch,  wohl  aber  jeder  Ge- 
richts- oder  Steuerzwang,  zu  dem  nicht  der  Stat  emuftchtigt 
Der  Stat  bestimmt  die  Bedingungen  und  die  Grenzen  der 
kirchlichen  Autonomie. 

d)  Der  Stat  darf  wohl  der  Kirche  eine  Theilnahme 
an  seinen  Lebensaufgaben  eröffnen,  und  ihr  auch  eine  Mit- 
wirkung —  zumal  auf  dem  Gebiete  der  Gulturpflege  —  zu- 
gestehen, ohne  dasz  er  unser  Princip  verletzt;  aber  er  kann 
nicht  die  Eine  Bechtsgewalt  spalten  und  eine  Souvcrinettt  der 
Sarche  anerkennen,  ohne  die  Einheit  der  Bechtsordnung  za 
verwirren  und  den  Zwiespalt  zweier  gleicher  Potenzen  unlös- 
bar zu  machen. 


**  Die  katholisobe  Kirche  masit  sich  heute  noch  diese  CeDiar 
Das  neueste  Beispiel  ist  die  Allocation  gegen  den  Kaiser  ron  Oestcr- 
reich  nnd  die  Mitglieder  des  Österreichischen  Reichstags  Tom  22.  Jui  i^f  ?. 
Der  moderne  Stat  darf  das  nicht  dnlden  nnd  ist  genöthigt,  wenn  er 
sein  Recht  nnd  seine  Würde  wahren  will,  gegen  aUe  die  Dieser  der 
Kirche  einzuschreiten,  welche  beide  Terletzen. 
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Sechstes  Gapitel. 

Die  Beehte  des  moderaen  States  mit  Besag  auf  die  Kirche. 

1.  Das  Becht  und  die  Pflicht,  welche  aus  dem  Wesen 
des  modernen  States  der  Kirche  gegenüber  folgt,  kOnnen  wir 
die  Eirchenhoheit  {jus  majestatis  circa  sacra)  nennen. 
Wir  verstehen  darunter  nur  die  Hoheit,  welche  der  Stat  als 
ein  weltliches  und  sittliches  Beich  hat  und  ausübt,  und 
scheiden  jede Theilnahme  an  dem  Eirchenregimente  selbst 
davon  ans.  Diese  Eirchenhoheit  kommt  somit  jedem  auch 
dem  nicht  -  christlichen  State,  und  gegenüber  jeder 
Kirche  zu. 

Indessen  haben  auch  auf  diesen  BegriiF  die  verschiedenen 
Grandansichten  über  das  Yerhältnisz  des  States  zur  Eirche 
überhaupt  einen  groszen  Einflusz  geübt,  und  den  Bechten  des 
States  bald  engere,  bald  weitere  Orenzen  angewiesen. 

a)  Nach  dem  nordamerikanischen  System  einer  in- 
differenten Toleranz  und  der  Trennung  der  Eirche  vom  Stat 
hat  der  Stat  den  kirchlichen  Gemeinschaften  gegenüber  keine 
andere  Stellung  noch  Beehte,  als  gegen  jede  Gesellschaft  oder 
Vereinigung  zu  wissenschaftlichen  oder  geselligen  oder  wohl- 
thätigen  Zwecken.  Die  Eirchenhoheit  löst  sich  daher  auf  in 
der  aUgemeinen  Corporationshoheit  und  der  polizei- 
lichen Aufsicht  über  <}esellschaften.  Der  Begriff  der 
Kirche  f&llt  weg  und  es  gibt  in  den  Augen  des  States  nur 
Beligionsgesellschaften. 

b)  Die  besondere  protestantische  Lehre  Europa*s 
pflegte  im  Gegehtheil  die  rein-statliche  Eirchenhoheit  mit 
kirchlichen  Bestandtheilen  zu  mischen,  und  auch  auf  das  Ei r- 
chenregiment  selbst  auszudehnen.  Der  Stat  hat  nach 
derselben  nicht  blosz  zu  prüfen,  ob  die  kirchlichen  Anord- 
nongen  nicht  der  öffentlichen  Wohlfahrt  schaden  und  das 
Becht  verletzen,  und  demgemftsz  zu  handeln,  sondern  er  soll 


318  Kmuites  Booh.    Cvlimpi^^ 

zugleich  bemiheflen ,  ob  dieselben  in  der  religiOeen 
begründet  und  auch  kirchlich  gerechtfertigt  seien.' 

c)  Die  katholische  Kirche  hat  zwar  noch  einige Schec 
das  Princip  der  statlichen  ELirchenhoheit  anzuerkennen  und  die 
Folgerungen  desselben  in  vollem  ümfiange  zuzugestdien ;  aber 
die  wichtigsten  Anwendungen  des  Qrundsatzes  sind  doch  ii 
den  meisten  katholischen  Ländern  in  neuerer  Zeit  ebiaiMs 
ohne  nachhaltigen  Widerspruch  der  Kirche  eingeftthit,  usd 
das  Princip  der  Kirchenhoheit  von  den  neuem  Staten  regel- 
mftszig  siegreich  behauptet  worden.  Wenn  aber  die  katholische 
Kirche  die  Ausdehnung  derselben  auch  auf  das  eigentliche  Kirches- 
gebiet  mit  grOszerer  Energie  und  Erfolg  bestreitet,  so  trifft 
sie,  obwohl  sie  dabei  von  dem  Standpunkte  ihrer  kirehlicbefl 
Freiheit  und  Hoheit  ausgeht,  dem  Besultate  nach  doch  zosani' 
men  mit  dem  wahrhaft  modernen  Princip  des  States  selbst 
welcher  entweder  überhaupt  kein  oder  doch  kein  besonderes 
confessionelles ,  sondern  h^k^hstens  das  gemeinsame  christlich« 
Bekenntnisz  hat,  daher  als  Stat  keinen  Anspruch  auf  das 
eigentliche  Kirchenregiment  macht. 

d)  Diese  rein  statliche  und  nur  statliche  Kirchen- 
hoheit  ist  aber  offenbar  das  normale  Yerhältnisz,  auf  dessen 
Begründung  und  Herstellung  die  mancherlei  Strebung«i  dtf 
neuem  Zeit  hinleiten.  Eine  wirkliche  Kirchenhoheit,  nicht 
eine  blosze  Gesellschafitshoheit ;  denn  der  Gedanke  der  Indif- 
ferenz bezüglich  der  Kürchen  ist  aus  den  nftmlichen  Gründen 
unhaltbar  und  verkehrt,  aus  denen  der  Stat  gegen  die  Beligioo 
sich  nicht  indifferent  verhalten  kann.  Wird  die  Masse  der 
Bevölkerung  von  einer  bestimmten  kirchlichen  Richtung  er- 
griffen, so  übt  diese  Stimmung  den  mächtigsten  und  nadi- 
haltigsten  Einflusz  auf  die  Politik  und  das  ganze  Dasein  des 
States  aus.  Die  innere  Verbindung  der  Kirche  mit  dem  State 
ist  dennoch  da,  obwohl  sie  ignorirt  wird,  und  die  Interessen 

«Stuhl,  Kirohenrert  der  ProtesUnten  a  109. 
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und  Leideiuchafteii  der  religiösen  oder  selbst  antireligiösen 
Parteien  in  der  Bevölkerung  zwingen  sobald  sie  erregt  sind 
den  Stat  mit  ihren  Angelegenheiten  sich  zu  befassen,  auch 
wenn  er  nicht  wollte.'  Aber  auch  eine  nur  s tatliche  Eor- 
chenhoheit,  nicht  zugleich  ein  Stück  Sarchenregiment;  denn 
theils  erträgt  die  Sonderung  des  States  und  der  Kirche  (ver- 
schieden von  der  Trennung)  und  die  volle  Selbständigkeit 
beider  Organismen  die  Mischung  nicht,  theils  kann  der  Stat 
doch  nur  Einer  Kirche  gegenfiber  als  ein  Glied  derselben  sich 
geriren,  und  kommt  so  in  eine,  nach  dieser  Seite  hin  gebun- 
dene, gegenflber  andern  Kirchen  aber  feindliche  Parteistellung. 
Im  Verhftltnisz  zur  katholischen  Kirche  wäre  überdem  eine 
solche  Ausdehnung  der  Statsmacht  gar  nicht  möglich  ohne  ein 
ernstes  Schisma. 

2.  Jene  statliche  Kirchenhoheit  offenbart  8UA  voraus  in 
der  Anerkennung  der  christlichen  Landeskirchen 
im  Gegensätze  zur  Duldung  bloszer  Secten  oder  anderer 
Beligionen. 

Der  christliche  Stat  darf  und  soll  prüfen,  ob  eine  christ- 
liche Gemeinschaft,  eine  Kirche,  sowohl  ihrem  organischen 
Bestände  und  ihrer  historischen  Berechtigung  nach  als  mit 
Bflcksicht  auf  ihre  religiöse  Wirksamkeit  auf  das  Volksleben, 
nicht  etwa  nur  Duldung,  sondern  volle  Anerkennung  des 
States  ansprechen  dürfe,  und,  wenn  er  sich  davon  überzeugt, 
diese  gewähren.    Man  kann  hier  noch  unterscheiden  zwischen 


'  Sehr  gate Bemerkungen  darüber  Ton  Napoleon  siehe  bei  UnerSj 
bist,  da  Consnlat  I.  8.  163.  In  dem  alten  Europa  hat  noch  jedesmal 
eine  grosse  kirchliche  Bewegung,  gleiohyiel  ob  anfftnglich  die  Btatsge- 
walt  daran  Theil  nahm  oder  nicht,  auch  grosze  politische  Folgen  ge- 
habt. Die  Zustände  der  Kirche  in  Nordamerika  aber  sind  weder  so  be- 
wihrt  nooh  so  befiriedigend  und  beruhigend,  dass  nicht  auch  da  an  den 
Stat  unabweisbare  Forderungen,  sich  um  die  kirchlichen  Yerhftltnisse  lu 
bekünunem,  gelangen  können.  "Wie  wenig  die  amerikanische  Indiffe- 
rens  aushUt,  wenn  sie  ernstlich  auf  die  Probe  gestellt  wird,  sehen  wir 
ü^  der  Vertreibung  der  Mormonen  Ton  ihren  alten  Sitien. 
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Landeskirchen  und  Dissidenzkirchen.  Die 
haben  alle  Bedingungen  erfflllt,  um  deren  willen  der  Sti: 
ihnen  sein  volles  Vertrauen  zuwendet,  dasz  sie  chrisUidie  Ge> 
sinnung  und  Gesittong  in  der  Nation  verbreiten  undf&rdem  werdec 
um  deren  willen  er  zugleich  sie  mit  seinen  Off^tlichen  Mitteln  unter* 
stützt,  mit  ihnen  gemeinsam  in  manchen  Dingen,  «.  B.  in 
ünterrichtswesen  handelt  und  "ihnen  die  h(k^sten  Rechte  nad 
Ehren  zugesteht.  Den  letztem  fehlt  es  dagegen  zwar  nickt 
an  moralischen  Garantien  fttr  eine  segensreiche  christlidie  Thi- 
tigkeit,  wohl  aber  wegen  des  geringen  Anhangs  oder  ans  hi- 
storischen Grflnden  an  Bedeutung  für  das  Land,  um  ibnee 
alle  diese  Rechte  und  Ehren  zuzuerkennen.  Wenn  ihnen  daher 
auch  volle  Freiheit  ihres  Cultus  verliehen  wird,  so  fiLhlt  sieh 
doch  der  Stat  nicht  ebenso  wie  den  Landeskirchen  g^enflber 
bewogen,  sie  aus  seinem  Vermögen  auszustatten,  noch  mü 
ihnen  zu  Bathe  zu  gehen  und  gemeinsame  Sorgen  zu  pflegen. 
In  Deutchland  z.  B.  werden  die  drei  Kirchen,  die  katho- 
tholische,  lutherisch-evangelische  und  reformirte, 
beziehungsweise  die  aus  beiden  unirte,  neben  einander  ah 
Landeskirchen  behandelt,  in  manchen  Lftndem  aber  ist  die  ka- 
tholische Landeskirche  und  die  protestantische  blosze  Dissidenz- 
kirche,  in  andern  umgekehrt.''  Darüber  gebfihrt  der  freie 
Entscheid,  je  nach  den  besondem  Verhältnissen,  dem  State, 
und  wenn  er  so  mehrere  Elirchen  anerkennt,  so  tibt  er  anf 
seinem  Gtobiete  ganz  das  n&mliche  Becht,  welches  schon  im 
Mittelalter  die  katholische  Kirche  fortwährend  den  verschie- 
denen Staten  und  Statsformen  gegenüber  eben&lls  geübt  hat 
und  noch  übt. 

Die  Kirche  sagt:  „Ich  bin  weder  monarchisch  noch  re* 
publikanisch ,  ich  vertrage  mich  mit  allen  Statsformen,  wenn 
sie  nur  das  religiöse  Leben  gewähren  lassen.  Mir  sind  Mo» 
narchist,  Aristokrat,  Demokrat  gleichwerth,  wenn  sie  nur  gnte 

'  YgL  oben  Cup.  ö.  Ha]ideBhageii,deiiisoherProtetteBlitauiiS.  33S. 
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Chrisieo  und .  keue  SöBnd  der  Kirch*  sUd/'  Ifit  dem  gleickea 
Rechte  kann  der  Stak  sagen: .  «loh  bin  weider  kathoHseh  noch 
proteatankiach.  Die  conlesaioaellen  Parteien  kflflunem  midi 
nicht  f  wenn  sie  nur  die  Qesette  des  States  achten.  Die  Po^ 
litik ,  nicht  die  Beligion  ist  der  Oeist  meiner  Wirksamkeit. 
Katholiken  wie  Proteelanten  und  selbst  AndersglAtbige  sind 
mir  gerecht,  w^m  de  mir  treue  Statsbürger  sind,  und  ieh 
sMle  mich  freundlich  zu  den  yerscfaiedenen  religiteein  Gemein* 
Schäften,  msolem  sie  mein  pcditisches  Leben  nkht  Yerletsan*^ 
Dw  Begriff  der  Landeskirohe  ist  somit  ?er9Chieden 
Yon  dem  der  Statskirche.  Jener  ist  ein  rein  statUche^, 
dieser  ein  Mischbegriff.  Jener  setst  die  Soiidemng  von  Stat 
and  Kirche  voraus,  dieser  die  AbhSngigkeit  der  Kirche  vom 
State.  Jener  verlangt  von  dem  State  kein  konfessitmelles  Be^ 
kenntnisz,  dieser  fordert,  dasz  der  Stat  der  Confession  d^ 
Statskirche  angehöre. 

Bietet  die  kirchliche  Oemeinschaft  dem  States  auch  nicht 
zureichende  moralische  Garantien,  oder  ist  sie  tlbmill  noch 
nicht  geordnet  und  zu  einer  wirklichen  selbständigen  Kirche 
erwachsen,  so  hat  der  Stat  vollen  Gnmd,  sie  weder  als  Landee^ 
noch  als  Dissidenzkirche  anzuerkennen,  sondern  er  gewährt  ihr 
als  einer  Secte,  insofern  sie  nicht  geradezu  stats verderblich 
erscheint,  im  Interesse  der  religiösen  Bekenntniszfireiheit,  eine 
Duldung,  deren  Schranken  er  nach  Statsgrttnden  näher  he* 
stimmt.  In  dieser  Duldung  kann  der  Stat  gewöhnlich  ohne 
Oefahr  sehr  weit  gehen,  —  der  Verfolgungseifer  erreicht 
selten  den  gewünschten  Zweck;  ^-^  aber  das  Recht •  darf  er 
nicht  aufgeben,  dem  Wirken  unsittlicher  und  fBr  die  Rechts^ 
Ordnung  gefährlicher  Secten  entgegenzutreten,  derartige  Ver- 
bindungen aufzulösen*  und  ihr  gemeinsames  Handeh  zu 
hemmen. 

In  einem  ähnlichen  Verhältnisz  der  Duldung  steht  der 

*  Man  erinnere  sich  der  Wiedertäufer  in  Mfinfler. 
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Stat  211  doi  nieht^ohrifttlielieB  Beligionen,  wMkt  m 
Thail  seiner  Beirohier  bekeint.  Je  xathr 
rittticben  Gkhalt,  und  je  irenigter  sie  eine  den 
CtroirflageiK  des  States  xuwiderlanfeiide  Bicbtimg  kaban,  desu 
umfassender  kann  auch  die  Dnldung  gewfthit  werdea  und  gk^ 
der  AneifceiuHmg  chrisiUcher  Eiiohea  aaniherB.  Aber  dk 
Eunmihiuig  an  den  enropäisah-chriatlidien  Stat,  das  er  di^ 
selben  mit  der  nAmliehen  Znaaigang  nnd  Liebe  nmftaae  «ad 
ftrdere  wie  die  ehristliche  Einehe ,  ist  eine  ansMiArlidie  aad 
nnr  mit  dem  falsehM  System  einer  negativen  Iiidifeitta  Ter- 


8.  Der  SehntZt  den  der  Stat  den  Laiideeididben  ge- 
wahrt, ist  nmfiusander,  als  der^  wekher  andtfn  KinAen  aad 
Seeten  eitheilt  wird.  Der  Stat  ist  der  Scbirmyogt  der  Laa- 
deskirche  (jna  advocatiae). 

Die  Landeskirchen  werden  als  öffentliche  CofpanftMaci 
anerkannt  ud  oft  denBel]>en  daher  auch  öffentUehe  Eechte 
im  Sttrtie,  z.  B.  das  der  Beprasentation  in  den  Kammem,  der 
Betheilignng  bei  einzelnen  Behörden,  oder  ihren  Kiichenwtlr- 
den  und  Aemtem  der  Bang  und  die  Bechte  von  Statawiirdto 
«nd  Aemtem  beigelegt.  Andere  kirchliche  und  religiöse  Ter- 
bindungen  erbalten  n^cht  ebenso  nothwendig  die  Bechte  öffeotr 
Ueher  Cknrporationen,  sondern  werden  hftufig  wie  privatrecht- 
liche  Körperschaften,  Genossenschaften,  OeseUachaften  angt^ 
sehen  und  bebandelt,  haben  somit  nnr  Privatr^chte  anza- 
sprechen.  ^ 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dam  Qotteadienste.  Es  ver- 
ateht  sich,  dasz  die  Landeskirchen  in  der  Begehung  ihre» 
öffentlichen  Qotteedienstes  vollständig  gesohfitat  werden. 
Der  Stat  verwehrt  hier  nicht  blosz  jede  Hemninng  und  Stö- 
rung desselben,  sondern  er  nimmt  sogar  in  den  bflrgerlichei 
Sinriohtungen  auf  die  religiöse  Feier  achtungavoUe  BOek- 

*  Preusi.  Landrecht  IL  11.  $.  17— Id,  $.  20.    Bayerisoh«!  Be- 
ligionMdioi  $•  28—32. 
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aicht.  Das  YwM  l&rm€oder  Arbeit  und  BelviatigDiig ,  dee 
Marktverkehrs  qnd  Krambaiidela,  und  die  f  eboteaa  Schlieazung 
von  Wein-  gder  Biersebenken  wfthrend  der  Featfeier  u.  dgl. 
sind  Folgen  seiober  erhöhter  Anefkennong  der  Landeskirchen.^ 
Anderen  obwohl  anerkannten  Eirohen  di^gegen  wird  zwv 
wieder  ein  Off  entlieh  er  öottesdienM^  im  Innein  ihrer  Er- 
bfinnngsblnser  verstattet  uqd  yor  Störung  geschinat,  aber  es 
lassen  sich  eher  Beschrtakungen  rechtfertigen,  wenn  es  sich 
um  Einrichtungen  handelt,  die  auch  nach  auszenfttidie  tlbrige 
nicht  zu  4i^an  Kirchen  gehörige  Bevölkerung  Bezug  haben. 
So  z.  B.  wird  kein  Glockeogeliute,  es  werden  keine  Prociss* 
sionen  auszer  der  Kirche  gestatte.  Die  religiöse  Engherzigkeit 
früherer  Zeit,  legte  auf  selche  Beechrftnkungen  einen  groszen 
Wertb:  der  neuern  Zeit  ist  es  wfirdig,  soweit  nicht  das  bür^ 

*  BayeriBches  ReligionBcdict  $.  80:  «Die  im  State  bestehenden 
Religionsgesellschaften  sind  sich  wechselseitig  gleiche  Achtung  schuldig; 
gegen  deren  Yersagnng  kann  der  obrigkeitliche  Schats  att%enillBn  wer- 
den, der  picht  Terwe^gert  werden  darf:  di^gag^n  ist  abev  auch  kaii^ar 
eine  Selbathülfe  erlaubt.  *"  §.  82:  «Keine  Kirchengesellsohaft  kann  yer- 
bindÜch  gemacht  werden,  an  dem  ftuszern  Gottesdienst  der  andern  An- 
theil  zu  nehmen.  Kein  Religionstheil  ist  demnach  schuldig,  die  beaon- 
dern  Feiertag«  des  andern  sa  feiern ,  londera  ei  toU  ihm  frei  stehen, 
an  solchen  Tagen  sein  Gewerbe  und  seine  Handthierung  auszuüben,  je- 
doch ohne  Störung  des  Gottesdienstes  des  andern  Theiles,  und  ohne  dasz 
die  Achtung  dabei  Tcrletzt  werde,  welche  nach  §.  80  jede  Rellgionsge- 
aeUsehoft  der  aadem  bei  Ausabuiig  ihner  nligieten  Amdliingen  nod 
QebrAuche  sobfüdig  ist.*^  —  Im  Eiasefaien  kommt  natürlich  Tiel  auf  die 
BeTölkerungsyerh&ltnisse  an.  In  einer  Torzugtweise  katholischen  Stadt 
wSre  es  z.  B.  störend,  wenn  die  Protestanten  an  hohen  Pesttagen  der 
Katholikan  ihr  bflrgerliohes  Ciewerbe  5ffentlicb  betrieban  vii»  an  Watk- 
ti^euj  in  mw  Stadt  dagegen,  wo  nur  eine  gexinge  Zakl  TOn  K^thi^- 
liken  sich  befindet,  keineswegs.  Belgische  Yerf.  §.  15:  «Keiner  ist 
gezwungen,  auf  irgend  eine  Weise  an  den  Handlungen  und  Feierlich- 
keiten eines  Gottesdienstes  Theil  zu  nehmen,  oder  die  Buh^tage  des- 
aalltfii  Bf  beobachten.*'  Oasterr.  Ge^  nm  25.  Hai  1869-  S*  ^'  h^^' 
ner  musz  an  den  Festtagen  was  immer  fftr  einer  Kirche  oder  Beligionp- 
gesellsohaft  während  des  Hauptgottesdienstes  in  der  Nähe  des  Gottes- 
hauses alles  unterlassen  werden,  was  eine  StOning  der  Feier  zur  Folge 
haben  könnte.*' 

21* 
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gerliche  Leben  hinwieder  gestört  würde,  auch  in  diesen  Dmgm 
den  verschiedenen  Kirchen  freien  Cnltus  zu  verstatten.  Aber 
fiberspannt  wftre  das  Begehren  einer  solchen  Kirche  an  den 
Stat,  dasz  ihre  Festtage  auch  von  denen  beachtet  werden  mne- 
sen,  welche  nicht  zn  ihr  gehören. 

Beschrankter  noch  kann  der  Schutz  sein,  den  der  Sisl 
nichtchristlichen  Religionen  and  bloszen  Secten  gewährt     Ans 
dem  Prindp  der   individnellen    Gewissensfreiheit   folgt  noch 
nicht  die  Freiheit  eines  gemeinsamen  Coltns.    Sowie  die  In- 
dividuen aus  der  Besonderheit  ihres  Hausee  und  ihrer  Famili« 
heraustreten,    und   sich    zu   Genossenschaften    (Gesell- 
schaften) Gleichgesinnter   verbinden,  so  hat  anch   der  Stet 
als  die  höchste  Ordnung  der  äuszem  Lebensgemeinschaft  eine 
nähere  Veranlassung  and  ein  erhöhtes  Recht  zu  prOfen,  in 
welchen  Beziehungen  jene  Genossenschaften  und  ihre  Thfttig- 
keit  zu  den  gemeinsamen  öffentlichen  Interessen  stehen,  und 
demgemäsz  zu  verfahren,.  Im  Zweifel  soll  er  freilich  die  Frei- 
heit des  Cultus  achten.    Wenn  er  sich  aber  flberaeugt,  daai 
eine  Beete  der  Existenz  und  Ruhe  des  States  —  nicht  etwi 
der  herrschenden  Politik  im  State  —  gefährlich   ist,  so  kann 
es  dem  State  nicht  verwehrt  werden,  dieselbe  als  religiöse 
Genossenschaft  nicht  zuzulassen  oder   aufzulösen« 
oder  je  nach  umständen  unter  besondere  Aufsicht  zu  steUen 
und  enger  m  beschränken.    Ss  htfsen  sich  hier  mancherlei 
Abstufbngen  denken,  von  dem  völligen  Verbote  bis  zur  Ge- 
stattung des  freien  Cultus,  z.  B.  die  Beschränkang   des  Got- 
tesdienstes der  Secte  auf  die  Hansandacht  der  Familieii,  mof 
eine  gemeinsame  Gottesverehmng  aber  nur  im  Stillen  und  mit 
Ausschlieszung  aller  Andersgläubigen,  die  Zulassung  des  öffent- 
lichen Cultus  aber  ohne  dasz  den    kirchlichen  Handlangen, 
z.  B.  der  Taufe,  Trauung  u.  s.  f.  auch  bfirgerlidie  Wtiknngen 
beigelegt  werden  u.  s.  f.^ 

V  Preu&zisoheB  Lftndredit  IL  TU.  11.   $.  22:  ^Einer  gedaMetei 
KirekengeseUioliAft  ist  die  freie  Auifibu.  g  ihres 
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In  neuerer  Zeit  haben  einzelne  Staten  die  Gestattnng  des 
öffentlichen  Qottesdienstes  als  allgemeine  Begel  ausgesprochen, 
die  auch  auf  nichtohristliche  Beligionen  und  Secten  ihre  Anwen- 
dung finde.  ^  Ein  ausgedehntes  Masz  von  Freiheit  sagt  dem 
Wesen  auch  des  modernen  christlichen  States  zn,  nicht  aber 
völlige  Sorglosigkeit  nnd  Mangel  an  Präfnng  nnd  Unterscheidung. 

4.  Die  Förderung  und  Pflege  auch  der  kirchlichen 
Interessen  und  Wirksamkeit  äuszert  sich  gegentlber  den  Lan- 
deskirehen 

a)  in  der  Ausstattung  und  Dotation  ihrer  äuszem 
Institote  und  Bedflrfhisse)  soweit  sie  des  States  bedarf,  in  der 
Erbauung  und  Ausschmflckung  der  Kirchen,  in  der  Fundirung 
der  kirchlichen  Aemter,  in  der  Sorge  fflr  die  Schulbedfirfhisse 
der  Kirche,  in  der  ünterätotzung  der  Mission.'  Andere  Kir- 
chen haben  darauf  keinen  Anspruch,  wenn  es  schon  dem  State 
nicht  yerwehrt  ist  auch  ihnen  durch   Beitrftge  zu  Hilfe  zu 

stattet.*^  $.  23:  ^Zu  dieser  gehört  die  Anstellung  gottesdienstlioher  Zq- 
sammenkfinfle  in  gewissen  dasu  bestimmten  Gebäuden,  und  die  Aas- 
ftbung  der  ihren  Religionsgrandsfttzen  gemftsEen  Gebräache,  sowohl  in 
diesen  Zusammenkünften,  als  in  den  Prlyatwohnungen  der  Mitglieder.** 
§.  25:  ^Ihr  ist  nicht  gestattet  sich  der  Glocken  zu  bedienen,  oder  Öf- 
fentliche Feierlichkeiten  ansierhalb  der  Mauern  ihres  Yersammlungs- 
hauses  anzustellen.**  Bayer.  £diot  §.  3:  „Sobald  mehrere  Familien 
zur  Ausübung  ihrer  Beligton  sich  yerbinden  wollen ,  so  wird  jederzeit 
hiezu  die  königliche  Genehmigung  erfordert. **  Vgl.  Wilda  in  der 
Zeitsch.  fBr  deutsches  Recht  XL  8.  235. 

*  Belgische  Yerf.  $.  14:  «Die  Freiheit  jeder  GottesTerehmng 
(Cttlte),  ihrer  Ausübung  ist  zugesichert,  mit  Vorbehalt  der  Unterdrückung 
der  Vergebungen,  welche  bei  Ausübung  dieser  Freiheit  begangen  wer- 
den.** Französische  Ton  1848  S*  7:  , Jedermann  bekennt  frei  seine 
Religion,  und  erhält  zur  Ausübung  seines  Gultus  Ton  dem  State  einen 
gleiehmüszigen  Schutz.**  PrensziBche§.  12:  „Die  Freiheit  des  reli- 
giösen Bekenntnisses,  der  Vereinigung  zu  Religionsgesellschaften  und 
der  gemeinsamen  hftuslichen  und  öffentlichen  Religionsübungen 
wird  gewährleistet.** 

>  Hollftndische  Verf.  §.  168.  Französische  Ton  1848,  $.  7: 
^Die  Religionsdiener,  sowohl  für  die  gegenwftrtig  Tom  Gesetz  aner- 
kannten Cultof  als  auch  für  diejenigea,  welche  in  Zukunft  anerkannt  werden 
sollten,  haben  das  Recht,  einen  Gehalt   aus  Statsfonds  zu  empfangen.** 
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kommen.  Der  heutige  ebristliche  Stat  gewfthrt  auch  fremden 
Religionen  ihr  Recht  des  Bestandes,  aber  seine  rolle  Zanei- 
gmig  kann  sich  nur  den  christlichen  Kirchen  znwendeB. 
welche  in  der  Nation  zu  umfassender  und  grosser  Wirksamkeit 
gelangt  sind; 

b)  in  der  Ehre,  welche  er  der  Kirche  erweist,  indem  er 
sie  in  ihren  Yorstehem  auszeichnet  und  bei  {öffentlichen  Festen 
zur  Theilnahme  einladet,  und  indem  er  für  seine  ststüchen 
Einrichtungen  die  Weihe  der  Kirche  anspricht.  Wo  es  zu 
einer  gerechten  Auseinandersetzung  der  beiden  Gebiete  gekom- 
men ist,  da  befiehlt  der  Stat  nicht  mehr  die  religiöse  Weihe, 
sondern  er  ersucht  darum,  denn  diese  kann  von  der  Kirche 
nur  aus  freiem  Herzen  gewährt  werden,  und  hat  nur  dann 
Wahrheit  und  Werth; 

c)  in  der  Zuziehung  der  Kirche  bei  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten und  Sorgen,  zur  Mitberathung  und  Mitwir- 
kung: so  voraus  mit  Bezug  auf  das  Schulwesen  (Betheiligung 
der  kirchlichen  Aemter  bei  den  Schulrftthen)  bei  AnordnmigeiL 
die  auf  die  öffentliche  Moral  Bezug  haben  a.  s.  f.; 

d)  in  dem  Antheily  welcher  den  Landeskirchen  als  sol- 
chen in  den  organischen  Instituten  des  States  selbst  znr  Wah- 
rung ihrer  Rechte  und  Vertretung  ihrer  Interessen  gewährt 
wird,  wie  insbesondere  in  der  Repräsentation. 


Siebentes  GapiteL 

Von  dem  Anfiiohtsreoht  insbesondere. 

Der  Stat  und  die  Kirche  sind  zwei  wesentlich  selbstän- 
dige Körper.  Der  Stat  überschreitet  daher  seine  natflrliche 
Grenze,  wenn  er  das  Kirchenregimefet  sdbst,  wie  das  allere 
dings  in  den  confessionell- protestantischen  Staten  in  firOherer 
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Zdt  in  iPilt0tt  Untege  gwdiehfin  kt,  an  die  Haad  Binunt. 
Aber  er  hält  sich  imerhalb  derselben,  wenn  er  über  die  Kirohe 
eiae  stailicke  Oberaufsicht,  die  wichtigste  Seite  seiner 
Kirchenhekeit ,  ttbt  (jus  inspectionsB ,  jus  cavendi).  AUeN 
dinge  bezieht^  sieh  diene  Aufsicht  nicht  auf  die  unskdUibaie 
Kind»,  als  eine  Gemeinschaft  der  Heiligen,  die  der  Wahi^ 
nehmug  md  dem  Oebiete  des  States  vollständig  entrickt  ist, 
wohl  aber  enf  die  sichtbare  Kirche,  als  eine  auf  der  Erde 
erscheinende  und  wirkende  organische  Gemeinschaft.  Die 
taasem  Dii^ge  sind  fidr  die  Kirche,  obwohl  nicht  entbehrlich, 
doch  immerhin  von  nntergeordnetem  Werthe.  Aber  eben  weil 
diese  Seite  ihres  Daseins  eine  taszere  ist  nnd  in  mannichfaK 
tige  Beziehttig  tritt  kq  dem  wesentlich  ftnszern  und  wettUchen 
Beiche  des  States,  so  kann  der  Stat  nicht  vor  ihrer  Erschei- 
nung and  ftossem  Wiiksamkeit  die  Angen  veischliessen ,  son- 
dern ist  genethigt  nnd  beredhtigt,  darflber  Aufsicht  sa  ihm. 
Hier  besonders  thut  nun  aber  eine  richtige  Auseinander* 
Setzung  noth,  daaut  jeder  TheU  in  dem  Qenusse  der  ihm 
zugehörigen  Freiheit  und  Bechte  unverkammert  bleibe. 

1.  In  rein  kirchliche  Dinge  des  Gewissens  und 
Glaubens  hat  sich  der  Stat  als  in  ein  Gebiet,  das  für  ihn 
unzugänglich  ist,  nicht  zu  mischen/  somit  anch  keine  dog^ 
matischen  Streitigkeiten  zn  eatsdteiden.  Wenn  aber  die 
Kirche  neue  Gtesetze,  Ordnungen  und  Bestimmungen  in  Glaur 
benssaohen  etUszt,  oder  in  Gewissensangelegebfaeiten  sich  nidii; 
mit  bloszem  Bathe  begntigt,  sondern  bindende  Vorschriften 
trifft,  so  kann  der  Stat  Kenntnisz  verlangen  von  allen 
solchen  Verfügungen t  und  unter  der  Voraussetzung,  dasz  die 
Statsordnung  dur<di  dieselbe  verietzt  oder  gefthrdet  wflrde,« 
Einhalt  thun.*     Dieses  Recht  des  States  wurde  unter  dem 

1  B»7«riiok«  Yerf.  IT.  §.  9. 

*  Preaisisokes  Laadieoht  11.  Tit.  IL  §.  33:  „Der  Stai  ist  ba- 
nchftigt,  TOa  dengeiiigoii ,  wu  in  den  Yerianualnngen  der  Siroheiisf- 
seUtolMift  gelebri  md  YerbsadfiU  wird,  Kenaftiiiii  eiAxutebeii.    §.  118: 
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NAmdn  des  Plscet  (placeiuin  regiwn)  in  das  Sklarecht 
geführt,  aber  öfter  Aber  Gebühr  ausgedehnt.  Schon  der  Abs- 
druck  ist  falsch  gewählt,  und  dabei  merkwürdigienreiae  gendr 
der  umgekehrte  Irrthum  begangen  worden  von  dem,  wddier 
die  königliche  positive  Sanction.in  der  statlicfam  OesetagclNV 
zu  einem  blosz  negativen  Veto  verdreht  hat   Jenes  BOgtuamnXi 

Placet  n&mlich  ist,  recht  verstanden,  kein  positives  BeAt  de^ 

•  

States,  über  die  Kircblichkeit  und  Wahrheit  der  von  dar  Kir* 
chengewalt  g^ebenen  Entscheidung  zu  urtheilen  und  dieser 
seine  Autorität  zu  verleihen,  sondern  nur  ein  negatives  Beekt 
der  Abwehr  solcher  kirchlichen  Entscheidung^,  weldie  dk 
Statsintwessen  beeinträchtigen;  ein  negatives  Recht,  dem  d» 
Misztrauen  zu  Qrunde  liegt,  es  möchte  die  sichtbare  Kirche 
in  welcher  auch  menschliche  Schwächen  und  LeidensdiafteB 
sich  regen,  ihre  dogmatische  Selbständigkeit  missbranehei. 
und  Beschlüsse  fassen  und  öffentUch  geltend  madien,  mit 
denen  die  vom  State  anerkannten  Bechte  der  Individuen  sowohl 
als  seine  eigene  Wohlfahrt  in  Widerspruch  stehen.  In  der 
Besorgnisz,  dasz  das  Ompt  der  katholischen  Kirche,  der  Papst 
der  nicht  wie  die  andern  kirchlichen  Würdenträger  in  dem 
Statsgebiete  als  ünterthan  wohnt  und  der  statlichen  Gerichts- 
barkeit anheimfällt,  seine  hohe  Autorität  und  günstige  SMIuig 
leicht  so  miszbrauchen  könne,  wurde  früherhin  von  ntiaiicheD 
europäischen  Staten  sogar  der  ganze  amtliche  Yerkdir  der  ein- 
heimischen Geistlichkeit  mit  dem  päpstlichen  Stuhl  e  gewn 


«AUe  pftpstHohen  Ballen,  Breren  und  aUe  TerordnungeB  amwirtigvr 
Obern  der  Oei&iliobkeit  müssen  vor  ihrer  Publicaticn  und  Yollstreciranf 
dem  State  cur  Prfifusg  und  Genehmigung  yergelegt  werden.**  Org»- 
»niiehef  Gkfeta  dei  Coneordati  in  Frankreioh  von  1802,  Art.  i:  ,,Ai- 
oone  boUe,  bref,  resorit,  d^cret,  mandati  p^vision,  signature  serrmnt  de 
proTision,  ni  autres  exp^ditions  de  lu  conr  de  Rome,  m^me  neeoneer- 
nant  qae  les  particuliers ,  ne  pourront  ^tre  re^us,  publi^s,  impria^i,  ai 
autrement  mis  k  ex6cntion,  «ans  Tautorisation  du  gouTememtnt.*^  Baj- 
erisehes  Religionsediot  $.57  und  58:  „Htemaoh  dtrfen  keine  OeseCie, 
Terordnongen  oder  lonstige  Anordnungen  der  B^ireh«ngewak  oben  aller- 
hdebite  Einiiebt  und  Oenehmlgnng  publioiri  und  voUiogen  werden.** 
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roafizeB  unter  polüeiliehe  Aufiieht  garteUt  Is  neuerer  Zeit 
dagegen  wurde  eine  solche  Vorsicht  öfter  nun  grondsfttzlich 
verworfen.^ 

Ans  der  Znlasrang  freien  Verkehrs  folgt  aber  noch  nichti 
dasz  die  Gesetze  nnd  Entscheidungen  der  Kirchengewalt  der 
Kenntnisz  und  Aufsicht  des  States  entzogen  seien.  Nur  das 
ist  der  Oegensate  der  neuem  Sichtung  gegen  die  frohere 
Maxime  des  Plaoet,  dasz  zunftchst  der  Kirche  freigegeben 
wird^  was  ihr  gut  erscheint  in  rein  kirchlichen  Dingen  zu  ver- 
ordnen und  bekannt  zu  niacheQ,  unter  Vorbehalt»  dasz  der 
Stat  gegen  den  wirklich  geschehenen  Miszbrauch  ein- 
aehreite.  Die  Präventivmaxime  wird  so  in  das  Bepres- 
sivBystem  umgeändert.  Die  Erfüllung  dieser  Umgestaltung 
des  Statsredites ,  welches  einer  ausserhalb  des  Statsgebietes 
wohnenden  Eirchenautorit&t  gegenüber  bedenklich  erscheint,^ 

'  Belgische  Yerf.  $.  16:  „^er  Sfcat  hat  kein  Recht,  sich  in  die 
Ernennung  oder  Einsetzung  der  Diener  irgend  einer  OottesTerehrung  kh 
mischen  oder  ihnen  den  Verkehr  mit  ihren  Obern  und  die  Bekuintm*- 
chong  ihrer  Acten  zu  untersagen;  im  letztem  Falle  mit  Yorbehalt  der 
gewöhnlicben  Verantwortlichkeit  im  Betreff  der  Presse  und  ^er  Be- 
kanntmachung.'^  Holländische  §.  170:  „Die  Vermittelung  der  Re- 
gieroBg  wird  nieht  Terlangt  bei  dem  brieflicheti  Verkehr  mit  den  Hftup» 
tem  der  Tertohiedenen  kirchlichen  GeseUschaften  ^  noch  bei  Bekanntma- 
chung kirohHcher  Vorschriften,  jedoch  unter 'Yorantwortlioher  Befolgung 
der  Gesetze."  Preuszische  §.  16:  »Der  Verkehr  der  ReligionsgeseU- 
sehaften  mit  ihren  Obern  ist  ungehindert.  Die  Bekanntmachung  kiroh« 
Keher  Anordnungen  ist  nur  denjenigen  Besohrftnkongen  uaterworfen, 
welchen  alle  übrigen  Veröffentliehungen  unterliegen."  Oesterr.  Gon* 
eordat  ▼.  1855,  Art.  2:  „Der  Wechselverkehr  zwiiohen  den  Bischöfen, 
der 'Geistlichkeit,  dem  Volke  und  dem  heiligen  Stuhl  in  geistlichen  Din- 
gen und  kirehliohen  Angelegenheiten  wird  vollkommen  frei  sein." 

*  Es  frflgt  sich  Oberhaupt,  ob  der  Stat  sieh  nieht  durch  eine  faUohe 
Abstraetion  Ton  Freiheit  hat  verleiten  lassen,  auf  Rechte  m  veraichten, 
die  er  zu  seiner  Sicherheit  nicht  entbehren  kann.  Laurent  (r4glise 
et  r^tat  in.  340)  behauptet  das  nnd  hebt  den  ünterflohied  zwischen 
„pftpstliohen  Bullen"  und  bloszen  „Meinungsftuszerungen"  herror.  Jene 
werden  von  Tausenden  und  Hunderttauaenden  wie  ein  bindendes  Gesetz 
betrachtet,  diese  frei  gewflrdigi  Wenn  daher  eine  Bulle  statuwidrige 
Bestimmungen  enthält,  so  ist  ihre  Veröffentlichung  nicht  blosz  ein  Ver- 
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erfordert  aber  im  Miitereese  ^ee  States  mm  eiiie   niiiiwn  B^ 
Stimmung  dessen,  was  als  Missbraaeh  nieht  z«  daldca,  ke> 
ziehongs weise  zu  bestrafen  sei;  in  ähnlicher  Weise,  vk  ik 
Einftthrmig  der  Presefreiheit  im  GegenantKe  so  der  frühcR 
Censnr  ein  Pretegesete  nSthig  gemaeht  hat    Je  gröner  <b 
Freiheit  ist,  welche  der  Stat  der  Kirche  gewihii,  um  m  ^ 
thiger  ist  ein  Gesetz,  weldies  ein  BechtsverfahreB  wegei 
Miszbrauchsder  Eirchengewalt(reciinni8propterahnflO]L 
anordnet.*    Der  Gedanke  nämlich,  dasz  schon  die  gewökBMi 
Gesetzgebung  ausreiche,  der  in  den  neum  Yerhmaikgn  dvtt- 
schimmelt,  ist  irrig.    Die  Beziehmigen  der  Kiidke  warn  Stib 
and  der  Einflnsz  jener  auf  das  nationale  Leben  sind  liel  n 
grosz  nnd  eigenthflmlidi ,  als  dasz  sie  echon  in  den  Oewto 
hinreichende  Beachtnng  ftoden  ktant^,  welche  nur  ib  AUgv* 
meinen  das  Becht  nnd  die  Freiheit  der  Individaen  nad  Ge- 
sellschaften näher   bestimmen  nnd   begrenzen.     Der   Stat  isi 
nicht  confessionell  seinem  Wesen  nach;  die  jetzigen  Sjrcbc 
aber  sind    meistens  noch  confessionelL     Daher  ist  ee  Becb 
und  Pflicht  des  States,  indem  er  anf  der  einen  Seite  die  ¥» 
heit  der  Kirchen,  ihre  confessionellen  Gegensätze  anKznbildeo 
nnd  beciebnngBweise  auch  dogmatischen  Streit  zu  fahren,  aft- 

gelMn  gegen  die  Staliof^mg,  ioii4eni  aaoh  one  emsto  Oefikr  Ar  ^ 
SUtslHedeii,  wogegen  dat  Plaeet  den  8tat  bewer  ichftiit  als  die  Bapm- 
sion.  Anoh  H.  Bicber  (Politik  I.  6.  540),  der  sout  die  kireUieM 
Freiheit  in  weüeiten  Umfang  Tertiwidigt,  Idit  das  Plaaei  d«A  Srit«« 
der  rSniiiehen  Curie  gegenaber  flr  noibwendig: 

*  Sin  sebr  beaobienswerther  Yerraeh  in  dem  organischen  0<n« 
für  Frankreich  Ton  1802,  S*  ^'  n^  J  >^n>«  reoonrs  an  eoMsil  d*^ 
dans  fotts  les  eas  dVdrat  de  la  pari  des  snpMeors  et  antvea  pawMM^ 
eeel^iasHfses.  Le«  eas  d'abos  sont  l'nsnrpalion  «n  Tazete  de  fimrmr, 
H  oontrarention  anx  leis  et  r^ements  de  kr^nUiqne,  Tkiteelioa  te 
r^les  oonsaer^es  par  les  canons  re^ns  en  Franoe^  TaMental  ans  libertk 
frnndiises  et  eoatomes  de  TJ^se  gnllieanes ,  et  «mit  mktpHm  m  ^ 
prficM  tpSL  dans  Vtaenim  du  tmkif  pmU  iuiwjwems<ii<  ¥hmmtm  ^ 
eit&yens ,  trwMer  arhUraktmefd  Amt  «MUeasnes,  di^wirer  osnirs  «» 
tn  (fppft9$i<m  <m  m  tf|/Mfe,  <m  m  scrwirfs  pMie.*^  YevgL  Fmü»  ^ 
der  Retne  Strang,  et  fran9.  Y.  8.  249  ff.  Tivien  l&tnd.adan  IL  ^ 
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rennt,  de(A  cterdber  m  wachen,  dasz  die  eotifeesionelle  Rei- 
ng  nicht  den  Öffentlichen  Frieden  etore,  noch  die  Achtung 
rietze,  die  der  Stat  den  von  ihm  anerknnnten  Kiiidien  ge^ 
Ihrleistet.  Es  gilt  das  t.  B.  auch  ton  allgemein  etngefttbrtea 
itechismen  und  Brbauungshficheni.  Denn  ofltabar  iet  es  etins 
.nz  anderes,  wenn  ein  Individuum  in  Privataidirifken  die  oon^ 
äsioneüe  Pdlemik  leidenschaftlich  schftrft,  oder  wenn  die  Kiiu 
lengewalt  mit  einer  auf  Millionen  gewaltig  wirlcenden  Auto^ 
tat  den  Glaubenshasz  stachelnd  aufiregt,  oder  die  confesBionellen 
3idenschaften  im  Yolke  wider  die  statlieben « Anordmnigei 
im  Kampf  aufruft,  wie  das  heute  in  Belgien,  in  Baden 
id  in  Oesterreich  geschieht.  Je  grOszer  die  Oefbhr  für  den 
emeinen  Frieden  und  die  Olfonüiche  Wohlfahrt  ist,  deate 
töcher  und  bäftiger  musz  der  Stat  einsdireiten* 

2.  Die  Verhältnisse  des  Oultus  sind  zwar  ihrem  Wesen 
ach  ebenfalls  durchaus  kirchlich,  und  nicht,  wie  das  zih 
reilen  behauptet  Wird,  gemischt.  Aber  weil  sie  in  ftnsaenk 
formen  des  gemeinsamen  Lebens  siditbar  hervortreten,  ni 
liehen  sie  dem  Statsgebiete  näher,  und  belehren  danelbe  an 
nehreren  Seiten  als  die  Glaubens-  und  Gewissenssacben  im 
mgem  Sinne. 

Auch  hier  soll  der  Kirche  zunächst  die  freie  Selbst^ 
Bestimmung  zugestanden  und  nicht  etwa  die  Anordnung 
üarflber  dem  State  vorbehalten  werden.  Aber  mehr  als  In 
jenen  andern  Beziehungen  ist  der  Stat  hier  versnlaszt.  Aufriebt 
zu  4ben  tiber  die  Wahrung  seiner  Interessen.    Dahin  gehbren: 

a)  die  Anordnung  kirchlicher  Feste,  wobei  es  joh 
doch  von  dem  State  abhängt,  denselben  bflrgerliche  Wirkungen 
mit  Bezug  auf  Einstellung  der  Arbeiten  und  des  Marktver- 
kehrs  beizutegen  oder  nicht  ;^ 

*  Die  Gesetzgebung  des  letzten  Jahrhunderts  hatte  die  Tendenz, 
die  Einwirkung  des  States  auf  Bestimmung  der  Kirchenfeste  mÖgtichst 
auszudehnen  und  dieselben  aus  nationalwirthschaftlichen  Gründen  zu  be« 
schränken.  Preuszisches  Landrecht  §.  34  und  35.  Ba^erisclieB 
Edict  §.  76  und  77. 


^c 


i^ 
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b)  die  Bildmig  religil^ser  VereinignngeB,  Br«l| 
Schäften  n.  dgl.  zur  Aneübimg  gotteedienstJicher  Handli^ 
oder  frommer  Werke ^  nnd  die  Haltung  kirchlicher  Ü 
sionen.  Der  Stat  kami  wohl  der  Freiheit  solcher  Bildiui. 
weiten  Baam  laesen,  aber  nicht  auf  sein  Becbt  der  Eet^ 
nisznahme,  noch  das  der  Beschränkung,  heziehiisgst: 
des  Yerbots,  verzichten,  wenn  solche  Vereine  in  emew* 
die  Ehre  oder  das  Becht  der  Btlrger  oder  des  Statas  ani 
den  dffentliehen  Frieden  und  die  gute  Sitte  Terdeiblieheo  t  rc 
wirken  oder  sich  gebärden:^  i  nij 

c)  die  Stiftung  von  Klöstern  und  die  BegrOndimg  klii^ 
lieber  Orden,  sowie  die  Oenehm^^u^g  ihrer  Statatet:  oi 
Beaufsichtigung  ihres    kirchlichen  Lebens  ist  zwar  mtrie 
wieder  eine  Angelegenheit  der  Kirche,  und  ee  ist  oi^  ri/ii 
Iftugnen,  daszin  den  letzten  Jahrhunderten  die  State n  Erti;  q 
oft  willkOrlich  und   eigennfitzig  in  dieselbe  eingegriffeft^jQ 
htafig  die  Schwäche  und  Gebrechen  der  Klöster  and  iirj^^ 
benutzt  haben,  nicht  um  dieselben  zu  bessern,  sondern  %:^ 
ihres  Vermögens  zu  berauben.    Aber  nichtsdestoweniger..  .^^  ^^ 
auf  der  andern  Seite  auch  historische  Erfahrungen  dem  1.^^^. 
die  statliche Pflicht  an*sHerz,  sich  seines  Aufsichtareij^  / 
nieht  n  begeben,  scmdem  darfiber  sorgfUtig  zu  wadien,  ^^ 
dasz  die  individuelle  Freiheit  der  Menschen  nicht  klöstsi^  £. 
Oelabden  mid  Ordnungen  hingeopfert  werde,  theils  das«,  ^^ 
einzelne  Klöster  oder  Orden  das  benachbarte  Grundeig^  -^ 
im  Uebermasz  dem  lebendigen  Verkehr  entziehen  and  t^^^^ 
todte  Hand  erwerben,  theils  dasz  sie  nicht  in  einem ^i 
feindlichen  Sinne  ihr   Dasein   beth&tigen.    Als   statsM 


'  Die  Denkschrift  der  bayeriscben   BischSfe  tob    1851    hei 


wenn  sie  die  nJichste  Aufsieht  und  Controle  solcher  kiiehüeher  *  ''^^^> 
fBr  die  Kirche  Tindieirt,  aber  Unrecht ^  wenn  sie  dem  State  ja  /'^^ 
siebt  darüber  rersagen  will  Aneh  wenn  jene  i.  B.  die  öffü^^^'^^i 
€toisze1angen  der  Oeiszelbr&derschafton  ^t  heissen  würde,  tM.^^^ 
Stat  doch  wohl  und  recht,  derlei  Scandal  nicht  in  dnldeiL  TgU/  ^^  d 
risches  Edict  §.  76  b,  c    Oesterreioh.  Conoordat  Art  2&     '^ ^  i 


Siebeotes  CapittL     y«i  dem  ▲ufsielilireölil  insbesondere.     388 

»r  moderne  chrisüidie  6tat  aber  wohl  Orden  befteichnen, 
r  wie  der  Jesuitenorden,  durch  ihre  Lehre  und 
mkeit  den  Stat  unter  die  mittelalterliche  Oberherrschaft 
rche  zurücktreiben  oder  in  ihrem  confessionellen  Eifer 
ieden  dw  Gonfessionen  bedrohen.  Fühlt  sich  der  Stat 
ind  mftchtig,  so  mag  er  nach  dem  YorbUde  Friedrichs 
roszen  auch  solche  gfthrende  Elemente  wohl  ertragen, 
9  übertriebene  Jesuitenfurcht  macht  zuweilen  eher  den 
ek  von  Zaghaftigkeit  und  Schwäche,  als  von  klarem 
bewusztaein  des  States.  Aber  da  der  Jesuitenorden  als 
rganisirte  Macht  auftritt,  und  durch  seine  groszen  geist^ 
und  ökcmomischen  Mittel  eine  gefährliche  Gewalt  über 
fiemfither  ausübt,  und  dieselbe  zum  Schaden  des  Stats 
Ibt  Civiliaation  gebraucht,  so  hat  der  Stat  auch  Qmnd 
prsicht,  und  ist  wohl  veraalaszt,  dem  Umsichgreifen  des 
ebenso  wie  der  künstlichen  Zucht  von  Schlangen  zu 
Er  hat  unzweifelhaft  das  Recht,  eine  Gemeinschaft, 
sich  als  unverträglich  mit  seiner  Wohlfahrt  und  seinem 
«rweist,  auszustoszen  oder  aufzulösen.^  Sie  kann  sogar 
fopfemder  Diener  der  (confessionellen)  Kirche  und  doch 
eind  des  (confessionslosen)  States  sein,  die  Zuneigung 
verdienen  und  für  diesen  unausstehlich  werden.  Nicht 
sUiche  Einrichtung  und  Form  solcher  Corporationen  hat 
m  ordnen  oder  mit  zu  bestimmen,  aber  er  hat  sein 
auch  in  solchen  Fällen  zu  wahren,  wo  dasselbe  von 
}k  Namen  der  kirchlichen  Interessen  verletzt  oder  be- 

^ekweizeriscbe  Bundeeverf.  §.  58:  „Der  Orden  der  Jeiuiften 
ilim  ftffilirten   Gesellschaften    dflrfen  in    keinem   Theile    dur 

ittfnabme  finden.'^ 

ogw  das  österreiehiBche  Goncordat  Art.  28,  welches  den 
^t  Freiheit  snsiebert,  gütliche  Orden  und  Congregiiüonon 

^%  nigt  doch  die  beschrankende  Anweisung  bei:  „Doch  werden 
herüber  mit  der  kaiserlichen    Begiemng    ins    Einvernehmen 
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'8^  Die  Verfassung  der  Eirahe  x&  btistimmai  irt  imenie 
Linie  wisder  Sadie  und  Heckt  der  Kirche  selbst  und  nicht  xnabr 
des  Siatea,  wenn  sieh  dieser  ans  dsr  BesciirSnktheit  das  C» 
fesaioniJismus  erlioben  hat.  Aber  öffisntliehe  Aotarilit  «sc 
Geltnag  ksiin  di^  Kirohenverfassnflf  innerbalb  des  Stetes  su 
efhahen,  wenn  der  Stet  dieselbe  anerkennt«  beatehmigswebe 
somit  die  Aendmmg  derselben  seinerseite  g«t  haiszt 
eder  —  da  anoh  in  dieser  Hinsidit  es  aklit  Aaffgibe  da 
fltetes  ist«  die  posiiäv  kirohliohe  Wfinsdibarkeit  dsr  Aendwuif 
m  prOfen,  sondern  sich  auf  die  Frage  zu  besohriiukaB,  ab  m 
inwiefern  dieselbe  dem  geltenden  Beehte  widerqmdw  und  fr 
«fihntUehe  WoUfahrt  bedn^  —  nach  Yoriierigar  PrOfwig  oekt 
sein  statliches  Veto  dagegen  einlegt  ümmuidluig  te 
snweilen  etwas  gespannten  Placet,  in  welchem  oft  noch  ateSted 
KirchanFegiment  verborgen  ist«  in  ein  stetliehes  Recht  vor- 
berigar  Prüfung  und  des  Veto  («oh  displ/kti)  aefaeiB: 
dem  natdriiohen  YerhUtnisse  beider  Organismen  am  ^estt^i 
xucnsageni 

4.  Der  Kirche  kann  wiederum  das  Bedit  aas  naiMrirb^' 
Grfinden  nidit  bestritten  werden,  ihre  Organe«  die  Beamter 
ttul  Diener  der  Kirche«  selbständig  zu  ernennen: 
dam  sollen  diese  ihr  angaliiren  und  ihr  dienen«  aa  müBsea  Bt 
anch  Ton  ihrem  Geiste  erfüllt  und  nicht  von  einttr  firemdet 
Macht  gewissennassen  als  fremde  Glieder  an  ilnren  Etrpar  ge- 
heftet worden  sein.  Die  bloss  allgeaseinen  Yorbedingingn. 
-der  kirchliohen  Weihen  eatsebeiden  no<4i  niebt;  aonh  nter 
den  im  Allgemeinen  Fähigen  den  rechten  Mann  für  dia  rschk 
Stolle  zu  finden,  kommt  voraus  dem  Körper  zu«  zu  wddi^ 
diese  gehört  und  dessen  Bedurftiissen  sie  dient.  Aber  bei  drr 
engen  und  nothwendigen  Wechselbeziehung  des  Stetes  und  i^' 
Kirche,  und  da  die  Beamten  der  anerkannten  Kirchen  sDglei<:t 
das  Bedlit  und  den  Bang  von  Statsbeamten  erhalten  and  is 
Stete  eine  erhöhte  Autorität  und  Bedeutung  haben«  so  ziex* 
es  der  Kirche,  keinen  Personen  kirchliche  Aemter   anzuftr- 
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tnuieti,  weÜBh»  Hiebt  Kugleiok  dem  Stfrte  ge&ehia  aind,*^ 
und  msg  dar  Siat  fordem,  dasst  Ihm  Tor  der  wirklichen  JBin« 
setKuig  in  daa  Amt  dar  Srwfthlten  ear  Outheisanng  prä- 
sent irt    werden.    Das   historische  Beoht   der    enropftiscb?!! 
Staten  ist-  sehr  reich  an  maneberlei  Modificationen  difper  Qrund- 
sfttze.    Bftnfig  wicd  dem  State  das  positive  Secbt  der  WaU 
selbst  zugestanden  V  und  .fllr  die  Kirche  nur  das  Bricht  der 
Prafong  und  der  Ertbeiinng  der  kirchlichen  Weihen  (^er  Or- 
dittation  T^ibehalten ;  saweilen  abiar  auch  Ypn  Seite  der  Barche 
völlig  freie  Besetou^  ihrer  Aemtw  ohne  Clenehmheiszang  das 
Stakee  gefibt  oder  gefordert.  In  Jenen  Znatinden  ist  noch  viel 
oonfeflsionelle  Beimisohnng  w^lurEunehmen,  .welcbe  alhqfthlicb 
ansgeadiiedeD  werden  mnsz,  wenn  die  Eorche  zu  ihrer  yoUen 
Freiheit  und  derStat  an  seinem  wahren  Beabte  gelangen  soll. 
5.  Alle  eigentliohe  Gerichtsgowalt,  das  Schwert  ui^d 
der  Seepter  der  Oofecbtigkeit  auf  &d^,  ist  ihrer  Natur  iiacb 
statlich,   und  kam  daher  nur  vom  State   abgeleitet 
werden.    Nor  die  religiöse  Zucht,  welohe  sich  durch  die 
Stimme  des  GtawissenB  Gdtung  tersobafft,  und  das  Masz  von 
innerer  Diseiplin,   wdches  jedem  organischen  EOrper  su 
seiner  Ordnung  nöthig  ist^  gebahrt  schon  von  Becht^  wegen 
der  Sjrcbe.    In  diesen  Dingen  hat  der  Stat  daher  das  unver- 
iuszerlidbe  Becht,  die  Gerichtsbarkeit  der  Kirche, zn 
regeln,  zu  Andern,  zn  beschränken  oder  ganz  aufzubeben,  soweit 
dieselbe  nicht  dffli  Charakter  einer  freiwilligen  und  schiede- 
richterliGhM  an  sich  trägt    Der  moderne  Stat  hat  d|i8 
anerkannt  und   vieUbch  geübt, ^>  und  die  religiMe  ßedeptupg 
der  Kirche  hat  an  Beinheit  eher  gewonnen,  seitdem  die  zwin- 

^  Das  kanonisohe  Recht  bat  in  diesem  Sinne  den  Begriff  der  per- 
sonae  regt  grtstae  anfgebraoht.  Der  8tat  bat  dabei  indenan  nar  itat- 
Hehe  RSoksiobten  xu  nehmen. 

^^  Kaiser  Friede  rieh  II.  hat  auch  darin  die  moderne  Idee  antici- 
pirt,  dasz  er  zuerst  wieder  fflr  den  Süden  ItaUens  dnrcb  seine  Gesetze 
den  Klema  {n  Strafsachen  nnd  bürgerlichen  Streitigkeiten  der  -wtBltHeben 
Oeriohtsbarkeit  unterwarf.  Räumer,  Qesob.  d,  Hob^naiaufan  lY.  S.  474. 
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gende  Strafgewalt  der  Eirclie  bescluibAt,  und  aadi  die 
liehen  den  weltliehen  Gerichten  nnterworfen  wordeo 

Die   nrsprflnglichen   P(^nitenzen    der    kaflioliwAefc 
Kirche  hatten  noch  ganz  den  Charakter  der  Znefat,  und  bemk- 
ten  anf  freiwilliger  nnd  rencToU^  BfiflEong  der  Sfliide,  sie 
waren  nicht  Strafe  för  ein  Vergehen.    Aach  der  Kirchen- 
bann (die  excommunicatio)  ^   allerdings  eine  nrsprttugliclie  In- 
stitution  des   Ghristenthnms ,  ist  ^rst  zn  der  Zeit  zu  eiBcr 
Strafe  geworden,  als  der  Stat  in  eine  unwürdige  AbhiBgigkat 
von  der  Kirche  gerathen  war.  So  lange  derselbe  nur  entweder 
Yersagnng  kirchlicher  Heil-  nnd  Segensmittel,  oder  AnascUieBt- 
nng  der  Einzelnen  ans  der  Gemeinschaft  der  Kirche  ist,  m 
ist  das  eine  dem  Wesen  nach  dnrchans  kirchliche  Sache,  ud 
keineswegs  Handhabung  der   strafenden   Gerechtigkeit;  denn 
mt  sollte  die  Kirche  nicht  selber  prnfen  und  frei  bestimmf^i. 
wer  ihres  Segens  würdig  nnd  bedürftig  sei,  nnd  wie  genMhigt 
werden,  Individn^  als  ihre  Glieder  anzusehen,  welche  die  Ge- 
meinschaft mit  ihr  zerrissen  haben?    Die  grosie  mittelbaie 
Einwirkung,  welche  eine  solche  Ansschliesznng  anf  das  ganz« 
übrige  Leben  des  Gebannten  ftnszert,  mag  freilich  den  Stat 
bewegen,  eine  gewisse  Gontrole  zum  Schutze  der  indindueUen 
Bechte  eintreten  zn  lassen,  und  ihr  eigenes  Interesse  wird  die 
Kirche  dahin  leiten,  nicht  w^en  geringf&giger  Ursachen  noch 
ans  Torübergehenden  Gründen  den  Bann  zu  verhüngen ;  aber  eine 
wahre  Auseinandersetzung  des  beiderseitigen  Gebirtea  wird  do^ 
diesen  zunftchst  der  Kirche  anheimstellen.     Bbei»o  grtfihrt 
der  Kirche  wie  jedem  Organismus  eine  Disciplinargewait 
über  ihre  Beamten  und  Diener.    Erweisen  diese  sich  ab  da- 
tauglich  für  das  Amt  oder  den  Dienst,  so  musz  sie  die  Macht 
haben,  dieselben  zu  entfernen,  und  durch  andere  Personen  für 
ihre  Bedürfnisse  zu  sorgen.    Gegen  müglicfaen  Miszbraiich  sol- 
cher Gewalt  zur  Unterdrückung  und  Schädigung  der  Individuen 
mag  der  Stat  wohl  eine  controlirende  Aufsicht  anordnen  und 
üben,  sei  es  indem  er  von  der  Einstellung  und  Entlassnng  ?ob 
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Eirchenbeamten  aus  kirchliclien  Motiven  jedeneit  Eenntnisz 
nimmt  und  sich  die  statliche  Prüfiing  und  Outheiszung  vorbehftltt 
sei  es  indem  er  den  Betheiligten  verstattet,  ihre  Beschwerden 
ihm  vorzulegen  und  seinen  Schutz  anzurufen.^' 

6.  Ftlr  die  Erziehung  und  Schulbildung  des  Klerus 
unterstützt  der  Stat  hinwieder  die  Landeskirchen  durch  seine 
Anstalten  oder  durch  Ausstattung  der  ihrigen.  Dasz  auch  die 
statlichen  Schulanstalten,  deren  Bestimmung  es  ist,  für  die 
Kirche  einen  tüchtigen  Nachwuchs  von  Geistlichen  zu  bilden, 
den  Geist  der  I[irche  in  sich  aufnehmen,  und  nur  solchen  Leh- 
rern der  religiöse  und  kirchliche  Unterricht  an  denselben  an- 
vertiuut  werde,  welchen  die  Kirche  das  Lehramt  anvertraut, 
darauf  hat  die  Kirche  ein  natürliches  Becht.  Besitzt  sie  aber 
eigene  Anstalten  für  diesen  Zweck,  Priesterseminare,  so 
hat  auch  der  Stat  ein  Becht  darüber  zu  wachen,  und  dafQr  zu 
sorgen,  dasz  die  für  den  Kirchendienst  bestimmte  Jugend  auch 
io  Harmonie  mit  dem  State,  imd  nicht  blosz  zu  guten  Geist- 
lichen, sondern  auch  zu  tüchtigen  Statsbürgern  erzogen 
werde,  dasz  sie  somit  auch  in  weltlicher  Wissenschaft 
nicht  roh  und  uner&hren  bleibe.  Die  rein  klerikale  Erziehung, 
wie  sie  gegenwärtig  von  den  katholischen  Bischöfen  fast  überall 
angestrebt   wird,***    entfremdet    den    nachwachsenden   Klerus 

*'  Vgl.  Bayerisches  £dict  %»bi,  54.  Die  Exarcitien,  xn  welobea 
Geistliche  yon  den  Bischöfen  neuerlich  oft  ?enirtbeilt  werden,  sind  mei- 
stens Anmassnng  einet  Stfleks  Gerichtsbarkeit,  welches  der  Kirohenge- 
walt  nioht  ansteht,  und. der  Stat  ist  berechtigt,  denselben  insofern  Sin* 
halt  zn  thun,  als  sie  die  persönliche  Freiheit  oder  Ehre  der  Geistliehen 
bedrohen  oder  gar  jene  Zucht  nur  in  der  Absicht  gefibt  wird,  die  Gteist- 
lieh^n  dessbalb  ra  strafen,  weil  sie  ihre  Bürgerpflicht  erfUUt  haben. 

^'  Tgl.  Oesterr.  Cone.  Art  17.  Wie  in  Dentsohlaad  erhebt  siok 
auch  in  Frankreich  dieselbe  Klage  gegen  die  stats-  and  onltosfeindliolie 
Richtung  der  geistlichen  Seminarien.  YiTien  £t  Adm.  II.  8.  296: 
«Le  Systeme  aotuel  d'^ducation  des  jeunes  prdtres  est  nne  des  canses 
les  plus  actives  des  pr^jugßs  qui  rignent  dans  ri6glise  contre  le  monde 
et  dans  le  monde  contre  P^glise.  8i  on  les  rendait  moins  6trangers 
Tun  k  l'autre,  on  les  rendrait  en  m6me  temps  plus  justes  et  plus  con- 
fiants  entre  eux.*' 

BUnttehll,  aUfMMlBM  SUIn^lrt,  IL  22 
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üniner  mehr  der  Welt^  nnd  nimmt  ihm  das  VeintiiMlBigr  fi: 
ihre  geistigen  Bedürfnisse  nnd  for  die  Fortaehritte  ihrer  Civr 
lisation.  Dadureh  verliert  er  aber  an  Aditong  und  finftiis: 
mehr,  als  die  ihn  leiten,  durch  die  gesteigerte  Fflgaunke:' 
desselben  gewinnen  kOnnen.  Yen  diesen  PrieetenemiBuic: 
gilt  der  Satz:  «Ihr  habt  Wind  gesflet  und  werdet  deo  StsiT. 

ernten.*' 

7.  Das  Kirchengnt  gehört  nicht  dem  State,  SMiden 
der  Kirche.  Dieser  ist  es  gegeben  nnd  fttr  sie  dauernd  b^ 
stimmt  worden.  Aber  wenn  auch  der  Stat  mit  Badit  kr*. 
Eigenthum  daran  ansprechen,  noch  dasselbe  fflr  sane  Zweck? 
Terwenden  darf,  so  kann  dagegen  die  Frage,  ob  dar  Kirdie  d.- 
völlig  freie  Yerwaltong  der  Kirchengüter  zustehe,  odec  * 
besser  der  Stat  dieselben  zu  Gunsten  der  Kirche  in  seine  ^or- 
mundschaftliche  Hand  nehme,  gar  wohl  je  in  veracUedeBr: 
Zeiten  und  unter  verschiedenen  UmstAnden  audi  vefseliiedt: 
beantwortet  werd^.  Die  katholische  Kirche  hat  von  jehrr 
auf  ihre  selbständige  Yerwaltung  einen  grosse  Werth  gelec 
und  sich  nur  ungeme  den  Beschiinkungen  und  der  Aaftkb: 
unterzogen,  die  der  Stat  in  den  letzten  Zeiten  auch  über  die»c 
Oflter  zu  verhängen  für  nOthig  eraditet  hat  Die  ^t>teatu>- 
tische  Kirche  dagegen  hat  von  Anfang  an  die  Sorge  für  ihrt 
zeitlichen  Güter  unbedenklich  dem  State  überlassen  nnd  skl 
in  eine  oft  demüthige  Stellung  zu  schicken  gesucht.  Cnaene: 
Zeit  dürfte  die  Selbständigkeit  der  Kirche  in  Yerwal- 
tong und  Yerwendung  des  Kirchengutes,  verbunden  mit  der 
nOthigen  Oberaufsicht  des  States,  durch  welche  die  äuszere 
Ordnung  der  Yerwaltung  und  die  Erhaltung  des  Yerm&gena  über- 
wacht und  einer  ungebührlichen  Yerwendung  fflr  fremdartige 
Zwecke  gewehrt  wird,  am  ehesten  zusagen. '^ 


1«  OeiterreichiBobe  QnindrMhto  voii  1849,  §.  2  nd  vm  18t:. 
Art.  10:  „Jede  gesetzlich  «nerkannte  Kirobe  and  BeligioaigMenMk«ft 
bet  das  Recht  der  gemeinsamen  Öffentlichen  Religionaflbiing,  ordael  ud 
Terwaltet   ihre  Angelegenheiten   selbständig,    bleibt  im  Betitge  «nd  Ot- 
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8.  Es  gibt  diBsahie  LebeaBverhUtnisBe,  wie  die  Öffent- 
liche Erziehung  und  Schulbildung  der  Jugend,  und  wie 
die  Ehe  der  ErwadiBenen,  welche  aowehl  zoxn  State  als  zur 
Kirche  eine  nahe  Beziehung  haben,  und  auf  welche  daher  das 
Recht  des  States  und  die  Senile  der  Kirche  zugleich  sich 
erstrecken.  In  diesen  Yerh&ltnissen  ist  eine  richtige  Aus- 
einandersttzung  beeonders  schwierig  ,*  und  wäre  eine  absolute 
Treurang  verderblieh;  denn  auf  organisches  und  friedliches 
Zusammenwirken  kommt  hier  Alles  an.  Von  der  Schule  wird 
im  Verfolge  besonders  die  Bede  sein;  die  Bhe  wurde  früher 
schon  besprochen  J'^  Das  Becht  in  diesen  Dingen  zu  ordnen 
und  zu  handhaben  ist  vorzugsweise  des  States  Sache, '^  auf  die 
moralische  und  religiöse  Reinheit  derselben  hinzuwirken 
jtie  der  Kirche. 

9.  Zuweilen  mit  dem  Oberaufsichtsrecht  des  States  ver- 
bunden, zuweUen  davon  unterschieden  wird  das  sogenannte  Be- 
formationsrecht  des  States  (Jtis  reformandi).  Der  Aus- 
druck kam  im  XYIten  Jahrhundert  in  den  Zeiten  der  Kirchen- 
reform auf,  und  vorzüglich  die  Protestanten  dehnten  den  Be- 
griff zu  Gunsten  der  Statsmacht  sehr  weit  aus,  offenbar  von 
dem  damaligen  Interesse  geleitet,  ihre  reformirenden  Tendenzen 
auch  gegen  den  WiUen  der  altkirchlichen  Hierarchie  mit  Hülfe 


nuae  der  (Br  ihre  Coltus-,  Unterrichts«  und  Wohlthfttigkeitssweoke  be- 
stimmten Anstalten,  Stiftungen  und  Fonde,  ist  aber  wie  jede  Gesellschaft 
den  allgeipiieinen  Statsgesetzen  unterworfen.*^  Das  Oesterr.  Goncordat 
gewährt  Art.  30  der  Kirche  die  SelbstTerwaltong  ihrer  Gflter.  Preusz. 
Yerf.  §.  15 :  «Die  erangelische  und  die  romisch-kathob'sohe  Kirche,  sowie 
jede  andere  Religions-Qeaellschaft  ordnet  und  rerwattet  ihre  Angelegen- 
heiten selbständig  und  bleibt  im  Besitz  und  Genusz  der  fUr  ihre  Cultus-, 
Unterrichts-  und  Wohlthätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen 
und  Fonds. '^ 

^^  Buoh  II.  Cap.  19,  besonders  8.  190. 

^*  Zwingli  Torwarf  schon  alle  kirchliche  Ctorichtsbarkeii:  «Alles 
so  der  geistlich  Staat  im  lugehdren  rechtes  und  rechte sschir mos 
halb  ffirgibt,  gehöret  den  weltlichen  iu,obs7  Christen  synweUmd.* 

22* 
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and  unter  derAntoritftt  des  States  durofanierteen.  ^^  Aber  an^.h 
die  im  Katholicismns  verharrenden  Staten  behaupteten  damals. 
obwohl  in  beschrftnUerem  Sinne  ^  ein  solches  Becht^'^  Beidt 
betrachteten  das  Becht  des  States  znr  Beform  indeaaan  asr 
gewissermaszen  als  ein  snbsidiftres,  wenn  die  oidentliclf 
Kirchengewalt  nicht  selbst  die  Miszbrftnche  abschaJEs,  nicL: 
Ton  sich  ans  die  n(^lhigen  Beformen  einfahre.  Era 
die  spfttere  absolutere  Statsdoctrin  suchte  das  AnanahmarBcL: 
in  ein  Begelrecht  umzuwandeln  und  dasselbe  als  das  Wesci 
der  statlichen  Hoheit  Aber  die  Kirche  anssngeben,  d.  h.  in 
lotsten  Grunde  darauf  die  volle  Herrschaft  des  States  Ober 
die  Kirche  zu  grtlnden. 

Das  eigentliche  und  ursprüngliche  Beformationsrecht  konunt 
der  Kirche  selber  zu,  und  zwar  in  ausgedehnterem  Simie  ab 

*^  Tgl.  Eiehhom,  Kircbenrecht  I.  8.  245  und  551.  Luther  ji 
den  chriitliehen  Adel:  «Dammb  wo  ea  Kotfa  fordert  und  der  Bftbft  ii- 
gerlich  der  Christenheit  ist,  soll  d«in  thun  wer  am  erite«  knai 
als  ein  getreu  Glied  des  gansen Körpers,  dasa  ein  recht  frei  Conoilinai  werde, 
welches  niemand  sowohl  Termag  als  das  weltlich  Schwert,  sonder- 
lieh  dieweil  sie  nun  alle  Mitchristen  sind,  Hitpriester,  mitgeistiieh,  tBat- 
michtig  in  aUen  Dingen,  und  soUen  ihr  Amt  und  Werk,  das  sie  tob 
Gott  haben  über  jedermann,  lassen  frei  gehen  wo  ei  notfa  und  Bflta  ist 
lu  gehen.*'  MelandUhan  loci,  p.  641:  „pertinere  emendationem  Ecci«- 
siarum  ad  Magistratus  officium  praesertim  oessantibus  Episcopis  aut  ad- 
versantibus  Eyangelio.  Quod  enim  aliqui  dicunt:  magirtratum  profaBun 
nonesse  judicem  controrersiamm  de  dogmatibus,  veraetexplieatareapoe- 
Bio  est:  Ecclesiam  esse  judieem  et  sequi  normam  BYangelii  in  judicaBdo. 
Cum  autem  magistratus  piua  vere  stt  membrum  Ecciesiae,  judieet  et  fpte 
cum  aliis  püs  et  eruditis  juxta  normam  quam  dixi.''  Vgl.  Stahl,  Kir^ 
chenTorfassung  der  Protestanten,  8.  7. 

^*  Die  schweiierischen  kathoKsohen  Orte  spraehen  sieh  darflber  in 
dem  Mandat  rom  Glauben  ron  1524  ausführlich  aus,  und  begrfiBdetn 
ihr  Einschreiten  damit,  «dass  die  gelstKche  Obrigkeit  in  jenen  Sorgvn 
und  NSthen  schweige  und  schlafe.*  Ygl.  Bluntschli  Geschichte  de« 
schweizerischen  Bundesrechts  LS.  Sil  ff.  Die  wiederholten  ForderugcB 
der  Kaiser  im  fünfsehnten  und  seohiehaien  Jahrhundert,  datt  durch 
CoDcilien  die  MissbrSuche  abgeschafft  und  die  Beform  der  Kirche  tob 
innen  heraus  Torgenommen  werde,  beruhten  auf  eisMr  ihaliehea  AuDm- 
«ung  der  Lage. 
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dem  Stat    Wir  versieben  darunter  theils  das  negatiTe  Becht 
und  die  Pflicht,   Schftden  nnd  Gebrechen,  Miszbrftadie,  Enir 
stelluBgen,  die  sich  im  Laufe  der  Zeit  eingestellt,  wieder  rei- 
nigend zu  entfernen,  theils  das  positive  Becht,  ihrer  naturlichen 
Entwicklung  gemäsz  fortzuschreiten  zu  h(^herer  YoUkommenheit. 
Der  Stat  ist  dabei  nur  mittelbar  betheiligt  und  berechtigt, 
TUid   zwar  auch  der  christliche  Stat  nicht  als  confessionelles 
Glied   einer  Landeskirche,  sondern   um  des  Zusammenhangs 
willen   zwischen  seiner  sittlichen  Wohlfahrt  mit  der  Gesund- 
heit der  Sarche  und  insofern  er  überhaupt  als  Stat  auch  an- 
dern corporativen  Gemeinschaften  gegenfiber  befugt  ist,  gegen 
Miszbrftuche,  die  allgemeinen  Schaden  bringen,  einzuschreiten. 
Wenn  die  Kirche  ihre  Pflicht  versäumt,  und  ihre  Yerderbnisz 
auch  das  Becht  und  die  Wohlfahrt  des  States  stört  und  be- 
unniiiigt,  dann  darf  dieser  hemmend  und  mahnend  einschreiten. 
Wenn  die  Kirche  jchlftft  oder  versinkt,  dann  soll  er  sie  wecken 
und  aufrichten.    Er  verdrftngt  sie  nicht  und  tritt  nicht  an  ihre 
Stelle ;  aber  so  weit  seine  sittliche  und  rechtliche  Macht  reicht, 
so  weit  sucht  er  auf  ihre  Heilung  einzuwirken. 

Anmerkung.    Eine  der  anffUligsten  Ersobeinnngen  unserer  Zeit 
iMi  du  Ck>neardAi,  welches  unterm  18.  Aug.  1855  zwischen  dem  Papste 
Pius  IX.  und  dem  Kaiser  Ton  Oesterreioh,  Frans  Joseph,  Aber 
die  YerhittniMe  der  katholischen  Kirche  zum  State  Oesterreich   abge- 
schlossen worden  ist    8ie  ist  um  so  auiFaUender,  als  sie  mit  der  poli- 
tiiehen  StrOmung  unserer  Zeit  in  einem  seltsamen   Widerspruch  steht. 
In  einer  wichtigen  Besiebnng  zwar  ist  das  Concordat  in  TJebereinstim- 
mung  mit  der  Zeitrichtung,  insofern  nämlich  ids  es  die  Sonderung  der 
kirchlichen  und  der  statlichen  Institutionen   und  Rechte  fSrdem  will, 
und  auch  der  Kirdie  in  ihrem  Gebiete  freie  Bewegung  zu  verschaffen 
Terspricht.    AUenthalben  dringt  der  Geist  der  Zeit  zu  solcher  Ausschei- 
dung und  flberaU  verlangt  er  nach  freier  Entwicklung  des   besondem 
Wesens.    Aber  wenn  et  wahr  ist,  wie  wir  aus  unsem  und  fremden  Be- 
cbachtnngen  sohfiesien  dOrfen,  dasz  die  europftischen  TSlker  seit  einiger 
Zeit  wieder  religiöser  geworden  sind,  so  Ist  es  sicher  nicht  minder  wahr, 
dass  das  politische  Bewusztsein  nooh  mehr  forlgeschrüten  igt,  dasz  eine 
Unterordnong  des  States  unter  die  Kirche,  die  man  im  Princip  frfiher 
leichter  getragen  hat,  heute  völlig  unnatflrliob  und  nne? triglioh  erscheint, 
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und  dass  eine  EraenerBBg  der  klerikalen  Henselnll  der  Mitwvlt  anf« 
äoBserste  Terhasxt  ist.    Der  Yemefa   dazu  nriUste  sn  hefl^eo    Oe^s- 

stdszen  reizen.  Die  Dämonen  der  Rerolution  werden  durch  die  kirr*- 
lieben  Bannstrahlen  nicbt  mehr  getodtet,  sondern  entzündet  and  die  po- 
litische Oähmng  wird  darch  den  kirchlichen  Dmck  nicht  nnterdrftcki. 
sondern  gereizt  und  gesteigert 

Die  Concordate   sind   dem    ötTentlichen  Rechte   angehörig«  Ver- 
träge zwischen  dem  Stat  und  der  Kirche,  als  zwei  selbständigen  MicLter, 
und  diese  Form  ist   daher  ftr  beide  Oontrahenten   würdig  und  pas«end. 
um  ihre   weohselseitigen   YerbSltnisie  f&r  beide  yerbiBdlioh   tm    regelfi. 
Eine  gewisse  Gleichheit  der  Stellung,  eben  die  wechselseitig  anerkannte 
Persönlichkeit  der  Vertragsparteien  wird  natnrgemäsz  bei  Abschlieszung 
eines  Vertrages  yorausgesetzt«   und  es    scheint   sich   von   selbst  m  rer- 
stehen,  dasz  dabei  der  Stat   seine  Bxistena  wahre   wie  die  Srefac  die 
ihrige,  und  dasz  in  jedem  derartigen  Vertrage   die  Statsprincipiea 
klar  und  energisch,    wie  es  der  Majestät  und  dem   politischen  Bewniit* 
sein  des  modernen  States    gebührt,  neben  den  kirchlichen  Grand- 
Sätzen   ausgesprochen   werden.    Wenn  aber  schon  in  den    bisherigeo 
Goncordaten,  angeachtet  im  XIX  ten  Jahrhundert  der  Stat  viel  mäefcilger 
ist  als   die   Kirche,    der   kirchliche    Standpunkt    rorsugsweise    beachte 
worden  ist,  so  tritt  diese  kirchliche  Einseitigkeit  in  dem  Österreichischen 
Goneordat  noch  greller   herror,  als  in  irgend  einem  andern.    Man  siebt 
es  in  der  Sprache  wie  in  dem  Inhalt,  dasz  dasselbe  nicht  zwisdien  Stats- 
männem  und  ELirchenmännern ,   sondern  zwischen   Kirohenmännern  nnd 
Kirchenmännem,  von  denen  die  einen  für  den  Stat  beyoUmächtigt  waren, 
yerhandelt  und  formulirt  worden  ist.   Das  kanonische  Recht  ist  der 
gemeinsame   Boden,   auf  dem    sie   stehen,   das   Statsreokt   ist  gaai 
anszerhalb  des  Goncordats.    Die   kirchenrechtliehen  Omndsfttze 
werden  aussohlieszlioh   beachtet  und   prodamirt,  die  Statsprincipien 
höchstens  durch  StUIsehweigen   yorbehalten.    Selbbt  wo  die  kirohlicbcB 
Anordnungen  des  GonoUs  yon  Trient  mit  Rücksicht  auf  oralte  statliche 
Rechte  einige  Modificationen  erdulden  müssen  —  wie  besüglioh  der  well- 
lichen Gerichtsbarkeit  auch  über  Geistliche  —  werden  dieselben  nur  wie 
eine   vorübergehende  Goncession  des  päpstlichen  Stuhls  an  die  Zeitrer- 
häitnisse  zugestanden  oder  wie  eine  Vergünstigung  yon  Seite  der  Kirche 
bewilligt.    Vergeblich  sucht  man  in  dem  Gonoordat  nach  einer  Spar  tcb 
Statsbewusztsein  und   Statshoheit    Ein  geistiges  Hoohgeltthl  ist  mff  m 
dem  Ausdruck  der  Kirche  in  finden.  Man  wird  daher  bei  Lesung  dieses 
Doonmentes  unwillkürlich  an  jene   mittelalterliche  Vorstellnng  eiimert, 
dasz  die  Kirche  das  Reich  des  Geistes,  der  Stat  nur  das  Reieh  des  Leibes 
sei    So  sehr  hesrsoht  darin  der  kirchliche  Geist  yor. 

Diese  Ersohemung  wird  noch  unbegreiflicher,  wenn  man  sich  erb- 
nert,  dasz  seit  den  Ttttgen  der  Kaiserin  Maria  Theresia  in  den  Ftfarstea 
und  Völkern  Gesterreidis  das  statliche  Bewusztsefn  anch  derSirdte  nd 
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en  kirchlioben  Doctrinen  gegenüber  lebhaft  erwacht  ist,  und  nur  darin 
nden   ^wir  einigen    historischen  Anhalt  fUr  ihre  ErkISrung,  dasz  die  ne- 
;atW   gereizte  und   radioale  Unterwerfung  der  Kirche  anter  eine  aufge- 
lArie  Despotie,  wie  wir  sie  in  der  Zeit  Josephs  II.  erfahren  haben,  su 
»ineT  kirchlichen  Beaction  den  Chrund  gelegt,  sowie  dasz  die  allgemeine 
SmpSraiigf  der  österreiobiscben  Yölker  von  1848  gegen  alle  beigebrachte 
K.\&torität ,  nach  dem   Siege   der  Reaction    über  die  RcTolution  zu  einem 
leuen  Triumph  der  EirchenautoritSt  Veranlassung  gegeben  und  gereizt  hat. 
Am  wenigsten  ertrftgt  aber  Deutschland  eine  einseitig  oonfes- 
sionelle  Politik.    Jedermann  zwar  begreift,  dasz Oestexreioh  um  seiner 
historischen  Stellung  willen    und  mit  Rücksicht  auf  die  grosze  Mehrheit 
seiner    Berdlkerung  ein   erhöhtes  Interesse  nimmt  an  der   katholischen 
Confession,  so  wie  man  es  verstellt,  dasz  Prenszen  in  oonfessioneller  Be- 
ziehunsf    rorzüglieh  die   deutsche  Schutzroaeht  des  Protestantismus  ist. 
Aber  da  die  Erfahrungen  und  die  Leiden  dreier  Jahrhunderte  erwiesen 
haben,  dasz  keine  der  beiden  groszen  Confessionen  die  andere  in  Deutsch- 
land zu  Überwinden  rermag,  rieimehr  beide  einander  friedlich  bestehen 
lasAen  mOssen,  so  ist  es  lugleioh  klar  geworden,  doez  eine  einseitig  con- 
fessionelle  Politik  jederzeit  den  Widerspruch  von  mindestens  der  andern 
Hälfte  der  deutschen  Kation  herrorruft,  und  indem  sie  Deutschland  ent- 
zweit   nnd   seine   Kraft  Ifthmt,   eine   durchaus   undeutsche  Politik    sei. 
Dentsohland  länt   sich   weder   katholisch    noch   protestantisch 
regieren.     Nur  die  Politik  darf  als  eine  wahrhaft  deutsche  Anerji^en- 
nung  fordern  und  Wirkung  hoffen,  welche  Ton  keiner   besondern  Con- 
fession be&ngen,  einen  gemeinsam-nationalen  oder  humanen  Standpunkt 
nimmt,  Ton  dem  aus  sie  den   yerschiedenen  Confessionen    gerecht   wird, 
und  den  oonfessionellen  Frieden  Aller  schützt.     Das  ist  aber  der  Stand- 
punkt des  modernen  States,  der  selbständig  nicht  innerhalb,  sondern 
au%zer  der  Kirche   steht,   und  daher  tou  :sich  aus    nach   statlichen 
Prinoipien  die  Rechte  der  Individuen  wie  der  kirchlichen  Oemeinschaften 
erkennt  nnd  ordnet.  —  (Die  obige  Anmerkung  ist  knne  Zeit  nach  dem 
Absohlnsz  des  österreichischen  Concordats  geschrieben.    Seither  hat  die 
furchtbare  Yemichtung  der  Österreichischen  Armee  in  der  Schlacht  von 
Königgrätz,  3.  Juli  1866,  auch  dem  Kaiserhofe  den  Abgrund  aufgedeckt, 
in  welchen   eine   klerikale  Politik   heute  den  Stat  niederzieht    Gegen- 
wärtig versucht  es  die  liberale  Qesetzgebm^;  von  1868  die  Fessoln  des 
Concordats  abzustreifen.) 
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Achtes  GapiteL 

Der  Stat  im  YeriiiltnUx  zar  WisseiuoliAft  and  Kaut. 


J 


1.  Die  Beziehung  des  States  zur  Wissensdiaft  ist 
engere  als  die  zur  Beligion,  aber  wiederum  nur  mitielk^. 
Zwar  gibt  es  Staten,  welche  geradezu  die  Wissenacliafk  ^J 
Statssache  erkl&rt  und  eine  Statswissenschaft  in  sp^.> 
fischem  Sinne  geordnet  haben.  Am  entschiedensten  ist  di^^ 
Richtung  wohl  in  China  zu  Tage  getreten.  Der  Kaiser  i-a 
himmlischen  Reiches  der  Mitte  wird  auch  als  die  Centralmac!:'. 
und  höchste  Autorität  der  Wissenschaft  verehrt;  und  wie  die 
übrigen  Öffentlichen  Organe,  so  sind  auch  die  Gelehrten  un: 
Wissenden,  die  Mandarinen,  von  Stats  wegen  dassifieirt  «nc 
in  zahlreichen  Abstufungen  Aber-  und  untergeordnet  In  da 
angewiesenen  Geleisen  und  Schranken  geht  die  wissenschaft- 
liche Thfttigkeit  einen  steifen  abgemessenen  Gang,  und  Ab» 
weiehungen  gelten  als  Vergehen  wider  den  Stat.  Aber  diese 
Zwangsjacke  ist  der  Natur  der  Wissenschaft  zuwider  und  li»n 
sich  aus  dem  Rechte  des  States  ninunermehr  begründen.  Zo 
mancherlei  äuszem  Fertigkeiten  und  abgeschlüFaien  Feinheiiec 
kann  es  solche  Statswissenschaft  wohl  bringen;  die  tiefere  Er- 
fassung der  Philosophie  und  der  freie  Blick  in  die  Gesdiichu 
bleiben  ihr  verwehrt.  Der  menschliche  Geist,  welcher  n 
höherer  Erkenntnisz  der  Wahrheit  empordringen  will,  bedarf 
der  individuellen  Freiheit,  die  ihm  Schwungkraft  ver- 
leiht. Diese  ist  nicht  ein  Geschenk  noch  ein  Gebet  des  States, 
sie  ist  ihm  angeboren  als  eine  Gabe  Gottes. 

Die  Wissenschaft  ist  auch  nicht  eine  Thfttigkeit  und  Offen- 
barung des  States,  sie  ist  die  Frucht  der  Arbeiten,  welche  der 
unsterbliche  Geist  der  Individuen  von  sich  aus,  getrieben  von 
dem  Durste  nach  Wahrheit  und  im  Bewusztsein  seiner  Abstam- 
mung von  Gott,  der  Quelle  und  Erfüllung  aller  Wahriieit, 
freien  Muthes  unternimmt   Dem  State  kann  daher  auf  diesem 
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Gebiete  so  wenig  als  auf  dem  der  Religion  Herrsohaft  zu- 
kommen. Der  Stat  hat  keine  Macht  mid  kein  Beeht,  dm  In* 
halt  der  Wisfiensehaft  zn  bestimmen,  noch  die  manchMiei 
Wege,  auf  denen  der  Geist  der  Individuen  sich  der  Wahrheit 
zn  nfthem  Tersncht,  abzusperren.  Freiheit  der  indivi- 
duellen Wissenschaft  ist  somit  ein  göttliches  Grundge- 
setz, das  der  Stat  zu  achten  die  Pflicht  hat. ' 

2.  In  andern  Staten  ist  schon  oft  fär  ffie  Wissenschaft 
das  System  der  Indifferenz  des  States  behauptet  und  emjrf'ohleB 
worden.  Es  ist  auch  nicht  haltbar.  Der  modene  ^tat  ver- 
dankt der  aus  der  Gebundenheit  des  Mittelalters  herausgetre- 
teiieo  frei  gewordenen  Wissenschaft  zu  gutem  Theüe  sein 
eigenes  erhobenes  Bewusztsein  und  seine  Macht;  und  wenn 
auch  die  groszen  Massen  der  Bevölkerung  weniger  Antheil 
nehmen  an  der  wissenschaftlichen  Arbeit,  und  weniger  em- 
pfänglich sind  fdr  ihre  Erzeugnisse,  so  werden  doch  die  ge- 
bildeteren, au<^  an  der  Statddtung  näher  betheiligten  Stände 
von  den  Bewegungen  der  Wissenschaft  gehoben  und  getragen, 
und  selbst  die  Menge  wird  mittelbar  von  dem  Anstosz  der 
Wissenschaft  getrieben  und  erfährt  zahlreiche  Wirkungen  ihrer 
Thätigkeit  in  ihrem  gemeinsamen  Leben.  Wie  sollte  daher 
der  Stat,  was  für  ihn  und  dieNatiim  so  wichtig  ist,  ignoriron 
dflrfen? 

3.  Der  Stat  hat  somit  eine  dringende  Veranlassung  die  Wis- 
senschaft zu  beachten,  ihre  Fortschritte  zu  unterstatzen, 
sie  zu  pflegen.  Während  des  Mittolalten  hatke  die  Kirche 


*  flpisoxa,  FoiHik  II.  S:  »Allefl  das,  m  desBes  Amftbiii^  man 
weder  durch  Belohnungen  noch  dnroh  Drohungen  gebracht  werden  kann, 
gehört  nicht  zu  den  Beohten  des  Stats.  So  kann  Niemand  Beine  Ur- 
iieiUHhigkeit  aufgeben.  Durch  welche  Belohnungen  oder  Drohungen 
kann  denn  ein  Mensch  daau  gebracht  werden,  su  glauben,  daisdasGmnse 
licht  gfösser  sei  all  sein  TheU.''  Preasiische  Verl  |.  20:  «Die  Wis- 
MBMhAft  und  ihn  Lehre  ist  freL*"  Oesterr.  t.  ldB7.  Art  17.  Bbenso. 
Vt,  T.  Genta  an  den  König  Ton  Preusien:  ,|Yon  aUem,  was  Fesseln 
whent,  kann  nichts  sowenig  sie  ertragen,  als  der  Qedankc  des  MenscheB«'^ 
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diese  Aufgabe  flbemoniiDen.  Die  wisaenadiaflüdMii  h  Mtiltf : 
w«rde5  grftnteniheils  Ton  ihr  gestiftet  Die  minier  der  Crdk« 
wttw  es  Tonflglioh,  welche  wiaseiisahafllidie  Werke  Mufohr- 
ten  und  wisseosduiftliche  Eenniiiisse  veri»eiteteii.  Aneh  in 
Sehvle  war  ihrer  Sorge  anheimgegebeiL  Aber  wain  aadi  di; 
mittelalterliche  Kirche  sich  manche  Yerdieoste  nm  die  Wis- 
senschaft und  die  Sdinle  erworben  hat,  die  Tolle  FreOieit  m . 
Ent&ltmig  der  Wissensduift  war  doch  immöglich,  so  lange  d:- 
Kirche  das  gesammte  Gebiet  des  Wissens  nur  in  dem  be 
schränkt^  Gesiditskreise  ihrer  religiösen  und  wir  mOsse: 
hinzusetzen  ihrer  hierarchisdien  Interessen  gelten  liesz  ucl 
fikderte,  so  lange  sie  mit  Miszgnnst  jedem  Versadte  eatgagen- 
trat,  auf  andern  Bahnen  nach  Wahrheit  zu  sndien. 

Diese  Lage  der  Dinge  ist  Yorzflglich  seit  der  Beformatioc 
des  sedizehnten  Jahrhunderts  verfindert  worden.  Die  Anfinge 
der  Umgestaltung  sind  freilidi  früher  sdion  deutUdi  wshm- 
nehmen,  besimders  in  den  nicht-theologischen  Univo- 
sitftten  und  Facultftten  und  die  allgemeine  Verfodemiig  is; 
auch  in  den  katholischen  Landau  spAter  darehgedrungen ;  aber 
es  Uszt  sidi  nicht  verkennen,  dasz  von  der  Beformaiioii  ek 
mflchtiger  und  neuer  Impuls  zu  der  Geisteefreiheit  auch  is 
der  Wissenschaft  und  zu  der  staüichen  Pflege  deraelben  aiu- 
gegangeo,  die  dann  zu  einem  gemeinsamen  Gute  der  neuen 
Zeit  geworden  ist  Hatte  fifUier  die  Kirche  in  erster,  der 
Stat  hodistens  in  zweiter  und  sehr  entfernter  Linie  der 
Wissenschaft  seine  Sorge  und  Pflege  gewidmet,  so  ist  es  nun 
ein  anerkanntes  Princip,  dasz  dem  State  voraus  die  Unter- 
Stützung  und  Pflege  der  Wissenschaft  gebflhrt  Die  Kirche 
ist  in  diesen  Dingen  in  die  zweite  Linie  zurflckgetreten.*  Die 

'  YerCutimg  Ton  New-Hampibire  in  Nordanerik»:  «!■  Bxvi- 
gODg,  dMi  Ar  die  Aufreohlhaltoiig  einer  freien  Yertetsag  die  attgt- 
meine  Verlneitung  natslioher  Kenntnisse  wesenflieh  notwendig  isl,  wi 
dm  es  hiersn  kein  besseres  IDMel  gibi,  als  die  YerrielüMhaw  dar  IßM 
und  TOTtbeile  der  Ersiebnng,  ist  es   die  Pfli^kt  der  Oasetigeb>r  mi 
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irchliohe  Bevormundung  der  Wissenschaft  ist  nun  auf- 
^eb6n.  Die  statliche  Aufsiebt  über  dieselbe  ist  an 
re  Stelle  gefareten,  die  Aufeicht,  welche  sich  von  Bevormun- 
mg  ihrer  Freiheit  wie  von  thörichter  Indifferenz  gleich  sehr 
iterscheidet.  Einzelne  Statsmftnner  haben  wohl  schon  das  Be- 
irfhisz  eingesehen,  dasz  nun  der  Stat  —  auch  auszer  der  Schule 
-  sich  emstUcher  der  Wissenschaft  anzunehmen  guten  Grund 
äbe ;  ^  aber  noch  ist  es  eme  Forderung  an  die  Zukunft,  dasz  in 
lesen  Dingen  in  der  rechten  Weise  das  Bechte  geschehe. 


brigkeiten,  fortwährend  die  Wissenschaft  zu  onterstfitzen  und  tu  be- 
Srdmni,  aUe  Sohnlsnstalten  zu  itnterstlitBeii  und  ftufsamiteni,  dieFerl^ 
chritte  des  Feldb^oea,  derKüiute,  der  Wisieniohaften  sa  belohnen  und 
luäzozeichnen,  um  dem  Volke  einzuprägen  und  in  ihm  zu  bewahren  das 
allgemeine  Wohlwollen,  die  Mildthfttigkeit,  die  Industrie  und  Wirthschaft, 
lie  R«dlicihkeii  and  Gutherzigkeit,  die  AuMehligkait  und  MAlsigkeit, 
nit  einem  Worte  alle  edeln  Gesinnungen  undG^dUile/'  Jakob  Grimm, 
iber  Schule,  üniTorsität,  Akademie,  S.  7:  „Konnte  auch  im  Geleite  der 
Kirche  die  Schule  eine  Strecke  des  Wegs  zurücklegen ;  allmfthlig  began- 
len  beide  sich  zu  scheiden  und  feindselig  einander  entgegenznsetien. 
)ie  Wisseasohaft  will  nur  glauben,  waa  sie  weiss«  die  Kirche  nur  wluent 
iras  sie  glaubt/^ 

3  Der  Minister  Stein  in  einer   Denkschrift   (Leben   von  Pertz  II. 

3.  502):    „Man  darf  es   erwarten,  dasz  der  jetzige  Zustand  der  Dinge, 

1er  nur  dvroh  Gewalt  und  Dmck  erbalten  wird,  sieh  in  lieh  selbst  zev» 

Store,  und  daaa  die   edleren  und  liberaleren  Grundsätze  wieder  in  das 

Leben  treten  werden.    Die  Regenten  sind   daher  dringend  aufgefordert, 

durch  Leitung  der  Literatur  und  Erziehung  dahin  zu  wirken,  dasz  die 

öffeniliohe  Meinmig  rein  und  kräftig  erhalten  werde*  Auf  den  Deatschett 

wirkt  SohrifiBteUerei  mehr  als  auf  andere  Nationen  wegen  seiner  {«eee- 

luät  und  der   groszen  Anzahl  Ton  Menschen,   auf  die  die   öffentlichen 

Lehranstalten  einen  Einflusz  irgend  einer  Art  haben.    Die  Leselust  der 

Nation  ist  eine  Folge  ihrer  Gerntthiruhe,  ihrer  Neigung  za  einem  innem 

besonnenen  Leben  und  ihrer  Statererfassuig.    Die  Ansahl  der  Schrill*' 

steiler  ist  in  Deutschland  gröszer  als  in  irgend  einem  andern  europäischen 

Lande,  da  die   grosze  Anzahl   yon    wissenschaftlichen  Anstalten   einer 

Menge  Ton  Gelehrten  BesohäfHg^g  und   Versorgung  TersebAflI.    Auf 

diese  mäszte   man  wirken,  am  das  Reieh  der  Wahrheit  und  des  Reobti 

aufrecht  zu  erhalten,  und  denen  elenden   yerderblichen  Schriftstellern 

entgegen  zu  wirken,  die  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Dinge  als  wohl« 

ihätig  darstellen.**    Vgl.  ebenda  IL  a  164  und  428« 
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4.  Die  Pflage,  irdche  der  Stat  der  WiBseomehaA  rj 
wendet,  kam  sich  in  yergchiedeaen  Mitteln  nnd  eowolü  im  r  i 
sitiver  fördernder,  wie  in  negativer  besehrftnkendti 
Bichtung  ftuszem. 

a)  Schon  sehr  viel  kann  der  Stat  erreichen,  wenn  er  deij 
wissenschaftlichen  Verdienste  Ehre  erweist  Thm  »{ 
das,  so  ehrt  er  sich  selbst,  nnd  erhöbt  sein  ebenes  geistigH 
Ansehen.  Zugleich  belohnt  er  in  würdiger  Weise,  was  An«:^ 
kennnng  verdient,  nnd  erweckt  Dankbarkeit  nnd  Nacheifer.  IM 
preuszische  Stat  hat  in  nnserm  Jahrhundert  vonugL  i 
durch  die  Achtang ,  welche  er  der  Wissenschaft  gesollt,  ti  I 
durch  seine  Sorge  um  die  allgemeine  Schulbildung  cid  Anrec^ 
auf  die  Führung  von  Deutschland  erworben;  und  Oesterreicr 
welches  sich  deutscher  Wissenschaft  zu  lange  und  zu  ihrei 
uMd  seinem  Schaden  versdüossen  hat,  ist  desshalb  in  Ge&b 
geratben,  seine  grosse  Culturaufgabe  im  Osten  zu  vemacfalfe- 
sigen  und  sein  moralisches  Ansehen  in  Deutschland  einzobfisze: 
Der  Oeist  ist  eine  Macht,  welche  sich  dem  zuwendet,  der  ^ 
versteht  und  würdigt,  und  dem  feind  ist,  der  sie  missachtet 
und  die  Wissenschaft  ist  ebenso  ein  treuer  und  starker  Vei- 
bflndeter,  wie  ein  gefährlicher  Qegner,  dem  schwer  und  imme: 
nur  mit  groszen  Opfern  an  eigener  Kraft  gewehrt  wird. 

Natürlich  hat  der  Stat  ein  Interesse  mit  Wahl  zu  hac- 
dein.    Er  soU  nur  ehren  was  die  öffentliche  Wohlfshrt  un: 
die  Erkenntnisz  der  Wahrheit  wirklidi  f&rdert     Je  frucht- 
barer und  je  reiner  das   wissenschaftliche  Verdienst,  je  er- 
sprieszlicher  dasselbe  für  den  Stat  selbst  und  die  Nation  er- 
scheint, desto  höher  hat  der  Stat  es  zu  werthen.  Dem  Prunk« 
der  Sophistik,  der  Frivolitftt  eitler  Skeptik,  dem  GMste  des 
liederlichen  Spottes  und  niedriger  Klatschsucht  aber,  die  sieb 
aueh  regen  wo  das  Geistesleben  der  Individuen  sich  frei  ftusien 
darf,  Ermunterung  und  Beifall  zu  geben,  wtre  Thoikeit,  aiidi 
wenn  sich  dieses   Streben  in  den  glänzenden  Formen  eines 
täuschenden    Scheines  äuszert.    Vielmehr  ist  die  Versagung 
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der  Blure  von  Seite  des  States  hier  ebemo  desBea  Pflicht  und 
teresse,  wie  die  Anerkemnuig  dort. 

b)  Auch  materieller  Unterstützung  bedarf  die  Wis- 
oschaft  vielfach;  nnd  dem  State  sdemt  es,  sie  nabh  seinen 
rfiffcen  za  gewfthren,  durch  Anlegung  von  (öffentlichen 
ammlungen  und  Apparaten  zu  ihrer  freien  Benutzung, 
irch  Förderung  wissenschaftlicher  Ünterauchnngen  und  Unter- 
shmungen  auf  seine  Kosten,  indem  er  die  yerOflbntlicbUBg 
ad  Verbreitung  der  Resultate  wissenschaftlicher  Arbeit  be- 
Qnstigt,  wenn  diese  seine  Beihfilfe  nOthig  hat. 

c)  Durch  Gründung  und  Ausstattung  von  Akademien 
ann  der  Stat  besondere  Organe  schaffen  für  die  höchsten 
iwecke  des  Wissens.  Davon  wird  spftter  noch  näher  die  fiede 
ein.  Aber  anszerdem  ist  es  eine  Aufgabe  des  Cultusmi^ 
listers,  fortwährend  der  wisseBschafüichen  Thätigkett,  in 
reicher  Gtestalt  und  Richtung  sie  offenbar  wird,  seine  volle 
Lufmerksamkeit  zuzuwenden,  von  allen  irgend  erheblichen  Er- 
icheinungen  der  Art  in  dem  Lande  Kenntnisz  zu  nehmen,  den 
3ang,  die  Richtung  derselben  zu  beachten,  ihre  Beziehungen 
luf  den  Stat  und  die  Nation  zu  prüfen,  nicht  blosz  zu  farockener 
insammlung  der  Nummern  seiner  Register,  sondern  um  je 
lach  den  Umständen  und  Bedürfbissen  zu  handeln. 

d)  Die  statliche  Förderung  gebührt  nur  wissenschaftlichen 
Verdiensten,  der  statliche  Rechtsschutz  aber  auch  solchen 
vrissenschaftliohen  Arbeiten,  weldie  als  unfruchtbar  oder  irr- 
Uiümlich  erscheinen.  Wie  der  Stat  jedes  religiöse  Bekenntnisz 
der  Individuen  vor  Verfolgung  schützt,  aber  nur  der  christ- 
lichen Religion  seine  Liebe  zuwendet,  so  soll  er  auch  jede 
wissenschaftliche  Thätigkeit,  au^  wenn  dieselbe  auf  Abwege 
gerathen  ist,  in  freiem  Sinne  gegen  die  Verfolgung  der  Ze^ 
loten,  der  Angeber  und  des  Pöbels  schützen.  Auch  hier  gOt 
^  Wort:  der  Mensch  hat  ein  Recht,  was  er  als  wahr  erkennt 
zu  bekennen,  denn  er  hat  dazu  die  Pflicht. 

e)  Aber  auch  die  negative  Sorge  darf  der  Stat  nicht 
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wterlaaaBint  g^meiaschftdlicliea  Wirkungen  einer  t*i 
wilderten  und  verderblichen  Wiasenscluft  entgegen  zu  wirkfi 
Nor  in  Uaren  Fällen  freilich  wird  sich  dieselbe  sa  entec:  i 
dener  Hemmnng  etdgem  dflrfen,  nnr  wo  die  Gefiihr,  die  u 
wiseeneehafUichen  Beetrebongen  ffir  die  Sicherheit  und  W-. 
ÜAhrt  des  Statea  oder  die  öffentliche  Moni  des  VoOmb  e 
siffingt,  eine  offenbare  ist  und  nicht  schon  durah  das  Gkkj 
gewicht  einer  an  gesnnden  Kräften  rdchen  Natar  äberwnc.i 
wird;  denn  das  Leben  der  Wissenschaft  ist  von  se  geistL 
Art  und  zugleich  so  fiberaas  empfindlidi«  dasz  die  rauhe  -.  i 
nicht  durchaus  nothwendige  Berührung  der  Gewalt  ihre  ges- 
den  Triebe  leicht  mehr  verletaet,  als  sie  die  schadhaften  A» 
wudise  trifEt  Wohl  aber  hat  der  Stat  jederzeit  das  f<j 
Bechtt  wenn  er  sich  überzeugt,  dasz  die  wissenaohaftlidie  IL 
tigkeift  einzelner  Individuen  oder  Corporationen  zu  gemeiB^  i 
Schaden  Iflhrt,  dieser  alle  die  Unters titznng  zo  er* 
ziehen,  welche  er  aus  seinen  Mitteln  zur  Nahrung  und  F 
derung  der  Wissenschaft  bestimmt  hat*  Es  ist  eine  sentinir^ 
tale  Thorheit,  von  dem  State  zu  erwarten,  dasz  er  seine  Feiftii 
auf  Öffentliche  Kosten  erhalte,  damit  sie  desto  bequemer  ih: 
Qeistesarbeit  auf  Untergrabung  seiner  Ordnung  und  auf  Zr* 
Störung  des  Öffentlichen  Wohles  hinrichten. 

5.  Aehnlioh  ist  das  Yerh&ltnisz  des  States  zur  Eun.^ 
Dem  State  gebohrt  hier  wieder  kein  Begiment,  aber  die  Pflege 
der  Kunst  ist  seine  Aufgabe.    Die  Kunst  flbt  geringeren  unl 
weniger  nachhaltigan  Einflusz  auf  das   öffentliche  Leben  MXb 
als  die  Wissenschaft;  aber  ihre  Wirkung  ist  den  Sinnen  nähr: 
die  Schönheit  ihrer  Formen  bemftchtigt  sidi  lascher  der  0^ 
mflther.    Ihre  Werke  sind,  wie  sie  fttr  den  religiöeen  Cnlta* 
die  sichtbare  Blfithe  der  gehobenen  Seelenstinunung  sind,  aoo 
für  den  Stat  und  die  weltliche  Lebensgemeinschaft  eine  herrlioi:' 
;Uerde,  Ausdruck  und  Anregung  zuj^eich.    Der  Stat  selbst  so: 
auch  schön  sein  in  seiner  organischen  Gestalt  Umsomehr  be- 
darf er  der  Kunst,  die  sein  Dasein  verschönert  und  veredelt. 
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Die  religiöse  Eu&at  hat  in  frAheren  JilirhimderteD 
hren  höchsten  Triumph  gefeiert,  die  statliohe  Eniiet  — 
^inst  ▼<Hi  Griechen  und  BOmem  mit  jener  sagleieh  gepflegt 
md  verehrt  f  ist  f&r  das  moderne  Leben  noch  ün  Anfwg  der 
SntwicUnng  begrüfen.  Nnr  allm&hlig  erwM^  in  den  Staten 
iind  in  den  Kflnstlem  der  Sinn  fflr  die  Henüchkeit  der  stat- 
Liehen  Ennst. 

Das  alte  Theater  der  Athener  war  eine  religiOs-pDUtische 
Insütntion,  das  nenere  Theater  ist  fast  mir  dem  Privatgennos 
gewidmet,  und  die  Bühne  heiszt  national,  olme  es  zn  sein. 
Nur  mittelbar  nnd  nnr  gelegentlich  gibt  tfcih  dadie  politische 
Stimmnng  tamd.  An  den  groszen  Volksfesten  tritt  die  Ennst 
&8t  ganz  znrack  hinter  dem  rauschenden  Wimrar  der  nii- 
scbönen  Spiele. 

Am  leichtesten  Anerkennung  findet  die  Stiftong  von  Denk- 
mälern und  am  ehesten  wirkt  der  Sinn  fflr  grosse  Ardntektnr 
auch  auf  die  Massen.  Doch  fehlt  noch  Yiel,  bis  das  Yer- 
ständnisz  fflr  die  Nethwendigkeit  des  monumentalen  Styls  in 
den  öffentlichen  Bild-  nnd  Bauwerken  zu  einem  Oemeingnt  der 
civilisirten  Welt  geworden  ist.^ 


Neuntes  Gapitel. 

Der  Stai  und  die  Yolkssolrale. 

1.  Das  Eind  ist  yon  der  Natur  den  Eltern  und  der  Fa- 
milie anvertraut,  xleren  Glied  es  ist  Ihnen,  und  nicht  dem 
State  kommt  daher  auch  die  nächste  Sorge  der  Erziehung 
zu.    Auch  wenn  der  Stat  oder  die  Gemeinde,  wie  das  vermö- 

*  Ooethe  hat  in  den  neohgelastenen  Sofariflen  Aber  Kunst  bener- 
keniweftbe  YorsehlAge  gemacht,  die  cn  wenig  beaehtet  werde«.  J*bn, 
Yolksh.  S.  280;  „Jedes  Denkmal  ist  Beispiel  Yon  Tfaat  nnd  Lob«/* 
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gimsloBen  Wtumi  gegentlber  zur  Pilidt  wird«  geoölhigt  n 
sich  der  Frnelniiig  der  ünmündigw  gau  anwmehingn.  kisz 
er  doch  im  gflOBtigsteft  FaUe  mir  die  Ftaulienerziehng  ia^- 
bfldeii,  uid  es  wiid  immer  nodi  ein  empfiiidliclicr  Maafts 
zvrflekbleiben,  den  die  eorgtSltigabe  uid  hmnanste  üffastiicfae 
Brziehmig  du*  m  mildem,  nieht  vMlig  zn  heben  uid  so  er- 
gftnzen  vermag.  Die  Triebe  des  gemeinsamen  BhrteSt  das  in* 
diTidneUe  nnd  tief  verwaehsene  Leben  der  Familie,  die  peraCs- 
liehe  Liebe  md  Piettt  der  Eltem  und  der  IBSnder  nad  nick: 
dnrch  Statsanstatten  m  ersetsen. 

Die  Staiaerriehnng  dar  Spartaner«  wekhe   aelioQ  t«s 
siebenten  Jahre  an  die  Kinder  losrissen  von  den  Eltera,  mocfatr 
in  dem  Bedürfnisse  der  Spartaner,  ilire  stets  bedrohte  Herr- 
schaft mit  den  gröszten  Anstrengungen  und  Opffem  m  erfca&- 
fen«  eine  Entsdieidnng  inden«  aber  sie  ist  niefats  weniger  zk 
empfeUenswerth«  I  so  sehr  anch  Pia  ton  ihrem  Princq>  hnl- 
digt.    In  dem  französischen  Convente  des  Jahres  1793  wurde 
von  Michel  Lepelletierein&hnlicherVorschlag  einer  dnrch- 
greifenden  Statserziehnng  emenert,   ein  Vorscldag   von    dm 
Kobespierre   preisend  sagte:    «Der  Geist  der    Menachheit 
scheint  denselben  entworfen  zn  haben/^    In  öffentlichen   Er- 
ziehongshftnsern  sollten  alle  Knaben  von  erf&lltem   zwölften 
Altersjahre  an,  die  Hftdchen  schon  ein  Jahr  früher  anf  öfTent* 
liehe  Kosten  gleichm&szig  erzogen  und  auch  da  die  Familie 
auf  dem  Altar  des  Götzen  der  «Gleichheit*   von  Statsweg» 
geopfert  werden.    Der  Vorschlag  ist  aber  mit  dem  Convente 
gefallen. 

Ein  derartiger  üebergriff  des  States  in  das  heilige  Recht 
der  individuellen  Freiheit  und  des  FamOienlebens,  die  zu 
schätzen  seine  Pflicht  ist,  kann  nicht  aus  dem  Statsrechte  be- 

«  Dshlmann,  Politik  S.  259:  „Wir  haben  keinen  Grand,  es  4« 
Spartanera  nachmthnn;  weder  die  gleiche  Soi^e  Intlet  anf  nni,  aoek 
rfihmen  wir  vns  deiBeohtes,  dentStale  Gflter  ra  opfern,  die  nekr  wertk 
Bind,  alt  ein  Stai,  der  dieser  Opfer  bedarl*« 
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irflndet  werden,  und  wäre  ebenso  verderblich  als  widerrechir 
ich.  Nur  soweit  die  Noth  das  Einschreiten  einer  obervor- 
aundschaftlichen  Obsorge  verlangt,  weil  —  in  einseinen 
i'ällen  —  die  Familie  ihre  Sorge  nicht  erfüllen  kann,  oder 
u  erfüllen  grob  vernachlässigt,  ist  die  Obrigkeit  veraolaszt 
ind  berechtigt,  an  der  leer  gelassenen  Stelle  der  Familie  zu 
xelfen. 

2.  Für  eine  Seite  der    Erziehung  aber   flbemimmt   der 
aeuere  Staat  im  Interesse  der  Qesammtheit  die  Sorge  selbst. 
Die  Schule  im  Mittelalter  wieder   eine  Anstalt  der  Earche, 
ist  nun  zunächst  auf  ihren  verschiedenen  Stufen  zur  Stats- 
anstalt  geworden.  Die  Kirche  hat  es  nicht  verwehren  k^^nnen, 
dasz  der  Stat  durch  auBgedehntere  Sorge  in  diesem  Felde  ihr 
den  Vortritt  abgewonnen  hat.   Sie  hatte  ihre  Pflicht  allzulange 
nur  nachlässig  gefibt  oder  die  Schule  allzusehr  nur  für  kirch- 
liche Zwcecke  ausgebeutet    Dieser  Vorwurf  trifft  die  protestan- 
tischen Earchen  nicht  minder  als  die  katholische.    Die  Volks- 
schule war  gänzlich   vernachlässigt,  bis  sich  der  Stat  ihrer 
annahm,  und  die  gelehrte  S<diule  war  theologisch  beschränkt 
und  verkümmert. 

Die  Aufgabe  der  Volksschule   ist,    der  unmündigen 
Jugend  das  Masz   nationaler,   menschlicher  und  reli- 
giöser Bildung  zu  verschaffen  und  zu  siohern,  welches  nicht 
als  die  Gabe   einzelner  Familien  noch  als  ein  besonderes  Gut 
einzelner  Classen  der  Bevölkerung,  sondern  als  das  gemein- 
same Bedürfnisz  Aller  für  Alle  gewährt   werden   musz. 
Die  verwickelter  gewordenen  Verhältnisse  unserer  Cultur  machen 
es  nöthig,  dasz  alle  in  der  Landessprache  lesen,  schreiben 
Bud  im  täglichen  Verkehr  rechnen  können;  und  nicht 
blosz  nothdürftig,  sondern  bequem  und  leicht.    Es  ist  und 
bleibt  das  die  Grundlage  alles  eigentlichen  Volksunterrichtes, 
und  die  Vorbedingung  für  alle  weitere  dassenartige  und  indi- 
viduelle  Entwicklung   des  geistigen   Bildungstriebes.     Daher 
luüAu  sich  der  Stat,  beziehungsweise  die  Gemeinde,  der  Ffli^t 
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Dicht  entliehen,  die  W(ridthat  solchen  UntemclitaB  der  j- 
sMnmten  Yolksjugend  zu  gewähten  und  anch  den  Niedrig:?:' 
solcher  gemeinsamen  Yorbildnng,  die  seinen  Kriften  neue  W*. 
eröffnet,  theilhaft  werden  zu  lassen.    Der  Stai  darf  flieh  i^- 
Sorge  auch  nicht  mehr  von  der  Kirche  entwinden  liiweii ;  dtt 
offenbar  ist  die  Natar  der  bezeichneten  QrandbekennttuaBe  m  * 
kirchlich  sondern  weltlich.    Sie  sind  daher  auch,  seitdnn  > 
Stat  sich  mehr  um  die  Volksschule  bekfimmert  hat,  aUgemeii- 
ind  weit  besser  yerbreitet  worden  ala  frOh^  unter  der  r»- 
sehliesziiehen  Leitung  der  Kirche,  welche  die  mechanisdie  A> 
richtung  au  kirchlichen  Uebungen  und  Diensten  höher  gwchii 
hat  als  einen  tüchtigen  Unterricht  in  den  Elementen  der  g^ 
stigen  Bildung.    Der  Stoff'  des  Lesens   und  Schreibeiis  ar 
aber  hier  nur  dem   einfachen   Anschauungs-  und  Lebensbrei<' 
ang^ören,  welcher  wirklich  dem  Volke  gemeinsam  iflL    \^i- 
jedes  jugendliche  Herz  erfreut  und  veredelt,  was  die  Liebe  n: 
Tugend  und  zu  dem  Vaterlande  n&hrt,  was  über  die  Ersehfr 
nungen  des  täglichen  Lebens  aufklftrt  und  fthig  nacbt,  vir 
kkureii  Augen  in  die  Wirklichkeit  zu   schauen,  das  und  nicir 
unverdauliche  und  aufblähende  Bmchstflcke  der  Qelehrsamkea. 
nicht  ein  dürftiger   Abrisz   von  wissenschaftlichen    Systemr. 
der  Geographie,  Mathematik,  Physik  u.  s.  f.  werde  der  Yolks- 
jugend geboten.    Die  Volksschule  soll  allgemeine  Wahr- 
heiten verbreiten,  aber  nicht  die  wissensdiaftliche  Metho^ 
der  Untersuchung  lehren.    Wir  sind  in  Dentschland  sm 
in  der  Schweiz,  wo  das  meiste  für  die  Volkssebole  geleistet 
worden  ist,  doch  auch  durch  eine  eitle  Ueberspamrang  ihm 
Lehrgegenstände  in  die  Gefahr    genithen,  eine  VoUqiigeii 
heranzubilden,  welche  nur  ungern  und  mit  raier  Art  wunder- 
licher Scham  zu  den  Arbeiten  des  Handwerkers  oder  Fsfarik- 
arbeiters  hinzutritt  und  den  ärmlichen  und  häufig  erbännlich« 
SchrmberdieDst  der  rauheren  aber  weit  edleren  ITiitigkeit  im 
Landbauers  vorzieht.    Es  gab  wohl  eine  SMt,  in  welcher  nun 
Grund  hatte,  sich  fiber  das  Zuwenig  zu  beklagw,  ab«  ii 
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oanchen  LAodMrn  iflt  mas  nun  in  d^  Strudel  des  Ziuviel  ge- 
athen,  und  hat  statt  die  Jugend  mit  eiufiudier  gesunder  Haue- 
:ost  zu  speisen,  mit  grossen  Kosten  AbfUle  Yon  yomehmeiti 
Speisen  gekauft,  die  ihr  den  Magen  verderben.' 

Die  Schule  soll  aber  nicht  blosz  die  geistigen  Ffthigkeiten 

mtwickeln  helfen,  sie  soll  auch  das  Gkimüth   gleichzeitig  er-- 

ifärmen  und  yeredeln.    Die  Volksschule  soll  nicht  blosz  su 

rerstftndigen  Menschen  heranbilden,  sondern  aa^  das  religiöse 

Leben  wecken,  die  Saat  des  Glaubens  in  die  Herzen  der  Ein^ 

der  auaatreuen  und  zu  jeder  Tugend  stärken.  Gehört  in  jenen 

Dingen  dem  State  das  entscheidende  Wort  und  die  erste  Sorge, 

so  hat  in  diesen  die  Kirche  das  Meiste  und  Beste  zu  leisten. 

Wie  Vater  und  Mutter  die  hiasliche  Erziehung  gemeinsam 

leiten,  so  haben  Stat  und  Kirche  gemeinsam  die  Öffentliche 

Erziebnng  des  Volkes  zu  pflegen.^    Dieses  Zusammfenwirken 

beider  Mächte  entspricht  dem  Ideal  einer  guten  Erziehung.  Die 

schroffe  Trennung  und  Spaltung  der  statliehen  Einwirkung  und 

'  Der  Kardinal  Bioheliea  hei  dies»  Gefahr  zam  Torau»  mit  leb- 
haften Farben  geschildert.    Test,   polit.    I.  S.   16S:  „Ainsi   qn^an  ooips 
qai  auroit  des  yeux  en  toates  ses  parties,  seroit   monstrueux,  de  mdme 
oa  Btat    le  seroit  U,  si  tous  ses  snjets  6toient  B^arans.    Le  commerce 
des  Lettres  bannireit  absolnment  celui  de  la  marohaBdise  qui  comble  les 
Etats   de  ricbesses,   il  niineroit  rAgricultore ,   yraie  m^re  noorrice  des 
peuples    et    il   d4serteroi^   la  p6piniere  des  soldats    qui  s'^I^yent   plntöt 
dans  la  mdesse  de  l'ignorance  (?)  qne  datis  lapolitesse  dessciences;  enfin 
ü  reqipliroit  la  France  de  chioanneurg,  plus  propre»  k  rainer  les  fandfles 
particulieres  et  k  troubler  le  repos  public  qu'k  procorer  aucoii  bien  a«x 
Etats.     Si   les  Lettres    ^toient   profan^es   k   toutes    sortes    d^esprits,   on 
Terroü  plus  de  gens  oapübles  de  fbrmer  des  doates   que  de  les  r^soudre 
et  beaueoup  seroient  plas  propres  k  s*<^06er  aiuc  Terit6s   qvi'k  ies  d6- 
fendre. 

^  Bas  französische  Unterrichtsgesetz  Tom  15.  Mftrz  1850  hat  darin 
einen  Fortschritt  gemacht,  dasz  die  Alleinherrschaft  der  statliehen  Üni- 
TersitM  beseitigt  und  für  die  Oberleitung  und  Aufticht  über  das  ScbiÜ- 
wesen  ein  Zusammenwirken  statlioher  und  kirohlicher  Organe  gefolgert 
wird.  Aber  zu  einer  befriedigenden  organischen  Gestaltung  des  Ter- 
^IltniBsds  tön  l^tat  und  Eirohe  ist  es  auch  durch  dieses  Gesetz  noch 
aifiht  gekemmea^ 
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der  kirchlichen  Sorge  würde  zerrei^zen  was  zoBanunea  geMit; 
und  die  Folgen  derselben  wären  nicht  minder  sehftdlieb  ab 
es  für  die  Privaterziehong  die  Scheidung  der  Eltern  ist  Das 
laute  Verlangen  der  Emancipation  der  Volksschule  yoo  der 
Kirche  in  unsern  Tagen  ist  zwar  durch  die  frühere  Yormiuid- 
schaft  der  Kirche  gereizt  worden  und  wird  durch  die  unduld- 
same und  beschrftnkte  Bichtung  Tieler  kirchlichen  Organe  er- 
klärt und  relativ  gerechtfertigt;  aber  als  absolute  Forde- 
rung ist  sie  durchaus  verwerflich,  weil  irreligiös.  Darüber  zi 
wachen,  dasz  die  Kirche  nidit  in  zelotischem  Eifer  die  Schule 
einenge  und  drücke,  ist  wohl  Sache  des  Stats;  aber  ihm 
wohlthfttigen  Einflusz  darf  er  weder  entbehren  noch  etAm. 
Vielmehr  soll  der  Stat,  indem  er  die  Oberleitung  Um 
das  ganze  Schulwesen  sich  vorbeh&lt,  in  religiöser  Hin- 
sicht der  Kirche  eine  würdige  und  eingreifende  Wirksamkeit 
verstatten. 

Die  Volksschule  soll  vor  allen  Dingen  menschliche 
Cultur  verbreiten,  aber  damit  diese  nicht  in  leere  Abstracüan 
sich  auflöse,  soll  sie  diesz  in  nationaler  Form  und  Biditog 
thun.  Die  Jugend  soll  auch  für  den  Stat  zu  tüchtigen  Ge- 
nossen und  Bürgern  desselben  erzogen  werden.  In  dieser  Be> 
Ziehung  geschieht  nicht  genug,  und  doch  beruht  die  Gesund- 
heit des  Volkes  und  seine  politische  Kraft  vornehmlich  auf 
einem  von  Jugend  an  geweckten  Nationalgeist  In  gleicher 
Weise  wird  in  dem  christlichen  State  der  christliche  Glau- 
ben und  christliche  Tugend  als  Grundlage  der  religiteea 
Bildung  anerkannt  und  sorgfältig  gepflegt  werden  müssen,  aber 
die  Kirche  wird  diese  Pflege  nur  im  Geiste  ihrer  betonden 
Confession  üben  können.  Ob  diese  Rücksicht  zu  einer  völ- 
ligen Trennung  der  verschiedenen  Volksschulen  je  nach  der 
Confession  oder  nur  zu  einer  Ausscheidung  des  religiösen  Un- 
terrichtes in  den  nämlichen  Schulen  führe,  hängt  wohl  v^l 
den  besondern  Culturverhältnissen  der  einzelnen  Länder  und 
von  numcherlei  Gründen-  ab.     Darüber  zu  entocheidep  aber 
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>mmi  dem  State  zu,  der  in  beiden  Fällen  Aufsicht  zn  tiben 
it^  das  nicht  der  confessionelle  Gegensatz  zn  inhumaner 
ehftssigkeit  und  Feindschaft  veraftnert  nnd  gesch&rft  werde. 

Die  Zahl  der  Volksschn Hehrer  ist  in  nenerer  Zeit 
&8ch    gestiegen.     Es  ist  das  ein  gntes  Zeichen;  denn  tsber- 
9llt6  Schnlen  taugen  nicht,  nnd  soll  die  gesanunte  Volksju« 
;eBd,    wie  das  in  Deutschland  nnd  in  der  Schweiz  nun 
geschieht,  in  Frankreich,  England  und  in  den  meisten 
Ibrigen  Lftndem  allmälich  wenn  auch  nur  langsam  und  aus 
1er   Feme  angestrebt  wird,^  die  gemeinsame  niedere  Schul- 
bildung erhalten,  so  sind  zahlreiche  Schulen  und  viele  Lehrer 
Bedlirfiiisz.    Aber  mit  dem  Vorzug  hat  sich  auch  das  üebel 
öbennäszig  gesteigerter  Anforderungen  an  die  Lehrer  einge- 
schlichen und  hinwieder  dieser  an  den  Stat  und  die  Gemein- 
den.   Sie  werden  zuweilen  auf  den  Seminarien  mit  Kenntnissen 
beladen,  welche  sie  in  der  Volksschule  nicht  brauchen  können 
oder  nicht  brauchen  sollten.    Man  läszt  sie  aus  den  Brunnen 
höherer  Wissenschaft  gerade  so  viel  trinken,  dasz  viele  davon 
berauscht,  wenige  gesättigt  werden.     Dadurch  wird  ein  ge- 
lehrter Dünkel  in  ihnen  gereizt  und  zugleich  der  ungestillte 
Durst  nach  h^erem  Wissen,  das  nicht  in  die  Volksschule  ge- 
hört.   Diese  verliert  so,   worauf  AUes  ankommt,   ihre  Ein- 
fachheit und  ihre  moralische  Gesundheit  und  gerftth 
in  einen  überreizten  Zustand.    Viele  Lehrer  werden  unzufrieden 
mit  ihrer  naturgemäsz  niedem  und  beschränkten,   wenn  auch 
noch  so  nöthigen  und  ehrbaren  Benifsthätigkeit  und  der  Ge- 
gensatz zwischen  ihrer  Bildung  und  ihrer  Besoldung  wird  als 
ein   schreiendes  Miszverhältnisz  empfunden.      Zuweilen   wird 
dieses 'StandesgefQhl   zu   der  Einbildung  gesteigert,  dasz  die 
Volksschullehrer  voraus  die  Schöpfer  einer  neuen  Cultur  und 


^InPreuBzan  werden  30,000  Schnllelirer  auf  15  Millionen  Man* 
Mben,  je  einer  aMi  500  Seelen  gerechnet,  in  einseinen  Gentomen  der 
Bchweis  nocb  mehr. 
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di6  wichtigsten  Befiormatoren  der  Gesellsdiaft  seiea.* 
nicht  zu  Uugnen,  dasz  in  manche  Staten  die  V oUsadraBefanr 
ein  wichtiges  Elem^  der  Bewegung,  zuweilen  der  Bewofartir« 
geworden  sind.  Aber  alle  üebertreibungen  und  AuASchreitmg« 
Einzelner  oder  Mancher  fallen  doch  weniger  ins  Grewiebt.  al? 
der  unbestreitbare  Segen,  den  die  besser  gewordene  Y olkssdiul'e 
über  die  geistige  und  leibliche  Wohlfahrt  der  untam  Yolki- 
dassen  bereits  verbreitet  hat,  und  nichts  wftre  yerkehrter  ab 
den  frühem  geistlichen  Druck  auf  die  Schule  wieder  herz^ 
stellen,  und  dieselbe  in  die  glücklich  überstandoien  Znst&Bdi 
der  letzten  Jahrhunderte  zurück  zu  drängen.  Jede  neue  Bnt- 
Wicklung,  besonders  wenn  sie  krftftig  und  gesund  ist,  seUant 
auch  in  tollen  und  unfruchtbaren  Trieben  ans.  Manche  üeb&* 
treibung  ist  bereits  durch  die  natürliche  Beactioii  der  Ver- 
hältnisse corrigirt  worden.  Dem  State  aber  wird  das  Recht, 
ausschweifenden  Ansprüchen  entgegen  zu  treten,  um  so  we- 
niger beanstandet,  je  wohlwollender  er  auch  die  gerechten  Be- 
gehren dieser  Glasse  anerkennt  und  dieselben  zu  befriedigei 
sich  bemüht. 

4.  Der  sogenannte  Schulzwang,  oder  besser  ausgedrückt 
die  Schulpflicht,   d.  h.   die  N6thigung  der*  Eltern,    ihre 


^  Jakob  Grimm  &.  a.  0.:  „Da  ihnen,  sagen  sie,  das  edebte,  kost- 
barste Gut  aller  Menschen,  die  Kinder  nnd  deren  geistige  EntfUlnir 
enq^ohlen  sei,  könne  man  sie  nicht  gering  wie  Handwerker  seilen,  die 
nur  dem  leiblichen  Wohl  fröhnen,  yielmehr  Amt  nnd  Beruf  müssen  ihnce 
die  Ansprüche  wahrer  Statsdiener   auf  anständiges   Auskommen,  genS- 
gende   Yersorgung  im   Alter  nnd  Wittwengehalte   sichern.    Hier  aber 
wird  offenbar  der  Wertii  dessen,  dem  man  einen  Dienst  lebtet,  mit  desi 
Worthe  des  Dienstes  selbst  yerwechselt;  es  ist  nickt  absosehen,  #warvB 
wir  Milch  und  Brod  für  die  Kinder  theurer  einkaufen  soUen,  ab  sie  jeden 
Alter  gelten,  oder  so  thener  wie  andere  schwere  Speisen.   Die  Flfiigkeit 
die  wir  Tom  SchuUehrer  fordern,  nnd  die  er  uns  aufwendet,  scheiBt  mir 
an  sich  unter  der  eines  ausgeseichneten  sinnreichen   Handwerken  n 
stöben,  der  in  seiner  Art  das  HSchste  herrorbringt,  wihrend  derLehrsr 
elii  ftoi  jedem  zngSngKches  Ißttelgnt  darreicht,  und  sein  ITklent  leicht 
überboten  werden  kann.^^ 
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Onder  zur  Schule  gehen  zu  lassen,  rechtfertigt  sich  hier  aus 
lern  Interesse  des  States,  dasz  die  gesammt«  Jugend  die  ge* 
neinsame  menschlich-nationale  und  religiöse  Bildung  erhalte, 
welche  sie  zu  verständigen  und  guten  Statsbdrgem  befiUiige 
reicht  daher  auch  nur  so  weit.  Wenn  Eltern  in  der  Familie 
3chon  hinreichend  dafür  durch  Privatlehrer  sorgen,  so  hört 
jener  Zwang  auf,  denn  es  fehlt  ihm  am  Grund.  Wenn  aber 
Eltern  ihre  Kinder  in  dieser  Beziehung  verwahrlosen,  und 
ihnen  nicht  einmal  die  allgemeine  Volksbildung  vergönnen, 
dann  hat  der  Stat  wohl  Veranlassung,  das  Becht  der  Kinder 
auf  dieselbe  zu  schützen,  und  sie  zum  Besuch  der  Volksschule 
anzuhalten.^  Die  allgemeine  Schulpflicht  steht  mit 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  und  der  allgemeinen  Volksfreiheit, 
welche  die  Bildung  voraussetzt,  in  einem  sittlichen  Zusam- 
menhang. 

Unentgeltlichkeit  der  Volksschule,  in  neuerer  Zeit 
zuweilen  als  Statsprincip ^  behauptet,  ist  durchaus  nicht  eine 
nothwendige  Pflicht  des  States,  und  für  die  Volksschule  selber 
eher  ein  Schaden.    Der  natürliche  Grundsatz  ist  im  Gegen- 


*  PreuBziBcheTerf.  §.21:  „Eltern  und  deren  Stellvertreter  dürfen 
ihre  Kinder  oder  Pflegebefohlenen    nicht   ohne   den  TTnterrioht  lassen, 
welcher  fftr  die  öffentlichen  TolksBohulen   yorgeschrieben   ist."    Zuerst 
ist  der  Grandsatz  des  Schalzwanges  wohl  in  Nordamerika  anerkannt  wor- 
den.   Das  Gesetz  von  Connecticut  von  1650  verpflichtet   die  Eltern, 
ihre  Kinder  zur  Schule  zu   schicken,    Yemachlftssigong   dieser  Pflicht 
wird  gebflszt,  und  wenn  die  Eltern  in  derselben  verharren,  so  greift  die 
Oberrormundschaft  an  jener  Statt  ein.     Tgl.  Toqueville's  Amerika  I. 
S.  68.    Noch   Alter  ist  das  Statut  ffir  Massaohusets  von  1648.    Tgl.  La- 
bonlaye,  bist,  des  Golonies  Am^riq.  I.  277  und  die  Rede  vonPrSsident 
Webster,    fibenda^  S.  285.    In  Bn^and  wird  dieses  Recht  des  States 
nicht  anerkannt.    Auch  Guizot  (vgl.  H^moires  III.  61)  sprach  sich  als 
frADz5si9cher  Cultusminister  dagegen  aus.    In  Deutschland  und   der 
Schweiz  besteht  die  Schulpflicht  und  ist  eine  Hauptursache  der  allge- 
meinen Volksbildung. 

*  Z.  B.  in  den  Grundrechten,  welche  die  deutsche  Nationalversamm- 
Inog  zn  Frankfurt  prodamirt  hat,  und  in  der  preus zischen  Yerf. 
§.25. 
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theil  der,  dasz  yonms  die  Eltern  die  Eoeten  der  Eniehuig 
ihrer  Kinder  zu  tragen  haben.  Dann  erst  folgt  die  Gemeinde 
und  der  Stat,  die  anch  ein  wesentliches  Interesse  an  der 
Schulbildung  haben,  nnd  daher  wohl  die  Kosten  der  Sefaol- 
h&nser  und  ihres  Bedarfs,  sowie  selbst  einen  Theil  der  Besol- 
dung der  Lehrer  auf  sich  nehmen,  und  so  die  Lasten  der 
Eltern  vermindern  mögen.  Aber  es  liegt  im  Interesse  der 
Schule  selbst,  dasz  für  die  Kinder  auch  Schulgelder  Ton  des 
Eltern  bezahlt  werden,  nicht  allein  damit  jener  erste  Grund- 
satz nicht  in  Vergessenheit  konune,  sondern  weil  durch  die 
Leistung  das  Interesse  der  Eltern  an  der  Schule  lebendig  er- 
halten und  gesteigert  wird;  denn  es  ist  der  Mehrzahl  ier 
Menschen  eigen,  dasz  sie  viel  mehr  werthen  und  sorgfUtiger 
behandeln,  wofflr  sie  unmittelbar  beisteuern,  als  was  Uam 
unentgeltlich  geboten  wird.  Für  Eltern,  denen  die  Last  aU- 
zuzchwer  wird,  kann  der  Stat  oder  die  Gemeinde  hfllfreich  eis- 
treten, und  statt  ihrer  das  Schulgeld  bezahlen;  aber  Eltern, 
welche  die  ihnen  obliegende  Pflicht  zu  erfüllen  im  Stande  sind, 
derselben  zu  entladen,  ist  weder  recht  noch  gut 

Oeffentliche  Privatschulen  hat  der  Stat  eherein 
Interesse  zu  begünstigen^  als  zu  verhindern,  denn  sie  nehmen 
ihm  einen  Theil  seiner  Sorgen  und  Lasten  ab.  Aber  er  darf 
nicht  versäumen,  strenge  Aufsicht  über  dieselben  zu  fiben,  mid 
zu  wachen,  dasz  nicht  ein  feindlicher  Geist  zum  Verderba 
der  Jugend  und  zum  Schaden  auch  der  Gemeinschaft  in  sol- 
chen Schulen  sich  einniste  und  um  sich  greife.  Wird  er  ds 
gewahr,  so  soll  er  mit  scharfem  Messer  den  Ansatz  des  Böen 
herausschneiden,  bevor  es  wuchernd  um  sich  gegriffen.  Ton 
diesem  feindseligen  Geiste  sind  vorzüglich  die  Jesnitensehv- 
len  erfüllt  und  daher  um  so  weniger  zu  dulden,  als  in  des- 

*  PrensziBohe  Yerf.  $.  22:  „Unterricht  ra  ertbeflen  uad  Üalcr- 
riehtaanatalten  zu  gründen  steht  Jedem  frei,  wenn  er  seine  nttlick«. 
wissenschaftliche  nnd  technische  BeflÜiignng  den  betreffenden  8latibe> 
börden  nachgewiesen  haf 
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vn   flberdem  die  bewnszte  YcNrenthaltimg  der  Wahrheit  und 
'^    Ausbeutung  der  kindlichen   Schwäche  eine  grosze  Bolle 
fielen. 

5.  Auf  der  untern  Stufe  der  Volksschule  hat  die  Freiheit 
der  Wissenschaft  noch  wenig  Sinn.    Die  erste   Volksbildung 
ist    ein   gemeinsames  und  gleichartiges  Bedürfnisz,  und   die 
Autorität  der  Lehrer  steht  noch  hoch   über  der  Beurthei- 
lungsf&higkeit  der  Schüler;  um  so  mehr  wird  jene  hinwieder 
zusammengehalten  und  geleitet  von  der  hohem  Autorität  des 
Stats.     Daher   sind  hier    vorgeschriebene   Lehrmittel, 
nicht  individuell  gewählte,  und  selbst  eine  bestimmte  gemeine 
Methode  des  Unterrichtes,  nicht  beliebige  Lehrmanier  ange- 
messen.   Autorität,  feste  Begel,   Tradition   der   Behandlung 
haben  und  verdienen  hier  das  Uebergewicht. 


^  Zehntes  Capitel. 

Die  Beruf B-,  teohnischen  und  gelehrten  Schalen. 

1.  Nur  die  Volksschule  ist  allgemein,  die  gesammte  Ju- 
gend umfassend,  gleichmäszig  unterrichtend.  Höher  hinauf 
scheiden  sich  die  Richtungen  nach  Berufsweisen  und  nach 
den  Interessen  höherer  Geistesbildung.  Die  einzelnen 
Schulen  sind  für  die  Bedürfnisse  einzelner  Classen  nur 
bestimmt.  Es  hört  daher  nun  die  Schulpflicht  auf.  Der  Stat 
konnte  fordern,  dasz  Alle  menschlich-national  gebildet  werden; 
die  besondere  Berufsbildung  ist  in  vielen  Fällen  auch  ohne 
Schule  erreichbar,  und  gehört  in  den  freien  Bereich  der  Fa- 
milienerziehung. Nur  wo  der  Stat  Aemter  und  Stellen  zu 
vergeben  hat,  für  welche  besondere  und  erhöhte  Berufs*  oder 
wissenschaftliche  Kenntnisse  unentbehrlich  sind,  oder  wo  die 
Ausübung  eines  bloszen  Privatberufes  aus  polizeilichen  Granden 
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auf  Personen  beeohrftnkt  werden  musz,  welche  die  erltord«lkk» 
Art  Bildung  besitzen,  mag  der  Stat  wohl  deo  Ausrwcü  m- 
langen  über  eine  bestimmte  Schulbildung,  und  die  ansschliesspc, 
welche  die  öffentlichen  ffir  diese  Fächer  bestimmten  Sdiule 
nicht  besucht  haben.  Auch  da  sind  aber  noch 
nahmen  zu  verstatten,  in  denen  die  nMhige  Fähigkeit 
dem  Wegen  erworben  worden;  denn  mehr  auf  die  Ffthigkert 
als  auf  den  Weg  zu  ihrer  Erlangung  kommt  es  an. 

2.  Die  obem  und  mittlem  Schulen  zerfallen  in  «irt 
Hauptclassen : 

a)  Besondere  Berufsschulen,  wie  voreagli<A  ds^ 
landwirthschaftlichen  zur  Ausbildung  von  Landwirtba. 
nnd  Gewerbeschulen  zur  Ausbildung  von  Handwerkern.  Sh 
gehören  vorzugsweise  dem  vierten  Stande  an,  und  sind  Ar 
Andere  nur  Durchgangsstufen.  Ein  groszer  Theil  aber  d^ 
vierten  Standes  bedarf  ihrer  nicht,  ihm  genfigt  die  Volksschule 
und  die  Fortbildung,  die  das  Leben  selber  gewährt. 

b)  Höhere  technische  Schulen,  für  diejenigen Clasi>eB 
der  Bevölkerung  bestimmt,  welche  zwar  nicht  nothwendfg  einer 
gelehrten  Bildung  bedürfen,  wohl  aber  in  denjenigen  Wissas- 
Schäften  tiefer  eingeweiht  werden  müssen,  welche  den  Geiit 
zu  höherer  Industrie,  Technik,  Kunst  befähigen.  Diese  Stolen 
dienen  vorzüglich  dem  dritten  Stande,  den  Architekten,  Inge- 
nieuren, Fabrikanten,  Künstlern. 

c)  Gelehrte  Schulen,  theils  als  Vorbereitung  fftr  die 
Universität,  theils  für  die  Jugend  bestimmt,  welche,  ohne  sich 
einem  gelehrten  Bemfe  zu  widmen,  doch  den  Adel  classischer 
Bildung  erwerben  will, 

3.  Die  Berufsschulen  im  engem  Sinn  unterscheiden 
sich  von  den  hohem  technischen  und  den  gelehrten  Sdiulen 
Tomehmlich  dadurch,  dasz  der  Unterricht  in  jenen  nidit  m 
das  Heiligthum  der  Wissenschaft  eingeht,  sondem  sieh  in 
Ü^n  TorhaDen  derselben  bewegt,  und  fortwährend  die  prac- 
tlsehe  Nutzbarkeit  voraus  beachtet.    Der  Bfnfiudiheit  des 
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nterrichts  bedürfen  sie  wie  die  Volksschule,  als  deren  höhere 
Itithe  sie  oft  behandelt  werden;  die  besondere  Richtung  anf 
ne    beetimmte  Bemisgattüng ,    Landwirthschaft ,   Handwerke 
.  dgl.  hebt  sie  über  diese  hinauf.   Der  Unterricht  in  fremden 
prachen  ist  nur  tat  solche  ndthig,  welche  diese  Schulen  als' 
Tebergangsstufen   zu   höhern   technischen   benutzen;    fttr  die 
fasse  der  Sohfller  dagegen  ist  der  Unterricht  in  der  Volks* 
prache,  in  der  Mathematik  und  den  Naturwissenschaften,  so- 
ireit  diese  eine  nahe  und  leicht  verständliche  Anwendung  auf 
ene  Berufskreise  schon  gefunden  haben,  genügend,  und  so  weit 
lenn  auch  im  Interesse   guter  Ordnung  und   gleichmüsziger 
Portbildung  für  alle  Schüler  vorzuschreiben.    Strenge  Schul- 
disciplin  ist  in  diesem  Kreise  unentbehrlich,  die  Lemf^eiheit 
ausnahmsweise  zul&ssig,  die  Lehrfreiheit  noch  wesentlich  durch 
die  vorgeschriebenen  Lehrmittel  und  das  vorgeschriebene  Lehr- 
ziel beschränkt.    Diese  Schulen  ersetzen  theilweise  den  Unter- 
richt, den  der  angehende  Landwirth  auf  dem  Gute  oder  der 
Lehrling  in  der  Werkstätte  seines  Meisters  findet,  theilweise 
befähigen  sie  um  der  gröszem  Wissenschafklichkeit  der  öffent-^ 
liehen  Schulen  willen  zu  hohem  selbständigen  Fortschritten  im 
practisehen  Leben.    Der  Stat  kann  durch  Gründung  und  freie 
Eröfhung  solcher  Schulen  sehr  wohlthätig   einwirken  auf  die 
Cultur-  und  Berufistüchtigkeit  zahlreicher  Volksclassen. 

4.  Eine  höhere  wissenschaftliche  oder  künstlerische  Be- 
deutung haben  die  höhern  technischen  Schulen,  wie 
vorzüglich  die  Bealgymnasien,  die  polytechnischen 
Schulen  und  die  Künstlerakademien. 

Die  erstem  fahren  die  Zöglinge  tiefer  ein  in  diejenigen 
Wissenschaften,  welche  vorzüglich  auf  das  pr^ctische  Leben 
der  Techniker  und  der  hohem  Industriellen  Einflusz  haben. 
Mathematik,  Geometrie  und  Physik  und  ihre  Anwen- 
dungen anf  Mechanik  und  Chemie  sind  hier  das  Gentmm  der 
theoretischen  Ausbildung,  die  Kunstgeschichte  die  Grund- 
lage der  künstlerischen  Bildung  und  die  Kunst  zu  zeichnen 
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eine  Hanptfertigkeitf  die  hier  geübt  werden  musL, 
die  modernen,  nidit  die  antiken  Sprachen  zn  cnltivireii.  W«^h! 
darf  man  anch  hier  die  practischen  Zwecke  des  ünfeenidki? 
nicht  ans  den  Augen  lassen,  aber  die  Wissenschaftoi 
doch  in  ihrem  ganzen  Umfang  und  Znsammenhang,  aomit 
in  den  Beziehungen  gelehrt  werden,  deren  praetische 
barkeit  nicht,  oder  nicht  unmittelbar  und  nicht  jetzt 
wahrzunehmen  ist.  Die  wissenschaftliche  Durchbfldnn^r  Atr 
Zöglinge,  welche  ihren  Geist  fähig  macht,  sich  in  den  ma»- 
dierlei  hohem  technischen  Berufskreisen  mit  freier  Sicherher 
zu  bewegen,  nicht  die  Zurichtung  für  einen  beschrftnktai  Bercf 
ist  hier  die  Aufgabe.  Erst  im  späteren  Leben  scheidoi  siel 
die  besonderen  Wege. 

Diese  Anstalten  haben  in  den  obern  Classen  eine  gswis»» 
Verwandtschaft  mit  den  Universitäten.    Die  herangewachaeDeB 
Zöglinge  können  in  dem  Yerhältnisz  ihres  erstarkten  Tri^a 
zum  Selbststudium  wohl  von  manchen  Banden,  welche  die  m^ 
tem  Schüler   noch   enger  an  die  Autorität  und  an  die  Zucht 
des  Lehrers  binden,  losgeknüpft,  und  ihnen  akademische  Frei* 
heit  verstattet  werden.    Nur  darf  solche  Freiheit  njdit  Aber 
den  natürlichen  Zweck  der   Schule    hinaus   gewährt  werden. 
Insbesondere  erfordert  es  die  Natur  des   mathematisöheD  Tih 
terrichts,  dasz  eine  bestimmte  Folge  auch  der  LehrfiLcher  be- 
achtet werde.    Anch  wird  noch  weit  hinauf  ein  wechselseitiger 
Verkehr  des  unterrichtenden  Lehrers  mit  dem  lernenden  Schüler 
wohlthätiger  wirken,  als  eine  Beschränkung  des  Unterrichts 
auf  blosze  Vorträge  ohne  Prüfung,  ob  die  Schüler  diesen  wirk- 
lich  folgen.    Je    mehr   wissenschaftlichen  Oehalt  die   Lehre 
hat,  desto  mehr    individuelle  Freiheit  in   ihr^   Behaadbug 
ist  auch  für  den  Lehrer  Bedürfnisz ;  daher  denn  auch  hier  die 
Lehrmittel  nicht  mehr  vorgeschrieben,  noch  die  Methode  der 
Lehre  von  oben  her  anbefohlen  werden  darf,  wie  in  den  untere 
Schulen. 

Eine  ähnliche  Stellung  haben  die  KünstlerakademiaiL  Die 
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Wissenschaft  aber  tritt  hier  in  die  zweite  Linie  zurflck,  die 
ninstlerische  Uebung  in  die  erste  ein.  Diese  Akademien  k6nnen 
logar,  wie  die  ^cole  des  beaux  arts  in  Paris  zur  Ausbildung 
Erwachsener  dienen,  welche  die  polytechnische  Schale  zurflck 
gelegt  haben. 

5.  Die  Grundlage  der  gelehrten  Schulen  ist  die  das- 
sische  Bildung,  der  Unterricht  in  der  lateinischen,  dann 
auch  in  der  griechischen  Sprache  und  die  Geschichte. 
Die  höhere  wissenschai'tliche  Erziehung  musz  den  Schüler  ein- 
weihen in  die  Grundlagen  unserer  Cultur,   erfüllen  mit  dem 
frischen  und  schönen  Geiste  der  Vorzeit,"^  in  welcher  die  Mensch- 
heit gleichsam  ihre   Jugendblflthe   entMtet   hat.    Sie   musz 
dieselbe  hindurch   geleiten  durch  die  reichen  Erfahrungen  der 
früheren  Jahrhunderte,  nicht  um  in  diesen  gefangen  zu  bleiben, 
sondern  um  der  Stufe,  auf  welcher  nun  die  Menschheit  steht, 
bewuszt  zu  werden,  und  auf  ihr  mit   erweitertem  und  freiem 
Blicke  ?orw&rt8  zu  schreiten.    An  der  Hand  der  Griechen  und 
der  Bömer  sind  die  neueren  Völker  in  geistigen  Dingen  ähn- 
lich wie  durch  das  Christenthum  in  religiöser  Beziehung  er- 
zogen worden,   und  diese  welthistorische  Erfahrung  soll  sidi 
ui  dem  Leben  der  einzelnen  höber  gebildeten  Individuen  wie- 
derholen.   Wer  einen  andern  Weg  geht,  kann  wohl  manches 
Ziel  erreichen,  es  wird  aber  in  seiner  Bildung  immer  eine 
leere  Stelle  sein,  die  von  den  ausgezeichnetsten  Männern  als 
m  erheblicher  Mangel  schmerzlich  empfunden  wird.    Li  den 
dassischen  Studien  ist  ein  gewisser  Duft,  ein  Glanz,  ein  Add, 
die  zo  voller  und   schöner  Entfaltung  des   wissenschaftlichen 
Geistes  unentbehrlich  sind.    Sie  spannen  und  üben  die  Kräfte 
des  jugendlichen  Geistes  aufs  höchste  und  doch  dem  Alter  ge- 
mfisz,  wecken  seinen  Sinn  für  Schönes,  Groszes  und  Edles  und 
stärken  seine  Schwungkraft. 

Allerdings  waren  die  gelehrten  Schulen  früher  zu  ein- 
seitig auf  den  Unterricht  in  den  classischen  Sprachen  begrenzt 
und  eine  pedantische  Methode,  welche  den  Schülern  häufig  den 


fGenuBz  dar  berrlicfaen  Schtee  das  Altortbmiis  sogar  mtteidet 
bat»  statt  ihn  zu  eröffiaen,  hatte  zuweilen  den  Werth  denelben 
in  eine  todte  Gelehrsamkeit  umgesetzt,  die  für  die  Fortschritte 
and  Bedflrfnisse  unsers  Lebens  den  offnen  Sinn  verlor.  Es 
iat  daher  ein  Vorzug  neuerer  Einrichtungen,  wenn  der  Unier- 
rieht  in  dm  olassischen  Sprachen  erg&nzt  wird  durch  gründ- 
lieberes  Yerst&ndnifiz  der  einheimischen  Volkssprache  nnd  Li- 
teratur, zuweilen  sogar  durdb  die  Beigabe  fremder  neuerer 
Sprachen,  und  wenn  auch  den  übrigen  fenoeU  bildanden  Fä- 
.  ehern  der  Mathematik  und  Physik  und  wie  der  ahes»  so  aiidi 
der  mittlem  und  neuwn  Geschichte  ein  weiterer  Spioliw 
eröffnet  t  und  so  der  Geist  nach  allen  Bichtungen  hin  geübt 
.wird.  Auch  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Ghristea- 
thnma  und  seiner  Geschichte  darf  nicht  fehlen,  damit  die 
ganze  gelehrte  Bildung  in  sich  harmonisch  sei*  Aber  in  nea- 
.^rer  Zeit  ist  man  zuweilen  hinwieder  in  den  Fehler  einer 
Ueberladnng  mit  Bildungsstoff  verfallen,  an  dem  der  jugend- 
liche Geist  überreizt  und  übersättigt  wird.  E<ftrperliehe 
Schwäche  und  geistige  Zerstreutheit  nnd  Schlaffheit  sind  leid^ 
.nicht  seltene  Folgen  eines  solchen  unmftszig  gesteigertea  Vie- 
larleis. 

Pem  Alter  der  Schüler  nnd  ihrer  Büdonffsstufe  geaiiaz 
:,darf  der  Unterricht  nicht  als  freier  Vortrag  abgelöst  werden 
von  stftter  Uebung  der  Schüler,  ujiter  fortgesetzter  AnüBieht 
und  Antrieb  der  Lehrer.  Die  Schukueht  soll  zwar  das  Ehr- 
geftthl  schonen  und  wecken,  darf  aber  keineswegs  loeker  und 
.schwach  werden.  Die  Lehrf Acher  sind  noch  genaa  bestimmt 
ipiid  der  regehnfiszige  Besuch  wenigstens  der  Gmndfiteher  — 
wozu  voraus  deir  charakteristische  Unterricht  in  der  latfliniflfhen 
9j^rache,  wenn  Ausnahmen  verstatt^t  werden  auch  in  der  grie* 
chischen,  und  der  Geschichte  gehört  —  ist  verbindlich  gt- 
macht,  nicht  in  die  Wahl  der  Schüler  gelegt,  üb  ist  eifl 
Schaden  für  Lehrer  und  Schüler,  wenn  sie  die  Art  und  Frei- 
heit der  Universitäten  schon  in  die  Gymnasien   veryflaueo 


allen.  Der  ganie  Zweck  dieser,  die  jngeidlichM  Kiifte  in 
rtgesetatem  Singen  zn  übw  und  msUrkeD,  wiid  daidiircfa 
yrfehlt,  und  der  GenosE  unreifer  Früchte  lisct  eine  knak» 
»elenstimmung  zurück «  die  epftter  anch  reife  Früchte  nickt 
tehr  zu  pflücken  gelüstet  und  zn  genieszen  nicht  die  Kraft  hat. 


Eilftes  Gapitel. 

Die  ünivergitSten. 

1.  Die  Universitäten,  znerst  in  Italien  nnd  anfangs 
nur  mit  Rücksicht  anf  einzelne  Wissenschaften  entstanden,  sind 
n  neuerer  Zeit  nnd  vorzüglich  in  Deutschland  zn  orga- 
nischen, die  gesammte  höhere  wissenschaftliche 
Bildung  umfassenden  und  zu  voller  Beife  entwickelnden  An- 
stalten, ans  bloszen  Universitäten  im  juristisch -corporativen 
Sinne  des  Wortes  zu  Universitäten  der  Wissenschaften  ge- 
worden. 

Nur   erwachsene  Jünglinge,   deren  Geisteskräfte  in  den 

gelehrten  Schulen  geübt  uud  entfaltet  worden,  sind  f&hig  in 

den  Geist  der  Wissenschaft  völlig  einzudringen,  daher  nur  sie 

anf  Universitäten  zuzulassen.    Nur  wer  die  Schule  hinter  sich 

gelassen   hat,  vermag  ein  Student  zu  werden.    Daher  sind 

Prüfungen,  welche  Unberufene  zurückweisen,  ebenso  nöthig 

ftls  der  Würde  der  Anstalt  angemessen.    Es  mag  wohl  unbe* 

denklich  einzelnen  Erwachsenen  auch  ohne  Maturitätsprüfung 

gestattet  werden,  einzelne  Collegien  anzuhören  und  an   den 

Früchten,  die  die  Universität  den  nach  Wissenschaft  Hungern«- 

den  reichlich  bietet,  sich  zu  erlaben.    Aber  Studenten  sind  sie 

deszhalb  nicht.    Diese  sollen  nicht  blosz  fähig  sein,  Einzelnes 

2u  genieezen,  sondern  Theil  zu  nehmen  an  dem  systematisch 

^d  organisch  geordneten  wissenschaftlichen  GhesMnmtleben  der 
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üniyersitfti*  Freie  Hochsehnlen,  wie  das  CoUega  4e 
Franoe  in  Paris,  haben- als  allgemeine  wisaenschaftliefae  An- 
stalten fOr  Erwachsene  überhaupt,  einen  eigenthümlichen  Wetth 
und  wohl  eine  2anehmende  Bedeutung;  aber  sie  sind  y<Hi  den 
Universitäten,  die  zugleich  Anstalten  für  die  wissenscbaftlicha 
Berufsclassen  sind,  wesentlich  verschieden. 

2.  Die  Universität  bedarf  der  wissenschaftlichen 
Selbständigkeit,  denn  die  höhere  Wissenschaft  erschlieszt 
sich  nur  voller  Geistesfreiheit.  Dafflr  ist  die  corporative 
Selbständigkeit  derselben  eine  vortreffliche  Unterlage. 
Aber  hier  begegnen  wir  nun  einem  wichtigen  Gegensätze  zwi- 
schen dem  Mittelalter  und  der  neuern  Zeit  Jenes  liebte  m^ 
.schützte  die  corporative  Selbständigkeit  so  sehr,  dasz  dieselbe 
bis  zu  voller  Unabhängigkeit  und  einer  Art  von  SouveräncKSL 
gesteigert  wurde.  Das  aber  widerspricht  dem  modernen  State. 


^  /akoh  Grimm  hat  a.  a.0.  S.  26  eine  entgegeBg«e«etsta 
auigoftproohen :  „Wie  Kirche  und  Schauspiel  dem  Eintretendea 
gehalten  sind,  sollte  jedem  Jüngling  das  Thor  der  (JnlTersitit  anfgcchaa 
und  ihm  selbst  fiberlassen  sein,  allen  Kachtheil  sa  empfinden  nnd  la 
tragen,  wenn  er  unausgerfistet  in  diese  Hallen  getreten  ist;  den  dn 
Befähigung  der  Menschen  hat  ihre  eigenen,  stillen  Ginge  nnd  tkvt  n»- 
erwartet  Sprfinge ;  wie  soUten  aUe  gleichen  Schritt  halten,  den  der  Prü- 
fung zw&ngendes  Hasz  fordert?'*  Aber  die  Universitit  ist  keine  Kirch«, 
die  für  das  Volk  —  noch  ein  Schauspiel,  das  fttr  das  PnbliksB  be- 
stimmt ist^  sondern  eine  wiasensohaHUohe  Anetalt  l&r  die  JAager  der 
Wissensohait  Der  Trost,  dasz  Unyorbereitete  durch  den  eigenen  Sehadea 
klug  werden,  ist  ebenso  trügerisch  als  frirol.  Mehr  als  eine  üniTeriitit 
empfindet  es  ftnsierst  schmerzlich,  dasz  eine  grosie  Zahl  Ton  Stndenfeea 
nicht  hinreichend  Torgehildet  ist  Diese  trige  Masse  meiit  ndt  bieieiMm 
Gewichte  den  wissenscbaitlichen  Vortrag  hernieder  und  drilekt  d«i  Gei^ 
der  Studentenschaft  herab.  Es  sollen  keine  Überspannten  Fordemmgea 
an  die  Eintretenden  gemacht  werden;  aber  je  strenger  die  PrOfitng  anf 
die  Kennseiohen  wisseneohaftlioher  Üebung  aehtet  nnd  nur  die  wltiBufc 
Ar  einen  wissenschaftlichen  Lebensberuf  Tauglichen  raiasst,  deelo  w«U- 
thfttiger  wird  sie  für  die  Indiriduen  wirken,  die  noch  hei  Zeiten  aaf 
einen  f&r  sie  passenderen  Beruf  hingewiesen  werden,  für  die  Anstalt, 
deren  Ehre  und  wissensohaillieher  Geist  gehoben  wird,  nnd  Ar  dM 
Stat,  den  die  Bitterkeit  einet  unreifen  Univertiatswesens  sehr  baUstifL 


n* 
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.  ii<  her  Organismus  Unterordnung  aller  öffentlichen 
M  n  verlangt  und  der  eine  bedeutsame  Aufsicht  und 
a.ioli  über  die  höchsten  Bildungsanstalten  anspricht. 
11  englischen  üniversitftten  hat  sich  auch  in  dieser 
.«'hung  noch  länger  mittelalterliche  Freiheit  erhalten,  aber 
/bst  da  läszt  der  Oeist  unserer  Zeit  an  den  Stat  die  Mah- 
ung  ergehen,  dasz  er  die  ihm  gebührenden  Hoheitsrechte  übe. 
kuf  dem  Continent  ist  schon  seit  langem  das  neuere  Princip 
[er  Statscuratel  practisch  geworden.  Die  Vormundschaft 
1er  Kirche  hat  dem  State  ebenso  überall  weichen  müssen, 
ind  nur  mit  Bezug  auf  die  theologischen  Facultäten,  deren 
Bedeutung  für  die  Ausbildung  der  Geistlichkeit  die  Kirche 
iahe  angeht,  wird  jener  zuweilen  eine  gewisse  Mitwirkung 
and  theilweise  Mitaufsicht  entweder  noch  zugestanden,  oder 
von  ihr  und  nicht  ohne  innere  Berechtigung  beharrlich  begehrt. 
Weil  die  Kirche  ihren  Einflusz  allzuoft  nur  an  Beschränkung 
der  wissenschaflilichen  Freiheit  ausgeübt  hat,  ist  der  moderne 
Stat  abgeneigter  geworden,  auf  ihre  Stimme  zu  hören. 

Was  an    corporativer   Selbständigkeit    theils    geblieben, 
theils  werth  der  Erhaltung  ist,  besteht  hauptsächlich: 

a)  in  dem  Besitz  und  in  der  Verwaltung  eines  eigenen 
Vermögens,  wenn  auch  unter  der  Oberaufsicht  des  Stats.    Die 
änszere  Existenz  der  Universitäten  wird  dadurch  in  höherm 
Orade  von  den  mancherlei  Unfällen  bewahrt,  welche  die  öffent- 
lichen Statsfinanzen  leichter  treffen ,  und  zugleich  der  Univer- 
sität eine  freie  und  angesehene  sociale  Stellung  gesichert; 
I         b)  in  der  eigenen  Qerichtsbarkeit,   welche  freilich 
innerhalb  des  modernen   States   einer  vollständigeren  Unter- 
ordnung und  engerer  Beschränkung   unterliegen  musz,  als  im 
\  Mittelalter,  und  mehr  nur  in  Gestalt  und  nach  Art  discipli- 
I  narischer  Zucht  fortdauern  darf; 

c)  in  der  Ehre,  welche  die  Corporation  vom  State  zu 

erwarten  ein  Recht  hat  —  auf  äuszere  Gewalt  hat  sie  keinen, 

i   auf  Ehre  der  Hoheit  des  wissenschaftlichen  Geistes   gemäsz 

BlüAtiehli,  al1f«m«iii«B  Stotsro«ht.  24 


370  Neuntel  Baeh.    Cattorpflege. 

einen  wofalbegrOndeten  Ansprach  —  und  in  den  akaie 
sehen  Ehren  die  sie  selbst  verleiht.  Beides  wird  nidik 
und  nicht  überall  richtig  gewürdigt.  Manche  FäcaltitcB 
haben  zuweilen  dazn  beigetragen,  die  akademischen  WlMot  arw  i 
die  des  Doctorats,  durch  Verschwendung  an  Candidiia.  ^  i 
solcher  Auszeichnung  nicht  würdig  waren,  um  den  Credh  x^'.  I 
damit  um  ihren  Werth  zu  bringen,  und  der  Stst  hat  r:.~l 
solchen  Miszbräuchen  zu  wehren,  jenen  die  Achtung  Ters^', 
und  dadurch  wieder  ein  wichtiges  Element  einer  sitOirr 
geistigen  Ordnung  zerstört;  und  die  Art,  wie  einzelne  Stis-- 1 
das  Bangverhältnisz  der  Universitäten  und  ihrer  Mitgti«^ 
geordnet  haben,  beweiszt,  dasz  auch  da  die  rechte  £ä»cLI 
noch  vielfach  mangelt; 

d)  in  der  Vertretung,  welche  den  Körpern  der  ÜBifer 
sitftten  in  dem  Rathe  der  Nation  gewährt  wird,  und  ebea? 
sehr  ihrer  groszen  Bedeutung  für  das  geistige  Leben  defseft- 
gemäsz  als  für  eine  einsichtsvolle  Berathung  der  Oesetie  dies- 
lieh  ist. 

3.    Die  Eintheilung  der  Universitäten  in  vier   FacnK 
täten  schlieszt  sich  an  naturgemäsze  Oegensätce  lud  Bedör- 
nisse  an.    Die  philosophische  Facultät  mit  ihren  zahlrei- 
chen Disciplinen  der  Philosophie,  die  erst  hier  oiid  nid 
schon  auf  den  Gymnasien  mit  Erfolg  gelehrt  werden  kann  sc 
gewissermaszen  den  Weg  eröffnet  in  den  Vorsaal  aller  Speciii- 
Wissenschaften,   der   Philologie   in   ihrer  Vollendung,  der 
Geschichte  in  ihrer  umfassenden  und  in  das  Leben  der  ein- 
zelnen Völker  sich   versenkenden  Reichhaltigkeit«  der  mathe^ 
matischen  und  Naturwissenschaften,  ist  für  die 
Zahl  der  Studenten   hauptsächlich  von  propädeutiadier 
tung,  ffir  eine  Minderzahl  aber,  die  sich   dem  Lehifiieh  oder 
den  dahin  gehörigen  besondem  Wissenschaften  widmet,  snglädi 
abschlieszend.    Vorzugsweise  in  höhere  wissenschaftliche 
Berufskreise  fahren  die  drei  andern  Facoltätto  ein  wi 
haben  daher  auch  den  Vorrang.    Die  theologische  hat  eine 
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^here  Beziehnng  zur  Kirche   und  die  Aufgabe,  die  Wisseu- 
shafben  zu  lehren,  deren  die  Geistlichkeit  in  unserer  Zeit  be- 
ärf ,  um  fthig  zu  sein,   ihre  kirchliche  Mission  auch  geistig 
a  verstehen,  und  um  gerQstet  zu  sein,  sie  mit  den  Waffen 
er    Wissenschaft  zu  schfitzen  und  auszuführen.    Die  zweite 
'acultät  wurde  früher  als  die  juristische  bezeichnet.    In 
teuerer  Zeit  wurde  sie,  seitdem  die  Statswissenschaften  einen 
?eitem  Umfang  gewonnen  haben,  zuweUen  vertheilt  in  eine 
uristische  und  eine   statswissenschaftliche   im   engem    Sinn, 
ndem  die  Jurisprudenz  im  engem  Sinn  auf  der  einen  und  die 
Wissenschaften  der  Polizei*  und  Statswirthschaft  auf  der  au- 
lern Seite  geschieden  wurden.    Man  hat  diese  Unterscheidung, 
welche  mit  d^  Sonderung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  in 
einem  innera  Zusammenhang  ist,  nicht  oonsequent  genug  durch- 
gebildet und  die  sogenannte  statswii-thschaftliche  Facultät  theils 
zu  schroff  von  der  reditswissenschaftlicben  losgetrennt,  theils 
zu  enge  als  eine  blosz   technische,  weniger  als  eine  statswis- 
senschaftliche Abtheilung  behandelt.    Die  Masse  der  Studenten 
bat  sich  daher  überall  der  juristischen  und  nur  Wenige  haben 
sich  der  statswirthschaftlichen  Facultät  zugewendet.  ImPrincip 
gehören  aber  Rechts-  und  Statswissenschaften  offenbar 
zusammen,  und  erst  wenn  diese  Einheit  anerkannt  oder  wieder 
hergestellt  ist,  sollte  der  Gegensatz  von  Becht  und  Stat,  Juris- 
prudenz und  Politik,  Bechtspflege  und  Verwaltung  seinen  Eib- 
flosz  auf  die  Studieneinrichtung  bewähren.'   Allerdings  sind 
früher  jene  oft  vernachlässigt  und  fast  alle  Aufmerksamkeit 
diesen  zugewendet  worden;  aber  dieser  Mangel  kann  gehoben 
werden,  ohne  in  der  Facultät  zu  scheiden,  was  innerlieh  ver- 
bunden ist.    Die  medicinisdhe  Facultät  endlich  befähigt  zu 


>  In  der  einen  Faouliftt  für  Stats-  und  Rechtswissensohaften  lassen 
sich  dann  immerhin  passend  zwei  Hauptrichtungen,  die  politisohe  und 
die  juristische,  nniersoheiden,  wie  die  eine  philosophische  Facullät  ans 
zwei  oder  drei  Unterabtheilungen  besteht,  der  philosophischen  im  en- 
f^efrn  Shtne,  der  philologisch-historischen  und  der  naturwissenschaftlichen. 
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den  Wissenschaften,  welche  für  eine  rationelle  Erkenntnifli 
Behandlung  der  Krankheiten  dienen.  So  gehen  aus  den  Tr.* 
versit&ten  Theologen,  Juristen  und  Yerwaltungsmftnner,  Aorv 
Lehrer  hervor. 

4.  Die  Pflege  des  Stats  ftuszert  sich  vorerst  in  der  Be 
rufung  und  Anstellung  der  Professoren,  denen  er  mit  Zs- 
versieht  die  Anregung  zu  einem  gesunden  wissenaduiftlichcc 
Studium  anvertraut.    Den  Facultftten,  welche  mit  dem    Oa:. 
und  den  Bedürfnissen  der  Wissenschaft  genauer  yertnnt  u- 
mit  den  bindigen  und  tauglichen  Personen  nfther  bekannt  sie  . 
gebohrt  wohl  ein  Vorschlags-  und  Begutachtangarecht. 
Aber  der  Stat  darf  nicht  an  ihre  Ansicht  gebunden    werd«£ 
denn  auch  einzelne  Facultäten   können  im  Schlendrian  rerai- 
ken  und  ihr  Blick*  wird  durch  persönliche  Interessen   \eici: 
getrflbt.  Der  Stat  thut  daher  wohl  daran,  daneben  selbständ'. 
zu  prflfen;  denn  am  Ende  h&ngt  das  ganze  Gedeihen  der  An- 
stalt doch  von  der  richtigen  Wahl  der  Personen  ab,  die  ii 
derselben  wirken,    und  jeder  Miszgriff  hat  grossen    Sdiadri 
zur  Folge  und  ist  nur  schwer  zu  bessern. 

Anders  ist  die  Stellung  der  Privatdocenten,  die  keii 
Lehramt,   kein  „munus  legendi^'  sondern  nur  die  „Tenia  l& 
gendi'^  haben.    Für  alle  erheblichen  Wissenschaften  musz  da- 
her durch  Professoren,  fflr  die  Hauptfächer   durch  ordent- 
liche Professoren  stets  gesorgt  sein,    um  so  unbedenkllcb«r 
darf  denn  den  jOngem  Gelehrten,  deren  wissenschaftlicfae  Be- 
fähigung geprüft  und  von  der  Facultftt  anerkannt  worden  i^t 
die  Freiheit  verstattet  werden,  sich  in  der  Univeraititslehr« 
zu  versuchen  und  zu  üben.    Diese  Zulassung  der  Privatdo- 
oenten  ist  Sache  der  Facultftten.    Es  ist  diese  Sitte,  der  wir 
eine  sich  stets  erneuernde  Zahl  und  eine  gröszere  Answalü 
tüchtiger  Professoren  verdanken,   ein  Vorzug   der   deutschten 
Universitäten  und   der  Natur  der  wissenschaftlichen  Studiea 
durchaus   angemessen.      Den   Privatdocenten   aber    Sitz    ddJ 
Stimme   in   Universitfttsangelegenheiten   einiurftumen    ist  ob-  i 
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rganiscby    sie    der    Aufeicht    der    Facultftten    zu  entziehen 
chftdlich. 

5.  Die  Art  der  wissenschaftlichen 'Behandlung  der  Vor- 
r€Lge  wird  mit  Recht  fast  überall  den  Docenten  selbst  anheim 
gestellt;  und  es  ist  jede  nähere  Vorschrift  und  Anleitung  von 
Jtats   wegen  Yerwerflich.    Die  Lehrfreiheit  ist  auf  dieser 
Jtnfe   unentbehrlich.    Wenn  es  der  wesentliche  durch  keine 
Bücher  zu  ersetzende  Werth  der  üniversit&t ist,  wieSavigny^ 
las  Tortreffiich  ausgedrückt  hat,   «den  Studenten  die  Wissen- 
schaft, 80  weit  sie  gegenwärtig  entwickelt  ist,  in  dem  Lehrer 
personificirt  darzustellen,  und  indem  die  Genesis  des  wissen- 
schaftlichen Denkens  zu  lebendiger  Anschauung  gebracht  wird, 
die  verwandte  geistige  Kraft  in  dem  Schüler  zu  wecken  und 
zur  Reproduction  anzuregen,''  so  musz  den  Universitätslehrern 
die  Freiheit  vergönnt  werden,   nach  ihrer  individuellen  Art 
selbständig  vor  den  Zuhörern  in  das  Heiligthum  der  wissen- 
schaftlichen Erkenntnisz  vorzugehen,  und  es  ist  eine  unnatür- 
liche und  unfruchtbare  Zumuthung,  sie  auf  andere  als  die  von 
ihnen  erkannten  Wege  hinleiten  zu  wollen.    Die  wissenschaft- 
liche Erkenntnisz  kann  nur  durch  den  individuellen  Geist 
mit  Freiheit  erworben  und  nur  ebenso  hinwieder  zu  derselben 
angeregt  werden.     Alle   Vorschriften  über  Lehrbücher,  Sy- 
steme u.  s.  f.  sind  daher  unzulässig. 

Jene  Lehrfreiheit  ist  indessen  so  wenig  als  alle  andere 
Freiheit  eine  absolute  und  schrankenlose.  Sie  wird  näher 
bestimmt  und  begränzt  durch  den  Zweck  der  Anstalt: 

a)  Die  Form  der  Lehre,  welche  der  Universität  eigen- 
thümlich  ist  und  die  festgehalten  werden  musz,  ist  vorzügUch 
der  zusammenhängende  freie  mündliche  Vortrag  einer 
Wissenschaft.  Wo  derselbe  zu  bloszem  *  Dictiren  herabsinkt, 
da  wird  der  wesentliche  Vorzug  der  Universitäten  zerstört. 


'  SaTigny,    Wesen    nnd   Werth   der    deotsoheo   UnWersitäien   in 
Ranke'8  polit.  Zeiisehrift  I,  S.  571  ff. 
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und  ¥tti  Anregnng  des  wisBenscbafflichen  Geistes  duit  * 
lebendiges  Vorbild  kann  bei  solcber  geisttödtender  llaackinf> 
arbeit,  welche  überdem  durch  die  Dmckerprease  viel  br» 
geliefert  wtirde,  keine  Bede  mehr  sein.  Ohne  dah«r  im  Lr 
seinen  den  Docenten  zu  hemmen,  darf  dennoch  die  ünift^- 
tfttspflege  darauf  hinwirken,  dasz  der  freie  mtlndlMie  Vi*r?v: 
in  Wahrheit  Regel  bleibe  und  nicht  durch  triges  I>i<tr- 
Yerdrängt  werde.  Kein  Privatdocent  sollte  je  HoliiiiDg  ^ 
Anstellnng  zun  Professor  haben,  wenn  er  sich  nidit  in  je>: 
mit  Sicherheit  und  Liebe  znrecht  gefunden  hat 

Diese  Grundform  der  Universit&tslehre  hat   fibrigofe  iz- 
merhin  iea  Mangel,  dasz  der  Verkehr  zwischen  Doceoien  vj 
Studenten  nicht  so  wechselseitig  noch  so  sichtbar  ist,  ab  - 
für  beide  Theile  wünschbar  ist     Nur  ans  dem  Glanz  vd 
Blick   der  Augen  und  den  feinen  Bewegung«!    der  Miecti 
seiner  Zuhörer  kann  der  Docent  ersehen,  ob  sein  Yortng  w- 
standen,  ob  demselben  gefolgt  werde,  welchen  Eindraek  in  i-i 
Seele  der  Studenten  er  mache,  nur  Yon  da  ans  aneh  seint' 
seits  Anregung  empfangen.   Aber  diese  Mittel  der  £rkenDti:> 
und  des  Ansporns  stehen  doch  an  Klarheit  und  Kraft  sA: 
zurück  hinter  dem  lebendigen  Worte,  durch  das  sich  der  2b- 
hSrer  hinwieder  aussprechen  möchte.    Ebenso  ist  es  auch  t 
diesen  Gewinn,  wenn  die  eigene  Uebung  in  wissenschaftlich' 
Nachbildung   durch    die  individuelle  Hülfe  und  Leitung  o^^ 
Lehrers  unterstützt  und  von  Irrgftngen  zurückgehalten  wirc 
Jener   Mangel   ist   gerade  auf  deutschen  Universititen  sei: 
spürbar.    Der  Docent  weiss  oft  nicht,  ob  er   nicht  der  Fas- 
sungskraft der  Zuhörer  weit  vorausgeeilt  ist,  so  dass  nur  ei- 
nige Wenige  ihm  zu  folgen  vermögen,  oder  ob  er  hinter  des 
Gange  der  bessenr  Mitte  zurückbleibt;  und  ganse  Schttren 
von  Studenten  sind  zufrieden,  die  Yortri^e  angehört  wa  ksta* 
ohne  weiter  sich  in  wissenschaftlicher  Selbstthfttigkeit  zu  ver- 
suchen.     Diesem     Mangel    kann    abgeholfen    werden   dnitk 
üebungscollegien,  welche  ergi&nzend  den  VortragsoollegieE 
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geordnet  werden,  und  in  welchen  die  Studenten  unter  der 
il^ting  der  Docenten  durch  eigene  Arbeit  mitwirken  und  ein 
genseitiger  mO^dlicher  Verkehr  beide  Theile  näher  zusammen 
Lugt.  Die  weitere  Ausbildung  und  Belebung  solcher  Colle- 
311,  die  in  den  mannichfaltigsten  Formen  je  nach  ümstftnden 
£>Sli^l^  suid,  ist  für  unsere  Universitäten  ein  dringendes  Be- 
irfniaz,  und  wohl  darf  die  statliche  Pflege  auch  diese  Rich- 
ikg  empfehlend  fordern« 

b)  Den  Inhalt  der  Lehre  kann  und  darf  der  Stat  in 
»ner  Weise  vorschreiben.  Nur  das  kommt  ihm  zu,  zu  sor- 
9n,  dasz  die  wichtigeren  Fächer  jederzeit  vertreten  seien; 
ad  die  Lehrfreiheit  der  Docenten  heiszt  niemals  Freiheit, 
berall  nicht  zu  lehren.  Den  Professoren  der  einzelnen 
acultäten  steht  es  zi^  wissenschaftliche  Vorträge  zu  halten, 
rorüber  sie  wollen,  und  selbst  wenn  sie  über  Wissenschaften 
ebTen  wollen,  welche  zunächst  in  den  Bereich  einer  andern 
Tacultät  gehören,  ist  solches  in  der  Begel  nicht  zu  hindern. 
Sehnlicher  Freiheit  genieszen  gewöhnlich  auf  den  deutschen 
Universitäten  die  Privatdocenten ;  aber  die  Facultät  hat  das 
Recht,  wenn  sie  von  der  wissenschaftlichen  Befähigung  der- 
selben nur  in  einer  besondem  Richtung  überzeugt  worden  ist, 
die  Erlaubnisz  zu  lehren  auf  diese  zu  beschränken. 

c)  Eine  in  theoretischer  Beziehung  weniger  schwierige, 

aber  practisch  mit  feinem  Tact  und  freiem  humanem  Sinn  zu 

behandelnde  Frage  ist  die,   wann  und  in  welcher  Weise  der 

Stat  als  Stifter,  und  Pfleger  der  Universitäten   veranlaszt  und 

berechtigt  sei,   gegen  einen    schädlichen  Miszbrauch  der 

Lehrfreiheit  einzuschreiten.   Nichts  wäre  absurder,  als  eine 

EinmiBchuQg  des  States,  sobald  er  wahrnimmt,  dasz  neben  der 

Wahrheit  auch  Lrrlehren  docirt  werden.    Der  Lrrthum  ist  ein 

unzertrennlicher  Begleiter   der  Wissenschaft,  und  wenn  das 

wissenschaftliche  Genie  gelegentlich  irrt,  wie  sollte  der  Stat, 

der  keine  wissenschaftliche  Autorität  besitzt,  jene  Ausscheidung 

Tomehmen  und  den  lrrthum  hemmen  können?  Scheint  die  ganze 
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wisseoBchaftliche  Bichtiuig  eines  Lehrers  fehlerhadl« 
der  Stat  wohl  durch  Anstellung  anderer  Professoren«  von  ^ 
er  einen  gesundem  Einflusz  hofft,  derselben  entgegeavj: 
und  die  Kräfte  der  Wahrheit  verstärken,  damit  sie  in  f: 
Weise  den  Irrthum  bekämpfen.  Es  gilt  das  Yorztlglkh  ^ 
von  den  philosophischen  Systemen.  Aber  der  Irrthiim  fiir : 
allein  darf  nicht  zu  statlichem  Verbote  fahren. 

Wenn  dagegen  die  Lehre  in  off^e  Feindselrnft  aasar 
gegen  die  Grundlagen  der  Statsordnung  und  des  Badits«  vti 
z.  B.  die  Revolution  als  das  wahre  Princip  der  Politik, 
Communismus  als  das  berechtigte  System  des  Privatracfats  • 
dem  Katheder  der  Universität  gelehrt  wird,  oder    wetiz 
Lehre  in  augenfälligen  Widerspruch  geräth  mit  der  gSE^* 
Bestimmung  der  Anstalt,  wenn  z.  B^  in  der  theologisfi' 
Facultät  auf  Zerstörung  des  Christenthums  hingearbeitet,  oo- 
wenn  die  öffentliche  Moral  durch  unsittliche  Yartrige  bei- 
digt  und  verletzt  wird,  dann  beginnt  das  Becht   des  Stau^ 
nicht  blosz  durch  Hebung  der  entgegengesetzten  Geistesbif: 
sondern  geradezu  hemmend  solchem  Miszbrauch  zn   wefanr 
und  vergeblich  beruft  man  sich  da  auf  Lehrfreiheit,   wo  i  • 
Yerktlndigung  der  Lehre  zum  Unrecht  wird  gegen  den  Su 
und  gegen  die  Anstalt,  welche  ihr  die  Freiheit  gewährt  haN-: 
Das  Lehramt  des  Professors  ist  ein  öffentliches,  seine  Lehr 
freiheit  daher  auch  durch  die  nothwendigen  BOcksichteD  der  «•:- 
fentlichen  Ordnung  und  Wohlfahrt  beschränkt.     WOrde  der  bu 
ruhig  zusehen,  wie  ein  groszer  Theil  der  jugendlichen  Gene- 
ration, von  deren  Ausbildung  sein  eigenes  Schicksal  zu  groszen 
Theile  bestimmt  werden  wird,  dem  geistigen  oder  sittlicbec 
Verderben  und  von  Lehrern  zugeleitet  wird,  die,  fibeidem  m: 
öffentlicher  Autorität  ausgerüstet,  von  ihm  selbst  der  Jugend 
empfohlen  worden  sind,  so  würde  er  an  der  Jugend  sieh  schwer 
verschulden  und  an  sich  einen  Selbstmord  begehen.    Bei  der 
Anwendung  dieses  Princips  aber  ist  vor  allen  Dii^^en  oöthi^. 
damit  nicht  die  wahre  und  unentil>ehrliche  Freiheit  der  Wi^ 
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nscbaft  Schaden  leide  —  einen  Schaden,  der  leicht  um  der 
sh^rüohnng  der  Heilkräfte  willen  grftszer  werden  kann  als 
3r,  welchen  jener  Miszbrauch  der  Lehrfreiheit  hervorbringt 
-  dasz  nicht  aus  geringfügigen  Ursachen  der  Stat  sich  zu 
[emniDissen  verleiten  lasse,  sondern  nur  da  einschreite,  wo 
ie  Gefahr  und  der  Schaden  grosz  sind,  nnd  nicht  durch  ein- 
äche  St&rkung  der  Gegenkräfte  entfernt  werden  kennen,  und 
lasz  der  Stat  die  grössere  Freiheit  des  Schriftstellers  nicht 
lach  den  Schranken  des  Lehrers  bemesse.  Die  Hauptschwie- 
-igkeit  liegt  übrigens  hier  weniger  in  demPrincip  als  in  dem 
Verfahren.  Einem  Wahrspruch  unabhängiger  und  wissen- 
schaftlich gebildeter  Geschworner  darf  lüan  mit  Ver- 
trauen den  Entscheid  .einer  derartigen  Streitfrage  anheim 
geben,  während  die  Regierungsbehörden  einem  berechtigten 
Misztrauen  begegnen. 

6.  Die  Lernfreibeit  auf  Seite  der  Studenten  entq^rieht 
der   Lemfreiheit  auf  Seite   der  Docenten.    Auch  sie  ist  be- 
stimmt und  beschränkt  durch  den  Zweck  der  Anstalt,  und 
darf  nicht  als  Freiheit,  nicht  zu  lernen,  miszversiuiden 
werden.    Auch  der  Student,  der  nun  als  Jünger  der  Wissen^ 
Schaft  in  ihre  heiligen  Hallen  eintreten  soll,  bedarf  der  Frei- 
heit, die  den  Muth  nnd  die  Lust  stArkt  zu  der  ernsten  Geistes- 
arbeit, und  allein  den  Schlüssel  gibt  zu  den  Schätzen,  welche 
dem   gebundenen  Geiste  verschlossen  bleiben.    Daher  kommt 
ihm  die  Wahl  zu,  welchem  Lehrer  ab  Führer  er  sich  anver- 
trauen und  durch  welche  wissenschaftliche   Fächer  er  seinen 
Gang  nehmra  wolle.    Schülerhafte  Vorschriften  über  den  Be- 
such der  Vorlesungen   fördern  leicht  schüleriiaften  Sinn,  nnd 
der  ist  nicht  mehr  der  Universität  würdig.    Freie  Anweisun- 
gen aber  von  Seite  der  Facultäten,  in  welcher  Weise  die  Stu- 
dien am  natürlichsten  auf  einander  folgen  und  mit  einander 
verbunden  werden,  sind  ganz  am  Platze,  und  nöthig,  um  der 
Unerfiihrenheit  der  Anfänger  zu  Hülfe  zu  kommen  und  sie  vor 
Schaden  zu  warnen.    Ehre  und  Freiheit  sind  beide  wichtige 
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Hebel  eines  iflchtigen  StadentenkbeDS,  und  soIleB 
▼or  Eatartung  gewahrt,  nicht  aber  misachtai  nock 
gert  werden. 


Zwölftes  Gapitel. 

Die  Akademie. 

1.  Die  höchste  Bildungsanstalt  des  States  ist  die  Vm^r- 
BiUAy  die  höchste  Anstalt  der  Wissenschaft  ist  die  Aka- 
demie.   Das  wenigstens  ist  die  Idee,  welche  ihrw    Stiftne 
Torgelencbtet  hatte.  In  Frankreich  hat  dieselbe  s«ent  dnir* 
Richelieu  nndLudwig  XIY.  eine  hohe  SteUniig  und  Bedn- 
tang  gewonnen;  in  den  andern  enropftisdien  Staten  in  gerin- 
gerem  Masze.    Der  Anstosz,  den  Yorzflglich  Leibnits  n: 
Bildung  neuer  Akademien  gegeben  bat,  wurde  nicht  in  seuMs 
Oeiste  befolgt    Aber  selbst  dort  ist  die  Wirksamkeit  itr 
Akademie  weit  hinter  der  Idee  zurflck  geblieben.    Mehr  aock 
in  Deutschland,    England,  Italien,   Bussland.     Die 
ganze  Institution,  noch  jung  zwar  und  der  Entwicklnng  filhig. 
scheint  daher  einer  gründlichen  Beform  bedürftig «  warn  sie 
die  freilich  noch  unklaren  und  unbestimmten,  aber  ahauags- 
▼ollen  und  grossen  Erwartungen  befriedigen  soll,  welche  das 
Leben  an  sie   richtet     Es  wäre  vermessen  und   undad^har. 
wollte  man  gering  schitzen,  was  die  Akademien  für  die  Wis- 
senschaft geleistet  haben.    Aber  man  kann  nicht  verkenneo, 
daas  ihre  Leistungen,  Yerglichen  mit  denen  einzelner  Gelehrter 
oder  Ton  PriTatrereinen ,    wenn  man  an  die  Bedeutung  der 
Mimer  denkt,  welche  als  Akademiker  auf  der  Htthe  der  Wis- 
senschaft stehen,  doch  nur  gering  sind,  dasz  die  akadenuMka 
Leistungen  auch  dieser  Minner  meistens  klein  sind  gegsnOb« 
ihren  eigenen  Privatwerken,  dasi  der  Stat  insbesondere  toi 
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a  Akademieo  nur  wenig  Fruchte  erntet,  wfthrend  er  sie 
szerlich  an  die  Spitze  der  Wissenschaft  gestellt  hat.  Wo^ 
\r  dieser  Widersprach  zwischen  dem  glänzenden  Bang  und 
amen  der  Akademie  und  ihrem  practischen  Werth?  Sollte 
i  hier  nicht  fehlen,  sei  es  an  einer  richtigen  Erkenutnisz 
irer  wirklichen  Bedeutung  oder  an  einem  der  wahren  Idee 
itsprechenden  Organismus  derselben? 

Man  sieht  in  der  Akademie  sehr  oft  nur  einen  freien 
Terein  wissenschaftlicher  Männer,  welche  susanunen 
getreten  sind,  um  sich  selbst  und  durch  ihr  Beispiel  Andere 
n  der  hohern  Ausbildung  der  Wissenschaft  zu  fSrdem;  einen 
i^erein,  welcher  im  Gegensatze  zu  der  Lehre  der  Schule  durch 
jreie  Mittheilung  des  neu  Erkannten  die  Wissenschaft  um 
ihrer  selbst  willen  pfl^e,  und  durch  Anregung  und  Unter- 
Btatzung  wissenschaftlicher  Arbeiten  das  Oebiet  derselben  er- 
weitere. 

Aber  man  übersieht  dabei,  dasz  die  Wisseoschaft  wesent- 
lich dem  individuellen  Geiste  angehört,  nur  von  diesem 
errungen  und  daher  auch  nur  von  diesem  wahrhaft  gefSrdert 
werden  kann.     Immer  nur  werden  Individuen,  und  niemals 
Gesellschaften    und   Vereine    wissenschaftliche    Entdeckungen 
machen,  nur  Individuen  durch  Frivatstudien  die  wissenschaft- 
lichen Schätze    vermehren,   nur   Individuen  hinwieder  durch 
ihre  individuelle  Arbeit  die  Wissenschaft  mittheilen  und  ver- 
breiten.   Die  Eigenschaft  eines  Akademikers  kommt  dabei  fast 
gar  nicht  in  Betracht    Es  kann  wohl  der  Privatgelehrte  ge- 
fördert werden  durch  die  Eröffnung  von  Sammlungen,  welche 
die  Akademie  vermittelt,  durch   die  Erörterung  im  Schosze 
akademischer  Versammlungen,  durch  pecuniäre  UnteratOtzung 
seiner  Arbeiten  oder  der  Herausgabe  seiner  Werke;  aber  das 
Alles  vA  doch  nur  eine  untergeordnete  BeihOlfe,  welche  ganz 
ebenso  aach  auf  Privatwegen  gewonnen  werdai  kann.  In  dem 
Allem  liegt  keine  unmittelbare  Förderung   der  Wis-i 
senschaft  selbst.     Diese  musz    somit   den  Individuen 
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iberlassen  werden,  und  kann  nicht  die  wesentlidie  AmtgMy 
irgend  eines  Vereines,  aneh  nicht  der  Akidemie  seia.  ^ 
lange  daher,  wenn  auch  in  mancherlei  Formen  es  ab  •:- 
Hauptaufgabe  der  Akademien  betrachtet  wird,  die  WisseBsdar 
zu  erweitem,  wird  ihre  Thätigkeit  immer  nor  höchst  g«ri:- 
fügig  erscheinen  ndiien  der  Privatthfttigkeit  indiYidveller  MIbe- 
der  Wissenschaft;  und  eben  darum  wird  daher  aadi  das  A:- 
sehen  und  der  Werth  der  Akademien  leidmd  und  gedrC* 
erscheinen. 

Setzen  wir  daher  der  Akademie  eine  andere,  der  Suv 
eines  Vereins  gemftszere  Aufgabe.    Ohne  Zweifel   fehlt  es  : 
der  bisherigen  Entwicklung  des  neuen  Europa,   seitdem  1* 
Wissenschaft  frei   geworden  ist  von  der  Vormundschaft  de- 
Kirche,  an  einer  organischen  Einrichtung,  welche,   ohne  ütr- 
Freiheit  zu  gefährden,  doch  ans  centralem  Standpunkt  den  is- 
nem  Zusammenhang  der  wissenschaftlichen  Arbeiten  und  Mit- 
theilungen fiberblickt,  ihre  Beziehungen  zu  dem  öffentliefa-r 
und  Privatleben  näher  erforscht  und  wfirdigt,  und  soweit  il^ 
es  dem  State  zukommt,  die  statliche  Aufsicht  und  Pflec*" 
vermittelt,  und  auf  die  rechten  Wege  leitet    Offenbar  ist  avf 
diesem  ffir  die  ganze  Cultur  des  Volkes  und  die  geistige  Ge- 
sundheit des  States  überaus  wichtigen  Gebiete  eine  Zerfah- 
renheit und  Auflösung  eingerissen,   welche    weder   der 
Natur  des  Geistes  gemäsz  ist,  die  selber  organisch  ist,  and 
in    h(^chster   individueller  Mannichfaltigkeit   sich    offenbarend 
doch  wieder  in  der  Gemeinschaft  alles  Geisteslebens  ihre  Ein- 
heit findet,  noch  auf  die  Bedürfnisse  des  States  die  ndthifre 
Rflcksicht  niomit. 

Die  gesunde  Entwickelung  *  der  Wissenschaft  selbst  ind 
die  Interessen  der  Nation  erfordern  eine  solche  Anstalt,  ein 
derartiges  wissenschaftliches  Centralorgan,  welches 
sich  nicht  in  unnützer  Weise  abmfidet,  die  Thifcigkeit  indiTi- 
dueller  Gelehrter  zu  erg&nzen  oder  zu  ersetzen,  sondern  die 
Beziehungen  des  States  zur  Wissenschaft  wahrt  und  pflegt. 
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ad  die  anarchischen  Einflflsse  des  Zufalls  anf  die  wissen- 
^liafUiche  Bewegung  ordnet.  Gleichsam  von  einer  höchsten 
(Tarte  aus  soll  das  wissenschaftliche  Leben,  welches  sich  in 
er  Nation  regt  und  offenbart «  fortwährend  beachtet,  von 
llen  geistigen  Strömungen  und  Einflüssen  auf  dieselbe  jeder- 
eit  Kenntnisz  genommen,  wer  sich  auszeichnet  nach  Verdienst 
rewürdigt,  jedes  die  Wissenschaft  wirklich  fördernde  Streben, 
wenn  es  der  Unterstützung  des  States  bedarf,  unterstfitzt, 
)ffeBbar  schädlichen  Richtungen  entgegenwirkt,  die  Verbindung 
mit  wissenschaftlichen  PrivatTereinen  und  einzelnen  hervorrar 
genden  Qelehrten  vielseitig  unterhalten,  wissenschaftliche 
Sammlungen  angelegt  und  fortgeführt  werden.  Eine  Aka- 
demie in  solchem  Sinne  wäre  etwa  das  für  das  Cultusmi- 
nisterium,  was  der  Statsrath  für  die  Politik  und  die  Ge- 
setzgebung ist.  Würde  sie  in  diesem  Geiste  zusammengesetzt 
und  ihre  Wirksamkeit  äuszern,  so  würde  sie  bald  nicht  blosz 
dem  Namen  nach,  sondern  in  Wahrheit  an  der  Spitze  stehen 
des  wissenschaftlichen  Lebens  der  Nation. 

Die    bisherigen   Akademien    schlieszen   die    besoddern 
Facultätswissenschaften  aus,  und  nehmen  ausschlieszlich 
Rücksicht  auf  die  mathematischen  und  physikalischen  Wissen- 
schaften einerseits,  die  historischen  und  philosophischen  ande- 
rerseits.    In  dieser   Organisation   scheint  mir   der   Gedanke 
wahr,  dasz  da,  wo  es  sich  um  die  Einrichtung  eines  obersten 
wissenschaftlichen    Centralorgans   handelt,    dieselbe    zunächst 
nach  den  allgemeinen  Grundrichtungen  aller   Wis- 
senschaft geordnet  werden  soll,  gewissermaszen  nach  dem 
Organismus  der  Wissenschaft  selbst.    Aber  die  yotw 
herrsehend  theoretische  Eintheilung  und  Richtung  der  Aka- 
demie ist  wohl  ein  Hauptmangel  des  verhältniszmäszig  gerin- 
gen practischen  Werthes  und  Einflusses  derselben.   Ueberzeugt 
man  sich,  dasz  nicht  die  theoretische  Ausbildung  der  eigent^ 
liehe  Zweck  dieser  öffentlichen  Anstalt  ist,   sondern  die  stat^ 
liehe  Pflege  des   geistigen  Lebens,  so  versteht  es  sich,   di^ 
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aueb  die  bisherige  Organisation  dieser  letztem  Aufgabe 
lieh  genfigen  kann. 

Eine  in  statsmännischem  Geiste  gegrOndete 
würde  daher  —  and  nur  die  französische  hat  sich  ilieOwÄr 
und  von  ferne  diesem  Ziele  angenähert  —  je  die  bedeoten^K 
wissensdiaftlichen  oder  literarischen  H&nner  aller  Bichtang^ 
in  sich  vereinigen,  und  ja  nicht  Theologen  nnd  Jarisim  n- 
nftchst  aosschlieszen,  oder  nur  auf  Umwegen  herbeilassen.  S- 
würde  dabei  die  practischen  Beziehungen  der  WiasenAat 
nichts  weniger  als  gering  anschlagen,*  d^in  eben  sie  habeE 
den  mächtigsten  Einflusz  auf  das  nationale  Oeiatesleben ,  n: 
für  dieses  musz  doch  wohl  nicht  blosz  in  der  Schnle  und  an: 
den  üni?ersitftten,  sondern  auch  da,  wo  die  Wissenschaft  d*^ 
Meister  in  Frage  kommt,  gesorgt  werden. 

Die  Arbeit  «ner  solchen  Akademie  könnte  etwa  so  Ter- 
theilt  werden,  je  nachdem  1)  die  physikalischen  oder 
Naturwissenschaften,  denen  hier  gar  wohl  die  medici- 
nischen  angereiht  werden  dürften,  2)  die  philosophiscfaeiL 
mit  besonderer  Beziehung  auf  Philologie  nnd  das  Schai- 
wesen,  8)  die  politisch*historischen,  die  Stats-  xmi 
Rechtswissenschaften  umfiissend,  4)  die  theologischen 
in  ihrer  Beziehung  zu  der  wissenschaftlichen  Cnltar  des  States, 
5)  die  schöne  Literatur,  deren  Einflusz  eben  so  gtoaz, 
als  von  Statswegen  viel  zu  wenig  beachtet  ist  —  in  Fnge 
kommen. 

3.  Die  Vorträge  der  Akademiker  würden  unter  dieser 
Voraussetzung  von  ganz  anderer  Art  werden  als  bisher.  Kicht 
die  würen,  wie  Jakob  Grimm  gesagt  hat,  die  gelimgalitn. 
,  welche  die  Keime  künftiger  Werke  in  sich  tragen,  oder  rei- 
ches Material  zu  wissenschaftlichem  Oebranxdi  fimchttnr  dar- 

*  In  dieser  Hfanieki  sohemt  mir  die  neaestens  von  Jakob  OriaB 
a.  a.  O.  Tersttobte  Tertheidigoog  des  g^^wfatigen  BysieMi  mAn 
glQcklich.  Vgl.  anch  Blontsohli  Art.  Akademie  im  deatiehen  Slat«- 
wSHerbneb. 
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egeiiy*  obwohl  auch  diese  ohnehin  seltenen  Erscheinungen 
mter  den  akademischen  Schriften  nicht  gering  zu  schfttzen 
lind,  sondern  die,  welche  den  Entwicklungsgang  einzel- 
ner Wissenschaften  in  klaren  üeberblicken  mit 
sicherer  Hand  zeichnen,  und  den  Einflusz  derselben  auf  das 
Leben,  ihre  Vorzüge  und  Mängel  mit  Bestimmtheit  darlegen. 
Die  Vorträge  selbst  aber  wären  immer  noch  weniger  wesent- 
lich als  die  Outachten  und  Vorschläge  der  Akademie, 
welche  das  wissenschaftliche  Leben  in  gesundem  Wachsthume 
zu  fördern  und  far  VerlMreitung  wissenschaftlich  erkannter 
Wahrheiten  zu  sorgen  die  Bestimmung  hätten. 


J^tfpxits  f  ndl. 

Die  Wirthschaftspflege. 


Erstes  GapiteL 

Art  und  Ricbtnngen  der  WirtbschaftspBege. 

Verstehen  wir  unter  Wirthschaft  überhaupt  alle 
waltong  des    materiellen    YennOgens,  nnd  jede   Pflege    ir 
ftnszein  Verhältnisse,  welche  anf  das  Vermögen  einwirken*  s» 
ist  unter  Wirthschaftspflege  im  weitem  Sinne  des  W<Htfr 
alle  Verwaltung  und  Pflege  der  VermögensTerhaltnisse  an  Ter- 
stehen,  welche  dem  State  zukommt  und  von  ihm  auageliL  Dir 
noch  junge  Wissenschaft  der  politischen  Oekonomie  CS»- 
tional Ökonomie)    hat  es  unternommen,   die   Gesetze  und 
Maximen  einer  wohlgeordneten  und  fruehtbringendMi   Wirtli- 
Schaft  in  allen  ihren  gemeinsamen  Beziehungen  zu  eribracbea 
und  darzulegen.    Sie   beruht  voraus  auf  der  Omndlage  d«f 
mathematischen  und  physikalischen  Wissenschaften,  und  inden 
sie  diese  auf  die  Erzeugung,  Erhaltung  und  Veredlong  der 
mancherlei  äuszem  Ofiter  anwendet,  welche  den  BedOrfiiissea 
und  Genflssen  der  Menschen  dienen,  hat  sie  ein  zusammenbiiK 
gendes  rationelles  System  einer  guten  Wirthschaft  zu  begrts- 
den  unternommen. 
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Es  kann  nicht  die  Aufgabe  des  Statsrechtes  sein,  diese 
Issenscliafl;,  welche  auf  anderem  Boden  erwachsen,  sich  Aber 
inen  Bereich  hinaus  erstreckt,  zu  umfassen.  Es  darf  seinen 
andpunkt,  den  Stat,  nicht  verlassen,  und  hat  es  nur  mit  den 
rganen  in  dem  Statskörper  zu  thun,  welche  für  die  wirth- 
haftliche  Aufgabe  desselben  bestimmt  sind,  und  die  recht- 
:^be  Richtung  und  Weise  ihrer  Thätigkeit  zu  bezeichnen.  Die 
rirthschaftspflege  daher  in  unserm  Sinne,  als  ein  Zweig  des 
batsrechts,  yerhftlt  sich  zur  politischen  Oekonomie  etwa  so, 
ie  die  Lehre  von  der  Eriegsgewalt  zu  '  den  Hilitärwissen- 
shaften,  die  Lehre  von  der  Oerichtsorganisation  zum  Privat- 
nd  Strafrecht. 

Das  ist  der  Statswirthschaft  mit  der  Statscultur  gemein, 
lasz  hier  das  specifisch  obrigkeitliche  Moment  zurücktritt.  Sie 
st   nicht   eine  Offenbarung  der  Statsgewalt  im    eigentlichen 
Sinne,  welche  ihrem  Wesen  nach  eine  sittlich  gebietende  und 
irerbietende  Macht  der  Gemeinschaft  ist.    Dadurch  eben  unter- 
scheidet sie  sich  wie  die  Statscultur  von  der  Polizei,  die  doch 
auch  als  Sorge  für  die  öffentliche  Wohlfahrt  wirksam  erscheint. 
Sie  ist  daher  weniger  Regierung  als  Verwaltung,  und  die 
leitenden  Grundsätze  dieser  sind  in  der  Hauptsache  dieselben, 
wie  sie  auch  auszerhalb  des  States  in  der  Wirthschaft  der 
Privaten  und  der  Privatvereine   sich  wieder  finden.  Sie  nähert 
sich  daher  der  Ordnung  des  Privatlebens  mehr  an  als  alle  an- 
deren Functionen  des  Stats,  und  es  hat  der  zahlreiche  Kreis 
von  Finanz-  und  Wirthschaftsbeamten  aus  demselben  Qmnde 
auch  einen  wesentlich  andern,  dem  Privatleben  näher  stehenden 
Charakter,  als  die  Begierungsbeamten  im  eigentlichen  Sinn. 
Von  der  Statscultur  unterscheidet  sie  sich  dadurch,  dasz  sie 
eine  auf  materielle  Güter  gerichtete  Pflege  ist,   während 
die  Pflege  dieser  auf  die  geistigen  und  sittlichen  Güter 
der  Nation  Bezug  hat.* 

«  Vgl.  oben  Boeh  Y.  o.  2,  S.  465  ff. 
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Die  Wirthschi^pflege  bezieht  sich:  I 

1)  auf  das  Yermögen  des  States  selbst.  Dm  u^ 
nannte  Finanzwesen,  die  Begierangswirthsehaft.  is- 
£uzt  die  gesammte  materielle  Sorge  und  Yerwaltang  mit  Beiu 
aof  diejenigen  Qüter,  die  dem  State  zngdiftreii,  und  deres  "' 
bedarf,  nm  seine  eigenen  öffentUohen  Bedfirfidne  xa  befcr 
digen.  Sie  ist  auf  Seite  des  States  analog  der  Prifatfik- 
nomie  der  Individuen,  aber,  weil  den  öffentlichai  BestimmDi^ 
des  States  dienend,  mehr  als  diese  von  Öffentlichem  Geeiste  erfil 

2)  auf  die  Sorge  fQr  den  Öffentlichen  Verkehr  n 
die  Öffentlichen  Anstalten,  welche  die  gemeine  materiel 
Wohlfahrt  der  Nation  fördern,  sowie  für  die  Grundbedi:- 
gungen  des  nationalen  Wohlstandes  überhaupt  im  Gafir-: 
und  in  ihren  Theilen,  die  Yolkswirthschaftspflege. 

Sowohl  das  Finanzwesen  als  die  Yolkswirthschaftspfic: 
setzen  eine  statliche  Thätigkeit  voraus.  Die  letztere  ist  ab?: 
io  vorzüglichem  Sinne  statUch,  und  nicht  wie  das  oft  asgr- 
sehen  wird,  von  dem  Geiste  des  Privatrechts  und  dar  Pri^r.- 
wirthschaft  beherrscht;  denn  die  ächte  Yolkswirthschnftsi^rj' 
maszt  sich  nicht  an,  die  Thätigkeit  der  Privatwirthachaft  r. 
ersetzen  oder  zu  leiten,  sondern  sie  hat  vor  allem  die  Gt- 
sanmitheit  im  Auge,  und  die  massenhaften  Interessen  und  B< 
dürfnisse  dieser,  und  wirkt  von  da  aus  mittelbar  ein  auf  i.-. 
Wohlfahrt  auch  der  PrivatOkonomie. 


Zweites  Gapitel. 

I.  Finanzhoheit.    A.  ünmittelbarefl  Steisgiii. 

1.  Der  Stat  als  ein  leibliches  Beich  der  GeMmmtheit  be> 
darf  zu  seinem  äuszem  Dasein  auch  des  matenellea  Yem(^ 
gens.  Yen  jeher  haben  die  Staten  daher  auch  eigtties  Ver- 
mögen besessen,  Grundeigenthum,  fahrende  Habet  Forderaagec 
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Ach  Art  reicher  Privaten.  Die  mittelalterlichen  Staten  be- 
uhten  in  ökonomischer  Beziehung  fast  ganz  auf  den  privat- 
echüichen  Einkünften  des  States,  auf  Privatvermögen.  Das 
st  indessen  noch  eine  niedere  Stufe  der  statlichen  Entwickelung, 
tuf  welcher  so  der  priyatrechtliche  Gesichtspunkt  yor- 
[lerrscht.  Wird  der  Stat  sich  seines  Wesens  bewuszt,  so  wird 
jewissenoaszen  auch  die  Vermögenssphäre  desselben  von  dem 
Statsgeiste  erfBUt^  und  über  das  blosze  Privatrecht  emporge- 
hoben. Den  öffentlichen  Bedürfnissen  entsprechen  dann 
die  öffentlichen  Einkünfte,  und  das  Vermögen  desStats 
jene  zu  befriedigen  wird  mehr  und  mehr  nach  statsrechtüchen 
Grundsätzen  geordnet. 

Immerhin  aber  ist  es  natürlich,  dasz  der  Stat  auf  diesem 
materiellen  Gebiete  auch  als  privatrechtliches  Vermögen s- 
snbject,  und  sogar  als  das  gröszte  und   reichste  erscheine. 
Das  Privateigenthum  ist  eine  unentbehrliche  Unterlage  für  die 
öffentliche  Bestimmung   des  Statsvermögens.    Der  Stat  bedarf 
zahlreicher  Gebäude,  welche  seinem  öffentlichen  Leben  dienen, 
Residenzen,  Begierungs-  und  Justizpaläste,  Zeughäuser,  Festun- 
gen u.  s.  f.,  und  er  bedarf  reicher  Vorräthe  an   mancherlei 
beweglichem   Vermögen,   wie  Eriegsrüstungen ,    Bibliotheken, 
Kunstsammlungen.     Das  alles  ist  zwar  auf  der  einen  Seite 
Privatgut  des  State,  und  den  Kegeln  des  Privatrechts  unter- 
worfen, aber  durch  den   öffentlichen  Gebrauch  und  die  öffent- 
liche Bestimmung  desselben  erhält  es  auf  der  andern  Seite 
einen   eigenthümlichen    Statscharakter,   welcher    hin- 
wieder von  Einflusz  ist  auf  die  Bechtsverhältnisse.    Es  wird 
zu  einem  specifisch  öffentlichen  Gut  (Domaine  public) 
ausgebildet.    Der  Würde  des  Stats  ziemt  es,  dasz  er  dieses 
Gut,  welches  ganz  und  gar  öffentlichen  Zwecken  dient,  auch 
äuszerlich  so  vollkommen  rein  und  schön  erhalte,  als  es 
seinen  Kräften  und  ihrer  Bestimmung  gemäsz  ist.    Er  soll 
diesem  Vermögen  den  Stempel  seiner  Hoheit  und  Ehre  auf- 
prägen. 

25  ♦ 
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2.  Verschieden  von  diesem  öfTenilichen  Gnt  des  Stets  ist 
das  sogenannte  werbende  Vermögen  desselben  (Domaiie 
de  riiitat),  welches  nnr  mittelbar  dem  State,  nnr  insofern  diei^ 
als  er  die  Einkünfte  desselben  fflr  öfTentliche  Zweite  Terwes- 
den  kann.  Dahin  gehören  die  Domftnen  im  engem  Sinne, 
Capitalien,  einzelne  Oewerbeanstalten,  welche  auf  Be^ 
nnng  des  Stats  betrieben  werden.  Dieses  VermOgeo  ist  ii 
hoherm  Grade  als  PrivatvermOgen  des  Stats  zu  betraditen, 
als  das  öffentliche  Out  des  Stats.  In  Uteren  Zeiten  beiogci 
die  Staten  hauptsächlich  von  daher  ihre  wichtigsten  Einkünfte. 
Bei  der  Eroberung  und  Vertheilung  des  Landes  wurde  daher 
regelmftszig  ein  groszer  Theil  des  Bodens  vorweg  ansgesehiedei, 
und  von  den  Fflrsten  und  Staten  zur  Bestreitang  der  öffent- 
lichen Bedflrfnisse  in  Besitz  genommen.  Das  Abgabensjstem 
war  während  des  Mittelalters  noch  wenig  ausgebildet,  nnd  der 
Stat  war  auch  nur  ausnahmsweise  genOthigt,  die  BeihtUfe  der 
Privatpersonen  anzusprechen.  In  gewöhnlichen  Zeiten  genügt» 
sein  eigener  Privatbesitz. 

Das  neuere  Finanzsystem  der  Staten  ist  solcher  Prifit- 
wirthschaft  des  Stats  nicht  gftnstig.  In  England  beträgt  der 
sftmmtliche  Reinertrag  der  Domänen  nicht  einmal  1  Prooeot 
des  ganzen  Statseinkommens ,  in  Oester reich  wenig  mehr 
als  IVt;  ^^  Frankreich  nur  3  Procent,  in  Preuszen  sehoii 
12  Procent,  in  Bayern  25  Procent.*  Allerdings  Unt  sich 
nicht  verkennen,  dasz  von  dem  wirthschafklichen  Standpunkte 
aus  ein  weit  gröszerer  Ertrag  erzielt  wird,  wenn  das  frodti- 
bringende  PrivatvermOgen  auch  in  den  Händen  von  Privatper- 
sonen ist,  als  wenn  es  unter  der  Verwaltung  des  States  steht 
Auf  der  andern  Seite  aber  gewährt  der  ausgedehnte  Chnndbe- 
sitz  des  Stats  immerhin  grosze  Sicherheit  und  eine  SoUdüit 
des  Statsreichthums ,  welche  für  die  dauernden  StatsinteressM 
nicht  gering  anzuschlagen  sind,  so  dasz  eine  prindpieD  g^ 

*  Vgl  daraber  die  Kaohweisnng  aod  Aaifühning  bei  Ba«,  FIbmi- 
wifsenieh.  L  §.  89  ff. 
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botene  EDtftaszenug  desselbeii  nicht  nothwendig  erscheint. 
Sehr  viel  hftngt  dabei  überdem  von  den  besondern  YerhUt- 
Hissen  und  Sitten  der  einzelnen  Staten  und  Völker  ab. 

3.  Je  mehr  eine  gute  Wirthschaft  der  fruchtbaren  Güter 
Privatfleisz  und  Privatkrftfte  erfordert,  desto  weniger  eignen 
sich  dieselben  zur  Statsverwaltung,  je  mehr  dieselben  dagegen 
Bezug  haben  auf  die  gemeinsamen  Statsinteressen ,  und  je 
ein&oher  ihre  Verwaltung  ist,  desto  eher  ist  solcher  Besitz 
auch  fBr  den  Stat  zu  bewahren.  Daher  thut  der  Stat  vor 
allen  Dingen  wohl, 

a)  sich  des  eigenen  Betriebs  von  Fabriken,  Handel, 
Handwerk   und   derartigen   Gewerben  zu   enthalten.     Denn 
immer  wird  der  Stat,  eben  weil  die  individuelle  Speculation 
und  individueller  Fleisz  und  Fertigkeit  das  Gelingen  solcher 
Unternehmungen  vorzflglich  bedingen,  mit  grOszerem  Kosten- 
aufwand und  mit  weniger  Gewinn  arbeiten  als   der  Privat- 
mann, der  sich  ganz  und  gar  mit  aUen  seinen  Er&ften  diesem 
Berufe  widmet     Aber   selbst  da   sind  Ausnahmen  zulässig, 
sei  es,  weil  der  Stat  selbst  auf  sichere  Weise  fttr  mancherlei 
Gerftthschaften,  z.  B.  fQr  Eriegsmunition  und  Büstung  sorgen 
musz,   ohne   sich   ganz  auf   den  Privatbetrieb   verlassen    zu 
können ,  sei  es ,  weil  einzelne  Gewerbe  zur  Pflege  der  Kunst 
dienlich  sind  und  hier  die  Bücksicht  auf  Gtowinn  hinter  der 
auf  Ausbildung  und  Vervollkommnung   dieser    zurück   steht, 
wie   z.  B.  Porcellanfabriken,   oder  weil  die  Betreibung  ein- 
zelner Mustergewerbe   auf  Statskosten  zur  Gontrole  und  zum 
Ansporn  dient  für  ähnliche  Privatgewerbe,   welche    für  die 
materielle  Wohlfiihrt  des  Publicums   von  groszem  Interesse 
sind,  oder  weil  einzelne  Gewerbe,    wie    voraus    die  Hütten- 
werke  sogar  nöthig  werden,  um  die  Begalien  mit  Vortheil 
auszubeuten. 

b)  Nicht  minder  wird  der  Stat  aus  gleichen  Gründen 
keinen  Vortheil  finden  in  der  Beibehaltung  von  Wohn- 
gebftuden,  deren  er  nicht  zu  öffentlichen  Zwecken  bedarf. 
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c)  Wiese,  Acker,  Rebland,  O&rten  ferner  war^. 
von  jeber  ihrer  Nator  nach  yorzngsweise  dem  I*riTaIl!ei-T 
und  der  Privatbenntraog  anheimgegeben.  Auch  dafür  ^t 
die  Statswirthschaft  wenig.  Indessen  können  poütüci 
Ordnde,  wie  die  Rflcksiclit  auf  das  von  Zeit  zq  Zeit  wie^ 
kehrende  Bedtlrfnisz ,  einzelne  ausgezeichnete  MSnner ,  weltl- 
dem  State  grosze  Dienste  geleistet  haben,  mit  Grundbe^".'^ 
anszQstatten  und  ihnen  eine  sichere  Stellung  unter  der  Nati  - 
nalaristokratie  zu  verschaffen ,  den  Stat  bestimmeii,  Domanial- 
besitz  solcher  Art  zu  seiner  VerfQgnng  zn  erhalten. 

d)  Am  ehesten  wohl  sind  Waldnngea  als  Gmndbes-a 
des  States  tanglich.    Die  Natnr  der  Waldang,    welche  nsr 
in  langen,  das  gewöhnliche  Lebensalter  der  IndividtieD   über- 
danemden  Perioden    ihre    regelmSszigen  Frflchte,    die    ffoli- 
scbläge,  hervorbringt,  macht  es  wflnschenswerth,  dasz  der  £s 
genthflmer   selbst    auch   ein    IILngeres  Leben  habe.      In  des 
wechselnden  Besitz   kurzlebender  Menschen    wird  leieht  vcc 
der   momentanen   Gewinn-  und   Qenuszsucht  die    nachhaltige 
Grtragsßhigkeit    des  Waldes    aufgezehrt    nnd    dadurch   anch 
dem  Volke,   fOr  welches  das  Holz  ein  unentbehrliches  Lebens- 
bedärfnlBz  ist,  groszer  Schaden  bereitet.    Die  Selbstsucht  der 
gegenwärtigen  Generationen    kann   hier  leicht  den  künftig^B 
einen  schweren  Mangel  bereiten.    Diese  Gefahr  wird  dos  sehr 
gemildert,  wenn  die  Waldungen  groszentheils  dem  State  nod 
den  Gemeinden  gehören,    deren  eigenes  auf  Jahrhunderte  hin 
fortdauerndes  Leben  sie  darauf  hinweist  auch  der  Kachkommen 
EU  gedenken,  und  deren  Anstalten  manche  Garantien  darbieten, 
welche  vor  einer  leichtsinnigen  VeTschlendemng  nnd  tlbermii- 
vÄgei   Ausbeutung  der   Waldungen   bewahren.     Auch  ist  die 
fijratmftszige  Bewirthschaftung    der  Waldungen  inimeihin  so 
fi:st  geregelt  und  die  Controle  darüber  so  leicht  m  fuhren. 
dasz  solche  öffentliche  Wirthschaft  an  Gftte  und  Ertrag  gv 
wohl  mit  ausgezeichneter  Privatwirthschaft  Schritt   n  ludta 
vermag,  die  gewöhnliche  sogar  leicht  fibertrilft.    ünveriQt> 


^ 
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erlichkeit  der  Statswaldungen  darf  daher  wohl  als  Segel 
gelten. 

e)    Selten  genug   ist   in  unserer  Zeit  actives  Vermögen 
ron    zinstragenden  Gapitalien,    welche   dem  State   g^ 
lören.       Selbst  in  den  schweizerischen   Gantonen,    deren 
einfache    Wirthschaft  noch    mehr    als   anderwärts  dem  Gha- 
rakter   der  Privatwirthschaft  ähnlich  geblieben  ist,  sind   die- 
selben   in  neuerer  Zeit  sehr  vermindert  worden.    Wo  sie  be- 
steben,   da  haben  sie  den  groszen  Vorzug  regelmäsziger  und 
sicherer  Einkünfte,  und  zugleich  den,  dasz  für  auszerordent- 
liche  Capitalausgaben  ohne  Belästigung  der  Einwohner  durch 
Yerwendnng  derselben   gesorgt   werden   kann.     Müssen  aber 
Schulden  contrahirt  werden,   so  ist  es   oft  nur   eine  Selbst- 
tauscbung,  wenn  der  Stat  seine  Activcapitalien  unversehrt  zu 
erhalten    vermeint,    während   er   sie   durch   entgegengesetzte 
Passivcapitalien  in  Wahrheit  au&ehrt. 

f)  Von  ähnlicher  Art  sind  die  mancherlei  Grund  ge- 
falle, welche  die  modernen  Staten  als  ursprünglich  grosze 
Qnmd-  und  Vogteiherren  aus  dem  Mittelalter  häufig  ererbt 
haben,  wie  Zehnten  und  Grundzinse  von  mancherlei 
Art  Die  Ausbildung  des  neuen  Privatrechts  aber  sowohl 
als  die  der  Privatwirthschaft  ist  diesen  Bealrechten  nicht 
günstig,  und  hat  dieselben  groszentheils  verdrängt  und  um?- 
gewandelt. 
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Drittes  Gapitel. 

B.  Die  Regalien. 

Der  Begriff  der  Begalien  liegt  auf  derGreoxe  zwiscba 
State-  und  Privatrecht,  und  ist  aus  beiderlei  Bestandttieik: 
gemischt.  Es  kann  daher  nicht  befremden,  dasz  derselbe  ii 
dem  Mittelalter,  welches  überhaupt  öffentliche  und  Primat- 
rechte  zu  verbinden  und  zu  mischen  liebte,  entstandeD  lai 
vorzüglich  ausgebildet  worden  ist,  und  ebensowenig  auffmllei. 
dasz  die  neuere  Zeit,  welche  schärfere  Sonderung  der  beiiieL 
Gebiete  anstrebt,  in  der  Arbeit  begriffen  ist,  auch  hier  die 
Ausscheidung  zu  vollziehen  und  jenen  Begriff  au&alösen. 

Das  statsrechtliche   Element  in  den  Regalien   ist,   dasx 
diese  nicht  zufällig  noch   vorübergehend,  sondern  von  Recht» 
wegen  dem  State  zukommen,  der  Stat  somit  als  das  eig^t- 
liehe  und  nothwendige  Bechtssubject  derselben  erscheint.  Wenn 
Privatpersonen  daher  im  Besitz  von  Begalien  sind,  so  ist  ihr 
Becht  inmier  von  dem  State   abgeleitet  und  kehrt,  wemi  sie 
es  verwirken,  immer  wieder  an  den  Stat  zurück.    S tatliche 
Hoheit  ist  von  der  Begalität  unzertrennlich.   Die  Form  aber, 
wie  diese  im  Becht  ausgebildet  worden,   ist  privatreditlich. 
Nicht  die  Ausübung  der  Statshoheit  aus  öffentlichen  Gründen 
und  in  öffentlicher  Bichtung  wird  vorzüglich  betont,  sondein 
der  damit  verbundene  materielle  Genusz,  die  eigenthumsartige 
Nutzbarkeit,  und  um  deszwillen  ist  denn  das  Becht  auch  zur 
Quelle  geworden  von  mancherlei  nutzbaren  Gerechtsamen, 
die,  wie  anderes  Privatrecht,  dem  Verkehre  der  Privatpersonen 
überlassen  worden  sind. 

Der  neueren  Bechtsbildung  gemäsz  ist  es,  den  statsrecht- 
lichen  Charakter  der  Begalien  entschiedener  zu  bewahren  und 
reiner  zu  halten.  Diejenigen  Begalien,  welche  wie  z.  B.  das 
Jagdregal,  in  der  öffentlichen  Bechtsordnung  keine  BegrAndang 
haben,  sondern  mehr  willkürlich  und  zufUlig  von  dem  Stete 
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m  die  Hand  genommen  wordeD,  sind  daher  ab  Begalien  ganz 
aufzugeben  und  besser  als  einfache  Privatrechte  zn  behandeln, 
immerhin  mit  Vorbehalt  der  erforderlichen  polizeilichen  Be- 
Bcbrftnkungen  und  angemessener  Besteuerung.  Die  übrigen  Be- 
galien dagegen,  welche  ihrer  Natur  nach  als  nutzbare  Ho- 
he itsr  echte  zu  betrachten  sind,  werden,  insofeme  aus  ihnen 
materielle  Einkünfte  dem  State  zuflieszen,  mehr  und  mehr  als 
Steuerrechte  behandelt,  dem  gesammten  nach  Omndsfttzen 
des  öffentlichen  Bechtes  zu  normirenden  Steuersystem  einge- 
fflgt,  und  soweit  sie  in  Verbindung  mit  öffentlichen  Functionen 
des  States  stehen,  mit  Bücksicht  auf  diese  frei  bestinmit  wer- 
den. Diese  Fortbildung  des  Bechtes  hat  nun  zwar  begonnen 
und  schon  manche  Schritte  zurückgelegt,  aber  sie  ist  noch 
nicht  zu  diesem  Besultate  gelangt,  und  es  sind  daher  immer 
noch  die  Begalien  in  der  bisher  überlieferten  Form  und  Be- 
deutung übersichtlich  zu  erwähnen. 

£s  gehören  hieher: 

1.  Die  grundherrschaftlichen  Begalien,  oder  die 
Begalien  im  eigentlichen  Sinn,  welche  sich  entweder  aus  der 
Hoheit  des  States  über  die  Sachen  erkl&ren,  die  ihrer  Natur 
nach  öffentlich  sind,  oder  aus  einer  von  dem  State  vorbehal- 
tenen Herrschaft  über  solche  Sachen,  deren  Ausbeutung  und 
Benutzung  in  näherer  Beziehung  zu  der  öffentlichen  Wirth- 
schaft  stehen.  Als  solche  sind  in  vielen  Staten  seit  demMit- 
tehüter  anerkannt: 

a)  Das  sogenannte  Wasserregal.  Die  Statshoheit  (nicht 
Eigenthum  im  eigentlichen  Sinn)  über  die  öffentlichen  Gewässer 
ist  naturgemäsz.  In  Folge  dessen  ist  das  Recht  des  States, 
auch  die  Benutzung  derselben  von  Seite  der  Privaten  zur  Schiff- 
fahrt, zu  Fähren,  zur  Wiesenwässerung,  für  Wasserräder,  zum 
Fischfang  u.  dgl.  zu  regeln,  wohlbegründet.  Im  Mittelalter 
aber  wurde  diese  Hoheit  in  ein  fiscalisches  Begale  gewandelt, 
um  von  den  Privaten,  welche  die  Gewässer  so  in  ihrem  Son- 


894  Zehntes  Buch.    Die  Wirihsohaftapflege. 

derinteresse  benntzten,  Abgaben  zu  erheben.*  Die  ersten  Be- 
deutung ist  bleibend,  die  letztere  flscalische  aber  im  ünteifuig 
begriffen,  auch  für  die  Statscasse  von  geringem  Werth  und  für 
die  Priyatwirthschaft  eine  Last. 

b)  Das  Bergwerksregal,  Bergregal,  ürsprfinglick 
wurden  wie  der  Boden  so  anch  die  unter  der  Oberflicbe  ver- 
faandenen  Metalle  jeder  Art  sowohl  nach  römischem  ab  nadi 
deutschem  Bechte  als  ein  Bestandtheil  des  priTatrechtüehei 
Grundbesitzes  betrachtet.  Wieder  erst  im  Mittelalter  kam  die 
Ansicht  auf,  dasz  dieser  unterirdische  Reichthum  nicht  n 
dem  Grundstücke  gehöre,  sondern  der  „königlichen  Gewalt^ 
unterworfen  sei.  In  der  That  konnte  man  an  natärliche  Eigen- 
Schäften  der  Bergwerke  anknüpfen.  Die  Adern  und  Leger  d« 
Fossilien  breiten  sich  unter  der  Erde  aus  und  nehmen  ihre 
Richtungen  völlig  unabhängig  von  der  Eintheilung  mid  Cvt 


^  Constitntio  Friderici  L  a.  1158  (bei  Pertz  Momun.  Qerm.  D, 
p.  111):  „Regalls  sunt  heo:  Arimania,  yie  publice,  flumina  naTigalMln 
et  ex  quibus  fiunt  nayigabilia,  portus,  ripatica,  yectigalia  qae  mlgo  di> 
contur  tholonea,  moneta,  malotarum  penarumque  compendia,  bona  ▼*- 
oantia  et  que  indignis  legibus  auferuntur,  nisi  que  specialiier  qmbiudaB 
oonceduntur,  et  bona  contrahentium  incestas  nuptias  et  dampnmloroi  et 
proscriptorum  secundum  quod  in  noyis  oonstitutionibns  cayetiir,  aagin- 
arum  et  parangariarum  et  plaustrornm  et  nayiom  prestationes,  et  eitr»- 
ordinaria  ooUatio  ad  felipisBiiiuim  regalis  numinis  expeditionem ,  potaüti 
constitaendorum  magistratuum  ad  justitiam  expediendam ,  argestane  et 
palatia  in  ciyitatibus  consuetis,  piscationum  redditos  et  aaliAariiii  et 
bona  oommittentiam  crimen  majestatis  et  dimidiom  tbesam  iBTenti  n 
looo  Cesarifl  non  data  opera,  Tel  in  looo  religioso,  si  data  opera,  toCiB 
ad  eum  pertinet."  Dagegen  der  Frieden  yon  Venedig  t.  1177(PertiIIt 
p.  152):  „Regalia  yero,  que  per  eum  (imperatorem)  Tel  aateeenarti 
ejus  tarn  a  olerieis  quam  laicis  fnemnt  detenta,  Tel  per  ipnun  na  aate> 
eessores  ejus  inTestita,  quieto  dimittat,  nee  de  cetero  impediat.  dmsvt- 
tudines  etiam  et  oomoditates,  quas  oiyitates  et  omnes  de  socieiate  haben 
oonsueyerunt  in  pascuis,  pisoatlonibus,  molendinis,  famis,  tabidis  eaabb- 
torum  et  negooiatoram,  maoellii,  domibns,  qnas  habent  edifieclat  ia  ▼» 
publieia  Tel  snpra  Tel  iuxta  rias  pnblioas,  et  etemas  oonfaetndnes  <a- 
tiquas,  eisdem  ciyitatibus  et  omnibus  de  sooietate  quiete  habere  et  teaefr 
permittat.*<    Vgl.  den  Constanser  Frieden  yon  1183  (Ports  U,  IT^j  1  ^ 
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tnrart  des  Grandeigenfhnms  auf  der  Oberfläche.  Sie  haben 
daher  ein  yon  jenem  ?erschiedenes  Dasein,  nnd  die  Gruben 
müssen  auch  mit  Rücksicht  darauf  im  Zusammenhang  und  ge- 
trennt von  der  Bepflanzung  der  Grundstücke  gebaut  werden. 
Sodann  schien  die  enge  Beziehung  der  edlen  Metalle  zu  dem 
Münzwesen  und  anderer  zu  der  Ausrüstung  des  Heeres  dem 
State  ein  näheres  Secht  darauf  als  andern  Personen  zu  g^ 
währen.  Endlich  machten  mancherlei  Interessen  eine  statliche 
Aufsicht  über  den  Bergbau  nöthig.  Aber  gleichwohl  lag  in 
der  allgemeinen  Einfahrung  auch  des  Bergregals  eine  Umge- 
staltung des  hergebrachten  Privatrechtes ,  die  auch  im  Mittel- 
alter als  anmaszliche  Willkür  yerhaszt  war.' 

Die  Ablösung  8es  Bergbaues  ?on  dem  Grund- 
eigenthum  hat  sich  auch  in  neuerer  Zeit  erhalten,  und 
dieses  privatrechtliche  Element  in  dem  mittelalterlichen  Berg- 
regale hat  auf  Fortdauer  Anspruch,  weil  es  in  der  That  der 
Natur  der  Sache  entspricht.  Ebenso  ?drd  die  ausgebildete 
Statsaufsicht  über  die  ordentliche  und  sichere  Betreibung  des 
Bergbaues  fortdauern.  Dagegen  ist  streng  genommen  der  Begriff 
eines  ausschlieszlichen  Bergregals  bereits  aufgegeben  worden, 
seitdem  man  angefangen  hat  den  Bergbau  für  „frei  zu  erklären", 
d.  h.  seitdem  Jedermann  freigestellt  wird,  mit  Beachtung  der  berg- 
polizeilichen Yorschriften  zu  schürfen  und  zu  muthen.  Nur 
in  gewissen  Abgaben,  welche  den  bergbelehnten  Priratunter- 
nehmem  auferlegt  zu  werden  pflegen,  den  Bergzehnten,  Qua- 


'  Freigedank  bei  Kraut,   Grondmi  des  deutsohen  PriTatreefats, 
§.  114. 

„die  fttnten  twiligent  mit  gewalt 
Telt  stein,  weiser  und  wait, 
darsuo  beide  wilt  und  sam, 
si  taten  loft  gerne  alsam, 
der  msoi  ms  doch  gemeine  sin. 
möhten  sie  nns  den  snnnen  sebin 
Terbieten,  oncb  wint  und  regen, 
man  mflest  in  ains  mit  golde  wegen.** 
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tembergeldem ,  Beceszgeldem  zeigt  sich  noch  die  fiBctLsa 
Natur  des  Bergregals.  Der  Oesichtspunkt  der  Stencn  9 
Gebühren  scheint  aber  anch  hier  den  der  nutzbaren  BegLJs 
allmählich  im  Interesse  einer  guten  Stats-  und  Yolkswirtliaca 
zu  yerdrftngen.  Auch  «renn  das  Bergregal  als  solehea  pi 
aufgegeben  wird«  wird  doch  der  Stat  nicht  Terhindot  ^ 
einzelne  Bergwerke  mit  Yortheil  auf  eigene  Bechnuns  xn  -ji 
treiben  oder  zu  verpachten. 

c)  Verwandt  ist  das  Salzregal,  kommt  aber  oock  i 
gröszerer  Ausdehnung  vor,  und  findet  sich  auch  dem  West 
nach  schon  in  dem  römischen  Alterthum.  Man  yersteht  im 
unter  nicht  aUein  das  ausschlieszliche  Becht  des  Stats  ■ 
Gewinnung  von  Kochsalz,  sondem  zugleich  auf  den  Sai^ 
handel.  Das  Begal  im  engem  Sinne  und  das  Statsie^ 
nopol.sind  hier  verbunden.  Der  grosze  Ertrag,  weldien  a 
ausschlieszliche  Yerwerthung  dieses  flir  die  Menschen,  dii 
Vieh  und  viele  Gewerbe  unentbehrlichen  und  nützlichen  Fr> 
ductes  der  Statscasse  sicherte,  machte  dieses  Begal  den  FinaB^ 
mftnnem  besonders  theuer,  und  die  Juristen  halfen  mit»  da»- 
selbe,  indem  sie  auf  die  Analogie  der  Bergwerke  hinwiese, 
einzufahren.  Indessen  galt  in  Deutschland  in  alterer  Zeit  de. 
entgegengesetzte  Grundsatz,  dasz  die  Salzquellen  und  das  Stein- 
salz zu  dem  Boden  gehören. 

Für  unsere  Zeit  ist  auch  dieses  Begal  als  solches  fOr  die 
Dauer  nicht  zu  halten,  und  die  Umwandlung  desselben  in  eise 
Salzsteuer  ist  bereits  in  Frankreich  und  Deutschland'  roU- 
zogen.  Diese  hat  aber,  wegen  der  wenig  lästigen  und  hA 
unmerklichen  Erhebungsart  und  ihres  reichen  Ertrages  in  in 
That  so  grosze  Yorzflge  und  wird  durch  die  Gewohnheit  nod 
Sitte,  die  in  dem  Steuerwesen  jederzeit  Beachtung  ver- 
dient, so  sehr  empfohlen,  dasz  dieselbe  in  sehr  vielen  Stsie? 
als  eine  fortdauernde  wichtige  Quelle  der  Statseinkünfle  be 
trachtet  wird. 

'  In  Frankreich  lohon  seit  der  ReToloHon,  in  DenlaeUead  1667. 
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d)  Das  Jagdregal  ist  wieder  aus  der  gnmdherrlichen 
Lnffassung  des  Stats  im  Mittelalter  entstanden  und  angelehnt 
rorden  an  das  öffentUche  Interesse  des  Wildbanns  und  der 
fagdpolizei.  Auch  hier  ist  auf  diese  Weise  ein  bleibender 
iechtsgnmdsatz ,  der  nämlich  der  Lösung  der  Jagd  von  der 
Lothwendigen  Verbindung  mit  der  Ausübung  des  Grundeigen- 
faums,  ausgebildet  worden,  und  so  rechtfertigt  sich  wohl  eine 
Hinrichtung  des  Jagdrechtes  nach  groszen  Jagdrerieren  und  in 
Jebereinstimmung  mit  den  Interessen  der  Oemeinschaft.  Da^ 
fegen  ist  das  eigentliche  Jagdregal,  in  Folge  dessen  der  Stat 
lelbst  zunächst  ein  ausschliesziiches  Recht  anspricht  Jagd  zu 
Iben  und  Jagdrechte  nach  Willktlr  zu  verleihen,  in  vielen 
leueren  Staten  wieder  aufgehoben  worden,  welche  dasselbe  wäh- 
lend des  Mittelalters  angenommen  hatten. 

2.  Verwandt  mit  den  grundherrlichen  Begalien  sind  die 
regalen  Gewerbe  und  Statsmonopolien,  welche  der 
Stat  mit  Ausschlieszung  der  Privaten  sich  vorbehalten  hat. 
Man  kann  indessen  zwei  Arten  wohl  unterscheiden:  a)  solche, 
irelche  lediglich  aus  finanziellen  Gründen  der  Privatin- 
lustrie  untersagt  und  von  dem  State  allein  um  des  Gewinnes 
willen  betrieben  werden.  Solche  Monopole  sind  wesentlich 
nichts  anderes  als  Steuern,  aber  in  die  äuszere  Form  des 
Gewerbes  gekleidet;  b)  solche,  welche  ihrer  Natur  und  Be- 
stimmung nach  eine  Betreibung  in  öffentlichem  Interesse 
erfordern,  und  bei  denen  somit  der  Ertrag  immer  nur  als  ein 
damit  verbundener  Vortheil  der  Statscasse  wohl  zu  gönnen 
ist,  aber  nicht  den  wesentlichen  Charakter  der  Regalität 
bestimmt. 

Von  der  erstem  Gattung,  gleichsam  in  regale  Gewerbe 
verhüllte  Steuern  sind: 

a)  Die  Salzregie,  von  welcher  oben  unter  1.  c)  schon 
die  Rede  war. 

b)  Die  Tabaksregie,  welche  gegen  Ende  des  XVII. 
Jahrhunderts  zuerst  in  Oesterreich  und   in  Frankreich 
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eingafilüirt  wurde,  und  weil  sie  sich  auf  einea  yerbreiletiB  rac 
im  ittBk  IrtittfL  Zeiten  fortdraernd  steige&deQ  Inxurkwa  G^ 
nosz  der  Bevölkening  bezog,  den  fHitniiniiüii  grooen  Qewiu 
brachte«  Da  die  Umwandlung  derselben  in  eine  mgBäii/^ 
Steuer  schwierig  und  diese  Einkfinfte  zu  gefährden  sdues,  sc 
wurde  diese  Erhebungsform  trotz  der  damit  verbnndeDen  Miagel 
nicht  so  leicht  aufgegeben.  In  den  Vereinigten  Staten  tci 
Amerika  besteht  eine  sehr  hohe,  in  Deutschland  ist  neo:^ 
stens  (1868)  eine  sehr  mäszige  Tabaksteuer  eingeführt  worden 

c)  Das  Lotterieregal,  moralisch  ?erwerflich,  weil  ^ 
den  Leichtsinn  und  die  Spielsudit  der  Bevölkerung,  und  tot- 
zugsweise  sogar  nicht  der  vermöglichen  Qassen,  welche  oki- 
Schaden  für  ihren  Wohlstand  auch  solchem  Vergnügen  einig: 
Abfälle  ihrer  Einnahmen  opfern  können,  sondern  der  unter, 
zu  ihrem  Verderben  zum  Glücksspiel  verlockten  Volksdassen 
von  Statswegen  specuUrt  wird.  Die  Aufhebung  dieses  Regale 
musz  daher  im  Literesse  einer  sittlichen  Statsordnnng  gefur- 
dort  werdenl  Merkwürdiger  Weise  hat  es  sich  am  Ungstei 
in  dem  römischen  Eirchenstat  in  der  schlimmsten  Form  dd 
Lottos  erhalten. 

d)  Das  Spielkartenregal,  welches  freilich  weit  w^ 
niger  einträglich  ist  als  das  zum  Spiel  reizende  Lotterierega^ 
und  welches  eher  die  Spielsucht  beschränkt  als  fordert,  dsJbti 
nicht  schon  aus  moralischen,  sondern  nur  aus  wirthschafkliche: 
Gründen  angefochten  werden  kann. 

3.  Zu  der  letztem  Gattung  der  Begalien,  welche  aidi  u 
die  Benutzung  öffentlicher  Anstalten  anschlieszen ,  die  zm 
nicht  zu  den  eigentlichen  politischen  Functionen  der  Siatage- 
walt  gehören,  aber  doch  in  dem  gemeinen  Interesse  der  Volii- 
Wohlfahrt  eingerichtet  werden,  gehören: 

a)  Das  Mflnzregal,  sich  anlehnend  an  das  Becht  nti 
die  Pflicht  des  States,  für  baares  GMd  als  allg^m^ffl  mn^. 
kanntes  Schätzungs-  und  Tauschmittel  im  Verkehr  zw  sorg^^ 
In   dem   Mittelalter  war    dasselbe  eine  ziemlich   erheUicb 
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Quelle  des  Statseinkommens.  In  der  neueren  Zeit  ist  dagegen 
die  Eingicht  durchgedrungen«  dasz  zumal  für  die  groben  Münz* 
Sorten  der  sichere  Werth  derselben  wesentlich  davon  abhingt, 
dasz  derselbe  dem  Werth  des  rohen  dazu  verwendeten  edeln 
Metalls  ganz  nahe  steht,  und  es  ist  daher  von  dem  Schlag- 
schätze  kein  Gewinn  mehr  zu  erwarten.  Nur  die  Prägung  und 
Ausgabe  der  Scheidemünze  Iftszt  einen  geringen  Qewinn  ohne 
Nachtheil  für  den  Hauptzweck  zu. 

b)  Das  Fostregal.  Der  Hauptzweck  der  Postanstalten 
ist  der,  den  Brief-  und  Paoketverkehr,  sodann  den  Trans- 
port von  Personen  und  Waaren  in  regelmäsziger  Weise  zu 
vermitteln  und  zu  befl^rdem.  Das  Statsinteresse  für  sich  schon 
macht  eine  solche  Anstalt  nothwendig,  damit  von  dem  Cen- 
trum der  Statsregierung  aus  nach  allen  Bichtungen  des  Laades 
ond  nach  auszen  hin  und  hinwieder  von  da  zurück  die  Com* 
munication  gesichert  sei.  Im  Alterthum,  in  dem  groszen  per- 
sischen und  dem  gri^szem  römischen  Seiche  waren  daher  Stats- 
posten  für  dieses  öffentliche  Interesse  eingerichtet,  dem  Privat- 
verkehr in  der  Regel  aber  unzugänglich.  In  dem  spätem 
Mittelalter  wurden  derlei  Anstalten  vorerst  zu  Gunsten  des 
kaufmännischen  Verkehrs  gegründet,  anfangs  oft  von  Corpora- 
tionen  und  unternehmenden  Privaten.  Zuerst  wurde  wohl  in 
Frankreich  durch  Ludwig  XL  im  Jahre  1464  das  Postregal 
im  neuem  Sinne,"*  dann  allmählich  auch  in  den  übrigen  civi- 
lisirten  Staten  eingeführt.  In  unsem  Tagen  hat  dieses  ebenso 
wohlthätige  als  zugleich  financiell  fruchtbare  Institut  eine  hohe 
Stufe  der  Vervollkommnung  erreicht,  ist  aber  noch  höherer 
Ausbildung  fthig. 

Es  liegt  in  dem  öffentlichen  Interesse,  dasz  die  Mitthei- 
lung von  Briefen  und  Packeton  nach  allen  Seiten  hin  mit  Ge- 
nauigkeit und  Sicherheit  und  schnell  vollzogen  werden  könne, 
Qud  voraus  eignet  sich  der  Stat  dazu,  diese  Sorge  durch  seine 

*  Sokiffner,  frans.  Reohtogesoh.  II,  B.  367. 
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Anstalten  m  übemehmen,  mehr  als  PriTatpersoneii,  dam  die*- 
haben  mehr  den  Gewinn  als  den  gemeinen  Nntzen  im  Air* 
und  gewähren  geringere  Garantie  fttr  die  Güte  so  wnfasBcs*:^ 
Sorge.  Der  Stat  dagegen  hat  eine  Menge  von  Mitteln,  die  f-i 
den  Ueberblick  über  die  allgemeinen  Bedflrfiiisse,  die  Befiv- 
digong  derselben  nnd  die  Gontrole  über  diese  erleichtenu  ci: 
seine  Ehre  ist  dabei  betheiligt,  dasz  das  in  der  rechten  Fom 
geschehe.  Er  wird  daher  auch  die  Ortschaften,  die  einen  Sp- 
ringern Verkehr  haben,  nicht  yemachlftssigen,  .weil  die  Einr:«  > 
tnngen  fttr  ihre  Postverbindnng  nur  kleinen  Gewinn  abwerfen 
vielleicht  sogar  Verlust  erheischen.  Um  so  lieber  wird  hb- 
wieder  das  Volk  es  sehen,  wenn  diese  gemeinnützigen  Anstatte: 
des  Stats  auch  einen  ansehnlichen  Gewinn  abwerfen  und  <^ 
hinwieder  die  Steuerlast  vermindern.  Zwar  kommt  diese  fiso- 
lische  Bücksicht  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht,  aber  sh 
ist  deszhalb  nicht  unwichtig.  Das  Postregal  hat  in  der  Tb: 
den  groszen  Vorzug,  dasz  es  wohl  organisirt  den  Privaten  osi 
dem  Stat  zugleich  groszen  Nutzen  bringt,  und  die  Genüsse  mi 
die  Kräfte  beider  vermehrt. 

Das  gilt  ganz  besonders  von  der  Briefpost.  In  Folg« 
des  Begals  dürfen,  soweit  der  Stat  für  regelmftszige  Briefpost- 
Verbindung  sorgt,  keine  andern  Privatanstalten  zu  benifsmäszigf : 
Versendung  von  Briefen  errichtet  werden,  ohne  besondere 
Concession  des  Stats.  Eine  übertriebene  und  unpractische  Ausdeh- 
nung dieses  Bechts  ist  es,  wenn  in  einzelnen  Staten  aneh  die 
gelegentliche  Besorgung  einzelner  Briefe  oder  Packete  durch 
dritte  Privatpersonen  verboten  wird.  Je  zweckmüasigw  uii<i 
wohlfeiler  die  Brief^K»t  eingerichtet  ist,  desto  wenige*  ist  vodk 
eine  Umgehung  der  Statsanstalt  zu  besorgen. 

In  geringerem  Masze  schon  gilt  jene  AusscUieolidikeit 
von  der  Packetpost,  welche  die  Versendung  von  Umimb 
Paeketen  und  Valoren  (Geldern)  und  die  AuszaUung  oder  in 
Empfang  von  Geldern  zwischen  verschiedenen  Arten  vermittelt 
Indessen  hat  auch  da  die  Ausübung  der  BegiKtit  so  grase 
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rortheile,    dasz   sie  in  der   Begel  der  üeberlassimg    dieser 
k>rge  an  die  Privatindustrie  vorzuziehen  ist. 

In    manchem  Betracht   verschieden  ist   die   Fahrpost, 
Lie  nicht  ebenso  nach  allen  Landestheilen  eingerichtet  werden 
cann,  sondern  natorgemäsz  sich  an  die  Hauptroaten  hält,  auf 
fvelchen  eine  gröszere  Anzahl  von  Reisenden  lieh  gewöhnlich 
bewegen.    Sie  nfthert  sich   daher  mehr  der  besondem  Privat- 
Lndustrie  an.    In  manchen  Ländern   macht  indessen  der  Btat 
mit  der  Sorge  fflr  diese  Bedürfnisse  ein  ausschlieszliches  Begal 
geltend,  sei  es,  indem  er  keine  regelmäszigen  Privatcurse  zu- 
Iftszt,  oder,  wenn  solche  verstattet  werden,  doch  dieselben  in 
gewissen  Beziehungen  der  öffentlichen  Post  unterordnet,  und 
auch  wohl  die  Erlaubnisz  dazu   besonders  erkaufen  läszt.    In 
andern  dagegen  ist  die  Fahrpost  ganz  oder  theüweise  freige- 
geben, und  die  Statspost   concurrirt  nur  mit  den  Privatunter- 
nehmungen von  ähnlicher  Art.    Im  Allgemeinen  scheinen  die 
Fahrposten  des  Stats  immer  noch  besser  als  die  der  Privaten; 
doch  hängt  hier  vieles  von  den  besondern  Verhältnissen  und 
Sitten  der  einzelnen  Länder  und  selbst  einzelner  Städte  und 
Ortschaften  ab.    Die  Einrichtung  von  Extraposten  insbeson- 
dere steht  in  naher  Beziehung  zu  der  Regalität. 

Im  Allgemeinen  gilt  für  die  ganze  Organisation  und  Be- 
handlung der  Post  der  leitende  Grundsatz,  dasz  dieselbe  nicht 
dafür  besteht,  das  Volk  zu  regieren,  noch  zunächt  das  Volk 
zu  besteuern,  sondern  vor  allen  Dingen  dem  Yolksverkehr  zu 
dienen. 

c)  Qanz^  ähnlich  ist  schon  und  wird  noch  mehr  werden  bei 
weiterer  Entwicklung  das  Institut  der  öffentlichen  Tele- 
graphen. Durch  die  Entdeckung  der  elektrischen  Telegraphen 
ist  es  möglich  geworden,  in  einem  Augenblicke  wichtige  Nach- 
richten an  entfernte  Orte  mitzutheilen ,  und  in  kurzer  Zeit 
werden  die  telegraphischen  Netze  die  civilisirte  Erde  über- 
spinnen.  Anfänglich  wurden  diese  Anstalten  lediglich  im  In- 
teresse des  Btat»  selbst  von  diesem  gegründet,  dann  auch  der 
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Benutzung  des  Publikums  zugtnglich  gemacht.  Das 
liehe  Interesse  erfordert  es,  dasz  dieselben  znnSchat  als 
anstalten  behandelt  werden,  und  die  Begalitftt  wie  fibcr  är 
Briefpost  sich  auch  darüber  erstrecke.  Yeraehieden  tod  der 
Postanstalt  aber  ist  die  Eigenthflmlichkeit  der  tel^n^uacka 
Bureaus,  dasz  jene  die  empfangenen  Briefe  der  PriYsten,  ohir 
den  Inhalt  zu  kennen,  wie  sie  sind  versendet,  diese  ämgegm 
die  Schrift  selber  besorgen  und  mittheilen,  daher  von  den 
Inhalte  der  Berichte  in  Kenntnisz  gesetzt  werden.  Das  Brief- 
geheimnisz  erh&lt  daher  hier  einen  andern  Sinn.  Es  kau 
nur  das  bedeuten,  dasz  der  Stat  nicht  unberufenen  Dritten  dk 
Einsicht  verstatte  in  die  seiner  Anstalt  anvertrauten  Frivat- 
mittheilungen ,  und  auch  darauf  ausgedehnt  werde,  dssi  da 
flbrigen  StatsbehOrden  in  der  Regel  jene  Einsicht  ebeofüls 
verschlossen  werde.  Wenn  aber  das  Statsinteresse,  wie  besoa- 
ders  in  Eriegszeiten  oder  wo  es  rasche  Yerfolgong  dw  Ver- 
brecher gilt,  die  Eenntnisznahme  begröndet,  so  darf  diese  un- 
soweniger  dem  State  entzogen  werden,  je  unnatOrlidier  es 
wäre,  dasz  dieser  selbst  immerhin  mit  sehenden  Aug«  dea 
Feinden  oder  verbrecherischen  Privaten  die  Mittel  in  die  Hand 
legte,  dem  Statszweck  entgegen  zu  wirkra. 

d)  Das  Eisenbahnregal,  fthnlich  wie  das  Telegra- 
phenregal, eine  Erweiterung  dieser  Gattung  von  Begalien, 
welche  der  technisdien  Vervollkommnung  unserer  Zeit  asge- 
hört  Eine  volle  Ausbildung  erlangt  daasdbe  nur  im  Zssam- 
menhang  mit  den  Statseisenbahnen,  deren  Ertrag  zunlAst  zur 
Unterhaltung  der  Anstalt  und  zur  Bezahlung  der  Oase  fsr  die 
daftr  verwendeten  Gq^italien,  wenn  ein  Uebersehsaa  si^  er- 
gibt, auch  zur  VergrOszenmg  der  Statseinkmifle  dient  Die 
GrOsw  des  Werks,  die  Bedeotong  deaselben  für  den  MbI- 
liehen  Yetkehr  und  die  Volkswirthsdiaft,  die  nahes  BenAaga 
deaselbai  zu  den  Vertheidigmigamitteh  and  deoi  Kri^gsweHS 
des  Landes  fiberhanpt,  n  des  PostsssUtw  and  dar  Wiitfc- 
adttft  des  States  selbst  machen  es  in  der  Bsgel  litUi«^ 
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der  Stat  die  Eisenbahnen  selber  baue  und  ihren  Betrieb  über- 
nehme, oder  die  Bedingungen  festsetze,  an  denen  der  Bau  und 
Betrieb  den  Privatgesellschaften  gestattet  wird.   Die  Bücksicht 
der  gemeinen  Wohlfahrt  darf  nicht  der  Gewinnsucht  der  Pri- 
vaten Preis  gegeben  werden.    Der  französische  Bechtsgmnd- 
satz,  dasz  die  Bahn  allezeit,  wenn  dem  öffentlichen  Verkehr 
dienend,  juris  publici  (Domaine  public)  sei  und  nur  die  Nutzung 
den  Privaten  zustehe,   entspricht  der  Natur  der  Verhältnisse. 
Die  Nothwendigkeit  einer  Concession  fQr  Privateisenbahnen, 
die  dem  öffentlichen  Verkehr  dienen,   rechtfertigt  sich  schon 
aus  polizeilichen  Gründen ;  in  dem  Begriffe  aber  liegt  es,  dasz 
der  Stat  auch  die  Privat-Eisenbahnen  an  sich  ziehen  darf,  so- 
bald er  die  von  den  Privaten  darauf  verwendeten  Auslagen 
vollständig  ersetzt,  mithin  unter  bessern  Bedingungen,  als  wenn 
er  die  Grundsätze  der  zwangsweisen   Abtretung  von  Privat- 
rechten  zur  Anwendung  brächte.     Besondere  Verträge    oder 
rechtliche  Zusicherungen  an  die  Unternehmer  können  freilich 
dieses  Recht  beschränkt  oder  modificirt  haben. 

e)  Die  Existenz  eines  Straszenregals  ist  in  neuerer  Zeit 
aus  dem  Grunde  bestritten  worden,  weil  die  Herstellung  von 
Landstraszen  eine  unabweisbare  Pflicht  des  States  sei,  die  Er- 
hebung von  Weggeldern,   Brückengeldern   daher   eher 
zu  den  (Gebühren  zu  rechnen  sei,  welche  von  der  Benutzung 
wesentlicher  Statsanstalten  bezogen  werden.'  Die  Straszen  aber, 
obwohl  der  Nutzen  derselben  ein  öffentlicher  und  obwohl  die 
Sorge  dafür  vorzugsweise  dem  State  anheimf&llt,  sind  doch 
nicht  eine  Anstalt,  welche  zu  dem  Organismus  des  Stats  selbst 
gehört  und  für  statliche  Functionen  im  eigentlichen  Sinne  be- 
stimmt ist.    Ihr  Zweck  ist  doch  nur  der,  den  gemeinen  Ver- 
kehr zu  erleichtem,  und  es   kann  derselbe  an  und  für  sich 
auch  durch  Privatuntemehmungen  erreicht  werden.  Die  Gründe, 
ans  welchen   daher  von  einem  Straszenregal  gesprochen  wird. 


*  Bau  a.  a.  O.  §.  239. 

26 


404  Zehntes  Buch.    Die  Wirthiohaltipiege. 

• 

sind  somit  ganz  ähnlich  denen,  welche  das  Postregal 
Einen  finanziellen  Sinn  hat  dasselbe  aber  nur  dann,  w 
Benutzung  der  Straszen  und  Brücken  nicht   unentgeltlieh 
sondern  dafflr  Weg-  und  Brückengelder  gefordert  werdn. 


Viertes  Gapitel. 

C.  Das  Recht  auf  Gebühren  und  Oef%Ue. 

1.  Das  Recht  des  State  auf  Gebühren  und  OefiLlle,  welcir 
bei  Gelegenheit  der  Ausübung  öffentlicher  Funetione: 
von  den  Privaten  erhoben  werden,  die  dieser  Functionen  Ir- 
dürfen,  bildet  einen  Gegensatz  zu  dem  eigentlichen  Stenerreeti 
und  ist  hinwieder  die  Ergänzung  desselben.  Die  Steuern  w**:- 
den  von  Stats  wegen  auferlegt,  die  Gebühren  nur  dann  gefie- 
dert, wenn  die  Privaten  die  Hülfe  des  Stats  in  einer  bes*.t- 
dem  Beziehung  bedürfen.  Diese  sind  daher  eine  Gegei- 
leistung  an  den  Stat,  und  dienen,  den  Aufwand«  den  dr: 
Stat  für  die  öffentlichen  Einrichtungen  solcher  Art  zu  machen 
hat,  zu  vermindern  oder  zu  ersetzen.  Die  Gerechtigkeit  sor 
eher  Gebührenerhebung  ist  einleuchtend.  Es  ist  zwar  richtii:. 
dasz  der  Stat  um  seiner  Bestinmmng  willen  und  nicht  der 
Gebühr  wegen  verpflichtet  ist,  jene  öffentlichen  Fnnctiocri 
auszuüben.  Dieselben  sind  daher  nicht  gerade  nothwendj^. 
und  nichts  steht  im  Wege,  wenn  der  Stat  ohnehin  reich  gt- 
nug  ist,  dieselben  unentgeltlich  auszuüben.  Aber  es  ist  des- 
halb nicht  ungerecht,  wenn  der  Stat  die  ökonomischen  Last». 
welche  er  tragen  musz,  um  jene  Thätigkeit  auszuaben,  von 
denen  sich  vergüten  läszt,  die  dieser  Leistung  in  ihrem  Soo- 
derinteresse  bedürfen;  und  in  vielen  FäUen  ist  es  auch  volb- 
wirthschaftlich  zweckmäszigt  wenn  er  solche  Gebühren  foniert 
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und  SO  die  allgemeine  Steuerpflicht  des  Volkes  erleichtert.   Je 
mehr  das   besondere  Privatinteresse  an   der  Statsleitiing  be- 
theiligt ist,  wie  das  vorzüglich  bei  den  Gerichtsgebfihren  klar 
ist,    desto  eher  wird  sich  die  Gebühr  rechtfertigen;  je  mehr 
die  Statsfanction  dagegen  um  der  Gesammtheit  willen  ausge- 
übt   wird,    desto   eher    wird    dieselbe  unentgeltlich  geleistet 
werden  müssen,  und  die  Kosten  dafür  in  Form  der  Steuer  zu 
erheben  sein.    Aber  es  ist  keine  begründete  Einwendung  ge- 
gen die  Gebühren,  dasz  sie  sich  nicht  nach  der  Steuerfähigkeit 
der  Bürger,  sondern  nach  der  Art  und  dem  Umfang  der  stat- 
lichen  Leistung  richten,  denn  ihrPrincip  ist  ja  nicht  Besteu- 
erung, sondern  Gegenleistung. 

2.  Die  Stempelgebühren,  seit  dem  XYII.  Jahrhundert 
in  fast  allen  europäischen  Staten  aufgekommen,   gehören  nur 
zum  Theil  zu   den   eigentlichen  Gebühren,   insofern  nämlich, 
als  sie  von  Schriften  bezogen  werden,  welche  den  Statsbehör- 
den  von  Privaten  eingereicht  oder  von  jenen  zu  Gunsten  dieser 
ausgestellt  werden.    Dagegen  nähern  sie  sich  schon  den  Steu- 
ern, wenn  auch  der  Privatverkehr  selbst,  z.  B.  die  Ausstellung 
von  Wechseln,  Empfangsscheinen,  auszergerichtlichen  Verträ- 
gen u.  dgl.   der  Stempelabgabe  unterworfen  wird,   denn   die 
Rücksicht,  dasz  derlei  Privaturkunden  möglicherweise  auch  im 
Processe  benutzt  und  dann   zumal  der  statliche  Schutz    da- 
für angesprochen  werde,  ist  doch  nur  eine  sehr  indirecte,  und 
bezieht  sich  nur  auf  Ausnahmsfälle.    Vollends  aber  wird  die 
Stempelabgabe  zur  Steuer  bei  Zeitungen  und  Kalendern,  indem 
hier  keinerlei  Leistung  des  Stats  vorliegt,   für   welche  eine 
Vergütung  verlangt    wird.     Die  letztere   Art   des    Stempels 
kann  daher  einzig  aus  dem  Standpunkte  des  Steuerwesens  ver- 
theidigt  werden,  was  freilich  principiell  nicht  leicht  gelingen  wird. 
3.  Die  Taxen  für  Ertheilung  eines  Amtes  oder  Titels 
oder  Banges  (Adels,  Ordens  u.  dgl.)  haben  den  Vorzug,  dasz 
die  Belasteten  um  so  geneigter  sein   werden ,   solche  zu  be- 
zahlen, als  sie  gleichzeitig  einen  häufig  ersehnten  Vorzug  er- 
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langen.  Nnr  dürfen  Aemter,  Titel,  Rang  nicht  um  der  T 
willen  verliehen,  und  somit  zur  käuflichen  Waare  weideii,  mr. 
welcher  der  Stat  gleichsam  Handel  treibt,  weil  die  öffiBBÜicL^ 
Bedeutung  und  der  moralische  Werth  derselben  dadurch  za  Gmn^ 
gerichtet  würden.  Die  Art,  wie  insbesondere  in  den  letsieii  Jahr- 
hunderten der  Adel  zum  Erwerbsartikel  für  die  ktaigUcka 
Gassen  gemacht  wurde,  hat  sehr  viel  dazu  beigetrageii ,  d:r 
Institution  auf  dem  Continent   dem  Ruine  entgegenzofUirea 

4.  Besonders  wichtig  sind  die  GerichtsgebfllireB. 
Sportein,  die  in  mancherlei  Formen  vorkommen.  Yortnf 
als  Proceszkosten,  sowohl  im  Civil-,  als  im  StnfpiooesL 
Diese  Sportein  treffen  vorzüglich  die  Partei,  welche  ein  Un- 
recht verübt  hat,  und  gegen  welche  daher  im  GiTilprocesz 
Schutz  gesucht,  die  im  Strafprocesz  zur  Strafe  gezog«i  wird. 
Sie  dienen  überdem  dazu,  die  Proceszsucht  daran  zu  erinneiB. 
dasz  durch  dieselbe  auch  dem  State  Schaden  zugefügt  werde, 
dessen  Ersatz  die  proceszführenden  Parteien  zu  übemehnM 
schuldig  seien,  und  durch  die  Verrechnung  der  Kosten  zu  er- 
mäszigen.  Die  Sportein  sind  daher  eine  wohlbegrfindete  Ge- 
genleistung an  den  Stat,  nur  dürfen  sie  nicht  in  dem  Mmsu 
gespannt  werden,  dasz  es  den  unbemittelten  Privaten  zu 
schwer  und  zu  gewagt  erscheint,  wenn  ihnen  unrecht  wider- 
fährt, den  Schutz  des  Gerichtes  zu  begehren.  Für  Arme  nnd 
überdem,  damit  die  Gleichheit  des  Rechtsschutzes  Wahrheit 
sei,  besondere  Ausnahmsbestimmungen  nOthig. 

5.  Die  verschiedenen  Gebühren,  welche  mit  der  Bogt- 
nannten  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  ier  Verwal- 
tung der  Obervormundschaft  verbunden  werden,  z.B.  bei 
Eintragung  der  Yerftuszerung  oder  Verpfändung  von  Liegen- 
schaften in  das  Grundbuch,  bei  Wechselprotesten,  Beglaubi- 
gungen, Errichtung  von  TestaCtnenten,  bei  Prüfimg  und  Ab- 
nahme der  Vormundschaftsrechnungen  u.  dgL,  sind  nahe  ver- 
wandt mit  den  (Jerichtssporteln,  obwohl  sie  in  den  Fftllen  nicht 
von  den  Gerichten  erhoben  werden,  wo  für  diese  amtliche 
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(litwirkmig  und  Th&tigkeit  besondere  Stellen  ^  z.  B.  die  der 
Notare  geordnet  sind,  oder  dieselbe  den  Regieningsbehörden 
ibertragen  ist.  Immer  sind  es  doch  hier  vorzüglich  Privatin- 
«ressen,  füi  welche  die  stailiche  Einrichtung  in  Anspruch 
genommen  wird,  und  daher  die  Forderung  einer  billigen  Gegen- 
leistung gerechtfertigt. 

6.  Dagegen  wird  der  Charakter  der  Gebühr  nicht  einge- 
halten bei  den  in  Frankreich  erflindenen  Hand&nderungs- 
abgaben,  Eaufsaccisen,  Enregisiremeni ^  welche  von  der 
Bigenthumsübertragung  zuweilen  sogar  der  Verpachtung  von 
Gütern,  Ton  Schuldbriefen,  Wechseln  u.  s.  f.  erhoben  werden, 
indem  dieselben  nicht  mehr  als  Gegenleistung  gegen  die  Lei- 
stung des  Stats,  sondern  als  eine  wahre  auf  den  Verkehr  ver- 
legte Abgabe  zu  betrachten  sind,  und  in  Procenten  des  Capi- 
talwerths,  d.  h.  von  dem  Capital  selbst  erhoben  werden.    Sie 
sind  daher  eine  wirkliche  Steuer,  und  flberdem  eine  den  Grund- 
sätzen der  Gerechtigkeit  nicht  gemfisze,  und  den  Grundsätzen 
einer  guten  Wirthschaft  widersprechende.    Sie  triffi;  nämlich 
nicht,  wie  die  Grundsteuer,  den  ganzen  Grundbesitz  gleich- 
mäszig,  sondern,  indem  sie  sich  an  die  zuf&llige  Veräusserung 
hält,  die  einen  Besitzer  übermäszig,  die  andern  gar  nicht, 
macht  sich  als  eine  willkürliche  Belastung  der  Verkehrsfrei- 
heit fOhlbar,  und  drückt  den  Werth  der  Güter. 

Verwandt  damit  ist  die  Erbschaftsgebühr.  Auch  sie 
hat  nur  die  äuszere  Form  einer  (Gebühr  an  sich,  und  ist,  da 
der  Anfall  der  Erbschaft  nicht  auf  einer  Thätigkeit  des  States 
beruht,  sondern  eine  Folge  des  Privatrechtes  ist,  vielmehr 
Erbschaftssteuer,  als  solche  denn  aber  eher  zu  recht- 
fertigen, als  die  Handänderungsgebühr  bei  Veräuszerung  unter 
Lebenden. 

7.  Die  Geldbuszen,  so  lange  noch  das  Strafrecht  dem 
Piivatrechte  ähnlich  behandelt  wurde,  den  verletzten  Privaten 
ZQgesprcMshen ,  fallen,  seitdem  der  öffentliche  Charakter  des 
Strafrechts  zur  Anerkennung  gelangt  ist,  als  öffentliche  Strafen 
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mit  Recht  dem  State  zu   seiner  YerfOgmig  m.     Dm  GTs^- 
aus  welchem  Qeldbuazen  auferlegt  werden,  ist  freOidi  nie  ir 
darf  nie  ein  fiscalischer  sein,  sondern  immer  ein  strafreditlicr^- 
Bieser  Erwerb  for  den  Stat  ist  daher  immer  nur  ein   nl 
liger,  und  der  Stat  musz  sogar  wünschen,  so  selten  ab  m^-^- 
lieh  Gelegenheit  zu  demselben  zu  erhalten.    Aber  wem  bcr- 
würdige  Vergehen  vorkommen,  so  ist  es  ein   erlaubter  T  -- 
theil,  wenn  der  Stat  die  Busze  empfingt,  um   damit  ac 
einen  Theil  seiner  Unkosten  für  die  Strafgerichtsbarkeit  sarocc- 
erhftlt. 

Das  ftltere  deutsche  Recht  hatte  die  Tendenz,  die  Gfl-'- 
strafen  als  regelmäszige  Strafart  fOr  fast  alle  Yerbrechea  g2 
Vergehen  zur  Anwendung  zu  bringen.  Die  modeme  Aastic- 
düng  des  Strafrechtes  hat  dieselben  im  Gegentheil,  and  ne.- 
leicht  zu  sehr  beschränkt  Wo  eine  unerlaubte  Ctewinasiici:: 
und  Eigennutz  der  Antrieb  zu  dem  Vergehen  war,  da  seheir 
die  Busze  eine  moralisch  passende  Strafe,  weil  sie  den  Schiü- 
digen  in  derselben  Richtung  ein  üebel  erleiden  läszt,  in  wel- 
cher er  ein  Uebel  verübt  hat.  Auszerdem  eignet  sie  sich  be: 
vielen  geringeren  Vergehen  auch  deszhalb,  weil  sie  die  hdben 
persönlichen  Rechte  auf  Freiheit  und  Ehre  nicht  entzieht  und 
doch  fSr  die  Meisten  ein  empfindliches  üebel  ist 

8.  Die  mit  Dispensationen,  z.  B.  von  gesetdicben 
Heirathsbeschr&nkungen,  verbundenen  Gebühren  sind  den  ge- 
richtlichen ganz  ähnlich,  und  haben  nebenbei  den  Zweck,  di« 
Begehren  um  Dispensation  innerhalb  gewisser  Schranken  zu 
halten. 

9.  Zum  Theil  mit  dem  Schutze  des  Privatrechts,  zum 
Theil  mit  der  Sorge  fflr  die  Volkswirthschaft  stehen  in  Ver- 
bindung die  mancherlei  Gebühren  fflr  GewerbsconcessioDes. 
z.  B.  der  Advokaten,  Apotheker,  Sensalen,  zuweilen  auch  Ar 
Handelsetablissements,  gewisse  Handwerke  u.  dgl.;  eboiso  die 
Gebühren  fllr  Ertheilung  von  Erfindungspatenten,  die  m 
unsern  an  mechanischen   und  technischen  Erfindnngen  friidit- 
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reu    Zeiten  zu  einer  ziemlich    bedeutenden  EinnahmBqnelle 
tworden  sind. 

10.  Endlich  kommen  auch  Polizeisporteln  und  Po- 
zeibuszen  vor;  jene  wo  im  Interesse  einer  Privatperson 
ne  Tbätigkeit  der  Polizei  begehrt  wird,  die  nicht  schon  aus 
batsgründen  veranlaszt  ist,  z.  B.  bei  Ausstellung  von  Pftssen, 
.usweisschriften  u.  dgl.,  diese  nach  Analogie  der  gerichtlichen 
trafen  als  ein  einfaches  hftuflg  wirksames  Mittel  polizeilicher 
iucht. 

Wenn  aber  die  Thätigkeit  der  Polizei  schon  durch 
TrOnde  der  öffentlichen  und  gemeinen  Wohlfahrt,  wenn  auch 
luf  Anrufen  von  Privaten  getlbt  wird,  so  ist  es  nicht  mehr 
gerechtfertigt,  für  dieselbe  Qebflhren  zu  fordern,  sondern  na- 
türlicher, dasz  die  Oesammtheit  die  Kosten  dafür  ganz  auf 
sich  nehme,  es  w&re  denn,  dasz  auch  hier  die  Verschuldung 
eines  Privaten  eine  ausnahmsweise  Belastung  desselben  be- 
gründen sollte.' 


Fünftes  Gapitel. 

D.  Das  Steuerreoht. 

1.  Das  steuerrecht  des  States  wird  nur  sehr  mangelhaft 
erkannt,  wenn  die  Steuer  nur  als  „Vergütung  fOr  den  Genusz 
der  öffentlichen  Anstalten^^ '  von  Seite  der  Privaten  betrachtet 
wird.  Es  ist  das  eine  privatrechtliche  Auffassung  des- 
selben, wie  sie  wohl  im  Mittelalter  gang  und  gäbe  war,  aber 
ungenflgend  für  das  moderne  Statsrecht.    Dieses  geht  vielmehr 

^  Vgl.  fiber  das  g^nze  Gapitel   beiondera  Rau,  Finamwissensch.  I, 
8§.  227  ff. 

*  Sohmiltfaenner,  allg.  8tttt«reoht,  8.  356. 
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auch  hier  von  dem  State  ans,  und  erkennt  das  Beekt  za 
steuern  als  Steuerhoheit  des  States,  nnd  die  PAidkt  i' 
Statsangehörigen  zn  steuern  als  eine  ans  der  üaterorda^r 
jener  unter  die  (Jesammtheit  entspringende  Bürgerpflic'tv 
Da  die  Existenz  des  Stats  der  ftuszerlichen,  also  anch  iw 
Vermögensexistenz  der  Privaten  flbergeordnet  ist,  so  folgt  c^ 
raus  das  Recht  des  Stats,  in  ähnlicher  Weise,  wie  er  a 
seiner  Sicherheit  willen  die  persitelichen  Krftfte  der  Uctc«- 
thanen  in  Anspruch  nimmt,  auch  da,  wo  die  Srftflla:: 
seiner  öffentlichen  Bestimmung  es  erfordert,  da 
Vermögen  derselben  zur  Hfllfe  herbeizuziehen.  Dias  Ter* 
mögen  der  Privaten  gehört  freilich  diesen  an,  nnd  keiaeupgp 
auch  mittelbar  nicht  dem  State.  Der  Stat  hat  auch  die  Auf- 
gabe, das  Privatvermögen  wie  alles  Privatrecht  an  seUtaa. 
nicht  das  Recht,  dasselbe  beliebig  zn  zerstören  oder  anfn- 
zehren.  Aber  das  Privatrecht  ist  der  Hoheit  des  Stataredits 
unterworfen,  und  wo  das  Bedürfhisz  des  Ganzen  es  nMk 
macht,  mflssen  auch  die  Einzelnen  dasselbe  befriedigen  helfet, 
weil  sie  und  soweit  sie  dem  Ganzen  untergeordnet  sind.  Die 
privatrechtliche  Vorstellung  des  Mittelalters,  dasz  die  Steuer 
auf  dem  freien  Willen  der  Pflichtigen  beruhe,  ist  somit  in  den 
vollkommenen  Statsrechte  nicht  mehr  haltbar.  Sie  ist  ver- 
drängt worden  durch  den  Grundsatz  der  öffentlich -rechtlidie& 
Steuerpflicht.' 

2.   Schon  aus  der  Begründung   des  Bestenerongarechtes 
folgt  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Stenerpflicbt;' 

'  Sine  Steuer,  weiche  erhoben  wfirde,  om  einsäe  Priraten  n  W- 
reichem,  oder  welche  den  Reichen  auferlegt  wOrde,  mn  dma  Geld  ntf 
die  Aermeren  zn  yertheilen,  ist  demnach  principwidrig.  Bin  merkwt^ 
digefl  Beispiel   der  letztem  Art  bei  Blum  er  schwell.  Demokratien  11, 

i.  147. 

>  Deutscher  Beichsabschied  t.  1543,  §.  42:  ,,und  aoU  in  lol- 
eher  Anlage  niemand  ausgeschloMen  sein  noch  Tcrschonet  werden.  Doch 
soUen  die  Obrigkeiten  —  insonderheit  den  gemeinen  Mann,  to  Tiel  mSf- 
Uoh  Tor  andern  nicht  beschweren,  soodera  nach  eines  jeden  YemSgifl 
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in  die  Hoheit  des  State  breitet  sich  beherrschend  ans  Aber 
i  ganze  Volk,  nicht  blosz  Aber  einzelne  Classen  desselben. 
snn  im  Mittelalter  die  Bitterschaft  den  Yorzng  der  Steuer- 
iheit  genosz,  so  erkl&rte  sich  diese  Ausnahme  daraus,  dasz 
^  damaligen  Steuern  vorzugsweise  Eriegssteuem  waren,  und 
f  dem  Bitterstande  hinwieder  &st  ausschlieszlich  die  per- 
nliche  Eriegspflicht  lastete.  Die  einen  halfen  so  dem  Stat 
it  ihrem  Gut,  die  andern  mit  ihrem  Blut.^  Der  Stat  ist 
er  jederzeit  berechtigt,  auch  da  wo  einzelne  Classen  Steuer- 
eiheit  hergebracht  haben,  die  Bechtsregel  herzustellen,  und 
>n  Allen  Steuer  zu  verlangen. 

Es  kann  auch  Niemand  sich  aus  dem  Grunde  der  Steuer 
itziehen,  dasz  er  behauptet  keinen  Theil  zu  haben  an  den 
enflssen  der  öffentlichen  Anstalten,  noch  Theil  haben  zu 
ollen,  und  auf  den  Statsschatz  verzichtet,  seiner  eigenen 
[raft  vertrauend,  es  wäre  denn,  dasz  er  das  Statsgebiet  ver- 
ftssen  und  die  Statsangehörigkeit  völlig  aufgeben  wflrde. 
)enn  es  gibt  in  dem  Statsgebiete  weder  Personen  noch  Yer- 


31eio1iheit  haben. '^  Nordamerika nisohe  Verf.  I,  8:  „Der  Gongresz 
lai  das  Recht,  Taxen,  Abgaben,  Auflagen  und  Aeoise  aufzulegen;  — 
über  aUe  Abgaben,  Auflagen  und  die  Aocise  müssen  in  den  gesammten 
Vereinigten  Staten  gleichförmig  sein.**  Bayerische  FV,  g.  13:  «Die 
Theilnahme  an  den  Statslasten  ist  für  alle  Einwohner  des  Reichs  allge- 
mein, ohne  Ausnahme  irgend  eines  Standes,  und  ohne  Rücksicht  auf 
Tormals  bestandene  besondere  Befreiungen.*^  Hollftndisohe  §.  172: 
^ Keine  PriTilegien  können  in  Bezug  auf  Auflagen  yerliehen  werden«*^ 
Belgische  §.  112:  ,»Eein  Priyilegium  kann  in  Betreff  der  Auflagen 
eingeführt  werden.  Eine  Befreiung  oder  Kachlasz  Ton  einer  Auflage 
kann  nur  durch  ein  Gesetz  eingeführt  werden.^  Preuszisohe  §.  101: 
, In  Betreif  der  Steuern  können  Bevorzugungen  nicht  eingefOhrt  werden.*' 

*  Ueber  die  früheren  Yerhftltnisse  der  Steuerfreifieit  der  deutschen 
Ritterschaft  Tgl.  Zacharift  D.  St.  R.  III,  S.  144  ff.  Auch  die  Geist- 
lichkeit nahm  im  Mittelalter  Steuerfreiheit  für  ihre  Güter  in  Anspruch, 
und  berief  sich  dabei  auf*  ein  angebliches  göttliches  Recht.  Die  Auf- 
hebung dieser  PriTilegien  kann  durch  die  Gesetzgebung  yerordnet  wer- 
den, ohne  Entschftdigung,  denn  sie  sind  kein  Privatrecht,  so  wenig  als 
die  Btenerpflicht  einen  privatrechtlichen  Charakter  hat. 
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mögen,  die  nicht  der  Statsherradiaft  unterworfen 

auf  dieser,  nicht  auf  dem  Ersatz  der  Vortheile  der  Sux^- 

nnng,  an  denen  freilich  Alle  anch  Theil  haben,    benk  . 

Stenerpflicht 

Von  Bechtes  wegen  ist  einzig  von  der  Steaerpfliehi  i.- 
genommen,  insoweit  derselbe  nicht  zugleich  als  Prirateic-. 
thümer  erscheint,  der  Monarch,  weil  er  die  StatsherrscL 
repräsentirt.     Dagegen  können   die  Mitglieder   der   Dtca« 
nicht  auch  ein  Becht  der  Steuerfreiheit  behaupten,  da  sie  ^ 
merhin  Unterthanen  des  States  sind.   Stiftungen  fftrZwi^ 
öffentlicher  Wohlfahrt  können  darum,  ohne   das  Prisei: 
verletzen,  von  der  Steuerpflicht  befreit  werden,  weil  ihre  L 
künfte  ohnehin  öffentlichen  Zwecken  dienen,  daher  dieBe^: 
erung  zu  Ounsten  der  Statscasse,  die  auch  nur  um  der  6ff£' 
liehen  Wohlfahrt  willen  besteht,  jene  dem  Wesen  nadi  gk; 
artige  Verwendung  beeinträchtigt. 

3.  Gleichmäszigkeit  der  Steuer  ist  ein  ferneres  Pni. 
des  natürlichen  Statsrechts.    Sie  ist  in  der  That  eine  F^r  - 
rung  der  statlichen  Gerechtigkeit,  welche  von  Allen  St^w- 
beitrage  fordert,  und  nicht  die  einen  Classen  vor  den  ander 
willkürlich  begünstigen  noch  drücken  darf. 

Die  wahre  Gleichheit  ist  aber  nicht  eine  quantitanv 
so  dasz  auf  alle  zu  dem  State  gehörigen  Personen  ein  gle  • 
ches  Steuerquantum  verlegt,  mithin  alle  Steuer  i. 
Kopfsteuer  würde,  sondern  die  verhftltniszmftszi: 
Gleichheit,  welche  unter  verschiedenen  Voraussetzungen  ai: 
verschiedene,  jenen  entsprechende  Beitr&ge  fordert  Dk" 
Verhältniszmftszigkeit  näher  zu  erkennen  und  zu  bestimiD«' 
und  nach  ihr  das  Steuersystem  zu  regeln,  ist  freilich  ftuszer«' 
schwierig,  und  wird  sich  immer  nur  annähernd  an  die  realr. 
Verhältnisse  ermitteln  und  ordnen  lassen.  Das  Streben  na^ 
diesem  Ziele  aber  ist  Aufgabe  und  Pflicht  der  Fiauz-  oi: 
Statsmänner.  Man  hat  in  dieser  Beziehung  häufig  in  neuerT- 
Zeit  allgemeine  Grundsätze  behauptet  die  nur  theilweise  «^ 
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id,  und  wie  in  den  übrigen  Zweigen  des  Statsrechts,  so  hat 
ch  hier  der  moderne  Hang  znr  Abstraction  zu  einseitiger 
Übertreibung  verleitet,  den  Widerspruch  zwischen  Theorie  und 
raxis  zu  schroffer  Feindseligkeit  gereizt,  und  mancherlei  un- 
lässige  Forderungen  der  Privaten  hervorgerufen.  Es  ver- 
Ut  sich  damit  ganz  so,  wie  mit  der  politischen  Bechts- 
Leichheit. 

So  ist  es  voraus  zu  einem  beliebten  Satze  in  neuerer  Zeit 
eworden,  die  Steuern  müssen   sftmmüich  nach  der  in  den 
'ermögensumständen    der    Einzelnen    begründeten 
^eitragsfähigkeit  angelegt  werden.^  Die Consequenz  dieses 
Grundsatzes  würde  dahin  führen,  dasz  alle  Steuern  zur  Yer- 
nögens-  oder  Einkommensteuer  werden,  und  gerade  die 
einträglichsten  und  die  am  wenigsten  drückenden  Steuern  auf- 
gegeben werden  müszten.     Kein  moderner  Stat  könnte,  wollte 
)r  seine  Bestimmung  erfüllen,  diesen  Grundsatz  ausführen,  und 
loch  wird  er  als  ein  in  der  Gerechtigkeit  begründeter,  somit 
statlich  nothwendiger   verfochten.    Diese  Erscheinung  ist  um 
so  auffallender,  wenn  man  sich   erinnert,  dasz  in  unserer  Zeit 
die  nftmliche  Statslehre,   welche  bei  Zuerkennung  der  politi- 
schen Rechte   die  männliche  Bevölkerung   nur  zählt,  und 
jedem  Kopf  gleich  viel   politische  Rechte  zumiszt,  mit  Bezug 
auf  die  Steuerpflicht  auf  einmal  von   solcher  Gleichheit 
nichts  mehr  wissen  will,  sondern  diese  je  nach  der  Grösze  der 
Privateinkünfte  steigert,  somit  Rechte  und  Pflichten  nach 
zwei  entgegengesetzten  Grundsätzen   bestimmt.    Dieser  innere 
Widerspruch  in  dem  Princip  selbst  ist  wohl  eine  hinreichende 
Veranlassung  jenen  Grundsatz  näher  zu  prüfen,  auch  wenn  man 
die  aus  der  UnausfÜhrbarkeit  desselben  im   practischen  Leben 
sich  ergebenden  Bedenken  miszachten  wollte. 

Das  freilich   versteht  sich  von   selbst,   dasz  wo  keine 
Steuerfähigkeit   ist,   auch  die  Steuerpflicht   ruhen    musz. 

*  Es  ist  das  auch  von  Kau  geschelien.    FiDanzwitis.  I,  S.  346  n* 
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Wo  IOMm  M.  kum  UlditB  geholt  werden,  da  bat  nad 
^ridiwoft  «audi  der  Kaiser  eeiii  Recht  Terloren-*    Abe 
iat  em  InUmm,   aoe   der   nothwendigen    Voranaiwtiiuig 
Steueifihigkeit  n  f<dgeni,da8z  die  Steoerpflicht  aaaeeklir 
lieh  nach  dem  hohern  oder  geringeren  Masse  der  Sir 
fiUiigkeit  sa  messen  seL* 

Ebenso  ist  es  gewisi,  dasz  die  Steoerpflicht  immer  ji 
Personen  haftet,  welche  PriYatvermOgen  haben,  also  anch  Pr>| 
▼atpersonen  sind.  Die  Annehme  daher,  dasz  die  St^ 
▼OTMis  Ton  dem  «Societitsvermögen*  erhoben  werde/  isl 
«ne  Fiction,  welche,  obwohl  in  ihr  ein  Element  von  Wthri-«^ 
enthalten  ist,  der  Kritik  der  Jorispradenz  nicht  Stand  k^ 
denn  es  gibt  kein  Gesammtsabject  dieses  Societ&tsverm&g» 
welches  als  steaerpflichtig  beseichnet  werden  könnte;  Tieln^r 
sind  es  bei  sllen  Stenenurten  immer  einzelne  PrivatMi,  wel<:- 
▼on   denselben  betrolFen  werden.    Aber  daraus  folgt  wW-- 

«  Bau  «.  a.  O.  II,  &  352  hat  daher  dem  GnuidMiB,  «das«  j- 
Stenem  so  riel  als  mS^ieh  naeh  dem  Yerhlltnisz  des  EinkomaMa«  ▼•? 
theilt  werden  raOsjen,*  der  nur  eine  relatiTe  Wahrheil  hat,  eine  n  w- 
gedehate  CMtong  fUr  das  ganze  Btenersystem  zugeschrieben.  Ke«erL.-k 
hat  Schiffte  in  einer  Abhandinng  ,^en8cb  und  Gut  in  der  Vofr^ 
wirthschafl'*  (Deutsche  Yierteljahresschrifl  1862)  die  auss^lietilic*« 
Geltung  des  Princips  der  Besteuerung  nach  dem  Reineinkommen  »k- 
dem  Chrnnde  bekftmpft,  dasz  das  Reineinkommen  nur  ein  Ifassrtzb  i-^ 
um  die  capitalisirende  Seite  der  wirthsehaftliehen  PertOnliehkeil  za  W» 
messen,  dasz  aber  damit  nicht  die  ganze  wirthschaftliehe  PenSaliehk^:: 
erkannt  und  betroffen  werde.  Es  komme  auch  jede  andere  Yerweadnf 
des  TermSgens  in  Betracht,  insbesondere  neben  der  Yerweadnng  xaa 
Gewinn  auch  die  zum  Genuaz.  Der  Mensch  lebt  nicht,  um  Geld  ze  ^ 
winnen,  sondern  er  macht  Geld,  um  besser  (genaszreicher  im  besstf 
Sinne)  zu  leben.  Der  höchste  und  edelste  Reichthum  ist  nicht  Mekr 
auf  neuen  Gewinn  angelegt,  sondern  er  verwendet  die*Frflchte  rnrntt 
Capitalien  zum  Genusz  (eigenem  und  fremdem  Hitgenusz).  Mit  der  i»* 
tensiTen  Cultur  nehmen  die  Profite  ab,  aber  keineswegs  die  Sleneiknft 
der  Nation.  Das  eigentliche  Subject  der  Besteoenmg  ist  die  Perf^t 
(nicht  das  YermSgen),  die  Person  in  ihrer  YermSgenskraft. 

*  Stahl,  weicherauch  in  dieser  Lehre  wesentliche  Dinge 
hat,  ist  dieser  Piction  zu  sehr  zngethan.    Statslehrc  II,  8.  420  t. 
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^t ,  dasz  die  Steuerpflicht  eine  privatrechtliche  Beschwerde 
d  lediglich  nach  den  Privatverhältnissen  der  Einzelnen  zu 
Inen  sei.  Vielmehr  mnsz  anch  sie,  wie  alles  öffentliche  Becht, 
n  dem  Ganzen,  von  dem  State  ans  bestimmt  werden. 
Als  Hanptverh&ltnisse  kommen  in  Betracht: 
a)  Die  Beziehnngen  der  Privatwirthschaft  znr  Na- 
onalwirthschaft.  Es  ist  des  States  dnrchans  wnrdig, 
>raus  die  Gesundheit  und  das  Wachsthnm  der  letztem  im 
uge  zu  haben.  Kann  er  durch  die  Einrichtung  der  Steuern 
ie  Yermögenskrftfte  der  Nation  stärken,  so  wird  eine  solche 
teuer  einen  doppelten  Zweck  erfallen,  sie  wird  die  Statscasse 
^reichem  und  zugleich  den  gemeinen  Privatwohlstand  heben, 
mmer  aber  musz  der  Stat  die  Steuer  so  ordnen,  dasz  sie  nicht 
de  Yennögenskrftfte  der  Nation  oder  der  Einzelnen  schädigt 
der  aufzehrt.  Es  sind  das  Rücksichten,  welche  vorzüglich 
Q  dem  Zollsystem  zur  Anwendung  kommen,  und  welche  die 
^ölle  zu  einer  der  statlich  besten  Einnahmsquellen  machen« 
Von  dieser  Betrachtung  aus  werden  denn  auch  die  Re- 
galien, inwiefern  sie  in  neuerer  Zeit  sich  dem  Charakter  der 
Steuern  nähern,,  ihre  Begründung  erhalten  und  zu  ordnen  sein, 
denn  es  gibt  allerdings  gewisses  Vermögen,  welches  seiner 
äuszem  Natur  nach  vorzugsweise  zu  der  Gesammtheit  hin  gra- 
vitirt,  daher  in  dem  Steuerwesen  des  Stats  auch  einen  hervor- 
ragenden Platz  einnimmt. 

In  all  diesen  Fällen  kann  durchaus  keine  Gleichheit 
weder  in  dem  Sinne  bestimmt  werden,  dasz  Jeder  überhaupt 
gleich  viel  Steuer  entrichte,  denn  die  einen  verkaufen  oder 
consumiren  mehr  zollbare  Gegenstände  als  die  andern,  müssen 
daher,  sei  es  von  Anfiemg  an  und  vorschuszweise ,  sei  es  dem 
Erfolge  nach,  mehr  beitragen  als  die  andern,  noch  dasz  jeder 
nach  Verhältnisz  seiner  Yermügensumstände  gleich 
belastet  werde.  Man  hat  zwar  oft  schon  das  letztere  behauptet 
und  ans  dem  Grunde  diese  Steuerart  zu  vertheidigen  unter- 
nommen, dasz  mindestens  annähernd  das  Masz  der  Steuer  je 
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nach  dem  gröszeren  oder  geringeren  YermögeD  steife  ¥^ 
falle.  Das  ist  aber  augenscheinlich  nicht  wahr«  und  i*. 
keineswegs  nur  dann  nicht,  wenn  man  die  zim&dut  slec?- 
pfiichtige  Classe  der  Fabricanten  nnd  Eaofleate,  wcJdK  :. 
zoUbaren  Waaren  ein-  oder  ausführen,  im  Auge  bat,  soiidr 
auch  dann  nicht,  wenn  man  annimmt,  dasz  jene  zwar  dirr 
indirect  aber  zu  grOszerem  Theile  die  Consumenten  dsTon  l^ 
troffen  werden.  Der  Verbrauch  von  Golonialwaareii  z.  B.  - 
Deutschland  steigert  sich  keineswegs  im  YerhAltniaz  der  St- 
gerung  des  Vermögens  der  einzelnen  Consumenten. 

Die  Gleichmäszigkeit  dieser  Steuern  ist  demnach  e^ 
wesentlich  objective.  Je  mehr  Waaren,  oder  je  sch"- 
rer  die  Waaren,  welche  die  Zolllinien  durchschneideD,  icf. 
mehr  ZoU  wird  davon  zu  öffentlichen  Zwecken  bezogen.  Dar- 
nach richtet  sich  das  Steuerquantum  und  die  Steuerpflidit  ir- 
Vertreters  dieser  Waaren  im  einzelnen  Fall.  Der  Steuert:- 
satz  aber  wird  voraus  nach  nationalwirthschafUichra  Süc»- 
sichten  bestimmt. 

b)  Das  Verhältnisz  des  Genusses,  welcher  wieder  nie: 
in  demselben  Masze  wächst  oder  sich  vermindert  wie  das  Xr- 
mögen  der  Einzelnen  steigt  oder  f&Ut,  obwohl  allerdii^  aih: 
eine  gewisse  Wechselbeziehung  der  beiden  Verh&ltniase  sUn- 
findet.  Denn  es  gibt  manche  Beiche,  die  sehr  wenig  genieszeL. 
und  viele  Unbemittelte,  die  viel  genieszen;  und  es  gibt,  vi? 
wichtiger  ist,  eine  Menge  von  Genüssen,  die  ziemUch  glekt- 
m&szig  ohne  Bücksicht  auf  das  Vermögen  Aber  die  gnwr 
Menge  der  Privaten  verbreitet  sind.  Die  Finanzmftnner  habec 
es  aber  von  jeher  verstanden,  vorzüglich  auf  die  letztere  Gat- 
tung von  Genüssen  zu  achten,  und  sich  um  die  selteDerea. 
daher  auch  weniger  einträglichen  Hochgenüsse  je  der  Bachen 
minder  zu  kümmern.  Dieser  Zug  der  Steuer  zu  der  Masstt* 
haftigkeit  des  Genusses,  woraus  die  sogenannten  Verbraackr 
oder   Consumtionssteuern    entstanden    sind,^   wäre   ein 

*  8ie  sind  seit  dem  XIY.  Jahrhundert  unter  den  Nmoi:  ,Mci«<>- 
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schreiende  Ungerechtigkeit,  würde  die  Steuerpflicht  sich  nach 
len  Einkünften  der  Privaten  jederzeit  richten  müssen.  Wenn 
man  dagegen  des  statsrechtlichen  Charakters  der  Steuer  sich 
t>e¥ni8zt  geworden  ist,  und  erkannt  hat,  dasz  dieselbe  voraus 
von  dem  Standpunkte  des  Ganzen  aus  zu  ordnen  ist,  so  ver- 
schwindet jener  privatrechtliche  Schein  des  Unrechts  und  es 
erscheint  natürlich,  dasz  der  Stat,  welcher  das  gesammte  Volk 
und  in  ihm  alle  Einzelnen  in  ihren  Genüssen  schützt  und  ihre 
Wohlfahrt  fördert,  berechtigt  sei,  die  Beitragspfiicht  derselben 
zn  gutem  Theile  auch  nach  den  Genüssen  zu  regeln,  an  wel- 
chen sie  massenhaft  betheiligt  sind. 

c)  Das  Verhältnisz  des  Vermögens  kommt  ebenfalls,  nur 

nicht  ausschlieszlich  in  Betracht,  das  Vermögen  als  ökonomische 

und  sichtbare  d«  h.  äuszerlich  erkennbare  Erwerbskraft  der 

Einzelnen   gedacht.     Die   Ausmittlung   derselben   ist    freilich 

schwierig.  Wollte  man  die  individuelle  Arbeitskraft  messen 

und  als  Maszstab  benutzen,  so  wäre  das  ebenso  unmöglich  als 

dem  Wesen  des  menschlichen  Hechts,  welches  eine  leibliche 

Ordnung  ist,  widersprechend.    Man  musz   sich   daher  an  die 

wahrnehmbaren  objectiven  Gegensätze  halten. 

Da  wird  denn  vorerst  eine  gewisse  Gleichheit  aller 
erwachsenen  Menschen,  oder  wenigstens  der  männlichen,  ohne- 
hin dem  State  unmittelbarer  verbundenen  Bevölkerung  sichtbar, 
indem  die  Menschen  und  vorzüglich  die  Männer  als  solche 
schon  ein  gemeinsames  Masz  von  natürlicher  Arbeits-,  bezie- 
hungsweise Vermögenskraft  haben.  Es  ist  daher  die  Kopf- 
steuer keineswegs  so  ungerecht,  wie  man  oft  vermeint.  Wenn 
nur  der  Stat  seine  Pflicht  erfüllt,  dasz  jeder  seine  Kräfte  auch 
zum  Erwerb  benutzen  kann,  so  darf  er  wohl  von  Jedermann 
schon  um  deszwillen  eine  gleiche  Beisteuer  verlangen,  ohne 
das  Princip  der  Gerechtigkeit  zu  verletzen.  Bei  der  Ausbil- 
dung der  Zölle  und  Verbrauchsteuern  in  neuerer  Zeit   aber, 

Umgeld,  üngeld  o.  b.  f.  aufgekommen.    Vgl.  Unger,  Gesch.  der  Land- 
tUnde  II,  8.  417. 

B 1  n  n  t  s  e  h  1  i ,  «Ugom«InM  8t«ter«ebt.    II.  2  7 


418  ZdintM  B«eh.   .Die^WirtbidiAftopflage. 

die  ohnehin  die  Masse  treffen,  nnd  dieselbe  weniger  drOd», 
obwohl  die  Oeaammtsumme  der  Belastung  grösser  ist,  ik 
die  Kopfsteuer  des  römischen  Kaiserreiches  betragen  hatte, 
ist  mit  Becht  diese  Steuer  in  den  nenem  Staten  anfgegebeo 
worden. 

Es  wird  aber  anch  die  Verschiedenheit  des  Vermiß 
gens*  deutlich,  und  auf  dieser  Wahrnehmung  beruhen  nui 
eine  Reihe  von  Steuern,  welche  je  nach  den  verschiedenea 
Arten  und  Abstufungen  des  PriTatvermOgens  rerlegt 
werden.  Von  der  Art  sind  die  Grundsteuer,  die  Capital- 
Steuer,   die  Oewerbsteuer,  Einkommensteuer  u.  a.  1 

Man  hat  sich  oft  darüber  gestritten,  ob  eine  progres- 
sive Vermögens-  oder  Einkommensteuer,  fillr  deren  dassea 
nicht  mit  der  Zunahme  des  Vermögens  oder  Einkommens  ia 
gleichen  Procenten  die  Steuer  erhöht  wird,  sondern  in  stir- 
kern  Proportionen  steigt,  sich  mtt  dem  Princip  der  Bechtä- 
gleichheit  vertrage.  Wfirde  die  Steuer  lediglich  nach  privat- 
rechtlichen Gründen  dem  Privatvermögen  als  eine  Last  ob- 
liegen, so  müszte  dieselbe  durchaus  als  widerrechtlich  eraeheineD, 
denn  dann  wäre  der  eiozig  natürliche  Grundsatz  den  .SovWi 
Privatvermögen,  so  viel  Steuerprocente. '^  Wenn  man  aber  von 
dem  Bechte  des  Stats  ausgeht,  das  Vermögen  der  Privatea 
je  nach  der  ihnen  inwohnenden  Erwerbs^  und  Steuerknft  zu 
messen,  so  läszt  sich  nicht  ebenso  unbedingt  eine  Einnchtung 
verwerfen,  welche  nicht  blosz  zfthlt,  sondern  auch  wftgt,  d.  h. 
insofern  ihr  die  Productions-  und  Tragkraft  in  stirkeren  Ver- 
hältnissen zuzunehmen  scheint,  auch  dieses  Wachsthum  in  An- 
schlag bringt.  Nur  allerdings  liegt  hier  die  Gefahr  des  Miss- 
brauchs  und  willkürlicher  üeberspannung,  welche  hinwiedtf 
andere  und  gröszere üebel  nach  sich  ziehen  kann,  z.B.  Beinag 

*  Zuent  wurde  eine  YermSgenssteuer  (ron  einem  hmlben*  GsMea 
Ton  100  Gulden)  im  Jahr  1427  su  Florenz  eingefahrt  und  ^KatattniB-' 
genannt.  YgL  v.  Lerchen  fei d,  das  englitohe  Binkomniaiulevttrgewti 
Manchen  1853. 
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despotischer  Habsucht  oder  communistischer  Oier,  Beunruhi- 
gung des  Privateigenthums,  Lähmung  der  groszen  Industrie,  so 
nahe,  dasz  der  Statsmann  nur  mit  groszer  Vorsicht  diesen 
schlüpfrigen  Boden  betreten  wird.  Verwandte  Gefahren  erheben 
sich  übrigens  gegen  dasSjstem  einer  allgemeinen  Vermögens- 
und  Einkommenssteuei'  überhaupt. 

Man  pflegt  die  beiden  ersten  Gattungen  der  Steuern  in- 
directe,  die  dritte  directe  Steuern  zu  nennen,  weil  die 
ersteren  nicht  unmittelbar  von  den  Personen  bezogen  werden, 
auf  welche  am  Ende  die  Steuerlast  fällt,  sondern  von  andern 
gleichsam  vorschuszweise,  die  letztern  dagegen  von  dem  State 
den  Einzelnen  unmittelbar  auferlegt  werden,  welche  in  Anspruch 
genommen  werden  sollen.  Das  Botteck'sche  Statsrecht  erklärt 
die  indirecten  Steuern  sämmtlich  für  «ewig  verwerflich^,  und 
obwohl  die  Nationalökonomen  denselben  günstiger  sind  und  die 
Finanzmänner  ihrer  nicht  entbehren  können,  so  bat  doch  die 
y,  privatrechtliche  Statslehre "  sich  fortwährend  gegen  das  Princip 
der  indirecten  Steuern  als  ein  ungerechtes  erklärt.  Dadurch 
ist  auch  in  das  Finanzsystem,  auf  welches  jene  Bechtsansich- 
ten  immerhin  vielfach  eingewirkt  haben,  Verwirrung  und  Un- 
sicherheit gekommen.  Erkennt  man  aber  den  statsrechtli- 
eben  Charakter  der  Steuern,  so  erscheinen  die  indirecten 
Steuern  umgekehrt  als  die  natürlichen,  und  die  directen 
dienen  mehr  zur  Ergänzung  jener,  als  dasz  sie  zur  Begel, 
jene  zur  Ausnahme  würden. 

Es  ist  übrigens  einleuchtend,  dasz  auf  die  wirkliche  An- 
ordnung der  Steuern  wirthschaftliche  Grundsätze  und  Wahr- 
nehmungen noch  gröszem  Einflusz  haben,  als  die  Rechtsgrund- 
sätze. Letztere  sind  Schranken,  die  von  der  Statswirthschaft 
beachtet  werden  müssen,  diese  selbst  aber  musz  innerhalb 
dieser  Schranken  ihrem  eigenen  Geiste  folgen,  und  das  Zweck- 
mässige auffinden  und  durchführen. 


27 
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Sechstes  Gapitel. 

E.  Der  Stetsoredit 

1.  Wenn  die  Einnahmen  des  States  nicht   zoreidieB,  in 
die  Ausgaben  zu  decken,  und  überwiegende  Grfinde  vorittiid-: 
sind,  um  die  Steuerkraft  des  Volkes  nicht  höher   oder  ai^: 
so  hoch  zu  spannen,  dasz  die  Mindereinnahme  dadurch  gedecr 
wird,  so  steht  dem  State  noch  das  Recht  zu,  Statsschnldri 
zu  contrahiren.    Thut  er  das,  so  ladet  er  den  folgenden  &r 
schlechtem  eine  um  so  gröszere  Steuerlast  auf,  erleichtert  abr: 
die  gegenwärtige  Bevölkerung,  welche  vielleicht  anszer  Stasö 
wftre,  sofort  den   ganzen  Ausfall   durch  Steuern  zu  enetz^s 
DerStat  hat  unzweifelhaft  das  Secht,  seinen  Credit  tu  seine: 
Kettung  oder  zu  seiner  Wohlfahrt  zu  benutzen   und  Dmrlehrt 
aufzunehmen,   wie  der   Privatmann   es   hat.     Seine   I^^  >: 
günstiger,   als  die   des  Privaten,  da   sein   Credit   keineswer^ 
blosz,  wie  gewöhnlich  der  der  Privaten,   durch  das  TerweoiS- 
bare  active  Capitalvermögen  bedingt  ist,  sondern  um  der  drz 
State  zustehenden  Steuerhoheit  willen,  welche  wenigstens  dir 
fortdauernde  Verzinsung  der  Statsschulden   sichert,  sidi  ob«: 
das  ganze  Vermögen  der  Nation  ausbreitet  und  in  diesem  sein- 
Wurzeln  hat.    Der  Statscredit  beruht  in  Wahrheit  mehr  il' 
der  Macht  des  Stats  und  auf  dem  Vertrauen,  welches  die  öffnt- 
liehe  Meinung  dem  rechtlichen  Charakter   seiner  Leitong  zu- 
wendet, als  auf  irgend  einer  Bealsicherheit,  die  er  zu  bestelltrc 
vermöchte.    Das  Schuldenmachen  ist  dem  State  um  so  mebr 
erleichtert   worden,  je  weniger  Werth  oft  die  GUnbiger  dar- 
auf zu  legen  pflegten,   dasz  der  Stat  selbst  je  das   entlehcte 
Capital  zurückzahle.    Hatten  sie  eine  gesicherte  Bente  —  ucd 
diese  zu  bezahlen  fiel   dem   State  nicht  sehr  schwer,  da  <r 
durch  Steuern  die  Zinsen  aufbringen  konnte  —  so  luilte  ihrr 
Forderung  doch  im  Verkehr  einen  Capitalwerth,   dtf  frei- 
lich den  Si'h wankungen   des  CrediU  ausgesetzt  war,   aber  bei 
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imgermaszen  guter  Finaozwirthschaft  nur  wenig  unter  die 
iTsprfingliche  Darlehenssumme  sank,  unter  günstigen  Verhält- 
lissen  diese  Oberstieg. 

Diese  Leichtigkeit,  Schulden  zu  machen,  hat  indessen 
aeaere  Staten  verleitet,  den  Statscredit  flbermäszig  auszubeuten 
und  Schuldenlasten  aufzuhäufen,*  welche  die  Statswirthschaft- 
in  einen  überspannten  Zustand  versetzen,  und  neuen  Kraftauf- 
wand in  künftiger  Noth  fast  unmöglich  machen.    Die  ordent- 

*  Im  Jahre  1739  noch  betrag  die  englische  Naiionalgohiild  nicht 
völlig  47  Millionen  Pf.  St.    Im  Jahre  1763  betrug   sie  schon  146  Milli- 
onen,  am  SchlnsE  des  amerikanischen  Krieges  257  Millionen,  im  Jahre 
1817   am  Sohlnsz  der  napoleonischen  Continentalkriege  848,282,247  Pf. 
8t. ,   im  Jahre  1861  wieder  805,07a    In  Frankreich  ist  die  Statssohnld 
▼on    5,838,002  Fr.    im  Jahre   1861   aaf   9,334,012  Fr.    gestiegen.    Lord 
Russell,  engl.  Terü  C.  29  bemerkt  darüber:  „Unstreitig  wird  eineKa- 
tionalBchuld  eine  Zeit  lang  ron  den  bessten  Wirkungen  sein.    Sie  be« 
fordert  den  lebhaften  Geldumlauf.    Sie  bringt  neue  Capitalisten  auf  den 
Markt,    welche   unternehmender    und    speculativer  sind   als   die   alten 
Grundbesitzer;  sie  nöthigt  den  A.rbeiter  xu  grösserer  Arbeitsamkeit  und 
yeranlaszt  xugleioh  gesteigerte  Nachfrage  nach  Arbeit.    Wenn  aber  die 
Taxen  eine  gewisse  Höhe   erreicht  haben,   so   sind   die  Wirkungen  so 
ziemlich  ganz  entgegengesetzt.    Die  Preise  werden  den  Consumenten  so 
ungeheuer  gesteigert,   dasz   jeder  kluge   Mann    seine  Consumtion  ein- 
schränkt und    weniger  arbeiten  Jftszt.     Der  gröszere  Theil  de«  allge- 
meinen Landeseinkommens  wird  den  HAnden  derjenigen  entzogen,  welche 
in   der  Lage  sind,   es  in  Ackerbau  und  Manufacturen   anzulegen,  und 
kommt  dagegen  in  die  Hftnde  der  groszen  Kaufleute,  deren  Capital  den 
Markt  überschwemmt   und  nur   in    Gestalt  tou  hypothecirten  Gapitalien 
auf  das  Land   zurUckflieszt.    Auf  diese   Weise  entsteht  frühzeitig  der 
grOszte  Geldmangel  in  einigen   und   der  gröäzte    Ueberflusz  in   andern 
Gegenden.     So  wirkt  eine  grosze  Nationais ohuld  auf  die  Einzelnen.    Sie 
schwächt  und  erschöpft   aber   auch    die   Hülfsquellen    des    Stats.    Die 
Kostbarkeit  früherer  Kriege  macht  es  der  Nation  schwer,  Taxen  für  di6 
Yertheidigung  in  der  Gegenwart  aufzubringen.*^    Jedes  MiszTerhUtnisz 
zwischen  Steuerkraft  der  Nation  und  Statsschuld  rächt  sich  schwer.  Die 
Bepublik  Yenedig   und  die  alte  Monarchie  Ton  Frankreich  erlagen 
um  80  eher  den  äuszem  und  Innern  politischen  Verwicklungen,  weil  ihr 
Statsschnldenwesen  in  Zerrüttung  gekommen  war;  und  in  unsern  Tagen 
wird  Gas ter reich  trotz   aller  Anstrengungen  nicht  wieder   zu  vollen 
Kräften  gelangen,  wenn  es  ihm  nicht  gelingt,  den  gestörten  finanziellen 
Credit  herzustellen. 
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liehen  Ansgaben  des  Stats  dürfen  bei  gesunder  Finaazwirti- 
Schaft  niemals  durch  Anleihen  gedeckt,  sondern  mfissen  dvr^l 
ordentliche  Einnahmen,  insbesondere  Stenem  aiD^eglkk«. 
werden.  Aber  die  anszerordentlichen  Angaben,  und  T«>r- 
zflglich  die  ffir  dauernde  Anstalten  dürfen  wohl  anf  «w 
längere  Anzahl  von  Jahren  vertheilt  und  mit  Hülfe  d€8  Staw 
credits,  wenn  die  UeberschOsse  der  ordentlichen  Einnahm"^ 
und  keine  andern  verfdgbaren  anszerordentlichen  EinnahiD« 
ausreichen,  durch  Anleihen  gedeckt  werden.  Es  ist  das  zweck- 
mäsziger,  als  eine  Ueberbürdung  der  gegenwärtigen  Generati»!: 
mit  Steuern.  Manche  Verwendungen  der  Art,  wie  z.  B.  t^ 
Eisenbahnen  sind  nur  eine  Capitalanlage  des  Stats,  welche  d^r 
Statsschuld  das  Oleichgewicht  hält.  Andere  aber  erzeug^i 
kein  werbendes  Statsvermögen,  aber  fördern  doch  die  gesundn 
Bedingungen  des  wirthschafUichen  Geeammtlebens  oder  de« 
öffentlichen  Lebens  überhaupt,  wie  z.  B.  auszerordentlichf 
Wasserbauten,  Straszenanlagen,  Yerwaltungs-  und  JustLueformen. 
Sogar  die  Kriege  gehören  hieher,  welche  zum  Schutz  des  Stets 
oder  im  Interesse  seiner  Entwicklung  unternommen  werden. 
Es  wäre  unbillig,  wollte  man  mit  solchen  Ausgaben  die  ge- 
genwärtigen Steuerpflichtigen  allein  belasten,  währoid  doch 
die  Verwendung  zum  Besten  der  folgenden  Geschlechter  ge- 
macht wird.* 

Indem  den  folgenden  Generationen  die  Aufgabe  mit  auf- 
erlegt wird,  geschieht  Niemandem  unrecht.  Aber  selbst  di 
ist  es  gut,  Masz  zu  halten,  da  der  Blick  in  die  Zukunft  un- 
sicher ist,  und  möglicher  Weise,  was  jetzt  vortheilhaft  scheint 
später  viel  geringeren,  vielleicht  keinen  Werth  mehr  hat  Wie 
viel  Vermögen  haben  z.  B.  die  Canäle  verschlungen,  die  an- 
fangs ganz  zWeckmäszig  angelegt  schienen,  während  ihr  Nutzen 
im  Verfolg  durch  Eisenbahnen  sehr  bedeutend  vermindert  und 
ersetzt  worden  ist. 

*  Tgl.  den  Artikel  nStotoiohuld**   tod  A.  Wftgner   in  BlvatMUii 
Deatsohem  Stola  Wörterbuch, 
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2.  Der  Statscredit    wird   vorerst   benfitzt  in    vorztiglich 
statlicher  Form  durch  Emission  von  Stats-Papiergeld, 
d.  h.  Yon  bloszen  Werthzeichen  in  Papier,  welche  der  Stat  als  ge- 
setzliches Zahlungsmittel  in  Umlauf  bringt.    In  dieser  Qestalt 
kann  es  dem  State  gelingen,  ohne  momentane  Bedrückung  des 
Volkes  und  fast  ohne  Kosten   eine  erhebliche  Summe  Geldes 
flüssig  zu  machen,  die  zwar  unzweifelhaft  eine  ebenso  grosze 
Statsschuld  ist,  aber  trotzdem  nicht  verzinset  zu  werden 
braucht.    Solche  Vorzüge   sind  verlockend.    Aber  wenn  nicht 
strenges  Masz  gehalten  und    mit   groszer  Gewissenhaftigkeit 
verfahren  wird,  so  gleitet  der  Credit  des  States  auf  der  schie- 
fen Fliehe  mit  steigender  Schnelligkeit  dem  Abgrund  zu.  Die 
französischen  Assignaten  und  die  Schwindeleien  in  einzelnen 
nordamerikanischen  Staten  sind  eine  bleibende  Warnung, 
sich  vor  diesen  Abwegen  zu  hüten.    Man  kann  dem  State  das 
Recht  dazu  nicht  absprechen,  denn  sowohl  die  Benutzung  seines' 
Credits  als  die  Anordnung  der  gemeinen  Geldverhältnisse  ge- 
bührt ihm;  und  auf  diesen  beiden  Momenten  beruht  das  Pa- 
piergeld, das  der  Stat  ausgibt.    Die  Gesetzgebung  thut  aber 
wohl  daran ,  die  Ausübung  dieses  Bechtes  so  zu  ordnen  und  so 
scharfer  Controle  zu  unterwerfen,  dasz  die  in  der  Natur  des 
Hülfsmittek  liegende  Lockung  nicht  zu  Maszregeln  verleitet, 
welche  die  gehofften  Vorzüge  durch   gröszem  realen  Schaden 
aufzehren.  So  lange  dafür  gesorgt  ist,  dasz  das  Papiergeld 
jederzeit  gegen  den  entsprechenden  Betrag  in  baares  Geld 
umgesetzt  werden   kann,  so  lange  ist  keine  Gefahr.^    Wenn 
diese  Möglichkeit  stockt,  dann  beginnt  der  Schaden. 

8.  Die  Form  der  gebotenen  Anleihen,  Zwangsan- 
leihen, Iftszt  sich  als  Begel  in  keiner  Weise,  als  ein  vor- 
übergehendes Nothmittel  nur  ausnahmsweise  durch  wirk- 
liche Noth  rechtfertigen.  Sie  widerspricht  schon  dem  Be- 
griffe des  Darlehens,    welches  auf  freiem   vertragsmfiszigem 

>  Tgl.  besonders  A.  Wagner  Art.:  Papiergeld   im  D.  Statswörter- 
bttoh. 
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ABvertrauen  einer  Geldsumme  beruht  Der  Stat  ist  zwur  wohl 
berechtigt,  die  Statsbflrger  zu  Beisteuem  im  öffentlichen  la- 
teresse  anzahalten ,  aber  nicht  dazu,  ihm  Credit  zu  schenken, 
denn  dieser  gehört  dem  individuellen  Geistesleben  an  nnd  Usit 
sich  überall  nicht  mit  änszerlichen  Geboten  erzwingen,  üeber- 
dem  ist  eine  Zwangsanleihe  auch  mit  dem  besten  Willen  nicht 
wohl  gerecht  zu  vertheilen,  wenn  nicht  der  freie  Wille  dtrr 
Gemeinden  unterstfitzend  zu  Hülfe  kommt,  denn  die  PrirakD 
können  nicht  je  nach  ihrem  Vermögen  im  gegebenen  Moment 
Capitalien  in  Geld  aufbringen  oder  entbehren,  und  doch  wird, 
da  es  sich  um  Capitalanlagen  handelt,  die  BeitragsfUiigkeit 
wesentlich  nach  dem  Capitalvermögen  gemessen  werden  müssen. 
Endlich  zerstört  der  Zwang  zum  Credit  den  noch  yorhandenen 
Rest  von  Credit,  dessen  der  Stat  genieszt,  denn  Jedermann 
sieht  in  demselben  ein  Bekeuntnisz  des  Stats  selbst,  d^sz  er 
keinen  freien  Credit  mehr  habe.^ 

Nur  wenn  die  Noth  keinen  andern  Ausweg  mehr  Uszt, 
wie  vorzüglich  in  Kriegszeiten,  so  darf  der  Stat  in  Folge  seiner 
Ausnahmsgewalt  das  Privatrecht  momentan  so  verletzen,  dasi 
er  vorschreibt,  was  Jeder  an  Vermögen  ihm  zu  leihen  habe, 
aber  auch  nur  dann  in  der  Weise,  dasz  er  sich  verpflichtet« 
das  Zwangsanlehen  möglichst  bald  entweder  in  ein  freiwilliges 
umzuwandeln  oder  sammt  Zinsen  zurückzuzahlen. 

4.  Die  regelmäszige  Benutzung  des  Statscredits  geschieht 
durch  freiwillige  und  verzinsliche  Anleihen  bei  Pri- 
vaten. Man  hat  in  neuerer  Zeit  zuweilen  auch  diese  Centn* 
hirung  als  einen  Act  der  politischen  Statsgewalt  bezeichne' 
und  daher  auch  viele  Statsschulden  dem  Privatrecht  m  an- 
ziehen und  für  unklagbar  zu  erklären  versucht.  Allein,  wie 
mir  scheint,  mit  Unrecht.  Der  Credit  freilich,  den  der  Stai 
benutzt,  ist  ein  öffentlicher,  und  wesentlich  auf  das  öffentliche 

*  Ueber   eine  preuszisclie  Zwangsanleihe   in  der  Kriegsnoth  rgi. 
SSteins  Leben  v.  Pertz  II,  8.  55  ff. 

^  So  Sobmitthenner,  Statsreoht,  S.  360. 
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.nsehen  und  die  Macht  des  States  basirt,  und  es  ist  ein  Act 
er  Statshoheit,  wenn  der  Stat  im  einzelnen  Fall  zur  Einge- 
ung  von  Darlehensschulden  sich  entschlieszt.  Nur  kraft  der 
:eseizlichen  Ermächtigung  wird  die  Statsschuld  contrahirt. 
Lber  das  Darlehen  selbst  ist  nicht  ein  Ausflusz  der  Stats- 
loheit,  denn  die  Privaten,  welche  dem  State  ihre  Capitalien 
'orstrecken,  sind  dazu  nicht  verpflichtet/ und  das  Gesch&ft, 
welches  sie  abschlieszen ,  ist  ein  wesentlich  privatrecht- 
licher  Vertrag.  Ein  innerer  Grund,  weszhalb  die  Stats- 
^läubiger  den  Fiscus  nicht  auf  Bezahlung  der  schuldigen 
Zinse  oder  Beuten,  und  insofern  die  Kflckzahlung  des  Ca- 
pitals  in  dem  Vertrage  versprochen  worden  ist,  auch  dieses 
belangen  dürften,  besteht  nicht.  Es  kann  wohl  bei  Negoci- 
rung  der  Anleihe  alles  auf  die  moralische  Ehrenhaftigkeit  und 
Treue  des  States  an  dem  gegebenen  Wort  abgestellt  und  von 
Seite  der  Gläubiger  auf  ein  Klagerecht  verzichtet  werden; 
aber  das  ist  nicht  schon  in  der  Natur  des  Geschäfts  begründet, 
und  keine  Folge  des  Statsrechtes ,  welches  privatrechtliche 
Verpflichtungen  des  Fiscus  wohl  zuläszt  und  anerkennt. 

Dagegen  ist  es  nicht  zu  läugnen,  dasz  auf  die  Ausbildung 
des  Statsschuldenwesens  die  Hoheit  des  Stats  vielfach  Einflusz 
geübt  hat.    Daher  sind  die  Statsschulden  mit  Hypothekar- 
versicherung seltener  geworden,  als  die  blosz  fundirten, 
d.  h.  für  welche,  ohne  eigentliche  Pfandrechte  zu  gewähren, 
der  Stat  durch  Anordnung  einer  Vertrauen  weckenden  Schul- 
dentilgungsanstalt sorgt.  Ebenso  haben  die  Statsschulden 
häufig,  statt  wirkliche  Darlehensschulden  'zu  sein,  so  dasz  die 
Gläubiger  ein  Recht  auf  Bückzahlung  der  Darlehenssumme  er- 
langen, den  Charakter  von  fortwährenden  Beuten  ange- 
Dommeu,  die  der  Stat  wohl   ablösen,  zu  deren  Ablösung  er 
aber  nicht  angehalten  werden  kann.    In  diesem  Falle  gewinnt 
der  Stat  freiere  Hand   für  seine  Finanzoperationen,  und  die 
Gläubiger  können  dennoch  ihr  Becht  auf  die  Beute  als  Capital 
im  Verkehr  benutzen  und  als  solches  veräuszem.    Am  wenig- 
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Siebentes  Capitel. 

il.  Die  y olkä Wirt hsohaftä pflege. 
A.  Ailf ttAeine  Amtalten. 

1.   Die  Statswirthschaft  im   engern  Sinn  hat  es   mit  den 

ütlichen  Functionen  des   Stats  zu   thun,  durch  welche  er 

der    gemeinsamen  Yolkswirthschaft  einen  unmit- 

baren   Antheil  nimmt.    Vor   allen  Dingen   gehört  hieher 

•  Sorge  für  das  Geld.    Denn  das  Geld,  obwohl  ein  Gegen- 

nd  des  Privatvermögens ,  hat  doch  eine  öffentliche  Bestim- 

mg;     indem    es    1)   als    ein     allgemein    anerkanntes 

luschmittel,  2)  als  allgemeiner  Werthmesser  und 

als  gesetzliches  Zahlungsmittel  dient.    Es  stellt  so 

seinem   Gepräge  seinen  öffentlichen   Character   dar,  und 

)darf  demgemäsz  der  Stats-Autorität,  um    seine  natür- 

che  Bestimmung  zu  erfüllen. 

Das  Münzrecht  des  Stats,  d.h.  das  Kecht,  Goldmünzen 
»ragen  zu  lassen  und  ihnen  einen  bestimmten  Werth  für  den 
/erkehr  beizulegen,  sowie  das  Becht,  den  Münzen  anderer 
^taten  auf  seinem  Gebiete  ebenfalls  einen  öffentlich  aner- 
iannten  Werth  zuzuschreiben  oder  fremde  Münzen  zu  verru- 
fen und  von  dem  öffentlichen  Verkehr  auszuschlieszen,  ist  so- 
mit ein  natürliches  Becht  des  Stats.  Jede  freie  Concurrenz, 
theils  der  Privaten,  theils  fremder  Staten,  würde  Störung  und 
Verwirrung  in  den  öffentlichen  Verkehr  bringen,  und  die  Bechts- 
sicherheit  und  den  Glauben  an  den  öffentlich  bestimmten  Werth 
des  Geldes  erschüttern. 

Auf  die  Art  der  Ausübung  des  Münzrechts  haben  die 
Grundsätze  einer  guten  Wirthschaft  entscheidenden  Einflusz, 
denn  der  Stat  hat  nicht  etwa  ein  formelles  Recht  der  Herr- 
schaft auf  diesem  Gebiete,  sondern  der  Natur  der  Dinge  ge- 
mäsz  nur  ein  Becht  der  Wirthschaft,  und  diesz  kann  nur  nach 
^irthschaftlichen  Grundsätzen  richtig  betrieben  werden.    Der 
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Stat  musz  umsomehr  darauf  achten,  als  der  Verkehr,  fttr  defises 
gesunde  Bewegung  er  zu  sorgen  unternimmt,  sogar  im  Innern 
des  Landes  in  manchen  Beziehungen  von  ihm  völlig  unab- 
hängig ist,  und  weil  der  Verkehr  die  Völker  auch  Ober  die 
ganze  Erde  hin  verbindet,  und  daher  jede  falsche  Statsmasz- 
regel  weithin  empfindet,  und  hinwieder  derselben  da,  wohic 
die  Gewalt  des  Stats  nicht  reicht,  entgegen  wirkt.  Die  Mfinxe 
ist  nicht  ein  bloszes  Zeichen  des  Werthes,  sondern  ihr  realer 
Werth  musz,  damit  sie  ihre  Bestimmung  erfüllen  könne,  dem 
Nennwerthe,  wenn  auch  nicht  völlig  gleich,  doch  so  nah« 
stehen,  dasz  auch  der  freie  Verkehr  sie  so  hoch  schätzt,  als 
dieser  lautet. 

2.  Das  Papiergeld  vertritt  in  dem  Umsatz  die  Stelle  des 
realen  Geldes  (Metallgeldes).  Die  Wahrheit  desselben  beruht 
folglich  auf  der  leichten  Möglichkeit  des  Umsatzes  in  wirkliches 
Geld.  Zu  den  Wirthschaftsrechten  des  Stats  gehört  es,  auch 
die  Ausgabe  des  Papiergeldes  zu  ordnen  und  zu  beschränken. 
Die  Gefahr  ubermäsziger  Emission  von  Statspapiergeld,  welche 
schwerer  wiegt,  als  der  verhältniszmäszig  geringe  wirkliche 
Vortheil,  den  der  Stat  dabei  gewinnen  kann,  hat  viele  Staten 
bewogen,  sich  derselben  ganz  zu  enthalten,  und  eher  an  Pri- 
vatbanken das  Recht  zur  Herausgabe  von  Banknoten  zu  ver- 
leihen, welche  im  Privatverkehr  dem  eigentlichen  Papiergeld 
ähnlich  benutzt  werden.  Diese  Herstellung  von  Quasipapier- 
geld kommt  den  Privaten  keineswegs  aus  privatrechtlichen 
Gründen  zu,  sondern  ist  immer  eine  von  dem  State  abgeleitete, 
dem  die  Sorge  fflr  das  Geld  Oberhaupt  obliegt.^  Sie  ist  daher 
auch  der  Gontrole  des  Stats  unterworfen,  und  hat  die  von  dem 


*  Ueber  ein  Gkisets  des  States  New-York  in  Nordnnerik»  ram 
18.  April  1838,  durch  welches  den  Privatpersonen  anter  gewittea  Yor* 
siohtsmaszregeln  frei  gegeben  wird,  Papiergeld  anitvgeben,  TgL  Za- 
oharift  in  MitftermaiersZeitschr.  fOr  Rechtswissenschaft  des  Attal.XIL 
8.  361.  Wagner  im  D.  Statswdrterbnob ,  Artikel  „Papiergeld,**  Ter^ 
theidigt  ebenso  die  freie  Emission  von  Werthpapieren. 


Siebentes  CapUel.  II.  Yolkswirthsohaftspflege.  A.Allg.  Anstalten.  429 

State  im  Interesse  der  Sicherheit  des  öffentlichen  Credits  gezo- 
genen Schranken  zn  beachten.  Es  dient  weder  znm  Nutzen 
des  Stats,  wenn  er  selbst  Bankgeschäfte  macht,  noch  ist  diese 
immerhin  auf  Gewinn  gerichtete  Thfttigkeit  seiner  würdig. 
Die  Specnlation  als  solche  ist  Sache  der  Privaten,  und  nur 
von  diesen  mit  Geschick  und  Umsicht  zu  üben.  Daher  ist  es 
dem  Institute  der  Bank  gemftsz,  dasz  dieselbe  eine  Privat- 
anstalt und  als  solche  denn  auch  von  dem  State  in  allen 
reinen  Vermögensoperationen  unabhängig  sei.  Aber  soweit  sie 
zugleich  den  öffentlichen  Glauben  in  Anspruch  nimmt  tmd  auf 
die  gemeinen  Verkehrs-  und  Geldverhältnisse  eine  mächtige 
Wirkung  äuszert,  steht  sie  unter  der  Aufsicht  des  Stats, 
dessen  Ermächtigung  sie  zu  ihrer  Existenz  nöthig  hat.^  Ob 
der  Stat  nur  Eine  Nationalbank,  aber  mit  Zweiganstalten  für 
die  Provinzen  und  Nebenstädte  gestatten,  oder  ob  er  mehrere 
selbständige  Banken  nebeneinander  erlauben  wolle,  ist  nicht 
eine  Frage  des  Bechts,  sondern  der  Zweckmäszigkeit.  Der 
Wettstreit  mehrerer  Banken  kann  möglicher  Weise  Verwirrung, 
Unsicherheit  und  Schwindelei  hervorrufen,  die  Ausschlieszlich- 
keit  aber  Einer  privilegirten  Bank  zu  selbstsüchtiger  Ausbeu- 
tung der  Verkehrsbedürfnisse  und  zu  einem  schädlichen  Druck 
der  Geldoligarchie  und  zur  Vernachläszignng  von  mancherlei 
Interessen  führen. 

3.  Statliches  Wirthschaftsrecht  und  statliche  Pflicht  ist 
ferner  die  Sorge  für  die  öffentlichen  Straszen  in  ihren 
verschiedenen  Arten  und  Stufen.  Die  Straszen  dienen  durch- 
aus dem  öffentlichen  Leben  des  Volkes,  und  sind  daher  öffent- 
liche Sachen  im  eminenten  Sinne  des  Wortes.    Für  Herstel- 


'  Ygl.  Rau,  politische  Oekonomie  II,  §.  2(>3  ff.  und  den  Abrisz 
der  Oesohiohte  der  Banken  ebenda  I,  $.  310  ff.  Die  Bank  von  Eng- 
land wurde  J694,  die  österreiohisohe  1816  gestiftet.  (Vorher  hatte 
aber  die  Wiener  Stadtbank  Reit  17f)2  bestanden.)  Die  Law'sche 
Schwindelbank  in  Frankreich  wurde  1716  gegrQndet,  die  jetsige 
französische  1800.    W o  1  o  w s k i :  La question  des  Banques.  Paris  1864. 
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long  und  guten  Unterhalt  der  Straszen  zu  sorgen  ist  dalie 
eine  naheliegende  Aufgabe  des  Stata,  welcher  den  eenlnla 
üeberblick  über  die  Bedurfhisae  des  allgemeinan  Yerkdn 
uQd  der  s&mmtlichen  Landesgegenden  hat,  und  dessen 
Schaft  die  gemeinsamen  Interessen  nationaler  Wohlfahrt 
fasst. 

Es  lassen  sich,  wenn  man  von  blossen  Pri?atw^en  ak- 
sieht,  folgende  öffentliche  Straszen  zu  Lande  nnta- 
scheiden,  an  welche  sich  eben  so  verschiedene  Brocken  it 
Uebergaug  Aber  Qewässer  oder  Schluchten  anreihen: 

a)  die  Yicinalwege,  Nachbarwege,  welche  den  Vct* 
kehr  innerhalb  einer  Gemeinde  vermitteln,  woza  denn  aodi 
viele  städtische  Gassen  zu  zählen  sind; 

b)  die  Üommunalwege,  welche  die  Verbindung  ^üc 
ganzen  Gemeinden  oder  gröszem  Ortschaften  herstellen; 

c)  die  Landstraszen,  auchDepartementalstraszea. 
welche  zur  Verbindung  von  ganzen  Landesgegenden  nnd  Be- 
zirken dienen; 

d)  die  Hauptstraszen,  Statsstraszen,  welche  für 
das  ganze  Land  von  Wichtigkeit  sind;   endlich 

e)  die  Weltstraszen,  deren  wesenüicbe  Bedeutoi^g 
über  das  eigentliche,  vielleicht  kleine  und  nur  an  einem  unter- 
geordneten Landestheile  von  demselben  durchzogene  I^dJ 
hinausreichen. 

Je  niedriger  die  Stufe  ist,  zu  welcher  die  Strasze  gehurt 
und  je  näher  sie  dem  besonderen  Interesse  der  benackbartrfi 
Grundbesitzer  und  Einwohner  eines  Ortes  liegt,  desto  natiir- 
lieber  ist  es,  dasz  diese  und  die  betreffenden  Gemeinden  mit 
Bezug  auf  Anlage  und  ünterhaltungspflicht  miUi«^ 
theiligt  werden.  Aber  ganz  darf  der  Stat  die  Aufsicht  da- 
rüber nicht  aufgeben,  denn  auch  diese  Straszen  haben  einr 
gemeine  öffentliche  Bedeutung.  Er  kann  sich  auf  die  Ober- 
aufsicht beschränken  und  den  Gemeinden  die  nähere  Sorg^ 
fiberlassen;  aber  er  wird  wohl  thun,  zu  bestinunen  nnd  Ja- 
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rüber  m  wachen,  dasz  diese  Sorge  in  dem  Geiste  der  öffent- 
lichen Wohlfahrt  wirklich  geübt  und  nicht  der  Nachlftszigkeit 
und  der  Arbeits-  und  Eostenschen  einzelner  Privaten  freier 
Spielraum  verstattet  werde. 

Je  höher  die  Stufe  der  Strasze  und  je  allgemeiner  ihre 
Benutzongsweise  ist,  desto  ansschlieszlicher  liegt  die  Pflicht 
der  Anlage  dem  State  ob.  Weltstraszen,  bei  welchen  das 
Interesse  verschiedener  Staten  oft  mehr  als  das  des  durchzo- 
genen States  betheiligt  ist,  können  gar  wohl  auch  in  einer 
durch  völkerrechtliche  Verträge  regulirten  Weise  zum  Theil 
auf  Kosten  jener  gebaut  werden. 

Nach  ähnlichen  Verhältnissen  ist  auch  die  Competenz  zu 
ordnen,  nach  welcher  tiber  das  Bedürfnisz  einer  Strasze  und 
die  Richtung  derselben  entschieden  wird.  Vicinalwege  gehören 
noiehr  dem  öffentlichen  Gemeindeleben  als  dem  Volksleben  an; 
die  Bestimmung  solcher  kann  daher  wohl  der  Gemeinde  zu- 
nächst anvertraut  werden,  lieber  den  Bau  der  allgemeinen 
Straszen  wird  die  Statsregierung  in  ihren  niederen  oder  höhe- 
ren Organen  je  nach  der  Bedeutung  jener  und  der  Abstufung 
dieser  das  Nöthige  anordnen.  Sorgfältige  Prüfung  aller  Ver- 
hältnisse, voraus  der  Bedürfnisse  der  zunächst  und  der  ent- 
fernter wohnenden  Bevölkerung  und  ihres  Verkehrs,  sowie  der 
wahrscheinlichen  Folgen  der  neuen  Strasze  in  Nutzen  und 
Schaden,  dann  aber  erst  in  zweiter  Linie  auch  der  technischen 
Vorzüge  und  Schwierigkeiten  der  verschiedenen  Pläne  ist  Pflicht 
der  Statsbehörden ,  welche  diese  Seite  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt verwalten.  Insofern  ist  es  gut,  auch  der  betheiligten 
Bevölkerung  selbst  Gelegenheit  zu  verschaffen,  dasz  sie  ihre 
Wunsche  und  ihre  Meinungen  äuszere.  Die  Interessen  dersel- 
ben schärfen  ihren  Blick  und  die  Oeffentlichkeit  der  Verhand- 
lung ist  eine  vortreffliche  Controle  auch  der  Ingenieure.  Aber 
es  wäre  durchaus  verkehrt,  diese  in  Form  eines  eigentlichen 
Proceszverfahrens  der  verschiedenen  Gemeinden  oder  Parteien 
zu  gestatten.    Es  soll  nicht  ein  Bechtsstreit  zwischen  Parteien 
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entschieden,  sondeni  das  ZweckmAszige  von  dem  fireieD,  all^ 
Verhftltnisse  fiberschauenden  und  zunächst  im  öffentliche  In- 
teresse würdigenden  Standpunkte  des  Stats  aus  gefunden  nno 
bestimmt  werden.  Zu  diesem  Zwecke  ist  es  dem  State  dieD- 
lieh,  zu  er&hren,  was  fär  besondere  Ansichten,  Wünsche,  Be- 
fürchtungen, Hofinnngen  auftauchen.  Hat  er  das  Temonunen 
—  und  dazu  bedarf  es  keiner  proceszualischen  Erörterungen, 
die  leicht  umgekehrt  die  Leidenschaften  steigern,  den  Blick 
trüben  und  die  eiofache  Sachlage  verwirren  würden  —  si 
hat  er  mancherlei  Anhaltspunkte  gewonnen,  um  desto  sicherer 
das  unter  den  vorliegenden  Umständen  Beste  erkennen  oiii 
bestimmen  zu  können. 

4.  Die  Aufsicht  über  und  die  Sorge  fillr  das  EiseiH 
bahnwesen  finden  hier  ebenfalls  ihren  Platz,  auch  wenn  der 
Begriff  der  Begalität  nicht  betont  oder  nicht  anerkannt  wird. 
Die  Anlage  und  die  Verwaltung  auch  von  Privateisenbahnec. 
welche  dem  gemeinen  Verkehr  dienen  und  nicht  etwa  nur  for 
ein  Privatetablissement,  z.  B.  ein  Bergwerk,  bestimmt  sind. 
müssen  daher  von  dem  State  aus  statswirthschaftlichen «  ui<L: 
blosz  aus  polizeilichen  Gründen  geordnet  und  beaufsichtir. 
werden.  Der  Stat  kann  den  Privatgesellschaften  die  Herstel- 
lung von  Eisenbahnen  überlassen,  aber  er  darf  nie  ftir  inunrr 
auf  das  Recht  verzichten,  diese  wichtigsten  Mittel  des  öffeLt- 
liehen  Verkehrs  an  sich  zu  ziehen  und  selber  für  die  Inte- 
ressen des  Publikums  zu  sorgen,  denn  die  Eisenbahnen  bilde: 
immerhin,  ihrer  Natur  nach,  einen  wesentlichen  Bestandthei. 
der  öffentlichen  Wirthschaft. 

5.  Eben  dahin  gehört  die  volkswirthschaftliche  Sorge  ty 
die  Wassers traszen  in  ihren  mancherlei  Formen,  fhr  üf 
freie  und  sichere  Schiffbhrt  auf  dem  Heere  und  den  See:, 
und  bequeme  Landungsplätze  für  Schiffe  und  Waaren  — 
durch  eigene  Anstalten  und  mit  Beihülfe  von  Privataastalu: 
sorgt  so  der  Stat  für  Leuchtthürme ,  Bheden,  Häfen,  WerfW. 
Krahnen,  Magazine  u.  s.  f.  —  auf  den  Strömen  und  Flu?- 
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sen  —  Sohiffbarmachuiig  derselben,  ErAffnung  von  Leinpfaden 
—  auf  angelegten  Ganälen,  den  Waszerknnststraazen  — 
Unternehmen  der  Art  können  wie  die  Eisenbahnen  wohl  auch 
Actiengesellschaften  überlassen  werden.  Das  Anftichtsrecht 
des  State  darüber  aber  versteht  sich  wie  dort  von  selbst  und 
wieder  nicht  aus  blosz  polizeilichen ,  sondern  auch  aus  volks- 
v^irthsehafklichen  Rücksichten. 

6.  Auch  die  Posten  sind  ein  öffentliches  Verkehrsin* 
stitnt  und  gehören  wieder,  abgesehen  von  dem  finanziellen 
Werth  derselben,  in  den  Bereich  der  eigentlichen  Statswirth- 
schaft.     Ebenso  das  Telegraphenwesen. 

7.  Femer  die  Sorge  für  die  Masze  und  Gewichte, 
welche  dem  gemeinen  Verkehr  als  beglaubigter  Messer  der 
körperlichen  Ausdehnung  und  Schwere  der  Waaren  dienen, 
Die  nähere  Bestimmung  der  Urmasze  und  die  Stempelung, 
Eichung  der  in  dem  Verkehr  gebrauchten  Masze  und  die  Auf- 
sicht darüber,  dasz  keine  falschen  Masze  gebraucht  werden, 
vmrde  von  jeher  mit  Becht  als  Sacho  des  St-ates  angesehen 
der  allein  die  öffentliche  Autorität  hat  und  verleihen  kann. 

8.  Eine  der  wichtigsten  Partien  der  eigentlichen  Volks» 
wirthschaft  ist  das  Zollsystem  des  Stats.  Durch  dasselbe 
tlbemimmt  es  der  Stat  gewöhnlich  zwei  verschiedene  Zwecke 
mit  einander  zu  verbinden,  nämlich  einerseits  eine  reich  flies- 
zende  Quelle  von  Einnahmen  für  die  Statscasse  zu  eröfhen 
und  ZQ  nutzen,  und  andererseits  die  allgemeinen  volkswirth- 
schaftlichen  Interessen  zu  fördern.  Die  erstere  Seite  bringt 
das  ZoUwesen  in  Znsammenhang  mit  dem  Steuersystem  des 
Stats,  die  zweite  macht  dasselbe  von  volkswirthschaftlichen 
Grundsätzen  abhängig.  In  der  That  übt  auch  keine  öffent- 
liche Wirthschaftsanstalt  des  States  einen  gröszem  Einflusz 
aus  auf  die  Privatwirthschaft,  auf  die  Lebensgenüsse,  auf  das 
Gesammtbewusztsein  und  die  Vermögenskraft  der  Nation  als 
die  Zollanstalten. 

Die  Zölle  waren  ursprünglich  nur  eine  financielle  Abgabe« 
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entächiedeD ,  sondern  das  Zweckmisige  Ton  df      % 
Yerhaltnisse  überschaoeDden  und  znnidist  ir  *        ^ 
teresse  würdigenden  Stamdpunkte  des  Statr  .    '^ 
bestimmt  werden.    Zu  diesem  Zwecke  i?''       V         , 
lieh,  zü  erfahren,  was  für  besondere  Ar        v 
fürehtungen,   HoShangen  aoftanchen.  *^    ^ 

—  und  dazu   bedarf  es  keiner  pror 
die  leicht  umgekehrt   die  Leidens^  jBi  nnd 

trüben    und  die   einfache  SaeUr  i^gwirthscli 

hat  er  mancherlei  Anhaltspnnk  im  ZnsammenV 

das  unter  den   vorliegenden  ^vllten  Jahrhunderts 

bestimmen  zu  können.  ^ni  an  die  Groize  ver 

4.  Die  Au&icht  fibf  ^  Zuerst  aber  ist  durcb  L* 
bahnwesen  finden  hier  ,^^  die  ganze  hergebrachte ^Vr- 
Begriff  der  Begalität  r  ^^lunt  und  durch  ein  aii8gebll>>* 
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oiellen  müder  national- 

'*  .it  ist  wohl  ein  bleibender  Qe- 

'  * . .  o  des  Zollsystems.   Es  sollen  daher 

*  ^  rlegt  werden,  welche  nicht  mindestens 

lit  der  Statswirthschaft,  gemeinen  Scha- 
.1   abzuwenden  beachten,  also  nicht  auf  un* 
^enstände  in   einem  Masze,  welches   entweder 
^en  die  Anschaffung  derselben  zu  sehr  erschweren 
.inheimischen   Industrie   die  Möglichkeit  einer  Be- 
derselben  entziehen  wurde.    Dienen   dieselben  Aber* 
iazu,  die  Arbeits-  und  Erwerbskraft  der  Nation  in   ge- 
>ier  Weise  nicht  nach  Art  der  Treibhäuser  in  künstlichem 
vachsthume,  das  die  freie  Luft  nicht  erträgt,  zu  unterstützen 
und  so   zugleich  positiv  zu  wirken,  so  ist  das  ein  äugen* 
fälliger  Vorzug  solcher  Zölle.   Beine  Schutzzölle,  die  nicht 
zugleich   finanziell  gerechtfertigt  sind,  rechtfertigen  sich  nur 
ganz  ausnahmsweise,   insbesondere    wenn   ein    überwiegendes 
Bedürfnisz  vorhanden  ist,  die  Arbeitskraft  der  Nation  zu  er- 
halten und  naturgemäsz  zu  stärken,  oder  feindlichen  und  schäd- 
lichen Maszregeln    fremder  Staten   entgegen  zu  wirken,  die 
Prohibitivzölle  nur  äuszerst  selten  in  einzelnen Ausnahms* 
fällen,  als  System  nie. 

Der  Statsmann  musz  auch  in  diesen  Dingen  jederzeit  von 
dem  Ganzen  ausgehen,  nicht  von  den  Privatinteressen  der  Ein- 
zeln^,  und  den  nationalen  Standpunkt  festhalten,  ohne  sich 
durch  die  besondern  Verlangen  einzelner  Classen  einengen  und 
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Sie  wurden  von  den  in  den  Handelsverkelir  gdinditen  Waarea 
bald  da  bald  dort,  an  ßeehftfen,  Flnszflberg&ngen«  auf  beatimm- 
tea  Strassen,  an  Landnngs-  und  Marktplätzen,  bei  den  TlMrei 
der  Städte  erhoben.  Sie  waren  so  eine  Last,  welche  dm  ia- 
nem  Verkehr  vielfältig  hemmte  und  drftdte.  Sie  hatt«  mir 
einen  finandellen  Werth  nnd  waren  nnr  ein  volkswirthseliaft- 
liebes  üebel.  Es  war  daher  ein  grosser  Fortachritt,  ala  zuA 
die  zweite  wirthschaftliche  Seite  der  Zölle  Wkaaat  und  die 
reinen  Finanzzölle  zugleich  als  Yolkswirthachaft- 
liehe  (Schütz-)  Zölle  aufgefaszt  wnrden.  Im  ZasammealiaBf«» 
damit  wurden  seit  dem  Ende  des  XVnten  Jahrhonderta  die 
Zölle  nach  und  nach  aus  dem  Innern  an  die  Orenze  rerl^ 
and  die  Grenzzölle  eingeführt.  Zuerst  aber  ist  durch  das 
preuszische  Zollgesetz  von  1818  die  ganze  hergebrachte  Win- 
nisz  der  BinnenzöUe  aufgeräumt  und  durch  ein  auagriifldetes 
System  von  Grenzzöllen  ersetzt  worden.  Durch  diese  wirth- 
schaftliche Verbesserung  wurde  der  Verkehr  innerhalb  des 
Landes  von  seinen  Banden  befreit,  gestärkt  und  belebt,  und 
zugleich  das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  des  Volkes 
mit  dem  Genüsse  der  tausendfältigen  neuen  BetiefaangeD 
gehoben. 

Es  war  aber  ein  weiterer  Fortschritt,  als  nun  bei  der 
neuai  Auflage  und  dem  Ansätze  der  Grenzzölle  die  oatioDal- 
wirthschaftlichen  Interessen  mit  in  Betracht  gezogen  und  nicht 
mehr  ausschlieszlich  nach  finandeHm  RAcksichten  Teriahrea 
wurde.  Die  ökonomischen  Beriehungen  eines  Stats  zum  Aus- 
land und  des  eigenen  Volkes  zu  fremden  Völkern,  und  die 
Bfltzlichen  oder  schädlichen  Wirkungen,  welche  die  einsefaKn 
Zölle  ftlr  die  Productionskraft  oder  die  Genösse  der  NaÜoo 
wahrscheinlich  ausflben  worden,  gelangten  so  zu  einer  umfi»- 
senden  Würdigung,  die  sidier  nicht  nach  allgemeinen  und  ab- 
stracten  Sätzen  ein-  fflr  allemal  geregelt  werden  kann,  son- 
dern nur  dem  möglich  ist,  welcher  den  Bewegungen  des  na- 
tionalen und  des  Weltlebens  zu   folgen  und  die  ptaeliscbea 
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häufig  wechselnden  Bedürfnisse  des  Verkehrs  sowohl  als  der 
Arbeit  zu  erkennen  versteht.  Auf  keinem  Felde  der  Stats- 
regierung  hat  man  mehr  mit  den  Waffen  doctrinärer  Grund* 
Sätze  gestritten  und  auf  keinem  lassen  sich  weniger  festd 
Regeln  anwenden.  Auf  keinem  ist  es  n(}thiger,  die  Mannichfal- 
tigkeit  der  wechselnden  Verhältnisse  zu  beachten,  und  ?on  Zeit 
zu  Zeit  verschiedene  häufig  gerade  entgegengesetzte  Wege 
einzuschlagen. 

Die  Verbindung  der  financiellen  mit  der  national* 
wirthschaft liehen  Bücksicht  ist  wohl  ein  bleibender  Qe- 
winn  der  neuen  Entwicklung  des  Zollsystems.  Es  sollen  daher 
keine  Finanzzölle  auferlegt  werden,  welche  nicht  mindestens 
die  negative  Mcksicht  der  Stats wirthschaft,  gemeinen  Scha- 
den von  der  Nation  abzuwenden  beachten,  also  nicht  auf  un* 
entbehrliche  Gegenstände  in  einem  Masze,  welches  entweder 
den  Volksmassen  die  Anschaffung  derselben  zu  sehr  erschweren 
oder  der  einheimischen  Industrie  die  Möglichkeit  einet  Be- 
nutzung derselben  entziehen  würde.  Dienen  dieselben  über* 
dem  dazu,  die  Arbeits-  und  Erwerbskraft  der  Nation  in  ge* 
sunder  Weise  nicht  nach  Art  der  Treibhäuser  in  künstlichem 
Wachsthume,  das  die  freie  Luft  nicht  erträgt,  zu  unterstützen 
und  so  zugleich  positiv  zu  wirken,  so  ist  das  ein  äugen* 
fälliger  Vorzug  solcher  Zölle.  Beine  Schutzzölle,  die  nicht 
zugleich  finanziell  gerechtfertigt  sind,  rechtfertigen  sich  nur 
ganz  ausnahmsweise,  insbesondere  wenn  ein  überwiegendes 
Bedflrfnisz  vorhanden  ist,  die  Arbeitskraft  der  Nation  zu  er* 
halten  und  naturgemäsz  zu  stärken,  oder  feindlichen  und  schäd* 
liehen  Maszregeln  fremder  Staten  entgegen  zu  wirken,  die 
Prohibitivzölle  nur  äuszerst  selten  in  einzelnen  Ausnahme* 
fällen,  als  System  nie. 

Der  Statsmann  musz  auch  in  diesen  Dingen  jederzeit  von 
dem  Ganzen  ausgehen,  nicht  von  den  Privatinteressen  der  Ein* 
zelnen,  und  den  nationalen  Standpunkt  festhalten,  ohne  sich 
durch  die  besondern  Verlangen  einzelner  Classen  einengen  und 
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beherrschen  zu  lassen.  Wohl  weisz  er,  dasz  wenn  einzebio 
Bemfsstände  ihre  Kraft;  nicht  entwickeln  kOnnen  und  Terküm- 
mern,  oder  durch  die  fremde  Concurrenz  erdrfickt  zu  werden 
in  Gefahr  sind,  dieser  Schaden  hinwieder  den  ganzen  Nati<Hia}- 
körper  trifft.  Wenn  die  Arme  erlahmen,  so  leidet  der  gan?« 
Leib,  und  wftren  die  Yerdauungswerkzeuge  noch  so  gut  und 
der  Kopf  von  Schwäche  frei.  Aber  er  wird  nicht  die  einzel- 
nen Glieder  so  verhätscheln,  dasz  sie  nur  einen  kUDstliehec 
Schein  von  Gesundheit,  aber  keine  wahre  Kraft  haben,  nocL 
vor  andern  so  bevorzugen,  dasz  die  Harmonie  des  Köq^ers 
gestört  und  so  dem  Leibe  eine  neue  Krankheit  verursacht  wird. 
Er  beachtet  die  Wünsche  der  groszen  Ea1lfleut^ 
welche  am  liebsten  keine  Zölle  sehen  und  jedenfalls  möglichst 
geringe,  daher  keine  Schutzzölle  wollen;  denn  der  Groszhandel 
vermittelt  seiner  Natur  den  Weltverkehr  und  gedeiht  daher 
am  besten  in  der  reinen  Luft  voller  Handelsfreiheit;  der  Grosz- 
handel  ist  kosmopolitisch,  nicht  national.  Er  hört  auf  die 
Kleinhändler,  deren  Existenz  durch  die  Localbedfirfnisse 
begrenzt  ist  and  daher  leicht  durch  plötzliche  Ueberschwem- 
mung  des  Marktes  erschtlttert  wird,  und  die  daher  eher  gegen- 
über gewissen  Operationen  eines  liederlichen  und  täuschenden 
Liquidations-  und  Ausverkaufs  Fremder  des  nationalen  Schutzes 
bedtirfen.  Er  berücksichtigt  die  groszen  Interessen  der  Fa- 
briken, die  mehr  für  den  Handel,  und  der  Handwerke, 
die  mehr  für  die  nahe  liegenden  Ortsbedürfnisse  arbeiten,  und 
der  zahlreichen  Bevölkerungen,  die  in  diesem  Berufe  ihren 
Lebensunterhalt  finden  und  durch  ihre  Arbeit  den  Gesammt- 
Wohlstand  erhöhen  und  veredeln.  Er  erwägt,  dasz  dieselben 
unter  mancherlei  Voraussetzungen  eines  gewissen,  wenigstais 
eines  vorübergehenden  Schutzes  bedürfen.  Er  vernimmt  auch 
die  meist  stilleren  Wünsche  der  ackerbautreibenden  Bevöl* 
kerung,  die  durch  die  Zölle  fast  nur  in  financieller  Hinsicht 
erleichtert  wird,  aber  ein  groszes  Interesse  hat,  möglidist 
wohlfeil  zu  kaufen,  was  sie  zu  ihrem  einfachen  Leben  bedarf. 
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Er  erinnert  sich  auch  der  zahlreichen  Glassen,  welche  in  vor- 
zfiglicfaem  Sinne  Consumenten  sind,  wie  dieCapitalisteni 
und  die  einen  wissenschaftlichen  Beruf  betreiben,  und 
ganz  vorzüglich  davon,  dasz  die  groszen  Yolksclassen  nur 
in  wenigen  Dingen  Producenten,  in  allen  übrigen  wieder  Gon- 
sumenten  sind  und  daher  die  Steuer  regelmäszig  nur  als  eine 
Last  empfinden.  In  gleichzeitiger  Erwägung  All  der  sich 
theilweise  widerstrebenden  Interessen  und  der  richtigen  Wür- 
digung derselben  im  Sinne  der  Harmonie  und  Gesundheit 
des  ganzen  Nationalkörpers  liegt  die  schwere  Kunst  einer 
practischen  Statswirthschaft. 


Achtes  Capitel. 

B.  Besondere  AnsUtlten. 

Die  Statswirthschaft  darf  sich  nicht  darauf  beschränken, 
allgemeine  Anstalten  zu  gründen  und  Einrichtungen  zu  treffen, 
welche  unmittelbar  der  ganzen  Nation  und  dem  gemeinen  Öf- 
fentlichen Verkehre  dienen.  Sie  hat  auch  die  Pflicht,  theils 
besonderen  Zwecken,  welche  in  einzelnen  Fällen  ihre  Hülfe 
erfordern,  theils  bestimmten  Berufs-  und  Lebensverhältnissen 
ihre  wirthschaftliche  Sorge  zuzuwenden.     Dahin  gehören: 

1.  Die  wirthschaftlichen  Vorkehrungen,  um  der 
Theurungsnoth  entgegenzuwirken,  und  der  Arbeitsnoth 
einzelner  Volksclassen  zu  begegnen.  Wir  können  das  unter- 
Stützungspflege  heiszen,  welche  von  der  eigentlichen  Ar- 
menpflege wohl  und  in  derselben  Weise  zu  unterscheiden 
ist,  wie  die  Unterstützungspolizei  von  der  Armenpolizei. ^ 
Wirthschaftliche  Maszregeln  gegen  die  Theurungsnoth  sind 
z.  B.   die  Anlegung  von   Getreidemagazinen   des  States'  und 

*  Vgl.  oben  Buch  YII,  Gap.  9,  S.  195  ff. 

'  Friedrieb  der  Orosze:   Es^ai'snr  les  form,  du  gouvern.:  „Tovt 
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die  Ermuntenuig  der  Gemeinden  zu  ähnlicher  Sammltuig  toi 
Vorräthen,  in  dem  älteren  State  mit  NatDralwüthschaft  noüh 
wendig,  in  dem  neueren  State  mit  Oeldwirthsdiaft  und  rei- 
cheren Verkehrsmitteln  nicht  mehr  zu  empfehlen,  BegäniU- 
gnng  des  Getreidehandels  und  Transports  von  LebaisiiiittelB. 
Im  Nothfalle  auch  Statsankäufe.  Ebenso  läszt  sich  öfter  plötz- 
licher Arbeilsnoth  von  Seite  der  Statswirthschaft  begegim 
durch  Unternehmungen  oder  Ausdehnung  öffentlicher  Werk«, 
welche  grosze  Massen  von  Arbeitern  beschäftigen  und  indes 
sie  denselben  Brod  verschaffen,  und  dem  in's  Stocken  gen- 
tbenen  Strome  der  nationalen  Arbeitskraft  Abzugskanäle  e- 
öffnen,  zugleich  dazu  dienen,  auch  den  Werth  der  znrfickblei- 
benden  Arbeitskraft  zu  vermehren.  Aber  es  ist  ungereimt 
wenn  der  Stat  die  Arbeiter  nur  zum  Scheine  und  mit  kindi- 
schen Dingen  beschäftigt,  und  ein  Verderben  aller  Stat»-  nifi 
Privatwirthschaft  zugleich,  wenn  er  hier  die  Ausnahme  zur 
Segel  machen -und  durch  ständige  Nationalwerkst&ttet 
die  Privatindustrie  zur  Statssache  machen  will.^ 

2.  Einen  ähnlichen  Charakter  haben  die  statswirthadiafl- 
liehen  Assecuranzanstalten,  durch  welche  die  Gesammtheit 
einen  Schaden,  der  zunächst  den  Einzelnen  trifft  und  über- 
mäszig  drückt)  mittragen  hilft  und  durch  Vertheilung  ver- 
mindert Von  der  Art  sind  die  Brandversicherungec 
fQr  Gebäude  oder  auch  der  fahrenden  Habe  und  die  Hagel- 
versicherungen für  den  Landbau. 

3.  Wie  der  Stat  durch  seine  Cultuseinrichtungen  sein« 
Sorge  auch  über  die  wissenschaftliche  und  künstlerische  Thä- 
tigkeit  der  Individuen  erstreckt,  so  übt  er  auch   durch  seine 

souTcrain  attach6  au  bien  public  est  Obligo  de  8e  ponrToir  de  naga^ir« 
abandonnement  fournis  pour  gnpl^r  k  la  manvaise  r^colte  et  pour  pre- 
Tenir  la  famine/' 

3)  Das  erregte  Jahr  1848  bat  in  Paris,  Wien  und  Berlin  derlei  ver- 
kehrte Yerduohe  zu  Tage  gefördert  und  sagleich  die  Thorheii  der- 
selben  durch  die  groszen  Schäden  und  Uebel  in  deren  Gefolge  prBctisc^ 
erwiesen. 


Aehles  Capilel.    B.  Besondere  Aiutelten.  439 

wirthschaftlichen  Anstalten  eine  Pflege  aus  Aber  die  mancherlei 
Berufskreise  und  Th&tigkeiten ,  welche  der  materiellen  Wohl- 
fahrt dienen. 

Die  Privatökonomie  der  Einzelnen  gehört  zunächst 
wie  alles  Privatrecht  diesem  zu,  und  beruht  nicht  auf  der 
Gunst  des  Stats.  Auch  hat  der  Stat  das  Recht  nicht,  sich 
eine  Vormundschaft  über  die  mündigen  Privaten  beizulegen. 
Worauf  sollte  sich  dieselbe  gründen?  Doch  nicht  auf  die  Un- 
fähigkeit der  Individuen,  ihre  Oekonomie  selbst  zu  verwalten. 
Sie  sind  im  Gegentheil  regelmftszig  fähiger,  ihre  eigenen  In- 
teressen zu  kennen,  und  die  Mittel  zu  finden,  welche  ihren 
Privatwohlstand  erhalten  und  erhöhen,  als  der  Stat  und  seine 
Organe,  welche  für  sie  handeln  oder  sie  leiten  wollten.  Auch 
nicht  aus  der  natürlichen  Ueberordnung  des  Stats  über  die 
Privaten ;  denn  das  Wesen  des  Stats  ist  die  Gemeinschaft,  seine 
Herrschaft  die  der  politischen  Ordnung,  das  Privatrecht  aber 
ist  aus  der  Natur  der  Einzelnen  hergeleitet,  und  der  Stat  hat 
dasselbe  zunächst  nicht  zu  beheiTSchen,  sondern  zu  schützen. 
Die  Freiheit  und  Selbständigkeit  der  Privatwirth- 
schaft  ist  folglich  Begel,  und  der  Stat  von  Natur  ange- 
wiesen, dieselbe  zu  achten  und  zu  schirmen. 

Indessen  hat  die  Wirthschaftspflege  des  Stats,  welche  wie 
überall  so  auch  in  diesen  Dingen  von  dem  Interesse  des  Ganzen 
ausgeht,  dessen  Wohlfahrt  immerhin  in  mannichfaltigen  Wech* 
Beibeziehungen  zu  der  Wohlfahrt  der  Individuen  steht,  die 
Pflicht,  sowohl  die  natürlichen  und  künstlichen  Hindemisse 
zu  entfernen,  welche  einer  gedeihlichen  Entwicklung  der  Pri- 
vatwirthschaft  hindernd  im  Wege  stehen,  insofern  die  national- 
wirthschaftlichen  Mittel  und  die  Kräfte  des  Stats  dafür  zu- 
reichen, als  die  allgemeinen  Bedingungen  ihrer  Gesundheit 
und  Wohlfahrt  in  gleichem  Sinne  zu  fördern.  Solche  stats- 
wirthschaftliche  Pflege  ist  von  der  angemaszten  Vor- 
mundschaft des  Stats  von  Grund  aus  und   selbst  da  ver- 
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schieden,  wo  sie  die  Einzelnen  auch  hinwieder  um  des  GaiizeB 
willen  beschränkt. 

Dieselbe  wird  verschieden  sein  müssen,  je  nach  der  ver- 
schiedenen jtfatur  der  Privatökonomien  selbst  und  der  ma^eA* 
haften  Beziehung  ihrer  Hauptgattungen  zu  der  allgemeiier 
Wohlfahrt.    Die  Hauptarten  sind: 

1)  die  Landwirthschaft,  3)  die  Fabrication  nnd 

2)  die  Handwerke,  4)  der  Handel. 

4.  Die  Landwirthschaft  ist  offenbar  die  feste  Basi> 
der  gesammten  Oekonomie.  In  den  meisten  Staten  wird  aat) 
der  gröszte  Theil  des  Volkes  von  ihr  ernährt,  "*  und  ist  ihr 
zugewendet.  Von  ihrer  gesunden  Blüthe  und  Fruchtbarkeit 
ist  daher  die  Wohlfahrt  und  die  Kraft  der  Nation  in  hohem 
Grade  bedingt.  Um  so  sorgföltiger  musz  die  Statswirthschalt 
ihre  Interessen  beachten  und  fördern,  und  dasz  ihre  richtigen 
und  falschen  Maszregeln,  ihr  Fleisz  und  ihre  Vemachläszigung 
einen  groszen  Einflusz  auf  jene  üben ,  lehrt  die  Erfahrung. 

Die  Einwirkung  der  Statswirthschaft  bezieht  sich: 

a)  auf  die  Organisation  der  Landwirthschaft 

Am  wichtigsten  ist  offenbar  die  Erhaltung  eines  freien 
Bauernstandes.  Nicht  blosz  Gründe  des  persönlichen 
Rechtes  und  der  natürlichen  Freiheit  haben  die  endliche  Auf- 
hebung des  zum  Theil  noch  aus  dem  römischen  Reiche  stam- 
menden, zu  groszem  Theil  aber  während  des  IMittelalters  ver- 
breiteten erblichen  Colonats  und  der  bäuerlichen  Hörigkeit 
in  den  neuern  Staten  Europa's  fast  überall  nun  bewirkt,  son- 
dern zugleich  volkswirthschaftliche  Rücksichten.  Das  Gefühl 
freies  Eigenthum  zu  besitzen,  ist  ein  mächtiger  Reiz,  dasselbe 


*  Wort  des  französischen  Ministers  Sully:  „Labourage  et  pi- 
tnrage  sont  les  deux  mamelles  de  T^tat/^  Vgl.  Scbftffner,  frmai. 
Recbtsgesoh.  11,  8.  455.  Napoleon  erklärte  den  Ackerbau  als  die 
Seele  und  die  Basis  des  Reicbs,  die  Industrie  als  den  V?obl?taiid  und 
das  Glück  der  Berdlkerung,  und  den  Handel  als  den  Ueberfluss  und 
den  guten  Gebrauch  ron  beiden.    Las  Cases  Mm.  lY,  S.  :?55. 
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mit  erh^^hter  Sorgfalt  zu  bebauen,  und  der  Landbau  ist  offen- 
bar, seitdem  er  von  dem  gutsherrlichen  Zwange  befreit  worden 
ist,  sehr  verbessert  worden/  Nicht  minder  drängen  aberstats- 
wirthschaftliche  Bflcksichteu  und  Gründe  des  natürlichen  Rechts 
dazu,  die  noch  in  manchen  Staten  geltende  Unsitte  zu  be- 
käaipfen,  welche  ausgedehntes  Grundeigenthum  dem  Anbau 
ärmlicher  und  nur  auf  kurze  Zeit,  zuweilen  auf  freien  Wider- 
ruf angestellter  Pächter  überläszt,  Dieser  Zustand  ist  zwar 
in  einigen  Hinsichten  besser  als  der  der  Erbhörigkeit  des  Mit- 
telalters, darin  aber  diesem  gleich,  dasz  der  Pächter  nicht  zu 
dem  vollen  Genusz  der  von  ihm  bebauten  Güter  kommt,  noch 
je  das  stärkende  Selbstgefühl  des  Eigenthums  erlangt,  und 
darin  noch  schlimmer  als  jener,  dasz  der  Zeitpächter  auch 
seines  abhängigen  und  belasteten  Besitzes  weit  weniger  sicher 
ist  als  der  Leibeigene  es  war,  den  der  Herr  auch  in  dem 
Alter  und  wenn  Krankheit  ihn  unfähig  zur  Arbeit  machte,  auf 
dem  Gute  erhalten  muszte,  und  dasz  jener  überdem  häufig 
noch  von  wucherlichen  Zwischenpersonen,  Verwaltern  und  Spe- 
culanten  gedrückt  wird.  Es  ist  eine  auffallende  Erscheinung, 
dasz  die  moderne  Gesetzgebung  noch  nicht  gewagt. hat,  so 
energisch  diesem  Uebel  zu  Leibe  zu  gehen  als  der  Erbunter- 
thänigkdt,  und  doch  war  dafür  in  Irland  und  in  der  Lombardei 


*  Stein  fiter  die  preaszisohe  GabinetBordre  ron  1807,  daroh  welche 
die  Erbnnterthftnigkeit  ouf  den  preuszisohen  Domänen  aufgehoben  wurde : 
„Sie  (die  Erbunterthäuigkeit)  ist  im  Widerspruch  mit  den  ursprünglichen 
und  unTerftnszerliohen  Rechten  der  Menschheit,  und  die  wiUkürliche 
Entsetzung  Ton  Bauerhöfen  rersohafft  den  Berechtigten  wenig  Yortheil, 
und  h&lt  den  Verpflichteten  in  einem  fortdauernden  Zustand  Ton  Un- 
mfindigkeit,  und  sein  unterhabendes  Land,  Gebftude  und  luTentarium 
bleibt  Ton  einer  elenden  Besehaffenlieit,  da  es  ihm  nicht  eigenthflmlich 
gehört ,  und  aller  Reiz  fehlt,  es  zu  verbespern  und  Capital  anzuhäufen. 
Der  Landmann  gewöhnt  sich  in  dieser  Lage  an  Sorglosigkeit  bei  der 
Benutzung,  und  an  rohen  sinnlichen  Genusz.  Bei  groszen  äuszern  Er- 
schütterungen durch  Kriege  rerläszt  er  seinen  Wohnort,  an  den  ihn  die 
Liebe  zum  Eigenthum  nicht  bindet,  und  einen  Boden,  den  er  als  ihm 
fremde  anzusehen  gewohnt  war/'    Ports  II,  S.  29. 
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hinreichende  und  dringende  Veranlassung  yoriianden,  und  ga>> 
es  Wege,  welche  dem  natürlichen  Rechte  wieder  znf&hre: 
konnten. 

Besteht  ein  freier  Bauernstand,  so  bietet  die  Verfas- 
sung der  Landgemeinden  einen  natürlichen  Stfitzpunkt  im: 
passende  Analogien  dar  für  seine  Organisation.  Sie  Itezt  jede 
zunächst  mit  Freiheit  seine  Güter  bebauen,  aber  gibt  zugleic' 
die  Mittel  an  die  Hand,  um  die  Interessen  der  ganz^i  Geiii^ 
senschaft,  z.  B.  an  brauchbaren  landwirthschafllicben  Wegei 
und  Brücken,  an  Dämmen,  an  gifter  gemeinsamer  BewüthuEJ 
der  nnvertheilten  Waldungen  und  Weiden,  an  Zuchtthieret. 
an  der  Sicherung  der  Weinberge  u.  dgl.  zu  wahren. 

In  manchen  Staten  ist  auch  die  Erhaltung  groszer  g rund- 
herrlicher  Güter  um  der  politischen  Verfassung  willen  tc« 
Bedeutung,  und  es  knüpft  sich  daran  die  wirthschafUich^ 
Rücksicht,  dasz  auf  solchen  Herrengütem  mancherlei  nexK 
Versuche  zur  Verbesserung  und  Veredlung  der  Landwirtbsdiaf 
zuerst  unternommen  und  geprüft,  Geräthschaften  und  Masehisec. 
welche  dem  einfachen  Landbauer  zu  thener  sind,  gehaltai,  u£*I 
in  jede^  Weise  die  Anforderungen  an  eine  feinere  und  höhere 
Gultur  befriedigt  werden  kOnnen.  Es  ist  das  ein  natOrlidies 
aristokratisches  Element  in  der  Organisation  der  Landwirth- 
Schaft,  welches  zwar  von  minderer  Bedeutung  ist  als  das  biuer- 
liehe,  aber  seine  innere  Berechtigung  hat  Dagegoi  scheic: 
es  der  Natur  der  Dinge  in  den  bevölkerten  Gegenden  Europa^ 
zu  widerstreben,  dasz  auch  mittlere  bürgerliche  Land- 
guter,  die  nicht  so  grosz  sind,  om  den  GrondhenracliafieE 
zur  Seite  gesetzt  zu  werden,  und  doch  nicht  von  dem  Eigeih 
thümer  selber  bebaut  werden,  wie  die  eigentlichen  Bauerguter, 
mit  ökonomisch-günstigem  Erfolge  bewirthet  werden  können. 
Diese  kommen  daher  fast  nur  als  Luxusgüter  in  Betracht. 

Wo  sich  nun  Grundherrschaft  findet,  welche  keineswe^^ 
Unfreiheit  der  Bauern  erfordert,  da  kann  auch  der  Organis- 
mus der  Bauergemeinde  mit  derselben  in  Verbindung  g<diraci; 
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werden,  und  diese  in  jener  ein  natürliches  nnd   wohlthätiges 
Gentnim  finden. 

b)  Anf  Befreiung  der  Güter  von  den  mancherlei 
Reallasten,  welche  das  Mittelalter  auf  dieselben  gehäuft  hat, 
in  Gestalt  der  Zehnten,  Grundzinse,  Frohnden,  zum  Theil  auch 
von  Dienstbarkeiten,  welche  die  freie  und  gute  Wirth- 
Schaft  gefährden.  Die  Reallasten  hatten  guten  Sinn,  als  sie 
noch  von  dem  Eigenthümer  genossen,  und  von  dem  abhängi- 
gen Besitzer  der  Güter  getragen  wurden.  Als  Lasten  aber, 
welche  dem  Eigenthum  von  aussen  her  auferlegt  werden  und 
dasselbe  drücken,  widerstreiten  sie  dem  Begriff  des  Grund- 
eigenthums.  Mit  der  Umgestaltung  des  abgeleiteten  Grundbe- 
sitzes ins  Eigenthum  musz  daher  die  Ablösbarkeit  der  Real- 
lasten Hand  in  Hand  gehen,  soll  jene  zur  Wahrheit  werden. 
Dieses  Resultat  wird  aber  auch  durch  wirthschaftliche  Motive 
gefordert.  Der  Begriff  der  Dienstbarkeiten  (Servituten)  dage* 
gen  ist  nicht  ebenso  im  Widerspruch  mit  dem  des  Eigenthums, 
aber  schon  die  ROmer  haben  denselben  aus  statswirthschaft- 
liehen  Gründen  weise  beschränkt,  und  in  unserer  Zeit,  welche 
zahlreichere  gesetzliche  Servituten  aus  dem  Mittelalter  ererbt 
bat,  macht  die  neuere  Entwickelung  der  Wirthschaft,  zumal 
der  Forstwirthschaft  und  bei  Benutzung  der  gemeinen  Weiden 
zu  neuem  Anbau  weitere  Beschränkungen  nOthig. 

c)  Auf  die  Förderung  der  Theilung  unwirthlicher 
Weide  flächen  oder  Oeden,  zum  Behuf  bessern  Anbaues 
der  Theile,  und  auf  Beschränkung  der  Yertheilung 
zusammenhängender  Gemeindewaldungen  zur  Erhaltung 
einer  geregelten  Forstwirthschaft  im  Interesse  auch  der  künf- 
tigen Geschlechter. 

d)  Auf  Begünstigung  sowohl  der  Abrundung  zu 
landwirthschaftlichen  Grenzen  und  der  Zusammenlegung 
der  verschiedenen  Ackerstücke  zu  einem  einheitlichen  Gut,  als 
auf  Anerkennung  der  Theilbarkeit  grosser  Güter  zur  Meh- 
rung der  selbständigen  Grundeigenthümer  und  VerbessMiing 
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des  Baues;  auf  der  andern  Seite  auch  auf  Behindern d; 
einer  Theilbarkeit  der  Güter  und  Gutstheile  in  so  Ut^in« 
Parcellen,  dasz  dieselben  nicht  mehr  als  Grundlage  tangli'L 
sind  für  Betreibung  einer  ordentlichen  Wirthacbaft,  and  au: 
Erhaltung  von  mittleren  Bauer-  und  Erbgütern  in  ihreir 
Bestand,  welche  keineswegs  bis  zur  Gebundenheit  deraelbes 
gesteigert  zu  werden  braucht 

d)  Durch  Verbreitung  landwirthschaftlicher 
Kenntnisse  und  Ermunterung  zu  besserer  Caltur 
welche  schon  bei  der  Anlage  der  ländlichen  Volksschulen  be- 
rücksichtigt,  dann  durch  landwirthschafUiche  LehranatalteL 
und  Mustergüter,  durch  Unterstützung  der  Wirksamkeit  land- 
wirthsehaftlicher  Vereine,  durch  Preisvertheilungen  und  Fesu 
befördert  werden  können. 

e)  Durch  die  Sorge  für  den  ungehinderten  und 
möglichst  yortheilhaften  Absatz  der  landwirthschaft- 
liehen  Producte,  was  durch  gute  Einrichtung  der  Märkte, 
und  durch  ein  wohlbedachtes  Zollsystem  geschieht  Die  früher 
beliebte  Erschwerung  der  Ausfuhr  ist  nun  zum  Vortheile  der 
nationalen  Wirthschaft  seltener  und  beschränkter  geworden. 

f)  Durch  besondere  landwirthschaftliche  G  red  i  tan* 
stalten,  welche  dem  Landwirth  es  möglich  machen,  an  den 
Vortheilen  einer  erleichterten  Geldbenutzung  Theil  zn  nehmen, 
ohne  ihn  zu  groszer  Gefahr  und  Beschwerde  auszusetzen.^ 

5.  Im  Gegensatze  zu  der  Landwirthschaft,  welche  gleich- 
artig über  das  ganze  Land  verbreitet  ist,  äuszert  sich  in  den 
Handwerken  die  Verschiedenheit  der  persönlichen  Th&tig* 
keit  in  höchst  mannich faltigen  Arbeiten  und  Berufsweiseo. 
Das  Handwerk  ist  daher  individueller,  persönlidier  als  jene, 
und  die  Statswirthschaft  kann  auf  die  Ausbildung  desselben 


*  Vgl.  über  alles  das  die  aasführlichen  Nachweise  bei  Rao,  polit. 
Oekonomie  II,  8.  75  IF.  und  Res  oh  er  Nationalökonomie  nnd  Aekerbeo. 
Stotftgart  1860. 
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in  der  Regel  nur  einen  mehr  mittelbaren  Einflnsz  üben,   als 
auf  das  Gedeihen  jener.    Wichtig  sind: 

a)  die  Verfassung  der  Handwerke.  Während  des  Mit* 
telalters  bildete  sich  in  den  Städten  das  Zunftwesen  aus, 
zugleich  als  wirthschaftliche  und  Rechtsordnung  der  Hand- 
werker, je  nach  den  besondem  Berufszweigen,  und  als  eine 
wesentliche  Grundlage  der  stadtischen,  theilweise  auch  der 
Statsverfassung.  Seit  dem  XVI.  Jahrhunderte  schlössen  sich 
die  Handwerke  enger  ab,  suchten  dem  Zudrang  neuer  Ge- 
werbsgenossen zu  wehren,  vermehrten  die  mancherlei  Schranken, 
welche  die  freie  Bewegung  einzelner  Meister  im  Interesse  be- 
haglicher Sicherheit  der  Mehrzahl  hemmten,  hatten  Ober  die 
Grenzen  ihres  Gewerbsbetriebs  häufige  Streitigkeiten  unter 
einander,  und  dehnten  so  den  Zunftzwang  aus.  Von  dem 
XVIII.  Jahrhunderte  an  wurde  die  ganze  Zunftverfassung  von 
allen  Seiten  her  angegriffen,  und  unter  den  wiederholten 
Stöszen  feindlicher  Gegensätze  erschüttert  und  groszentheils 
aufgehoben.  Die  Erhebung  der  Fabrication,  welche  durch 
neue  mechanische  und  chemische  Entdeckungen  aller  Art  eine 
vorher  nicht  bekannte  Ausdehnung  gewann,  und  sich  durch 
die  Handwerksordnungen  vielfach  gehemmt  sah,  die  ganze 
Richtung,  welche  der  Betrieb,  von  der  Macht  des  Capitals 
begünstigt,  ins  Weite  und  Grosze  nahm,  und  dem  engem  lo- 
calen  Kreis  der  Handwerksthätigkeit  ungünstig  war,  der  Zug 
der  NationaK^konomie  und  der  politischen  Ideen  nach  indivi- 
dueller Freiheit,  und  die  Umbildung  der  öffentlichen  Verfas* 
sung  ohne  Rücksicht  auf  die  Stände,  wendeten  sich  alle  wider 
die  hergebrachte  Zunftordnung,  und  die  mancherlei  Miszbräuche 
und  kleinlich  engherzigen  Einrichtungen,  welche  gerade  in  den 
letzten  Jahrhunderten  diese  verunstalteten,  waren  nicht  ge- 
eignet, ihr  in  der  öffentlichen  Meinung  so  viel  Unterstützung 
zu  verschaffen,  dasz  sie  jene  Angriffe  hätte  aushalten  kOnnen. 
An  ihre  Stelle  trat  nun  gewöhnlich  das  System  individueller 
Gewerbe  fr  eiheit,  zuweilen  noch  beschränkt  nicht  durch  die 
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selbBUndige  Ordtnmg  der  Gewerbe  gelbst,  soodem  d«rch  dit 
Concessionen  und  Patente  der  Regierung  and  die  Stati- 
polizei. 

In  Wahrheit  war  das  Desorganisation  der  Handwerkt 
Sie  hatten  einer  grilndlicben  Reform  bedurft,  und  Tetfiden  ora 
der  Bevolntion.     Die   gemeinsamen    Interessen    der  Huhl- 
werke   hatten  nun   kein  eigenes  Organ  mehr,  welches  ßr  sk 
einstand,  und  die  vereinzelten  Arbeiter  waren  jeder  Schwindelei 
schutzlos   ausgesetzt.     Die   Wohlthat   der    Freiheit    bewihitc 
freilich  auch  hier  ihre  Vorzflge,  indem  sie  die  Thatkraft  vieler 
Individuen  spannte,  und  auf  höhere  AnsbUdung  der  maocberlti 
Handwerksarbeiten  hinwirkte;  aber  es  fehlte  ihr  die  Sehnule 
einer  natfirlichen  Ordnung,   welche  hinwieder  das    Gaiue  zb- 
sammenhielt,  und  die  Glieder  vor  BeeinträchUgnng  ihrer  Bechu 
und  vor  &änkung   ihres  Friedens  sicherte.     Der   Unteruhieii 
der  Meister  imd  der  Gesellen,  welcher  in  einer  orguiscbtE 
Gestaltung  eine    friedlidie  BerQcksichtigung  nrsprönglidi  ge- 
fimdeti  hatte,  und  auch  den  ver&nderten  Zeitverhältnissen  g^ 
m&sz  wieder  finden  könnte,   wurde  nun  häufig  bis  zum  feind- 
lichen Gegensatz  gesteigert,  und  zum  Nachtheile  beider  Theik 
wurde  das  Familienleben,  welches  beide  Theile  vereinigt  haUe. 
aufgelöst  und  zerrissen.     Die  Ehrbarkeit  und  die  MonliUi  der 
Handwerke  litten  in  Folge  dessen  groszen   Schadeo,  «nd  dii' 
SUtspolizei  konnte  mit  ihren  oft  ii''iiisi  liea.  iuiiuur  aher  luij^* 
nflgenden  Mitteln   diese  Uebel   ukhi   heilon.     Der  luts  Bei 
nach  Organisation   der  Arl)i;lt.    der   la   iinaaror  Zeit  in 
Luft  erfüllt,   ist  ein  Zeichen,  <l.Lä;<  «ler  jetzige  Zustuid   •- 
Aufltanng  der  Handwerke   knuik    L-^t.   und    wen»    auch    n 
jene,  so  ist  dodi   die   ReorganisLili<.>ii   der   Arbeiter,   ti 
sondere   der  Handwerker,    ein    uirkliiiiea  Bedflrfui«.  «f 
Zeit    Diese  kann  aber  nur  in  friior  gi-no^auD»  '  '      ~ 
Form,   nicht  aber    durch    Herst ciliiiiL:  der    r. 
vor  sich  gehen.    Die  Bildung  gn 
Schäften,   welche   ganze  Classen 
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Gruppen  von  Handwerken  umfassen,  und  die  Verbindung  za 
bestimmten  Zwecken,  der  Unterstützung,  der  Vorschüsse,^  der 
Bildung,  der  Ernährung  u.  s.  f.  scheint  dem  Geiste  der  neuen 
Zeit  gemäszer,  als  die  Spaltung  in  eine  Menge  kleiner  abge* 
schlossener  Verbindungen  zu  den  sämmtlichen  Wirthschaft»- 
zwecken,  wie  sie  früher  bestanden  hatten. 

b)  Die  Förderung  einer  tüchtigen  Ausbildung  der 
Handwerker  theils  durch  gute  Gewerbschulen,  theils  durch 
Vorschriften  über  die  Haltung  der  Lehrlinge  nnd  Gesellen, 
über  die  Prüfung  und  das  Wandern  der  Gesellen,  über  die 
Bedingungen  der  Aufnahme  zu  Meistern.  Die  frühem  Hand- 
werksordnungen enthielten  oft  ganz  brauchbare  Bestimmtmgen, 
sorgten  aber  zu  wenig  für  das  Bedürfnisz  von  Ausnahmen, 
und  waren  häufig  zu  ängstlich  und  kleinlich. 

6.  Verschieden  von  dem  Handwerk  ist  die  Fabrication. 
Das  Handwerk  beruht  auf  der  Kunstfertigkeit  der  Hand  des 
Meisters  und  der  Gesellen,  nnd  befriedigt  ausschlieszlich  oder 
doch  vornehmlich  nur  einzelne  locale  Bedürfnisse.  Die  Fabri* 
cation  dagegen  wird  von  den  Fabricanten  regelmäszig  nur 
geistig  geleitet,  und  von  der  Masse  der  Arbeiter  nach  mecha- 
nischen Hegeln  gleichmäszig  und  maschinenartig  betrieben. 
Die  Maschine,  welche  dort  nur  in  secnndären  Betracht  kam 
zur  Unterstützung  oder  zum  Ersatz  einzelner  Handarbeiten, 
wird  hier  zur  Hauptsache  und  bestimmt  regelmäszig  den  gan- 
zen Charakter  der  Fabrication.  Sie  ist  ihrer  Natur  nach  ein 
Betrieb  im  Groszen  und  nicht  auf  localen  Absatz  beschränkt, 
sondern  auf  Erzeugung  von  Handelswaaren  gerichtet 

Je  grüszer  die  Bedeutung  der  Fabrication  in  neuerer  Zeit 
geworden  ist,  je  mächtiger  das  Capital  hier  sich  erhoben  und 
die  Arbeit  der  Menschen  sich  dienstbar  gemacht  hat,  je  zahl- 
reichere Massen  der  Bevölkerung  als  Fabrikarbeiter  leben  und 

^  Um  diese  genosBensohaftliohen  Bildungen  in  Deatsobland  haben 
sich  Torzflglich  Prof.  Hnber  nnd  Schultze-Delitzscb  grosse  Yer- 
dienste  erworben. 
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ZU  leben  genOthigt  sind,  nnd  je  gröszer  die  Ghefmhnm  mii 
welche  theils  aus  der  Flnctnation  des  grossen  Verkehrs,  ans 
der  kalten  Gewinnsucht  und  üebermacht  mancher  Fabnkberren 
und  der  Verwilderung,  der  Liederlichkeit  und  dem  Elend  fiel^r 
Fabrikarbeiter  fflr  die  Gesammtheit  entstehen,  desto  ndtbiger 
ist  es,  dasz  die  Statswirthschaft  diesem  Berufszweige  die  sorg- 
f&ltigste  Aufmerksamkeit  zuwende.  Die  Gesetzgebung  mid  dir 
Verwaltung  des  Stats  sind  hier  von  dem  raschen  Aufsdiwung 
der  Fabrication  weit  überholt  worden  und  noch  nicht  dem 
wirklichen  Bedürfnisse  nachgekommen. 

Vor  allem  fehlt  es  auch  hier  an  der  Organisation  de^ 
Fabrikstandes,  und  die  Nachtheile  der  Anarchie  werden 
hier  noch  empfindlicher  verspürt  als  die  der  Desorgaiiisatid!! 
der  Handwerke,  weil  gröszere  Massen  betheiligt  sind.  Wik- 
rend  Handwerksmeister  und  Gesellen  sich  nahe  stehen  und 
daher  diese  als  Glieder  der  Familie  jener  behandelt  werden 
können,  so  gehen  dagegen  die  Lebensstufen  der  ferschiedeB» 
Glassen  von  Personen,  welche  an  der  Fabrication  Theil  haben, 
wdt  auseinander  und  lassen  sich  nicht  ebenso  in  Einer  Hait^ 
haltung  umfassen.  Der  Fabrikherr  gehört  offenbar  dem 
sogenannten  dritten  Stande  an,  und  nimmt  gewöhnlich  in  die- 
sem eine  durch  Beichthum  und  Einflusz  hervorragende  Stel- 
lang ein;  Ingenieure,  höhere  Techniker  oder  Künstler, 
welche  bei  der  Fabrik  angestellt  sind,  gehören  ebenlalls  dem 
dritten  Stande  zu,  aber  sind  doch  als  Angestellte  des  ersteren 
in  einer  untergeordneten  Stellung.  Die  gröszere  Zahl  der 
Werk  führ  er  und  Schreiber  stehen  auf  einer  der  höben 
Stufen  des  vierten  Standes;  die  Masse  der  Fabrikarbeiter 
gewöhnlich  auf  der  untersten  Stufe,  der  des  Proletariat», 
und  ist  daher  eines  Patronats  sehr  bedürftig.  Ein  gro«zer 
Theil  der  letztem  besteht  sogar  aus  Kindern,  die  unfthig 
sind  für  sich  selber  zu  sorgen. 

Bei  solchen  Elementen  genügt  eine  blosz  statswirthachaft- 
liche  Pflege  nicht,  sondern  sie  musz  mit  polizeilichem  Sdnitir 
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verbunden  werden.  Theilweise,  insofern  Kinder  bei  der  Fa- 
brication  verwendet  werden,  kommt  sogar  die  Sorge  der  Stats- 
cnltur  hinzn.    Folgende  Momente  sind  vorzüglich  zu  beachten: 

a)  die  Sorge,  dasz  Kinder  nicht  zu  früh  zur  Fabrikar- 
beit verwendet  werden,  sondern  erst  von  einem  gewissen  Le- 
bensalter an,  ebenso  dasz  die  Kinder  nicht  übermäszig  ange- 
strengt werden,  sondern  die  erforderliche  Musze  erhalten,  de- 
ren der  jugendliche  Körper  und  Qeiet  bedarf,  um  zu  einem 
gesunden  Dasein  heranzureifen.  In  dieser  Beziehung  geschieht 
lange  nicht  genug.  ^  In  mehr  als  einem  civilisirten  und 
christlichen  State  werden  grosze  Schaaren  von  Fabrikkindem 
so  behandelt,  als  wären  sie  nur  Theile  einer  Maschine,  und 
nur  dafür  auf  der  Welt,  um  als  Werkzeug  des  Eigennutzes 
Anderer  benutzt  und  verbraucht  zu  werden,  und  man  wagt  es 
noch,  solche  das  natürliche  Menschenrecht  verhöhnende  Bar- 
barei, die  viel  schlimmer  ist,  als  die  antike  Sklaverei,  aus 
Gründen  der  Industrie  zu  vertheidigen.  Auch  über  die  fort-^ 
gesetzte  Schulbildung  und  religiöse  Erziehung  dieser  Kinder 
musz  der  Stat  wachen,  denn  die  Selbstsucht  und  sogar  die 
Noth  der  Familien,  welchen  diese  Kinder  angehören,  ist  oft 
ein  Hindernisz  derselben,  und  nicht  alle  Fabrikherren  sorgen 
dafür  aus  freier  Humanität  oder  aus  Christenpflicht; 

b)  die  Sorge  für  eine  mäszige  Arbeitszeit  vorzüg- 
lich der  Kinder,  dann  auch  der  Erwachsenen.  Die  Freiheit 
des  Vertrags  schützt  hier  in  vielen  FMlen  nicht  vor  argem 
Miszbrauch,  denn  für  einen  groszen  Theil  von  Fabrikarbeitern 
ist  jene  Freiheit  nur  ein  Schein  ohne  Realität,  indem  sie  nicht 
in  der  Lage  sind,  sich  den  Anforderungen  der  Herren  zu  ent- 
ziehen, von  deren  Anstellung  ihr  Lebensunterhalt  abhängt. 
Am  besten  wäre  es  allerdings,  wenn  durch  Statsverträge  all- 

*  Naeb  mehreren  Gesetien  dürfen  die  Kinder  nieht  unter  9  Jahren  in 
den  Fabriken  verwendet  und  ihnen  keine  Naohtarbei*  auferlegt  werden. 
Ueberdem  musz  die  Tagesarbeit  dnreh  Ruhestunden  unterbrochen  werden. 
Vgl.  Rau,  Volks wirthsoh.  Politik.  H,  8.  59.  f. 

BUmti«bll,  «UrMMiaM  StotsfMbt    n.  29 
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gemeiii  geltende  Voiaehriften  darfiber  feetgestdlt  wfirdcB.  da- 
mit nicht  die  Industrie  der  Länder,  welche  hierin  IranaM 
Qmndsfttie  anerkoinen,  benaditheiligt  werde  durdi  «lie  Cm- 
cnrrenz  anderer,  welche  die  Arbeitekrftfte  ihrer  BevölkcniBf 
im  Uebermaaz  anstrengen,  wenn  schon  diese  6e&hr  aickt  it 
grosz  ist  als  sie  scheint,  da  nnmäszige  Anstrengung  die  Ar- 
beitskraft selber  schwächt'  Anch  die  Heilighaltong  der 
Sonn-  und  Festtage  ist  eine  grosse  Wohlthat  for  diese 
Classen; 

c)  die  Sorge  dafDr,  dasz  die  Arbeitslocale  und  w-. 
fAr  die  Fabrikarbeiter  besondere  Wohnungen  eingerieht^. 
werden,  auch  diese  nicht  so  mangelhaft  seien,  um  die  Cjt- 
snndheit  derselben  zu  gefthrden; 

d)  die  Forderung  aller  der  Anstalten,  welche  dafür 
bestimmt  sind,  die  sittliche  und  leibliche  Wohlfahrt 
der  Arbeiter  zu  heben  und  zu  erhalten,  dieselbe  im  Falle  f <» 

^Krankheit  zu  pflegen  und  zu  unterstutzMi ,  während  indu- 
strieller Krisen  zu  sichern,  im  Alter  zu  Tersorgen  u.  &  f. 
Die  freiwillige  Fürsorge  edler  Fabrikherren  hat  unver- 
kennbar  hier  schon  manche  vortreffliche  Institute  erzeugt: 
und  der  Stat  hat  allerdings  weder  das  Recht  noch  die  Mittel 
diese  Fürsorge  in  so  ausgedehntem  Masze  zu  gebietoi,  wir 
der  freie  Wille  sie  hie  und  da  belebt  hat.  Aber  er  ist  Ter- 
anlaszt,  seinerseits  diesen  zu  ehren  und  zu  unteratfitzoi ,  nii 
vollkommen  berechtigt,  einige  allgemeine  Vorschriften  zu  er- 
lassen, welche  auch  die  Fabrikherren,  die  nicht  ebenso  au^ 
eigenem  Triebe  für  die  Noth,  das  Unglück  und  das  Atta- 
sorgen,  anhalten,  so  viel  zu  thun,  als  die  Rflcksidit  auf  die 
Öffentliche  Ordnung  und  die  gerechten  Ansprüche  ÜieQs  der 
Fabrikarbeiter  selbst,  tbeils  der  dabei  ebenfalls  beUieiligtoi 
(Gemeinden    und  Armenpflegen   erheischen.     Die 


*  Dm  Maximom  einer  Arbeitspflicht  Ton  12  Stunden  ist  aabon  sekr 
hoch  gefMit;  und  dooh  ^hen  einige  Oesetse  bis»  auf  14  und  15  Stand«« 
tSgliob. 
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und  der  Betrieb  groszer  Fabriken  schafft  geradezu  eine  Fa- 
brikbeyölkerung  um  dieselben  her.  Es  liegt  in  dem  Ver- 
dienst, den  sie  auch  fttr  die  Kinder  versprechen,  und  in  dem 
Zusammenleben  der  Fabrikarbeiter  ein  groszer  Reiz  zu  ver- 
mehrter Kindererzeugung,  und  es  sammeln  sich  an  dem  Fa- 
brikorte überdem  aus  entfernteren  Gegenden  her  eine  Menge 
Arbeiter.  Diese  werden  meist  nur  für  die  bestimmte  Fabrik- 
arbeit erzogen  und  sind  auch  nur  dieser  fähig.  Geräth  dann 
diese  Fabrication  plötzlich  in  Stockung  oder  bringen  auch  nur 
die  natürlichen  Ursachen  der  Arbeitsunfähigkeit,  wie  Krank- 
heit und  Alter,  ihre  Wirkungen  hervor,  so  entsteht  eine  An- 
zahl von  unterstützungsbedürftigen  und  von  armen  Personen, 
welche  ohne  die  Existenz  der  Fabrik  nicht  oder  wenigstens  in 
geringerem  Masze  die  öffentliche  Unterstützung  und  Pflege 
des  Stats  und  der  Gemeinden  belästigen  würden.  Es  ist  da- 
her nur  gerecht,  wenn  diejenigen,  welche  in  guten  Zeiten  von 
der  Fabrication  Gewinn  ziehen,  auch  verpflichtet  werden, 
für  die  bösen  Tage  vorzusorgen,  und  der  Stat  überschreitet 
seine  Befugnisse  nicht,  wenn  er  Spar-  und  Hülfscassen  an- 
ordnet, welche  theilweise  durch  Abzüge  an  den  Arbeits- 
löhnen und  theilweise  aus  Beiträgen  der  Fabrikherren  gebildet 
werden;. 

e)  die  Anordnung  von  Fabrikräthen,  welche  über  die 
Ordnung  und  die  guten  Sitten  in  den  Fabriken  wachen,  Strei- 
tigkeiten zwischen  Herren  und  Arbeitern  schlichten,  und  als 
Organ  für  die  Interessen  beider  den  Statsbehörden  gegenüber 
dienen; 

f)  die  Zulassung  und  Beaufsichtigung  der  genossen- 
schaftlichen Verbindungen^^  der  Arbeiter  unter  sich. 
Wie  das  Capital  in  der  Association  der  Actien  seine  Macht 
gesteigert  hat,  so  erhöht  auch  die  Association  der  Arbeiter 
ihre  Macht  und   gewährt  ihren   Interessen  Schutz  gegenüber 

^  Vgl.  H n b e r',  Art.  Assooiation  hiBluntiehli'ä  SiatswSrterbaoh. 
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der  um  sich  greifendeii  und  erdrfidrenden  Macht  des  Oipitals. 
Erst  wird  der  Gegensatz  beider  Kräfte,  der  sftcUidicB  Ter- 
mOgenskraft  und  der  persönlichen  Arbeitskraft  augebiUer 
werden  müssen :  dann  erst  werden  beide  in  ihrer  Verbind»? 
zu  einem  fOr  beide  wohlthätigen,  gesunden  Frieden  gelaagK 
können ; 

g)  die  Gewährung  ?on  Erfindungspatenten,  welche 
den  Erfindern  wichtiger  Verbesserungen  ftlr  einige  Zeit  dir 
ausschlieszliche  Benutzung  ihrer  Erfindung  sichern,  und  der 
Schutz,  welcher  den  Fabriken  gewährt  wird  gegen  tloachendr 
Nachahmung  ihrer  Fabrikzeichen; 

h)  die  Anordnung  von  Industrieausstellungen,  wel^ 
einen  Ueberblick  Aber  die  Gewerbsthätigkeit  geben,  die  Fort- 
schritte und  Mängel  ihres  Ganges  leichter  erkennen  laascL 
zum  Wetteifer  ermuntern  und  die  ausgezeichnete  Arbeit 
ehren ; 

i)  die  Berücksichtigung  der  Fabricationsinteressoi  bei  d«r 
Bestimmung  der  Zölle.*' 

7.  Der  Handelsverkehr  bedarf  in  weit  geringeras 
Grade  einer  besondern  Pflege  der  Statswirthsehaft ,  als  di^ 
fibrigen  Gewerbe.  Er  gedeiht  am  besten,  wo  er  sich  mit 
individueller  Freiheit  bewegen  kann,  unbehindert  durdi  ioszerv 
Schranken.  Der  Groszhandel  ist  geradezu  kosmopalitiich. 
nicht  national,  und  fflhlt  jede  Schranke,  welche  das  Geset? 
eines  States  zieht,  als  eine  Beschwerde.  Nur  der  Kleinhandel 
(Kramhandel),  welcher  des  Detailverkaufes  wegen  anf  localcn 
Verbrauch  augewiesen  ist,  bedarf  einigen  Schutz  nicht  vor  der 
Concurrenz  anderer  sich  regelmäszig  niederlassender  solid» 
Handelsleute,  wohl  aber  vor  der  häufig  unsolidMi  Concurres^ 
der  Musterreiter  und  Hausirer,  welche  den  Käufern  nach- 
gehen und  durch  allerlei  Vorspiegelungen  ihre  Kauflust  we^es 
und  reizen.     Die  Hauptaufgabe    der  Statswirthsehaft   gegcn- 

>*  Oben  Cftp.  7,  8.  433. 
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über  dem  Handel  besteht  daher  in  der  Wegräumung  der  Hin- 
dernisse, welche  seine  freie  Bewegung  hemmen;  in  zweiter 
Linie  erst  in  der  Unterstützung  desselben  durch  öffentliche 
Anstalten. 

a)  Die  Organisation  des  Handelsstandes  hat  weniger 
Schwierigkeiten,  als  die  des  Handwerk-  und  Fabrikstandes. 
Jener  theilt  sich  in  zwei  Haupt  classen,  die  der  Groszh&nd- 
1er,  Kaufleute  (negotiatores)  im  eigentlichen  Sinn,  welche 
in  der  Regel  wieder  an  Fabrikanten,  andere  Kaufleute  und 
Krämer  und  eben  darum  in  gröszeren  Massen  verkaufen  und 
die  Handelsvermittlung  im  Qroszen  betreiben,  und  die  der 
Kleinhändler,  Krämer  (institores),  welche  in  der  Hegel 
an  alle  einzelnen  Consumenten  nach  beliebig  kleinen  Quanti- 
täten verkaufen.  Die  erstem  gehören  dem  dritten,  die  letztern 
dem  vierten  Stande  an,  und  beide  können  wohl  zu  groszen, 
die  ganze  Masse  der  Betheiligten  umfassenden  Gorporationen 
vereinigt  werden. 

b)  Die  Einrichtung  von  Handelskammern,  welche  über 
die  gemeinsamen  Interessen  des  Handels  wachen  und  den  Han- 
delsstand auch  vor  den  Statsbehörden  vertreten,  die  Kunde 
der  Handelsübungen  bewahren  und  Gutachten  in  Handelssachen 
bearbeiten,  bildet  die  natürliche  Krone  einer  corporativen  und 
freien  Gliederung  des  Handelsstandes. 

c)  Die  Anordnung  von  öffentlich  autorisirten  Mäklern 
(Sensalen)  in  Handelsstädten  und  die  Herstellung  von  Bör- 
sen dient  zur  Sicherung  und  Beförderung  des  eigentli- 
chen Handelsverkehrs,  und  je  vollkommener  die  übrigen  ge- 
meinen Yerkehrsanstalten  des  States  sind,  Straszen,  Post- 
Verbindungen  u.  s.  f.,  desto  mehr  wird  auch  der  Handel  und 
dieser  in  hohem  Masze  die  Yortheile  derselben  zu  genieszen 
haben. 

d)  Die  Sicherung  der  Handelsfirmen  gegen  Miszbrauch 
und  Täuschung,  die  Prüfung  der  Solidität  von  neu  entstehen- 
den Actiengesellschaften,   insbesondere  Creditanstal- 
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ten,  die  Bekanntmachung  solcher  Veränderungen  in  dem 
Personenbestand  und  den  Verhältnissen  der  Gesellschaften  und 
der  Handelsetablissements  überhaupt,  welche  auf  die  Glaub- 
würdigkeit und  die  Sicherheit  des  Handelsverkehrs  von  £m- 
flusz  sind,  sind  ebenfalls  einzelne  wohlthätige  AeaszemngeD 
der  statswirthschaftlichen  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete. 


(Eilftes  iBnd). 


VoD  den  Gemeinden. 


Erstes  Gapitel 

Historische  Erinnerung. 

1.  Der  antike  Stat  ist  aus  dem  itolitischen  Leben  der 
St  ad  t^  erwachsen.  Die  Vermischung  des  States  mit 
der  Stadt  in  der  Idee  und  in  der  Organisation  ist  daher  dem 
Statsrechte  des  Alterthums  eigenthflmlich.  Griechen  und  Römer 
bezeichneten  sogar  mit  dem  nämlichen  Worte  die  beiden  Gemein- 
schaften. Die  Stadt  Athen  war  zugleich  der  Stat  Athen,  und 
die  Stadt  Rom  wurde  zur  Beherrscherin  der  Welt. 

Das  römische  Reich  war  indessen  so  grosz  geworden,  das/ 
der  innere  Gegensatz  zwischen  dem  State  und  den  St&dten 
dem  scharfen  Blick  der  Römer  nicht  länger  entgehen  konnte. 
Jener  umfaszte  die  Welt,  diese  waren  local  begrftnzt.  Am 
längsten  dauerte  die  Vermischung  beider  in  der  Organisa- 
tion der  Hauptstadt  Die  Magistrate  des  römischen 
Volkes  waren  zugleich  und  zunächst  Magistrate  der  Stadt,  der 
Senat  war  auch  Rath  der  Stadt.  Das  römische  Stadt- 
bflrgerrecht  war  die  noth wendige  Grundlage  der  politischen 
Betheiligung   an  d€n    Statsangelegenheiten.     Erst    unter   den 
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Kaisern  änderte  sich  das.  Die  Cäsarenherrschaft  war  einr 
reine  Statsinstitution.  Unter  Augustus  wurde  auch  der  Seoai 
zu  einer  Reichsversammlung,  welche  die  Groszen  aus  den  Vtm- 
yinzen  in  sich  aufnahm.  Ein  groszer  Theil  der  öffentlichefi 
Aemter  wurde  rein  statlich;  und  das  römische  Börgertliiui 
erweiterte  sich  im  Verfolge  zu  einem  aUgemeinen  Statsbfirger* 
thum.  Das  unermeszliche  Reich  streitle  so  die  Form  der  Stadtfer- 
fassung  erst  ab,  als  schon  die  innere  Lebenskraft  groasen- 
theils  erschöpft  war  und  Uorns  Geschichte  sich  abwärts  neigte. 
I^rüher  war  der  Gegensatz  in  den  übrigen  Städten,  be- 
sonders  von  Italien,  offenbar  geworden.  Zwar  waren  auch  si« 
ursprünglich  politische  Ganze,  um  welche  auch  die  Ort- 
schaften und  Höfe  des  Landes  umher,  als  um  ihr  verfassangs- 
mäsziges  Centrum  gruppirt  waren.  Auch  sie  hatten  ihre  Ma- 
gistrate, wenn  gleich  später  nicht  mehr  mit  imperiom,  doch 
mit  jurisdictio.  Die  Ilviri  und  IVviri  sowohl  als  die  pre- 
faeetiy  waren  nicht  blosze  Gemeindevorsteher,  sondern  zugleich 
Statsbeamte,  obwohl  ihr  Wirkungskreis  auf  das  Gebiet  der 
Stadt  begrenzt  war;  die  Senate  oder  Curien,  wie- sie  im 
Verfolg  genannt  wurden,  waren  in  kleinem  Verhältnissen  ähn- 
lich dem  Senate  zu  Kom,  und  das  römische  Bürgerrecht 
verband  in  den  Colonien  und  vielen  Mnnicipien  die  Bewohner, 
in  noch  anderen  Städten  wenigstens  die  Obrigkeiten  dendbeiL 
mit  der  herrschenden  Stadt.  Aber  wenn  auch  die  Miachung 
von  Stadt  und  Stat  in  allen  diesen  Beziehungen  überall  noch 
bis  spät  wahrzunehmen  ist,  so  war  doch  schon  von  Anfiang  an 
das  höhere  politische  Leben,  die  Statsregierung  and  Geaeb- 
gebunginBom  concentrirt,  und  alle  übrigen  Städte  zunächst  doch 
nur  locale  Corporationen.  Sie  hatten  nicht  als  solche  Moen 
unmittelbaren  Antheil  an  der  Leitung  des  Statsweaeos.  * 

t  Vgl.  die  flbersichtliche  and  grflndliohe  Darstellung  beiC.  UegeL 
Oeschiohie  der  BtadteTerfMiung  von  Italien  Bd.  I,  Cap.  1,  woria  aack 
die  gelehrten  Untersuchungen  tob  Kiebuhr,  SaTigny,  Walter, 
Puchta,  Zumpt  u.  s.  w.  beaobtet  sind. 
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Guizot  hat  in  der  Trennung  der   politischen  Rechte 
und  Interessen  von  den  Municipal-Interessen  und  Kechten, 
welche  in  der  Kaiserzeit  vollzogen  worden,  eine  Hauptursache 
des  Verfalls  des  römischen  Reichs  zu  erkennen  vermeint,  und 
dieselbe  als  verderblich  erkl&rt  für  den  Stat  und  die  Gemein- 
den.* Ich  kann  diese  Ansicht  des  gelehrten  Statsmannes  nicht 
theilen.    Die  Trennung  der  politischen  und  der  Gemeindever- 
fassung wurde  in  dem   römischen  Reiche  nicht  so  vollständig 
und  nicht  so  scharf  durchgeführt,  als  in  den  modernen  Staten 
fast  allenthalben,  und  nicht  daran  ist  der  römische  Stat  zu 
Grunde  gegangen,  dasz  er,  was  seiner  Natur  nach  verschieden 
vrar,   das   politische  Statsleben  und  das   Culturleben  der  Ge- 
meinde auch  in  dem  ftuszem  Organismus  verschieden  behan- 
delte«   Als    die    Obermäszige   Centralisation   der    gesammten 
Statsgewalt  in   dem    absoluten  Kaiserthum  die  Rechte   aller 
übrigen  Glieder  absorbirt  hatte,  und  jede  Art  von. politischer 
Freiheit  der  Aristokratie  und  des  übrigen  Volks  niederdrückte 
und   zerstörte,  da  hielt  im  Gegentheil  die  alte  Municipalfrei« 
beit  noch  eine  Zeit  lang  die   allgemeine  Knechtung  und  das 
Verderben  auf.    Erst  seit  der  Umgestaltung  des  Reichs  unter 
Diocletian  und  Constantiu,  und  der  Einführung  einer  aus  orien- 
talischem Despotismus  und  römisch-griechischer  Bureaukratie 
gemischten   Statsverfassung  sind   denn  auch  die  Freiheit  und 
das  Recht  der   St&dte   zuletzt  jeder  Gemeindeselbständigkeit 
beraubt,   dem   Beamtenheer  des  Kaisers   völlig   unterworfen, 
durch  die  Begünstigung  privilegirter  Classen  der  Bevölkerung 
geschwächt  und  entnervt,  und  mit   übermftszigen  Lasten  der 
Steuern  und  der  ökonomischen  Verantwortlichkeit  belegt  und 
erdrückt  worden.   Der  Untergang  der  Städte  war  so  eine  Folge 
mehr  noch   als   eine  Ursache   des   politischen  und  sittlichen 
Verderbens,  welchem   die    gesammte  Nation   und  der  ganze 
Stat  erlag. 

'  Esaais  snr  Thittoire  de  Franoe  I. 
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Der  römischen  Jurisprudenz  gehört  auch  die  AulGusnng 
der  Stadt  als  einer  Juristischen  Person*    (corpus,  ani- 
yersitas)  an.    Sie  wurde  so  als  Individuum  betrachtet,  wel- 
chem als  einem  Oanzen  Vermögen  zukomme.    Diese  Persön- 
lichkeit, welche  ?on  den  Personen  der  einzelnen  Bflrger  schart 
unterschieden,    und  in   ihrer  Einheit  und  üntheilbarkeit  al 
Subject  des  Vermögens .  gedacht  wurde,  machte  sich  beeonde 
auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts,  mehr  als  auf  dem  des  Stau^ 
rechts  geltend.    Sie  hatte  Eigenthum,  Forderungen,  Schulde, 
und  wurde   auch   im  Verkehr  und   vor  (Bericht    repriseotirt 
durch  ihre  bevollmächtigten  Stellvertreter  oder  Werkzeuge  (die 
Sdaven). 

2.  Wie  dem  römischen  Geiste  das  Stadtleben  und  die 
Ausbildung  der  Städte  voraus  gemäsz  war,  so  entspricht  dem 
germanischen  Charakter  vorzüglich  die  Einrichtung  der 
Landgemeinden.  Italien  war  von  Alters  her  das  Land  der 
Städte.  In  Deutschland  gab  es  in  den  ersten  Jahrhunderten 
unserer  Geschichte  keine  Städte  -^  die  Germanen  verachtet«fQ 
und  haszten  anfangs  die  Bewohner  der  i^ömischen  Oolonien 
und  Städte,  auch  nachdem  sie  selber  zur  Herrschaft  über  diese 
gelangt  waren;  —  wohl  aber  sind  die  Landgemeinden  fiberall 
da,  wo  sich  germanische  Völker  auf  eigenem  Boden  dauernd 
niederlassen.  Sie  sind  daher  gewöhnlich  älter  als  die  Staten. 
zu  denen  sie  nunmehr  gehören. 

Waren  die  alten  Städte  gleichsam  politische  IndiTiduec. 
so  sind  dagegen  die  alten  Landgemeinden  keine  ffir  sich 
bestehende  politische  Wesen,  sondern  von  Anfang  sts 
in  dem  politischen  Organismus  des  Volkes  und  Landes  nur 
Theile  eines  gröszern  Ganzen,  Abtheilungen  der  Zenten 
(Huntari)  und  hinwieder  der  noch  weiteren  Gaue,  somit  Glie- 
der des  Statskörpers.  Aber  sie  waren  selbständige 
wirthschaftliche  Ganze.  Diesz  ist  der  Charakter  der  beidec 
Grundformen  der  alten  Landgemeinde,  sowohl  der  freien  Ge- 
meinde, als  der  grundherrlichen  Gemeinde.  Beide  beniht<*i: 
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luf  der  Sintheilong  des  Bodens,  und  hatten  den  Zweck,  den- 
selben in  geordneter  Weise  gemeinsam  zn  bewirthschaften. 
Bs  gab  dort  wie  hier  abgegrenzte  nnd  den  einzelnen  Familien 
iu  besonderem  Rechte  nnd  eigenem  Bau  zngetheilte  Gttter, 
rorzüglich  Aecker  und  Wiesen,  die  indessen  in  einigen  Be- 
jahungen auch  wieder  gemeinsamen  Segeln  der  Landwirth- 
'  imSt  unterworfen  waren  —  man  erinnere  sich  an  die  Zeig- 
-ftd  Flurwirthschaft  des  Dreifeldersystems.  Und  dort  wie  hier 
^a^*  es  auszer  dea  Sondergfitem  grtezere  unvertheflte  Wal- 
lungen und  Weiden,  welche  Ton  der  Gemeinde  der  Sonder- 
^itsbesitzer  gemeinsam  benutzt  wurden,  auf  welche  die  Ge- 
meindewirihschaft  sich  vorzfiglich  bezog.  Nur  darin  war  die 
Verfassung  derselben  ?erschiedai,  dasz  die  freie  Gemeinde 
auch  zu  dem  vollberechtigten  Volke  gehörte,  und  dasz  unter 
ihrem  ursprönglich  selbst  erwählten  Vorstande  die  freien  Grund- 
eigenthtlmer  zusammentraten  und  über  das  eigene  Becht  selb- 
ständig Terfdgten,  während  die  hofhörigen  Leute  ihren  Grund- 
besitz Ton  der  Gnade  des  Heim  ableiteten,  durch  seine  Herr- 
schaft zusammengehalten  und  geleitet,  und  nur  durch  ihn  mit 
der  übrigen  Volksrerfiissung  vermittelt  waren.  In  d^  letztem 
Gemeinden  war  die  Einheit  in  der  Person  des  Grundherrn  an 
ihrer  Spitze  schärfer  ausgeprägt  und  mächtiger  als  in  den 
erstem.  Für  beiderlei  Arten  aber  paszt  der  römische  Begriff 
der  juristischen  Person  im  engem  Sinne  des  Wortes  nicht 
Sie  waren  vielmehr  beide'Genossenschaften,  die  wohl  in 
gewisser  Beziehung  auch  als  ein  Ganzes  sich  *  f&hlten ,  aber 
nicht  als  ein  von  den  einzelnen  Genossen  getrenntes  und  unab- 
hängiges Ganzes,  sondem  nur  als  eine  aus  jenoi  zusanunen- 
gesetzte  Gesammtheit,  als  eine  organisirte  Verbindung 
der  Genossen. 

Während  des  Mittelalters  erlangte  die  Form  der  grund- 
herrlichen Gemeinde  häufig  das  üeberge wicht,  und  viele  ur- 
sprünglich freie  Gemeinden  bekamen  im  Verfolg  erbliche  Herren, 
und  geriethen   unter  die  Vogteigewalt  der  Landesherren  oder 
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ihrer  Vasallen.  Aber  hinwieder  erwarben  im  Lauf  der  Jahr- 
hunderte  die  nrsprflnglichen  HofhOrigen  feste  und  geskkerti 
Rechte  am  Boden,  und  näherten  aich  insofern  den  freien  Ge- 
meinden. Sehr  selten  aber  sind  die  Dorf-  und  Landge- 
meinden zu  politischen  Gemeinwesen  erwadisen  und  sels 
ständige  S taten  geworden.  Wo  das  etwa  gescheh^i  isi,  «> 
zum  Theil  in  der  Schweiz,  da  haben  immer  auch  andere,  ober 
den  Gemeindebann  hinausreichende  Verbindungen,  namoiUki 
die  der  grdszeren  aus  den  Zenten  erwachsenen  Vogteien  we- 
sentlich dazu  beigetragen.  Die  blosz  locale  und  eng  begreB7tc 
Bedeutung  der  Gemeinden  ist  nicht  der  alleinige  Urand  dafor. 
dasz  sie  sich  in  der  Regel  nicht  zu  eigener  Statenbildung  er- 
hoben haben,  sondern  sie  hatten  von  Anfang  an  keinen  Kein 
dieser  in  sich,  und  keinen  Zug  zur  Herrschaft. 

3.  Von  anderer  Art  war  das  Schicksal  der  mittelalter- 
lichen Städte.  Durch  die  Wiederbelebung  nnd  die  neu« 
Gründung  zahlreicher  Städte  in  Europa  kam  nun  der  Gegeih 
satz  der  Land-  und  der  Stadtgemeinden  zur  ErscbeinuDf: 
Anfänglich  war  auch  die  Verfassung  der  Städte  noch  ähnli^r 
der  Verfassung  der  Landgemeinden,  aber  schon  in  der  erstec 
Anlage  waren  doch  die  Zeichen  einer  neuen  verschiedenen  Bil- 
dung zu  erkennen.  Wenn  wir  auch  wahrnehmen,  dnaz  sogi: 
in  Italien  die  alte  römische  Municipalyerfassung  längst  ge- 
storben war,  als  die  Triebe  einer  neuem  Städtebildnng  eiCi 
entfalteten,  und  diese  selbst  vorzüglich  von  dem  Geiste  ger- 
manischer Freiheit  und  corporativer  Rechtsbildung  getnget 
nnd  gezeitigt  wurden,^  so  erinnert  doch  mandies  wieder  u 
den  Zusammenhang  und  die  Verwandtschaft  mit  den  rümiacbec 
Städten.  Das  Andenken  wenigstens  an  die  Cultar  nnd  die 
Grösze  des  römischen  Alterthums  wurde  wieder  belebt    Des 


'  Die  aosgeceiohneteo  üoteriochun^n  G.  Hegels  in  dea  ob*c 
Kote  1  angefahiien  Werke  scheinen  mir  die  Streitfrage  in  der  H«apc- 
Mobe  erledigt  in  haben.  Vgl.  nun  auch  Laurent«  Eist,  dn  droit  dr> 
gern,  tom.  TIL    La  F6odalit^  et  Pfigtiae,  8.  509  ff. 
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Institut  der  stftdtischen  Gonsnln  des  Mittelalters,  obwohl  sie 
eine  von  dem  altrdmischen  Consulat  ganz  ?erschiedene  Beden- 
tnng  haben,  bezeugt  doch  die  Macht  der  Erinnerung  an  die 
Herrlichkeit  der  untergegangenen  Vorzeit. 

Die  landwirthschaftlichen  Interessen,  in  der  ersten  Zeit 
in  vielen  Städten  zwar  noch  beachtet,  waren  doch  nicht  mehr 
maszgebend,  die  Bevölkerung  der  Städte  bestand  nicht  mehr 
aus  Bauern.  Um  die  Bischöfe  und  die  Abteien  her  sammelten 
sich  die  den  kirchlichen  Anstalten  geweihten  Diener,  um  die 
Pfalzen  der  Könige  und  um  die  Höfe  der  Qroszen  die  Ver- 
walter der  Einkünfte  und  die  Gefährten  des  vornehmeren  Le- 
bens, und  um  die  königlichen  Burgen  eine  zahlreiche  streit- 
bare Mannschaft.  Unter  dem  Schutze  der  Städte  erwarb  der 
Handel  einen  sicheren  Wohnsitz.  Der  Verkehr  und  die  Ge- 
werbe jeder  Art  fanden  da  Nahrung  und  Gedeihen.  So  waren 
es  von  Anfang  die  höheren  Interessen  der  öffentlichen 
Sicherheit,  Cultur  und  Industrie,  welche  in  den  Städten 
gepflegt  wurden,  und  die  der  Städtebevölkenmg  einen  von  der 
Bauersame  verschiedenen  Charakter  gaben.  Es  konnte  daher 
auch  hier  zuerst  ein  persönliches  von  dem  Grundbesitz 
unabhängiges  Bfirgerthum  aufkommen,  und  wieder  wurde  das 
Prindp  einer  einheitlichen  juristischen  Person  im  Gegen- 
sätze zur  Genossenschaft  erneuert,  wenn  auch  anfangs  nicht 
so  abstract,  wie  die  römische  Jurisprudenz  es  ausgedacht  hatte. 

Und  nochmals  werden  wir  das  Streben  der  Städte  gewahr, 
aus  dem  Kreise  bloszer  Gemeinden  herauszutreten,  und  als 
selbständige  politische  Individuen  ein  republikanisches 
Statsleben  auszubilden.  Wieder  mischten  sich  so  die  Begriffe 
Stadt  und  Stat.  Aber  mannichfaltiger  und  in  anderer  fiich- 
tung  als  in  dem  altrömischen  Italien.  Es  war  keine  Welt- 
stadt mehr  da,  welche  aUe  übrigen  Städte  gleichsam  zusam- 

•  _ 

menfassend  die  Einheit  erhielt,  und  der  Zug  zur  Herrschaft, 
dem  römischen  Charakter  angeboren,  bezeichnet  nicht  die  Po- 
litik   der    mittelalterlichen    Städte.     Ihre   Freiheit    voraus 
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wollten  sie  bewahren  vor  der  Herrschaft  der  Ffirsten  und  den: 
Drucke  des  kriegerischen  Lehenswesens,  nnd  UnabhiBgig- 
keit  strebten  sie  an  von  jeder  Einmischnng  in  ihre  öffent- 
lichen Angelegenheiten.  Die  Ansbreitong  ihrer  HerrBcfaaft  jt 
Ober  das  umliegende  Gebiet  ist  eine  spätere  Phase  ihrer  Eni- 
mckelnng  und  von  secundftrer  Bedeutung.  Sie  dachten  err. 
daran,  als  sie  ihre  politische  Selbstregierung  errnngra  hatten, 
und  ahmten  dann  hierin  nur  den  kleinern  Seigneurs  und  Luh 
desherren  nach,  mit  deren  Macht  sie  gar  wohl  die  ihrige 
messen  durften. 

4.  Einzelne  Städte,  und  vorzflglich  wieder  in  Italien, 
haben  im  Laufe  der  Jahrhunderte  ein  groszes  Statsgebiet  er- 
worben, und  sich  so  zu  bedeutenderen  Staten  erweitert.  Ab^r 
nur  wenigen  ist  da3  geglückt,  und  zuletzt  sind  alle  Städte,  hU 
auf  ein  paar  vereinzelte  Ausnahmen,  sowohl  die  welche  nur 
eine  republikanische  Selbständigkeit  erlangt,  als  die  welche 
als  Hauptstädte  über  ein  Territorium  Herrschaft  erworben 
hatten,  entweder  von  den  grOszeren  Monarchien,  die  in  drc 
letzten  Jahrhunderten  aufgewachsen  sind,  unterworfen,  oder 
von  der  modernen  Statenbildung  ihrer  politischen  Hoheit  ent- 
kleidet worden.  Es  ist  diese  Umgestaltung  auch  in  Frei- 
staten, wie  in  den  Niederlanden  und  in  der  Schweiz,  vor  siiL 
gegangen.  .  Die  Allgemeinheit  der  Erscheinung  —  wie  lange 
werden  sich  noch  die  in  Deutschland  allein  zurückgebliebener 
vier,  seit  1866  nur  noch  drei  Beichsstädte  als  Staten  erhalten 
können?  —  ist  ein  unverkennbares  Zeichen,  dass  dem  poli- 
tischen Leben  unserer  Zeit  weder  die  antike  noch  die  mittel- 
alterliche Mischung  von  Stadt  und  Stat  mehr  zusage,  senden; 
dasz  dem  modernen  State  die  Stadtgemeinde  poli- 
tisch untergeordnet  sei.  Die  Ausscheidung  folgliirt 
der  politischen  Rechte  und  Interessen  von  den  stidtisch«! 
Oemeinderechten  und  Interessen  ist  wesentlich  das  BesaltA: 
der  neueren  Zeit 

5.  In  der  absolutistischen  Periode  der  letzten  Jahrhnir 
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derte  wurden  die  Städte  indessen  in  manchen  Ländern,  Tor- 
züglich  in  Frankreich,  nicht  blosz  jeder  politischen  Hoheit 
und  Selbständigkeit  vollständig  entkleidet.  Dem  übermäch- 
tigen Triebe  der  neuen  einheitlichen  Macht  des  absoluten 
Stats  genügte  die  politische  Unterordnung  derselben  nicht. 
Er  griff  weiter  um  sich,  und  wollte  auch  keine  Selbstbe- 
stimmung der  Städte  'in  ihren  Qemeindeangelegen- 
heiten  zugeben.  Diese  Richtung  wurde  noch  leidenschaft- 
licher von  der  Revolution  befolgt,  welche  zu  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  Frankreich  umwälzte  und  von  da  aus  Buropa 
umgestaltete.  Hatten  im  Mittelalter  die  Städte  zugleich  sich 
selbst  regierende  Staten  sein  wollen,  so  ging  nun  auch  ihre 
corporative  Gemeindefreiheit  unter.  Die  Vorstellung  kam  zur 
Geltung,  dasz  alle  Gemeinden,  Städte  und  Dörfer  nur  Stats- 
anstalten  seien.  Das  neue  Statsbürgerrecht  verschlang  das 
alte  Gemeindebürgerrecht,  und  die  Reste  von  Selbständigkeit 
wurden  aufgezehrt  von  der  Alles  umfassenden  und  leitenden 
Centralisation.  So  hatte  die  politische  Ueberhebung  der  Städte 
in  ihr  Gegentheil,  in  vollständige  Abhängigkeit  derselben  in 
allen  Dingen  umgeschlagen. 

6.  In  der  neuesten  Zeit  endlich  sehen  wir  nach  man- 
cherlei  entgegengesetzten  Schwankungen  ein  gewisses  Gleich- 
gewicht hergestellt,  welches  die  Gemeinden  in  ihrem  Kreise 
als  selbständige  Wesen  achtet,  und  zugleich  die  poli- 
tische üeberordnung  des  States  wahrt. "*  Dieser  Fort- 
schritt datirt  hauptsächlich  seit  der  preuszischen  Städte- 
ordnung von  1808,  einem  Werke  des  Ministers  Stein. 

*  Wie  Rottek  (const.  Statsr.  y.  Aretin.  III,  8.  .'^i)  dazu  hat  koiu- 
men  kOnnen,  aach  „unsere*^  Gemeinden  „Staten  im  Kleinen"  lu 
nennen,  welche  „mit  andern  Gemeinden  und  mit  Kinselnen  tum  grösiern 
Stat  yereint"  sind,  wftre  unbegreiflich,  wQsaten  wir  nioht,  wie  sehr  in 
neuerer  Zeit  die  Neigung,  den  Stut  von  unten  herauf  durch  Zusammen- 
zlhlen  und  Aneinanderreihen  sogar  der  Individuen  lu  oonstruiren,  und 
so  zum  Prodttct  des  Vertrages  su  machen,  sich  vieler  Köpfe  in  Gestalt 
der  individuellen  Freiheit  bemüohtigt  und  dieselben  verwirrt  hat 
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Zweites  Gapitel. 

Die  rechtliche  Natur  der  Gemeinden. 

Der  Rflckblick  auf  die  Schicksale  der  Gemeinden  in  der 
Weltgeschichte  enthüllt  uns  die  wahre  Natur  derselben,  die 
in  dem  modernen  Statsrechte  mehr  und  mehr  zu  allgemeiner 
Anerkennung  zu  kommen  scheint. 

1.  Dem  neueren  State  gemäsz  ist  es  vorerst,  dasz  die 
sftmmtlichen  Gemeinden  in  demselben  in  Harmonie  gebracht 
werden  mit  der  Stats Verfassung ,  und  den  Statsgewalten  in 
allen  politischen  Beziehungen  untergeordnet  seien. 
Er  erträgt  es  nicht,  dasz  eine  Rechtsgemeinschaft  der  Art  als 
eigene,  auf  sich  beruhende  politische  Macht  gewiszermaszen  ans- 
zerhalb  der  öffentlichen  Verfassung  stehe,  wie  eine  Tmmnnitit. 
Denn  er  umfaszt  und  ordnet  das  gesammte  politische  Dasein 
der  Nation  und  ihrer  Theile. 

Als  einfache  Folgen  dieses  Grundsatzes  lassen  sich  diese 
Bestimmungen  ableiten: 

a)  dasz  neue  Gemeinden  nur  mit  Zustiromimg  dt»^ 
Stats  gebildet  werden  dürfen;  denn  da  dieselben  immerhin 
auch  eine  öffentliche  Bedeutung  haben,  da  sie  auch  Glieder 
des  Statskörpers  sind,  so  ist  dieser  berechtigt,  bei  der  Ent- 
stehung derselben  mitzureden,  und  die  Rechte  und  Interessen 
des  Ganzen  zu  wahren; 

b)  dasz  die  Gesetzgebung  des  Stats  auch  die  Omnd- 
Züge  der  Gemeinde  Verfassung  zu  ordnen  und  je  nach  dec 
Zeitverhftltnissen  abzuändern  das  Recht  habe,  und  zwar  mit 
gröszerer  Freiheit  als  in  rein  privatrechtlichen  Dingen; 

c)  dasz  der  Statsgewalt  zwar  nicht  nothwendig  ein  Tor- 
mundschaftsrecht  über  die  Gemeinden,  aber  jedenfalla  ein  Auf- 
sichtsrecht  über  dieselben  gebühre,  durch  welches  ihr  die 
Veranlassung  geboten  und  die  erforderlichen  Mittel  gewährt 
werden,  die  Harmonie   mit  dem  State  und  die  politische  In- 
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\^>  *'^meinden  unter  denselben  zu  erbalten,  und 

"V  Gemeinde   oder  dem  Miszbraucb   ihrer 

_,  .Ken. 

der  Gemeinde  als  eines  Gliedes  auch  im 


*«fc 


entspricht  es  femer,  wenn  auch  die  Statsver- 
o  solche  in  die  Organisation  derselben  hinabreicht, 
dasz  den  Gemeinden  eine  Bepräsentation  auch  in  den 
^lomem  Terstattet  oder  gewisse  Wählen  für  die  höheren 
Käthe  nach  Gemeinden  geordnet  werden,  sei  es,  dasz  für  die 
Gemeinden  untere  Statsbeamte  bestellt  werden  zur  Ausübung 
der  statlichen  Functionen.  Der  Zusammenhang  der  Ge- 
meinden mit  dem  State  wird  durch  solche  Einrichtungen  fort- 
während in  lebendiger  Thätigkeit  erhalten.  Dieser  zieht  aus 
jenen  frische  Säfte  und  erfüllt  hinwieder  die  Gemeinden  mit 
seinem  Geiste. 

Es  ist  daher  ganz  passend,  wenn  in  neuerer  Zeit  häufig 
das  ganze  Statsgebiet  in  Gemeindekreise  abgetheilt  wird,  so 
dasz  auch  die  Höfe  und  Gegenden,  die  in  dem  mittelalter- 
lichen State  auszerhalb  der  Gemeindeyer&ssung  standen,  in 
die  Ordnung  derselben  eingefügt  werden. 

2.  Einseitig  übertrieben  ist  aber  die  Meinung,  welche 
in  den  Gemeinden  nur  Anstalten  des  Stats  und  nur 
Glieder  des  Statskörpers  sieht.  Die  Geschichte  der  Ge- 
meinden zeigt,  dasz  dieselben  häufig  älter  sind  sogar  als  die 
Staten,  denen  sie  zugehören,  und  meistens  nicht  von  oben  her 
und  von  dem  ganzen  State  aus  gegründet  wurden,  sondern 
eher  ?on  unten  auf  aus  der  Ansammlung  vieler  Familien  um 
einen  Mittelpunkt  der  Cultur  oder  aus  genossenschaftlicher 
Verbindung  der  nachbarlichen  Grundbesitzer.  Ebenso  ist  die 
Bestimmung  der  Gemeinden  zunächst  nicht  eine  statliche,  son- 
dern voraus  eine  auf  Cultur  und  Wirthschaft  gerichtete. 
Die  Gemeinde  steht  demnach  in  der  Mitte  zwischen  dem  In- 
dividuum und  dem  State,  dem  Kreise  des  Privatlebens  und 
dem  des  politischen  Lebens.    Sie  umfaszt  die  gemeinsamen 
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Cttltur-  und  Wirtbschaftsbeziehangen  eines  Ortes. 
die  hinwieder  mit  den  Privatinteressen  der  Bewohner  deesel* 
ben  eng  verschlungen  sind.  Das  ist  ihr  principaler  Charakter. 
Zugleich  aber  vermittelt  sie  das  YerhUtnisz  des  Orts  mid 
seiner  Bewohner  zum  State.  Das  ist  die  zweite  Seite  ihres 
Wesens. 

Weil  so  die  Gemeinde  eine  Bedentang  ffir  sich  und  ein 
eigenes  Leben  hat,  so  ist  sie  anch  eine  Persönlichkeit 
und  zwar  eine  von  dem  State  verschiedene  PeratalidH 
keit*  Sie  hat  ihr  eigenes  Becht,  eigenes  Vermögen,  eine  be- 
sondere Wirksamkeit.  Weszhalb  sollte  sie  hier  nicht  ihrer 
Freiheit  sich  erfreuen  und  selbständig  ihre  Angelegmheiteo 
verwalten?  Die  eigentliche  Vormundschaft  hat  nur  da  guten 
Grund,  wo  es  der  bevormundeten  Person  an  der  Fähigkeit 
gebricht,  ffir  sich  selber  zu  sorgen.  Die  HülEri^edfirftigkeit 
dieser  ist  die  rechtliche  Voraussetzung  jener.  Wie  sollte 
nun  die  (Gemeinde  nicht  so  zu  organisiren  sein,  dasz  die  voll- 
jährigen Männer,  die  ihr  angehören  und  ihre  Angelegenheiten 
verwalten,  auch  fähig  sind,  nach  eigener  Einsicht  die  gemein- 
samen, ihren  Privatverhältnissen  naheliegenden  Interessen  n 
besorgen?  Wie  sollten  sie  4enn  der  Vormundschaft  der  Stats- 
behörden  bedürfen?  Unter  noch  barbarischen  oder  in  öffent- 
lichen Dingen  völlig  ungeübten  Völkern,  oder  wo  etwa  lAt- 
derlichkeit  oder  ähnliches  Verderbnisz  eingerissen,  mag  die 
Vormundschaft  des  Stats  wohl  nöthig  sein.  Dem  normalen 
Zustande  der  Gemeinde  aber  sagt  nur  die  Selbständigkeit 
derselben  als  Begel  zu.  Allerdings  nicht  eine  absolute,  weil 
die  Gemeinde  nicht  allein  eine  Persönlichkeit  fllr  rieh  ist 
aber  eine  durch  die  Statsordnung  und  die  Aufsicht  der  Begie- 
rung  beschränkte. 

3.  Wie  der  Gegensatz  der  Stände  in  neuerer  Zeit  vid- 

'  Brater  im  Deutschen  Statswdrterbacb,  Art.  Gemeinde:  „Die  Ge- 
meinde ist  der  Organismas  der  ortlichen  Gemeinschaft  wie  der 
8tat  der  Organismas  der  Yolkigemetnachaft.** 
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fllltig  verwischt  worden  ist,  ungeachtet  die  Verschiedenheit 
der  Lebens-  und  Berufsweise  noch  in  groszen  Zügen  erkennbar 
ist,  so  ist  auch  der  Unterschied  der  Städte  und  der  Landge- 
meinden in  den  neueren  Staten  oft  nicht  weiter  beachtet  wor- 
den. Zwar  gibt  es  wirklich  Gegenden,  in  welchen  die  städtische 
Cultur  auch  auf  das  Land  verpflanzt  worden  ist  und  städtische 
Sitten  in  den  DMem  geflbt  werden,  und  manche  besonders 
kleinere  Städte,  die  nur  mit  fiäcksicht  auf  ihre  ältere  Ge« 
schichte  und  etwa  weil  sie  mit  Mauern  versehen  waren  als 
Städte  gelten,  während  die  Art  ihres  Daseins  und  Lebens  sie 
den  Dörfern  gleichstellt.  Aber  im  Groszen  besteht  der  natflr- 
Hche  Gegensatz  dennoch  fort,  und  die  Stadtgemeinde  hat 
in  manchen  Beziehungen  eine  andere  Natur  als  die  Land* 
gemeinde. 

Die  Landgemeinde  haftet  näher  an  dem  Boden^  der 
von  den  Genossen  derselben  bebaut  wird.  Sie  lebt  in  engerem 
Verkehr  mit  der  äuszern  Natur  des  Landes,  und  breitet  ihre 
Sorge  weit  umher  darüber  aus.  Culturzwecke  sind  ihr  zwar 
nicht  fremd.  Die  Kirche  vornehmlich  überragt  das  Gemeinde- 
baus. Die  Gemeinde  stiftet  und  unterhält  auch  Schulen  für 
die  DorQugend.  Aber  ihre  eigentliche  und  Hauptthätigkeit 
ist  die  gSmeinsame  Wirthschaft,  die  Sorge  für  die  gemei- 
nen Waldungen  und  Weiden,  für  die  Wege  und  Stege,  für 
die  Brunnen  und  Feuerlöschanstalten,  für  die-  Reinlichkeit  und 
Ordnung,  für  ihr  Vermögen.  Das  Princip  der  Nützlichkeit 
ist  das  maszgebende,  auf  die  Früchte  vorzüglich  ist  der  Sinn 
gerichtet  Das  Dorf  begnügt  sich  mit  dem  Anständigen;  sein 
Streben  geht  nicht  auf  höhere  Cultur  in  Kunst  und  Wissen* 
Schaft  Nicht  der  Handel  nach  allen  Bichtungen  und  in 
allen  Dingen,  sondern  die  gleichmäszige,  dem  Boden  zugewen* 
dete  Landwirthschaft  bezeichnet  die  Art  seines  Daseins. 

Die  Stadtgemeinde  dagegen  wird  auf  kleinerem  Baume 
zu  reicherem  und  höherem  Leben  vereinigt  und  erhoben.  Die 
Verbindung    mit  dem  Boden  wird    gelockert,    die    Personen 
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schlieszen  sich  per8Öulich  zusammen;  der  oorpontiTe  Trieb 
wirkt  in  ihr  einheitlicher  und  energischer.  Wenn  in  der 
gemeinde  das  genossenschaftliche  Princip  nodi 
sen  erscheint,  w  paszt  fQr  die  Stadt  das  Prineip  der  reinen 
juristischen  Person  besser.  Die  Landwirthschaft  kann 
sich  in  der  Stadt  nicht  erhalten.  Soll  sie  gedeihen,  so  musz 
sie  hinausgedrängt  werdm  auf  das  Land;  nur  die  feiner»- 
Oartencultur  findet  in  der  Stadt  einen  Platz.  Dagegen  werdec 
in  ihr  die  Berufsweisen  fiberaus  mannichfaltig.  Gewerke  aller 
Art  werden  in  ihr  nicht  etwa  nur  von  Einzelnen,  8<Hidem,T0B 
ganzen  Classen  der  Bevölkerung  betrieben.  Der  KramhandW 
bietet  seine  Waaren  da  feil,  und  befriedigt  die  Ueinen  Be- 
dürfnisse eines  groszen  Kreises  auch  auszerhalb  der  Stadt. 
Der  Groszhandel  wählt  in  ihr  seinen  Sitz,  und  spannt  tob  ds 
aus  das  Netz  seiner  Geschäfte  über  die  Welt  hin.  Die  KöBst« 
und  die  Wissenschaften  finden  sich  ein,  und  yeredeln  das 
Leben.  Höhere  Schulen  werden  dahin  verlegt.  Der  Stat 
selbst  nimmt  mit  seinen  bedeutenderen  Anstalten  da  nein«* 
Residenz.  Es  ist  klar,  dasz  das  alles  einen  gewaltigen  Ein- 
flnsz  auf  die  Lebensweise  der  städtischen  Bevölkerung  und 
auf  die  ganze  Natur  und  Form  der  Stadtgemeinde  haben  musz. 
Die  Bedeutung  der  Wirthschaft  tritt  in  ihr  in  den  Hinter- 
grund, die  Richtung  auf  höhere  Culturinteressen  dage- 
gen hervor.  Die  Stadt  nähert  sich  daher  noch  mehr  dem 
State  an.  In  andern  Beziehungen  aber  sind  hinwieder  Stadt- 
und  Landgemeinde  einander  gleich.  Sie  haben  beide  Antheil 
an  der  Selbständigkeit,  welche  den  Gemeinden  überhaupt  ge- 
bührt im  Verhältnisz  zum  State  und  an  der  Gemeindefreibeit 
die  sich  theils  in  der  Autonomie,  d.  h.  der  Selbs^esettge- 
bung  innerhalb  des  Gemeindebereiches  theils  in  der  Selbst- 
verwaltung der  Gemeinde  und  ihrer  Organe  äuszert. 
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Drittes  Gapitel. 

Organismus  der  Landgemeinde. 

1.  Das  Leben  der  Landgemeinden  ist  einfach,  der  äus- 
zem  Natur  nahe,  gleichmftszig,  schlicht.  Ihre  Verfasznng 
mnsz  diesem  Charakter  gemäsz  sein.  Eben  daher  hat  sie 
auch  in  ihrem  gesunden  Zustande  einen  Zug  zu  demokra- 
tischer Einrichtung.  In  der  altdeutschen  freien  Gemeinde 
traten,  so  oft  es  nöthig  schien,  die  freien  Qrundeigentbüroer 
der  Gemeinde  (die  Markgenossen)  zusammen  und  faszten  ihre 
Beschlässe  unter  dem  Vorsitze  des  Decans,  Dorfgrafen,  Bauer* 
meistere,  Schulzen  oder  wie  sonst  ihr  Vorstand  noch  genannt 
werden  mochte,  und  selbst  auf  den  Grundherrschaften  versam- 
melte sich  nach  Ausbildung  des  Hofrechts  die  Gemeinde  der 
bofbörigen  Grundbesitzer  regelmftszig  unter  der  Leitung  des 
Grundherrn  oder  seines  Stellvertreters  des  Maiers  oder  Kel- 
lers. Die  Gemeindeversammlung  der  Dorfgenossen  und 
der  Gemeindevorstand  sind  noch  die  beiden  Organe  der 
Gemeinde,  welche  ihren  Bedtirfnissen  gewöhnlich  genügen. 
Die  Auflösung  jener  in  den  letzten  Jahrhunderten  war  nicht 
aus  natürlichen  Bedflrfniszen  herbeigefflhrt  worden,  sondern 
lediglich  eine  Folge  der  alles  freiere  Leben  ertödtenden 
Herrschsucht  jener  Zeit,  die  durch  die  Zerstörung  der  Ge- 
meindefreiheit die  allgemeine  Auflösung  und  die  Revolution 
des  ganzen  Stats  hinwieder  vorbereitet  hat.  Die  Beiordnung 
eines  stftndigen  Gemeinderathes  zu  dem  Gemeindevorstand  da- 
gegen war  eine  natfirliche  Fortbildung  dieses  Organs,  den  ge- 
steigerten Ansprüchen  der  neueren  Gnltur  gemäsz. 

2.  Der  Dorfgemeinde  ist  es  natürlich,  wenn  die  Ge- 
meindeversammlung vorzüglich  aus  den  auf  Grund 
undBoden  angesessenen  Genossen  besteht,  d.h.  wenn  das 
active  Gemeindebürgerrecht  vornehmlich  denGrund- 
besitzern  in  dem  Gemeindebann  zusteht.    Im  Groszen  und 
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Ganzoi  ist  dieses  System  in  Deutsehland  nnd  England' 
znm  Theil  fiberliefert ,  mm  Tbeil,  fteilich  mit  Modificationen 
wieder  hergestellt  worden.  Insbesondere  werden  den  Grund- 
eigenthümem  noch  andere  Classen  beigeordnet,  wie  die  Hand- 
werker nnd  Er&mer,  die  ihre  (jeweibe  auf  eigene  Bechnnng 
treiben,  oder  die  abgeleiteten  Orondbesitzer  zu  Pacht  (Erb- 
pacht oder  länger  dauernder  Zeitpacht),  endlich  auch  die  Fa- 
brikarbeiter nnd  Taglöhner. 

Wenn  also  auch  die  Landbaneni  als  der  eigentliche  Kern 
der  Landgemeinde  zn  betrachten  sind,  so  macht  es  doch  die 
Ausdehnung  der  Industrie  und  der  Cultur  auch  auf  die  Land- 
schaft unmöglich,  die  Landgemeinde  in  der  alten  Form  einer 
blossen  Bauerngemeinde  festzuhalten. 

3.  Am  weitesten  in  der  entgegengesetzten  Biditiing  i!<t 
das  französische  System  gegangen,  indem  es  auch  in  den 
Landgemeinden  das  BOrgerrecht  Töllig  tou  dem  Grundbesitz 
abgelöst  hat,  und  sogar  in  dem  Statsbürgeiredit  dergestalt 
hat  untergeben  lassen,  dasa  es  keine  berechtigte  Yeraammlung 
der  Gemeindeburger  mehr  kennt  Die  Landgemeinde  wie  die 
Stadtgemeinde  erscheint  dann  nur  als  eine  an  den  Ort  ge- 
knüpfte juristische  Persönlidikeit,  in  welcher  die  Glieder,  die 
Gemeindegenossen  gleichsam  verschwinden. 

Im  Gründe  ist  das  Zerstörung  nicht  Organisation  der  Ge- 
meinde, als  einer  selbständigen  Körperschaft. 

4.  Ein  anderer,  vorzfiglich  in  Preuszen  ausgebildeter 
Gedanke  ist  die  Umwandlung  der  Grundbesitzergemeinde 
in  die  Einwohnergemeinde.'    Das  heiszt  die  Tbeilnahme 

^  Vgl.  Ren  and,  dentaohes  Priyatr.  I,  §.  191.  O^sterreichi- 
sches  Qemeindegcsetz  Ton  1849.      Englisch  es  Ton  1835. 

'  Die  preuszische  Gemeindeordniing  rom  11.  Min  1850  w«r  ohne 
Untanekied  der  Sudi«  und  Landgemeioden  »mf  das  SytteB  d«r  £in> 
Wohnergemeinden  gebaut,  liesz  aber  nicht  aUe  Sinwohner  als  Oeneindc- 
wShler  xu,  sondern  nur  die,  welche  entweder  Qnindbetiti  haben  oder 
wenigstens  2  Thaler  directe  jährliche  Steuer  bezahlen  ({.  4).  Später 
wmde  der  Unterschied  wieder  anerkannt.     Gesetxe  Ton  1853  and  IS'^''. 
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an  den  Gemeindeversammlangen,  und  Gemeindeangelegenheiten 
wird  lediglich  oder  hauptsächlich  von  dem  Wohnort,  d.  h. 
von  der  dauernden  Verbindung  mit  dem  Orte  abhängig  ge- 
macht Es  ist  dann  nur  yon  secundärem  Belang,  wenn  auszer- 
dem  fflr  das  Stimmrecht  noch  weitere  Erfordernisse,  wie  ein 
gewisses  Alter,  Steuerzahlung,  persönliche  Selbständigkeit  und 
dergleichen  verlangt  werden.  Auch  die  Einwohnergemeinde 
kann  mehr  oder  weniger  demokratisch  organisirt  werden.  Wenn 
aber  kein  Unterschied  beachtet  wird  zwischen  Hausvätern  und 
Söhnen,  Meistern  und  Knechten,  Gewerbetreibenden  und  Tag- 
löhnern,  Fabrikherren  und  Fabrikarbeitern,  sondern  das  Stimm- 
recht gleichmäszig  auf  alle  Personen  ausgedehnt  wird,  auch 
auf  die,  welche  an  der  dauernden  Wohlfahrt  der  Gemeinde 
nur  ein  vorübergehendes  und  geringes  Interesse  haben,  und  bei 
Gemeindesteuern  fast  gar  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen 
werden  können,  so  entsteht  hier  eine  nicht  geringe  Gefahr 
für  die  Gemeinde  und  ihre  Hausväter,  deren  Abwendung  kaum 
anders  als  durch  eine  verstärkte  Statscontrole  möglich  ist. 
Gerade  das  Interesse  der  Gemeindefreiheit  empfiehlt  Vorsicht 
in  der  Ausdehnung  des  Stimmrechts. 

5.  Auf  einem  eigenthümliqhen  Princip  beruht  die  Ver- 
fassung der  persönlichen  Bürgergemeinden  in  vielen 
Gegenden  der  Schweiz  und  auch  in  manchen  süddeut^ 
sehen  Ländern.'  Dieselbe  ist  zwar  auch  abgelöst  worden 
von  dem  Zusammenhang  mit  dem  Grundbesitz  und  der  An- 
sässigkeit. Es  ist  das  ältere  reale  Princip  mit  einem  per- 
sönlichen vertauscht  worden.  Aber  indem  sich  die  Ge- 
meindebürgerschaft vorzüglich  um  der  Pflicht  für  die  Armen- 
Für  die  Landgemeinden  der  östlichen  ProTinzen  ist  ein  eigener 
„Hausstand**  und  in  der  Regel  auch  Wohnort  in  dem  Qemeindebezirk 
als  Grundbedingung  des  StimmreclitH  anerkannt,  y.  Rönne  Preiisz. 
Statsr.  II.  §.  309. 

*  Vgl.  Bluntschli,  Zürcherische  Rechtsgeschichte  II,  S.  r)8  ff.  und 
daü  Gutachten  über  die  Reorganisation  des  Gemcindewesens  im  Kauton 
Bern  von  Blosch  von  iS^i. 
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pflege  willen,  welche  sie  fdr  ihre  Glieder  zq  ülmneliiiiai 
corporativ  abschlosz,  so  dasz  neue  Ankömmlinge  nur  darck 
Bezahlung  einer  Einkaufssunune  in  das  Gemeindegut  und  Awf* 
nähme  der  Bürgerschaft  in  diese  eintreten  konnten,  so  wmrit 
das   ganze  Bürgerrecht  za    einem    persdnlieh    erblicbei 
Rechte  aller  derer,  die  aus  Bürgerfamilioi  abstammt»,  baltcn 
sie  nun  selber  Grundbesitz  oder   nicht    Die  Bfirgergemdnde 
wurde  so  gewissennaszen  selbst  zu  einer  grossen  Familie. 
welche  in  den  Kindern  und  Enkeln  sich  stets  etneaenrf  fort- 
lebt.   Die  Bürger  werden  unter  einander  durch  ein  Band  der 
Pietät  verbunden,  welches  fest  hUt,  auch  wenn  ibre  Wege 
sie  trennen,  und  der  eine  da,  der  andere  anderswo  aidi  nie- 
derläszt    Das  Bürgerrecht  wird  zu  einem  Erbgute,  das  aaf 
die  Nachkommen  übergeht,  es  Yerbindet  die  Intereeaea  aad 
selbst  die  Ehre  der  auf  Jahrhunderte  hin  lebenden 
mit  der  Fortpflanzung  des  Blutes  und  den  heiligen 
des  Familienlebens.    Der  Mensch  hat  ein  anderes  Gefilbl  fon 
der  Bedeutung  des  Bürgerrechts,  je  nachdem  dieses  aar  etei 
localen  Grund  hat,   weil  er  gerade  jetzt  in  einer  GeaMiade 
wohnt,  oder  einen  persönlichen,  weil  er  mit  seiner  Familie  ibr 
für  inmier  durch  das  Blut  .?erbunden  ist.    Der  patriotiBcbe 
Bürgersinn  wird  in  dem  letztem  Gefühle   eher  Stirtnag 
Anregung  finden,  als  in   dem   erstem.      Wenn  aber 
System  keine  Rücksicht  mehr  nimmt  auf  die  Besiebnag^ 
Boden  und  Wohnsitz,  und  die  Abschlieszung  der  perstalidMB 
Bürgerschaft  zu  enge  wird,  so  wird   hinwieder  die   tibeablBs 
natürliche  Bedeutung  der  Gemeinde  für  einoi  bestimmten  Ort 
übersehen,  und  es  bildet  sich  allmählich  neben  der  zaaamaica- 
schmmpfenden  und  absterbenden  Bürgerschaft  eine  zablreidere 
Einwohnergemeinde,  welche  mit  jener  über  die  SteÜTertietaBg 
der  Ortsinteressen  in  Streit   ger&th.    Da  die  Gemeiade   doch 
wesentlich  eine  Organisation  der  Ortsgemeinschaft  und  die  Be* 
friedigung  der  Ortsinteressen  ihre  nächste  Sorge  ist,  so  em- 
pfinden die    dauerhaften  Einwohner  es  als  ein  Unrecht,   dasr 
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sie  von  dem  Stimmreeht  ausgeschlossen  werden,  und  die  Bflr- 
gersAaft  wiid  wie  eine  grundlos  privilegirte  Glasse  beneidet 
and  gehaszt  Aach  jener  Qrät  der  Engherzigkeit,  der  Be- 
schränktheit, der  Selbstsucht,  des  Hochmuths,  stellt  sich  ein 
und  umfingt  den  absterbenden  alten  Stamm,  wie  ein  Geflechte 
Ton  Schmarotzerpflanzen. 

Je  beweglicher  das  Lehm  der  heutigen  Welt  geworden 
ist,  um  so  grOszer  ist  auch  die  Veränderung  in  den  Gemein- 
den. Altbtlrger  ziehen  weg,  und  lassen  sich  anderwärts  blei- 
bend nieder,  Fremde  ziehen  herein  und  suchen  hier  eine  neue 
Heimat.  In  einem  oder  ein  paar  Menschenaltem  hat  eine 
neue  Einwanderung  die  alten  Stammbfirger  verdrängt  oder  an 
Zahl  überschritten.  Da  ist  es  unmöglich  das  Princip  der  per- 
sönlichen Bflrgergemeinde  unverändert  fest  zu  halten,  und  es 
wird  eine  Ausgleichung  mit  dem  Princip  der  Einwohnerge- 
meinde unvermeidlich. 

6.  In  manchen  neuem  Gesetzgebungen  wird  die  persön- 
liche Seite  des  Bflrgerverbandes  theils  durch  die  Aufnahme 
aller  activen  Burger  in  die  Gemeinde,  theils  durch  Anerken- 
nung eines  Anrechts  der  BQrgerkinder  auf  Aufnahme  gewährt 
und  der  localen  Seite  desselben  dadurch  Rechnung  getragen, 
dasz  der  Antritt  des  Bürgerrechts  allen  offen  steht,  oder  zur 
Pflicht  gemacht  wird,  welche  durch  Besitz,  Bemf  oder  Wohn- 
ort in  eine  dauemde  Verbindung  mit  dem  Ort  eingetreten  sind. 

7.  Gleiches  Kecht  der  Vollbflrger  in  der  Gemeinde- 
versammlung ist  natürlich  gewöhnlich  anerkannte  Begel,  und 
die  Mehrheit  der  anwesenden  und  stimmenden  Bürger  er- 
zeugt den  Willen  des  Ganzen.  Aber  auch  diese  Regeln  sind 
keine  absoluten.  Wenn  einzelne  Bürger  in  der  Gemeinde  sind, 
welche  an  Vermögen  und  Ansehen  über  die  grosze  Zahl  her- 
vorragen, wie  das  in  alten  aus  der  Grandherrschaft  hervorge- 
gangenen Gemeinden  regelmäszig  der  Fall  ist,  wo  der  Gmnd- 
herr  selber  nunmehr  als  Gemeindebürger  seinen  vormaligen 
Grandholden  zur  Seite   gestellt  ist,   oder  wie   das  auch  in 
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neuerer  Zeit  öfter  yerkominty  wo  Fabrikbetm  anf  dem  Luide 
Hunderte  von  Arbeitern   bescbftftigen ,  von  denen  ein  gmner 
Tbeil  neben  jenen  Oemeindebflrger  sind,  so  erfordert  jene  ü»- 
gleichheit  immerbin  eine  BerOcksicbtignng.   Yorzüglicb  B6thi? 
erscheint  diese  mit  Bezug  anf  Bescblüsse  über  die  Ansgakea 
und  Gemeindesteuern,  damit  nicht  eine  Mehrheit  vm  PeiBoan 
auf  Unkosten  ?ielleicbt  des  einzigen  oder  weniger  Beieher  ib 
der  Gemeinde  willkürliehe  Verfügungen  treffe.    Der   gesimde 
Sinn  der  altgermanischen  Gemeindeyerfassnng  hat  soldier  Un- 
gleichheit darin  einen  verfassungsmftszigen  Ausdmck  vencbafft 
dasz  den  aristokratischen  Gliedern  der  Gemeinde  in  dem  Tor* 
bereitenden  und  hinwieder  ausführenden  Rat  he  ein   erhihUsr 
fiinflusE  yerstattet  wurde,  und  es  kann   dieses  Vorbild   aocb 
für  die   Rechtsbildung  unserer  Zeit  noch  als  ein   beaditen»- 
werther  Wegweiser  angesehen  werden. 

8.  Das  zweite  noch  weniger  entbehrlidie  Organ  ist  der 
Gemeindevorstand,  welcher  für  die  laufenden  Geechifte 
und  Interessen  der  Gemeinde  sorgt  und  ihre  Angelegenbeitai 
leitet.  Auch  da  sind  die  neueren  Verfassungen  sehr  Terschie- 
den«  Der  Natur  der  vollfreien  Landgemeinde  und  ihrer  Be- 
ziehung zum  State  entspricht  es  wohl  am  ehesten,  wenn  der 
Vorstand  von  der  Gemeindeversammlung  oder  von  den  Ge- 
meindeausschüssen frei  erwählt  wird.  Denn  theils  ist  ihre 
Natur  wirklich  demokratisch,  theils  wird  in  solcher  Wahl  di^ 
Selbst&ndigkeit  der  (Gemeinde  in  ihrer  eigenen  Wirthschaft. 
d.  h.  ihr  Lebensprincip  dargestellt  und  verwirklicht.  Dim. 
schroffsten  Gegensatz  dazu  bildet  das  feanzösisdie  Sjvtes. 
welches  die  Gemeinde vorst&nde  (Mai res)  dorch  die  Staisie- 
giemng  bestellen  Iftszt  und  ganz  abhängig  von  dieser  naacht. 
Eher  kann  es  gerechtfertigt  werden,  wenn  der  gewililte  Vor- 
stand nur  insofern  sein  Amt  antreten  und  die  Gemeinde  anck 
in  ihren  Beziehungen  zum  State  repräsentiren  darf,  als  er 
auch  von  der  Statsgewalt  anerkannt,  d.  h.  von  dieser  keuit 
Binsprache  gegen  seine  Person  gemacht  worden  isL 
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9.  In  der  B^gel  steht  dem  Vorstände  ein  Collegium 
von  Qemeinderftthen,  Ausschfissen,  Mnnicipalräthen 
zur  Seite,  welche  sowohl  in  der  Besorgung  der  Gesohftfte  und 
in  der  Yerwaltnng  der  Gemeindeangelegenheiten  dem  Vorstände 
helfen,  als  denselben  in  seiner  Thfttigkeit  controliren.  Sie 
sind  ein  Anszng  der  Bärgerschaft,  gemacht  im  Hinblick  auf 
die  Qemeindeinteressen.  Die  Wahl  derselben  aus  dieser  und 
durch  diese  ist  daher  hier  jdie  gewChnliche  Einrichtung  ond 
den  Verhältnissen  ganz  gemftsz.  Nur  stellen  die  einen  Ver- 
fassungen höhere  Anforderungen  an  die  Wählbarkeit,  während 
die  andern  die  Wahl  in  der  ganzen  Bürgerschaft  ohne  solche 
nähere  Begränzung  und  Bestimmung  frei  geben.'* 


Viertes  Gapitel. 

Organisation  der  Stadtgemeinden. 

1.  Das  Leben  der  Stadt  ist  mannichfaltiger  und  concei^ 
trirter  zugleich.  In  ihr  sammeln  sich  die  Massen  in  enge 
Gruppen.  Die  Interessen  der  Industrie  und  der  höheren  Gul'^ 
tur  steigern  die  Ansprflche  an  die  städtische  Verwaltung.  Die 
Gegensätze  innerhalb  der  städtischen  BeTölkerung  in  Bildung, 
Beruf,  Vermögen  treten  sichtbar  hervor,  und  verlangen  Beach^ 
tung.  Wohl  haben  kleine  Städte  grosze  Aehnlichkeit  mit  den 
Landgemeinden  und  können  füglich  durch  dieselbe  einfach-de- 
mokratische Verfassungsform  befriedigt  werden.  Aber  in  den 
gröszeren  Städten,  in  welchen  der  städtische  Charakter  voll- 
ständiger ausgebildet  ist,  wird  naturgemäsz  auch  die  Verfes- 

*  Auch  in  Frankreich,  wo  das  Nupoleoniscbe  Gesetz  Tom  Jnhre  Vlli. 
sogar  die  Gemeinderäthe  yon  der  Regierung  ernennen  liesz,  ist  nun 
dnrch  das  Gesetz  Napoleon  111.  Tom  7.  Juli  1852  die  Wahl  derselben 
dem  «offrage  uaiTersel  zuerkannt. 
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sang  oomplicirter  und  werden  höhere  Bildungen  Bedllrfiii>7. 
Die  städtischen  Magistrate  (Bürgermeister  nnd  Stadt- 
räthe  oder  Schöffen)  sind  zwar  im  Sinn  der  neaeren  Fori- 
bildnng  des  Rechts  nicht  zugleich  hohe  Statsbeamte,  wie  ir 
der  frflheren  Zeit,  als  die  Städte  zugleich  Staten  waren,  an- 
dern nor  der  Stadt  dienende  Vorsteher,  städtische  Ge- 
meindebeamte; aber  das  höhere  Amt  erfordert  scboa  nm- 
fassendere  Oeschäftskunde  als  in  den  LandgemeindeB ,  ind 
nimmt  die  ganze  Thätigkeit  eines  Mannes  in  Anspracb. 

Die  Menge  der  Bürger  nnd  Einwohner  ist  schon  zu  zahl- 
reich nnd  die  Individuen  sind  fiberdem  zu  sehr  mit  ihren  G^ 
werben  beschäftigt,  um  die  vielerlei  städtischen  Gemeinin- 
teressen  unmittelbar  und  gemeinsam  ordnen  zu  können.  Daher 
bedarf  es  hier  einer  Stellvertretung  derselben  dorch  BSr- 
gerausschüsse,  Stadtverordnete,  weitere  (grosze) 
Stadt  räthe  u.  dgl.,  welche  zwischen  den  Magistraten  und 
den  Bflrgem  steht.  Auch  fflr  die  demokratisch  geordnete 
Stadt  kommt  so  in  der  Repräsentation  ein  aristokratisches 
Moment  hinzu.  In  dem  römischen  Alterthum  war  die  gaore 
Stadtverfassung  aristokratisch,  in  dem  Mittelalter  zu  gutem 
Theil  ebenfalls,  in  der  Gegenwart  ist  die  demokratische  Ter- 
fassnng  wenigstens  durch  eine  derartige,  zu  der  Natur  der 
Stadt  passende  Beimischung  ermäszigt. 

Endlich  ist  die  Bürgerschaft  selbst  so  vielgestaltig,  dan 
sie  häufig  entweder  nach  dem  Vermögen  in  Claasen,  oder 
nach  den  verschiedenen  Wohnsitzen  in  Quartiere,  oder  nadi 
dem  Berufe  in  Corporationen  und  *Zfinfte  getheilt  wir! 
Der  persönliche  Charakter  des  städtischen  Bflrgerrechts  liszt 
hier  mancherlei  Formen  der  Verbindung  zu. 

2.  Die  Städtefreiheit  im  Mittelalter  kam  fiberall  dann  ii 
BIfithe,  als  sie  im  Gegensatze  zu  der  dynastischen  oder  bisch^^f- 
lichen  Stadtherrschaft  und  den  von  den  Stadtherm  gesetzten 
Vögten  in  den  Consuln  und  Räthen  eine  aus  dem  städti- 
schen Leben  hervorgegangene  und  der  Bfirgorschaft  selbst  als 
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Spitze  angehCrige  Magistratur  hervortrieb«  Es  war  das  nicht 
mehr  Herrschaft  von  auszen  fiber  die  Stadt,  sondern  freie 
Selbstbestimmung  und  Selbstverwaltung  der  Stadt. 

In  Frankreich  ist  diese  Freiheit  unter  der  Herrschaft 
des  absoluten  Eönigthums  zu  Grunde  gegangen  und  von  der 
Kevolution,  welche  die  Gentralisation  der  öffentlichen  Gewalt 
noch  steigerte,  keineswegs  hergestellt  worden.  Auch  die  fran«- 
zösischen  Städte  haben  Mai  res,  die  gewissermaszen  Prilfecton 
im  Kleinen,  und  voraus  Organe  der  Statsgewalt  und  von  dieser 
gewählt  sind.  Sie  sind  Statsbeamte  für  die  Gemeinde,  nicht 
Gemeindebeamte.  Die  Verwaltung  der  Stadt  wird  in  ihr  zu 
einer  JKegierung  Ober  die  Stadt  gesteigert.  Nur  die  Muni- 
cipalräthe,  welche  vorzüglich  mit  Bücksicht  auf  die  Ver- 
waltung des  Gemeindevermögens  ihre  Meinung  äuszem  und 
gelten  machen  können,  vertreten  einigermaszen  selbständig  die 
Gemeindeinteressen. 

In  Deutschland,  in  der  Schweiz,  In  England  und 
Nordamerika  dagegen,  also  vorzüglich  in  den  germanischen 
Ländern  hat  sich  ein  selbständiger  städtischer  Magistrat  ent* 
weder  bis  auf  unsere  Zeit  erhalten,  oder  ist  in  unseni  Tagen 
wieder  hergestellt  worden.  In  Deutschland  war  in  den  letzten 
Jahrhunderten  der  stadtische  Bath  häufig  auch  da,  wo  er 
nicht  in  völlige  Abhängigkeit  von  dem  Fürsten  und  Herren 
gerathen  war,  zu  einem  CoUegium  zusammengeschrumpft,  wel- 
ches, von  dem  lebendigen  Zusammenhang  mit  der  Bürgerschaft 
losgerissen,  nun  sich  selber  ergänzte.  In  sich  selber  be- 
schränkt aber  faszte  er  dann  auch  die  städtischen  Interessen 
in  beschränktem  und  engherzigem  Sinne  auf,  und  gerieth  aus 
innerer  Schwäche  wiederum  in  knechtische  Abhängigkeit  von 
den  Statsgewalteu.  In  solcher  Gebundenheit  kann  ein  edler 
gemeionütziger  Bürgersinn  nicht  gedeihen. 

Die  preuszische  Städteordnung  vom  Jahre  1808,  in 
den  Zeiten  der  politischen  Erniedrigung  das  Vertrauen  auf 
spätere  nationale  Erhebung  und  die  Kräfte  zu  dieser  stärkend, 


478  Eilft0fi  Bneli.    Von  den  Qeneuidra. 

brach  üBr  Dentiwlilaiid  wieder  einer  besaeren  Riditawg  Bsha,* 
erneuerte  den  Zveanimenliang  der  Hagistnte  mit  der  Bfirgvr- 
schafk,  weckte  in  beiden  ein  Gefftbl  der  Sdbetiiidigkett  ud 
Ehre,  und  regte  dns  Streben  an,  dordi  Anabengiing  der  eigeoec 
Kraft  fOr  die  Öffentliche  Wehttdtft  dmr  Qemmnde  hwm  n 
sorgen.  AehnSefae  Beformen  fanden  spfter  in  Tielen  nden 
deutschen  Staten  statt  Die  Hagistrate  worden  wieder  t«k 
den  AusschAssen  der  Bürger  oder  den  Bflrgemchaften  frei  ge- 
wählt Sowohl  die  Bewegimg  Ton  1880  als  die  Ton  1848  war 
der  freien  Entwicklung  der  Oemeindever&ssnng  gOnstig.  Die 
deutsche  Reicbsverfassang  ron  1848  §.  184  stellte  das  allge- 
meine Prineip  anf:  ,,Jede  Gemeinde  hat  als  OmiidreGht 
Verfassung  a)  die  Wahl  ihrer  Vorsteher  und  Vertreter,  b) 
selbstindige  Verwaltung  ihrer  Augel^enheiten  mit  Einachtea 
der  Ortspolizei,  unter  gesetxlich  geordneter  OberaofiBcht  dsi 
Stats.""  Nun  wurden  in  Oesterreich  (17.  Min  1849)  ub4 
in  Preuszen  (11.  Mfirz  1850)  neue  allgemeine  (ieraeiBdeord- 
ttungen  erlassen,  welche  diese  Grundsätze  im  Einzeln«!  aa^ 
führten;  aber  in  beiden  Ländern  in  der  Periode  der  Bfiaftim 
wieder  Hemmnisse  und  Aenderungen  erlitten«' 

3.  Schon  im  Mittelalter  und  in  der  Lombardei  wird  eise 
Fortbildung  der  Stadtverfassung  dadurch  bezeichnet,  daaz  fiber 
der  Mehrheit  derConsuln  oder  anstatt  derselben  ein  Podesta 
sich  erhob,  und  so  die  Oberleitung  der  Stadt  in  die  Hand 
eines  einzigen  mächtigen  Magistrates  gegeben  wurde.  Freilick 
hing  das  wieder  zusammen  mit  den  Beziehungen  der  Stadt 
zum  Stat,  sei  es  dasz  der  Kaiser  durch  Ernennung  des  Po- 
desta sein  Ansehen  und  seine  Macht  Aber  die  Stadt  eraeoen 
wollte,  oder,  was   dann  der  gewöhnlichere  Fall  wurde,  dasi 


1  Vgl.  Dahlmanns  Politik  I,  S.  220.  SaTigny:  Die  preuxisrht 
Stfldtcordnung  in  Ranke's  politischer  Zeitschrift  I,  8.  3S9.  Perti  r 
Steins  Leben  11,  8.  150  ff. 

•  Tgl.  Brater,  Art.  Gemeinde  a.  a.  O.  §.  126. 
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der  von  der  Stadt  selbst  gewählte  Podesta^  die  statliche  Ho- 
heit der  Stadt  darstellte.  Aber  aach  unter  der  Yoraussetzuiig, 
dasz  die  Stadt  nicht  zugleich  Stat  sei,  ist  es  doch  dem  mo* 
deraen  Stftdteleben  förderlich,  wenn  ans  dem  Gollegium  der 
Magistrate  und  Stadträthe  eine  Individualmagistratnr  in  dem 
Bürgermeister  oder  Stadtpräsidenten  (inEngland  dem 
nuijar)  emporsteigt,  und  hinwieder  der  höheren  Einheit  der 
Stadt  zum  Organe  und  zum  Stellvertreter  dient  Das  Princip 
städtischer  Selbständigkeit  erfordert  es,  dasz  auch  er  haupt» 
sächlich  ein  Magistrat  der  Stadt,  nicht  ein  Statsbeamter  sei, 
und  das  in  der  Wahl  der  Stadt  ausgesprochene  Vertrauen 
derselben  f(ir  sich  habe.  Aber  es  ist  keine  Verletzung  dieses 
Frincips,  wenn  auf  der  andern  Seite  der  Statsregienmg  eben- 
falls ein  gewisser  Eioflusz  auf  die  Besetzung  dieses  Amtes 
eingeräumt  wird,  sei  es,  indem  sie  das  Bestätigungsreoht  oder 
sogar  ein  Ernennungsrecht  anf  Vorschlag  der  Stadt  in  An- 
spruch nimmt.  Eine  derartige  Betheiligung  des  Statsober«- 
hauptes  bei  der  Erneunung  der  BOrgermeistcr  findet  sieh  in 
manchen  deutschen  Staten,  und  in  Holland  und  Bel- 
gien.^ Sie  ist  besonders  da  gerechtfertigt,  wo  derselbe 
auszer  den  städtischen  Interessen  auch  statliche  Functionen  zu 
besorgen  .verpflichtet  ist. 

4.  Die  gesteigerten  Culturbedfirfhisse  der  Städte  haben 
überdem  noch  mancherlei  städtische  Aemter  auszer  dem  ei- 
gentlichen Stadtmagistrate  ins  Dasein  gerufen,  welche  für  die 

3  Vgl  Hegel  a.  u.  0.  II.  8.  ^^44  ff. 

^  Nach  der  preutziscben  Üejetzgebung  ron  1853  und  1856  be- 
dflrfen  die  Ton  den  Stadtverordneten  gewählten  BflrgermeUter ,  Beige- 
ordneten, Schöffen  und  besoldeten  Magistratsmitglieder  der  BestAtigung 
des  Königs  odar  bei  kleineren  Städten  der  ProTindalregierang.  Nach 
der  hollftttdisohen  St&dteordnung  todi  4.  Jan.  1824,  und  nach  dem 
belgisohenQemeindegeäetz  vom  30.  März  1836  wird  der  Bflrgermeister 
vom  Könige  dort  aus  den  von  den  Wahlm&nnern  der  Bürger  gewählten 
Rathsgliedem ,  hier  ebenso  aus  den  Mitgliedern  des  von  den  Bflrgem 
unmittelbar  gewählten  Conseil  ernannt. 
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Verwaltung  und  Yertretong  derselben  wichtig  geworden  sind. 
Beispielsweise  ist  vielleicht  an  die  „Sapientes^*  in  ItaUen.' 
die  „Witzigen^^  in  Deutschland  während  des  Mittdaltcn. 
jedenfalls  aber  an  die  früher  so  überaus  einflusnreicheD  Stadt- 
oder  Bathschreiber  zu  erinnein.  In  der  ftltereD  Zer 
waren  sie  vornelunlich  in  dem  Besitz  der  wissensdiafUidiee 
und  Bechtsbfldung  ihrer  Zeit,  und  vor  allen  andern  Yertmt 
mit  den  Geheimnissen  der  Archive  und  der  Kunst  d^*  Schrift- 
sprache. Heutzutage  noch  beruht  ein  guter  Theil  der  sta- 
tischen Ordnung  und  üeberlieferung  auf  dem  InsUtat  der 
städtischen  Kanzlei,  obwohl  die  wissenschaftliche  und  Greechifb- 
bildung  nun  weniger  selten  geworden  ist  Ferner  an  die  Tr- 
kundsm&nner  (recorders)  in  England,  und  die  Rechts- 
consulenten  und  rechtsgelehrten  Beisitzer  in  deut- 
schen und  schweizerischen  Städten.  Dazu  kommen  nodi  viek 
mit  einem  besondern  Wirkungskreise  versehene  Beamte,  wekk 
einer  wissenschaftlichen  oder  technischen  Yorbfldiing  dafür 
bedürfen. 

5.  Die  Stellung  der  Magistrate  in  der  Gemeinde  ist  ähiH 
lich  der  der  Begierung  im  State.  Auch  sie  leiten  das  dffent- 
liche  Leben  der  Gemeinde,  und  sorgen  für  die  tiglidiM  Be- 
dürfnisse und  die  wechselnden  Geschäfte  derselben.  Aber  wb< 
im  State  zur  politischen  Gewalt  (Imperium)  gehoben  ist,  die 
ist  hier  nur  Verwaltung  und  Sorge.  Dahin  gehören  r^l- 
mftszig:  die  Antragstellung  und  Vorbereitung  für  Ge- 
meindebeschlüsse und  Statuten,  und  die  Leitung  der 
Versammlungen  der  Gemeindeaussehüsae  oder  der  Ge- 
meindebürger, die  Vollziehung  der  S&tsgesetze  innerkilb 
des  Bereichs  der  Gemeindeverhältnisse  und  der  Gemeindebe- 
schlüsse»  die  Verwaltung  des  städtischen  Vermdgeas, 
die  Sorge  für  die  städtischen  Culturanstalten,  die 
Pflege  für  das  Armenwesen  der  Gemeinde,  die  StelUer- 

•  Vgl.  Hegel  II,  8.  21?. 
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tretung  der  Stadt  in  dem  State,  vor  Oericht,  nnd  gegenüber 
dritten  Personen.  Oanz  passend  wird  auch  zuweilen  die  nächste 
ober?ormujDdscfaaftliche  Pflege  den  Gemeindemagistraten 
anvertraut,  theils  weil  sie  den  Familien  der  Gemeindebflrger 
nahe  stehen,  und  schon  aus  diesem  Grunde  veranlaszt  und 
vorzugsweise  föhig  sind,  ffir  das  Wohl  derselben  zu  sorgen,  theils 
weil  sie  als  Yerwaltungsmänner  eher  als  die  Gerichte  geeignet 
sind,  das  Nützliche  zu  erkennen  und  zu  thun.  In  der  Sphftre 
der  polizeilichen  Functionen  berühren  sich  statliche  und 
städtische  Befugnisse  und  Bedürfnisse.  Offenbar  reicht  der 
Arm  der  Statspolizei  hinein  in  die  Gemeinde.  Die  Verfolgung 
der  Verbrecher,  welche  von  State  wegen  geschieht,  die  Sorge 
för  die  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des  States  überhaupt  musz 
innerhalb  der  Gemeinde  geübt  werden.  Auszerdem  hat  aber 
auch  die  Stadt  selbst  ein  locales  Interesse  für  öffentliche 
Ordnung,  Wohlfahrt,  Sicherheit,  welches  hinwieder  den  Stat 
nur  mittelbar  berührt.  Zuweilen  hat  man  die  beiden  Arten 
der  polizeilichen  Thätigkeit  in  der  Weise  ausgeschieden,  dasz 
die  erstere  durch  besondere  Statsbeamte  in  der  Gemeinde 
ausgeübt  wird,  und  nur  die  letztere  den  Stadtbeamten  über- 
lassen wird.  In  vielen  Staten  aber  hält  man  es  für  einfacher, 
die  beiderM  Functionen  der  städtischen  Magistratur  zu  über- 
tragen, diese  dann  aber  in  der  ersteren  Kichtung  der  höheren 
Statspolizei  strenger  unterzuordnen.  Wo  die  Städte  eine  her- 
vorragende Bedeutung  haben  für  den  Stat,  wie  insbesondere 
in  den  Haupt-  und  Besidenzstädten,  wächst  das  Bedürf- 
nisz  des  Stats,  die  Handhabung  seiner  Polizei  daselbst  nicht 
allein  den  Stadtbehörden  zu  überlassen,  sondern  eigene  Organe 
ffir  dieselbe  zu  bestellen.  Unbedenklicher  ist  es,  wenn  der 
Stat  die  vorhandenen  städtischen  Aemter  benutzt,  um  durch 
sie  innerhalb  der  Gemeinde  auch  die  Statssteuem  zu  erheben. 
6.  Wie  die  Krone  der  städtischen  Verfassung,  die  Ma- 
gistratur, mannichfaltiger  und  reicher  sich  gestaltet  hat  als 
in  der  Landgemeinde,  so  ist  auch  die  Bildung  der  Wurzeln 
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und  des  Stammes  derselben,  das  städtische  Bfirgerrecbt. 
complicirter.    Zwar  beruht   gerade   auf  der   Einigung  de 
rerschiedenen  Bestandtheile  der  Bevölkerung,  die  sich  in  des 
St&dten  zusammengefunden,  die  Institution  der  Bürgersehaft 
Wir  wissen,  wie  dieselbe  während  des  Mittehüters  entstandet 
ist,  und  immer  mehr  Kreise  der  Bevölkerung  mit  ihrem  ge- 
meinsamen  Geiste  erfüllt  und  verbunden  hat  *  Aber  die  aller- 
dings nothwendige  Einheit  erfordert  keinesw^  die  Anfitausz 
der  verschiedenen  Elemente,  sondern  nur  ihre  Yerbindm^,  vci 
offenbar  ist  der  Organismus  gesunder  und  lebensvoller,  wd- 
cher  nicht  die  ganze  Masse  gewissermaszen  in  einen  gleidis 
flüssigen  Brei  umgegossen  hat,  sondern,  ohne  die  Einheit  d^ 
Ganzen  zu  gefährden,  die  verschiedenartigen  Theile  hinwieder 
ihrer  Natur  gemäsz  erst  unterscheidet  und  dann   znaanunei- 
flaszt.  Besonders  für  grosze  Städte,  deren  Theile  selber  wieder 
eine  relative  Bedeutung  haben,   ist  die   letztere   Einriehtoof 
wunschenswerth.    Die  Geschichte  zeigt  uns  in  frfihem  Jahr- 
hunderten, in  der  Zeit  des  Aufschwungs  der  Städte,  eine  Reth« 
von  Beispielen  der  Art,  die  auch  für  die  groszentheils  verkom- 
mene Städteverfassung  unserer  Zeit  als  Vorbilder  dienen.  An: 
der  einen  Seite  haben  die  neuem  Städte   wiederum  und  noA 
in  höherer  Weise  als  früher  für  Kunst  und  Wissenschaft  f6r 
den  Handel  und  die  Gewerbe,  für  das   gesellige  Leben  und 
jede  Gultnl'  eine  sehr  hervorragende  und  einfluszreiche   Be- 
deutung gewonnen ;  auf  der  andern  aber  sind  die  grossen  Städte 
auch  die  Glieder  im  Statskörper  geworden,  welche  die  sodakii 
Uebel  der  Gegenwart  vorzüglich  hervorbringen  und  vermehrea* 
die  politischen  Gährungsstoffe  in  sich  sammeln  und  erhitzes, 
und  da  sie  selber  leicht  entzündet  werden,  auch  den   ganzec 
Stat  in  eine  fieberhafte  Stimmung  versetzen.    Keine  Organi- 
sation der  Stadtbevölkerung  ist  stark  genug,  diese  Uebel  um: 
Gefahren  ganz  zu  beseitigen ;  aber  eine  gute  Organisation  der- 

«  VgL  oben  £ach  II,  Cap.  12. 
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selben  wUrde  beide  YenniBdeni,  und  indem  sie  die  sittlichen 
und  gesunden  Elemente  kräftigt,  jene  eher  bewältigen  helfen. 
Der  grOszte  Theil  der  städtischen  Bevölkerung  ist  näher  und 
unmittelbarer  interessirt  bei  der  Wohlfahrt  der  Stadt  und  bei 
ihren  localen  Anstalten  als  an  dem  State,  jond  sehr  viel  mehr 
Bürger  haben  eher  ein  Yerständnisz  für  das  was  jener  noth 
tbut,  als  fttr  das  was  dieser  bedarf.    Die  Theilnahme  an  den 
städtischen  Angelegenheiten  ermuntert  den  Gemeinsinn,  belebt 
den  Eifer,  für  öffentliche  Zwecke  Zeit,  Mühe,  Geld  zu  opfern, 
macht  vertraut  mit  den  Schwierigkeiten  aller  grOszem  Ange- 
legenheiten, und  schärft  die  Einsicht  für  die  umfassenderen 
Statssachen.    Eine  Bürgerschaft,  die  in  sich  wohlgeordnet  ist, 
und  gelernt  hat  über  ihren  eigenen  gemeinen  Haushalt  mit 
verständiger  Freiheit  zu  urtheilen,  wird  auch  for  den  Stat  je- 
derzeit eine  solide  Stütze  sein. 

Da  der  Beruf  der  Städte  nicht  wie  der  der  Landgemeinden 
auf  die  Bebauung  des  Bodens  gerichtet  ist,  so  begreift  es 
sich,  wenn  das  städtische  Bürgerrecht  entweder  von  Anfang 
an  oder  im  Verlaufe  der  Zeit  unabhängig  von  dem  Grundbe- 
sitz  geworden    ist,   und   persönliche    und  corporative 
Rücksichten  einen  gröszeren  Einflusz  erlangt  haben.    Es  gibt 
freilich  Länder,  in  denen  auch  das  städtische  Bürgerrecht  noch 
auf  dem  Grundbesitz,    oder  gewöhnlich  dem  Besitz  eines 
Hauses  in  der  Stadt  beruht.    Jedenfalls  verdieft  auch  die 
Bücksicht  auf  Hausbesitz  Beachtung,  wenn  es  sich  um  die 
Organisation  der  Bürgerschaft  handelt,  denn  die  Hauseigen- 
thümer  haben  ein  groszes  und  dauerndes  Interesse   an  der 
Wohl&hrt  der  Stadt  und  der  TrefBichkeit  der  städtischen  An- 
stalten, und  sind  in  der  Begel  ein  sehr  solider  Bestandtheil 
der  städtischen  Bevölkerung.     Es   ist  daher   eia  zwiefaches 
Uebel,  wenn  Bürgerrecht  und  Hausbesitz  sich  dergestalt  tren- 
nen,  dasz  es  viele  Hauseigenthümer  in  der  Stadt  gibt,  die 
nicht  Bürger  derselben  sind,  und  die  bürgerlichen  Hausbesitzer 
flberdem  von  der  Masse  der  übrigen  besitzlosen  Bürgerschaft 
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hinwieder  leicht  übersidmint  werden.     Aber  anszer  den  Hms- 
eigenthümem  gibt  es  doch  noch  andere  Beatandtheile ,   dk 
nicht  minder  auf  Beachtung  Anspruch  haben.   Das  englische 
Statsrecht  hat  auf  diese  andern  Glassen  so  Bücksicht  genon^ 
men,   dasz  es  zwar  das  Erforderaisz  des  Grundbesitzes  fest- 
hielt, aber  diesem  im  Geiste  der  deutschrechtlichen  Vorstdlun^ 
von  Besitz,  welche  richtiger  als  das  römische   Bedit  jede» 
thatsächliche  Herrschaftsverh&ltnisz  der  Person  Aber  die  Sacfcr 
als  Besitz  erkennt  und  schützt,  den  ausgedehnteren  Sinn  bei- 
legt,  womach  auch  der  Pacht-  und  Miethbesitz  eines  Wohl- 
gemachs,  eines  Waarenlagers  oder  eines  Ladens  danmter  be- 
grifien  wird.^    In  Bayern  und  in  Oesterreich^   wird  dem 
Hauseigenthum  der  Besitz    eines    besteuerten   Gewerbes 
zur  Seite  gestellt,  und  dadurch  der  städtische  Handel  and  iis 
Handwerk  directer  in  den  Kreis  der  Bfirgerschaft   herbeige- 
zogen.    Dagegen   werden    noch    manche   andere  selbständig« 
Personen,   die   in  der  Stadt  dauernd  wohnen  und  ein  natnr- 
liches  Interesse  an  dem  öffentlichen  Wesen  derselben  habea. 
vorzüglich  Beamte,  Gelehrte,  Künstler,  Gapitalisten  ohne  Hau»- 
besitz  und  Gewerbe,  also  gerade  der  in  mancher  Bexiehufix 
intelligenteste  und  angesehenste  Theil  des  höhern  Bürgerthum< 
auszerhalb   dieser   Corporation  gelassen,   nicht  zum   Yortheii 
der  Gemeinde. 

In  einzelnen  deutschen  und  schweizerischen  Städ- 
ten haben  sich  aus  früherer  Zeit  noch  die  Zünfte  als  corpo- 
rative  städtische  Genossenschaften  und  als  Theile  der  Bfirger- 
schaft erhalten,  in  viel  mehreren  ist  in  Folge  der  veränderten 
Gewerbsbefngnisse  und  der  umgestalteten  Statsverüassung  diese 
Organisation  aufgelöst  worden. 


*  Gesetz  Tom  9.  Sept.  1835  (Rüssel),  angezeigt  inMitierniAUr» 
Zeitschr.  YUI.  8.  35  ff.,  8.  215  ff. 

*  Bayerisches  Oeseti  rom  17.  Mai  1818.    Oesterretebisehei 
TOD  1849. 
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Die  preuszische  Gesetzgebung^  legt  auf  den  Wohn- 
rt  den  Hauptnachdruck.  Jeder  Prensze  ist  von  Rechtes  we- 
:en  auch  ,3ürger^^  der  Stadtgemeinde,  wenn  er  innerhalb  der 
remeinde  wohnt,  und  gewisse  Eigenschaften  besitzt,  insbesondere 
»Selbständigkeit,**  d.  h.  über  vier  und  zwanzig  Jahre  alt 
st,  und  „einen  eigenen  Hausstand**  hat  (Wohnhaus  oder  Ge- 
¥erbe  mit  zwei  Gehfllfen  oder  mit  einer  classificirten  Einkommen- 
iteuer  veranlagt  ist  oder  einen  Thaler  directer  Steuer  bezahlt). 
Der  Vorzug  dieses  Systems  der  Einwohnergemeinde  ist  der, 
lasz  dasselbe  alle  selbständigen  und  zugleich  vermöglichen 
rheile  der  Bevölkerung  umfaszt. 

Ein  ähnliches  System  besteht  in  Holland*^  und  in  Bel- 
gien", wo  das  Stadtbürgerrecht  durch   das  Statsbürgerrecht 
vollständig  aufgelöst  und  beseitigt  worden  ist.    Nur  wird  das 
Steuererfordemisz  für  die  «Gemeinde Wähler **  noch  mehr  ge- 
spannt.   Froher   schon  ist  in  Frankreich  diese  neue  Rich- 
tung eingeschlagen,  und  überdem  die  selbständige  Verwaltung 
der  Städte  von  Grund  aus  zerstört  worden.    Die  Gefahr,  dasz 
der  Stat  die  Gemeinden  ungebührlich  bevormunde,  ist  offenbar 
näher,  wenn  es  kein  besonderes  Ortsbürgerrecht  mehr,  sondern 
nur  ein  Statsbürgerrecht  gibt ;  denn  theils  kann  sich  dannzumal 
in  der  Einwohnerschaft  der  Städte  weniger  leicht  ein  eigen- 
thümlicher  Geist  der  städtischen  Selbständigkeit  und  Freiheit 
entwickeln,  theils  verwechselt  man  leicht  die  Doppelstellung 
der  Statsbürger  im  State  und  in  der  Gemeinde,  und  wird  eher 
verleitet  von  jenem  Standpunkte  aus  auch  die  Angelegenheiten 
dieser  zu  bestimmen. 

Was  früher''  über  das  persönlich-erbliche  Bürger- 

'  Gesetz  vom    30.   Mai   1853,    19.  März  1856  und   15.   Hai    1856. 
Yg].  T.  Rönne  Preusz.  Statsreoht  S«  308. 

^  Gesetz  Yom   4.  Jan.  1824.     Tgl.  Mittermaiers  Zeitschr.  TU, 

S.  370  ff. 

1^  Gesetz  yom  30.  Mftrz  1836  und  vom  7.  April  1843.     Ebenda  XV. 
8.  376,  XVI,  S.  116  ff. 

i<  Oben  Cap.  3,  8.  464. 
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recht  in  der  Schweiz  gesagt  worden,  gilt  anch  hier  tos 
den   Stftdten.    Es    ist  einleuchtend,  dasz    diese    Form   einer 

m 

familienähnlichen  Verbindung  eher  noch  fSr  Städte  als  für 
Landgemeinden  sich  eignet,  und  daher  begreiflich,  dasz  sie 
früher  in  jenen  als  in  diesen  angenommen  wurde.  Aher  auch 
da  wird  dasselbe  in  Folge  der  groszen  Beweglichkeit  der  heu- 
tigen Welt  auf  die  Dauer  nicht  mehr  zu  halten  sein,  wenn 
es  nicht  auch  der  Bedeutung  des  Wohnsitzes  mehr  Beduiung 
trägt  als  bisher. 

7.  In  den  meisten  neueren  Staten  sind  der  Btlrgerschafl 
nur  Wahlrechte  verstattet,  theils  mit  Bezug  auf  die  Magi- 
strate der  Stadt,  theils  für  die  Vertretung  ihrer  Interessen  is 
den  Ausschüssen.  Häufiger  wurden  in  älterer  Zeit  Bllrger- 
yersammlungen  berufen,  in  welchen  die  wichtigsten  Ange- 
legenheiten der  Gemeinde  vorgetragen  und  zur  Abstimmung 
vorgelegt  wurden.  Schon  im  XII.  Jahrhundert  finden  wir  in 
den  groszen  Städten  der  Lombardei  die  Bürgerschaft  in  dem 
sogenannten  ^^parlamentum^^  ^^  auf  den  Kuf  der  Olocke  zusam- 
mentreten, und  sehen  wir  die  Gonsuln  vor  derselben  Bedien- 
schaft ablegen.  Von  da  ging  der  Gebrauch  nach  Frankreich 
und  Deutschland  über.  In  der  Schweiz  werden  noch  den  Bür- 
gerversammlungen die  wichtigsten  Beschlüsse  zur  Outheiszung 
oder  Verwerfung  vorgelegt. 

8.  Der  h&her  gearteten  Natur  der  Stadt  ist  es  entspre- 
chend, wenn  zwischen  die  Magistrate  und  die  Bürger  bezieh- 
ungsweise die  Bürgerversammlung  ein  vermittelnder  Körper 
hineintritt,  welcher  als  auserwählte  Stellvertretung  der  Bürger- 
schaft den  engeren  Kreis  der  Magistrate  umgibt.  Fast  überall 
und  in  verschiedenen  Zeiten  werden  wir  diese  Bildung  unter 
mancherlei  Namen  gewahr,  ein  sicheres  Zeichen,  daas  sie  eineo 
natürlichen  Grund  hat.  Von  der  Art  war  die  Credenza  der 
Angesehenen  und  Weisen  (majores  et  sapientes),  die  in  der 

^  Hegel  a.  ft.  O.  II,  8.  217. 
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Lombardei  von  den  Gonsnin  in   wichtigen  F&Uen  zum  Bathe 
beigezogen  wurde,  waren  die  B&the  {Consiliarii),  welche  im 
Süden  von  Frankreich  an  der  Seite  der  Consnln   erscheinen, 
waren  die  vornehmeren  und  reicheren  Burger  ?on  der  .Richer- 
z  echheit*^  in  der  alten  Kölner  Verfassung,  und  die  zahlreichen 
«weiteren'   oder  „Oroszen  Bäthe',  welche  wir  seit  dem 
XIII.  Jahrhundert  in  den  deutschen  Stftdten  finden.    Von  der 
Art  sind  noch  die  Stadtverordneten^^  und  BOrgeraus- 
schüsse  in  Deutschland,   die  groszen  Stadtr&the   in 
der    Schweiz,    die    Oemeinder&the   in    England,    der 
anszerordentliche  Gemeinderath  in  Sardinien,*^  das 
Conseil  in   Belgien,   welches  als   weiterer  Kreis   Bürger- 
meister und  Schöffen  umgiht. 

Dieser  weitere  Bath  der  Stadt  hat  eine  grosze  Aehnlich- 
keit  mit  den  Kammern  im  Stai    Nur  ist  die  Institution  als 
eine  rein  städtische   einfacher.    Es  ist  daher   voraus  wichtig, 
dasz  er  ein  wahrhafter  Auszug  der  gesammten  Bürgerschaft, 
und  in  richtigen  Verhältnissen  sei.    Die  verschiedenen  Classen 
nnd  Interessen  der  Bevölkerung  sollen  da  eine  Stimme  haben. 
Seine  Functionen  sind  thei]s   controlirend,   indem  er  die 
Geschftfbsleitung  der  Magistrate  und  die   städtischen  Bechnun- 
gen  prüft,  theils  die  Verwaltung  jener  ergänzend,  indem 
zu  wichtigeren  Beschlüssen  auch  die  Zustimmung  der  Aus- 
schüsse erfordert  wird,  theils  von  gesetzgeberischer  Natur, 
indem  er  die  städtischen  Statuten  entweder  auf  Antrag  der 
Magistrate  ordnet  oder  für  die  Gemeindeversammlung  vorbe- 
rathet  und  begutachtet. 

^*  In  Preuszen  werden  die  Btadtyerordneten  Ton  der  in  drei  Ab- 
tbeüiingen  (Höchstbestenerte,  Mittelbesteuertei  G«ringbesteuerte)  je  nach 
der  Stenerleistung  getheilte  Bflrgersohaft  gewAhlt ,  die  Hftlfte  derselben 
AU  HaubeBitzem. 

'>  Ueber   Sardinien  Tgl.  Mittermai  er  s  Zeitsohr.   YUI,  8.  267  ff. 
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Fflnftes  Gapitel. 

Oemeindebann  ond  OemeindevennSgen. 

1.  Der  Gebietalioheit  des  Stats  Aber  das  ganze  Statsgebie: 
entspricht  in  dem  engeren  Sinne  and  beschr&nkteren  Kretsr 
des Oemeindelebens  der  Gemeindebaun,  d.h.  die  dffeDtUcbe 
Macht  der  Gemeinde  innerhalb  der  Qemeindegemarlnuig,  de> 
Genieindebezirks.  Sie  ist  nicht  mit  dem  Eigenthom  noch  mi: 
der  QrundherTscbaft  za  verwechseln,  vielmehr  ein  Inatitot  iti 
Öffentlichen  B«chts,  aber  Personen  und  Güter  in  diesen  Be- 
zirke omfassend.  Soweit  dieselben  llberbaopt  zu  der  Wirtb> 
Schaft  nnd  Cultnr  der  Gemeinde  in  einer  nntergeordnetfii  B»- 
ziehong  stehen,  so  weit  sind  sie  der  Gemeindegewalt  uQt&- 
worfen,  so  weit  flben  die  Gemeindebehörden  das  Recht  der 
An&icht,  der  Localpolizei,  der  Verwaltung,  der  Bestenerang  ans. 

2.  Die  Gemeinde  ist  Oberdem  vie  der  Stat  eine  Person, 
welche  ein  eigenes  Recht  an  ihrem  VermSgen  bat.  Natar- 
gem&sz  begegnen  sich  hier  die  Gnmds&tze  des  öffentlichen  und 
des  Privatrechte.  Die  Gemeinde  nämlich  kann  Eigentfaimi. 
Forderungen,  Schulden  haben,  wie  eine  Privatperson.  Sie  ist 
ein  berechtigtcB  Wesen,  welches  aber  die  Sachen  dingliche 
Herrschaft  flbt,  und  in  obligatorische  Verhältnisse  eintritt, 
somit  des  Frivatrechtes  theilhaft  ist  In  dieser  Beziehung 
steht  sie  dem  State  gegenfiber,  und  ist  von  demselben  ebenso 
anabhängig,  wie  andere  EigenthAmer.  Es  ist  daher  ein  offeiK 
bares  Unrecht,  wenn  in  den  letzten  Jahrhonderten  tntocbe 
absolutistische  Landesherren  oder  revolationäre  Volksver- 
tretungen Ober  die  Gemeindegütcr  verftlgt  haben,  ab  wirtn 
dieselben  Kammer-  und  Statsgut.  Das  Gemeindegut  ist,  wie 
sclinn  das  Wort  deutlich  sagt,  Gut  der  Gemeinde,  mtd 
>veder  unmittelbar  noch  mittelbar  Gut  des  gesamm- 
ten  State. 

Aof  der  andern  Seite  aber  wirkt  sowohl   die  9ffentUche 
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Natur   d^  Gemeinde  selbst,    als   die  Bestimmung   des    Ge- 
meindegntes    fQr    die   öffentlichen    Gemeindezwecke    auf  die 
Behandlung  desselben  ein,  und  erhebt  es  über  das  ein&che 
dem  individuellen    Genüsse    dienende  Privatvermögen.     Das 
Gemeindegut  ist  daher  um  dieser  Beziehung  willen  zugleich 
als  ein  öffentliches  Gut  zu  betrachten,  und  die  Verwal- 
tung und  Verwendung  desselben  unterliegt  deszhalb  und  in- 
sofern  den   Einwirkungen  des  öffentlichen  Bechts.     Der  Ge- 
meinde  selbst  kommt  es  zu,   diese  öffentliche  Bedeutung  des 
Gemeindegutes  zu  vertreten.   Diese  ist  eine  näher  beschränkte, 
und  durch  die  gemeinsamen  wirthschaftlichen  und  Gulturin- 
teressen  der  Bürger-  und  Einwohnerschaft  eines  beson- 
dem  Ortes  bestimmte,  nicht  eine  allgemeine,  dem  gesammten 
politischen  Leben  des  Stats  unmittelbar  zugehörige.    Aber  da 
das  ganze  öffentliche  Leben  hinwieder  in  einem  inneren  Zu- 
sammenhange ist,  so  hat  auch  der  Stat,   der  das  Ganze  um- 
faszt,  ein  natüiliches  Becht  Aufsicht  zu  üben,   dasz  jener 
öffentliche  Charakter  rein  erhalten  werde. 

Selbständigkeit  der  Gemeinde  in  der  Verwaltung 
und  Verwendung  des  Gemeindegutes  ist  somit  in  privatrecht- 
licher und  öffentlicher  Beziehung  die  natürliche  Kegel,  Ober- 
aufsicht (nicht  aber  Vormundschaft)  des  Stats  ihre  natür- 
liche Ergänzung.  Diese  Grundsätze  sind  freilich  gar  nicht 
überall  und  nicht  immer  in  ihren  Gonsequenzen  von  den  po- 
sitiven Bechten  anerkannt.  Aber  es  ist  augenfällig,  dasz  die 
neuere  Bechtsbildung  die  Tendenz  hat,  dieselben  zu  verwirk- 
lichen, und  damuf  eine  freie  Gemeindeordnung  zu  begründen.  ^ 

3.  Folgerungen  aus  jenem  Priocip  der  Selbständigkeit 
sind:   Die  Gemeinde  ist  berechtigt,  je  nach   der  besonderen 

^  Im  Einzelnen  ist  besonders  der  erwftbnte  Artikel  Ton  £  rat  er  sa 
Tergleiohen.  Yiyien  £tude8  adm.  8.  27  f.  TocqueYille  (D6m.  en  Am.) 
„G*e8t  dans  la  commune  que  r6side  laforce  dea  penples  libres.  Lob  in- 
stitutionB  oommunales  sont  &  la  libert6  ce  que  les  ^coles  primaires  sont 
h  la  Bcience.** 
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Gompetenz  ihrer  Organe,  den  gemeinsamen  Gebrandi  und  dir 
Benutzung  ihrer  Anstalten  selber  zu  ordnen,  und  diejeniga 
Verwendungen  aus  ihrem  Vermdgen  zu  machen,  die   sie  fiir 
zweckmäszig  hftlt.    Der  Stat  dagegen  ist  nicht  befugt,  wed«? 
die  üeberschüsse  des  Gemeindegutes  an  sich  zu  ziehen,    nocii 
der  Gemeinde    Verwendungen    aufzuerlegen,    die   diese    mcfci 
machen  will,  und  zu  denen  sie  nicht  etwa  um  der  aUgemeinec 
Statsordnung  verpflichtet   ist    Es  kann  der  Stat   z.  B.  wohl 
die  Gemeinden  anhalten ,  dasz  sie  fOr  gehörige  Löschanstalten, 
oder  für  Schulbäuser  in  der  Volksschule,  oder  für  die  Wege 
und  Brücken  sorgen,  soweit  diese  Sorge  den  Gemeinden  nach 
allgemeinen  Bechtsgrunds&tzen  obliegt.     Aber  er  kann   ose 
Gemeinde  nicht  nöthigen,  Bauten  auf  ihre  Kosten  auszofUmn« 
welche  vielleicht  nützlich  und  schfo  wftren,  zu  denen  aber 
die  Gemeinde  nicht  durch  die  gemeine  Statsordnung  verpfliditel 
ist.    Und  selbst  da,  wo  der  Stat   eine  Einrichtung  forden 
kann,  steht  es  doch  der  Gemeinde  zu,  von  sich  aus  die  Plini 
im  Einzelnen  festzusetzen,  und  die  Verträge  abzuschlieezen« 
und  der  Stat  hat  nur  insofern  ein  Recht  mitzureden,  als  er 
dafür  zu  sorgen  hat,  dasz  die  allgemeinen  Erfordeinisse  jmer 
Pflichterfüllung  nicht  bei  der  Ausfahrung  miszachtet  werden. 
4.  Die  Oberaufsicht  des  Stats  femer  hat  voizfiglidi 
den  doppelten  Zweck  darüber  zu  wachen:    a)  dass  das  Ge- 
meindevermögen   im  Interesse   der  Fortdauer   der  Gemeinde 
und  ihrer  öffentlichen  Bedürfhisse  erhalten  werde;  b)  daiz 
dasselbe  nicht  zu  fremdartigen,  auszerhalb  der  Gemeinde- 
wirthschaft  liegenden   Zwecken  miszbraucht  werde.      Ab 
Mittel  dazu  dienen  theils  die  Bechnungen  über  dm  Gemeinde- 
haushalt, welche  auch  dem  State  zur  Eenntnisznahme  votg^ 
theilt  werden,  theils  Bestimmungen,  durch  welche  derselbe 
Gelegenheit  erhält,  Ausgaben,  die  in  das  Capitalvermögen  ein- 
greifen, oder  Verftuszerungen  von  solchem  zu  hemmen  und  zu 
untersagen,   oder  die  Gemeinde  anzuhalten,   daaz  de  durch 
Steuern  solchen  Schaden  ersetze. 
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Da  sehr  viele  Oemeinden,  zumal  die  Landgemeinden,  sich 
au8  nrBprfinglichen  halb  privatrechtlichen  Banemgenossenschaften 
entwickelt  haben,  so  konmit  es  sehr  häufig  vor,  dasz  noch  ein 
Theil  des  Qemeindegutes  für  bloszen  Privatgennsz  der  einzel- 
nen Borger  in  Anspruch  genommen  wird.    Auch  aus  andern 
historischen  Gründen  findet  sich  solche  Mischung  von  öffenir 
liehen  Verwendungen  und  Priv^tnutzungen  oft  noch, 
und  es  wäre  unrecht,  wenn  diese  einfach  verweigert  und  nur 
jene  gestattet  würden.    Unsere  Zeit  hat  indessen  das  richtige 
Streben,  den  beiderlei  Bestimmungen  solcher  Oemeindegflter 
durch  Ausscheidung  zweier  Bestandtheile  in  denselben  Bech- 
nnng  zu  tragen.    Aus  dem  früher  gemischten  Oemeindegut 
werden  dann  zwei  Güter,  das  eine  ein  den  öffentlichen  Zwecken 
gewidmetes  ftchtes  Gemeinde-,  das  andere  ein  dem  Privat- 
gennsz dienendes  blosz  privatrechtliches  Nutzungsgut  (Ge- 
nossengut). 

5.  Auch  der  Gemeinde  steht  ein  ähnliches  Besteuerungs- 
recht zu  für  Befriedigung  der  Gemeindebedürfnisse,  wie  dem 
State  für  die  Statsbedürftüsse.  Auch  da  gibt  es  eine  Steuer- 
pflicht der  Einzelnen,  welche  aus  der  Unterordnung  Aller 
unter  die  gemeinsame  öffentliche  Lebensordnung  sich  erklärt. 
Dieselbe  ist  ebenso  eine  allgemeine,  nicht  eine  individuelle; 
aber  sie  ist  nach  der  Natur  der  Gemeinde  beschränkt  entweder 
auf  den  Kreis  der  näher  und  enger  verbundenen  Bürger- 
schaft, wie  da,  wo  es  sich  um  Förderung  der  ihnen  aus- 
seUieszlich  vorbehaltenen  Anstalten  handelt,  oder  auf  den 
weitem  Kreis  der  Einwohner,  wie  in  den  Fällen,  wo  ge- 
meinsame Localbedürfnisse  befriedigt  werden. 

Es  ist  aber  eine  Statspflicht  dafür  zu  sorgen,  dasz  nicht 
einzelne  Personen  oder  Classen  der  Gemeindegenossen  (z.  B. 
die  Beichen  oder  die  Armen)  durch  die  Art  der  Steuerauflage 
oder  Steuererhebung  von  der  Mehrheit  unbillig  gedrückt  werden. ' 

*  Hill,  BeprftseDt  S.  192. 


3nrdlfU0  ßuäf. 


Freiheitsrechte. 


Erstes  GapiteL 

Die  Freiheit  als  Beohtsbegriff. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  des  Statsrechts,  den  Gedmnken 
der  Freiheit  zu  ergründen  oder  zn  erschöpfen.  Nur  insofimi 
gehört  die  Freiheit  in  seinen  Bereich,  als  sie  von  der  Rechts- 
ordnung erkannt  und  anerkannt  wird  und  daher  auf  ftuszem 
Bechtsschutz  einen  Anspruch  hat. 

1.  Wir  unterscheiden  daher  die  Freiheitals  eine  Bechts- 
institution  sowohl  von  der  natürlichen  als  von  der  sitt- 
lichen und  geistigen  Freiheit.  Die  erstere  ist  viel  oiger 
als  die  beiden  letzteren.  Auch  die  rechtliche  Freiheit  darf 
freilich  weder  unnatürlich  noch  unsittlich  sein.  Aber  nicht 
alle  natürliche  Freiheit  ist  zugleich  eine  rechtliche,  nicht  die 
des  Thieres, '  dessen  wilde  Freiheit  lediglich  Yon  seiner  Ph jn 

^  Winthrop  bei  TocqueviUe  Am^rique  I,  70:  „Taaschen  wir  m 
Dicht  aber  die  Bedeatung  unserer  Unabhängigkeit.  Es  gibt  aUerdings 
eine  Art  yerdorbener  Freiheit,  deren  Oebrauch  dem  Menschett  mit  des 
Thieren  gemein  ist,  and  die  darin  besteht,  dass  jeder  tbvl,  was  ihm 
gefällt.  Diese  Freiheit  ist  die  Feindin  aller  Autorität;  mit  WiderstrchcB 
nur  duldet  sie  aUe  Begeln  —  sie  ist  die  Feindin  der  Wahrheit  und  dei» 
Friedens,  und  Gott  selbst  hat  sich  gegen  dieselbe  erklirt.  Aber  es  gib« 
eine  bürgerliche  und  moralische  Freiheit,  die  ihre  Stärke  in  der  Kinheit 
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bestiinmt  nnd  begrenzt  wird,  Bondem  nur  die  menschliche, 
die  allein  eine   gittliche  und  daher  auch  allein  eine  rechtliche 
Bedeutung  hat.    Hinwieder  kann  nicht  der  ganze  Umfang  der 
sittlichen  und  geistigen  Freiheit  des  Menschen  von  dem  Bechte 
begriffen  und  begrenzt  werden.    Vielmehr  ist  gerade  der  in- 
nerste geistige  Kern  dieser  Freiheit,  die  Freiheit  des  unsicht- 
baren und  unsterblichen  Individualgeistes ,   welche  ein  Strahl 
ist  der  vollkommenen  göttlichen  Freiheit,  der  Macht  des  Stats 
nnd  des  menschlichen  Bechts  entzogen. '   Zum  Becht  kann  die 
Freiheit  erst  dann  werden,  wenn   dieselbe  entweder  in  dem 
ftuszem  sichtbaren  Leben  Gestalt  und  gewissermaszen  Leib  ge- 
winnt, oder  wenn  in  der  ftuszem  Ordnung  sich  Hemmnisse 
zeigen,  welche  die  Entwicklung  der  an  sich  unsichtbaren  Ge- 
müths-   und    Geistesfreiheit  bedrücken   und    hindern.     Dann 
erst  ist  fQr  das  menschliche  Becht  die  Möglichkeit   gegeben, 
sei  es  jene  ftuszere  Erscheinung  der  Freiheit  zu  schützen,  sei 
es  diese  Henminisse  ihrer  Entfaltung  zu  entfernen. 

Die  natürliche  Freiheit  ist  das  Vermögen  zu  thun,  was 
einen  gelüstet;  die  sittliche  Freiheit  ist  die  Offenbarung  des 
Willens  und  der  Erafk  zu  thun,  was  der  eigenen  Natur  würdig 
und  der  göttlichen  Weltordnung  gemäsz  ist.  Die  Freiheit  als 
Beehtsbegriff  aber  setzt  die  Bechtsordnung  voraus,  von  der 
sie  ein  Theil  ist.  Sie  ist  die  vom  Becht  gewährleistete 
und  geschützte  Befugnisz,  den  selbstbestimmten 
Willen  auszuüben.'* 

Alle   Freiheit   setzt  als  ihre  nothwendige  Vorbedingung 

findet,  welche  zu  schützen  die  Aufgabe  der  obrigkeitlichen  Gewalt  'selber 
iat;  es  ist  die  Freibeit,  ohne  Furcht  alles  zu  thun,  was  gerecht  und  gut 
ist  Diese  heilige  Freiheit  müssen  wir  vertheidigen  in  allen  Wechsel- 
Allen  und,  wenn  es  nSthig  ist,  für  sie  unser  Leben  einsetzen." 

«  Vgl.  oben  Buch  IX,  Cap.  2. 

3  Die  bekannte  Definition  von  FloretUinus  L.  4  pr.  de  Statu  homi- 
nnm:  „Libertas  est  naturalis  facultas  ejus,  quod  caiqne  facere  libet,  nisi 
si  quid  tI  aut  jure  prohibetur,"  ist  nur  darin  mangelhaft,  dasz  die  vw 
ebenso  wie  das  jus  als  Schranke  der  Freiheit  bezeichnet  wird,  während 
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em  beseeltes  Wesen  yorans,  welches  sidi  in  ihr 
rechtliche  Freiheit  hat  ihre  Omndlage  in  dem 
Sie  existirt  für  sich,  losgetrennt  yon  den  Menschen,  so 
als  dasBecht  for  sich  existirt  Sie  sind  beide  nnr  swei  Sei- 
ten des  persönlichen  Daseins  und  Lebens   des  Meii- 
sehen.   Wohl  gibt  es  ein  Ideal  der  Freiheit,  wie  es  em  Idol 
des  Rechts  und  des  States  gibt.    Aber  das  wirkliche  Fr& 
heitsrecht  kann  nnr  in  dem  wirklichen  State,   nur  in  Ter- 
bindnng  mit  seiner  Yerfiusnng   nnd    Bechtsordnong  gedadit 
werden.     Die  Freiheit  als  ein   rein-politischer   Gedsnki 
kann  wohl  über  die  hergebrachte  Bechtsordnnng  hinausgdieB 
nnd  die  Yeryollkommnung  derselben  als  Ziel  ihrer  Had- 
Inng  anstreben.   Aber  der  Bechtsbegriff  der  Freiheit  km 
sich  nicht  lossagen  yon  der  Bechtsordnnng,  die  sein  Ornad 
nnd  seine  Stütze  ist.  Je  vollkommener  daher  der  Bechtaschnti 
ist,  den  der  Stat  dem  freien  Leben  der  Menschen    gewihn* 
nm  so  voller  und  reicher  wird  auch  die  Bechtsfreiheit  in  die- 
sem State  sein ;  je  mangelhafter  und  unsicherer  der  Statsschntz 
ist,  um  so  gedrflckter  oder  zügelloser  wird  sich  die  Freiheit 
da  gestalten.    Als   Lord  John  Bussel^  gegen  jene  Defini- 
tion einwendete:  «Wenn  Freiheit  darin  besteht,  dasz  man  than 
könne,  was  das  Gesetz  erlaubt,  so  ist  ein  gesetzlich  bestehen- 
der Despotismus  eine  freie  Begierung,*  so  verwechselte  er  den 
statsrechtlichen  Begriff  der  Freiheit  theils  mit  dem  idealeo. 
theils  mit  dem  politischen. 

Die  Freiheit,  alsBecht  gefSsiszt,  ist  also  nicht  ihr  höchster 
Ausdruck,  sie  ist  enger  und  beschränkter  als  die  sittliche  und 

sogar  als  die   politische   Freiheit.     Aber  indem   sie  an  die 

« 

jene  die  Freiheit  als  Recht  yerletzt,  dieses  aber  sie  natnrgesiit 
besohrftnkt.  Französische  Grandrechte  yon  1791,  §.4:  „La  iibcft^ 
oonsiste  i  ponroir  faire  tont  ee  qni  ne  nnit  pas  k  antmi:  (?)  ainsi  l^ezer- 
cioe  des  droits  natnrels  de  ohaqne  homme  n*a  de  bomes  qoe  eeOes  qii 
assnrent  anx  antres  membres  de  )a  soci^t^  la  jonissanoe  de  oei  n^i 
droits.  Ces  bomes  ne  penrent  6tre  d^termin^es  qae  par  la  lol. 
*  Gesohiohte  der  engl  Terfassnng,  §.  11. 
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Bechtsordnnng  als  ihre  Qnmdlage  gebnnden  ist,  wird  sie  aaeh 
von  den  Formen  des  Bechts  gegen  Yerfifichtigung  gesichert 
und  von  den  Hülfamitteln  des  Bechts  gegen  Miszhandlnng 
geschützt 

Die  Deutschen  haben  auf  die  Ehre,  die  entschieden- 
sten Vertreter  der  persönlichen  Gfeistesfreiheit  zu  sein,  einen 
wohlbegrfindeten  Anspruch.  Aber  das  Verdienst,  vorzugs- 
weise die  rechtlichen  Schutzwehren  der  Freiheit  erdacht  und 
befestigt  zu  haben,  kommt  in  erster  Linie  den  Englän- 
dern zu.^ 

2.  In  aller  Freiheit  lassen  sich  hinwieder  zwei  Seiten 
unterscheiden.  In  negativer  Beziehung  schlieszt  die  Frei- 
heit jede  unbegründete  oder  übertriebene  Abhängig- 
keit von  einem  fremden  Willen  aus.  In  positiver  Hin- 
sicht bedeutet  sie  Selbstbestimmung  der  Person. 

Da  der  Mensch  als  Bechtswesen  nothwendig   beschränkt 

ist,  so  ist  auch  seine  Freiheit  als  Becht  beschränkt  Nichts  ist 

verkehrter,  als  sich  eine  absolute  Unabhängigkeit,  eine  völlige 

Losgebundenheit  des  einzelnen  Menschen  einzubilden  und  diese 

Einbildung  menschliche  Freiheit  zu  heiszen.    Diese  negative 

Vorstellung  der  Freiheit  empfindet  jede  Bechtsinstitution  wie 

eine  Verletzung,  denn  sie  will  schrankenlos  sein  und  das  Becht 

kann  nur  in  den  Schranken  der  Form  bestehen.    Ihre  Conse- 

quenz  wäre  also  die  Zerstörung  des  Stats  und  der  gesammten 

Rechtsordnung  und  es  könnte  dann  in  dem  allgemeinen  Buin 

das  letzte  vermeintlich  absolute  Becht  der  Freiheit  selber  nicht 

mehr  bestehen.     Allerdings   tritt  der   radicale   Irrthum   der 

absoluten  Freiheit  selten  in  so  entschlossener  Verneinung  auf, 

80  dasz  er  den  Inhalt  und  die  Form  der  rechtlich  geordneten 

Freiheit  zugleich  wegwirft;  aber  in  verhüllter  Gestalt  und  auf 

halbem  Wege  täuscht  er  doch  nicht  selten  die  Menge. 

Wäre  jede  Abhängigkeit  schon  Unfreiheit,  so  wäre  das 

*  Tgl.  TonügliohFr.  Lieber,  über  bürgerliche  FreUieit  und  Selbst- 
Terwaltan;,  fibersetit  t.  Fr.  Mittermaie r,  Heidelberg  1860* 
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Kind,  dan  von  den  Elteiii  abhiagig',  es  wire  jeisr  Ajlieif^ 
im  Dimuit  einen  Arbeitgf^bera,  jeder  Sdinldner  gegfsattb&r  iiem 
Olftubiger,  eci  wftren  die  Parteien  gegeofiber  dem  Rielit^.  aSr 
Heffierten   gegenüber  der  Begiemng,  aber  auch 
wieder  die  Inhaber  der  Macht  und  Antoritat,  die  doch 
▼erm^gen,    wenn  sie   nicht   empflbiglieheB   Gehomm 
knrz,  en  wäre  alle  Welt  nnfrei.    Nicht  die  Abhängigkeit  al* 
lolche  alflo,   sondern  nnr  die  falsche,   gmndlese  oder  ober- 
mftftzige  Abhängigkeit  ist  Unfreiheit    In  dem  freien  Sta> 
abo  darf  das  Y erhältnisz  der  Regierten  zu  der  Begieroi^  nich: 
dem  VerhftUnisz  dos  Herrn  dber  die  SdaTen  nnd  niAt  einmal 
dem  des   Vaters  dber  die  Kinder  nachgebildet  sein,   aonden 
es   mns7  die  Unterordnung  der  Regierten  dnrch  das  Gese^ 
bestimmt  nnd  beschränkt  sein,  zn  dessen  Herrorbringiing  anot 
die  Regierten  selber  mitwirken. 

«).  Wie  alle  Rechtsordnung  überhaupt  entweder  ron  dri 
KInitelmenschen  oder  von  der  Oesammtheit  ans  bestimmt  wiri 
so  erscheint  auch  die  Rechtsfreiheit  in  zwei  Hanptformen. 
Knt  weder  sie  ist  wesentlich  Freiheit  der  IndiTiduen  oder  Frei- 
heit der  Nution,  des  Volks«  Die  individuelle  Freiheit  i>: 
luiOrunde  ein  Privatrecht;  die  Volksfreiheit,  deren  Wesei: 
die  T  h  e  i  1  n  a  h  lu  e  am  Stat  ist»  hat  vorzugsweise  einen  öffentlich* 
r^htUohen  Oharakter*  In  dtti  Republiken  des  Alterthnsis  wurde 
die  eretert  der  letitera  geopfert  nnd  frst  aller  Wertt  anf  die 
\\xlk9tfr«»theit  allein  gel^.  Die  Germanen  vona^idi  habcc 
die  iiulividueilen  Kreibeitsreebte  b^liker  gesekitit:  und  in  der» 
HUHlemen  Kecbtsdi^ildtta^  werden  sie  wnNkmlidi  be>clrtel 

K^  i$l  aber  immer  ein  PeU«r,  wenn  tter  der  cinai  Frei- 
bett  dit^  ande«^  v^^ftKMlLlSsiigti  wird.  Die  griecbwcWn  Za- 
«ttttde  lUlM  xvxi$i$lkli  an  der  einsetkigm  BMcktv^f  4Br  Velk»- 

Im  diNT   ^Mumou^'lfeen   VeHbisiti^  wwri»  die 

Miti^lift^CWft  UMti'  VHi  Släft»  wtiipn  st  wmk  gKoAm.  dns 

w<r  ena  mmmIip»  KäundManipft  AaranJkfc  an 
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ausschweifenden  Phantasie,  nicht  als  leibhafte  Wirklichkeit 
vorstellen  können;  aber  anch  in  dem  demokratischen  Athen 
wurde  die  individuelle  Freiheit  nur  gering  geachtet  und  viel- 
fältig durch  die  Gresetze  und  das  öffentliche  Leben  verletzt. 

Wir  Neuem  leiden  zuweilen  an  entgegengesetzten  Irrthfi- 
mem.  Nicht  selten  wird  das  Recht  des  Ganzen  fibersehen, 
und  der  Gedanke  der  individuellen  Freiheit  mit  so  maszlosem 
Eifer  einseitig  verfolgt,  als  wftre  jedes  einzelne  Individuum  ein 
in  sich  vollkommenes  Wesen,  das  natürliche  Centrum  der  Welt, 
ein  Gott,  durch  dessen  Willen  alles  auszer  ihm  geschaffen, 
von  dessen  Willen  alles  fibrige  abhängig  wäre.  Der  Stat  wird 
dann  völlig  preisgegeben,  und  die  Ordnung  des  Ganzen  durch 
die  Willkür  der  Individuen  mit  innerer  Auflösung  bedroht. 

Die  Wahrheit  fordert  Anerkennung  beider  Arten  der 
Freiheit.  Beide  wurzeln  in  der  menschlichen  Natur,  die  Volks- 
freiheit  in  der  gemeinsamen  menschlichen  Basse,  die  indi- 
viduelle Freiheit  in  dem  Individualleben  des  Geistes.  Aber 
die  erstere  ist  ganz  und  gar  ein  Beohtsbegriff  und  kommt  nur 
in  der  Gemeinschaft,  d.  h.  im  State  zur  Wirklichkeit;  die 
letztere  aber  hat  ihren  tieferen  Grund  auszer  halb  des 
States,  in  einem  Lebensgebiete,  welches  dieser  zu  beherr- 
schen weder  berufen  ist  noch  die  Macht  hat 

4.  Das  Verhältnisz  der  verschiedenen  Statsformen  zu  der 
Freiheit  wird  daher  auch  häufig  ein  anderes  sein,  je  nachdem  die 
Yolksfreiheit  o^erdie  individuelle  Freiheit  in  Frage  kommt. 
Die  Ideokratie  hat  die  Tendenz,  die  Yolksfreiheit  durch 
die  absolute  Autorität  zu  erdrücken,  die  Demokratie  umge- 
kehrt steigert  dieselbe  zu  Gunsten  der  Mehrheit  zur  Volks- 
herrschaft. Die  individuelle  Freiheit  aber  wird  auch  von  der 
Demokratie  nur  insofern  begünstigt  oder  geduldet,  als  die 
Mehrheit  mit  der  Ausübung  derselben  einverstanden  ist.  Wenn 
das  nicht  ist,  so  wird  sie  bei  jeder  Gelegenheit  mit  Füszen 
getreten.  Die  Demokratie  hat  somit  wohl  Liebe  zur  Volks- 
freiheit, aber  selten  wahre  Achtung  vor  individueller  Freiheit. 

BUmttekli,  ftllfMMiBM  BtoterMht    IL  32 
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Wer  daran  zweifelt,  der  braucht  sich  nur  an  die  Lage  der 
Reichen  in  dem  demokratiflchen  Athen,  oder  an  die  Lage  is 
Aristokraten  zu  den  Zeiten  der  Jakobinerherrschaft  in  Fiaak- 
reich,  oder  an  die  Vorschläge  der  Commonisteii  m  eriittax. 

Die  Aristokratie  im  Gegenthefl  Iftszt  das  bidiTidnc 
gelten,  so  lange  es  nur  individuelles  Leben  ftoszert^  Sie  ge 
währt  gerne  ein  reiches  Masz  indi?idueUer  Freilieit,  uhi 
schützt  dieselbe  soweit  sie  einmal  gewährt  ist,  mit  imbeif- 
samem  Muthe  auch  gegen  die  Anfeindungen  der  Menge.  Aber 
sie  wacht  sorgfältig  darüber,  dasz  nicht  die  YoIkBfireilittt  zc 
Yolksherrschaft  erwachse.  Sie  ninmit  dieselbe  zwar  in  rdi- 
stem  Masze  fflr  die  herrschende  Minderheit  in  Anspruch,  akr 
miszt  den  groszen  Massen  des  Volkes  nur  einen  oft  kfiauner- 
liehen  Antheil  daran  zu. 

Sogar  die  absolute  Monarchie  erträgt  und  bewilligt  oft 
unbedenklich  ein  bedeutendes  Masz  von  individueller  FreikeiL 
von  Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigenthums,  tib&t  sie  is; 
misztrauisch  und   feindlich  gegen  alle  Volksfreiheit   gednnt 

Die  constitutionelle  Monarchie  gewährt  auch  hier,  wem 
sie  ihrem  Princip  treu  bleibt,  eine  Tülle  von  beiden,  ohne 
die  Volksfreiheit  zur  Volksherrschaft  werden  zu  lasaen,  nod 
ohne  die  individuelle  Freiheit  bis  zur  Anarchie  zu  fiberfcreibeD. 

5.  Ebenso  ist  das  Verhältnisz  des  Statsrechts  n  des 
beiden  Arten  der  Freiheit  verschieden.  Die  Yolksfreiheit  ge- 
hört demselben  unmittelbar  an,  als  eine  Institati««  de 
Stats,  befruchtet  und  erfüllt  von  dem  Geiste  det  Gtoeammt- 
heit.  Die  individuelle  Freiheit  dagegen  bUdet,  weil  sie  an» 
dem  individuellen  Dasein  und  Leben  entspringt,  einen  TheO 
zunächst  der  individuellen  Bechtssphäre,  d.  h.  des  Privat- 
rechts, und  kommt  nur  mittelbar  in  den  Kreis  des  dffent- 
liehen  Rechts  insofern  hinein,  als  sie  entweder  unter  die  Ga- 
rantie desselben  gestellt  oder  durch  die  Büeksidiisn  auf  die 
Gemeinschaft  und  den  Stat  näher  begrenzt  und  besehiiakt 
wird.    Die  Volksfreiheit  kann  eben  darum  auch  von  der  6e- 
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setzgebung  freier,  je  nach  den  Erfordernissen  des  Stats  und 
dem  Cultorzustande  des  Volks,  bestimmt  werden;  die  indivi- 
duelle Freiheit  aber  hat  der  Stat  in  derselben  Weise  als  eine 
selbständig  bestehende  zu  achten  und  zn  schützen  wie  das 
übrige  Privatrecht;  und  dasz  solches  geschehe,  ist  noch  eine 
grosze  Aufgabe  der  zukünftigen  BechtsbUdung. 


Zweites  Capitel 

I.  Individaelle  FreiheUsreohte. 
A.  Sehotz  der  Bxistens. 

1.  Der  Anerkennung  und  dem  Schutze  jeder  Freiheit  musz 
die  Anerkennung  und  der  Schutz  der  Existenz^  des  Einzel- 
nen selbst  vorhergehen.  Das  Becht  zu  sein  ist  fflr  den 
Menschen  das  erste.  Es  ist  mit  ihm  geboren  und  unzertrenn- 
lich mit  ihm  verbunden,  so  lange  eine  lebendige  Seele  in  dem 
Körper  wohnt.  Es  hört  auf  erst  mit  dem  Tode.  Der  Stat 
ist,  obwohl  er  zunächst  eine  Rechtsordnung  der  Gesammtheit 
ist,  doch  verpflichtet,  voraus  dieses  Urrecht  aller  Individuen, 
welche  von  seiner  Macht  umfaszt  werden,  zu  schirmen;  denn 
es  ist  überhaupt  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  Qanzen, 
die  Bechte  der  Einzelnen  zu  schützen,  wo  diese  solchen  Schutzes 
bedürfen. 

Derselbe  erstreckt  sich  sogar  auf  die  noch  ungeborne 
Leibesfrucht.  Obwohl  die  Persönlichkeit  erst  mit  der  Ge- 
burt zu  wirklichem  Dasein  kommt,  so  ist  doch  der  befruch- 
tete Keim  der  Person  schon  früher  da,  und  hat  mit  Bück- 
sicht auf  die  wahrscheinliche  Entwicklung  zur  Persönlichkeit 

^  BUoksione  heisst  dasselbe   das  Beoht  persSnlicher  Sicherheit 
(rigbt  of  personal  seoarity),  Stahl  das  Reoht  der  Integrit&t. 

32* 
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Anspraeh  auf  Wahrang  jener  und  eyentadle  Berfidsiditifinf 
ihrer  znkfinftigen  Rechte.' 

Es  ist  daher  ein  Onmdsatz  des  natfirlichen  Beehts,  dtsz 
der  Stat  verpflichtet  ist,  die  Existenz  der  Verstmen  tlieib 
gegen  fremden  unberechtigten  Angriff  za  sehfitzen, 
theils  bei  ftnszerer  Noth  vor  dem  Untergang  zm  ret- 
ten. Die  erstere  Pflicht  ist  flberall  anerkannt,  weniger  allge- 
mein die  letztere,  und  doch  ist  sie  nicht  minder  eine  Fdg« 
des  obigen  Princips.  Von  welcher  Art  immer  die  Orfinde  seio 
mögen,  welche  das  Individuum  in  die  Lage  versetzt  baba, 
dasz  dasselbe  auszer  Stande  ist,  sich  vor  dem  Tode  zu  rettea 
ob  natürliche  oder  verschuldete  Armuth  oder  vorQbergehoide 
Noth,  wenn  es  die  Hülfe  der  Gtesammtheit  bedarf  und  diese 
die  Mittel  für  Erreichung  dieses  Zweckes  hat,  so  besteht  auch 
die  Pflicht,  jenes  zu  retten.^  Sie  ist  nicht  eine  nationale/ 
sondern  eine  menschliche  Pflicht;  und  die  Hülfe  des  States 
darf  daher  in  diesen  äuszersten  Fällen  nicht  auf  die  Statsas- 
gehörigen  beschränkt,  sondern  musz  auch  dem  Fremden  ge- 
währt werden,  der  in   dem  Statsgebiet  in  solche  Lebensnoth 

*  Daraas  erklärt  sich  die  Fiction  des  römischen  Rechts:  ,,Qw  u 
utero  sunt,  in  toto  pene  jure  civili  inteUig^tar  in  remm  natnrs  essr* 
(L.  26  de  Statu  hominnm),  w&hrend  die  rdmisohen  Juristoi  wohl  wissex:. 
dasz  der  „partus  nondum  editus  homo  non  recte  foisse  dicator*-  (L.  !f^, 
§.  1  ad  leg.  Faloid.).  Tgl.  Sariguy,  System  des  r9m  Rechts  II,  S.  12. 
Blackstone  I,  1. 

3  Erst  dem  Einflusz  des  Christenthums  war  es  an  TerdankeB,  4*/^ 
diese  Pflicht  zunächst  mit  Bezug  au^  nothleidende  Kinder  im  rSaiadbea 
Reiche  anerkannt  wurde.  Die  Gesetze  Gonstantins  des  Gronsii  dar- 
tlher,  Cap.  1  und  2.  G.  Th.  de  alimentis  quae  inopes  Tom  Jakre  313, 
auf  deren  Inhalt  wohl  die  Lehren  von  Laotantins  eingewirkt  irfl 
Gommentar  von  Jac.  Gothofredns),  haben  in  dem  Godex  Jnstiiiiaae« 
keine  Aufnahme  gefunden.  In  andern  Fällen  war  aber  selbst  dorth  die 
ersteren  Gesetze  noch  nicht  gesorgt,  obsohon  der  Grundsatz  in  deiuelb«c 
ausgesprochen  ward :  „Abhorret  nostris  moribus,  ut  qnemqaam  fione  eo>- 
fiel  yel  ad  indignum  facinus  prorumpere  concedamns.*' 

*  Als  solche  hat  sie  in  Rom  zuerst  Gaesar  anerkannt.  MomBsea 
Rdm.  Gesch.  III,  B.  469. 


ZweiieBCapiteL  I.  Individ.  Freiheitsrechie.  A«Sohutz  d.  Existenz.  501 

g^erathen  ist.     Ihrem   gemeinsamen    Umfange   nach  aber  ist 

diese  Pflicht  nur  auf  die  Abwendung  des   Aeuszersten,   auf 

ivahre  Nothdurft  beschränkt.    Im  Einzelnen  erweitert  sie  sich, 

je  nachdem  andere  besondere  Bücksichten  hinzutreten,  und  er- 

Ranzend  und  verbessernd  schlieszt  sich  die  freie  Wohlthfttig- 

Iceit  der  Privaten  oder  selbst  des  States  an,  die,  wenn  sie  in 

zu  groszer  Ausdehnung  auch  als  Bechtspflicht  normirt  wird, 

leicht  an   moralischer  Kraft  und  Wirksamkeit  mehr  verdirbt, 

sds    durch  materielle  Unterstützung  gut  macht.    Die  neuere 

Zeit  ist  reicher  als  die   frühem  Jahrhunderte  nicht  blosz  an 

Armen-  und  Unterstützungsanstalten  aller  Ajt,  sqndem  auch 

an  Bettungsanstalten  bei  Brandunglück  und  Wassemoth;  und 

es  ist  das  ein  groszer  Fortschritt  in  der  Entwickelung   des 

humanen  Bechts. 

2.  Die  Achtung  der  persönlichen  Existenz  der  Individuen 
führt  zwar  nicht    nothwendig   zur    Aufhebung   der   Todes- 
strafe, wie  Manche  meinen,  wohl   aber  zur  Beschränkung 
ihrer  Anwendung  auf  seltenste  Fälle,  in  welchen  überwiegende 
Gründe  der  Existenz  des  Stats  oder  der  Gerechtigkeit  sie  nöthig 
erscheinen  lassen.    Das  Becht  des  altrömischen   Vaters  und 
Herrn  über  Leben  und  Tod  seiner  Kinder  und  Sclaven  hatte 
daher  noch  einen  barbarischen  Charakter.^    Ebenso  war   der 
ganze  Gedanke  der  altgermanischen  Bechte,  dasz  der  schwere 
Verbrecher  friede-  und  rechtlos  sei,  und  dasz  der  Oeächtete 
von  Jedermann  ungestraft  getödtet  werden  dürfe,  gleich  dem 
Wild  im  Walde,  jenem  Urbegriff  der  Persönlichkeit  des  Men- 
schen zuwider.    Doch  finden  wir  schon  früh  in  dem  deutschen 
Bechte  einzelne  Triebe  einer  humaneren  Vorstellung  zu  Tage 


*  Jnyenal  hat  diese  Barbarei  gezüchtigt,  Bat.  YI,  219: 
Pone  crucem  seryo.    Meruit  quo  crimine  seryiu 
Supplicium?  quis  testis  adest?  quia  detulit?  audi. 
Nnlla  umquam  de  morte  hominis  ounctatio  longa  est. 
O  demens,  ita  seryus  homo  est?     KU  fecerit,  esto. 
Hoo  Tolo,  hoo  jttbeo,  sit  pro  ratione  yoluntas. 
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tretOL*    In  unserer  Zeit  wird  dieselbe  aDmftlilich  in  vMter^ 
Anwendung  anerkannt.^ 

3.  Die  Fietion  des  bflrgerlichen  Todes,  welche  naet 
manchen  Rechten  als  Strafe  for  schwere  Yerbredien  ausge- 
sprochen wurde,  ist  noch  ein  üeberrest  der  alten  Edit-  mi 
Friedelosigkeit  und  im  Widerspruch  mit  dem  natürlicha 
Bechte;  denn  wenn  das  Leben  der  Person  gewiaz  ist,  so  ir 
es  unnatQrlich,  diese  als  rechtlich  nicht  yorhanden  ra  er- 
klären. Noch  in  dem  Napoleonischen  (resetzbach  ist  dieselbe 
anerkannt,  obwohl  Napoleon  selbst  auf  die  ünsitüidikeit  asf- 
merksam  gemacht  hat,  dasz  die  Ehefrau,  welche  ans  Liebe  uad 
Pietät  ihrem  verurtheilten  Mann  ins  Exil  folgt,  nun  als  Coe- 
cubine  desselben  von  dem  Bechte  gebrandmarkt  werde.  ^ 


*  TacUuSj  QernL  c.  7:  „Cetemm  neque  animadTertere  neqne  Tineir? 
neque  yerbersre  quidem  nisi  saoerdotibas  permissiim ,  non  quasi  ia  poe- 
Barn  nae  duois  jussu,  sed  yelut  Deo  imperante/'  Lex  B^fuoar.  n,  I, 
§.  3:  „Ut  nullas  über  BajaTarios  alodem  aut  Titam  sine  oapitali  erimiae 
perdat,  id  est  si  aut  in  neoem  Dacis  oonsiliatas  faerit ,  aut  inimicoc  ia 
provinoiam  inTitererit,  ant  oivitatem  capere  ab  extranais  maebinaTent, 
et  exinde  probatos  inyentns  fuerit,  tnno  InDaou  sitpoteatete  Tita  ipäu 
et  omnes  res  ejus  et  Patrimonium/'  Englische  Magna  Charta  tob 
1215:  „Kullus  über  homo  oapiatnr  Tel  imprisonetur  aut  dissaiaiatnr  ait 
ntlaghetur  (out  law,  exlex)  aut  exnletur  ant  aliquo  modo  destnntar. 
nee  inper  enm  ibimus  neo  snper  eum  mittemns,  niai  per  legale  jvdieiaa 
parium  suorum  yel  per  legem  terre." 

'  Friedrich  H  Antimaoh.  17:  „Las  bons  prinoes  regardent  ee  poa- 
Yoir  sur  la  rie  de  leurs  Sujets  oomme  le  poids  le  plus  p^sant  de  levr 
oouronne.  II  sayent  quMls  sont  hommes  comme  oeox  qn*ils  doireot 
jngar,  ils  sarent  qne  d'autres  injnstioes  peurent  se  r6parer,  mais  qaHii 
arrdt  de  mort  pr6cipit6  est  un  mal  irreparable.  Ils  ne  se  porteat  4  U 
B^Terite  que  pour  6yiter  une  rigueur  plus  fiicheuse  qn^ils  pr^Toieat" 
FransSsisobe  Yerf.  Ton  1848,  $.  5:  «La  peine  de  mort  est  abolie  a 
mati6re  politique.'*  Noch  weiter  geht  der  Frankfurter  Bniwvrf  der 
dentsoben  Grundrechte,  §.  9:  „Die  Todesstrafe,  ansgenoBsmap ,  wo  dei 
Kriegsrecht  sie  yorsohreibt  oder  das  8eerecht  im  FaUe  ron  Meotereiei 
sie  ittlftsit,  sowie  die  Strafen  des  Prangers,  der  Brandmarkvng  aad  d»r 
körperlichen  Zflchtigung,  sind  abgeschafft.*' 

*  Code  civil^  S*  ^  ^'>  §•  ^^  -  i»^  asariaga  qn'ii  araü  eoatract^  pre- 
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zelne  neuere   VerfaBSungen    haben   diese  Strafe   ausdrflcklich 
axif gehoben. ' 

4.  Ans  dem  nattlrlichen  Bechte  des  Menschen  auf  die  In- 
tegrität seines  Körpers  wird  femer  die  in  den  neuern  Hech- 
ten  fast  überall  nun   anerkannte  Verwerflichkeit  einer  jeden 
ttuf  Yerstümmelnng  des  Leibes  gerichteten  Strafe  begründet. 
\¥enn  auch  die  Majestät  des  Bechtes  und  die  öffentliche  Si- 
cherheit in  einzelnen  FAllen  den  Tod  des  Verbrechers  fordern 
mag,  und  dieser  nicht  blosz    einzelne  Glieder,   sondern  den 
ganzen  Leib  zerstört,  so  machen  doch  jene  Orfinde  nicht  ebenso 
diese  Strafe  nothwendig,  und  es  erscheint  dieselbe  vielmehr 
unserer  Zeit  als  eine  unwürdige  und  unnöthige  Barbarei,  unter 
freien  und  zu  höherer  Civilisation  herangereiften  Völkern  neh- 
men wir  sogar  einen  ähnlichen,   zuweilen  heftigen  Abscheu 
wahr  gegen  die  Anwendung  der  körperlichen  Züchtigung, 
ungeachtet  diese  die  Glieder  i^cht  zerstört,  sondern  dem  Kör- 
per nur  einen  vorfibergehenden  Schmerz  bereitet.    Schon  das 
Alterthum  hat  erkannt,  dasz  dieselbe  für  die  Glassen  der  freien 
Bfli^er  eine  unpassende  Strafe  sei.*^ 


Drittes  Gapitel. 

B.  Der  freie  Gebrunob  dee  K5rpen,  Berafafreiheit« 

1.  Die  Unnatur  und  Widerrechtlichkeit  der  Sclaverei, 
welche  den  Menschen  zur  unpersönlichen  Sache  gewaltsam  nie- 

oMemmeiit  eat  diBsoni  qaant  k  iona  ses  effets  civila."  Las  Cases^  M6mor. 
de  Si.  HeUne  YI,  235. 

*  Preaaii»ohe  Yerf.  §.  10:  „Der  bürgerliehe  Tod  und  die  Strafe 
der  TermögeBieinriehiuBg  finden  nieht  statt."  Deutsohe  BeiohSTerf. 
T.  1849,  8-  435. 

^  Wo  Freie  yebiUil  wurden,  erlitten  Sclayen  und  Hörige  Schlftge. 
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derdrflckt,  wurde  oben  schon  besproehen.'  Weniger 
ist  das  Institut  des   Golonats,   wie  wir  es  in  deo 
Zeiten  des  römischen  Reiches  treffen,  und  der   erbhörisei 
Banerschaft,  wie  sie  während  des  Mittelalters  £ut   fibenl 
vorkam,  denn  es  wird  in  demselben  die  Persönlidikeit  nad  «ii- 
Berechtigung  der  Colonen  und  Hörigen  in  sehr  widitigen  Be- 
ziehungen anerkannt;  und  selbst  die  noth wendige  Yerbindnsj 
der  hörigen  Bauern  mit  den  GrundstQcken,  Yon  denen  sie  nitr 
durch  den  Herrn  getrennt  werden,  die  sie  aber  ebenso weLu 
nach  eigenem  Ermessen  verlassen  dürfen,  ist  nicht  unter  ilki 
Voraussetzungen    unnatGrlich.    Aber    fflr .  einzelne    Individntf 
wurde  sie  zu  allen  Zeiten   zum  unrecht,  für  soldie  nfimüd. 
deren  natürliche  Anlagen  einen  Anspruch  auf  höhere  Berufe- 
bildung  und  eine  über  die  Grenzen  des  Baaemgntes   hinaiu- 
reichende  Wirksamkeit  begründeten.    Solche  Individnen  an  dk 
Scholle  zu  fesseb,  war  eine  Nichtachtung  ihres   angriwrenec 
Bechtes  und  ihrer  Bestimmung.    Freiere  Völker  werden  fiber- 
dem  einen  so  gebundenen  Zustand  als  ihrer  unwürdig  andi  ii 
der  Regel  —  selbst  abgesehen  von  jenen  individuellen  Aus- 
nahmen —  nicht  ertragen. 

Es  wurde  daher  während  des  Mittelalters  immer  als  ein 
groszer  Fortschritt  zur  Freiheit  begrflszt,  wenn  das  Becfat  da 
freien  Zugs  erlangt  und  erkundlich  bestätigt  wurde.'  Hent- 

«  Buch  II,  Cap.  17,  8.  173. 

*  Vgl.  oben  die  SteUe  am  der  Magna  Charta  ron  Eng^d,  Baekll, 
Oap.  18,  Note  11.  Schon  die  altgermanisohe  Form  der  Freilaisaif 
steUte  den  Eigenen  auf  einen  Kreniweg,  und  eröffiiete  ihm  die  Freibeit 
nach  den  Tier  Himmelsgegenden  zu  gehen,  wohin  er  woUe,  mmZeiehM 
der  Freiheit:  „De  qoatuor  viis  abi  Tolneris  ambnlare  liberam  habeas  p9- 
tCBtatem.**  Lex  Rotharis  225.  Lex  Bipvar.  61,  1.  Leget  GulelBi, 
e.  65.  J.  Grimm,  dentsehe  Beohtialterthfimer,  &  331  und  28&  Avk 
den  freien  Zins-  nnd  den  Yogteileuten  war  solche  F^iheat  Twitatiil: 
Weisthiun  bei  Grimm,  Rechtsalterthftmer,  8.  347:  „Ab«nM]  teUigt 
der  Zenner  (centenarins)  dreimal  an  die  Lanse,  rafet:  h5r,  Ur,  h4r: 
ist  ein  mann  in  diesem  freien  Hochgericht,  der  sich  darin  nieht  ciiiekM 
noch  nehren  kann,   der  soll  entlieh  beiahlen  nein  gn«  Clmlinln  nd 
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zutage  ist  die  Freizügigkeit  zu  dem  gemeinen  Bechte 
der  ciyilisirten  Nationen  geworden,  nnd  nnr  nnter  besondem 
Voranssetznngen  bestehen  noch  einzelne  Beschränkungen  des^ 
selben  ausnahmsweise. 

Eine  besondere  Art  des  freien  Zuges  ist  die  Auswande- 
rung auszerhalb  Landes,  von  welcher  Mher  die  Bede  war.^ 
Dagegen  kann  das  Recht  freier  Niederlassung  nicht  ebenso 
ausschlieszlich  als  ein  individuelles  Freiheitsrecht  aufgefaszt 
werden;  denn  bei  der  Niederlassung  ist  nicht  minder  die  Ge- 
meinschaft betheiligt,  in  welche  der  Niedergelassene  ein- 
tritt, als  dieser  selbst.  Das  Verhftltnisz  ist  daher  nicht  ein 
einseitiges,  sondern  ein  gegenseitiges ;  und  es  hat  die  Oemeinde 
ein  Recht  darauf,  dasz  auch  ihre  Interessen  bei  Feststellung 
der  Bedingungen  der  Niederlassung  berücksichtigt  werden.^ 

Herrn,  damaoh  die  christlioh  Kireh  und  den  gemeinen  mwin,  und  soU 
sein  ferner  mit  sonnensoheinaiulSschen;  da  es  dann  saoh  were,  dass  der 
arme  mann  sein  Gütlein  geladen  hätte  und  führe  in  ein  Platt  oder  Stadt 
and  dasE  m.  gn.  ChuHUrBt  —  reiten  käme,  so  sollten  seiner  Diener  swei 
absteigen  nnd  dem  armen  Mann  helfen  mit  dem  hindersten  Rad  da  das 
forderste  gestanden  hat  (d.  h.  den  Wagen  weiter,  schieben).^*  Dann 
wurde  sie  aueh  auf  hofhörige  Leute  ausgedehnt.  Öffnung  ron  Neften- 
baoh  J9  bei  Grimm,  Weisthamer  I,  76:  „Bs  mag  ouch  ein  jegklicher 
Ton  uns  siechen,  wenn  er  wil,  Yon  riohthum  oder  yon  armnth  wegen, 
Ton  dem  herren  und  mengklichem  xmbekflmmert.''  Öffnung  yon  Brüt- 
ten  ebenda,  8.  147:  „Herr,  wer  das  ein  man  hie  setie  im  dinghof,  den 
dunke,  das  syn  gewerb  andersohwo  besser  wer  dann  hie,  der  mag  rie- 
chen an  die  ryohstett,  oder  in  mjnes  herren  Ton  Oesteryoh  stett  oder 
in  Wallstett,  oder  uf  das  land,  der  so!  sieohen  mynes  herren  yon  ein- 
sidlen  rins  und  rechten  one  schaden,  daran  sol  ine  nieman  sumen  noch 
irren.**  In  der  sflrcherisohen  Landschaft  war  der  freie  Zug  schon  m 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  gemeines  Recht  auch  für  die  Hörigen.  YgL 
Bluntsohli,  Rechtsgesohichte  yon  Zfirieh  I,  8.  383. 

>  Oben  Buch II,  Gap.  21,  8.  204  ff.  Deutsche  Beiehsyerf.  y.l849, 
§.  136:  „Die  Auswanderungsf^iheit  ist  ypn  Statswegen  nicht  beschränkt, 
Ahzugsgelder  dürfen  nicht  erhoben  werden.*' 

*  Der  §.  133  der  deutschen  Reichsyerfassung  yon  1849  hat,  weil 
er  die  indiyidueUe  Niederlassungsfireiheit  fOr  aUe  Deutschen  anerkennt, 
in  Sflddentsehland  einen  lebhaften  Widerspruch  heryorgerufen  und  ist 
nicht  sur  praetisohen  Wirksamkeit  gelangt.    Für  Norddentschland 
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Die  freie  Niederlaesiuig  fuhrt  den  StatoD  meisteBs  friMk 
Kräfte  zu  und  fördert  das  Wachsthnm  der  Staten«  Wem 
aber  Torzngsweise  yerkommene  und  scUedite  EHemente  daiiii 
gelenkt  werden,  dann  kann  auch  eine  Beschrftnknng  der  Alf- 
nähme  nothwendig  werden.* 

2.  Die  Sorge  ffir  das  Recht  der  Individnen,  sieh  frei  z« 
bewegen  (the  power  of  loco-motion),  hat  in  vielen  Statenn 
yerhftltniszmAszigen  Garantien  gefOhrt; 

a)  gegen  willkürliche  Yerhaftnng  in  mairAeris 
Formen,^  nnd  selbst  in  den  F&Uen,  wo  die  Wahrscheinlidbkeit 

hat  erst  dai  Bundesgesets  toxi  1868  die  freie  Niederiaamng  g»«ikr* 
leistet.  Sohweiserisohe  Bundesvert  Ton  1848:  „Keinem  Schweiicr, 
der  einer  der  ohristliohen  Confessionen  angehört,  kann  die  niederlatsa; 
in  irgend  einem  Oanton  rerweigert  werden,  wenn  er  folgende  Answeii- 
lohriften  besitit:  a)  einen  Heimathsschein  oder  eine  andere  gleieiibe- 
deutende  Auaweisiohrift;  b)  ein  Zengnist  sittlicher  Anfftthrang;  e)  eiM 
Besoheinigong,  dass  er  in  bflrgerlichen  Rechten  und  Ehren  stehe; 
d)  wenn  er  anf  Verlangen  sich  ausweisen  kann,  dass  er  dneh  Ter» 
mdgen,  Beruf  oder  Gewerbe  sich  und  seine  Familie  an  eiBttree  in 
Stande  sm.«' 

*  Nicht  mit  Unrecht  beschwert  sich  die  Union  der  YMeinigtei 
Stuten  Ton  Amerika,  dasi  man  in  Buropa  luweilen  ihr  Qeblet  ab  Ah- 
kge  von  Yeibieehera  und  nnbranchbaren  QeieUen  betaehle  nd  h»» 
nutaa. 

*  Bngliiche  Magna  Charta  tqbi  1215|  oben  Csqp.  I,  Hote  3  mi 
die  sehr  ansfBhrlichen  Bestimmungen  der Habeas-CorpniaeCeXHisII 
vom  Jahr  1677.  FraiheitsbriefHeraog Heinrichs  von  Bayern 
kut  von  1279:  ,^ndez  etiam  nuttum  acOioei  eifern  detinabil, 
tieuem  prcpriam  habet,  niai  penam  meiuei'lt  eapitalem,  si 
penam  pro  malelleio  debitam  et  cendjguam"  Plait-Ofnfaal  te 
«Mut  von  1368,  §.  66:  «Itarn  deminium 
polest  so«  debet  capere  so«  capi  teere  tläqmm 
Hone.  $.  62:  Item  si  aliqua  penoM  acBusetm  in  eaan  ansnlma  aon  ^ 
erim  neu  potesi  so«  dabet  delineri  nisi 
•um  anl  iponte  confiteetar.  §.  81:  Ilem 
pro  quoübel  oito  see  bergense  aal 
heil  der  atreheriscken  Landsekaft  von  1489: 
eheus  «nd  Itrnens  wegen  haben  wir  —  ahgasit,  woleter  daa  reckt 
Torlrtsten  saag  nah  eMken, 

eidceaeesen  von  Uiiek  die 
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^ines  Verbrechens  vorliegt,  nmsomehr  natflrlich  gegen  Mira- 
>Tanch  der  Polizeigewalt.  In  seinem  berflhmten  Buche:  «Des 
ettres  de  cachet  et  des  prisons  d*^tat*  hatMirabean  mit  dem 
trennenden  Hasz  eines  Betheiligten  nnd  der  glänzenden  Be* 
redsamkeit  eines  französischen  Tribnns  gegen  die  Tyrannei  der 
Ln  Frankreich  damals  üblichen  königlichen  Haftsbefehle 
C;^lettres  de  cachet)  ans  Statsrücksichten  einen  literarischen 
feldzng  eröfEnet,  ans  welchem  er,  getragen  von  derFlnth  der 
SeYolution,  als  trinmphirender  Sieger  hervorging.^  Am  grosz- 


tröitent  nit  turnen   sSUent.**    Yen  neaem  YerfasBüngen  Bind  eu  erwUi* 
nen   die  nordamerikanisohe,   Ziuats   ron   1791:    ,|Des  Beohi  des 
Vollces,   seine  Person,   sein  Haus,   seine  Papiere  nnd  Effecten  gegen 
Jedes  angereohte  Einziehen  oder  Dnrohsnohen  gesichert  zu  wissen,   soll 
nicht  rerletzt  werden;  und  es  soll  dazu  kein  Befehl  ertheilt  werden,  der 
8 loh  nicht  auf  eine  wahrscheinliche  Ursache  begründet,  die  durch  eioMi 
£id   oder  eine  Yersicherung  an  Eidesstatt  bekräftigt  worden,  nnd  der 
nicht  den  zu  durchsuchenden  Ort  und  die  einzuziehenden  Personen  ge- 
nau bezeichnet.*^   Französische  ron  1814,  §.  4:  „Niemand  kann  rer» 
folgt  oder  rerhaftet  werden,   auszer  in  den   von   den  Gtesetzen    Torge- 
Bchriebenen  Fftllen,  und  nur  nach  der  gesetzlichen  Porm.*^  —  TOn  1848^ 
§.  2.  Spanische  Ton  1837,  §.  7.    Griechische  %.  4  und  5.    Deut- 
sche Beichsverf.  von  1849,  S*  l^^*    Preuszische  §.  5.    Portugie- 
sische Ton  1827,  §.  145:   „7)  Niemand  kann  ohne  eine  gegen  ihn  ein* 
gereichte  Klage  verhaftet  werden,  auszer  in  den  gesetzlich  bestimmten 
Fällen,    nnd  in  diesen  Fällen  soll  der  Richter  innerhalb  24  Stunden  (in 
entfernten  Orten   in  möglichst  kurzer  Zeit)   yon   der  Einkerkerung    an 
dem  Verhafteten  durch  eine  unterzeichnete  Note  denOrund  seiner  Yer» 
haftnng,  die  Namen  der  Ankläger  und  der  Zeugen,  wenn  er  sie  kennt, 
kund  thun.«"     Holländische    S*  IM    Q^d    152.     Belgische  $.   7: 
„Auszer  dem  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  That  kann  Niemand  an- 
ders yerhaftet  werden   als  kraft  eines  richterlichen,   mit  Orflnden  rer^ 
sehenen  Befehls,   welcher  im  Augenblicke  der  Verhaftung  oder  späte- 
stens binnen  24  Stunden   bekannt  gemacht  werden  muaz.'^   Aehnlich  die 
Österreichischen    Omndreehte   Ton   1849,   %*   8.      Norwegische 
Verf.  $.  99:  „Fflr  unbefugte  Haft  oder  ungesetzlichen  Aufenthalt  stehen 
die  Betreffenden  den  Verhafteten  zur  Verantwortung.'^ 

'  Auch  Blaekstonel,  1  sieht  darin  einen  Hauptgegensatz  zwi- 
schen französisöhem  Absolutismus  und  englischer  Freiheit,  und  fährt  an, 
dasz  sogar  unter  dem  milden  Regimente  des  Cardinais  Fleurj  54,000 
solche  Haftbefehle  in  Frankreich  ausgesteUt   worden  seien^ 
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artigsten  und  erfolgreiehsten  aber  hatten  die  En^inder  im 
alter  Zeit  her  fflr  diese  Freiheit  gekämpft,  und  sie  dni^  die 
Jahrhunderte  hinab  gerettet  und  befestigt  Das  <*»gtigdtf 
Recht  verbietet  die  allgemeinen  Yerhaftsbefehle  und  sAüm 
den,  Aet  sich  wider  nngesetzlidie  Verhaftung  mit  €tewmlt  to- 
iheidigt;  und  die  Habeascorpnsacte  gewährleistet  jedem  Ver- 
hafteten das  Recht,  sich  sofort  aaf  den  ordentlichea  Riditer 
zn  bemfen,  damit  dieser  die  Gesetzlichkeit  der  Yerhaftag 
prfife  und  Aber  ihre  Fortdauer  entscheide.® 

Eine  polizeiliche  Inhaftsetzung  ist  indessen  nicht  gaiu 
zu  entbehren,  namentlich  um  der  Gontumaz-Anstaltei 
gegen  epidemische  Krankheiten  und  um  der  Wahnsinnigen 
willen,  sowie  mit  Bezug  auf  die  Zucht  Ober  liederliche 
Arme  und  vorübergehend  zum  Schutz  der  öffentlichen  Sitte. 
Aber  es  ist  allerdings  wichtig,  dasz  die  Grunde  und  die  Art 
derselben  so  bestimmt  seien,  dasz  dem  Miszbrauch  möglichst 
gewehrt  wird. 

b)  Eine  fernere  Garantie  liegt  in  der  gesetdicheB  Be» 
schrftnkung  der  Eingrenzung  der  Person  in  einen  bestimsH 
ten  Ort,  ebenso  der  Verweisung  aus  einer  Gemeinde  und 
der  Verbannung  auszer  Landes.'  In  der  Regel  bedarf  es, 
damit  der  freie  Mann  solcher  Beschränkung  unterworfen  werde, 
eines  gerichtlichen  Straferkenntnisses,  und  nur  ausnahmsweise, 
aber  nur  aus  bestinmitm  gesetzlichen  Gründen  und  in  games- 
senen  Schranken  ist  es  in  freien  Ländern  der  Poliieigewilt 
gestattet,  der  persönlichen  Freiheit  der  Individuen  durch  Ver- 
weisungsdecrete  (Gewalt  anzuthun.*^ 

•  Lieber,  BflrgerL  Fieilu  8.  45  ff. 

*  YgL  auch  darflber  die  Magna  Charta  (oben  Ci^.  1,  Höfte  3)  o4 
die  Habeai-Oorpasaote.  Das  englitohe  gemeine  Seeht  kennt  die  Xnm* 
porftation  nicht  einmal  ab  eigentliche  Strafe,  londem  erSfiaet  dieieibt 
nur  dem  Temrtheilten  GapitaiTerbrecher  ab  Aoiweg,  nm  der  virtiiekfla 
Strafe  sn  entgehen,  in  ähnlicher  Webe,  wie  die  alten  Römer  4m  Szb 
wihlten,  nm  der  Yemrtheilnng  nun  Tode  anssn  weichen.  BlaokBtonea.a.OL 

^®  Weit  lohlimmer  nnd  geradem  barbarisch  bt  die  poUnaüiehe  0»* 
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c)  Anerkennimg  der  Beisefreiheit  auch  ins  Ausland  im 
Oegensatz  gegen  willkOrliche  Paezrerweigerung  oder  lästige 
Paszbesclirftnlnmg. 

6.  Eine  höhere  Sphäre  der  menschlichen  Gesellschaft  er- 
öffnet sich,  wenn  das  Recht  der  freien  körperlichen  Thä- 
tigkeit,  wenn  die  Freiheit  des  individuellen  Handelns, 
des  Berufs  zur  Sprache  kommt.   Die  freie  Bewegung  ist  dem 
Menschen  noch  mit  dem  Thiere  gemein,  auf  dieser  Stufe  aber 
steht  er  hoch  über  dem  Thiere,  welches  nicht  „handeln* 
kann.    In   dem    körperlichen   Handeln    und    „Werken*   des 
Menschen  offenbart  sich  die  individuelle  Herrschaft  des- 
selben über  die  Theile  der  äuszem  Natur,  und  zunächst  hat 
der  Stat  nicht  die  A^ufgabe  ihn  dabei  zu  leiten,  noch  das  Becht 
der   Yormundschaft  Ober  ihn,  sondern  die  Bestimmung,  die 
Freiheit  seiner  Thätigkeit  zu  respectiren  und  zu  schQtzen.    In 
dem  Kreise  des  individuellen   und  des  Familienlebens 
wird  denn  auch  heutzutage  nun  diese  Freiheit  in  weitester  Aus^ 
dehnung  so  regelmäszig  anerkannt  und  geübt,  dasz  es  über- 
flüssig  erscheint,  dieselbe  urkundlich  zu  gewährleisten. 

Verändert  wird  die  Sachlage,  wenn  das  Handeln  und 
Werken  zum  öffentlichen  Berufe  gleichsam  verbreitet  und 
zum  Gewerbe  wird;  denn  nun  erscheinen  nicht  blosz  die 
gewerbenden  Individuen  sondern  auch  die  Gesellschaft,  die  Ge- 
meinde und  der  Stat  betheiligt.  Die  Frage  ist  daher  nicht 
ausschlieszlich  eine  Frage  des  Privatrechts,  sie  bat  auch  eine 
öffentlich-rechtliche  Seite.  Die  Gewerbe  fr  eiheit  wird  durch 
die  Gewerbeordnung  geregelt.  Wir  begegnen  daher  hier 
öfteren  Kämpfen  verschiedener  Principien.  Das  vorige  Jahr- 
hundert und  in  vielen  Ländern  auch  die  erste  Hälfte  des  ge- 
genwärtigen Jahrhunderts  war  noch  einer  engen  Beschränkung 
der  (bewerbe  theils  durch  die  Handwerks-  und  Zunftordnungen 

portation,  zu  welcher  das  firanzSaisohe  Gesetz  von  1858  die  Red^enmg 
gegenüber  Personen  ermftchtigt,  die  wegen  eines  politischen  Yergeheni 
Yemrtheilt  waren. 
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ÜuBÜB  dnrdi  den  YotbelMit  dsr  SttttaeaneessHMi  zageiieigL  D> 
oeaere  EntwieUnng  ist  entsdiiedai  dsr  Befinmoig  der  G€vcr> 
sowohl  Yon  dem  Dnid:  mid  der  Leftong  der  giairftmewter  is 
von  der  Yonnimdfldiaft  und  Anfisclit  des  State  ragietliis,  er. 
begünstigt  so  die  ml^liclist  la^ehemmte  Satfidtung  alkr  A:- 
beitekrftfte,  und  damit  den  lebhaften  Wettstreit  in  aüea  G^ 
werben.  Die  Yonlige  der  Freiheit  werden  hoher  geachioi 
als  die  Ge&hren,  welche  sie  begloten,  nnd  so  mScktig  ist  & 
Freiheit,  dasz  ein  Volk,  welehes  sie  yerschmtht  oder  sich  t:: 
ihr  fürchtet,  in  huizer  Zeit  weit  sorfiek  bleibt  hinfar  ds 
Yolke,  das  sich  mit  ihr  yeihiadet. 

ünlftogbar  aber  ist  dadnreh  die  Desorganisatioii  der  ge 
werbetrdbenden  dessen  noch  mehr  befördert  worden  nnd 
jfolgende  Generation  wird  wohl  wieder  sich  bemühen, 
Organisation  heryorznbringen,  welche  die  Frflchte  der  Fiahe: 
bewahrt  nnd  doch  den  Einzelnen  das  Geftthl  des 
halte  mit  den  Genossen  wiedergibt. 


ViertoB  GapiteL 

C.  Freihtit  der  Meiniuigtäanenuig.    Presxfreiheit. 

Der  oben  genauer  besprochenen  Freiheit  des  Bekenntnisses 
verwandt  ist  die  Freiheit  des  IndiTidnnms,  seine  Meinung 
anch  in  andern  Dingen  zn  äaszero.  Die  innerlichen  Geda&- 
ken  des  Geistes  sind  der  Macht  nnd  dem  Bechte  des  Stste^ 
nicht  nnterthan.  Die  Freiheit  derselben  ist  dem  Indindniun 
Ton  Gott  gegeben  nnd  dnrch  die  ünsichtbarkeit  gegen  jede 
änszere  Bedrücknng  geschlitzt  worden.  Es  kann  daher  nicht 
Sache  des  menschlichen  nnd  irdischen  Bechtes  sein,  die  Ge- 
danken beherrschen  oder  ordnen  zn  woUen. 

>  Bveh  IX,  C^  2. 
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Die  Offenbarung  des  Oedankens  aber,  die  Aeusze- 
mng  indem  Worte,  der  Schrift  oder  dem  Bilde  ist  eben, 
^w^eil  sie  in  die  Erscheionngswelt  Obertritt  und  dnrch  die  Sinne 
iprahrgenommen  wird,  dem  Bechte  nicht  fremd. 

^     Sie  bedarf  in  manchen  Fällen  seines  Schutzes,  und  da  sie 

in  sichtbaren  Zusammenhang  kommt  mit  der  Existenz  der  ror- 

liandenen  leiblichen  Schöpfung,  und  auf  diese  einwirkt,  so  musz 

sie  nun  auch  die  rechtlichen  Schranken  beachten,  welche  die 

gemeine  Sechtsordnung  bestimmt. 

Vorerst  ist  die  Freiheit    der  individuellen    Mei- 
nungsftuszerung  als  ein  natflrliches  Becht  ?on  dem  State 
anzaerkennen  und  zu  schützen,  denn  sie  ist  in  der  That  zu- 
nächst eine  Folge  der  von  Gott  dem  Menschen  anerschaffMien 
Innern  Gedankenfreiheit,   und  es  läszt  sich  auch  hier 
sagen :  der  Mensch  hat  das  Becht  zu  reden  wie  er  denkt,  weil 
er  die  Pflicht  hat  wahr  zu  sein.    In  allen  Zeiten  ist  denn 
auch  das  Princip  dieser  Sprechfreiheit  anerkannt  und  dieselbe 
als  eine  der  wichtigsten  Seiten  aller  personlichen  Freiheit  an- 
gesehen und  gepriesen  worden.' 

Ob  diese  Aeuszerung  durch  das  lebendige  Wort  des  Mundes 
geschehe,  oder  in  der  Schrift  fixirt  oder  in  Bildern  dargestellt 
werde,  ändert  an  dem  Wesen  nichts.  Das  alles  ist  Offenba- 
rung und  Mittheilung  des  individuellen  Geistes  und  indivi- 
dueller Gefahle.  Als  aber  durch  die  Erfindung  der  Drucker- 
presse ein  ftuszeres  Mittel  gegeben  war,  die  Schrift  viel  tau- 
sendfach zu  vervielAltigen  und  nach  allen  Seiten  hin  an  das 

'  Enripidea,  PhSnioierinnen : 
Jokaite:  Was  ist  so  Hartes  denn  an  der  Verweisung? 

Polyneikea:    Das  Schreckliobste  ist  das:  der  Flfichtling  darf 

Kicht  offen  reden,  wie  er  gerne  möchte. 
Jokaste:  Was  Du  mir  sagst,  ist  eines  Sclayen  Loos: 

Kicht  reden  dürfen,  wie  man*s  meint. 
Ein  lioherlicb  unverwerfliches   Zengniss  ist  das  des  Kaisers  Tiber  ins 
bei  Sudan,  Tib.  28:   „Jactabat,  in  cimtate  libera  linguam  menUmque 
liberas  esse  debere.^ 
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Volk  SU  bringen,  und  als  dnrcli  die  Ididilielien  (Histakimpfc 
des  16ten  Jahrhunderts  die  Leidenschaften  au  tiefem  Gruait 
aufgeregt  und  durch  die  Parteischriften  in  heftige  Bewegof 
versetzt  wurden,  da  kam  man  auf  die  Institution  der  statlidis 
Censur,  welche  über  die  Presse  wachen  und  es  verhindem  sellu. 
dasz  dieselbe  auch  denen  diene,  welche  die  vom  State  gesditttzk 
Confession  bestreiten  oder  seinen  Interressen  und  dem  Quft 
seiner  Politik  feindlich  entgegentreten.-^  Vorausgegangen  war  ik 
schon  seit  dem  Papste  Alexander  VI.  (Gonst.  AlexandriVI. 
inter  multiplices  v.  I.Juni  1501)  die  kirchliche  Censur  fiber 
alle  gedruckten  Bücher.  In  der  ersten  Hälfte  des  16teB  Jabr- 
hunderts  wurde  sie  in  den  europäischen  MonarchieB  fa^ 
überall,  in  Deutschland  durch  Beichsgesetse,  aber  selbst  ii 
den  schweizerischen  Republiken,  den  katholischen  ond  dn 
reformirten  eingeführt. 

Zuerst  wurde  die  Preszfreiheit^  als  eine  reife  Fruckt 
von  dem  stolzen  Baume  der  englischen  Freiheit  gepflückt.' 
Unter  der  ruhmvollen  Begierung  des  Oraniers,  Wilhelm  1. 1694. 
wurden  die  Vollmachten,  deren  die  Gensoren  (licensers)  be 

3  Im  Altertham  finden  wir  die  nftmlichen  Gedanken  schon  Ton  d«B 
Philosophen  Pia  ton  in  Vorschlag  gebracht.  In  dem  YIL  Bache  ras 
den  Gesetien  lEsit  er  den  Athenern  ein  Oeseti  beantragen  ,  «dasx  d«r 
Dichter  nichts  anderes  in  seine  Dichtung  bringe,  als  was  mit  dem  tob 
State  als  gesetilich  oder  schön  oder  gut  Anerkannten  abereinstirnnt, 
und  dasi  ihm  nicht  erlaubt  sein  solle,  seine  Dichtungen  irgend  eioeB 
Sinielnen  au  aeigen,  beror  sie  den  daau  rerordneten  Richtern  und  dn 
OcsctiTerwcsem  geieigt  worden  und  ihren  Beifall  erkalten  haben.* 

«  üeber  die  englische  Censur,  Tgl.  Gneist  En^.  Yer&ft8wig«recfe 
Uh  8,  202. 

*  £ine  beredte  Yertheidigung  der  Presifreiheit  hat  schon  Taeitsi 
Ann«  lY,  M  und  35,  wo  es  unter  anderm  heisit:  «Libros  per  aedilf« 
cremandos  oensuere  patres,  sed  manserunt,  occultati  et  editL  Quo  na- 
gis  socordiam  eorum  inridere  libet  qni  praesenti  potentia  oreduni  extia- 
gtti  posse  etiam  sequentis  acTi  memoriam.  Kam  contra,  jMcmüt  tii^emM, 
^Mi  tmcH>riUM:  neque  aliud  externi  reges  aut  qui  eadem  sacTitia  un 
sunt,  nisi  dedeous  sibi  atque  illia  gloriam  peperere.*  Unter  den  Keaen 
hat  Milton  Ittr  ihre  Einftthrang  den  Kampf  mit  gUnianden  Waffen  er^ 
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lurften,  ron  dem  Parlament  nicht  mehr,  bestätigt/  und  von 
ia  an  gab  es  in  England  keine  Censur  mehr.  In  Prenszen 
Enachte  Friedrich  der  Grosze  einige  Yersnche,  die  Preazfreiheit 
dinznfllhren,  aber  hielt  darin  nicht  ans,  und  nach  seinem  Tode 
wurde  die  Gensnr  wieder  so  engherzig  und  kurzsichtig  wie 
suTOT.^  Die  Nordamerikaner  nahmen  das  Verbot  der  Censur 
1791  in  ihre  Verfassung  auf.  Die  französische  Revolution 
[»rodamirte  in  demselben  Jahre  die  Preszfreiheit  als  ein  hei- 
liges Menschenrecht.  Aber  während  die  Volksleidenschafben 
erregt  waren,  konnte  thatsächlich  die  Preszfreiheit  nicht  geübt 
werden,  und  im  Jahre  IV  wurden  wieder  strenge  Gesetze  (vom 
27.  und  28.  Oerminal)  gegen  den  Miszbrauch  der  Presze  er- 
laszen  und  sogar  im  Jahre  Y  eine  vorübergehende  Censur  der 
politischen  Zeitungen  eingeführt.  Erst  nach  der  Bestauration 
1814  wurde  die  Presz&eiheit  wieder  im  Grundsatz  prodamirt 
und  durch  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1819  geschützt.^  In  un- 
serm  Jahrhunderte  ist  dieselbe  zum  gemeinen  Bechte  der 
civilisirten  Staten  von  Europa  und  Amerika  geworden.^  Busz- 

*  Black stone  lY,  11.     Rassel,  engl.  Yerf.  Cap.  13. 

'  Vgl  Biedermann,  Gesoh.  des  XYIII.  Jahrh.  I,  S.  119  ff. 

*  Ygl.  Bovin  in  der  Treroax   de  rAcad^mte  des  Soienoes   moralos 
et  politiqaes.    Deo.  1815.  p.  323  f. 

'  Französisclie  Yerfasanng  Ton  1814,  §.  8,  und  bestimmter  von 
1830,  $.  7,  nachdem  die  nnglüokliohen  Ordonnanzen  Karls  X.  an  diesem 
reisbaren  Punkte   das  frunaÖsische  Yolk  verletst  hatten.     Die  soh weise- 
rischen  Cantonal Verfassungen   seit    1830  meistens,   die  Bundes- 
verfassung von  1848,  §.  45.    Spanisohe  von  1837,  §.  2.    Portu- 
giesische von  1826,    S-  14^)  3.    Belgische  %,  18:    „Die  Presse  ist 
frei;   die  Censur   kann   nie    eingeführt  werden;   es   bedarf  auch  keiner 
Sicherheitsleistung  von  Seiten  der  SchriftstoUer,  Yerleger  oder  Drucker. 
Wenn  der  Schriftsteller  bekannt   und  in  Belgien  ansftssig  ist,   so  kann 
der  Yerleger,  Drucker  oder  Yertheiler  nicht  gerichtlich  verfolgt  werden.*^ 
Norwegische   §.   100:   «Pressfreiheit   muss   stattfinden.      Niemand 
kann  für  irgend  eine  Schrift,    welchen  Inhalts  dieselbe  auch  sei»  die  er 
hat  drucken  oder  berausgeben  lassen,  bestraft  werden,  es  sei  denn,  dass 
er  vorsätslich  und  offenbar  entweder  sich  selbst  des  Ungehorsams  gegen 
die  Gesetse,  der  Geringsch&tsung  der  Religion,  der  Sittlichkeit  oder  der 
constitutionellen  Gewalten  und  des  Widerstandes  gegen  die  Befehle  der- 

BUntsohU,  allf «meiiiM  Statarecht.  33 
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land  ist  fast  die  eimige  Midtt  tw  Bedesfan^, 
das  System  der  statfiehoi  YOTimiiidsdiaft  über  diePluue  ii- 
reeht  erhiH,  und  wohl  sndi  noch  Ungere  Zeit  erkiifcot  m^c 
Wir  wissen  freOidi  sos  Erfidmoig^  dsa  AdA  •?:= 
schlechte  und  liederliche  Presse  hSufig  sitUi^e  T4 
und  grosze  üebelstftnde  aDer  Art  theils  Terlratek 
dert,  theils  herrorgernfen  worden  sind;  znoil 
die  zn  einer  geordneten  Freiheit  nidit  enogen 
nnd  der  oft  remommene  Bnhm  der  ftesifipeiheit  ^  sie  !:€  1 
jederzeit  die  Wnnden  selber  wieder  ^  die  sie  gpnriiligcn>  I 
trflgerisch.     Ein  sittenloses  nnd  verdorbenes  Volk  wird  di:r  j 


^.■ 


Mlben  icbiddig  gemaeht  oder  andere  dazu  aufgereizt ,  oder  falstkt 
ehrenrührige  Beschuldigungen  gegen  irgend  jemanden  Torgebnrht 
Freimfithige  Aenazemngen   über  die  Statsyerwaltnng  md  jedes   and-" 
Oegenitand  lind  jedermann   gestattet.*^    Grieehiielio  $.  10:   ^ed*-- 
mann  darf  seine  Meinungen  kund  geben   in  dem  lebendigea  Wort  • 
durch  die  Presse,    insofern  er  sich  den  Gesetzen  des  States  gc^uiiz  ^-^ 
nimmt.    Die  Presse  ist  frei,  nnd  die  Censur  darf  nicht  eingeffthrt  w-*- 
den.    Die  yerantwortliohen  Bedactoren,  die  Verleger  toid   Drvckcr  d-- 
Zeitungen   sind  zu    keiner  CautionSBtellung  yerpflichtei.     Di«   Terie^' 
dofKolben  roflssen  griechische  BQrger  sein.*  Oesterreiehiielie  Grar : 
rcolito  Ton  1849,  §.  5:  „Jedermann  hat  das  Recht,  durch  Wort,  Sehr- 
Drurk    oder  bildliche  Darstellung   seine  Meinung   f^ei  zu  Innern.     V- 
]*roiNe  darf  nicht  unter  Censur  gestellt  werden.     Gegen  den  IGasbrAu«^ 
der   Presse  wird   ein  Repressirgesetz  erlassen."     Preuazisehe  $.  .7 
«Die  ('Cntiur  darf  nicht  eingeführt  werden,  jede  andere  BesehrXnkarj 
dor  ProsifVeiheit  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung.*   Eine  eigentfafiaiik'' 
Hontimmung  Über  eine  Art  Censur  in  der  lohwedischen  Yerl  §. :  * 
Mst  güimtlg  der  PreszfVeiheit  ist  die  Bestimmung  der  deutschen  JUicc«- 
v«)rl,  vtMt   ItSU),  g.  113:   Die  Preszfreiheit   darf  unter  keinen  ÜautSadc- 
umt    in    kölner    Weise   durch   Yorbeugende   Maszregeln,    namentl:! 
Ooiuur,  i>unce99ionen,  Sioherheitsbestellungen,  Statsauflagen ,  Beeekrio* 
kuii|K4>n  der  Druckereien  oder  des  Buchhandels,  Postrerbote  oder  anderr 
Hemmungen  de»  freien  Verkehrs  beschrftnkt,  suspendirt  oder  aufgehobft 
werden.*    Allen  diesen  yerfassungsmftszigen  Anerkennungen  der  Pre«2- 
freiheit  als  eines  Grundrechtes   der  oirilisirten   Mensckheit  siim  Trotz 
hat  noch  Papst   Pius  IX.   in   seiner   Encyolica  rom   a   Dee.  1861    in 
EinverstSndnisz   mit  seinem  Yorgftnger  Gregor  XIV.  die  Preszfireihr  t 
als  einen  «rerderblichen  Irrthum*  und  als  «Wahnsinn  (deliraBentvB r 
aneerer  Tage  zu  erkllren  sich  nicht  gescheut. 
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e  Preszfireiheit  schwerlich  gerettet  werden.*^  Aber  wir  haben 
ich  die  Srfahning  gemacht,  dasz  der  Buhm  der  Censur,  den 
bat  vor  Erschütterung  zu  bewahren  und  die  öffentliche  Bnhe 
id  Wohlfahrt  mächtig  zu  stützen,  nicht  weniger  eitel  ist. 
[eistens  hat  vor  dem  Ausbruch  einer  Kevolution  die  Censur 
eherrscht,  und  während  derselben  nur  dem  Scheine  nach 
^reszfreiheit  bestanden,  in  der  Wahrheit  aber  nur  zu  Gunsten 
er  siegreichen  Partei.  Nur  in  einer  wirklich  freien  und  Be- 
igion,  gute  Sitte  und  Becht  achtenden  Nation  wird  sich  da- 
ler  die  Preszfreiheit  in  ihrer  Würde  und  ihrer  wohlthätigen 
Wirkung  bewähren.  Dann  aber  ist  sie  ein  kostbarer  Edel- 
itein,  von  ursprünglichem  Lichtglanz  erfüllt.  Der  human  ge- 
s^ordene  Stat  wird  sie  daher  stets  ehren  und  sorgsam  be- 
wahren, und  die  öffentliche  Meinung  und  das  ganze  geistige 
Leben  der  Nation  wird  in  ihr  sichtbar  und  durch  sie  erleuchtet. 
Schrankenlos  aber  darf  auch  diese  Freiheit  nicht  sein.  Nur 
ist  die  Censur  nicht  die  rechte  Weise  ihrer  Beschränkung; 
denn  diese,  und  würde  sie  noch  so  milde  und  umsichtig  ge- 
handhabt, hebt  jene  im  Princip  auf,  da  der  Wille  des  Cen- 
sors  zum  Vormund  gesetzt  wird  über  die  Meinungen  mündiger 
Männer,  auch  wenn  sie  einen  umfassenderen  oder  schärferen 
Blick  haben  in  das  Leben  der  Meiischen  und  in  das  Beich 
der  Wahrheit,  als  der  Censor. 

Die  einen  Schranken  der  Preszfreiheit  sind  gemeinsam 
für  alle  Veröffentlichung  durch  die  Presse;  andere  beziehen 
sich  nur  auf  die  politische  Presse  im  eigentlichen  Sinne, 
insbesondere  auf  politische  Zeitungen,  Broschüren-Literatur  und 
Placate.  Bei  dieser  nämlich  ist  die  Buhe  und  Wohlfahrt, 
daher  auch  das  Becht  des  Stats  unmittelbar,  im  übrigen  nur 
mittelbar  betheiligt,  üeberdem  hat  die  politische  Presse  weder 
die  Absicht  noch  den  Charakter,  der  Erkenntnisz  und  Verbrei- 

^  Perts  in  Steins  Leben  I,  8.  180:  «Da  Preszfreiheit  niobt 
Bobafft,  sondern  nur  zaTage  bringt,  so  erwartet  man  von  ihr  yergebens 
Hülfe,  wo  Glauben  und  Sitten  verdorben  sind.'* 

33* 
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tang  der  Wahrheit  als  solcher  zu  dieaen,  wie  die 
wissenschaftlichen  Werke  jeder  Art,  noch  das  Privmt&Aea 
erheitern,  zu  Terschönem  wie  die  schöne  Literatur,  sond»^ 
sie  nimmt  ihrer  Natur  nach  an  den  Bewegungen  und  Kimpk 
der  Politik  einen  vornehmlich  durch  diese  bedinc^ten  Tlir. 
und  ist  in  ganz  yorzQglichem  Sinne  auch  zu  einer  Pana- 
ma cht  geworden,  die  in  unserem  Jahrhundert,  den  Kriep- 
schaaren  vergleichbar,  mit  allen  Waffen  des  Geistes  fftr  k«^ 
stimmte  Plane  und  Bestrebungen  streitet,  und  täglich  ih^ 
kleinen  Scharmützel,  zuweilen  auch  grosze  nachwirk^ide,  obwt  i 
unblutige  Schlachten  liefert.  Der  Stat  musz  diese  eigenthfish 
liehe  Bedeutung  der  politischen  Presse  beachten,  weil  sie  itz 
ans  Leben  geht. 

Die  ganze  Presse  musz  die  allgemeinen  Schranken  «itr 
Hechtes,  und  die  individuelle  Freiheit  musz  die  Bechtswdniir: 
der  Welt,  in  welche  sie  nun  um  ihrer  Aeuszemng  wiUm  ül^r- 
tritt,  achten.  Daher  darf  sie  weder  in  der  Form  noch  in  den 
Inhalte  der  Aeuszerung  die  Bechtssph&re  des  Stats  oder  d«r 
Individuen  verletzen.  Der  Gesetzgebung  liegt  die  Sorge  ob. 
das  im  Einzelnen  nach  den  verschiedenen  Biehtnngen  tu  n«»r- 
miren,  und  die  Preszvergehen,  je  nachdem  sie  die  Ifaje- 
stAt  und  Sicherheit  des  States  selbst  oder  die  Öffentliche  Sitt- 
lichkeit oder  die  Ehre  der  Personen  und  die  Ruhe  des  Fami- 
lienlebens verletzen,  mit  Strafe  zu  bedrohen. 

Eine  umfassendere  und  nähere  Sorge  aber  erfordert  die 
politische  Presse.    Vor  allen  Dingen   ist  es  Sache    der 
Statsregierung ,   fortwährend  genau  und  vollständig  die  maa- 
cherlei  Richtungen,  die  ganze  Thätigkeit  und  die  Wirkaainkeit 
der  politischen  Literatur  in  Gutem  und  Bösem  zu  beobachtea. 
und  je  nach  Umständen  diese  zu  benutzen  oder  ihr  zu  begeg- 
nen. Die  Einrichtung  eines  Gensoramtes  in  solchem  Sinne, 
einer  Inspection  und  theilweise  Direction  der  politischen  Presse 
würde  eher  an  die  römische  als  an  die  nun  abgeschaffte  BO- 
chcroensur  der  letzten  Zeiten  erinneni.    Es  wäre  fürwahr  eine 
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benso    ehrenvolle  als  nützliche  Aufgabe  angesehener  Männer 
on  wissenschaftlichem  Bang  und  politischer  Einsicht,  die  Stats- 
egienmg  fortwährend  in  Eenntnisz  zu  erhalten  von  den  StrO- 
niingen  der  öffentlichen  Meinung  und  den  mannichfaltigen  Be- 
Itbrfnissen,  die  sich  in  derselben  kund  geben,  und  die  nöthigen 
Sntgegnnngen  und  Aufklärungen  in  der  Presse  ?on  ihrer  Seite 
liDwieder  vorzubereiten.     Gegenwärtig  fehlt  es  noch  meistens 
kn    einer    derartigen  Institution,   und   manche  Versuche,  ein 
(tatliches  «Preszbureau*  zu  bestellen,  sind,  weil  zu  enge  und 
ailtpolizeilich    gedacht,  kläglich    verunglückt.     In   Frankreich 
Ekber  ist  diese  Statspflege  der  Presse  bis  zur  Statsherrschaft 
aber  die  Presse  gesteigert  und  damit  die  Preszfreiheit  unter- 
drflckt  worden. 

Im  übrigen   kommen    folgende  Schranken  der  politischen 
Literatur  zur  Sprache. 

a)  Die  Noth wendigkeit  von  Cautionen  der  Unternehmer 
von  Zeitungen,  ist  als  eine  Garantie  der  Solidität  eines  für 
das  öffentliche  politische  Leben  bestimmten  Institutes  nicht 
gerade  verwerflich  aber  wenig  wirksam. 

b)  Das  Concessions System   fQr   die   Herausgabe   von 
Zeitungen  hat  das  ernste  Bedenken  gegen  sich,  dasz  dasselbe 
leicht  miszbraucht   werden   kann,    um  jede    Oppositions- 
presse unmöglich  zu  machen,  und  so  die  Preszfreiheit  auf 
dieser  Seite  vollständig  zu  lähmen.    Es  ist  daher  nur  inso- 
fern verträglich  mit  der  Idee  der  Preszfreiheit,  als  die  Bewil- 
ligung nicht  willkürlich   verweigert  werden  darf,  sondern  so- 
bald gewisse  allgemeine  für  alle  Parteien  gleiche  Bedingungen 
vorhanden  sind,   gewährt  werden  musz.   Es  ist  schon  der  Vor- 
schlag gemacht  worden,  dasz  nur  solchen  Individuen  gestattet 
werden  sollte,  als  Bedactoren  einer  Zeitung  regelmäszig  öffent- 
lich zum  Volke  zu  reden,  welche  eine  wissenschaftliche  Prü- 
fung in  der  Jurisprudenz  oder  Statswissenschaft  bestanden  und 
so  sich  über  ihre  Befähigung  ausgewiesen  haben. '  *  Allein  selbst 

"  Zöpfl,  D.  St.  B.  S.  304 
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wenn  es  m&glieh  wire,  solche  Pröfia^en  tob  tim&m  vscc'  ..^ 
lidien  Einflone  der  Sympathie  nnd  AstipsAk  der  ik  ^  .:« 
herrschenden  Partei  frei  zu  erhalten,  so  wtirde  dock 
meidlich  eine  solche  Einrichtong  dem  Zopie  der  Sdiair  ■  -r^ 
fallen.  Eher  dürften  ffir  die  Zeitnngsredactoren  die  r..^^ 
liehen  Eigenschaften  verlangt  werden,  wddie  der  Stat  Ki  r 
Geschwornen  oder   Deputirten  fordert  Die Kedactk-n -   d 


politischen  2^itang  i^t  zwar  ein  freier,  abtf  dn  so  €SLj:-ii| 
politischer  Beruf,  der  an  Bedeutung  nnd  an  finftnsz  uf  e 
Stats Wohlfahrt  sehr  viele  öffentliche  Aemter  fibenmgt,  ..a 
nicht  Jedermann  fOr  würdig  und  fähig  gehaltai  werdco  ku£ 
ihn  zu  üben.  Es  sollten  daher  jedenfidls  nicht  geriBgere  A> 
sprüche  an  die  persönliche  Tüchtigkeit  und  SoliditU  der  Er* 
dactoren  gemacht  werden,  als  an  die  Männer,  weldie  die  :- 
nannten  politischen  Functionen  übernehmen. 

c)  In  neuerer  Zeit  hat  die  Statsgewalt  in  vencliiede!:': 
Ländern,  zuerst  in  Frankreich  mit  heftig  wirkendem  £rf .: 
die  Maszregel  der  Suspension  oder  ünterdrficknng  eLv 
Zeitung  nach  vorausgegangener  mehrmaliger  Verwarnüi: 
eingeführt.  Durch  dieselbe  wurde  wohl  dafür  gesorgt,  <L* 
die  Kegierung  jederzeit  eine  wirklich  gefthrlicbe  oder  ver- 
derbliche Richtung  der  Presse  unterdrücken  könne;  aber  nici* 
ebenso  wurden  dafür  Garantien  gewährt,  dasz  die  berechtigt«- 
Freiheit  der  Meinungsäuszerung  und  der  Opposition  fortbestehe. 
Wenn  der  Fortbestand  der  Journale  von  der  Gnade  der  Et- 
gierung  abhängt,  so  ist  der  Inhalt  der  Journale  ebenso  voc 
dem  Willen  der  Begierung  abhängig,  und  die  Preezf reihe:: 
besteht  nur  dem  Namen  nach.  Die  wahre  Aufgabe  ist  aber. 
die  Sicherheit  des  States  zu  verbinden  mit  der  freien  Bewe 
gung  der  Parteien  und  der  Individuen,  nicht  bald  jene,  bald 
diese  zu  opfern. 

d)  Häufig  werden  die  Iteitungsblätter  mit  einer  Stem- 
pelgebühr belegt,  sogar  in  dem  freien  England.  Diese  Mass- 
rcgel  hat  voraus  die  fiscale  Bedeutung  einer  Einnahmsquellr 
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Ir  die  Statscasse.  Daneben  kann  sie  auch  das  Aufkommen 
on  ganz  niedrig  gehaltenen  fflr  den  Pöbel  berechneten  Zei- 
ungen  einigermaszen  erschweren,  zaweilen  verhindern.  Aber 
tatswirthschaftlich  ist  sie  durchaus  nicht  zu  rechtfertigen, 
La  sie  einen  einzelnen  Erwerbszweig,  der  flberdem  nur  in 
zweiter  Linie  von  ökonomischer  Natur  ist,  im  Vergleich  mit 
andern  Berufsarten  ganz  flbermäszig  belastet  und  geradezu 
zu  einer  unwürdigen  Besteuerung  der  freien  Meinungsäusze- 
rong  wird. 

e)  Eine-  practisch  sehr  wichtige  und  wohlbegrflndete,  ge- 
rade dem  Wesen  der  Preszfreiheit  zusagende  Schranke  dersel- 
ben ist  die  Anerkennung  des  Rechtes  jeder  in  einer  Zeitung 
angegriffenen  Person,  oder  Behörde,   sich  in  dem   nämlichen 
Blatte  und  vor  dem  nämlichen  Publicum  zu  vertheidigen.  Wer 
an  der  Spitze  eines  öffentlichen  Journals  steht  und  fOr  sich 
selber  die  Presz&eiheit  in  ausgedehntem  Sinne  stets  in  An- 
spruch nimmt,  soll  in  besonderem  Masze  auch  die  Freiheit  der 
Andern,  ebenfalls  ihre  Meinung  zu  äuszern,  respectiren  und 
hat  er  einen  Andern  in  seinem  Blatte  öffentlich   angegriffen 
oder  angreifen   lassen,  so  hat  er  gerade   dadurch  die  öffenir 
liche  Yertheidigung  desselben  hervorgerufen  und  er  ist  diesem 
und  dem  Publikum  gegenfiber  verpflichtet,  diese  Yertheidigung 
da  zuzulassen,  wo  sie  in  der  Begel  allein  möglich  und  wirk- 
sam ist.    Die  Erwiederung  in  andern  Blättern  nämlich  hilft 
in  sehr  vielen  Fällen  wenig,  weil  dann  die  Yertheidigung  nicht 
vor  dem  nämlichen  Publicum  geführt  wird,  vor  welchem  der 
Angriff  geschehen  ist,  und  ist  flberdem  häufig  nicht  möglich, 
da  andere  Bedactoren  nicht  immer  ein  Interesse  und  gewöhn- 
lich auch  nicht  die  Pflicht  haben,  ihre  Spalten  dem  persön- 
lichen Streite  zu  öffnen.'* 

"  Qftnz  gat  z.  B.  $.  17  des  älteren  österreiohiicben  Preszge- 
Mtzes:  .Der  Herausgeber  einer  periodischen  Dmckschrift  ist  sobuldig, 
jede  untlicbe  Berichtigung  der  darin  mitgetbeilten  Thatsaoben  in  das 
zunftohit   nach  deren  Empfang  erscheinende  Blatt  (Nummer)  oder  Heft 
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f)  Strengere  Maszregeln  gegen  Pseudonyme  Angriffe  sind  andi 
schon  in  einzelnen  Ländern  verfügt  worden,^^  helfen  aber  wenig. 

g)  In  Zeiten  der  Statsnoth,  wie  in  Eriegszeiten  oder  wenn 
offener  Anfmhr  droht,  werden  der  politischen  Presse  gegen* 
über  anszerordentliche  Beschränkungen  nöthig  und  gerade 
daram  zulässig.  Werden  solche  Ansnahmsbeschränknngen  durch 
die  Verfassung  oder  die  Gesetzgebung  nicht  vorgesehen  und 
möglich  gemacht,  so  ist  die  doppelte  Gefahr  unvermeidlich, 
dasz  entweder  der  Stat  um  deszwillen  groszen  Schaden  leidet 
und  die  Noth  desselben  vermehrt  wird,  oder  däsz  in  Form 
der  ungesetzlichen  Willkür  dennoch,  sei  es  von  oben  oder  von 
unten  her,  der  Preszfreiheit  fitctisch  ein  Ende  gemacht  wird. 
Das  letztere  trifft  gewöhnlich  ein.  Zwar  steht  dann  die  Ga- 
rantie der  Preszfreiheit  auf  dem  Papier.  Aber  wehe  dem,  der 
es  wagt,  im  Widerspruch  mit  den  heiszen  Leidenschaften 
der  gerade  herrschenden  Macht  eine  Meinung  zu  änazera, 
welche  dieser  verhaszt  ist  oder  gefährlich  scheint.  Besser 
daher,  es  werde  die  doch  unvermeidliche  Beschränkung  in  den 
Wegen  des  Gesetzes  angeordnet. 

h)  Der  Anschlag  von  Placaten  politischen  Inhalts  darf 
fOglich  unter  die  unmittelbare  Aufsicht  der  Polizei  geeetzt 
werden ,  denn  das  ist  nicht  mehr  einfache  freie  MeinimgB- 
äuszerung,  sondern  die  Form  schon  spielt  in  das  (Gebiet  der  Pro* 
clamation  über,  welche  der  öffentlichen  Autorität  allein  znatehl 

kostenfrei  anfzonehmen.  Andere  Berichtigungen  Ton  ThAtwoheii  von 
Seite  del  Angegriffenen  ist  der  Heransgeber  in  gleicher  Art,  jedoch  avr 
insoferne  anentgeltlich  aofzonehmen  schuldig,  als  der  Umfang  der  Ent- 
gegnung den  Umfang  des  Artikels  nicht  übersteigt,  auf  welchen  sieh  die 
Entgegnung  bezieht.  Ist  aber  diesz  der  Fall,  so  sind  Ar  die  mehrerea 
Zeilen,  die  nicht  das  Zweifache  des  angreifenden  Artikels  fibertteigea 
dürfen,  die  gewöhnlichen  Einrückungsgebühren  zu  zahlen.  Im  FaUeder 
Verweigerung  ist  der  Herausgeber  durch  den  Statsanwalt  bot  Aefttahme 
zu  Tcrhalten.'* 

^'  Schon  der  Kaiser  Augustus  (Sueton,  Octar,  55)  „oentvit,  eog- 
noscendum  posthac  de  iis,  qui  libellos  aut  carmina  ad  infamiem  eejes- 
quam  sub  aliono  nomine  edant.^ 
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FUnftes  Gapitel 

D.  Sohotz  des  Haasfriedens  and  des  freien  Verkehrs. 

1.  Eine  der  schönsten  Bechtsideen,  welche  in  den  germa- 
nischen Bechten  zur  Verwirklichung  gelangt  ist,  und  eine  der 
wichtigsten    Freiheiten,    welche    der    Stat    dem    Individuum 
gewähren    kann,  ist   die  Anerkennung   und   der  Schutz  ded 
Hausfriedens.'     Innerhalb   der  Umzäunung   seines  Hofes 
und  innerhalb  der  Mauern  semes  Hauses  soU  sich  Jeder  völlig 
sicher  fühlen  vor  fremder  Gewalt,  da  Ruhe  finden,  vor  der  Strö- 
mung und  Brandung  des  bewegten  und   feindlichen  Lebens, 
da  sein  eigener  Herr  sein.    Das  Haus  umgibt  und  schlitzt  das 
Individuum  und  seine  Familie  ähnlich,  wie  der  Leib  die  Seele; 
es  ist  gewissermaszen  der  künstlich  erweiterte  Leib  des  Men- 
schen.   Daher  wird  mit  Becht  jede  Beleidigung  und  Krän- 
kung einer  Person  und  ihres  Bechts,  die  Oberhaupt  strafbar 
ist,  härter  gestraft,  wenn  sie  ihr  in  ihrer  Wohnung  an- 
gethan  worden  ist,  und  dafür  gesorgt,  dasz  auch  die  Organe 
der  Statsgewalt   selbst  nur  unter   gewissen   Voraussetzungen 
und  nur  mit  groszer  Schonung  der  Freiheit  und  Buhe  des 

^  Lex  Bßjuüor,  X.  2,  §.  2.    «Nemo  ingrediatnr  olienam  domum  per 

Tiolentiam,  qnia  hoo  scandalmn  generat.*    Freibnrger  Stadtreoht  T<m 

1120,  0.  42:  ,|Si  quis  burgensem  in  propria  area  ri  inTasorit  Tel  temere 

domi  quesierit,  qnioquid    ei  (d.  h.   dem  Eindringling)  mal!  feoerit,  non 

emendabii*    Aaegabach  Y,  2:  nThit  is  thi  erosta  kere,   and  thi  warth 

mit  ethon  bisweren,  that  aUeramonna  hwek  fretho  hede  binna  hoTi  and 

binna  hnie  bi  twam  ieehtiga   ielden   and   bi  twam  hnndreda   merken.*^ 

(Diesx  ist   die  erste  Kür   und  die  wurde  mit  Eiden  besohworen,   dasz 

Jedermann  Friede  babe  innerhalb  des  Hauses  bei  zwiefacher  kundbarer 

Buaze  und  zweihundert  Marken.)    Vermehrter  Sachsenspiegel  II, 

1  pr.:  ,Ejn  iczlich   man   in  sinen  Tier  pfelen  und  wenden  sei  Tordir- 

lichin  nede   habin  mit  grosim  und  mit  starkem  rechte.    Wan  uswendig 

frieheit  uid  frede  des  huses  ist  das  nymant  dem  andim  des  tages  noch 

des  naobtis  in  sin  hus  lauffin  sal  noch  keinen  obirlast  mit  Worten  noch 

mit  Werken  thun  saL** 
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Hausherrn  sein  Haus  betreten  und  darin  theils  Nachfor- 
schungen Yomehmen,  theils  Oberhaupt  amtliche  Handlungen 
Yomehmen  dfirfen. 

Die  alterthfimlichen  Vorschriften,  welche  das  römische 
Recht  aus  der  Zeit  der  Bepublik  und  das  ältere  deatsefae 
Recht'  fttr  den  Fall  der  Haussuchung  wegen  eines  Diebstahls 
festgesetzt  hatten,  sind  Zeugnisse  fär  die  Ehrfurcht  dieser 
Rechte  vor  dem  Hausfrieden.  Yorztlglich  aber  hat  das  deutsche 
Recht  die  Idee  des  Hausfriedens  ausgebildet  und  sogar  jede 
Beunruhigung  von  auszen  gegen  die  Hausbewohner,  ja  selbst 
das  unwürdige  Belauschen  des  inneren  Lebens  und  Treibois 
an  den  Fenstern  und  Thüren  als  eine  Verletzung  des  Hau»- 
fiiedens  betrachtet  und  den  Hausmann  gerechtfertigt,  wemi 
er  energische  Mittel  zur  Abwehr  anwendete.'  Sogar  der 
fremde  Verfolgte  konnte,  wenn  er  von  dem  Herrn  des  Hansee 
aufgenommen  worden,  Schutz  vor  seinen  Verfolgern  finden  in 
dem  unangreifbaren  Heiligthum  des  Hauses,  und  Zeit  gewin- 
nen, um  selbst  den  Nachforschungen  des  Richters  zu  entgehen.^ 
Das  Asjlrecht,  welches  die  Kirche  im  Mittelalter  audi  den 
Verbrechern  gewährte,  die  sich  in  die  heiligen  Räume  ge- 
flüchtet hatten,  beruhte  auf  dem  nämlichen  Gedanken,  und  nur 
noch  hoher  als  der  Hausfriede  des  freien  Mannes  wurde  der 


'  Jakob  Grimm,  D.  Reohtsalterth.  8.  639  theUt  zahlreiche  Belege 
am  den  Quellen  mit. 

3  Vgl.  Osenbrüggen,   der  Hausfrieden.    Erlangen  1857. 

*  Sehr  deotlioh  in  dem  Freiheitsbrief  Ton  Ingolstadt  t.  J.  1312: 
„"Wer  einen  Schaden  thut,  kommt  er  flüchtiger  sn  eines  frommen  Maanei 
Hans,  derselbe  fromm  Mann  durch  seines  Hauses  Ehre  eoU  er  iha 
bergen  und  ihm  hinhelfen.  Kommen  seine  Feind  hinnaoh,  tot  deaea 
soll  er  ihn  bergen  und  beschirmen  so  best  er  mag.  Kommt  der  Richter 
hinnaoh  oder  seine  Bothen,  dem  soll  er  aufthnn  sein  Hau  und  scril  sie 
den  lassen  suchen;  und  soll  doch  jenen  hinhelfen  ob  er  mag  und  ist 
niemand  darum  keine  Busz  schuldig.  **  —  Wer  aber  einen  ^Terboteaea* 
Mann  hauset  und  hofet,  der  gibt  dem  Richter  5  Pfund  und  60  Helkr 
Bttsze. 
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Kirchenfriede  des  Gotteshauses  geachtet.^  Den  hohen  Werth, 
den  die  Engländer  auf  ihr  freies  Hausrecht  legen,  hat  der 
grosze  Chatham  in  einer  Parlamentsrede  mit  den  berühmten 
Worten  geschildert:  «Der  ärmste  Mann  kann  in  seiner  Hütte 
alle  Streitkräfte  der  Krone  herausfordern.  Sie  mag  verfallen 
sein,  ihr  Dach  den  Einsturz  drohen,  der  Wind  durch  ihre 
Ritze  blasen,  Sturm  und  Wetter  ihr  Spiel  damit  treiben,  aber 
Yor  dem  König  von  England  ist  sie  sicher.  Alle  seine  Macht 
scheitert  an  der  Schwelle  des  elenden  Bauwerks."^ 

Auch  die  neueren  Verfassungen  haben  oft  wieder  den 
alten  Grundsatz  dadurch  geehrt,  dasz  sie  die  Haussuchung 
durch  nähere,  die  Freiheit  und  Sicherheit  des  Borgers  schütz- 
ende Vorschriften  beschränkten.^ 

^  Lex  BaJMvar,  I.  7,  1:  ,8i  oulpabilis  aliquis  oonfugium  ad  Ecole- 
siam  feoerit,  nullua  eum  vi  abstrahere  ausus  sit,  postquam  januam  £c- 
cleaiae  intraverit."  Schwab  enspiegel  c.  277  (Wackernagel):  „Als 
ein  mensche  swer  ez  ist,  ibt  getnot;  unde  kumet  ez  in  die  kirohen,  da 
sol  im  nieman  nibi  inne  tuen,  man  sol  ez  onoh  dar  üz  nihfe  ziehen, 
wann  man  soll  got  an  im  färbten  und  die  kirohen  an  im  §ren  durch  got." 

*  Daher  das  englische  Reobtssprichwort:  „mj  bouse  is  roy  Castle/' 
Tor  Zeiten  war:  ,, Mein  Haus  meine  Burg**  auoh  ein  deutsches  Sprich- 
wort Wiener  Stadtreoht  Ton  1221,  §.  26:  „Yolumus  ut  uniouique  ci- 
Tium  domus  sua  sit  pro  mumtione  et  conmiansionariis  suis  et  cuUibet 
fugienti  vel  intranti  domum."  Graf  und  Dietherr  Deutsche  Rechts- 
Sprichwörter  8.  496. 

^  Tgl.  obevCap.  3,  Anm.  Portugiesische  Yerfassung,  §.  145,  6: 
„Jeder  Bürger  hat  in  seinem  Hause  ein  unverletzliches  Asyl:  bei  Nacht 
darf  man  es  ohne  seine  Einwilligung  nicht  betreten,  auszer  im  Falle 
einer  Hülfsforderung  yon  inneui  oder  im  Falle  einer  Feuers-  oder  Wasser- 
noth  Ton  auszen  her;  und  bei  Tag  soU  der  Eintritt  in  das  Haus  nur  in 
den  durch  das  Qesetz  bestimmten  FAUen  und  Formen  erlaubt  sein.'* 
Holländische  §.  153:  „Niemand  darf  in  die  Wohnung  einer  Person 
wider  ihren  Willen  eintreten,  es  sei  denn  auf  Befehl  einer  Gewalt,  die 
durch  das  Gesetz  berechtig^  ist  solche  Befehle  zu  ertheilen,  und  indem 
er  die  in  dem  Gesetze  festgestellten  Formen  befolgt.**  Belgische  §.10: 
„Die  Wohnung  ist  unyerletzlich :  eine  Haussuchung  kann  nur  stattfinden 
in  den  FftUen,  welche  das  Gesetz  yorausbezeiohnet ,  und  in  der  Form, 
welche  es  Torschreibt.**  Griechische  §.  8.  Norwegische  §.  102: 
„Haussuchungen  dürfen  nur  in  criminellen  Fällen  stattfinden/*   Deutsche 
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2.  Nalia  fenmidt  od  gnwMBHigiBi  m 
Hausreehte  inbegriffeo  ist  die  AAtmig  do  Stais  i«r  fca 
Sidieiii  und  ansaddiesdidieB  Besitze,  des  d» 
seinen  Papieren  libt  Es  ist  das  in  rvm^lkh^ 
persönliches  BeeU  des  lebtern,  denn  das  dii^iifhf 
zn  den  Aipioen  kommt  nur  w&ng  in  BctndiL  Tid 
ist  der  InMt  derselben,  welcher  gewissennasicB  wm 
stigen  Atmosphäre  des  Mensdien  gehört,  fiiie  Bescklar- 
nähme  Uszt  sich  daha  mir  rechtfertigen,  wenn 
Ucher  Verdacht  eines  Yeibrecheos  vorhanden  ist  md 
Beachtong  schonender  Formen/ 

3«  Ebenso  die  Achtung  des  Briefgeheimnisses 
fOr  die  Briefe,  welche  der  Statspost*  Ton  den  Privaten  zcr 
BefÖrdenmg  anvertraut  sind.  Die  geheimen  Cabineta,  in  wel- 
chen  die  Polizei  den  Inhalt  der  Privatoorrespimdenxen  m  er- 
sp&hen  sachte,  waren  daher  dnrchans  verwerflidi,  denn  si« 
miszbranchten  jenes  Yertranen  nnd  frevelten  an  der  Fraihci: 
des  individuellen  Verkehrs.  Beides  ist  des  Statai  unnllrdi|:. 
der  bemfen  ist,  die  öffentliche  Moral  nnd  das  Becht  der  Per- 
sonen zn  schfitzen.^^    Nor  der  Krieg  oder  gerichtlidie  üate- 

ReiohfT«rf.   t.   1849,   §.   138:   „Die   Wohnims  ist   miTerleliiielL      Bne 
Haassttohimg  lit  Dur  raläsrig: 

1)  in  ErafI  eines  lichieriiohen,  mit  Orftnden  renelienea  BefehK 

2)  im  Falle  der  Yeifolgnng  anf  firischer  Hut, 

3)  in  den  Fftllen  und  Formen,  in  ▼eichen  das  Geeets  awaah»^ 
weife  bestimmten  Beamten  dieselbe  gestattet.*  Prenssisebe  Tcrl 
$.  6  ebenso. 

*  Siebe  die  Torhergehende  Kote.  Dentsche  ReiohsTert  §.  139: 
„Die  Beschlagnahme  Ton  Briefen  and  Papieren  darf  aoaer  bei  eiacr 
Yerhaftnng  oder  Hansaaehang  nur  in  Kraft  eines  ricbterliehei,  mit 
Gründen  rersehenen  Befehls  Torgenommen  werden.^ 

*  Yg]    oben  Bocb  X,  Cap.  3,  8.  400. 

^  Portugiesische  Yerf.  g.  145,  25:  «Das  Gebeimnisi  der  Brieft 
ist  anverletflich.  Die  Postrerwaltnng  ist  flir  jedes  Yergeken  gegea 
diesen  Artikel  streng  yerantwortlich.«'  Holllndisohe  §.  154:  «Dm 
Oeheimniss  'der  der  Post  oder  andern  Sffentliolien  EiniichftaBgen  nr 
Yersendung  auTertrauten  Briefe  ist  anrerletsbar,  ansgeaoHnBen  mti  Be- 
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snclmngen  im  Strafprocesz  können  eine  Beschrftnknng  solcher 
persönlioher  Freiheit  rechtfertigen. 

4.  Das  üeberwachen  h&nslicher  Qesellschaftskreise 
und  das  Ausspioniren  der  Privatgespräche  von  Seite  der 
Polizei  ist  nicht  weniger  eine  Miszachtnng  der  individuellen 
Freiheit  und  verdient  wieder  die  Verachtung,  womit  die  öffent- 
liche Meinung  solche  ünwürdigkeit  verfolgt. 

5.  Femer  ist  die  Aufnöthigung  einer  dem  Individuum 
verhaszten  Gesellschaft^  z.  B.  die  polizeiliche  Begleitung  eines 
ehrbaren  Beisenden  mit  der  Achtung  wahrer  Freiheit  unver- 
einbar. Die  Humanität  erfordert  sogar,  dasz  üntersuchungs- 
gefangene  in  dieser  Beziehung,  soweit  es  möglich  ist,  in  ihrer 
Individualität  geachtet  und  nicht  ohne  dringende  Noth  gebil- 
dete Männer  mit  verworfenen  und  rohen  Kunden  der  Gefäng- 
nisse zusammen  gesperrt  werden.  Es  ist  nicht  möglich,  alle 
Verstösze  gegen  das  Becht  der  Persönlichkeit  durch  die  Ge- 
setzgebung zum  Voraus  zu  untersagen,  und  das  gesetzliche 
Verbot  bietet  fiberdem  nur  eine  schwache  Garantie.  Ist  aber 
der  Geist  humaner  Freiheit  in  einer  Nation  einheimisch  und 
kräftig  geworden,  so  wird  dieselbe  auch  in  den  mannich- 
faltigen  Erscheinungen  des  practischen  Lebens  zur  Wahrheit 
werden. 

6.  Endlich  sind  schfitzende  Gesetze  gegen  willktSrliche 
Beeinquartierung  für  die  Sicherheit  des  Hausfriedens  un- 
erläszlich.  Wenn  es  der  Statsgewalt  gestattet  ist,  durch  Ein- 
leguDg  von  Soldaten  in  die  Privathäuser  einen  beliebigen  Druck 
zu  üben,  so  ist  jede   häuszliche  Sicherheit  und  Freiheit  in 


fehl  des  Richten  in  den  daroh  das  GeaeU  Torgesohriebenen  FftUen.*^ 
Belgische  §.  22.  Schweizerische  Bundesyerf.  §.  33.  Deutsche 
Beichsyert  §.  140.  «Das  Briefgeheimnisz  ist  gewährleistet  Die  bei 
strafgerichtliohen  Untersucbaogen  und  in  Kriegsf&llen  nothwendigen 
Besohrfinkungen  sind  durch  die  Oesetxgebung  festsustellen.*^  Preus- 
sische  §.  33.  «Das  Briefgeheimnisa  ist  nnrerletzlich.*  Im  üebrigen 
wie  vorhin. 
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steter  Qefahr.  Von  jeher  haben  despotische  Segiemngoi  durch 
dieses  Mittel  grausame  Verfolgung  getibt  und  jeden  aadi  den 
berechtigten  Widerspruch  gewaltsam  erdrfidrt." 


SecliBtes  Gapitel. 

II.  Politisohe  Freiheitereobte. 
A.  Yon  der  Reohtsgleiohhoit. 

Der  Begriff  der  Rechts gleichh ei t  ist  uralt.  Die  Wage 
hat  von  jeher  als  das  Symbol  der  Gerechtigkeit  gegolt^i,  die 
Wage,  welche  mit  gleichem  Gewicht  miszt;  und  alles  Recht 
hat  einen  ursprünglichen  Zug  nach  idealer  Gleichheit,  wie  das 
Wasser  einen  elementarischen  Trieb  in  sich  hat  zu  gleicher 
Uöhe.^  Das  menschliche  Recht  beruht  vorerst  auf  der  mensch- 
lichen Rasse,  und  die  ist  Allen  gemeinsam,  als  solche  in  Allen 
gleich.  Diese  einfache  Wahrheit,  welche  auch  der  Stat  in 
seiner  Rechtsordnung  achten  musz,  ist  aber  in  alter  und  neuer 
Zeit  durch  leidenschaftliche  Anschwellung  und  einseitige  üeber- 
treibung  häufig  zu  so  breiter  Lfige  entstellt  worden,  dasz  die- 


«t  Die  Engl.  Bill  of  Rights  Ton  1689  macht  es  Jakob  II.  xvm  Tor- 
warf, ,|daBz  er  dem  Gesets  entgegen  Soldaten  einquartierte.*^  Amerik. 
Verf.  T.  1788:  n^^ii^  Soldat  soll  in  Friedenszeiten  in  irgend  ein  Has« 
ohne  Einwilligung  des  Eigenthümers  eingelegt  werden,  und  in  Kriegf- 
seiten  nur  in  der  yom  Gesetz  vorgeschriebenen  Weise/*  Lieber  a.  a. 
O.  8.  93. 

*  Euripides  PhGnioiermnen  bei  Schiller  III.  105: 

,,  Gleichheit  knfipfl 
Den  Blutsrerwandten  mit  dem  Blutsverwandten, 
Den  Freund  zusammen  mit  dem  Freund,  und  Linder 
Mit  Lftndem!  Gleichheit  ist  das  heilige  Gesell 
Der  Menschheit.  ** 
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selbe  nur  mit  Anstrengong  durch  scharfe  Sichtnng  und  Bei- 
nigang  wiederhergestellt  werden  kann.  Die  Ausbildung  des 
modernen  Statsrechts  wird  durch  die  wahre  Bechtsgleich- 
heit  ebenso  gefördert  wie  durch  die  falsche  Rechtsgleichheit 
gestört.  Daher  ist  es  fdr  die  Theorie  und  die  Praxis  gleich 
wichtig,  beide  zu  unterscheiden. 

1.  Die  sogenannte  Gleichheit  vor  dem  Gesetz/  die 
richtiger  als  Gleichheit  vor  dem  Gericht  bezeichnet  wQrde, 
hat  einen   vortreiTlichen  Sinn.    Wir  verstehen  darunter,  dasz 
das  Gericht  Vornehme  und  Gemeine,   Herren  und  Knechte, 
Beiche  und  Arme,   alle   gleich  je   in  ihrem  Bechte  schfitze, 
nicht  etwa  die  einen  begünstige,  die  andern  vernachlässige, 
sondern  Jeden  vollständig  schfitze.   Der  Niedere  hat  keinen 
geringeren  Anspruch  auf  vollen  Schutz  seines  Rechtes  als  der 
Yomehme.    Der  geringfügige  Besitz  des  Arbeiters  an  Klei- 
dern und  Werkzeug  ist  nicht  weniger  heilig  als  das   reiche 
Waarenlager  des  Kaufmanns  oder  die  Schlösser  und  Domänen  des 


'  Franzdsisohe  Verf.  von  1814,  $.  1:  ,|Die  Franzosen  sind  vor 
dem  Gesetze  gleich,  ihre  Titel  und  Rahg  seien  übrigens  wie  sie  wollen.  ** 
Dieser  Satz,  in  welchem  noch  neben  der  Gleichlieit  auch  der  Yerschie- 
denheit  erwihnt  wird,  ging  dann  in  andere  Verfassungen  über,  aber  zu- 
weilen ohne  diesen  Zusatz.  So  in  die  belgische  §.  6:  „Es  gibt  in  dem 
State  keinen  Standesunterschied.  Die  Belgier  sind  Tor  dem  Gesetze 
gleich.**  Schweizerische  Yerf.  §.  4:  „Alle  Schweizer  sind  Tor  dem 
Gerichte  gleich.  Es  gibt  in  der  Schweiz  keine  Unter thanenrerhlltnisee, 
keine  Yorreohte  des  Orts,  der  Geburt,  der  Familien  oder  Personen.** 
(Der  zweite  Satz  stammt  aus  der  MediationsTerfassung  Napoleons.)  Por- 
tugiesischo  §.  145,  12  nach  dem  Yorbilde  der  französischen  Ton  1795: 
„Das  Gesetz  ist  für  alle  gleich,  es  mag  schützen  oder  bestrafen;  es  be- 
lohnt je  nach  dem  Yerdiensf  D eut sehe  Reichs rerf.  ron  1849,  §.135: 
,,Yor  dem  Gesetze  gilt  kein  Unterschied  der  Stftnde.  Alle  Standesvor- 
rechte  sind  abgesohaift.  Die  Deutschen  sind  tot  dem  Gesetze  gleich.** 
Oesterreichisohe Grundrechte  Ton  1849,  $.  27:  „Alle österreichischen 
Reiehsbürger  sind  Tor  dem  Gesetze  gleich,  und  unterstehen  einem  glei- 
chen persönlichen  Gerichtsstande.**  Preuszische  Yerf.  §.  4:  „Alle 
Preuszen  sind  Tor  dem  Gesetze  gleich.  Standesrorrechte  finden  nicht 
statt.** 
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Ffinten.  Sie  erfordern  alle  gleichen  Schutz  g^^  jade 
Yerletznng.  Diese  Gleichheit  ist  eine  Folge  des  groszoi  Bedit»- 
prindps:  Stuum  cuique. 

2.  Die  französische  Revolution  hatte  den  Satz  als  Men- 
schenrecht  proclamirt:  «Die  Menschen  werden  frei  nnd  gleich 
an  Hechten  geboren  und  bleiben  es.''  Fflr  diese  abstncte 
und  absolute  Gleichheit''  auch  in  der  Art  und  der  Zahl  der 
Rechte  glfihten  die  Franzosen  damals,  und  opferten  dem  uner- 
reichbaren Traumbilde  einer  kranlcen  Phantasie  sogar  die  Frei- 
heit auf,  die  sie  auch  liebten.  Auf  dem  (Gebiete  des  Sta^ 
rechts  führt  der  Weg  dieses  Irrlichts  durch  die  ausschweifendste 
Demokratie  hindurch  in  den  Sumpf  der  Anarchie,  in  welcher 
mit  dem  geläugneten  Unterschiede  der  Regierenden  und  der 
Regierten  der  Stat  selbst  unrettbar  versinken  musz;  auf  dem 
Gebiete  des  Privatrechts  zur  Auflösung  der  Familie,  in  wd- 
eher  die  Unterschiede  der  Geschlechter,  der  Eltern  und  der 
Kinder,  der  Herrschaft  und  des  Gesindes  bestritten  werden« 
und  zu  dem  Wahnsinn  des  Communismus,  der  den  unvertilg- 
baren  Unterschied  der  Individuen  und  ihrer  YermOgeoskrftfte 
aufzuheben  sich  vergeblich  abmüdet,  also  auch  da  zum  Unter- 
gange allea  Rechts. 

Auch  im  Alterthum  übten  ähnliche  Irrthümer  eine  Ge- 
walt aus,  aber  doch  nicht  eine  so  übermftchtige  wie  in  der 
neuem  Zeit.  Aristoteles  schon  hat  dem  Irrthum  die  Wahr- 
heit in  scharfer  und  klarer  Formel  entgegen  gestellt,  und  doch 
begünstigt  die  Ausdrucksweise  unserer  neuen  Statsverfassongei 
fast  überall  jenes  Miszverstftndnisz:  «Inwiefern  die  Men- 
schen gleich  sind,  gebührt  ihnen  gleiches  Recht* 
«Unter  gleichen  Voraussetzungen  gleiches  ReehL*^ 

*  MirAbeau  erklftrte  dieselbe  ganB  TernfinlUg:  „L*6galit^  ctTÜe  ii*eat 
jpA8  l*6galit4  des  propri^t^a  ou  dea  difltinotions.*^ 

«  AriBtoteles  Pol.  III.  5,  §.8:  «Die  Gleiohbeit  gilt  flLr  genebt 
und  sie  üi  et,  nur  niobt  fflr  Alle,  «ondem  fflr  die  Gleloben.  Aseb  4»t 
Ungleiohbeit  gilt  für  gerecht,   and.  sie  ist  es  wieder,    nur  aicbt  für 
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Dieser  Gedanke  ist  freilich  kein  Hebel,  um  das  ganze  Stats- 
gebäode  zu  umstflizen  und  die  TrOmmer  auf  der  gleichen 
Fläche  auszubreiten.  Er  ist  auch  kein  Beizmittel,  um  die 
einen  wider  die  andern  aufzuregen.  Aber  er  ist  vor  allen 
Dingen  gerecht,  und  würde  das  positive  Becht  und  die  Praxis 
diese  natflrliche  Aequitas  jederzeit  beachten,  so  würde  das  bei- 
den zu  hohem  Buhme  und  den  Völkern  zu  groszem  Yortheile 
gereichen. 

3.  Alle  Menschen   sind  als  Menschen  sich  gleich,  die 
Menschennatur  und  die  Menschenwürde  sind  der  ganzen  Gat- 
tung gemeinsam.    Wir  sind  alle  mit  einem  wesentlich  gleich- 
artigen irdischen  Körper  ausgerüstet,  und  hinwieder  aUe  mit 
einem  unsterblichen  Geiste,  der«  in  diesem  Körper  wohnt;  wir 
alle  sind  mit  der  einen  Seite  unseres  Wesens  Geschöpfe  der 
Erde,  mit  der  andern  Kinder  des  göttlichen  Geistes.     Daher 
gibt  es  allerdings  Bechte,  die  Allen  wirklich  gleich  sind,  wahre 
aus  der  menschlichen  Basse  folgende  Menschenrechte,  sei 
es  schon  angeborene,  sei  es  erst  durch  die  gemeine  Entwicke- 
lung  der  Cultur  der  Menschheit  neu  erworbene  oder  ausge- 
bildete.   So  die  meisten  Bechte  des  Privatrechts,  welches 
daher  auch  in  hohem  Grade  und  wie  wir  deutlich  erkennen 
können,  mehr  und  mehr  den  Charakter  eines  allen  gleichmäszig 
zugänglichen  und   gemeinmenschlichen  Bechtes  annimmt,  wie 
die  Bechte  der  Persönlichkeit,  der  Verwandtschaft,  des  Eigen- 
thums,  des  gemeinen  Handels  und  Verkehrs.    Weniger  allge- 
mein and  gleich  sind  die  politischen  Bechte.    Das  ist  aber 
nicht  ein  Mangel  derselben,  sondern  der  Natur  des  States  ge- 
mäsz,  denn  dieser  als  eine   organische  Ordnung  der  Gte- 
sammtheit  selbst  beruht  wesentlich  auf  den  Unterschieden 


Alle,  sondern  f&r  die  Ungleiolieii.  Die  Menschen  aber  beachten  das 
YerhUtniss  der  Personen  nicht,  und  nrtheilen  dämm  falsch.  Die  ür- 
Mohe  dessen  ist,  dass  das  Urtheil  sie  selber  betrifft,  denn  wohl  die 
meisten  sind  schlechte  Richter  in  eigener  Sache/* 

BlvBtiehll,  allfMMiBM  StalorMht    U.  34 
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in  dieser.^  Daher  tritt  hier  das  ungleiche  Beeht  dar  Oe- 
schlechter  und  des  Alters  viel  bedeutender  herror  als  im  Pri- 
vatrecht, und  auch  unter  den  Organen  der  Statsmaeht  imd 
unter  den  Statsbflrgem  zeigen  sich  die  wichtigste  naihwen- 
digen  oder  wohlbegrOndeten  Unterschiede  der  Berechtigiaig. 
Auch  der  Stat  wird,  und  je  humaner  er  wird,  desto  Tollstiii- 
diger  in  seiner  politischen  Einrichtung  und  Gcstaltiing«  die 
gemeinsame  menschliche  Natur  aller  seiner  Olieder  t<»sii8 
ehren,  und  daher  weder  den  Mächtigsten  über  diese  Sphire 
hinaus  zum  Gott  erheben,  noch  den  Schwächsten  und  Nied* 
rigsten  dem  Thiere  gleich  stellen/  Im  übrigen  aber  wird  er 
je  nach  den  verschiedenen  Gegensätzen  in  der  Natur  und  je 


*  Vgl.  oben  Bnoh  IT,  0.  9,  8.  330.  Cicero  de  R«p.  L  34:  „< 
par  habetur  bonos  summiB  et  infimis,  qui  sint  in  omni  populo 
est,  ipaa  ctequüaa  iniquiasima  fit^  Auob  Hegel  bat  das 
Werke  IX,  8.  150:  „Vor  dem  Gesetz  gelten  allerdings  all«  IndiridiieB 
gleich,  aber  Gleichheit  im  Statsleben  ist  etwas  TÖUig  UnrnSgüobet.**  Tgl. 
auob  Bentbam's  Werke  I,  8.  554,  der  siob  fiber  die  GloiafaJieiiswvtk 
der  französischen  Revolution  als  über  eine  arge  Dummbeit  lustig  naefat, 
so  sehr  radioal  er  sonst  selber  ist. 

*  Die  etwas  nnrSmiscb  gehaltene  Rede,  welche  Die  Caisins  (Uli 
den  Agrippa  zur  Yerherrliohnng  der  Rechtsgleichheit  halten  Usst»  tagt 
doch  im  Grande  nur  das:  i,Die  Reohtsgleichbeit  (iaarofM)  bat  aiehl 
allein  einen  wohlgefälligen  Namen,  sondern  ist  auch  in  der  Thal  «a 
gerechtes  Yerlangen.  Weszhalb  denn  sollten  die,  welche  dieselbe  Kater 
empfangen  haben  und  dem  nftmliohen  Yolksstamme  angeb5rea,  die  la 
denselben  Sitten  erzogen,  nach  den  gleichen  Gesetzen  gebildet  werdce 
sind,  und  in  gleicher  Weise  ihren  Körper  und  ihren  Qeht  dem  Täte'- 
lande  weihen,  nicht  ebenso  an  allen  Dingen  gemeines  Recht  haben? 
Wie  sollte  sich  unter  diesen  ein  anderer  Vorzug  auszer  der  auf  Tagcad 
gegründete  rechtfertigen  lassen?  Aus  gleicher  (Geburt  erwAehst  aaah 
gleiches  Recht.  Wem  dasselbe  zuTheil  geworden,  der  erflrevt  ach  des- 
sen, wer  desselben  entbehren  musz,  den  schmerzt  der  Terloit.  Die 
ganze  Menschheit,  weil  Ton  den  Göttern  geschaffen  und  hiawieder  za 
den  Göttern  zurfickkehrend,  blickt  aufwftrts,  und  wül  nicht  in 
Ziehungen  der  Herrschaft  eines  Einzelnen  unterworfen  sein,  «ad 
sich  dagegen,  dasz  die  Hüben,  die  Gefahren  und  die  YerwendoBgaa 
allen  gemeinsam  getragen,  dagegen  die  Yortbeile  einem  Kineehien 
bebalten  werden.*' 
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nach  der  Art  seiner  besondem  Verfassungen  mehr  oder  weniger 
Verschiedenheiten  des  Rechtes  anerkennen,  ohne  dadurch  irgend 
mit  dem    natürlichen  Princip  der  Aeqnitas  in  Widerspruch  zu 
gerathen.     Es  ist  eine  Eigenthtimlichkeit  der  demokratischen 
Statsform,  dasz  sie,  die  voraus  auf  gleichen  Verhältnissen  der 
groszen  Mehrheit  ruht,   vorzugsweise  auch  allen  Statsbflrgem 
möglichst  gleiche  politische  Rechte  einräumt;   und  eine  Be- 
sonderheit der  Aristokratie,  dasz  sie  dagegen  das  höhere  Recht 
der   ausgezeichneten  Minderheit  betont.    Der  wahren,  gleichen 
menschlichen  Gerechtigkeit  nähert  sich  jene  aber  nicht  schon 
um  ihres  Strebens  willen  nach  allgemeiner  Gleichheit,  sondern 
wie  diese  nur  insofern  an,  als  das  natflrliche  Recht  dort  der 
regierten  Minderheit,   hier  der  untergeordneten  Mehrheit  der 
Bevölkerung    ebenfalls  je  nach  den  wahren  Verhältnissen  ge- 
schätzt wird.    Die  lauten  Forderungen  der  objectiven  Rechts- 
gleichheit  auch  in  den   politischen  Rechten   der   Statsbürger 
sind  daher  nicht  etwa  Folgerungen  aus  einem  natfirlichen  und 
allgemein  menschlichen   Rechtsprincip ,  sondern  Zeugnisse  fQr 
die  Macht  des  demokratischen  Geistes  in  unserer  Zeit,  welcher 
in  den  Verschiedenheiten  der  ständischen  Gliederung  ein  Hin- 
dernisz  seiner  Herrschaft  erkennt,  und  aus  gleichem  Grunde 
auch  die  Eintheilung  und  Abstufung  der  Bevölkerung  je  nach 
Vermögen,  Alter,  Bildung  u.  s.  f.  bekämpft.^ 

^  E.  Bvrke,  Betrachtungen  n.  s.  f.:  „Glauben  Sie  mir,  die,  welehe 
AUes  nireltiren  woUen,  fOrdern  die  wahre  Oleiohheit  nicht.  AUeStaten 
sind  aus  yersohiedenen  Kreisen  und  Schichten  der  Bewohner  zusammen- 
gesetst,  und  ein  Kreis  niusz  übergeordnet  sein.  Die  NiveHirer  (the  le- 
▼ellers)  yerlndem  und  yerkehren  daher  nur  die  natürliche  Ordnung  der 
Dinge,  sie  werfen  das  gesellschaftliche  Geb&ude  um,  indem  sie,  was  die 
Solidit&t  des  Baues  als  festes  Fundament  auf  dem  Boden  erfordert,  hoch 
in  die  Luft  renetsen.**  Gents  Aber  polit.  Gleichheit  in  den  ausgew. 
Schriften  Y,  8.  241:  „Die  Ungleichheit,  welche  aus  den  persönlichen 
Kriften  und  Talenten,  aus  der  Ersiehung,  aus  dem  erworbenen  und 
selbst  aus  dem  ererbten  Reiohthum  herstammt,  wurde  lange  mit  einer 
gewissen  Schonung  behandelt;  nur  die  letzten  Ausschweifungen  des  Fa- 
nattsmas,   nur  die  letzten  Missethaten  der  Demagogie   rissen  sie  endtich 
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4.  Alle  Mensehra  siod  binwieder  als  IndiTidvea 
gleich.  Die  gemeinssune  Basae  Terbindet  die  Meoadum  alle 
zu  Einer  Oattung,  die  indindnelle  Bernndeilieit  imtendMidä 
wieder  jeden  von  dem  andern.  Da  sind  nie  zwei  völlig  ^öd, 
sogar  die  Zwillinge  nicht,  die  gleichzdtig  erzengt  und  gebir 
gen  wurden.  Das  Becht  mnsz  die  beiden  Wahrheitai  mgleidi 
anerkennen  und  darf  nicht  einseitig  wedw  die  Gleidilittt  wA 
die  Verschiedenheit  allein  beachten.  Auch  das  PriTatrecht 
thnt  das.  Die  Formen  zwar  des  Vermögens  L  B.  aiad  fftr 
Alle  dieselben,  wie  die  körperliche  Basse  für  Alle  die  gkicbe 
ist,  aber  diese  Formen  werden,  wie  der  Körper  von  ctom  Geiste, 
so  von  der  Mannichfaltigkeit  des  individuellen  Ldiens  anend- 


mit  in  den  Sirndel  hinein.    Aber  die  ÜBteneliiede,  weiefae  nut 
litisohen   Yerfessnng    des  SUts  snaammenhingen ,   die  €lndnftio] 
Banges,  aUes  was  ftnssere  Anueiohnnng,   erbliche  Würde, 
gehen,  Rang  nnd  Titel  yerlieh,  konnte  fielbst  ror  den  gemlasigteB  Grand- 
sfitsen   nicht  Gnade  finden.    Die  Klagen  Aber  Distinelionen  dieser  Art 
sind  am  so  grandioser,  weil  es  noch  nie  eine  Terftssnng  gegeb—  hat, 
und  Tielleicht  Iceine  geben  kann,  worin  nicht  die  politisehe  Ungleiehhcit 
der  Bfirger  ein  Fnndamontalartikel  gewesen  wäre."  TgL  auch  die 
gesunden  Sprache  in   dem  Bache  Je  gas  Sirach  C.  38  und   39 
diese  Materie.    Z.  B.  38,  25:   „Wer  die  Schrift  lernen  Mfl,  der 
keiner  andern  Arbeit  warten,  nnd  wen  man  lehren  toll,   der  mw 
nichts  za  thon  haben.  26.  Wie  kann  der  der  Lehre  warten,  der  pflflgea 
masz,  nnd  der   gerae  die  Ochsen  mit  der  Geissei  treibt,  uad  mal  der- 
gleichen Werken  nmgehi,  nnd  weiss  nichts,  denn  ron  Oohsesi  s«  redca. 
27.  Er  mass  denken,   wie  er  ackern  soll,  nnd  mnss  frfth  nnd  tpftt  dtt 
Kühen  Futter  geben.    28.  Also  auch  die  Tischler  and  ZimoMtlenfte,  die 
Tag  nnd  Nacht  arbeiten.    35.  Diese  alle  trösten  rieh  ihres 
nnd  ein  jeglicher  fleiszigt  sich,  dasz  er  seine  Arbeit  könne.    3& 
kann  ihrer  in  der  Stadt  nicht  entbehren.    37.  Aber  man  knm 
gend  hinschicken,   sie  können  der  Aemter  anch  nicht  warten, 
der  Gemeine  regieren."    Der  Gleichheitsdrang  der  nenwn  Zeil 
relative  Begründung  in  den  mannichfaltigen  Ungleieliheiten  des  JGtttl- 
alters,   die  ihren   früheren  Sinn  rerloren  hatten.    Dais  aber  neben  4m 
Gleichheit  der  natürlichen  Grandlage  anöh  die  Teneluedettheit  der  Rat- 
Wicklung  berechtigt  sei,  hat  selbst  Mirabean  wohl  begriffen.    Lewiti, 
Leben  Mirabeau'a  I,  S.  490.  Vgl.  Blnntschli,  Art  aristokratisehe  asi 
demokratische  Ideen  im  dentschen  StatswÖrterboch. 
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lieh  Tenchieden  erfttllt,  und  so  hat  jeder  wieder  anderes  Ver- 
mögen als  der  andere.  Das  Statsrecht  legt  einen  noch  ent- 
schiedeneren Nachdruck  auf  diese  Verschiedenheit.  Die  indi- 
viduelle Tüchtigkeit  nnd  Fähigkeit  übt  in  demselben  nicht 
blosz  den  Einflusz  aus,  dasz  der  Ausgezeichnete  etwa  eine 
gröszere  Masse  Ton  Rechten  erwirbt,  wie  der  gewandte  Eauf- 
mann  im  Privatrecht,  sondern  dasz  gewisse  Arten  von  politi- 
schen Bechten  selbst,  z.  B.  Beamtungen,  Deputirtenstellen  u.  s.  f. 
nur  den  individuell  Ausgezeichneten  zukommen  dürfen. 

Die  Rechtsgleichheit  und  die  Rechtsverschieden- 
heit gehören  somit  zusammen.  Unter  gleichen  Voraussetzungen 
ist  jene,  unter  ungleichen  diese  gerecht. 


Siebentes  Gapitel. 

B.  Recht  zu  Petitionen  und  Beschwerden. 

Das  Recht  der  Bewohner  eines  Stats,  sowohl  der  Stats- 
regierung  als  ien  übrigen  verfassungsmäszigen  Organen  des 
Stats,  namentlich  auch  dem  gesetzgebenden  Körper,  theils  ihre 
Bitten  und  Wünsche,  theils  ihre  Beschwerden  vorzutra- 
gen über  Verhältnisse,  welche  irgendwie  in  deren  Gompetenz 
gehören,  scheint  so  natürlich  und  zugleich  so  unverfänglich 
zu  sein,  dasz  schwer  zu  begreifen  ist,  wie  dasselbe  noch  in 
neuem  Zeiten  in  europäischen  Monarchien  und  Republiken  mit 
entschiedener  Ungunst  betrachtet,  und  die  üebung  desselben 
wie  eine  strafbare  Neuerung  und  Anmaszung  behandelt  wurde. 
Wirklich  grosze  Monarchen  haben  von  jeher  offene  Ohren  ge- 
habt für  die  Bitten  und  Klagen  ihrer  Unterthanen,  und  diesen 
die  Wege  eröfihet,  zu  ihnen  zu  gelangen.  Und  was  von  diesen 
gut,  das  steht  auch  unter   ähnlichen  Voraussetzungen  allen 
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andern  Organen  des  Stats  wohl  an.  £b  kann  dieseo  nur  er- 
wünscht sein,  wenn  sie  so  in  Kenntnisz  gesetzt  werden  von 
den  Stimmungen  und  Begehren,  durch  welche  die  Gemuther 
bewegt  werden,  und  gewisz  it^t  es  ein  Uebermasz  uumnsck- 
licher  Tyrannei,  wenn  die  Begierten,  für  deren  gemeine  Wohl- 
fahrt die  Obrigkeit  zu  sorgen  berufen  ist,  nicht  diiiiial  dies« 
bitten  und  ihr  klagen  dürfen,  während  doch  sogar  der  Sklaie 
gegen  den  Herrn  das  in  der  Begel  darf.  In  einem  State,  io 
welchem  politische  Freiheit  nicht  eine  leere  Phrase  ist,  ver- 
steht sich  dieses  Becht  von  selbst.  Die  neuem  Verlas- 
sungsurkunden  haben  dasselbe  häufig  ausdrücklich  niui  ge- 
währleistet J 

Natürliche  Schranken  des   Petitionen-  und   Besdiwerde- 
rechtes  sind:' 

^  In  der  Bill  der  Rechte  Tom  Jahr  1689  wird  es  ah  ein  alieng- 
lisohes  Recht  nea  gewährleistet,  „dasz  es  ein  Recht  der  Uniertiiaaei 
ist,  ihre  Petitionen  an  den  König  zu  richten,  und  dasz  «Ue  Yerhaftangeg 
nnd  geriohüiohen  Verfolgungen  für  solches  Petitioniren  nngesettlidi  sind.^ 
Spanische  Yerf.  §.  3.  Portugiesische  S*  1^»  28:  ,,Jeder  Birgtr 
kann  schriftlich  der  gesetsgebenden  oder  yoUziehenden  Qewalt  Aniprftche, 
Klagen  oder  Bittschriften  yorlegen,  wenn  sie  irgend  eine  YerletsiiBg  der 
Yerfassung  aufdecken,  und  dabei  die  wirkliche  Yerantwortliehkeit  der 
Uebertreter  bei  der  gehörigen  Behörde  auffordern. '^  Hollindiicb« 
§.  9:  „Jeder  Einwohner  hat  das  Recht,  schriftliche  Bittschriften  an  die 
zuständigen  Behörden  einzureichen,  wenn  sie  persönlich,  und  nieht  im 
Namen  Mehrerer  unterzeichnet  werden;  das  letztere  kann  «Hein  tvb  Cor- 
porationen  geschehen,  welche  gesetzlich  zusammengesetzt,  oder  alt  sekhe 
erkannt  sind,  und  in  diesem  Falle  nicht  anders  als  über  Gegenstände, 
die  zu  ihren  gesetzlichen  Wirkungskreisen  gehören.''  Belgische  $.21^ 
„Jeder  hat  das  Recht,  an  die  öffentlichen  Behörden  Bittiehiiften  mit  der 
Unterschrift  tou  einer  oder  mehreren  Personen  einsureiohen.  Die 
gesetzten  Behörden  haben  allein  das  Recht,  im  gemeinsohaftliohen  N^ 
Bittschriften  einzureichen.'^  Griechische  $.  7.  Schweizerische 
BnndesTcrf.  §.  47.'  Deutsche  BeichsTerf.  Ton  1849,  §.  157.  nieder 
Deutsche  hat  das  Recht,  sieh  mit  Bitten  und  Beschwerden  tehrilllieh  aa 
die  Behörden,  an  die  Yolksrertretungen  und  an  den  Reichstag  Em 
den."    Preuszische  Yerf.  J.  32. 

'  Ygl.   im  Einzelnen  Rob.  t.  Mohl,   Statsreoht,   YdlkeiTeobt 
Politik  I,  S.  222  ff. 
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a)  dasz  dasselbe  nur  von  statsrechtlich  Yolljährigen 
T^ersonen  geübt  werde.  Das  Becht  ist  ein  persönliches,  nnd 
IkBim  daher  nur  wirklichen  Personen  zustehen,  welche  eine 
eigene  Meinung  haben,  nnd  zn  änszem  im  Stande  sind.  Als 
solche  gelten  z.  B.  willkürlich  veranstaltete  Volksversammlungen 
nicht,  wohl  aber  Körperschaften  aller  Art; 

b)  dasz  der  Inhalt  der  Petition  oder  Beschwerde  in  den 
Amtsbereich  der  angesprochenen  Gewalt  gehöre; 

c)  dasz  die  Perm  derselben  die  Achtung  nicht  verletze, 
welche  die  Petenten  oder  Beschwerdesteller  der  angesprochenen 
Gewalt  schuldig  sind,  noch  über  die  Schranken  des  öffentlichen 
Anstandes  und  der  guten  Sitte  hinausschweife. 

In  neuerer  Zeit  sind  die  sogenannten  Ansprachen 
(Adressen)  hftufig  an  die  Stelle  der  eigentlichen  Petitionen 
getreten.  Es  sind  das  nicht  Begehren  und  Bitten,  sondern 
blosze  Aeuszerungen  der  Stimmung  und  Meinung,  bald  der 
Freude  und  des  Dankes,  bald  der  Unzufriedenheit  und  der  Misz- 
bUligung.  Auch  dagegen  ist  an  und  für  sich  nichts  zu  haben. 
Nur  ist  gerade  hier,  da  leicht  der  Ansprechende  das  richtige 
Yerhältnisz  zu  dem  Angesprochenen  übersieht,  und  in  Misz- 
achtung  desselben  verfällt,  um  so  strenger  auf  die  Form  zu 
halten,  und  sind  unbescheidene  Zuschriften  der  Art  nicht  zu 
dulden. 

Ein  Miszbrauch  dieses  Bechtes  ist  fast  nie  zu  fürchten, 
wenn  nur  Individuen  für  sich  petitioniren,  eher  wenn  die  Par- 
teien durch  Aufregung  eines  Petitionen-  oder  Adressen- 
sturmes die  Massen  sammeln,  und  nach  dem  bezeichneten 
Ziele  ftthren.  Dann  werden  gleichartige  Zuschriften  von  dem 
leitenden  Ausschusse  der  Partei  durch  das  ganze  Land  von 
Haas  zu  Haus  verbreitet  und  um  Unterzeichnung  geworben. 
Auch  eine  blosze  Parteimeinung  kann  unter  Umst&nden  so  den 
Schein  der  Yolksmeinung  annehmen,  und  sogar  zu  solcher 
werden,  und  die  Petition  oder  Adresse  zu  einer  groszen  Auto- 
rität und  Macht  heranwachsen.    Eine  starke  Begierung  und 
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mh  ihre  t^fMe,  rielfekfek  tiiiigtt  D 
jqiticJvt«  f<v  de»  \H9mgt  der  ftüwilichf 
VeriMte  »Mi  ixdizcilkhe  TcrkoMknag  dn 
tiTiduJfUii  kAuM»  daher  ia  grooer  6c£ikr  fidkkfci  bMIiij 
w^rdeo^^  ifiod  aber  immer  mjaglich,  tlwib  vdl  sie  cne  aiim- 
liebe  Yolkifreibeii  liimmwi,  tbeib  wefl  sie  die  MeBge  ns 
Bebarreo  and  za  grSsierem  Eifo  ia  da  i  ia^i  a<  M^gi  1 1 1 
Kicbtong  feizeo.  Besaa  ist  es  dalier,  wemi  die  Letter  des 
State  zor  reebten  Zeit  die  geeigneten  MasErq^  treffsB,  am 
daa  Oewitter  zn  zertbeilen,  oder,  wenn  es  nnrennddlkb  i»t 
den  Stnnn  wflrdig  zn  bestehen. 


Achtes  Gapitel. 

C.  Dm  YareiiiBreoht. 

Das  Recht  der  Barger,  zu  Vereinen  znsanunenzntreten 
und  gemeinsame  Zwecke  zn  fördern,  ist  zunftchst  ein  einfiMbes 
Privatrecht,  insofern  diese  Zwecke  dem  Priratleben  ange- 
hören, z«  B.  literarische  Unternehmungen  oder  geselliges  Yer- 
gndgen ,   oder   Uebung   der   Wohlth&tigkeit   betreffen.    Eine 


•  Rttekiiehlen  d^rAH  hatlm  die  eidgeiidstiselieB  MM«  sekoi 
ti^t  venuikMl,  in  dMi  io|[»— Mitea  SISMTTwI-nM— im  aUc^Aateiet* 
se  vtr^leu «  „wovon  Sobudea,  Avfrvkr  odsr  üafiif  aiitolaa«»  ■geJili,'* 
»iae  Yorordtt)itte>  ^i*  mdoesoa  spilsr  oft  iv  ÜBtordrSekne  baisthMsto 
HiHoo  and  Be«obwordoa  «bsbrwMki  wotdea  nt  TgL  Blaattekli. 
loawvkor.  Hiuidiiaraohl  I,  8«  154  ff. 
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schon  in  den  natflrlichen  Bechtsyerhftltnissen  begründete  Kegel, 
dasz  dieselben  der  Genehmigung  des  Stats  zu  ihrer  Existenz 
bedürfen,  gibt  es  nicht.^  Die  germanischen  Völker  haben 
die  Freiheit  solcher  Yereinsbildung  von  jeher  als  ein  natflr- 
liches  Becht  freier  Männer  betrachtet  und  fast  zu  allen  Zeiten 
und  überall  geübt 

Eine  besondere  Berücksichtigung  aber  erfordern  die  poli- 
tischen Vereine,   insofern  als  ihr  Dasein  und  ihre  Wirksam- 
keit auf  das  politische  Leben  des  Stats  und  des  Volks  nähere 
Beziehung  hat    Auch  in  dieser  Beziehung  hat  das  englische 
und  nordamerikanische  Statsrecht  die  Vereiusfreiheit  fortwäh- 
rend als  selbstverständlich  anerkannt;  indessen  haben  auch  da 
die  politischen  Vereine  thatsächlich  erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  XVIII.  Jahrhunderts  eine    gröszere  Bedeutung  erlangt.' 
Auf  dem  absolut  regierten   europäischen  Gontinente  dagegen 
galten   damals  die  politischen  Vereine  als  unerlaubt,  weil  für 
die    obrigkeitliche  Gewalt   gefthrlich.    Erst  die  französische 
Constitution  von  1791  (Tit.  1)  prodamirte  das  freie  Versamm- 
lungsrecht und  damit  auch  das  Vereinsrecht  der    friedlichen 
Bürger;  aber  die  gräulichen  Wirkungen  der  Glubbsherrschaft, 
die  nun  in  Frankreich  eintrat,  reizte  wieder  zu  beschränkenden 
Oesetzen.     Die  Napoleonische  und  die  spätere  Bourbonische 
Oesetzgebung  hielten  die  Begel  fest,  dasz  politische  Vereine 

*  Der  franxSsisohe  Code  p6nal  $.  291  hat  eine  solche  Besohrän- 
knng  aller  Yereine ,  die  (Sber  20  HitgUeder  und  periodische  Yersamm- 
lungen  haben,  eingef&hrt.  Sie  wurde  noch  ausgedehnt  durch  dasGeseti 
Tom  10.  April  1834.  Vgl.  Klimrath  in  der  Zeitschrift  Ton  Mitter- 
mai er  TU,  8.44  ff.  Gani  Torkehrt  ist  die  neue  Theorie  Ton  L.  Stein 
(Yerwaltnngalehre  I,  8.  226  ff.  539  ff.)t  welche  die  Vereine  lu  Orgunen 
der  „StatsTcrwaltung^  macht,  und  demgemasi  der  Regiemngigewalt  t51- 
lig  onterordnet.  Die  Thütigkeit  der  PriTatpersonen  wird  nicht  dadurch 
schon  Statsthätigkeit,  dasi  sie  Ton  mehreren  PriTaten  in  Yerhindung 
geflbt  wird.  Die  Zahl  der  Theilnehmer  ist  unerhebHoh  für  den  recht- 
lichen Charakter  der  Geschftfte. 

<  Vgl.  Buckle  Qesch.  der  engl  Cirilis.  I,  S.  373.    Ernest  May 
Yer£-Gesch.  Baglands,  übers.  Ton  Oppenheim  II,  8.  106. 
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nar  mit  Begierongsgeiiehiiiigiiiig  erhabt,  d.  1l  mnichst 
lanbt  seien.'  Das  Jahr  1848  brachte  far  Frankreich 
dings  die  Yereiosfi^iheit ,  aber  wieder  nur  far  einen  M< 
wenige  Monate  spftter  wurde  ein  sehr  strenges 
▼om  28.  Jnli  1848  erlassen,  das  erst  im  Jahre  1868  eimge  WH-- 
rang  erfuhr.  In  Deutschland  wurden  in  aufgef^ten  Zeita 
einige  Versuche  von  politischer  Yereinsbildiing  gemacht,  abe* 
trafen  bald  auf  polizeiliche  Hemmnisse.  Der  deutsche  Bernds- 
tag  verbot  am  5.  Juli  1832  geradezu  alle  politischen  Yveine. 
Erst  die  Revolution  von  1848  fährte  den  Omndsatz  der  Ye- 
einsfreiheit  auch  in  die  deutschen  Yerfassungen  ein.^  Frfiher 
ist  dieselbe  in  andern  europäischen  Staten  anerkannt  werden.^ 


'  GoDStit.  Ton  1795.  $.  362:   „Ancone  80oi6t6  putieiili^re,  i\ 
pant  de  questions  politiqnes,  ne  pent  eorrespondre  «ree  vne  aaftr 
i^affilier  k  eile,    ni  tenir  des  g^noes  publiqnes,  —  ni  imposer  de« 
ditions  d^admission    et  de  T^gibilit^,   ni  s^arroger  des  droits  d^exeivioB. 
ni  fdire  porter  k  ses  membres  ancirn  signe  ext^rieor  de  lenr  assoeiatioB.^ 

«  Deutsche  ReiohsTerf.  Ton  1849,  §.  162:  Die  DevlMheB  haket 
dH8  Recht,  Vereine  zu  bilden.  Dieses  Recht  loU  durch  keiae  forbea 
genden  Maszregeln  beschränkt  werden.  Oesterreichische  Gmad- 
rechte  t.  1849,  §.  7:  „Die  österreichischen  Statsbfirger  haben  das  Recht, 
Bich  SU  versammeln  und  Vereine  zu  bilden,  insofern  Zweok,  Mittel  oder 
Art  und  Weise  der  Versammlung  oder  Vereinigung  weder  reoktswidrif 
noch  statsgefährlich  sind.  Die  Ausübung  dieses  Rechtes,  sowie  die  Be- 
dingungen, unter  welchen  Geaellschaftsrechte  erworben,  ausgeflbt  oder 
Terloren  werden,  bestimmt  das  Gesetz.^^  Das  Ssterr.  Grandgeeets 
21.  Deo.  1867  enthält  nur  den  ersten  Satz  und  Torweist  im 
auf  die  Gesetsgebung.  Preuszische  Verf.  §.  30:  „Alle  Preasiwi 
das  Recht,  sich  zu  solchen  Zwecken,  welche  den  Btrafgesotain  aieht 
zuwiderlaufen^  in  Gesellschaften  in  yereinigen.  Das  Gesetz  regelt  iai* 
besondere  sur  Aufrechthaltung  der  öffentliehen  Sicherheit  die  Ansibaag 
des  —  Rechts.  Politische  Vereine  können  Beschrinknngen  loid  Tartber» 
gehenden  Verboten   im  "Wege  der  Gesetzgebung  uiterworfeB  werden.* 

»  Belgische  Verf.  §.  20:  „Die  Belgier  haben  das  Beekft,  sieh  st 
GesellBohaften  zu  yereinigen;  dieses  Recht  darf  keiner  YOfgreifeadsi 
Massregel  unterworfen  werden.^'  Holländische  §.  10:  „Dsts  Reckt 
der  Einwohner  zur  Vereinigung  und  Versammlvng  wird  anerkanai  Du 
Gesets  regelt  und  beschränkt  die  Avsfibung  dieses  Rechtes  in  seiner  Be- 
ziehung zur  öffentlichen  Ordnung/^   8ohweiseriseheBwidetrerf.§.46: 
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Die  Vereine  unterscheiden  sich  von  den  Körpersdiaften 
und  Gemeinden  des  Statsorganismus  durch  den  Mangel  stats- 
rechtlicher  Persönlichkeit.  Sie  bilden  ein  unorganisches 
Element  im  Stat,  wenn  gleich  sie  in  sich  organisirt  und  zu- 
weilen eine  politische  Macht  sind.  Yen  bloszen  politischen 
Versammlungen  aber  unterscheiden  sie  sich  durch  ihre  Fort- 
dauer, und  Yon  politischen  Parteien  durch  ihre  Organisation. 
Sie  haben  einen  gesellschaftlichen  Gharacter,  indem  sie 
auf  freiem  Ein-  und  Austritt  einzelner  Individuen 
zu  gemeinsamen  Zwecken  beruhen. 

Die  politische  Yereinsbildung  setzt  ein  bedeutendes  Masz 
von  persönlicher  Freiheit  der  Bflrger,  ein  lebhaftes  politisches 
Bewusztsein  auch  auszerhalb  der  amtlichen  Kreise  und  die 
verbreitete  Neigung  voraus,  selbstthätig  mitzuwirken  zur  Er- 
reichung politischer  Zwecke.  Sie  kann  also  nur  in  einer  freien 
Nation  gedeihen,  welche  zur  Selbsthülfe  entschlossen  ist.  Sie 
entbindet  und  entwickelt  mancherlei  verborgene  und  zuruckge^ 
haltene  Yolkskr&fte  und  kräftigt  das  Parteileben  sowohl  als 
gemeinnüt^liche  Strebungen.  Aber  unter  Uniständen  kann  sie 
auch  eine  grosze  Gefahr  werden  für  die  Sicherheit  des  Stats, 
für  die  Autorität  seiner  regelmftszigen  Organe  und  für  die 
Hechte  derer,  gegen  welche  vielleicht  die  Feindschaft  der  Yereine 
sich  richtet.^ 

„Die  Büiger  haben  das  Beohi,  Yereine  la  bilden,  sofern  solohe  weder 
in  ihrem  Zweck  noch  in  den  dafür  bestimmten  Mitteln  rechtswidrig  oder 
statsgef&hrlich  sind.  Ueber  den  Misabrauch  dieses  Rechtes  trifft  die 
Cantonalgesetzgebnng  die  erforderlichen  Bestimmungen.^* 

*  Der  Bepoblikaner   Washington  äusierte  sich  in  einem   Briefe 
Tom  30.  Sept,  1786  über  die  politischen  Yereine:  ),Im  Allgemeinen  habe 
ich  eben  so  viele  schlimme  als  gnte  £r£ahmngen  von  Gesellschaften  er- 
lebt 9  wie  die,  deren  Yerfassung  Sie  mir  mittheilen.    Sie  sind  eine  Art 
Stat   im  State   (Imperium  in  imperio)   und   behindern  die   öffentlichen 
Masxregeln  eben  so  oft,  als  sie  dieselben   unterstütaen.    Ich  bin  kein 
Freund  solcher  Yereine,  ausser  wenn  es   sich  um   locale  Massregeln 
handelt,  welche  ganz  oder  su  grösserem  Theile   Ton  dem  Beiirk  der 
einzelnen  Grafschaften  umschlossen  werden/* 


\M  Bwpteittei.  iminnsh  4ie 
S^cmm  »  ihm  SffcnMifcf  n  Uten  fvaneiit,  äad: 

a>  l'olituriie  Yenm^r  tetii  Zweek  <Nbr  Mittel 
4m(  8trafge0etzgebfiig  ferbotai  riad,  oder 
nfihm  ih  geneitte  BecbtsordnuHg  yerletxei,  mmä  mdt 
zn  AnUfm.  Diese  BeadbriataBg  wird  aOgteBen  agofeiBieft. 
Urt  aber  olTeiilMr  m^eBigind.    Ueberdem  darf 

b)  der  StatsregiervDg  das  Be^  aUt  Waliiile«  Ver- 
den, and)  fokfae   Vereise  aofzalSsea,  die  okae  ^^uii uii  des 
Htrafricbter  zu  reifalleo,  eiiie  statagefahrlieke   Bithluag 
rerfolgen.    Dem  lodiridmiiD  ransz  ea  frei  stAea,  enw  Gesa- 
nong  %n  haben  und  zu  bekenaen,  weldie  mit  dea  ■iwiliain 
VerfaaniDgagnmdafttz«!  in  direetem  Widenpradie  akdit;  ahff 
Varelnei  die  ein  politiadiea  Prindp  bekennen,  wd^ea  aanr- 
ainbar  iat  mit  dem  Statapfrindp,  z.  B.  repnUikaaiadie  YerciM 
tn  dar  Monarchie,  monarehiache  in  der  BepnbKk,  für  den  C^»- 
muniamua  in  einem  modernen  Cnltaratat,  sind  feindlidie  Heen, 
die  aloh  unter  einer  Fahne  sammeln,  nm  die  Statnordane 
unuuwDzen«    Eine  Begierong,  welche  dieaelbea  aidit  za  be 
kAmiifen  wagt,  wenn  sie  irgend  gefUirlicb  sind,  leistet  damit 
auf  ihre  Kiiatenz  im  Princip  Yenicht^    Aber  ee  darf  dieaes 


*  Winbiftf  Ua  aUr  die  „desokraÜMheB*' Ycrme  in  «omb  Bhef 
yim  '.nv.  Auf.  17^4:  Jeli  aweia«  aMt,  dMs 
U»»»lb»a»me   f«to  AKtielilMi  Im^mi,   nd 
|*teii#  «(««♦•,   »b#r  ft   bl  fir  dW,  w«M«  de«  Chanktar 

ivk  ^^«iA|4«»  düM  dWaeib««  tini  Kslig««  nd 
<Wff  «kr«|i«r<l»yltoW«  TMdeu  {MÜfM  wd« 
imhA  d^  YvrdMklM   a^f^a  dW  n>gitiBM^ 
^imA  ^lae«»  dM«  di««#  L»lkff«a  fiaftaHirfc 

ilvi»>lidMJW»  di#  IgHalioniiMi^   k«I|««  ia 
«#ffd#ift»   w««»  «Mi  diettt^a  awM 
i»Jam*e^>i  wvdavek  «i#  aat  aaaa  Ki 
VaM  diMwa  #•  KalkaiaNif   teM  Vi 
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Segienmgsrecht  nicht  miszbraucht  werden,  nm  die  politische 
Parteibildnng  und  eine  erlaubte  Opposition  nnmöglich  zu  ma- 
chen, noch  um  das  Streben  nach  Beform  von  Verfassung  oder 
Gesetzen  zu  verhindern. 

c)  Abgesehen  von  dem  Zwecke  kann  schon  die  Form 
eines  Vereins  Bedenken  erregen,  und  die  Auflösung  desselben 
rechtfertigen.  Wenn  derselbe  nämlich  die  Eintheilung  des 
Landes  und  die  Gliederung  des  Volkes  nachbildend  sich  Aber 
das  ganze  Statsgebiet  oder  ganze  Provinzen  verbreitet,  und 
einen  innem  Organismus  hervorbringt,  durch  welchen  die 
überall  zerstreuten  Vereine  wie  Gemeinden  einem  Bezirks- 
oder Kreisausschusse  untergeordnet,  und  diese  hinwieder  von 
einem  Gentralausschusse  geleitet  werden,^  so  erscheint  eine  der- 
artige Verbindung  wie  ein  Stat  in  dem  State,  und  selbst  wenn 
der  Zweck  des  Vereins  löblich,  und  dieser  sogar  der  Stats- 
regierung  befreundet  sein  sollte,  so  kann  die  Existenz  dessel- 
ben doch  im  Widerspruch  sein  mit  dem  das  ganze  Volk  um- 
fassenden Stat.  Die  Vereinsmacht  concurrirt  dann  mit  der 
Statsmacht,  und  die  Vereinsregierung  ist  der  Bival  der  Stats- 
regierung,  oder  mischt  sich  mit  dieser  so,  dasz  diese  ihren 
reinen  Statscharakter  verliert,  und  zu  bloszem  partei- 
ischem Clubbregiment  herabsinkt. 

d)  Auch  Aber  solche  politische  Vereine,  welche  weder 
rechtswidrige  Zwecke  verfolgen,  noch  statsgefährlich  sind,  und 
sich  auch  in  zulässiger  Form  bewegen,  hat  doch  die  Statsre- 
gierung  ein  natfirliches  Becht  der  Aufsicht;  denn  da  ihr  die 
Leitung  der  öffentlichen  Dinge  anvertraut  ist,  so  hat  sie  auch 
das  Becht,  Verbindungen,  welche  sich  damit  ebenfalls  befassen, 

*  EiDglisobe  Gesetze  yon  1795  and  1798  nnterdagen  jede  Ueber- 
und  Unterordniug  in  den  Vereinen  und  alle  Delegirienversammlangen  yon 
Vereinen.  Die  deatsohe  Bundesreraammlung  hatte  sogar  ,  Jede  Verbindung 
mit  andern  Vereinen  als  nnstatthafl^*  untersagt  (Besohluss  vom  13.  Juli  1854). 
Die  Verbreitung  des  Nationalyereins  Aber  ganz  Deutsohliuid  wurde  aber 
durch  diese  kurzsichtige  Localisirung  der  Vereine,  wie  man  das  nannte^ 
nicht  yerhindert. 
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ZU  überwachen,  und  darauf  zn  sehen,  dasz  dieselben  nieht  die 
Schranken  erhiabter  Theilnahme  überschreiten.  Sie  kann  daher 
aas  Oründen  des  üffenilichen  Wohls  begehren,  dasz  ihr  die 
Statuten  der  politischen  Vereine  und  die  Namen  der  Vorsteher 
mitgetheilt  werden,  Einsicht  in  die  Protokolle  veilangen,  und 
für  ihre  Verordneten  den  Zutritt  zu  den  Verhandlungen  for* 
dem.  Solche  Vereine  sollen  die  Oeffentlichkeit  nicht  scheuen, 
und  geheime  politische  Vereine  sind  immer  verdächtig.  Wenn 
aber  dieses  Recht  der  Statsaufsicht  zu  einer  fortwährenden 
Polizeicontrole  ausgedehnt  wird  und  die  politischen  Vereine 
wie  verdächtige  Menschen  behandelt  werden,  wie  solche  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  vorgeschrieben  und  die  spätere  deutsche 
zum  Theil  nachgebildet  hat,  dann  wird  dadurch  das  freie  Ver- 
einsleben auf  einem  Umwege  der  Luft  beraubt  und  erstickt 


Neuntes  Gapitel. 

D.  Die  VoLkiTerstminlan^en. 

Es  ist  hier  nicht  von  organischen  Volksversammlungen 
die  Bede,  wie  sie  in  den  antiken  Bepubliken  und  in  den  ger* 
manischen  Staten  des  frühem  Mittelalters  abgehalten  wurden, 
oder  wie  sie  noch  in  den  Landsgemeinden  einzelner  schweize- 
rischer Demokratien  vorkommen,  auch  nicht  von  den  consti- 
tuirenden  Versammlungen  (Verfassungsacten) ,  wie  sie 
entweder  durch  die  Verfassung  selber  vorgesehen  oder  in  Zeiten 
der  Umgestaltung  eines  Stats  durch  die  freie  Initiative  des 
Volks  geschaffen  werden,*  sondern  von  freiwilligen,  nicht 

*  Ein  TortrefflioheB  Werk  Aber  diese  consiiturenden  Yeitttunlngfa 
ist  neuerlich  in  Amerika  enohienen:  J.  AI.  Jameson  tbe  eoBttitatiOB«) 
CoDTCDtioD.    Kew-Tork  1867. 


I 

L 
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L  dem  Statsorganismus  gehörigen,  öffentlichen  Versammlungen 
diebiger  Volksmassen,  deren  Zweck  die  Manifestation 
ner    politischen  Meinung,  eines  Wunsches  oder  einer  Forde- 
ing  ist,  wie  wir  sie  in  den  Zeiten   politischer   Aufregung  in 
srschiedenen   neuem   Staten   sich  plötzlich  anhäufen   sehen, 
iese  Volksversammlungen  sind  offenbar  eine  demokratische 
brscheinang,  aber  eine  unorganische.  Sie  sind  ihrer  Natur  nach 
reuiger  Volks-  als  Parteiversammlungen,  und  gewöhn- 
ich   werden  sie  zur  Parteidemonstration   benutzt.    Zwar 
dmmt  nicht  blosz  die  Partei  Antheil,  sondern  oft  auch  gröszere 
rheile  des  abrigen  Volks,  das  nicht  zum  voraus  schon  Partei 
genommen  hat.    Aber  die  Einladung   und  die  ganze  Lei- 
tung derselben  geht  regelmftszig  von  einer  Partei  aus.   Diese 
ist  es,  welche  die  Anordnung  bestimmt,  die  Vorschläge  machen 
and   begründen  läszt,  fflr  die  Redner,  zuweilen  auch  für  die 
Bravorufer  sorgt,  und  die  Ausführung  des  Beschlossenen  über- 
nimmt.   (Gewöhnlich   bemächtigt  sich  die  Partei  einer  popu- 
lären Frage,  und   indem  sie  eine  gefällige  Fahne  aushängt, 
und  die  ihrigen  in  Bewegung  versetzt,  sammelt  sie  so  um  sich 
her  gröszere  Schaaren.    Auch  eine  Menge  Indifferenter   und 
nur  Neugieriger  wird  herbeigelockt,  und  hilfk  das   Gewicht 
der  Masse   vergröszem.    Ist  die  Leitung  geschickt  und  das 
Ziel  klar,  treten  Redner  auf  die  Bühne,  welche  es  verstehen, 
das  Qemüth  der  Menge  zu  ergreifen  und  zu  stimmen,  so  ent- 
wickelt sich  leicht  während  der  Volksversammlung  ein  gewal- 
tiger Massengeist,  der  alle  Einzelnen  erfallt  und  fortreiszt, 
und  wie  ein  angeschwollener  Strom  jeden  Widerstand  anders 
Gesinnter  überfluthet  und'  bricht    Die  Menge  verläuft  sich 
zwar  wieder,  aber  der  empfangene  Impuls  geht  mit  ihr,  und 
theilt  sich  in  noch  gröszeren  Kreisen  der  Umgebung  mit.  Die 
Führer  aber  haben  oft  in  Einer  Stunde  eine  Autorität  gewon- 
nen, welche  ihre  bisherige  Bedeutung  vervielfältigt,  und  eine 
Macht  erobert,  vor  der  zuweilen  die  bestehende  Statsregierung 
erzittert. 
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Eb  gibt  keine  andere  Offenbarang  der  Offeniliehen  Mei- 
nung, welche  an  Stärke  nnd  Oewalt  dieser  gleichkommt  In 
groszen  Staten  freilich  wird  auch  sie  weniger  gefllhrlich 
sein.  Denn  es  wird  in  solchen  immer  nur  ein  kleiner  Theil 
der  Qesammtbevölkerang  daran  Theil  nehmen,  und  die  Begie- 
rung  hat  über  bedeutendere  Mittel  zu  verftlgen,  am  einem 
feindlichen  Streben  der  Art  entgegenzutreten.  Aber  sogar  in 
dem  freien  Qroszbritannien ,  in  einem  State,  wo  die  Achtni^ 
vor  dem  Gesetz  alle  Schichten  des  Volks  durchdringt,  nnd 
eine  mächtige  Aristokratie  die  öffentliche  Ordnung  stfltzt,  waren 
die  vonO'Gonnell  geleiteten  groszen  Bepealversammlnngen  der 
Irlftnder  (die  monster  meetings)  zu  einer  so  furchtbaren  Macht 
angewachsen,  dasz  die  Regierung  genöthigt  wurde,  fernere  Ver- 
sammlungen der  Art  zu  verbieten. 

In  kleinen  Staten,  und  vorzuglich  in  Bepnbliken,  haben 
solche  Volksversammlungen,  wenn  sie  zahlreich  besucht  nnd 
energisch  geführt  werden,  eine  (Gewalt,  welche  leicht  die  ganze 
Statsordnung  erschüttert.  Die  Verwechselung  liegt  da  sehr 
nahe,  dasz  die  grosse  um  eine  Partei  geschaarte  Menge  das 
Volk  selber,  und  dasz  ihre  ausgesprochene  Meinung  «Volks* 
Wille*  sei.  Die  unorganische  Versammlung  ist  da  auch  ge- 
neigter, sich  die  oberste  Macht  im  State  anzumaszen,  nnd  der 
unmittelbaren  Kundgebung  ihres  Verlangens  wagt  die  orga- 
nische Stellvertretung  des  Volkes  selten  zu  widerstehen.  Va*- 
sucht  sie  es,  so  erfährt  sie,  dasz  ihre  Krafk  gelähmt  ist  Und 
doch  ist  diese  Vorstellung  mit  jeder  Statsordnung,  anch  der 
rein  demokratischen,  unverträglich.  Hätte  jede  Volksversamm- 
lung der  Art  die  höchste  Gewalt,  so  wäre  das  eine  anarchische 
Ochlokratie,  kein  Stat  mehr.  Die  Schweiz  hat  seit  1830  eioe 
Reihe  von  Erfahrungen  der  Art  gemacht  Viele  Verfiissnageo 
und  viele  Regierungen  sind  durch  das  Mittel  solcher  Volksversamm- 
lungen und  in  entgegengesetzten  Parteirichtungen  gestflnt  wor- 
den, weil  sie  zu  schwach  waren,  um  dem  Anstoea  eines 
so   concentrirten  und  gesteigerten  Massengeistes  zn  begegnen. 
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In  ruhigen  Zeiten    kommen  sie  nicht   leicht  vor.     Eine 
gewisse  AufregUDg  nnd  Gährung  ist  ihre  natürliche   Unter- 
lage; in  kritischen  Zeiten,  wo  die  Leidenschaften  der  Parteien 
eDtzündet  sind,  und  die  Menge  gereizt  werden  kann,  erheben 
sie  sich  mit  valkanischer  Gewalt.    Auch  das  Verbot  ist  dann 
gefährlich,  wenn  ihm  nicht  grosze  Macht  Nachdruck  gibt.  Das 
Verbot   des  Beformbankettes  in  Paris   hat  die   äuszere  Veran- 
lassung gegeben  zu  dem  Ausbruch  der  Revolution,  welche  die 
Dynastie  der  Orleans,  und  das  Eönigthum   in  Frankreich  ge- 
stürzt hat.  Das  Gewährenlassen  ist  aber  nicht  weniger  gefährlich. 
Die  Schweiz  und  Deutschland  im  Jahre  1848  haben  diese  Er- 
fahrung  gemacht.    Sind  dieselben    erlaubt,  und  werden  sie 
von  einer  Partei  benutzt,  so  haben  die  andern  Parteien  kaum 
ein  anderes  eben  so  wirksames    Gegenmittel,  als    auch  ihrer- 
seits Volksversammlungen  zu  halten.     Die  Partei,   die   sich 
nicht  trauen  darf,  der  Gegenpartei  auch  auf  diesem  Gebiete 
gegenfiberzu treten,  ist  für  den  Moment  besiegt. 

Zwei  Systeme  lassen  sich  den  Volksversammlungen  gegen* 

über   statsrechtlich    wohl  begründen.     Das  eine'  ist  Verbot 

derselben  als  Regel, ^  Erlaubnisz  im  einzelnen  Fall  durch 

die  Regierung  als  Ausnahme.    Es  ist  das   freilich  auch  ein 

ziemlich  sicheres  Mittel,    dieselben  ganz  zu  beseitigen.     Für 

kleinere  und  schwache  Staten  verdient  dieses  System  darum 

den  Vorzug,  weil  dort  die  Gefahr  für  die  Sicherheit  der  Stats- 

ordnung,  für  die  Autorität  der  organischen  Stellvertretung  des 

Volkes  selbst,  und  für  das  Ansehen  der  gesetzlichen  Statsge- 

'  Für  die  Schweiz  Stanzerverkommnisz  von  14dl,  §.  8:  „Wir 
sind  oach  Übereinkommen,  das  euch  fürbaslün  under  uns  und  unser  eid* 
genosnohaft  weder  in  stetten  noch  in  lendern  nieman  dheinerlei  sun- 
derbarcr  gefarliolier  gemeinden  aammlnngen  oder  anträg,  daron 
jeman  schaden,  Tfruor  oder  unfuog  erstan  m Seilten,  weder  heimlich  noch 
Sifentlich  fümemen  noch  thuon  sol  one  wiUen  und  erlouben  sinerherren 
und  oberen.**  In  neuerer  Zeit  haben  zwar  die  schweizerischen 
Verfassungen  darüber  StiUschweigen  beachtet,  aber  factisch  sind  die 
Yolksrersammlungen  seit  1830  als  erlaubt  angesehen  worden. 

BUntiohlii  »UfeiMlnM  Statirooht.  II.  35 
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walteD  ein  gröszeres  üebel  ist  als  der  Yortheil,  wekhen  1.- 
Volksversammlungen  gewähren,  sei  es,  weil  sie  aneh  als  Yri'i 
dienen  können,  um  einer  Torhandenen  Gährong  Luft  zu  maci.-: 
sei  es,  weil  sie  oft  der  Ausdruck  einer  berechtigten  öff^itli«^^ 
Meinung  sind,  wirkliche  üebel  in  der  Statsleitung  an  den  T  ^ 
bringen  und  deren  Beseitigung  fördern.  Die  organisdieD  Mi"^-. 
der  Vertretung  des  Volkes  in  dem  gesetzgebenden  Körper.  •.  - 
Gerichtsverfassung,  der  Petitionen  der  Gemeinden  und  InL- 
Tiduen,  und  ähnliche  Garantien  sind  so  wirksam,  wenn  sie  richr:. 
benutzt,  und  mit  Energie  gehandhabt  werden,  dasz  eine  so  ir-- 
fährliche  Demonstration  keineswegs  nothwendig  erscheint. 

Das  andere  seit  langer  Zeit  in  England  und  Amerika^  ge^ 
übte,  in  unserer  Zeit  auch  auf  dem  europäischen  Continfi:' 
herrschend  gewordene  System,  in  groszen  Staten  mit  starkrr- 
Kegierußgsmacht  unbedenklich  —  ist  Freiheit  der  Volksver- 
sammlungen als  Regel,  Regierungsverbot  als  Ausnahmt;.^ 
Auch  diese  Freiheit  bedarf  übrigens  der  Beschränkung: 

*  ErklSrun^  der  Bechie  der  amerikanische a  Colonien   Tom  14.  O«-; 
tT'74:   n^ie  haben  das  Recht  zu   friedlichen   Versammlongen ,    am  ü*'^ 
Be^chirerden  m  erwrftgen  und  Petitionen  an  den  Kon%  xa  richten    a:  • 
Verbote,    Proclamationen  nnd  Verfolgungen,   welche  diesen  Rechte  <b- 
widerUnfen^  lind  nngesetxlich.^ 

^  Belgische  Verf.  $.  19:  ^^Die  Belgier  haben  dju  Reeht,  sichfhr^i- 
lieh  und  oHtie  Waffen  in  Tenammeln,  gemS«z  den  Geäetxen,  welche  «i>« 
iLa>ilbung  dieses  Rechte:»  bestimmen  können,  ohne  es  jedoch  einer  rur- 
^"<*^n  obrigkeitliche Q  Erlaub aiix  zn  nnterwerfea.  Diese  Yerfogn:.^ 
b««i«ht  »ich  nioht  auf  die  Tersammlang  unter  freiem  Himmel,  welo  - 
gäitilich  den  Tolueiicvsecien  unterworfen  bleibt.^  Deutsche  ReichjTcrt. 
vvtt  t>4'A  §«  lo^^:  «A'^ie  laufen: hen  haben  ddi  Recht,  sich  friedlich  und 
vvhn«  MVAtf^a  tu  Tt*rsunmelu«  einer  b4:^?onderm  ErUubmba  dniu  bedarf  e? 
«iciu.  \  vu^>t«t>«miLlun^'a  unser  trvivm  Himmel  küanen  bei  dringe&uci 
VWlahr  tilr  die  otfcr.tiiche  Ordnung  und  Sicherheit  Terhoten  werden." 
rrvu»<i^c>.e  §^  ^^;  ,^\.Ue  ENreoiien  «ind  berechtigt,  sick  ohne  rur- 
g^^^^^  c^r1^ke:%^v*  e  £*^Uaba:<^  ä'sedlich  und  ohae  Waffe»  m  geäcUot- 
«i^ttvn  Klüaivu  4u  >\'r<am*ut;in.  Diese  Betstimmaag  Wsiekl  sieh  nicht 
auA  V<fr>aiiimi^ua^'«  uutvr  treiem  Himmel,  wiktM  auch 
%V4^iCi&)*^«)C^  nbf^vtil.vhe  Krianhntri»  d^r  TeiiJgig  dM 
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a)  mit  Bezug  auf  die  Form  der  Versammlung.  Unbe- 
waffnetes Erscheinen  wird  fast  überall  gefordert,  mit  Recht, 
weil  die  Partei,  zum  bewaffneten  Heere  gesammelt,  und  von 
den  eigenen  Parteiführern  gehetzt,  die  gemeine  Statsordnung 
zvL  heftig  bedroht; 

b)  mit  Kücksicht  auf  den  Ort  derselben.  Für  die  Frei- 
heit der  Berathungen  und  Abstimmung  in  den  organischen 
Versammlungen  des  repräsentativen  Körpers  (der  Kammern, 
Nationalräthe  u.  s.  f.)  ist  es  in  hohem  Grade  bedenklich,  wenn 
in  ihrer  Nähe  die  lauten  und  oft  leidenschaftlichen  Stimmen 
aufgeregter  Volksversammlungen  sich  vernehmen  lassen.  Daher 
auch  in  dieser  Beziehung  das  Erfordemisz  einer  gewissen  Ent- 
fernung von  dem  Sitze  eines  solchen  Körpers. 

c)  Das  Erfordernisz  einer  vorherigen  Anzeige  des  ein-* 
ladenden  Ausschusses  bei  der  Polizei  über  Zeit,  Ort  und 
Zweck  der  ausgeschriebenen  Volksversammlung,*  verbunden 
mit  der  Angabe  der  Mitglieder  des  leitenden  Ausschusses, 
und  der  Benennung  der  bestellten  Bedner  wird  ganz  pas- 
send hinzugefügt;  denn  wo  so  grosze  und  offene  Demonstra- 
tionen beabsichtigt  werden,  sollen  die  Führer  weder  sich  noch 
ihren  Zweck  vor  dem  State  wie  Verschwörer  verbergen,  und 
dieser  sich  zur  rechten  Zeit  rüsten  können,  um  je  nach  Um- 
ständen zu  verfügen,  was  die  Sicherheit  des  States   erheischt. 

d)  Das  Becht  der  Aufsicht  des  Stats  während  der  Ver- 
sammlung, auch  durch  Beauftragte  der  Regierung  an  schick- 
licher Stelle,  versteht  sich  von  selbst. 

e)  Wenn  irgend  nach  den  Umständen  Gefahr  für  die 
öffentliche  Sicherheit  der  Personen,  des  Eigenthums  und 
der  Statsordnung  zu  besorgen,  und  doch  diese  nicht  so  grosz 
ist,  um  die  Regierung  zum  Verbote  derselben  zu  bestimmen, 
so  ist  die   Abforderung  einer  Gaution®   von   Seite  des  Aus- 

^  Zuweilen  beschrftokt  auf  Yolksversammluiigeii  unter  freiem  Himmel, 
im  Qegensatze  zu  geschlossenen  und  gedeckten  Räumen. 

*  In  England  ist  der  Grundsatz  uralt,  dasz  die  Bewohner  einet  hund- 

35* 


548  Zwölftes  Baeh.    Freiheitireolito. 

Schusses  der  Volksversammlung  für  allen  Schaden ,  der  durch 
die  Volksversammlung  oder  durch  die  an  ihr  Theil  nehmenden 
Volkshaufen  verübt  werden  sollte,  wohl  eines  der  am  meisten 
practischen  Mittel,  solchem  Schaden  zuvorzukonunen ,  und  die 
Regierung  in  ihrem  Hechte,  wenn  sie  sich  so  zum"  Torans 
sicher  stellt. 


Zehntes  GapiteL 

E.  Das  Recht  des  Widerstandes. 

Ein  geistreicher  englischer  Bechtsgelehrter  hat  den  Wunsch 
ausgesprochen,  die  Fürsten  und  ihre  Minister  möchten  den 
Widerstand  der  Unterthanen  gegen  tyrannische  Verfügungen 
für  Recht,  die  Völker  aber  für  Unrecht  halten,  und  so  jene 
die  Veranlassung  zu  offenem  Widerstand,  diese  den  Wider- 
stand selber  vermeiden.  Die  Erfahrung  auch  in  neuerer  Zeit 
beweist,  dasz  jener  Wunsch  noch  zu  den  frommen  Wünschen 
gehört. 

Von  dem  einfachen  duldenden  ungehorsam  bis  zu  oflTener 
und  kriegerischer  Empörung  gegen  die  Statsgewalt  führt  ein 
langer  und  gefährlicher  Weg  an  den  Abgründen  vorbei.  Ein- 
zelne Individuen  sowohl  als  ganze  Völker,  die  ihn  gegangen, 
sind  oft  dabei  veininglückt.  Aber  die  Geschichte  weisz  auch 
von  Thaten  zu  eizählen,  die  auf  diesem  Wege  Bettung  ge- 
bracht haben  aus  unleidlicher  Noth.  Das  Gericht,  welches 
die  Geschichte  verwaltet,  hat  viele  Unternehmungen  der  Art 
strenge  verurtheilt,  aber  es  hat  auch  andere  mit  dem  Kranze 
eines  stets  frischen  Nachruhms  verherrlicht 


red  für  den  Schaden  einHtehen  müssen,  der  doroh  Zosamiiieiirottuig 
übt  wird.  Vgl.  auch  Stet.  7  nnd  &  Georg  IT.,  c  12.  FraatSsi- 
sches  Gesetz  v.  23.  Febr.  1790'and  2.  Oot  1795  bei  Mitteraaier, 
Zeitschr.  YII,  8.  26  ff.  angezeigt 
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Das  Becht  des  Stats  ist  nicht  ein  absolutes  über  den 
Menschen,  daher  auch  der  Gehorsam,  welchen  der  Statsbürger 
der  Obrigkeit, ' der  Privatmann  der  Statsgewalt  schuldet,  kein 
absoluter.    Wo  das  menschlich  -  irdische  Kecht  an  die  Gränze 
seiner  Macht  gekommen,  wo  das  innere  unsichtbare  Geistes- 
leben in  angeborener  Freiheit  waltet,  da  hat  vorerst  auch  der 
staÜiche  Gehorsam  sein  Ende  gefunden,  und  kein  Individuum 
ist  verpflichtet,  so  zu  glauben,  so  zu  denken,  so  zu  fühlen, 
wie  die  Statsgewalt  etwa  vorzuschreiben  sieh  angemaszt  hat.^ 
Aber  nicht  blosz  diese  Grenze,  welche  schon  bei  der  Er- 
schaffung des  Menschen  von  Gott  gezogen  worden,  hat  der  in- 
dividuelle   Gehorsam.     Das  Individuum    ist   der    Statsgewalt 
überhaupt  nur  insofern  zum   Gehorsam  verpflichtet,    als  die 
Sphftre  des  States  reicht;  aber  nicht  mehr,  wenn  diese  in 
die  Sphäre    des  Privatrechtes    nicht   aus    Statsgründen 
noch   da  wo  das  Privatrecht  dem  Statsrechte   in  wirklichem 
Conflicte  untergeordnet  ist,  übergreift.    Wohl  darf  der  Stat 
über  das  Blut  und  das  Gut  seiner  Angehörigen  verfügen,  wenn 
das  nöthig  ist  zur  Erhaltung  des   Ganzen.     Aber  wenn  der 
Begent  ans  Laune  mit  dem  Leben  eines  Unterthanen  spielen 
wollte,  oder  nach  seinem  Vermögen  gelüstete  und  willkürlich 
auf  dieses  griffe,   oder  sein  Familienrecht  eintastete  und  sein 
Weib  oder  seine  Tochter  frevelnd  zum  Genüsse  begehrte,  so 
würde  er  hier  offenbar  nicht  als  Obrigkeit  gebieten  können, 
denn  das  wäre  nicht  Ausübung  eines  Begierungsrechtes,   und 

*  Vgl.  darüber  oben  Buch  VIII,  Cap.  2,  und  oben  Buch  IV,  Cap.  14, 
Note  15.  In  der  Antigone  v.  730  ff  ,  weist  Sophokles  wiederholt  da 
rauf  bin: 

„Kreon:  Soll  denn  die  Stadt  mir  sagen,  w;\s  ich  ordnen  boU? 

Hämon:  Sieh  doch,  du  redest  allzusehr  nach  Enabenari. 

K.:  Gebeut  ein  andrer  oder  ich  in  diesem  Land? 

H  :  Die  Stadt,  gehörend  Einem  nur,  ist  keine  Stadt. 

K.:  Nicht  eigen  wftre  dem  die  Stadt,  der  ihr  gebeut? 

H.:  Wohl  herrsche  Du  denn  ganz  allein  im  öden  Land. 

K.:  Ich  irre,  wenn  mein  Herrscherreoht  mir  heilig  gilt  ^ 

BL:  Nicht  heilig  gilt  dir's,  wenn  du  höhnst  der  Götter  Recht." 
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der  Bürger  wäre  hier  in  keiner  Weise  zum  Gehorsam  ^•^- 
pflicbtet.  Als  Mensch  tritt  er  hier  dem  Menschen  entge-j  . 
nicht  als  Unterthan  der  Obrigkeit. 

Aber  auch  innerhalb  des  Bereiches  der  Statsica  .* 
musz  diese  dem  Hechte  gemäsz  geübt  werden,  und  widerre^L> 
liehe  Gewalt  ruft  gegründeten  Widerspruch  herror.  Auf  >  > 
chem  dem  State  eigenen  Gebiete  ist  indessen  der  letzte  Ent- 
scheid in  der  Hand  des  States  selbst,  und  der  Einzelne  Xt-: 
demselben  nicht  auf  die  Dauer  widerstehen. 

Die  Formen  des  Kichtgehorsams  und  des  Wideist^ir  r 
der  Individuen  gegen  Unrecht,  das  ihnen  von  der  Statsgew../ 
zugemuthet  oder  angethan  wird,  sind  sehr  verschieden.  UdV  — 
zweifelt  rechtmäszig  ist: 

1.  die  einfache  Versagung  des  Gehorsams,  wol./ 
passend  Vorstellungen  verbunden  werden,  welche  das  BecL: 
des  Individuums  und  das  Umecht  der  Statsgewalt  klar  mack*r: 
un^  nicht  selten  diese  abhalten  Unrecht  zu  thun,  femer  '1  r 
Anwendung  der  Rechtsmittel,  welche  Verfassung  und  Gt^- 
setz  zum  Schutze  des  Individuums  demselben  verliehen  halben.* 
endlich  der  Protest,  der  das  erlittene  Umecht  bezeugt  uii*: 
die  Gerechtigkeit  der  Zukunft  anruft  Christus  selbst  hat  der 
Menschheit  ein  groszes  Vorbild  hinterlassen,  welches  auch  <lit 
zu  stärken  und  mit  freudiger  Zuversicht  zu  erfüllen  vermag, 
welche  ihm  ähnlich  für  das  ewige  Becht  ihres  Wesens  die 
herbste  Pein  und  selbst  den  Tod  des  Verbrechers  erduldet, 
ohne  wider  die  höhere  Gewalt  der  Obrigkeit  zum  Schwerter 
zu  greifen. 

2.  Das  positive  römische  Statsrecht  blieb  dabei  nicht 
stehen.  Das  Tribun at  wurde  geschaffen,  um  einen  recht- 
mäszigen   und    geordneten   Widerstand    gegen  wider- 

'  Cicero  de  leg.  III,  3:  ,,Jiista  imperia  sunto,  iisque  ci?es  modtf^*' 
ac  sine  recusatione  parento,  Magistratus  neo  obedientem  ei  noxiam 
ciTem  multa  vinclis  rerberibas  co^rceto,  ni  par  tnajorve  pdestas  popu- 
luwe  prohibessit^  ad  quoa  provocatio  esto,  MUitlae  ab  eo  qni  impenbit 
proTOcatio  ne  esto. 
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rechtliche  Oewaltfibung  der  Magistrate  nicht  blosz  zn  Gonsten 
des  in  seinem  Rechte  verletzten  Individunrns ,   sondern  nnter 
Mitwirkung   der  gesummten  Plebes  zu    organisiren.    Die  Tri- 
hnnen  waren  berechtigt,  nicht  allein  die  drohende  Gewalt  durch 
ihr  Veto  zu   hemmen  und  ihr  so  auch    den  äuszeren  Schein 
des  Rechtes  zu  entziehen,   sondern  wenn  die  Volksfreiheit  ge- 
fährdet schien,  die  Plebes  auch  zur  Verweigerung  des  an  und 
für  sich   schuldigen  Gehorsams  in  andern.  Dingen  aufzufordern 
nnd  zn  ermächtigen,  um  so  die  herrschende  Aristokratie  durch 
die  allgemeine  Noth  und  Lähmung  in  die  Schranken   des  be- 
stehenden Rechtes  zu  weisen.     Selbst  aristokratisch   gesinnte 
Statsmänner'   haben  diese  Institution  trotz   ihrer  Mängel  zu- 
weilen als  eine  Stutze  des  guten  Rechtes  und  nationaler  Frei- 
heit angesehen.    Es  war  das  ijoch  immer  ein  negativer  Wi- 
derstand.   Die  Plebes    griff  nicht  zu   den  Waffen,  sie  zwang 
die    Obrigkeit  nicht  mit  der  Gewalt   des  Schwertes  von  dem 
Unrecht  zu  lassen.    Aber  sie  ward  der  Pflicht  des  Gehorsams 
entbunden,  bis  jene  die   Autorität  des  Rechtes,    welches  den 
ganzen  Stat  zusammenhielt,   wieder  achtete.     Aber  auch  die 
Tribunen  lernten  ihre  Macht  miszbrauchen,  und  statt  das  nie- 
dere Volk  in  seinem  guten  Rechte  zu  schützen,  fingen  sie  an, 

^  Z.B.  Cicero,  der  den  Qrundäatz  (de  Legib.  III.  30  >,Plebes  quos 

pro  se  cofUra  vim  anxilii  ergo  decem  creassit,  tribuni  ejus  sunto,  quod- 

que  ii  prohibessinty  quodque  plebem  rogassint,  ratam  esto,'*  nftber  moti- 

▼irt  de  Legib.  III,    10:    .,Fateor   in    ista   ipsa  potestate  inesse  qniddam 

mali.    Sed  bonam  quod    est  quaesitum  in  ea,    sine  isto  malo  non  habe- 

rcmu«.    Niniia  pote^tas  est  tribunorum  plebis.     Quis  negat  ?   sed  via  po- 

puli  malto  vehementior  multoque  saevior,  quae,  ducem  quod  babet,    in- 

terdam  lenior  est,  quam  si  nulluni  baberet.     Dux  enim    auo   se  periculo 

progredi  cogitat :    populi    impetus  pcriculi  rationem   sui  non  babet.     At 

aliquando  incenditur.  —  Et   enim    saepe    sedatur.     Quod    enim    est  tarn 

desperatum  collogium,    in  quo  nemo  e  decem  sana  mente   sit?  —  Con- 

ceäsa  plebi  a  patribus   ista  potestate,    arma  ceciderunt,  restincta  seditio 

est;  inventum  est  temperamentum,  quo  tenuiores  cum  principibus  aequari 

se  pntarent:  in  quo  uno  fuit  civitatis  Salus.  —  Quamobrem  aut  exigendi 

reges  non  fuerunt:  aut  plebi   re  non  verbo  danda  libertaa,    quae  tiimen 

üic  danda  est,  ut  -*<-  anctoritati  principom  oederet.** 
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mit  Hälfe  seiner  Leidenschaftefi  das  Becbt  des  States  ud  iat 
obrigkeitlichen  Gewalt  ihrem  Willen  zu  bengen,  und  bncbt». 
dann  Unruhe  tmd  Yerwirmng  tiber  den  Stat. 

Zu  Sparta  war  das  Ephorat,  dessen  nächste 
mung  auch  gewesen  für  die  Freiheit  des  Yolkes  zu 
und  dem  Miszbrauch,  den  die  EOnige  Ton  ihrer  Oewalt 
würden,  entgegenzutreten,  noch  schneller  ausgeartet,  und 
Wächtern  für  die  Freiheit  wurden  die  Ephoren  bald  Mitre- 
genten der  Könige.  Sie  waren  berufen,  die  Verfassung  tl 
bewahren,  und  machten  dann  selbst  einen  tiefen  Bisz  in  das 
kunstvolle  Werk. 

3.  Auch  das  Mittelalter  hat  seine  Kräfte  an  der  Acf* 
gäbe  versucht,  zum  Schutze  des  Bechts  wider  höhere  Gewah 
einen  Widerstand  zu  ordnen.    Es  war  aber  in  der  Erfalhm? 
derselben   noch    weniger   glücklich  als    das  Alterthum.    Ths 
Becht  der  Selbst  hülfe  schien   von  Alters  her  dem  germa* 
nischen  Charakter  natürlich.    Die  Selbsthülfe  war  in  der  Vor- 
zeit die    gewohnte  Form,  wie  der  freie  Germane   sein  Becht 
gegen  jeden  Angriff  vertheidigte,  die  Nichtachtung   de^elbec 
zu  erzwingen   suchte  und  für  erlittene  Unbill  Bache    nahm. 
In  der  fränkischen  Monarchie  zuerst  waren  die  Germanen  ge- 
nöthigt  worden,  ein  anderes  Princip,  das  der  statlich  geord- 
neten Gerechtigkeit  als  die  höhere  Regel  anzuerkennen.^ 
Aber  als  das  Beich  Karls  des  Groszen  sich  auflöste,  da  leigte 
es  sich,  dasz  der  alte  Trieb  zur  Selbsthülfe  noch  nicht  erstor« 
ben  und  die  neue  von  der  römischen  Cultur  überlieferte  Statt- 
idee  noch  nicht  in  Geist  und  Blut  der  Völker  übergegangen 
war.    In  dem  Fehde  recht  des  Mittelalters  wurde  sie  wieder 
Erneuert.    Wer  sich  stark  genug  fühlte,  sein  geglaubtes  Becbt 
wider  ungerechten  Angriff  mit  dem  Schwert  in  der  Hand  zu 
schützen  und  wider  den  Feind  desselben  die  Fehde  zu  führen, 
der   that   es.    Der    Streit    zwischen    dem    Könige   und    des 

♦  Vgl.  obeu  Buch  VIII,  Cap.  1. 
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jl^i-oszeii,  zwischen  beiden  und  den  StSdten  des  Beicbs,  zwi- 
iolien  den  Ftirsten  nnd  den  Ständen,  über  ihre  gegenseitigen 
Rechte  wurde  daher  nicht  selten  zum  offenen  Kriege  derPar- 
beien.  Jene  nnd  diese  sammelten  und  warben  Truppen,  und 
der  Siegex  in  der  Schlacht  behielt  das  Becht. 

4.  Der  moderne  Stat,  der  sich  als  Ganzes  fahlt,  erträgt 
eine  solche  unbändige  Selbsthilfe  und  den  innem  Krieg  nicht, 
der  ans  jener  folgt.    Sie  erscheinen  ihm  beide  als  Symptome 
der  Barbarei,  nicht  als  Schutzwehren   des  guten  Bechts.    Er 
miisz  daher  im  Gegensatze  d»zu  das  Princip  bekennen:  be- 
waffnete Selbsthülfe  wider  die  Obrigkeit  ist  nicht 
erlaubt,  auch  dann  nicht,  wenn  diese  unrechtmäszige  Gewalt 
übt.     Aber  musz  er  unter  allen  Umständen  das  Recht  eines 
energischen  und  activen  Widerstandes  verdammen?    Kann  er 
nur  den  Widerstand  zulassen,   der  der  äuszersten  Gewaltthat 
mit  dem  schlichten  Worte  entgegentritt  und  dessen  ganze  Ge- 
genwehr in  der  moralischen  Erhebung  des  schuldlosen  Duldens 
besteht?  einen  solchen  Widerstand  nur,  welcher  brutaler  und 
verstockter  Tyrannei  immer  den  äuszem  Erfolg  läszt,  und  ganz 
allein  auf  die  Offenbarung  der  göttlichen  Gerechtigkeit  ver- 
traut? 

So  lehrten  allerdings  die  Theologen  der  englischen  Hoch- 
kirche und  die  rechtsgelehrten  Tories  in  den  Zeiten  Karls  II. 
und  Jakobs  IL    Jene  beriefen  sich  auf  die  Ermahnung  des 
Apostels  Paulus:   „Jedermann  sei  unterthan  der  Obrigkeit, 
die  Gewalt  über  ihn  hat,*'  und  legten  die  Stelle  als  absolutes 
Gebot  aus.    Sie  betonten  es  mit  Nachdruck,  dasz  Paulus  die 
Christen  so  ermahnt  habe,  als  der  Tyrann  Nero  die  Welt  be- 
herrschte und  erklärten,  kein  Bruch  des  Bechts,  kein  üeber- 
masz  von  Grausamkeit  und  Willkür  könne  je  die  Unterthanen 
berechtigen  ihrer  Obrigkeit  mit  Gewalt  zu  widerstehen.    Die 
Beehtsgelehrten  aber  fQhrteu  überdem  aus,  dasz  die  Begel 
des  Oehorsams  schon  darum  durch  keine  Ausnahme  des 
erlaubten  Widerstandes  beschränkt  werden  könne,  weil 
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es  nicht  möglich  sei,  eine  sichere  Linie  zn  finden  zwiacfa«» 
den  gewöhnlichen  Zuständen,  in  denen  die  Begel  gelte,  xmi 
den  anszerorJentlichen  Fällen,  for  welche  die  Ausnahme  ct^- 
fordert  werde.  Besser  sei  es  daher,  dasz  die  Gesellschaft 
anch  ein  grausames  und  liederliches  Regiment  ertrage,  ali 
dasz  sie  die  Bebellion  gutheisze,  sobald  nur  die  Bebellen  den 
Glauben  haben,  dasz  ihr  Hecht  verletzt  und  der  Druck,  den 
sie  leiden,  unerträglich  geworden  sei,  denn  durch  einen  der- 
artigen Grundsatz  wflrde  die  Sicherheit  einer  jeden  Statsord- 
nung  verletzt. 

Da  die  Erinnerungen  an  die  vorausgegangenen  GrfUfrl 
der  Revolution  und  den  frühem  Despotismus  der  Gleich- 
macher  noch  frisch  waren,  und  so  lange  die  Tyrannei  Jakobs  II. 
nur  die  Dissenters  und  die  Republikaner  drückte,  fand  diesr 
Lehre  ziemlich  allgemeinen  Beifall.  Als  dann  aber  derKönic 
auch  die  Aristokratie  in  ihren  Rechten  verletzte,  und  die  Hoch- 
kircbe  bedrückte,  da  neigte  sich  allmählich  die  ganze  Natinc 
dem  Princip  der  Whigs  zu:  ^dasz  äuszerste  Unter- 
drückung den  bewaffneten  Widerstand  rechtfer- 
tige;* und  selbst  die  wenigen  Tories,  welche  jede  Aosnahihe 
von  der  Christenpflicht  des  duldenden  Gehorsams  auch  da  noch 
im  Princip  verwarfen,  lieszen  doch  die  Rebellion  fiictisch  ge- 
währen und  hielten  sich  nicht  für  verpflichtet,  auf  Seite  des 
bedrohten  EOnigs  zu  streiten.  Auch  der  Grundsatz  des  Wi- 
derstandes wurde  nun  wissenschaftlich  begründet.'^  Den  The*.^ 
logen  wurde  erwiedert,  dasz  die  moralische  Ermahnung  de^ 
Paulus,  der  Obrigkeit  zu  gehorchen,  weder  ein  Reehtsgeseti 
noch  absolut  zu  verstehen  sei.  So  sei  ja  auch  geboten,  im 
Frieden  zu  leben  und  nicht  zu  schwören,  und  doch  sei  aus- 
nahmsweise der  Krieg  noch  unvermeidlich  und  der  Eidschwur 
unentbehrlich  für  die  Sicherheit    des  Rechts.    Den    Jurist«-': 

'  Die  hdclist  interessanten  Yerhandliingen  darfiber  sind  tob  Mar •>- 
lay  in  seiner  Geschichte  England«  unter  Jakob  IL  mit  Tollendft'r 
Jleistersohaft  dargestellt. 
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vv^urde  zugestanden,  dasz  es  schwierig,  vielleicht  unmöglich  sei« 
eine  scharfe  für  Jedermann  sichtbare  Linie  zu  ziehen  zwischen 
gewöhnlichen  Fällen,  wo  der  Widerstand  strafbar  und  den 
szerordentlichen,  wo  er  erlaubt  sei,  aber  nun  auch  entgegnet 
von  andern  Bechtsgelehrten ,  dasz  überhaupt  auf  dem  Gebiete 
sittlicher  und  rechtlicher  Beurtheilung  sich   nicht  immer  so 
scharfe  äuszere   Grenzen   ziehen  lassen,  und  dasz  Gutes  und 
Schlechtes  nicht  so  leicht  sich  unterscheiden  lasse  wie  in  der 
Oeometrie  das  Dreieck   und  der  Kreis.    Wer  wollte  aber  das 
Kecht  der  Nothwehr   des  Privatmanns   darum  läugnen,  weil 
es  schwer  und  sogar  unmöglich  sei,  zum  voraus  für  alle  Fälle 
das  Masz  von   wirklicher  Gefahr  zu   bezeichnen,  welches  zu 
jener  berechtige?    Aehnlich   verhalte  es  sich  mit  dem  Bechte 
eines  freien  Volkes  zum   Widerstand  gegen  eine  tyrannische 
Regierung  wie  mit  der  Nothwehr  des  Individuums  gegen  einen 
Täuberischen  Angriff.    In  beiden  Fällen  müsse  das  widerrecht- 
liche Uebel  grosz  und  ernst,  in  beiden   alle   gewöhnli- 
chen und  friedlichen  Mittel  der  Abhülfe  vergeblich  er- 
schöpft sein.    In  beiden  werde  eine  schwere  Verantwort- 
lichkeit übernommen,  und  wem  es  nicht  gelinge,  die  Noth 
und  seinKecht  klar  zu  machen,  der  laufe  um  des  Gebrauches 
so  verzweifelter  Gewaltmittel  willen  mit  Recht  Gefahr  die  här- 
testen Strafen   erdulden  zu  müssen.     Nicht  leicht  solle  man 
die  Ausnahme  anerkennen ,  sie  niemals  zuzulassen  sei  aber  in 
beiden  Fällen  unmöglich.    Diese  Lehre  ist  denn  auch  in  Eng- 
land und  Nordamerika  zur  allgemeinen  Geltung  gekommen.*^ 

c  Lord  Brougham  British  Constitution  (angezeigt  vonMohl  in  Mit- 
te rmai  er  s  Zeitschr.  XVIII,  S.  19.'))  S.  103:  ,.Imraer  mQssen  wir  be- 
denken, wie  wesentlich  fttr  die  Erhaltung  der  Verfassung  der  Grundsatz 
des  Widerstandes  gegen  ungesetzliche  Qewalt  ist;  wie  uoth wendig  fOr 
Regierende  und  für  Begierte  es  ist,  die  Ergreifung  dieses  Susiersten 
Mittels  als  möglich  anzusehen;  allerdings  eines  ftuRzersten  und  deszhalb 
nur  mit  Umsicht  zu  gebrauchenden  Mittels,  allein  immerhin  einer  im 
Bereich  des  Yolkes  liegenden  Hülfe,  eines  Schutzes,  zu  dem  dasselbe 
greifen  kann  und  wiU,  so  oft  seine  Regenten  es  zu  seiner  8elb8t?erth«i- 
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Die  Jalobiner  der  franzO&icfaeD  Beyolution  haben  andi  da 
wieder  die  Dinge  auf  den  Kopf  gestellt,  und  was  mir  als 
Ausnahme  der  Noth  sich  vertheidigen  läszt,  geradem  in  eine 
regelmfiszige  Aeuszernng  erlaubter  Yolkagewalt 
umzuwandeb  versucht.  Nach  ihren  Beschlösse  sollte  so  die 
BeTolution  selber  als  Statsprincip  prodamirt  und  die  Empö- 
rung wider  die  Obrigkeit  als  Bürgerpflicht  gebotoi  werden.* 

Nor  die  wahre  und  ernste  Noth  yermag  es  zu  recht- 
fertigen, dasz  dem  Bruch  des  Bechtes  von  Seite  der  Obrigkeit 
welche  das  Recht  zu  schotzen  berufen  ist,  gewaltsamer 
Widerstand  von  Seite  der  Begierten  entgegengesetzt,  und 
so  auch  von  unten,  um  die  Yolksfreiheit  und  das  Yolksrecht 
zu  retten,  das  Onindgesetz  eines  jeden  States,  die  Unterord- 
nung der  Regierten  unter  die  Obrigkeit  für  den  AngeiAlick 
hinwieder  nicht  gehalten  werde.^  Wo  aber  so  der  Gewalt  die 
Gewalt  entgegentritt,  da  ist  die  Wirksamkeit  des  Statsrechtes 
gelähmt;  und  wie  das  Nothrecht  der  Regierung  in  ftuszerster 
Gefahr  des  States,  so  ist  auch  dieses  Nothrecht  der  Be- 
gierten ein  Zeichen  der  ünvollkommeoheit  aller  menachlicheü 
Bechtsordnung.    Das  Statsrecht  kann   diese  Suszersten  FiUe 

digung  hiezu  ndthigen.  unsere  Geschichte  ist  roll  ?on  Beispielen,  wekke 
uns  lehren,  Misztrauen  in  hlosz  gesetzliche  Sicherheiten  zu  setzen,  veicbc 
uns  in  Erinnerung  bringen,  dusz  Richter,  Parlamente  und  Minbtrr 
ebenso  auch  die  Könige,  schwache  Menschen  sind,  die  Spien^Ule  elg»- 
Bttchtiger  Meinungen,  leerer  Furo!it  oder  unehrlldier  Parteisncht ;  wiil 
dasz  das  Yolk  nie  sicher  ist  ohne  den  feststehenden  Entschlnsz  bis  zsb 
Tode  zu  widerstehen,  so  oft  ein  Eingriff  in  seine  Rechte  gemacht  wird.* 

f  Französische  Verf.  Ton  1793,  $•  35:  „Wenn  die  Regieraa^ 
die  Yolksreohte  rerletzt,  so  ist  der  Aufruhr  (IMnsurreotion)  für  das  Volk 
und  jeden  Theil  des  Yolks  die  heiligste  und  unerlSszlichste  Flickt*' 
Oemlszigter  in  der  Yerfassung  ffir  Sicilien  von  1812,  §.  201:  ^^IWr 
sioilianisohe  StatsbQrger  ist  berechtigt,  einem  Jeden  Widerstand  n  leis- 
ten, der  ihn,  ohne  rom  Gesetz  ausdrflcklich  dazu  ermlcbtigt  wm  sein. 
mit  Gewalt  oder  durch  Drohungen  gegen  seinen  Willen  etwas  n  thsr 
zwingen  wollte.^* 

*  Ygl.  den  Artikel:  Gehorsam  und  Widerstand  in  BlnDtschir$ 
St»tsv1r.e'*>ao'i. 
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iiolit  wegläagnen,  aber  ebensowenig  näher  nornriren.  Esjcann 
lieselben  möglichst  zu  beschränken  und  die  natfirlichen  Qe- 
laliren  derselben  zu  vermindern  suchen.  Aber  wenn  so  die 
^^oth  das  Qebot  durchbricht,  und  die  Naturkräfte  walten,  dann 
[sl;  das  Statsrecht  an  die  Grenze  seiner  Herrschaft  gelangt, 
lind  das  höhere  Sittengesetz  allein  flbt  noch  eine  geistige 
Mjacht,  die  über  der  rohen  Gewalt  thront,  und  sie  ermäszigt 
und  richtet.' 

*  Unser  Schiller  hat  im  Teil  dieses  ron  der  ReTolutionslost 
d.orchattS  rerschiedene  Notlirecht  in  den  Worten  Stauffachers  würdig 
▼ertreten : 

„Eine  Grenze  hat  Tyrannenmaohti 

Wenn  der  Gedrückte  nirgends  Recht  kann  finden, 

Wenn  nnertrftglich  wird  die  Last  —  greift   er 

Hinauf  getrosten  Mathes  in  den  Himmel, 

Und  holt  herunter  seine  ew*gen  Rechte, 

Die  drohen  hangen  unreräuszerlich 

Und  unzerhrechlioh  wie  die  Sterne  seihst.  — 

Der  alte  Urbtand  der  Natur  kehrt  wieder 

Wo  Mensch  dem  Menschen  gegendher  steht    - 

Zum  letzten  Mittel,  wenn  kein  andres  mehr 

Verfangen  will,  ist  ihm  das  Schwert  gegeben  — 

Der  Güter  höchstes  dürfen  wir  rertheidigen 

Gegen  Gewalt  —  wir  stehen  für  unser  Land, 

Wir  stehen  für  unsre  Weiher,  unsre  Kinder.*' 
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AukiBgesenat  II.  241. 
Anleihen  statliche  II.  423. 

424. 
Annexion  I.  250. 
Anordnungen  II.  110. 
Ansässigmaohung  I.  201. 
Ansprachen  I.  535. 
Anstalten  II.  386.425.437. 
Anstellung  II.  125. 
Anstellungadccret  II.    124. 
Antike  Republik  I.  292. 
Antrittserklärung  II.  30. 
Antrostionen  I.  118. 
Antwortadreäsen  i.  531. 
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Anzog  I.  530. 
Apanagen  II.  70. 
Apellationsgericfate  II.  iMk 
Apoerisiarhifl  I.  S8I. 
Arbeit  II.  155.  446. 
Arbeiterasaociatian  U.  Ui. 
ArbeitshSoser  II.  199. 
ArbeitSDoth  II.  437.; 
Arbeitszeit  II.  449. 
Archonten  I.  312.  360. 
Arier  I.  II.  81.  99. 
Aristokratie  I.   346  f.  279. 
497. 

hellenische  I.  332. 
romische  I.  115.  33«. 
Aristokratisirende  Statco  1. 

290  Anm. 
Aristoteles  I.    12.  55.  ST««. 
Armenpflege  II.    197.  43T. 
Armenpolizet  II.  195. 

Armentnxe  II.  198  Aqb. 

Arrondirung  II.  443. 

Aspiranten  zum  Stat^ics»! 
U.  128. 

Asseouranzen  II.  1^9.  4> 

Assignaten  II.  423. 

Association  II.  446. 

Asylrecht  II.  522. 

Atheismus  II.  284. 

Auflösung  der  KamnetB  I 
511.  533. 

Aufruhr  II.  115. 

Aufttichtsrecht  11.  3:i*>  t 

Augurn  I.  264.  369. 

Aushebung  II.   172. 

Auslieferung  1.  24td. 

Ausnahmsgenchte  IL  :f!<* 

Ausnahmsgesetze  L  äi< 

Attsnahmsgewalt  L5t^^.  U 
112.  186. 
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k.  u.SYiahm4regelii  I.  548. 
LuL£:ftfi»chü8se  I.  550.  II.  475. 
L  u^iätattung:  der  Kirolie  II. 

3:25. 
k  US«  tritt  aus  der  Kirche  II. 

/^tu&s Wanderung  I.  204.  258. 

LI.  505. 
A.u»zoichnungen  II.  94. 
^&.\i.tochthonen  I.  240. 
J^utorität  I.  305. 
gesetzgeberiüclie  I.  520. 

B. 

3adeii  I.  423. 
Baltimore  II.  275. 
I^cmk  U.  428. 
Bankiers  I.  516. 
Banknoten  II.  423.  428. 
Bann  1.  380.   II.  110.  300. 
Barone  1. 119. 124. 136.  472. 
Bas  Sires  I.  122. 
Bauernstand   I.    167.    483. 

II.  440. 
Baueraohaft  I.  149.  II.  504. 
Bayern  I.  423. 
Beamte  1. 159.510.  II.  120. 
Beamten-Syateml.  123.381. 

U.  127. 
Bedürfuisse  öffentliche  II. 

387. 
Beelnquartierung  U.   525. 
Befehle  U.  105.  110.  120. 
Begnadigungsrecht  U.  104. 

163. 
Begutachtung  II.  164.  372. 

383. 
Beisitzer  reobtsgelehrte  II. 

480. 
Bekenntniaz    religiöses    I. 

212.  U.  41.  292. 
Bekenntniszfreiheit  II.  264. 

279.  284. 
Bekenntuiszrwang  II.  272. 

279. 
Belagerungszustand  11.113. 
Belgien  I.  448. 
Berathung  I.  549.  554.  II. 

165. 
Bergregal  II.  394. 
Beru£sfreiheit  II.  503. 
Berufsheere  II.  169. 
Berufsschulen  II.  362. 
Benifsstände  1.  106.  499. 
Beschlagnahme  II.  524. 


Beschwerden  1. 533.  II.  159. 
Besitz  statlicher  I.  22.  229. 

II.  60. 
Besoldung  IL   125.  134. 
Bestätiguugsreoht  bei  To- 

desurtheilen  II.  105. 
Bestechlichkeit  II.  136. 
Besteucrungsrecht    ge- 

melndl.  II.  491. 
Bevormundung  II.  178. 
Bezirke  I.  227. 
Bezirksamtmann  II.  246. 
Bezirksräthe  II.  246. 
Bill  I.  556. 
Bischöfe  I.  109.  516. 
Bismarok  II.  160. 
Blutbann  II.  233. 
Börsen  II.  453. 
Bourgeoisie  I.  154. 
Brahmanen  I.  98.  297. 
Brandversioherungcu      II. 

438. 
Briefadel  1. 125. 
Briefgchelmnisz  II.  402.524. 
Briefpost  II.  400. 
Briefverkehr  II.  399. 
Brückengelder  IL  403. 
Bruderschaften  II.  332. 
Budget  I.  539. 
Bund  norddeutscher  1. 247. 

507.  527. 
Bundesfeldherr  L  247. 431. 
Bundeskanzler  I.  431. 
Buiidespräsidium  I.247.43U 
Bundesrath  I.  513. 
Bundesstat  I.  36.  245. 
Bundestag  I.  247. 
BundesTcrsammlung  L  324. 

569. 
Bündnisse  U.  89. 
Bureaukratie  IL  131. 
Bureaux  parlamentarische 

L  551. 

statistische  IL  108. 
Burgen  I.  471. 
Burgenses  I.  154. 
Bürger  I.  155. 
Bürgeraussohüssc  IL    476. 

487. 

Bürgergemeinde  IL  471« 
Bürgermeister  II.  476.  479. 
Bürgerrecht  1. 147.  IL  472. 
Bürgerschaft    I.    41.    132. 

147.  151. 
Bürgerst»  nd  L  147  f.  471. 


Bürgerthum  I.  147  f. 
Bürgervorband  I.  155. 
Bürgerver&ammlungen     IL 

48C. 
Burke  I.  72.  505. 
Buticularius  I.  381. 

c 

Cabinetsjustiz  1. 449. 11.106. 
Caesar  I.  46.  370. 
Canäle  IL  433. 
Caucellarius  I.  381. 
Capitnlien  des  States  11.388. 
Capitaliätouaristokratie    I. 

348. 
Capitalsteuer  II.  418. 
Capitani  I.  154. 
Capite  oensi  I.  341. 
Caplan  I.  38). 
Cassation  I.  545. 
Cassationshof  IL  232. 
Castilieu  I.  477. 
Cautionen  II.  517.  548. 
Cavour  I.  418. 
Censoramt  IL  516. 
Censur  IL  192.  513. 
Ceutenen  I.  227. 
Centgerichtsbarkeit  IL  233. 
Centralisation  I.  408. 
Centralstat  I.  246. 
Centurien  I.  341. 
Ceorls  L  129. 
Ceremoniel  II.  65. 
Charte  I.  407. 
Chatelains  I.  122.  124. 
Chef  des  States  U.  45. 
Christenthum    I.    59.     60. 

194.  212. 
Civilbeamte  U.  123. 
Civilisation  I.  41. 
Civilliste  IL  67. 
Civilprocesz  I.  8. 
Civilrechtspflege    U.    201. 

218. 
CiviUtellen  L  457. 
Civilunrecht  U.  234. 
Civitas  I.  41. 
Classen  I.180.50L  U.  476.* 

aristokratische  I.  183. 

mittlere  I.  183. 

regierende  I.  183. 
Classenyertretung  I.  502. 
dienten  I.  105. 
Clubregiment  IL  541. 
Cognaten  IL  37. 
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Collegialregiernng  II.   46. 
CoUegien  n.  46.  155. 
Colonat  II.  504. 
Colonisation  I.  244. 253. 
Cornea  palatU  I.  881. 
Comitien  I.  341. 
Commisaionen  parUmeuta- 

riaohe  I.  530.  550. 
Commoners  I.  472. 
Commimen  I.  153. 
Conummlamna  I.  230. 
Competonz  II.  127.  132. 
Competenzoonfliofce  II.  251. 
Conoessionen  II.  110.  446. 

510.  517. 
Concionan  I.  550. 
Conoordate  IL  342. 
ConfessionalismuB  II.  295. 

335. 
Confessionen  1. 212. 11. 294. 
Conf5deratioa  I.  153.  244. 
Connttbiam  I.  83. 

Coiiaoripfcioa  II.  172. 

ConaiUarii  II.  487. 

Constifetttionen  I.  402.  447. 

Conialn  I.  151.  U.  476. 

Consumtionsateuern  11.416. 

Confcrasignatur  I.  449.  II. 
158. 

Controle  1. 535. 538. 11. 166. 

Contomazanatalten  II.  178. 
508. 

Convertiten  II.  276. 

ConTWae  regia  I.  118. 

Cooptation  I.  518. 

Corporationen  II.  109.  210. 
260.  476. 

Ck>rporationahoheU  II.  317. 

CorreotionaLauaer  II.  199. 

Cortea  I.  413.  476. 

Conra  aouTerainea  II.  3. 

Coutumiera  I.  163. 

Creditanatalten  n.  444. 

Cultnrpolizei  IL   109.  190. 

Cttltua  IL  331. 

CultaamtniateriiiiB  IL  155. 
849. 

Cariatoomitieii  I.  340. 

Corien  II.  456. 

D. 

D&mmeningaTSlker  I.  80. 
Dftmonokratie  I.  295. 
Dänemark  I.  421. 
Deorete  I.  374. 


Demokratie    I.    279.    287. 

313.  497. 
Demokratiairende  Stafcen  I. 

290. 
Departemente  I.  226. 
Deputirtenkammer  I.  408. 
Deapotenatat  L  299. 
Deapotie  I.  267.  279.  292. 

355. 
Deutaohe  Btaten  I.  421. 
Deutacher  Bund  L  423. 480. 
Di&ten  I.  486. 
Diotatur  n.  113. 
Diebatahl  IL  233. 
Dienat  SiTentlicher  IL  120. 
Dienatadel  L  118. 
Dienataufwand  IL  134. 
Dienatbarkeiten  I.  224. 
Dienatboten  I.  171. 
Dienateid  IL  136. 
Dienatentlaaaung  IL    147. 

150. 
Dienatgehalt  IL  134. 
Dienatgeheimniaz   II.   141. 
Dienatleute  L  143.  481. 
Dienstpflicht  II.  172. 
Directorium  II.  45. 
DisoiplinarTerfahren     II. 

142.  151. 
Diapenaationen  IL  408. 
Diaaidenzkirchen  II.  320. 
Doctorat  II.  370. 
Doctoren  der  Rechte  1. 125. 

144. 
Dom&nen  I.  540.  II.  887. 
Dorfgemeinde  IL  460. 
Dotation  der  Kirche  IL  825. 
Dritter  Stand  I.  156. 
Druiden  I.  103. 
Duldung  zeligiSae  IL  312. 
Djarohie  I.  288.  485. 
Dynaatien  I.  189.  IL  27. 


Earl  I.  129. 
Ebenbflrtigkeit  1. 129. 140. 

IL  35. 
Eouyera  I.  125. 
Edelknechte  I.  148. 
Ediote  L  425. 
Ehe  L  185. 

dea  Regenten  U.  85. 

morganatiaohe  1. 140.  II. 

84. 
Ehegenoaaenaohaft  I.  88. 


Ehererimg  IL  81. 
Ehren  akadendache  IL  S76t. 
Ehrenlafaigkcit  bftrgcriifik« 

L  210. 
Ehrenhohett  U.  94. 
Ehrenlegion  L  126.  IL  94. 
Ehrenrechte  LSeO.  II.  13^. 
Eid  U.293. 

Eigenthnm  I.  229.  515. 
Etnbernfong  der  Kammern 
'     L  532. 

Einheimische  L  SOO. 
Einheit  dea  Stataa  L  S9S. 

U.  4. 
Einkanunersjstem  I.  494. 
Einkommenstener  n.  413. 
Einkanfte  5ffena.   IL  387. 
Einateilong  im  Amte  IL148. 

152. 
Eintheilnng  des  Landea  L 

224. 
Einrerleibnng  L  250. 
Einwanderung  L  204. 
Einwohnergemeinde  IL470. 
Einzelminiater  II.  155. 
Einzelriohter  IL  222. 
jEinzelaUt  I.  246.  858. 
Eiaenbahnregal  IL  402. 483. 
Emanoipation  der  Fraaea 
L  197. 

der  Sclaren  L  178. 
der  Engländer  LH. 
Enqnfttes  I.  580. 
Enregiatrement  IL  40T. 
Entänazemng  freiwtlUgt  l 

258. 
Enteignung  I.  232. 
Entlaaaong  L  548.  n.  Ut 

15L 
—  aua  dem  UntertkanM- 

▼erbande  I.  SOä. 
Entsagung  11.  58. 
Entachäd^oag  IL  2S5.  S<7. 

n.  244.  257. 
Entaoheidungagrftndt    IL 

217. 
Entaetsung  IL  5t.  151. 
EntstehongsforflMB  dea8la 

tea  L  287.  253.  2e9. 
Entthronung  II.  59.  ftt. 
Eorla  L  129. 
Ephoren  L  835.  IL  55t 
Erbadel  L  104.  ItH 
Erbämter  IL  125. 
Erbariatokratie  L  84t.  114. 
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Erbfolge  n.  30. 
Erbfolgeordnung  II.  37. 
JBrbmrst  U.  27. 
JBrbhofämter  11.  126. 
Erblichkeit  I.  350. 

des  Adels  I.  114.  143. 
der  Aemfeer  ü.  125. 
des  KönigthninB  I.  333. 
362.  377. 
Erbmonarohie  II.  21. 23. 27. 
Erbrecht  I.   135.   518.   n. 

24.  29. 
—  politisches  I.  101.  333. 
Erbschaft  priTatreohtiiohe 

n.  38. 
ErbschaftsgebQhren  II.  407 . 
Erbstände  I.  103. 
Erbtoohter  II.  38. 
Erb  Verbrüderung  II.  31. 
Erbrertrag  II.  31. 
Erfindungspatente  11.  408. 

452. 
Ergebung  I.  258. 
Erheiterung  des  Yolkes  n. 

194. 
Eroberung  I.  242.  258. 
Erpressung  n.  162. 
Ersatzheer  II.  173. 
Ersatzmänner  I.  509. 
Erstgeburt  I.  135. 
Erzeugung  der  Gesetze  I. 

549. 
Erzeugung  des  States  1.237. 
Erziehung  öffentliche  1.307. 

334.  II.  339.  351. 
Esqaires  I.  135. 
l^tats  generaux  I.  480. 
Eupatriden  I.  104.  312. 
Ewigkeit  der  Statsverträge 

I.  15. 
Excommunication   II.  272. 

336. 
Exeoution  der  Strafnrtheile 

n.  105. 
Existenz  II.  499. 
Expropriation  1.232. 11.256. 
Extraposten  II.  401. 

F. 

Fabrikarbeiter  I.  172. 
Fabrikanten  I.  516. 
Fabrikation  II.  440.  447. 
Fabriken  statliohe  II.  389. 
Fabrikherr  11.  450. 
Fabrikräthe  II.  451. 


Fabrikzeichen  n.  452. 
Facultaten  II.  370. 
Facultätswissensohaften  II. 

381. 
Fahrpost  II.  401. 
Faits  aooomplis  I.  24. 
Falkner  I.  381. 
Falliten  I.  210. 
FamiUe  I.  34.  185.  n.  351. 
Familienerbfolge  n.  30. 
Familiengenossensohaft   I. 

136. 
Familiengesetze  I.  13. 
Familieastiftungen   I.  515. 
Familienverbindung  I.  83. 
F^aut^  I.  385. 
Fehderecht  II.  205.  552. 
Feste  kirchliche  II.  331. 
Feudaladel  I.  120. 
Feudalmonarohie  I.  384. 
Feuerpolizei  I.  189. 
Fichte  I.  68. 
FideUtas  I.  385. 
Fides  I.  120. 
Finanzgosetze  I.  547. 
Finanzhoheit  U.  108.  386. 
Finanzministerium  II.  155. 
Finanzwesen  II.  386. 
Finanzzölle  II.  434. 
Fiscas  II.  67.  77.  253. 
Förderungsbefehle  II.  105. 
Formenstat  I.  290. 
Foy  I.  385. 
Frane-homme  I.  122. 
Franzosen  I.  12. 
Frauen  I.  196.  209. 
Freeholders  I.  506. 
Freie  I.  105.  147. 

—  schöffenbare  142. 
Freierklärung    des    Berg- 
baus II.  395. 

—  der  Neger  I.  178. 
Freiheit  politische  II.  526. 

als  Rechtsbegriff  II.  492. 

als  Selbstbestimmung  II. 
495. 

geistige  II.  492. 

individuelle  1. 307.  n.499. 

menschliche  II.  493. 

natfirliche  II.  492. 

religiöse  II.  268. 

sittliche  II.  492. 
Freiheitsbriefe  I.  487. 
Freisassen  I.  132. 
FreizOgigkelt  1. 207.  II.  505. 


Fremde  I.  200.  11.  208. 
FremdUngsreoht  I.  207. 
Frevel  n.  283. 
Friedensbreoher  n.208.233. 
Friedensrichtern.  182.221. 
Friedensschlflsse  I.  223.  II. 

87. 
Friedrich    der   Grosse    I. 

71.  421. 
Fflrsten  I.   124.   138.  361. 
Fürstensouveränetät  II.  12. 

20. 
Fflrstenthiimer  deutsche  L 

226. 


Blnntsohli,  allfj^emeine«  3Utsrocht.  U. 


Gabella  hereditaria  I.  207. 
Gallicanische  Kirche  II.3 1 0. 
Garibaldi  I.  418. 
Gaue  I.  226. 
Gaugrafen  I.  382. 
Gebietserweiterung  I..216. 
Gebietshoheit  I.  219.  * 
Gebrechen  körperliche  n. 

56. 
Gebahren  II.  134.  404. 
Gebundenheit     Undwirth- 

Bohaftlicher  Gfiter  II.  442. 
Gedankenfreiheit  II.  511. 
Gefälle  II.  404. 
Gefolge  des  Königs  I.  364. 

385. 
Gehorsam  II.  136. 
—  verfassungsmässiger  I. 

448. 
Geistliche  I.  150.  169.  516. 

U.  41. 
Gold  n.  423.  427. 
Geldbuszen  II.  143.  407. 
Geldmacht  I.  357. 
Gelehrtenaristokratie  1.348. 
Gelehrtenschulen  II.  365. 
Gemeindeämter  I.  172. 
Gemeindeaussohflsse    II. 

475. 
Gemeindebann  II.  488. 
Gemeindebeamte  II.  476. 
Gemeindebeschlflsse  11.480. 
Gemeindebflrger  I.  210. 
Gemeindebürgerrecht     11. 

261.  469. 
Gemeiudegut  II.  491. 
Gemeinden  I.  170.288.503. 

U.  109.  260.  454. 
Gemelnderäthe  II.  475. 
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QemeindeyerfassuDgl.  325. 
OemeiodeversAmmlung  II. 

460.  480.  486. 
Qeineiodevennügen  II.  488. 
Oemeindovoratand  II.  469. 

474. 
Oomeine  I.  472. 
Gemeinfreie  I.  104.  151. 
OeDeralfldTocaten  II.  236. 
Oenenilprocuratoren       II. 

236. 
OeneraUtande  I.  480. 
GenoMsenschaften   II.  260. 

324. 
Gentils-hommcsl.  122. 125. 
(ientlemen  I.  133.  159. 
Genfcry  I.  132.  133. 
Gcomoren  I.  105. 
Gerechtigkeit  I.  70.  11.249. 

552. 
Gerechtsame  nutzbare   II. 

Gericht    I.     461.    560.   II. 

111.  200. 
Gericlitsbann  I.   380.    389. 
GorichtHbarkeit     II.     102. 

207.  247. 

nkademi8che  II.  369. 

frei  willige  II.  218. 

kirchliche    L    107.    194. 
II.  335. 
Gorichtttbcrathung  II.  215. 
GeriohtHgobQhren    11.  406. 
GoriohtrtherrNcliBrt    I.  3r)7. 
Gerichtshöfe  II.  242. 
(termnnen  1.  11. 
GorouHie  I.  334. 
Gcdnmmterneuerung  I.  510. 
G«*HammtminiHterium       11. 

155. 
GcMammtMtAt  I.  49.  245. 
Gonandte  II.  86. 
(Jexehiohte  politische  I.  3. 
Geschlecht  I.  335. 
Go8chlechterI.136.15l.186. 
Geschlecht<ari*«tokratte     1. 

348. 
Getchlechtiköiiigthnm      I. 

3:.6.  3:.9. 
«Jeschworene  1. 463.  II.  227. 
(h'HchworenengerIcht        1. 

404.  U.  227. 
Ge«ohworenenliste  II.  23^. 
ile^ehworenenTcrfaffsung 

1.  H25. 


Oesellen  I.  171.  II.  446. 
GeselUchaften  II.  324. 
Geselbchaftspolizei  IL  194. 
GeqellacbaftSTertrag  I.  6d. 
Gesetz   I.   3.  12.  394.  532. 

545.  549.  II.  18. 
Gesetzesantrag  I.  528. 
Qesetzesauslegong   I.  570. 
Geaatzesberathung  I.  550. 
Gesetzesgiltigkeit  I.  556. 
GesetzesTorschlag  I.  549. 
Gesetzgebung  I.  342.  377. 

393.  445.  521.  II.  90. 
Gesetzgebongdkörper       1. 

487.  511.  519.  546. 
Gesindepolizei  II.  194. 
Gesundheitspolizei  II.  187. 
Gewalt  I.  393.  454. 

gesetzgebende  1. 283.458. 
490. 

innere  II.  90. 

obrigkeitliche  II.  121. 

richterliche  I.  458.  461. 

soureräne  I.  393. 
Gewalttheorie  I.  267. 
Gewerbcanstalten    II.  388. 
Gewerbefreiheit  11.445.509. 
Geworbeordnung  II.  509. 
Gewerbesteuer  II.  418. 
Gewerbsbefugnisse  II.  262. 
Gewerbsconccssionen      II. 

408. 
Qcwerbsmonopole  I.  548. 
Gewerbsschulen  II.  362. 
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Provinzialregierung  I.  226. 
Provinzialstände  I.  226. 
Prudhommes  I.  152. 
Prflfnngen  I.  367. 530.  551. 

557. 
Prytanien  I.  310.  312. 
Publica  tion  I.  556. 
Pnffendorf  I.  68.  II.  289. 


Quarant&neanstaUenII.188. 
Quartiere  II.  476. 
Quiesoirung  II.  146. 

R. 

Rang  II.  94.  133. 
Ra^sim  I.  77.  95. 
Ra»seuadei  I.  145. 
Ksssensy Stern  I.  203. 
RassensUt  I.  290. 
Rath  athenaeischcr  I.  312. 
Ratb  der  Ffirsten  1.  362. 
Rith  der  Gemeinde  II.  487. 
Räthe  1.  151.  323.  468.11, 

155.  487. 
Realgymnasien  U.  363. 
Reallasten  II.  443. 
Realreohte  I.  548. 
'Realunion  I.  249. 
(Rocht  1.  82.  273. 
'Rechte  individuelle  1.  70. 
—  nationale  L  16.  86. 


Rechte  effeacficke  L  4  f^' 
—  poUtiseke  I.  M4. 
Rechtlosigkeit  IL  2»*. 
Reehtabewvsztscin    L    r 

n.  214. 
RechkseoasiileAl  U.  4^'. 
Rechtsflndimg  IL  W^. 
Rechtsfrage  IL  S37. 
Rechtsgesehichle  L  S- 
Reehtsgletehheit  IL  S2< 
Rechtsideen  I.  18. 
ReehtsinstitiitioBen   L   ^* 

546. 
Reohtsordniuig  L  564. 
Rechtspflege  I.  S25. 449.  U 

207. 
Rechtsregel  I.  54«. 
Rechtssstze  L  18. 
Rechtssohute  I.  tS. 
Rechtsstot  L  56.  €9.  391. 
RechtsstiUstand  IL  1<K. 
RechUverbindUehkeit   d-r 

Gesetze  I.  545.  556. 
Recorders  II.  480. 
Recuüationsrecht  U.  240. 
Redefreiheit  I.  551. 
Redner  athenische  I.  ^r» 
Referendarius  I.  381. 
Reform  L  146.    U.  16.  IT. 
Reformation  II.  308. 
Reformationsrecht  IL  3.>^. 
Regale  I.  222.  IL  392.  4V->. 
Regalitit  L  222.  IL  256. 
RegentensooTer&netät  IL'> 
Regentin  neu  I.   196. 
Regentschaft  n.  27.  53.  «: 
Regierungsbeamte   I.   äto. 

IL  122. 
R^iemngsbehorde  IL  t :  * 
Regierungsbezirke   L  22« 
Regiernng^igesetse    I.  54T 
RegieruDg^gewalt    I.   2^  - 

369.  461. 
Regierungsreehte  IL  ^5.  >> 
Regiernngswirthseliafk   11 

386. 
Regiment  I.  461.  IL  1:^• 
Regrcdienlerbin  U.  3.<. 
Reichsadel  L  I3X  141. 
Reieh^ßrsken   L  110.  14i 
Reichsf&r»tenrath  L  331. 
Reiehstnsigmen  IL  64. 
Reichskammergeriehi      I 

569. 
Reiehabhen  L  12UL 
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Reichsoberhanpt  deaUches 

I.  247. 
Reichsstandschaft    I.    139. 

466. 
Reiohstag  I.  247.  467.  480. 
—  österreichischer  I.  429. 
Reiohsrerfassung^  I.  569. 
Reiobsrerwesung  H.  54.  61. 
Reich thoiii  I.  506.  515. 
Reisefreiheit  11.  509. 
Religion    I.    U.    212.   465. 

II.  41.  264. 
Religionsfreiheit  I.  214.  II. 

268. 
Religionsgesellschaft      II. 

313.  317. 
Renten  11.425. 
Repräsentation  I.  379.  505. 
Repräsentationsgewalt    II. 

85. 
Reprisen  tationskosten    11. 

134. 
RepräsentatiTdemokratie  I. 

319.  326.  499. 
Repräsentationsrechte      I. 

132. 
Repräsentativ  System  1. 379. 

398.  484. 
Repräsentativrerfassung  I. 

323.  424.  455.  466. 
RepriUentativ  Versamm- 
lung I.  323.  491. 
Repressivpolizei  II.  185. 
Republik  I.  289.  II.  57. 
—  moderne  repräsentative 

I.  292. 
Rescripte  I.  110. 
Reserratrechte  II.  106. 
Reserven  II.  174. 
Residenzstädte  II.  481. 
Resignation  II.  145. 
Resolution  I.  529. 
Revolution  II.  17. 
Riches-omes  I.  121. 
Richter  1.510.  11.101.226. 
Richterämter  11.  130. 
Richtercollegien  II.  223. 
Richterehre  II.  223. 
Ritter  I.  104.  142. 
Ritteradcl  I.  126. 
Ritteraristokratie  I.  348. 
Ritterlehon  I.  142. 
Ritterschaft    I.    117.    133. 

470.  481.  11.411. 
Ritterthum  I.  122.  348. 


Römer  I.  11. 

Roturiers  I.  121.  122. 126. 

163. 
Rousseau  I.  68. 
Rückwirkende   Kraft    der 

Gesetze  I.  570. 
Ruhegehalt  II.  135. 
Rnszland  I.  399. 

s. 

Sachen  herrenlose  I.   221. 

—  öffentliche  I.  231. 
Sachsen  I.  425. 
Säcularisation  I.  141. 
Salus  publica  I.  71.  II.  112. 
Salzregal  II.  396. 
Salzsteuer  II.  396. 
Sammlungen  II.  349. 
Sanction  I.  322.  378.  393. 

533.  II.  91. 

—  pragfmatische  II.  33. 
Sapientes  II.  480. 
Säte  I.  487. 

Savigny  I.  72. 
Scheidung  I.  193. 
Schiedsgerichte  IL  219. 
Schifffahrt  II.  432. 
Schleiermacher  I.  285. 
Schlieszung  der  Kammern 

I.  533. 
Schmitthenner  I.  74. 
Schöffen    I.    463.   II.    103. 

226.  476. 
Schöffenbar  Freie  I.    142. 
SchoUie  I.  161. 
Schriftlichkeit  I.  508. 
Schulbildung  II.  337.  339. 
Schulden tilgungsanstalt  II. 

425. 
Schulen    I.    465.    II.    109. 

353.  362. 
Schulzwang  II.  358. 
Schutzherrn  I.  106. 
Schutzpockenimpfung     II. 

188. 
SchutzzöUe  II.  435. 
Schwerter,  zwei  II.  305. 
Schwurgerichte  II.  2.36. 
Secten  II.  321. 
Seehäfen  I.  473. 
Seigneurs  I.  119.  389. 
Selbstbestimmung   II.  463. 

477.  495. 
Selbsterhebung  II.  23. 


Selbsthilfe  n.  203.  552. 
Selbstrache  II.  205. 
Selbstständigkeit  U.  207. 
Selbstverwaltung   II.    477. 

489. 
Semiten  I.  11.  81. 
Semperfreie  I.  138. 
Senat  I.  342.  512.  II.  456. 
Senatoren  I.  116.534.542. 
Senatusconsulte  I.  343. 461. 

545. 
Sendavesta  I.  299. 
Sendboten  I.  381.  II.  108. 
Seneschall  I.  381. 
Seniores   I.  109.  119.  467. 
Sensale  II.  453. 
Separatio  a  toro  et  mensa 

I.  194. 
Serduscht  I.  299. 
Serfs  I.  163. 
Sermo  regis  I.  379. 
Sheriff  II.  146. 
Sieyes  I.  156. 
Sittlicher  Gehalt  des  SUts 

I.  6. 
Sicherheitspolizei  11.  188. 
Sittlichkeitspolizei  II.  192. 
Sklaven  I.  173. 
Sklaverei  amerikanische  I. 

178. 

—  russische  I.  176. 

—  der  Schwarzen  I.    177. 
Socialismus  I.  230. 
Soldaten  II.  172. 
Soldtruppen  I.  123.  II.  174. 
Solon  I.  312. 
Sonderrechte  II.  245. 
Sonderung    der   Gewalten 

I.  455.  457. 
Souverain  II.  12. 
Souveränetät  I.  393.  II.  I. 

15.  314. 
SouveränetätsfragenII.242. 
Spartiaten  I.  105.  332. 
Spar-  und  Hilfscassen  II. 

447. 
Specialjury  II.  229. 
Spielkartenregal  II.  398. 
Sportein  II.  134.  406. 
Sprachgemeinschaft  I.  84. 
Spruchcollegien  II.  231. 
Stohl  I.  74.  265. 
Stat  I.  17.  51.  66.264.287. 

—  Entstehung  I.  237.  253. 
~  Functionen  I.  457.  530. 
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BUt,  InstitnHon  L  241. 

—  Organe  I.  457. 

—  Penonllchkett  I.  41. 

—  Priratrermogen  II.  386. 

—  Theilong  I.  250. 

—  Yerhältniflz  zur  Familie 
I.  193. 

—  Yerh&ltnlsz  zur  Kirche 
I.  47.  n.  109.  294. 

—  YerhUtnisz  znm  Prirat- 
eigenthum  I.  229. 

—  y  erh&ltnUz  znrReligion 
n.  264. 

—  Yerh&ltnisz   zum   Volk 
I.  86. 

—  Yerhältnisz  zur  Wissen- 
schaft n.  344. 

—  Wesen  I.  87. 
Stalenbildnng  I.  238. 
SUtenbnnd  I.  3^.  245. 
Statsaet  I.  240.  n.  86. 
Statsallmacht  I.  396. 
SUtsamt  n.  91.  121. 
Statsangehorige  I.  200. 
BtetsangesteUte  II.  122. 
Stafcsanlehen  I.  540. 
SUUanwalte   II.  103.  235. 
Btatebeamte  n.  121.  132. 
Siaftsbediente  11.  123. 
Stetsbehdrde  II.  244. 
Statobfirger    L    200.    209. 

463.  503.  U.  5. 
BtotsbOrgerrechtl.  164.208. 

U.  49.  261. 
Statsbfirgerthnm    I.     148. 

150.  492. 
SUtsoredlt  11.  420. 
Statscoltor  L  465.  U.  264. 

385. 
Btatsdiener  n.  120.  145. 
Stetsdienst  U.  120.   145. 
Btetseigenthnm  I.  219. 
Btetselnheit  U.  3. 
Bteatserziehong  II.  351. 
Btetsform  I.  245.  279. 

aristokratische  I.  332. 

demokratische  I.  307. 

monarchische  I.  355. 

theokratisehe  I.  263. 
Btatsgebiet  I.  218.  II.  59. 
Btetegeist  I.  245. 
BtetsgemelDSchaft  I.  84. 
Statogericht  II.  160. 
Btatsgewalt   I.   393.   II.  1. 

18.  116.  120. 


Stetsgnt  n.  886. 
Stetshanahalt  1.486.522  JS39. 
Stetshoheit  I.  393.  II.  1. 
Stetoidee  I.  43. 

germanische  I.  61. 

hellenische  I.  54. 

mittelalterliche  I.  60. 

moderne  I.  64. 

romische  I.  56. 
Stetokaase  II.  77. 
Stetskirche  n.  288. 
Statsklage  II.  160. 
StatokSrper  L  460. 
Steteleben  I.  2. 
Stetsmacht  I.  393.  II.  1. 
StetofaUe  II.  2. 
Stetomfinner  I.  20. 
Stetsminisierien  11.153.155. 
Statemonopolien   II.  397. 
Stetsnothrecht  II.  116. 
Steteoberhanpt  I.  167.  490. 

n.  1.  22.  62.  116. 
Stetsorgane  I.  379.  447. 
Stetepapiergeld  II.  423. 
Stetspersonlichkeit  II.  9. 
Stetepolizei  II.  186. 
Stetopost  II.  399. 
Steteprincipien  I.  70. 
Statoprfifong  II.  128. 
Staterath  1. 419.11. 163. 247. 
Stetorechnung  I.  540. 
Stetereoht  L  1.  10. 
Stetsregierang  I.  393.  446. 
Stetereligion  U.  265.  287. 

291. 
Stetoscholden  II.  420.  423. 
Stetsschatz  I.  208. 
Statosecretäre  I.  419. 
Statosoareranetät  II.  5. 10. 

11.  14. 
Statosprache  I.  87. 
Stetostrasze  II.  430. 
Stetoüberordnung    I.    451. 

n.  3. 

Steteunabhängigkeit  II.  3. 
StetoTergehen  II.  162. 
Steterermogen  II.  67. 
8tete?ertrigo    I.    14.    525. 

668.  II.  23.  «8. 
Staterolk  I.  84. 
Stetewirthschaftepolizei  11. 

199.  384. 
Stetoirissenschaft  I.  66.  II. 

344. 
Btadtbfirger  I.  320. 


Stedtbfirgerrecht  n.  456. 
Stedtbflrgerthnm  I.  155. 
Städte  I.  471.  482.  IL  455. 
Städtesteten  L  220. 
Stadtgemeinde  U.  460. 467. 

475. 
Stedtherm  I.  479. 
Stedträthe  U,  476.  4S7. 
Stadtschreiber  II.  480. 
Stedtrerordnetell.  476.487. 
Stamme  I.  94. 
Stemmgutssnccesaion  II.nii. 
Stend  dritter  I.  156. 
—  rierter  1. 157.  165. 
Stände  I.  102.  339. 
Ständerath  I.  513. 
Standesgehalt  n.  134. 
Standesherrn  1. 138.  II.  35. 
Stendearerhältnisse  II.  f  61. 
Stendrecht  11.  113.  Sil. 
Stetistisdie  Bnreaox  U.U^. 
Steinten  I.  13. 
SteUvertretnng  II.  485.499. 

n.  85.  172. 
Stempelgebühren   n.   44^5. 

6  IB. 
Steuern  L  486.  II.  253.  419. 
SteuerbewUligong    L    404. 

448.  524.  536. 
Steuerfreiheit  1. 549.  U.  25«. 
Steuergesetzgebung  L  4*<^. 
Steuerhoheit  n.  410. 
Steuerpflieht  I.  537.  U.  410 
Steuerrecht  II.  393.  409. 
äteuerrerweigernng  I.  537. 
Stimmrecht  allgemeines  I. 

172.  209.  492. 
Storthing  L  420. 
Strafen  n.  142.  204. 
Strafgesetze  L  547. 
SträfUnge  L  210. 
Strafmilderung  II.  104. 
Strafproeesz  I.  8. 
Strafrecht  L  8.  II.  77. 
Strafreehtopfle^<>    n.    2i»v. 

232. 
Strafnrtheile  II.  lOS. 
Straszen  II.  429. 
StraszenpoUzei  II.    199. 
Straazenregal  II    403. 
Streitigkeiten  Tölkerrrr!.:- 

liehe  U    242. 
Studenten  II.  367. 
Sudras  I.  98. 
Sultene  I.  299. 
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Sapremat  II.  1.  297. 
Siupension    II.   118.    148. 

152.  518. 
Symmaohie  I.  244. 

T. 

Tabakregie  U.  897. 
TagTolker  I.  80. 
Taxen  II.  405. 
Telegraphenregal  n.  401. 
Telegraphenwesen  II.  438. 
Tenure  I.  887. 
Testament    des    Regenten 

n.  81. 
TÜalweg  I.  217. 
Thane  I.  129. 
Thatfrage  U.  229.  237. 
Theilnng  I.  250.  259. 
Theokratie  1.265.281.294. 
Theokratislrende  Btaten  I. 

287. 
Theorien  I.  52.  259.  285. 
Theten  I.  105. 
Theaeningsnoth  II.  487. 
Thrftl  I.  108. 
Thronfolge  II.  81. 
ThronfolgeOhigkeit  U.  40. 
Thronfolgeordnnng  II.  88. 
Thronrede  L  531. 
Tiers  6taX  I.  156* 
Titolatoradel  I.  128.  144. 
Tod  bflrgerlioher  II.  502. 
Todesstrafe  II.  501. 
TodetvrftheUe  IL  105. 
Todtmhesehan  IL  188, 
Trennnng  der  Gewalten  L 

455.  458. 
Trennung    Ton  Stat    nnd 

Kirche  II.  287.  811.  812. 
Trenadel  L  117. 
Tl«ne  L  120.  855.  IL  186. 

189. 
Treaeeid  I.  885. 
Treaererbindnng  L  884. 
Tribimat  U.  560. 
Tribnnns  oelenim  L  869. 
Tribatcomitien  I.  840. 
Trappen  L  128. 
Tyrannis  I.  279. 

u. 

üeberordnnng  statUohe  II. 

3.  801. 
Uebertritt  n.  276. 
UebungscoUegien  II.  374. 


Umstand  I.  479. 
Unabhängigkeit    der    Ge- 
richte L  404.  U.  207. 
Unabhängigkeit  des  Stats 

n.  8.  14. 
Unabh&ngigkeitserklamng 

L  251. 
Unabsetzbarkeit  L  548.  IL 

148. 
Unentgeltliohkoit     der 

Yolkssohnle  n.  859. 
UnfiLhigkeit  des  Ministers 

L  548. 
Unfähigkeit  des  Regenten 

U.  56.  59.  117. 
Unfehlbarkeit  des  Königs 

n.  80. 
Ungarn  I.  429. 
Union  I.  245.  247.  258. 
Universalmonarohie  L  52. 
Universitäten  n.  867. 
Unsichtbarer  Stot  I.  277. 
Unterdrückung  II.  554. 
Untergang  des  Btats  I.  287. 

255. 
Unterhalt  IL  184. 
Unterhaus  L  181.  402.472. 
Unterrichtsmethode  II.  861. 
Uaterstfitsnngspflege      n. 

196.  437. 
Unterstfltsangspoliaei     II. 

195. 
Untersuchung  H.  104. 168. 
Unterthanen  I.  86. 
Unterwerftmg  I.  258. 
UntheUbarkeit  L  228.251. 

n.  84. 
Unyerantwortliohkeit       L 

404.  n.  19.  71.  78. 
UnTeräusserlichkeit      des 

Statsgebiets  I.  228. 
UnrerletsUchkeit  des  Re- 
genten II.  64. 
Uradel  I.  104. 
Urkundsmänner  II.  480. 
UrtheU  U.  200. 
UrtheUerL  468.  IL  103.225. 
UrvöUcer  L  81. 
Urwähler  I.  503. 
Usurpation  1. 26.  II.  23. 60. 

V. 

Yalvassores  I.  153. 
Vasallen  I.  119.  142.  384. 
469. 


Blnntiebll,  «llrtBieiBM  Stattrsebt.  n. 


Yaterland  I.  42. 
Yayasseurs  L  122. 
YerantwortUchkoit     der 
Fürsten  I.  266.  IL  71. 

—  der  Minister  I.  404.  IL 
88.  118.  158. 

—  der  Stände  L  486. 
Yeräuszerung  1. 223.  II.  58. 
Yerbannung  I.  208.  II.  508. 
Yerbesserungsanträge      I. 

554. 
Yerbote  n.  110. 
Yerbrauchssteuem  n.  416. 
Yerbreohen  n.  233. 
Yerbriefung    der    Yer£s8- 

Bung  I.  394.  448. 
Yerbum  regis  I.  879. 
Yerbflndung  I.  244. 
Yerdienstaristokratie  1.517. 
Yereine  politisohe  II.  537. 

—  religiöse  II.  332. 
Yereinsrecht  II.  356. 
YerÜMSunflr  I.  8.  894.  447. 

484. 

—  der  Kirche  11.318.834. 
Yerfsssungsänderungen  I« 

288. 
Yerfassungseid  des  Heeres 
n.  97. 

—  des  Monarohen  II.  79. 
Yerfisssongsfragen  IL  248. 
Yerfisssungsgesetse  I.  322. 

894.  447.  546. 
Yerfassungswidrigkeiten  L 

558.  U.  189. 
Yerfolgung  YonAmtswegen 

U.  103.  206. 
Yergehen  II.  238. 
Yerhaftung  IL  506* 
Yeijährung  statliehe  L  22. 

25.  n.  60. 
Yerkaufbwerth  I.  235. 
Yerkehr  öffentlicher  11.386. 
Yerkündung  der  Gesetie  L 

549.  556*  IL  91. 
Yerlassenschaft  statsreoht- 

liehe  n.  38. 
Yerlust     der     Herrschaft 

n.  58. 
Yermittlung    friedensrieh- 

terliohe  II.  220. 
Yermögen  I.  211.  504. 
Yermögensaristokratie     I. 

514. 
Yermögenssteuer  II.  413. 

37 
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YenuuftreelU  I.  SO. 
Yerordnuigeii   I.  13.  522. 

n.  110.  165. 
Yemth  IL  162. 
▼erMmiwIn  ngen  eonsdtiii* 

rende  IL  20. 
Tentammlaiigsrecht  L  404. 
Yenetsimg  U.  14S.  152. 
YentaatOMkg  L  193. 
Yentfimmelimg  IL  503. 
YertegoBg  L  533. 
Yertheilimg    des    Reiehe« 

L  258. 
Yertrag  stellioher  L  14. 
Yertragsprineip  L  486. 
Yartngstbeorie  I.  269. 
Yertretong    stindiscfae    I. 

501. 
Yenutreiraflg  IL  162. 
Yerwaitang  n.  885.  480. 
Yerwmitiiiigsoompeteiii  IL 

248. 
Yenraltniigsgeriehtihof  n. 

247. 
Yerwaltnngagesetn  L  547. 
YerwmltaBgBreeht  II.  245. 
Yerwaltengireehtspflege 

IL  242. 
Yerwaltnngsstreitigkeiten 

IL  166.  247. 
Yenramiuig  II.  518. 
Yarweifl  n.  143. 
Yerweisang  II.  508. 
Yeto  I.  322.  491.  IL  818. 
Yieinmlwege  II.  430. 
YiwNBtet  L  122.  124. 
Yiotor  Enmuinael  I.  417. 
Vielregiererei  IL  178. 
Vigvien  L  122. 
^lUana  L  163. 
Tillici  majores  I.  163. 
YisAS  L  98. 
VisiUtionen  n.  103. 
Vtsgrmfen  I.  136. 
Yladika  I.  305. 
Yogte  I.  154.  479. 
Yogtel  I.  462.  U.  233. 
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